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Die 


eidgenössische  Schulsubvention. 

(Gutachten  an  das  Eidgen.  Departement  des  Innern.) 


I. 

Der  Artikel  27  der  Bundesverfassung,  welcher  von  den 
Befugnissen  des  Bundes  mit  Bezug  auf  das  Schulwesen  han- 
delt, ist  einer  derjenigen  Artikel  gewesen,  um  welche  sich 
in  der  ersten  Periode  der  Verfassungsberatung,  von  1870 
bis  1872,  der  Streit  der  Meinungen  am  lebhaftesten  geltend 
machte.  Seine  jetzige  Fassung,  die  seither  unverändert  blieb, 
ist  das  Resultat  eines  Kompromisses  zwischen  denselben 
und  teilt  das  Schicksal  aller  solcher  Kompromissartikel,  dass 
sie  nicht  erschöpfend  sind  und  manche  Fragen,  welche  die 
Gegenwart  nicht  zu  lösen  vermochte,  der  Zukunft  über- 
lassen.1) 

Für  die  jetzt  vorliegende  Frage  einer  durch  den  Bund 
an  das  Volksschulwesen  der  Kantone  zu  leistenden  Subvention 
ist  daraus  positiv  nur  soviel  zu  entnehmen,  dass  eine  solche 
damals  nicht  beliebte,  sondern  am  14.  Dezember  1871  im 
Nationalrath,  nach  Antrag  seiner  Kommissionsmehrheit  abge- 
lehnt wurde.  Vorgeschlagen  war  damals  ein  Zusatz  zu  dem 
Veriassungsartikel  in  folgender  Fassung:  „Der  Bund  wird 
in  einer  vom  Gesetze  näher  zu  bestimmenden  Weise  die 
Volksschule  unterstützen/  Die  Gründe,  welche  der  Referent 
der  Kommissionsmehrheit  dagegen  anführt,  sind  im  wesent- 
lichen die,  dass  daraus  das  ebenfalls  lebhaft  bestrittene  „Mi- 
nimum" der  Anforderungen  an  die  Primarschule  und  zuletzt 


1)  Eine  Zusammenstellung  der  Diskussionen  enthält,  asser  den 
offiziellen  Protokollen  und  den  in  einem  Bande  publizierten  Refe- 
raten des  «Bund»,  besonders  der  Bericht  von  Droz  aus  dem  Jahre 
1878. 
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eine  Centralisation  derselben  folgen  würde,  und  dass  über- 
haupt diese  Verpflichtung  des  Bundes  ganz  unbestimmt  und 
von  nicht  zu  ermessender   finanzieller  Tragweite   sei. 

Nach  dem  Inkrafttreten  der  Verfassung,  deren  definitive  Be- 
stimmungen in  Art.  27  auch  noch  das  Minimum  beseitigt  und  bloss 
die  Forderung  eines  „genügenden  Primarunterrichts"  beibe- 
halten hatten,  trat  zunächst  bei  den  schweizerischen  Lehrer- 
versammlungen mehr  die  Forderung  eines  eidgenössischen 
Schulgesetzes  auf,  welches  jedoch  in  der  Form,  in  der  es 
am  27.  April  und  14.  Juni  1882  von  den  eidgenössischen 
Käthen  beschlossen  worden  war,  durch  den  bekannten  Refe- 
rendumsentscheid vom  26.  November  1882  dahinfiel. 

Die  damalige  etwas  konfuse  und  leidenschaftlich  geführte 
Diskussion  in  der  Presse  kann  für  den  gegenwärtigen  Fall 
nicht  herangezogen  werden,  da  sie  sich  in  der  Hauptsache 
nicht  auf  die  heutige  Frage  bezog,  und  da  überhaupt,  mehr 
als  die  Vorlage  selbst,  Projekte  von  Schulordnungen  und 
Schulaufsicht  Besorgniss  erregten,  die  man  hinter  dem  ,,  Schul- 
sekretär" bereits  zu  sehen  glaubte. 

Der  Bundesrath  hat  sich  seither  bei  zwei  Anlässen  über 
die  Sache  ausgesprochen,  einmal  bei  Anlass  des  Berichts  vom 
19.  März  1889,  die  Unterstützung  von  Handarbeitsschulen 
für  Knaben  betreffend,  das  andere  Mai  bei  Beantwortung 
der  Motion  Curti  durch  Bundesrath  Schenk,  am  7.  Juni  189S: 
Beide  Male,  nach  unserm  Dafürhalten  nicht  ganz  glücklich, 
indem  er  nur  bewies,  dass  eine  Subventionspflicht  nach  der 
Verfassung  nicht  bestehe  —  was  eigentlich  von  Niemand 
behauptet  wurde  —  nicht  aber,  dass  der  Bund  solche  Unter- 
Stützungen,  die  sich  auf  den  Unterricht  in  irgend  einer  Weise 
beziehen,  nicht  geben  dürfe. 
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n. 

Konstitutionell  kommt  lediglich  die  Frage  in  Betracht, 
ob  auf  dem  Boden  der  jetzigen  Bundesverfassung  eine  solche 
finanzielle  Unterstützung  möglich  sei,  oder  nicht.  Denn  dass 
man  sie  mittelst  einer  Revision  des  Art.  27,  oder  durch  irgend 
eine  neue  Verfassungsbestimmung  anderer  Form  möglich 
machen  könne,  ist  ebenfalls  unbestritten. 

Aus  der  Bundesverfassung  lässt  sich  zunächst  der  Art. 
2  derselben,  welcher  die  Bundeszwecke  angiebt,  zu  Grünsten 
einer  Subvention  anführen,  indem  man  ohne  alle  Übertreibung 
sagen  kann,  dass  derselbe  wenigstens  eine  solche  sicherlich 
nicht  ausschliesst.  Man  hat  schon  öfter  auf  diesen  aligemeinen 
Artikel  Bezug  nehmen  müssen,  wenn  es  sich  darum  handelte, 
der  Eidgenossenschaft  Aufgaben  zuzuweisen,  welche  nicht  in 
einem  Spezialartikel  der  Verfassung  genannt  waren,  dennoch 
aber  unzweifelhaft  in  die  Staatsaufgabe  derselben  gehörten. 
Das  grösste  Beispiel  hiefür  aus  der  neuesten  Zeit  ist  der 
Eisenbahnrückkauf  gewesen,  der  auch  in  keinem  Artikel  der 
Verfassung  ausdrücklich  vorgeschrieben,  oder  gestattet  war. 
Die  Räthe,  sowohl,  als  das  gesammte  Schweizervolk,  haben  die 
Argumentation  zurückgewiesen,  dass  für  jede  Staatshandlung 
der  Eidgenossenschaft  eine  besondere  Legitimation  durch  eine 
Verfassungsvorschrift  vorhanden  seiu  müsse,  und  dass  der 
Eisenbahnartikel  26  die  Rückkaufsermächtigung  nicht  ent- 
halte. 

Genau  der  gleiche  Fall  tritt  nunmehr  ein.  Der  Art.  27, 
welcher  von  der  Schule  spricht,  enthält  eine  Subventionsvor- 
schrift für  die  Volksschule  nicht,  auch  selbst  eine  ausdrück- 
liche Ermächtigung  nur  für  höhere  Lehranstalten.  Dennoch 
sind  auch  bereits  Subventionen  für  industriellen  und  kommer- 
ziellen Unterricht,    für   den  Unterricht   des    weiblichen   Ge- 
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■chlechts,  weittragende  Unterstützungen  für  Kunst  und  für 
Lehrmittel  verschiedenster  Art,  nicht  bloss  gegeben,  sondern, 
durch  dauernde  Gesetze,  die  dem  Volksentscheid  hatten  unter- 
stellt werden  können,  förmlich  eingeführt  worden,  ohne  dass 
Irgend  jemand  darin  eine  Verfassungsverletzung  erblickt 
hatte. 

Gegenfiber  einer  solchen  thatsächlich  zn  Recht  bestehen- 
den Interpretation  der  Verfassung,  ohne  die  eine  ganze  Reihe 
von  allgemein  gewürdigten  Einrichtungen  nicht  bestehen 
könnten,  ist  es  unseres  Erachten»  unmöglich,  von  einer  Ver- 
fassungs Widrigkeit  eines  weiteren  Subventionsbeschlnsses,  für 
die  Volksschulen,  zu  sprechen.  Man  mfisste  sonst  den  Huth 
besitzen,  alles  das  wieder  zu  beseitigen,  was  sich  nicht  in» 
wörtlichsten  Verstände  genommen,  aus  den  Verbalien  des 
Art.  27  ableiten  lasst.  Es  scheint  uns  jedoch,  die  Sache 
müsse  doch  noch  etwas  tiefer  gefasst  werden,  und  es  handle 
sich  in  letzter  Linie  dabei  um  eine  der  Grundfragen  und 
Grundanschauungen  des  BundesstaatsrechtB  überhaupt. 
III. 

Die  eigentliche  konstitutionelle  Frage,  die  hier  vorliegt, 
stellt  sich  so:  darf  die  Eidgenossenschaft  Überhaupt  nur  das 
thun,  was  ihr  durch  irgend  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
der  jeweilen  geltenden  Bundesverfassung  zugestanden  ist, 
und  gehört  alles,  was  sich  nicht  in  dieser  Weise  legitimiren 
läast,  in  das  Gebiet  der  Übergriffe  in  die  kantonale  Souver- 
änität?') 

Wir  wollen  hiebe!  auf  die  etwas  doktrinäre  Frage  nicht 
eintreten,  ob  es   nach  dermalen  geltenden,  oder   vorwiegend 

')  Eine  indirekte  Entscheidung  dieser  Frage  erfolgte  in  der 
Junisitzung  des  vorigen  Jahres  bei  Anlasa  der  Genehmigung  des 
internationalen  Vertrags  über  ciTilprozessualische  Gegenstande.  Vgl. 
Politisches  Jahrbuch  XII,  869. 
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geltenden  Grundsätzen  des  theoretischen  Bundesstaatsrechts 
eine  Souveränität  der  Gliederstaaten  in  einem  Bundesstaate 
gehe  und  demgemäss  die  in  einer  früheren  Periode  unbe- 
strittene Anschauung  von  einer  „Theilung  der  Souveränität* 
in  einem  solchen  Staatswesen  eine  logisch  richtige  sei.  Die 
deutschen  Theoretiker,  seit  Gründung  des  norddeutschen 
Bundes  und  deutschen  Reiches,  haben  angefangen,  dies  zu 
bestreiten  und  nur  dem  Gesammtstaat  Souveränität  zu  vindi- 
ziren,  wogegen  die  Gliederstaaten  bloss  Staaten  ohne  Souver- 
änität, oder  nach  einzelnen  Darstellungen,  sogar  bloss  „ staaten- 
ähnliche Gebilde"  sein  sollen.  Bei  uns  hat  eine  solche  Theorie, 
welche  übrigens  auch  in  Deutschland  der  realen  Sachlage 
keineswegs  entspricht,  keinen  praktischen  Werth,  solange  die 
Art.  1,  3  und  5  der  jetzigen  Verfassung  bestehen,  sondern 
wir  müssen  annehmen,  das  Gebiet  der  gesammten  staatlichen 
Thätigkeit  und  Vorsorge  sei  zwischen  dem  Bund  und  den 
Kantonen  getheilt,1)  wobei  allerdings  die  Theilung  eine  ungleiche 
sein  kann,  ja  es  sogar  schwer  zu  vermeiden  ist,  dass  sich 
daraus  ein  stetes  Schwanken  nach  der  einen  oder  andern 
Seite  hin  ergiebt.  Dies  und  das  daraus  resultirende  Misstrauen 
auf  der  je  weilen  schwächeren  Seite  ist  einer  der  grossen 
Nachtheile  des  Bundesstaates  gegenüber  dem  Einheitsstaat, 
welcher  durch  andere  Vortheile  beständig  ausgeglichen  werden 
muss. 

Die  allein  praktische  Frage  ist  die,  wie  wird  im  einzelnen 
Falle  zu  ermitteln  sein,  ob  etwas  in  das  Rechtsgebiet  der  Kan- 
tone oder  des  Bundes  gehört,  und  dieselbe  ist  offenbar  viel 
schwerer  zu  entscheiden,  wenn  es  sich  nicht  um  eine  grund- 
sätzliche Ausscheidung  ganzer  Abtheiiungen  von  Rechten  handelt, 


*)  Ob  man  dann  das  Recht  der  Kantone  bloss  «Autonomie» 
nennen  will  und  das  des  Bundes  allein  «Souveränität»,  das  hat 
auch  geringe  Bedeutung.    Vgl.  Blumer-Morel  I,  220. 
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wobei  man  z.  B.  sagen  kann,  der  ganze  Verkehr  mit  dem  Aus- 
land ist  Bundessucbe,  mit  sehr  geringen,  von  den  Kantonen 
nach  Art.  9  und  10  nachzuweisenden  Ausnahmen.  Ebenso 
kann  man  z.  B.  sagen,  in  dem  wichtigen  Gebiet  der  Steuer- 
hoheit sind  im  Zweifel  die  Kantone  allein  berechtigt,  und  der 
Bund  besitzt  nur  diejenigen  direkten  oder  Indirekten  Steuern, 
welche  er  aus  der  Bundesverfassung  nachweisen  kann. 

In  den  Schulsachen  hingegen  ist  das  einzelne  Hoheits- 
gebiet selber  gel  heilt ;  sowohl  der  Bund  als  die  Kantone  haben 
ein  Gesetzgebungs-  und  An  fs  ich  tsrecht  in  Schulsachen;  es 
fragt  sich  also,  wie  weit  das  eine  und  das  andere  Recht  geht 
und  welches  zu  präsumiren,  oder  naturgemass  aus  der  Natur 
der  Sache  heraus  zu  folgern  sei.  Hierüber  bestanden  zeit- 
weise verschiedene  Anschauungen. 

In  der  alten  Eidgenossenschaft  vor  der  Reformation 
konnte  die  Frage  nicht  vorkommen,  theils  deshalb  nicht,  weil 
über  die  Souverän itätsf rage  eine  ganz  feste  Theorie  und 
Ausscheidung  nicht  bestand;  sodann  weil  die  Schule,  soweit 
sie  überhaupt  heBtand,  nicht  mit  dem  Staat,  sondern  mit  der 
Kirche  zusammenhing.  Auch  nach  der  Reformation  aber  war 
jedenfalls  von  einer  eidgenössischen  Verfügung  über  die  Schnle 
nur  in  den  paritätischen  Unterthanongebieten  und  wesentlich 
auch  nur  im  Hinblick  auf  die  Erhaltung  der  Paritat  die  Rede. 
Die  heutige  Frage  wäre  für  die  eigentlichen  Orte  und  Zuge- 
wandten nicht  dankbar  gewesen. 

Die  Unterscheidung  der  kantonalen,  oder  eidgenössischen 
Kompetenzen  mit  Bezug  anf  die  Schnle  kommt  unseres  Wissens 
zum  ersten  Mal  in  dem  berühmten  Verfassungsentwürfe  vor, 
welchen  man  die  Verfassung  von  Malmaison  nennt.')  Dort 
wird  im  zweiten  Titel  gesagt,  es  gebe    „eine    Centralorgani- 

')  V'cl.  darüber  die  Festschrift  «die  Bundesverfassungen»  von 
1891.  pag.  348,  und  Politisches  Jahrbuch  X,  pag.  179. 


Die  eidgenössische  Schulsubvention.  9 

sierang  zur  Ausübung  der  Nationalsouveränität  und  eine  Kan- 
tonalorganisierung."  Die  Gegenstände  der  einen  und  anderen 
Organisation  werden  sodann  aufgezählt  und  zu  der  National- 
souveränität gehören  u.  a.:  „Die  allgemeinen  Anstalten  des 
öffentlichen  Unterrichts";  zu  der  „besonderen  Organisierung  jedes 
Kantons"  hingegen  „die  besonderen  Anstalten  für  Erziehung  und 
öffentlichen  Unterricht,  zu  welchen  Ausgaben  besonders  die  Ein- 
künfte der  Eantonalgüter  (die  den  Kantonen  zurückzustellen 
waren),  Zehnten  und  Grundzinse  bestimmt  werden  sollen". 
Die  Ausscheidung  würde  also  in  diesem  ersten  Entwurf  einer 
bundesstaatlichen  Organisation  unseres  Landes  die  gewesen 
sein,  dass  dem  Bund  mutmasslich  die  allgemeine  Organisation 
des  Schulwesens  und  eine  ausgedehnte  Aufsicht  über  dasselbe 
zugekommen  wäre,  den  Kantonen  hingegen  die  materielle 
Sorge  für  dasselbe.  Wobei  wir  nicht  zweifeln,  dass  sie  Sub- 
ventionen gerne  angenommen  hätten,  wozu  jedoch  auf  Seiten 
des  Bundes  zu  geringe  Mittel  vorhanden  gewesen  wären,  ob- 
wohl ihm  die  „Nationalregalien  Salzwerke,  Posten,  Bergwerke 
Zölle  und  Gefälle"  nebst  „Beiträgen  der  Kantone  an  den 
öffentlichen  Schatz"  zugeschieden  waren.  Die  „zweite  hel- 
vetische Verfassung"  vom  20.  Mai  1802,  welche  im  ganzen 
unserer  jetzigen  am  nächsten  steht,  enthielt  ebenfalls  schon  in 
ihrem  fünften  Titel  eine  solche  Ausscheidung,  welche  sagt :  „Die 
allgemeine  Staatsverwaltung  umfasst  alle  Gegenstände  des 
gemeinsamen    Wohles    und   die    der    Souveränitätsausübung 

wesentlich  angehören,  als Die  allgemeinen  Verfügungen 

über  das  Kirchen wesen,  insoweit  es  von  der  weltlichen  Gewalt 
abhängt  und  über  den  öffentlichen  Unterricht",  wogegen  „jeder 
Kanton  seine  Unterrichts-  und  Unterstützungsanstalten,  sowie 
seine  öffentlichen  Stiftungen  jeder  Art  verwaltet."  Im  übrigen 
hatte  diese  Ausscheidung  weniger  zu  bedeuten,  da  der  Charakter 
dieser  Verfassung  nicht  ein  bundesstaatlicher,  sondern  der 
eines  gemässigten  Einheitsstaates  war. 
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Die  grundsätzliche  Frage  einer  Souveränitätsausscheidung 
zwischen  Band  und  Kantonen,  an  Stelle  einer  spezialisiren- 
den  Ausscheidung  der  Kompetenzen,  trat  erst  mit  der  Media- 
tionsverfassung von  1803  und  sodann  derjenigen  von  1848 
auf,  und  hier  hat  das  amerikanische  Bundesstaatsrecht  auf 
das  unserige  einen  Einfluss  ausgeübt.  Die  erste  Verfassung 
der  nordamerikanischen  Union,  die  sogenannten  „Konfödera- 
tions-Artikel" von  1778,  hatte  die  Bestimmung  enthalten,, 
dass  alle  Gewalten,  die  nicht  „ausdrücklich"  dem  Gesammtstaat 
übertragen  seien,  den  Einzelstaaten,  damals  13  an  der  Zahl, 
verbleiben  sollten.  Als  es  jedoch,  nach  kurzem  Bestände  dieses 
lockern  Staatenbundes,  noth wendig  erschien,  denselben  in  den 
jetzigen  Bundesstaat  umzugestalten,  so  wurde  in  dem  10. 
Zusatzartikel  der  neuen  Verfassung  das  Wort  „ausdrücklich" 
mit  bewusster  Absicht  weggelassen,  und  es  entstand  daraus 
die  etwas  sonderbare  Theorie  von  „stillschweigend  verliehenen 
Gewalten",  welche  der  Bund  noch  neben  denjenigen  besitzen 
soll,  welche  ihm  durch  die  Verfassung  mit  Worten  zuge- 
schieden sind.1) 


x)  Rüttimann,  «Das  nordamerikanische  Bundesslaatsrecht  ver- 
glichen mit  den  politischen  Einrichtungen  der  Schweiz»  1,  p.  28.  437. 
Der  Artikel  lautet  seither,  seit  1789 :  «Die  Gewalten,  weiche  durch 
die  Verfassung  weder  den  Vereinigten  Staaten  übertragen,  noch  den 
Staaten  entzogen  worden  sind,  bleiben  den  Staaten  oder  dem  Volke 
vorbehalten.»  Darüber  besteht  eine  bedeutende  amerikanische 
Litteratur,  mit  den  gleichen  Gegensätzen,  die  wir  Gentralismus  und 
Föderalismus  nennen,  die  sich  mitunter,  namentlich  bei  Galhouu  bis 
zu  der  «Nullifikations»-  und  «Seccssionstheorie»  steigerten,  wonach 
es  jedem  Einzelstaate  freistehen  sollte,  nach  seiner  Ansiebt  inkom- 
petente Beschlüsse  der  Bundesgewalt  nicht  auszuführen,  oder  gar 
seinen  Austritt  aus  der  Union  zu  nehmen,  Theorien,  die  wie  Präsi- 
dent Garfield  sagte,  durch  «den  höchsten  Gerichtshof  des  Krieges» 
von  1861  bis  1865  erledigt  worden  sind. 


Die  eidgenössische  Schalßubvention.  11 

Ganz  ähnlich  enthielt  die  schweizerische  Mediationsver- 
fassung vom  19.  Februar  1803  in  Art.  12  die  Bestimmung: 
„Les  Cantons  jouissent  de  tous  les  pouvoirs,  qui  n'ont  pas  6t6 
expressSment  iel6gu£s  a  l'autorite*  föderale."  Das  Wort  „ex- 
press6menta  wurde  im  Jahre  1848  bei  der  Redaktion  der  damaligen 
Bundesverfassung  weggelassen,  und  so  steht  nun  seither  der 
Art.  3  in  den  Verfassungen  von  1848  und  1874,  welcher  die 
wesentliche  formelle  Schutzwehr  der  Kantone  gegen  allfällige 
Uebergriffe  von  Seiten  der  Bundesgewalt  bildet.  Von  still- 
schweigend dem  Bunde  verliehenen  Gewalten  spricht  man 
jedoch  mit  Rechtim  schweizerischen  Bundesstaatsrechte  nicht,, 
sondern  nur  von  einer  natürlichen  Freiheit  der  Interpretation,. 
auf  Grund  einer  logischen  Anschauung  und  Anwendung  der 
Verfassungsgrundsätze,  die  nicht  durch  eine  allzu  stringente 
Verfassungsbestimmung  verhindert  sein  soll.  In  diesem  Sinne 
hat  man  also  seit  jeher  z.  B.  die  eidgenössische  Militärstraf- 
gesetzgebung aus  dem  thatsächlichen  Bestand  einer  solchen 
schon  vor  1848  und  aus  der  jetzigen  Bestimmung,  dass  die 
Gesetzgebung  über  das  „Heerwesen tt  Bundessache  sei,  gefolgert* 
ebenso  eine  eidgenössische  Ehegesetzgebung  über  die  Scheidung 
gemischter  Ehen  und  ein  Eisenbahngesetz  noch  vor  der  jetzigen 
Verfassung  erlassen,  ebenso,  wie  schon  oben  erwähnt,  die 
Rückkaufsberechtigung  des  Bundes  an  den  Artikel  26,  in  Ver- 
bindung mit  dem  Wortlaut  der  Konzessionen,  angeknüpft. 
Ferner  aus  dem  Rechte  des  Bundes  Staatsverträge  mit  dem 
Auslande  abzuschli essen,  sogar  gefolgert,  dass  dieselben  auch 
über  solche  Gegenstände  statthaben  dürfen,  über  welche  dem 
Bund  kein  Gesetzgebungsrecht  für  die  inneren  Verhältnisse 
zustehen  würde.  Es  wird  auch  Niemand  praktisch  bezweifeln,, 
dass  trotz  dem  Wortlaute  des  Artikels  3  der  Bundesverfassung 
die  Präsumtion  für  die  Kompetenz  im  gesammten  Gebiete  des 
Militärwesens  dem  Bunde  zusteht,  und  den  Kantonen  nur  die« 
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jenigen  Rechte  vorbehalten  sind,  welche  die  Militärartikel  der 
Verfassung  und  die  ausführenden  Gesetze  ausdrücklich  nennen. 
Hier  hat  sich  also  durch  die  zwingende  Gewalt  der  Logik  die 
Präsumtion  des  Artikels  3  zu  Gunsten  der  Kantone  in  ihr 
Tolles  Gegentheil  umgewandelt. 

Es  könnte  die  Frage  sehr  begründet  erscheinen,  ob  nicht 
bei  \i;lasä  einer  künftigen  Totalrevision  die  Kantone  besser 
thim  ffürden,  an  Stelle  einer  solchen  allgemeinen  Erklärung-, 
wie  sie  der  Artikel  3  der  Bundesverfassung  enthalt,  sich  einige 
ausdrücklich  genannte  „Reservatrechte*  auszubedingen,  wie 
sie  für  einzelne  Staaten  im  deutschen  Reichsstaatsrechte  be- 
stellen. Im  ganzen  aber  beruht,  bei  uns  noch  viel  mehr  als 
in  den  anderen  noch  bestehenden  Bundesstaaten,  die  Sicherheit 
der  Einzelstaaten  gegen  eine  wirkliche  Vergewaltigung  auf 
der  Geschichte  und  auf  der  Verschiedenheit  der  Völkerschaften, 
aus  denen  sie  zusammengesetzt  sind.  Würden  sie  sich  zn 
einem  Einheitsstaate  ohne  Schwierigkeit  eignen,  so  würde  ein 
solcher,  der  an  sich  die  viel  natürlichere  und  weniger  kompli- 
zirte  Staatsform  ist,  schon  langst  entstanden  sein. 

Weil  sich .  aber  diese  Völker  in  einer  völligen  Ver- 
schmelzung aller  ihrer  Interessen  und  bei  einer  ganz  gleich- 
artigen Regierungsform  bis  ins  Einzelste  hinein  nicht  wohl 
befinden  und  niemals  wohl  fühlen  werden,  so  ist  bei  ihnen  die 
zusammengesetzte  Staatsform  entstanden,  die  dieses  Korrektiv 
in  sicli  selber  trügt.  Es  ist  bisher  noch  niemals  aus  einem 
Bundesstaat  ohne  fremde  Gewalt  ein  Einheitsstaat  entstanden, 
und  die  Gefahr  ist,  namentlich  bei  uns,  sehr  viel  grösser,  dass 
diese  Staatsform  manche  nützliche  Fortschritte  des  Ganzen 
hindere,  als  dass  durch  sie  einzelne  Kantone  an  einer  bessern 
Entwicklung  gehindert  würden.  Es  möchte  ziemlich  schwer 
sein  darzustellen,  welches  Mass  von  grösserem  Wohlsein  die 
schweizerischen  Kantone,  alle  oder  bloss   einzelne,  gemessen 
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würden,  wenn  kein  Bundesstaat,  oder  keine  Centralisation  in 
dem  Masstabe  der  gegenwärtigen  bestünde. 

Was  die  Kantone,  oder  einen  Teil  der  Bevölkerung  be- 
wegen wird,  die  ihnen  anzubietende  Subvention  für  ihr  Volks- 
schulwesen abzulehnen,  wird,  insofern  dies  geschieht,  nicht  die 
Betrachtung  sein,  es  sei  eine  solche  Subvention  vielleicht  nicht 
in  völligem  Einklänge  mit  der  Verfassung,  wie  auch  der  bei 
weitem  grössere  Theil  der  Rückkaufgegner  das  Eisenbahn- 
rückkaufgesetz sicherlich  nicht  aus  bloss  konstitutionellen  Be- 
denken verworfen  haben,  sondern  man  befürchtet  das,  was 
hinter  der  Subvention  herkommen  könnte,  eine  zu  grosse 
schulmeisterliche  Reglementirung  nach  einem  und  demselben 
Massstab,  eine  unschweizerische  Anlehnung  an  allerlei  fremd- 
artige Schul-  und  Erziehungsmethoden,  eine  Neigung  in  die 
berechtigten  konfessionellen  Interessen  rücksichtslos  einzu- 
greifen. Alles  Dinge,  die  schon  im  Jahre  1882  bei  der  Ab- 
lehnung des  „  Schulsekretärs a  eine  Hauptrolle  spielten ;  womit 
sich  bei  Manchen  auch  noch  die  im  ganzen  nicht  unberechtigte 
Furcht  davor  verbinden  wird,  der  Eidgenossenschaft  eine  sehr 
grosse  und  fortan  unabänderliche  jährliche  Ausgabe  aufzu- 
bürden. Wenn  die  Eidgenossenschaft  darüber  allseitige  Be- 
ruhigung verbreiten  kann,  so  wird  sich  schwerlich  ein  grösserer 
Theil  des  Schweizervolkes  an  der  konstitutionellen  Frage  aliein 
noch  stossen. 

Man  darf,  das  Gesagte  resümirend,  behaupten,  die  Eid- 
genossenschaft ist  nicht  bloss  befugt,  diejenigen  Massnahmen 
für  die  Beförderung  der  öffentlichen  Wohlfahrt  zu  ergreifen, 
welche  ihr  durch  einen  ausdrücklichen  Speziaiartikel  der 
Bundesverfassung,  noch  ausser  der  allgemeinen  Bestimmung 
des  Artikels  2,  Überbunden  sind,  sondern  sie  kann  in  dieser 
Richtung  als  Staat  thun,  was  ihr  nicht  durch  die  Verfassung 
verboten  ist,  oder  was  überhaupt  dem  Staatszweck  nach  der- 


14  Die  eidgenössische  Scbulsiibveulion. 

maliger  Anschauung,  oder  endlich  ihrem  speziellen  Staatszweck 
nach  dermaliger  Verfassung  nicht  augenscheinlich  zuwiderlauft. 
Wir  würden  also  z.  B.  sagen,  die  Einrichtung  irgend  einer 
Staatskirche,  wie  seiner  Zeit  nach  der  Reformation  in  Zürich, 
Bern,  Genf,  die  Einführung  einer  staatlichen  Censur  für  Press- 
erzeugnissc,  wie  sie  früher  allgemein  bestand,  die  Unter- 
drückung oder  äusserst*  Beschränkung  politischer  Vereine, 
wie  sie  das  römische  Staatsrecht  kannte,  die  regelmässige  Atts- 
tlieilung  von  Getreide  oder  anderen  Lebensmitteln,  wie  sie  in 
Eom  und  Athen  bekannt  war,  die  Bezahlung  der  Bürger  für 
den  Besuch  der  Volksversammlungen,  die  Anstheilung  von 
Theaterbilleten,  die  Einrichtung  von  Zünften  mit  gewerblichen, 
oder  gar  politischen  Privilegien  —  das  alles  mögen,  nach 
allfälligen  Ansichten  darüber,  Massregeln  allgemeiner  Wohl- 
fahrt sein,  aber  sie  widersprechen  den  modernen  Ideen  über 
den  Zweck  des  Staates.  Eine  ganze  Reihe  von  andern  Mass- 
rcgeln  widersprechen  den  Anschauungen  unseres  speziellen 
schweizerischen,  oder  unseres  Staates  nach  seinem  jetzigen 
Verfassungssy stein,  wahrend  sie  in  einem  andern  Staatswesen, 
oder  z.  E.  in  einem  solchen  mit  sozialistischer  Staatsverfassung 
als  erlaubte  Massregeln  öffentlicher  Wohlfahrt  erscheinen 
konnten.  Wir  zählen  dazu  Monopole,  wie  etwa  Verstaatlichung 
des  Getreidehandels,  oder  des  Gasthofbetriebs,  oder  Privi- 
legien  von  gewissen  Klassen,  ihre  Vertreter  in  staatlichen 
Behörden  zu  haben,  oder  Wahlen  nach  Proportionalsystem, 
oder  Abschaffung  des  Privateigentums,  oder  Beseitigung 
der  republikanischen  oder  demokratischen  Begierungsform  — 
das  alles  könnte  die  Eidgenossenschaft  nicht  ohne  vorherige 
Verfassuagsrevision,  auf  dem  Wege  einer  blossen  Interpreta- 
tion des  Artikels  2,  oder  irgend  eines  andern  Artikels  der 
jetzigen  Bundesverfassung  beschli essen.  Dagegen  ist  eine 
Auslegung  der  Bundesverfassung  zu  Gunsten  einer  Schulsub- 
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Yention,  im  Sinne  einer  Massregel  von  evidenter  öffentlicher 
Wohlfahrt  nach  Artikel  2  der  Bundesverfassung  möglich,  nnd 
weder  durch  den  allgemeinen,  oder  den  speziellen  Staatszweck 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  ausgeschlossen,  noch 
durch  den  Artikel  27,  oder  irgend  einen  andern  Artikel  ver- 
boten. 

Alles  das  aber  unter  den  folgenden,  ebenfalls  in  der 
Natur  der  Sache  liegenden  Restriktionen : 

IV. 

Es  sind  namentlich  zwei  Restriktionen  zu  machen,  beide 
mit  der  Begründung,  dass  ihre  Nichtbeachtung,  wenn*  nicht 
dem  Wortlaut,  so  doch  dem  Sinne  des  Artikel  27  der  Bundes- 
verfassung widersprechen  würde.  Denn  wie  der  Artikel  27 
nicht  beanspruchen  kann,  alles  und  jedes  buchstäblich  zu  ent- 
halten, was  der  Eidgenossenschaft  in  Schulangelegenheiten 
erlaubt  sein  soll,  sondern  einer  verstandigen  Interpretation 
in  dieser  Richtung  unterliegt,  ebensowenig  darf  er  irgendwie 
aufgehoben,  umgangen,  oder  in  seiner  wirklichen  Anwendung 
verunmöglicht  werden,  indem  man  etwas  beifugt,  was  seiner 
Intention  geradezu  zuwiderläuft. 

1.  Die  Eidgenossenschaft  kann  die  Kantone  nicht  zwingen, 
eine  Subvention  und  die  damit  verbundene  Kontrolle  über 
deren  richtige  Verwendung  anzunehmen;  die  Schulsubvention 
hat  also  in  diesem  Sinne  eigentlich  nicht  den  Charakter  eines 
Bundesbeschlusses,  sondern  eines  Konkordats ;  der  zu  fassende 
Beschluss  darf  nur  die  Eidgenossenschaft  ermächtigen,  den- 
jenigen Kantonen,  die  darum  einkommen  werden,  unter  ge- 
wissen Bedingungen  Subventionen  zu  verabfolgen,  und  es  wird 
sich  dann  zwischen  diesen  Kantonen  eine  Art  von  konkordats- 
mässiger  Interessengemeinschaft  bilden.  Übrigens  werden  auch 
dieandern  Subventionen,  welche  die  Eidgenossenschaft  ausrichtet, 
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für  Gewässer,  Strassen,  Kunst,  gewerblichen  und  industriellen 
Unterricht,  den  Kantonen  nicht  oktroyirt,  sondern  auf  ihr 
Verlangen  und  unter  gewissen  Zusicherungen  ihrerseits,  die 
gesetzlich  normirt  sind,  verabfolgt.  Es  ist  das  also  nicht 
nur  etwas  Selbstverständliches,  sondern  auch  etwas  Gebräuch- 
liches und  es  darf  daraus  nicht  eine  Verpflichtung  zur  An- 
nahme entstehen.  Natürlich  muss  anch  der  Austritt  aus  dem 
Verband  der  Subvention! rten  Kantone  jedem  einzelnen  der- 
selben jederzeit  freistehen,  wie  dies  auch  bei  andern  Kon- 
kordaten stets  der  Fall  ist. 

2.  Die  Eidgenossenschaft  darf  die  mit  diesen  Subven- 
tionen noih  wendig  verbundene  Kontrolle  über  deren  Verwendung: 
nicht  weiter  ausdehnen,  als  es  nothig  ist,  um  eben  diese  sacli- 
gemäBse  Verwendung  zu  sichern.  Sie  darf  also  keineswegs 
etwa  damit  indirekt  eine  allgemeine  eidgenössische  Scliulauf- 
sicht  einführen,  die  in  Art.  27  der  Bundesverfassung  nicht 
enthalten  ist,  und  ebensowenig  die  Kontrolle  so  einrichten, 
dass  manche  Kantone  die  Subvention  nicht  annehmen  können, 
sondern  sie  soll  sich  streng  auf  einen  gehörigen  Einblick  in 
die  Verwendung  der  Gelder  beschranken.  Wir  glauben  aber 
allerdings,  dass  diese  Aufsicht  etwas  besser  sein  dürfte,  als 
z.  B.  diejenige  über  die  Verwendung  des  Alkokol-Zehntels, 
so  dass  es  z.  B.  nicht  gestattet  sein  dürfte,  solche  Subven- 
tionsgelder entweder  willkürlich  aufzusparen,  Btatt  zu  ver- 
wenden, oder  andere  Zwecke  damit  zu  befördern. 'J  Es  mag 
in  dieser  Hinsicht,  ohne  in  eine  Kritik  der  vorhandenen  Gfe- 


')  Bekanntlich  kaufte  ein  Kanton  einmal  für  einen  Theil  des 
Alkohol-Zentels  Rebendünj(er,  ein  andrer  baute  eine  Irrenanstalt 
dritte  sparten  das  Geld  auf;  die  Mehrzahl  sogar  verwendet  es  mehr 
für  die  Folgen  des  Trunksueht-Elends,  Trinkerheilanstalten  etc.; 
die  Vereine  und  Anstalten  gegen  den  Alkoholismiis,  die  Tempereuz- 
Anstalten  u.  dergl.  erhalten  unverhsltnissmassig  neuig  von  diesen 
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setzesentwürfe  einzutreten,  gesagt  werden,  es  soll  den  Kan- 
tonen, welche  die  Subventionen  des  Bundes  anzunehmen  ge- 
willt sind,  jede  vernünftigerweise  zu  fordernde  Garantie 
dafür  geboten  werden,  dass  die  Kontrolle  nicht  das  absolut 
nötige  Mass  überschreite  und  keine  „allgemeine  Schulaufsicht" 
herbeiführe. 

Was  dem  Projekte  am  meisten  entgegensteht,  ist  ganz 
ohne  Zweifel  eine  weitgehende  Befürchtung  vor  solchen 
Regleinenten,  wie  sie  seiner  Zeit  von  Seiten  der  Herren 
Bundesräte  Droz  und  Schenk  vorlagen,  und  die  Furcht  vor 
einer  eidgenössischen  Pädagogik  überhaupt.  Es  ist  nicht  zu 
leugnen,  dass  der  Bund  bisher  in  Schulsachen  nicht  immer  eine 
glückliche  Hand  gezeigt  hat.  Nicht  allein  waren  die  genannten 
Entwürfe  in  verschiedenen  Punkten  mit  Recht  zu  beanstanden, 
sondern  auch  da,  wo  jetzt  eine  Schulkontrolle  besteht,-  bei 
den  pädagogischen  Rekrutenprüfungen,  hören  die  Beschwerden 
nicht  auf.  Ea  ist  sehr  auffallend,  dass  keine  Vergehen  im 
Militärdienst  häufiger  sind,  als  die  Fälschung  der  päda- 
gogischen Noten  in  den  Dienstbüchlein ;  diese  Fälle  über- 
steigen bei  weitem  in  jedem  Jahre  jede  Art  von  anderen 
Yergehungen,  zu  denen  doch  mehr  äussere  Veranlassung  vor- 
liegt und  können  durch  keine  Strafen  vermindert  werden. 
Es  darf  daraus  geschlossen  werden,  dass  ein  grosser  Wider- 
wille in  der  Bevölkerung  gegen  diese  Prüfungen  herrscht, 
oder  dass  eine  Meinung  besteht,  wonach  dieselben  in  irgend 
einer  Weise  ungenügend,  oder  unbillig  seien.  Es  lässt  sich 
auch  nicht  leugnen,  dass  gegen  die  ganze  dermalige  Päda- 
gogik weit  verbreitete  Bedenken  obwalten,  wie  sie  ein 
hochverdienter  politischer  Veteran  schon  vor  mehr  als 
20  Jahren  ausgesprochen  hat.1)   Man  versteht  die  „formalen 


l)  v.  Planta,  «Pädagogik  und  Schablone»,  1878. 
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Stufen*  der  Herbart-Zülerschen  Methode  im  grosseren  Pub- 
likum nicht  recht,  furchtet  auch  vielfach  den  naturwissen- 
schaftlich-materialistischen (reist,  der  in  einzelnen  Schulen 
und  Lehrerbildungsanstalten  einigermassen  vorherrscht,  und  ist 
auch  weit  entfernt,  mit  dem  Gesammtresultate  des  Schulwesens 
in  unserem  Lande  übermässig  zufrieden  zu  sein.  Die  jungen 
Leute  verlassen  vielfach  die  Schule  mit  ungenügenden  Kennt- 
nissen und  dennoch  übermüdet,  unlustig  für  die  Arbeit,1)  die 
ihnen  bevorsteht  und  ohne  rechte  sittliche  Grundlage,  ohne 
die  sie  nicht  durch  das  Leben  kommen  können.  Was  die 
Schule  ganz  vornehmlich  leisten  sollte,  ihnen  Freude  an  der 
Arbeit  und  an  einer  weiteren  Selbstausbildung  beizubringen, 
das  leistet  sie  nicht  und  ebensowenig  bringt  sie  ihnen  den 
ausschliesslichen  Respekt  vor  der  sittlichen  Güte  und  Brav- 
heit bei,  von  welchem  eine  berühmte  katholische  Heilige 
sagt,  es  sei  ihr  derselbe  eine  ganz  besondere  Hülfe  in  ihrem 
späteren  Leben  gewesen.  Wir  glauben  nicht,  dass,  neben 
einer  grösseren  Verbreitung  der  wichtigsten  Kenntnisse,  die 
Vertiefung  derselben  in  den  breiteren  Volksmassen  zuge- 
nommen habe  und  ebensowenig  der  einfache,  patriotische, 
opferfähige,  für  alles  Gute  im  Staatsleben  begeisterte  Sinn, 
der  den  brauchbaren  republikanischen  Bürger  ausmacht,  und 
mit  dem  wir  allein  die  Bürde  unseres  besonderen  Staats- 
wesens inmitten  eines  anders  organisirten  Europa  tragen 
können. 

Inwiefern    und    inwieweit    für    diese     Materialisirung 


*)  Das  sieht  man  beides  in  den  ersten  Semestern  der  Univer- 
sitäten am  allerbesten.  Es  ist  mir  auch  aus  andern  Volkskreisen, 
z.  B.  der  Fall  eines  Dienstmädchens  aus  einem  der  gebildetsten 
Kantone  bekannt,  das  zwar  alle  Gebirge  und  Flüsse  der  Schweiz 
am  Schnürchen  hersagen,  aber  Reis  und  Gerste  nicht  unterscheiden 
konnte. 
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unseres  Volkslebens  die  Volksschule  verantwortlich  zu  inachen 
ist,  wollen  wir  unerörtert  lassen ;  soviel  aber  ist  gewiss,  dass 
sie  dafür  in  weiten  Kreisen  verantwortlich  gemacht  wird. 
Wo  immer  man  Gegner  des  Schulwesens  und  einer  eidge- 
nössischen Reglementirung  desselben  reden  hört,  so  stützen 
sie  ihr  Urtheil  stets  auf  angeblich  selbstgemachte  Er- 
fahrungen mit  bloss  halbgebildeten,  aber  um  so  dünkelhafteren 
und  völlig  ungläubigen,  jeder  Religiosität  abgeneigten  Schul- 
lehrern, die  dem  materialistischen,  streberhaften  Geist  unseres 
Zeitalters  nicht  nur  nicht  widerstehen,  sondern  demselben 
persönlich  huldigen  und  die  Kinder  dazu  anleiten. 

Es  wird  darin  ohne  Zweifel  manches  Vorurtheil  bestehen, 
oder  aus  einzelnen  Vorkommnissen  auf  das  Ganze  geschlossen 
werden,  so  viel  aber  scheint  uns  sicher  zu  sein,  dass  eine 
ganz  unbestrittene  Liebe  und  Hochachtung  für  die  Schule 
ausserhalb  der  Schulkreise  nicht  besteht,  und  dass  man  die 
grosse  Last  einer  jährlich  wiederkehrenden  Schulsubvention 
nicht  für  das  übernehmen  wird,  was  besteht,  sondern  für  das 
was  werden  soll. 

Eine  theilweise  Reform  der  jetzigen  Erziehung  im  An- 
schluss  an  diese  Subventionen  ist  unausweichlich  und  wird 
damit  auf  die  Tagesordnung  gesetzt ;  es  mag  auch  das  einzelne 
Kreise  bedenklich  machen,  für  andere  wird  es  ein  Grund 
mehr  sein,  für  diese  Subventionen  einzutreten.1) 


*)  Wenn  wir  aus  eigener  Jugenderfahrung  reden  sollten,  so 
müssen  wir  sagen,  dass  wir  lange  nicht  so  viel  in  der  Schule  ge- 
lernt haben,  als  von  derselben  zu  verlangen  gewesen  wäre,  und  dass 
die  Hauptschuld  in  den  mangelhaften  Lehrkräften  lag.  Ganz  be- 
sonders war  der  geschichtliehe  und  der  religiöse  Unterricht  völlig 
ungenügend,  derjenige  in  den  klassischen  Sprachen  hingegen  viel- 
leicht besser,  als  er  jetzt  ist. 
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V. 

In  weichet*  Weise  dieselben  dem  schweizerischen  Volke 
vorzuschlagen  seien,  das  zu  berühren  liegt  eigentlich  ausser- 
halb der  Grenzen  dieser  Begutachtung.  Wir  wollen  darüber 
nur  sagen,  dass  eine  Revision  des  Art.  27  der  Bundesver- 
fassung unseres  Erachtens  und  aus  den  oben  angeführten 
Gründen  nicht  nöthig  und  auch  nicht  opportun  sein  würde, 
indem  durch  eine  solche  alle  Fragen,  die  mit  diesem  vielbe- 
strittenen Artikel  zusammenhängen,  neuerdings  in  Fluss  ge- 
rathen  könnten,  und  in  diesem  Falle  ein  glücklicher  Ausgang 
mehr  als  zweifelhaft  sein  würde.  Dagegen  sind  wir  der 
Ansicht,  es  müsse  diese  Subvention  durch  ein  Gesetz  orga- 
nisirt  werden,  und  es  dürfe  auch  nicht  etwa  „die  Referen- 
dumsklausel nicht  beigefügt  werden"  oder  die  Sache  als 
„nicht  allgemein  verbindlich*  erklärt  werden,  wie  die  jetzige 
etwas  zu  bequeme  und  dem  ursprünglichen  Sinn  der  Ver- 
fassung schwerlich  ganz  entsprechende  Praxis  sich  schon  bei 
ähnlichen  Subventionsbeschlüssen  ausgedrückt  hat.  Es  muss  zu 
der  Ergreifung  des  Referendums  gegen  diese  Subvention  Ge- 
legenheit geboten  werden.  Dagegen  möchte  es  vielleicht  zweck- 
mässig sein,  dieselbe  mit  der  Unfall-  und  Krankenversicherung 
in  Verbindung  zu  setzen,  indem  für  diese  beiden  grossen  Unter- 
nehmungen eine  gemeinsame  finanzielle  Basis  gesucht  wird.1) 
Diese  beiden  dauernden  und  grossen  Belastungen  des  eidge- 
nössischen Budgets  können  nicht  auf  die  wechselnden, 
mehr  oder  weniger  vom  Zufall  abhängigen  Einnahmen  der 
Eidgenossenschaft  begründet  werden  und  noch  weniger  könnte 
man  unseres  Erachtens,  bei  einem  allfälligen  Zollausfall,  diese 


*)  Diese  Frage  ist  vorderhand  erledigt  und  wird  nur  im  Falle 
einer  Verwerfung  der  Versicherungsgesetze  wiederkehren,  dann  aber 
mit  um  so  grösserer  Wucht.  Darüber  wird  bei  Erscheinen  dieses 
Artikels  Gewissheit  entstanden  sein. 
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Subventionen  mit  Anlehen  decken,  oder  gar  etwa  an  den 
Militärausgaben  das  hiefür  Nöthige  absparen  wolien.  Ein 
gehörig  geordnetes,  kampfbereites  Militärwesen  ist  das  un- 
bedingt erste  Bedürfniss  unseres  Staats;  wenn  dasselbe  ge- 
schwächt wird,  oder  auch  nur  ein  Zweifel  daran  in  den  uns 
umgebenden  Staaten  entsteht,  so  könnten  neuerdings  Ereig- 
nisse eintreten,  an  welche  dieses  und  das  vergangene  Jahr 
erinnert  haben,  und  die  von  der  jetzigen  Generation  kaum 
mehr  ohne  den  völligen  Untergang  des  Staates  ertragen 
würden. 

Es  wird  sich  daher  darum  handeln,  für  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  und  für  die  Schulsubvention  gemeinsam 
eine  neue  und  feste  Einnahmsquelle  zu  schaffen  und  wenn 
dieselbe,  nach  bereits  geschehener  Anregung  des  schweizer- 
ischen Bauernbundes,  in  einer  Biersteuer  (neben  allfällig  dem 
Tabakmonopol)  gefunden  wird,  so  erschiene  das  uns  als  eine 
geeignete  Lösung  der  Frage. 

VI. 

Es  ist  endlich  noch  die  Hauptfrage  der  ganzen  Ange- 
legenheit nicht  berührt  worden,  ob  diese  Schulsubvention 
überhaupt  nothwendig  und  eine  Massregel  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt sei.  Diese  Frage  liegt  auch  ausserhalb  des  Rahmens  dieser 
Begutachtung;  es  scheint  uns  aber,  um  sie  dennoch  kurz 
zu  berühren,  es  wäre  sehr  unnatürlich,  wenn  die  Eidge- 
nossenschaft, sobald  sie  ein  eigentliches  Staatswesen  aus 
einem  lockeren  Bunde  von  Staaten  geworden  ist,  sich 
um  eine  solche  Aufgabe ,  wie  die  Schulbildung  ihrer 
künftigen  Bürger  und  Bürgerinnen  es  ist,  gar  nicht  kümmern 
wollte.  Namentlich  in  einem  republikanischen  und  demokratisch 
eingerichteten  Staat,  welcher  nur  durch  die  gehörige  Bildung 
seiner  jeweiligen  Aktivbürger  aufrecht  erhalten  werden  kann, 
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Ist  die  Erziehung  derselben,  neben  der  Erhaltung  des  Ge- 
meinwesens nach  Aussen,  geradezu  der  Hauptetaatezweck,  und 
es  sagt  daher  schon  Plato  mit  Recht,  das  Glück  und  die 
Ruhe  eines  Volkes  hange  nicht  von  seiner  Verfassung,  sondern 
von  dem  Stande  Beiner  Bildungsan  stalten  ab. 

Nun  ist  allerdings  Erziehung  und  Schule  nicht  ganz 
identisch ;  es  gkibt  eine  sehr  nothwendige  Erziehung,  die  ausser- 
halb der  Schule  geschehen  mnss,  und  die  Erziehung  in  der 
Schule  kann  eine  sehr  mangelhafte  sein.  Dass  sie  es  nicht 
sei,  sondern  vielmehr  eine  gesunde  Familienerziehung  unter- 
stütze, statt  ihr  etwa  gar  entgegenzuwirken,  und  zu  einer 
kräftigen  Sell-sterziehung  die  nöthige  Grundlage  nnd  die 
Neigung  pflanze,  das  ist  eben  die  Hauptaufgabe  der  Schule 
und  die  Sorge  des  Staates,  der  sie  einrichtet  und  beaufsichtigt. 
Ft>  ist  daher  ganz  natürlich,  dass  mit  dem  gesunden  „Staats- 
bewnsstsoin".  das  wesentlich  aus  einem  Bewusstsein  von  ob- 
liegenden 1'fii'htM,  nicht  aus  einem  blossen  thörichten  Selbst- 
gefühl basteln,  die  Sorge  für  die  Schule  zusammenhangt  und 
dass  dieses  Interesse  sogar  einen  guten  Barometer  für  den 
jeweiligen  Stand  des  patriotischen  Gefühls  bildet.  Üb  wäre 
traurig  um  uns  bestellt,  wenn  wir  nur  noch  Interesse  für 
Eisenbahnen,  Fremdenverkehr,  oder  formalpolitische  Fragen 
hatten,  oder  »nun  die  sogenannte  Sozialpolitik,  die  spezielle 
Sorge  für  die  industrielle  Arbeit,  oder  für  die  wirtschaft- 
lichen Probleme  überhaupt,  allein  noch  den  Geist  des  schweizer- 
ischen Volkes  beschäftigte,  dagegen  eine  so  wichtige  Frage 
wie  die  Volks  Erziehung  dasselbe  kalt  Hesse.  Es  ist  dies  aber 
auch  nicht  der  Fall,  sondern  zu  allen  Zeiten  in  seiner  langen 
Geschiente  bat,  das  schweizerische  Volk,  sobald  Immer  es  in 
seinen  Angelegenheiten  selbst  zum  Worte  kam,  auf  eine 
gute  Bildung  Aller  Werth  gelegt,  und  wenn  dies  jetzt  etwas 
weniger  der  Fall  zu  sein  scheint,   als  noch  Tor  100  und  50 
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Jahren,  so  ist  daran  das  allzu  vorwiegende  Interesse  schuld, 
das  die  materiellen  Fragen  in  dieser  letzten  Periode  der 
Schweizergeschichte  auf  sich  gezogen  haben,  woran  die  Schule 
auch  eine  Mitschuld  trägt.  Hätte  sie  den  Idealismus  allezeit 
hochgehalten  und  nicht  gar  zu  viel  von  „Kampf  ums  Dasein", 
Darwinismus,  vorwiegender  Stellung  der  blossen  Naturwissen- 
schaften geredet,  so  würde  sie  jetzt  vielleicht  noch  populärer 
sein,  als  sie  ist;  denn  im  Volke  lebt  doch  ein  tiefes  Bewusst- 
sein,  dass  die  Schule  etwas  erhebendes,  über  die  Gewöhnlich- 
keit und  gemeine  Noth  des  Lebens  hinübertragendes  sein  soll. 

Es  ist  demnach  zu  allen  Zeiten,  wenn  immer  es  anfing 
wieder  besser  zu  gehen  in  der  Eidgenossenschaft,  der  Gedanke 
an  eine  etwas  grossartigere  und  bessere  Volkserziehung,  als 
alle  umliegenden  Staaten  sie  hatten,  lebendig  geworden,  und 
die  Schweiz  hat  auch  in  diesem  Punkte,  wie  in  der  Politik 
und  im  Militärwesen,  oder  der  kirchlichen  Verbesserung,  mit- 
unter eine  führende  Rolle  gehabt,  während  sie  jetzt  oft  genug 
in  allen  diesen  Thätigkeiten  nach  fremden,  nicht  einmal 
immer  mit  Recht  berühmten  Mustern  arbeitet. 

Wir  wollen  nicht  an  die  alten  Zeiten  der  klösterlichen. 
Bildungsstätten  auf  unserem  Boden1),  oder  an  den  verhältniss- 
mässig  ungemein  zahlreichen  Besuch  schweizerischer  Studie- 
render bei  den  grossen  mittelalterlichen  Hochschulen  des  Aus- 
landes erinnern ;  es  wäre  gar  nicht  möglich  gewesen,  dass  sich 
die  Eidgenossenschaft  unter  so  vielen  Gefahren  von  Innen  und 
Aussen   bisher  erhalten  hätte,    wenn   das  natürlich  gute  und 


*)  Schon  der  erste  klösterliche  Schulmeister,  der  in  unserer  Ge- 
schichte vorkommt,  Rudolf  v.  Radegg,  der  den  Ueberfall  der  Schwyzer 
auf  das  Kloster  Einsiedeln  vor  dem  Morgarlenkrieg  sehr  ergötzlich  be- 
schrieben hat,  zeigt  eine  für  diese  Periode  ganz  ansehnliche  Gewandt- 
heit in  der  Auffassung  und  Darstellung.  Vgl.  Oecbsli,  «Quellenbuch 
zur  Schweizergeschichte»,  pag.  261,  neue  Folge.    Vgl.  auch  pag.  504 
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eher  massvolle  Temperament  ihres  Volkes  nicht  auch  durch 
eine  verhältnissmässig  gute  Bildung  zu  dem  gesunden  Men- 
schenverstand ausgebildet  worden  wäre,  welcher  die  Grund- 
stimmung unseres  politischen  Daseins  ausmacht  und  stets  aus- 
machen muss,  wenn  die  Schweiz  ein  eigenes,  republikanisches 
Staatswesen  bleiben  will.  Das  ist  nicht  bloss  Anlage,  dazu 
gehört  auch  eine  gewisse,  allgemein  verbreitete  Bildung. 

Es  war  daher  nur  natürlich,  dass  die  moderne  Eidge- 
nossenschaft vor  hundert  Jahren,  als  sich  ein  neuer  Staat  auf 
den  Trümmern  des  alten  erheben  sollte,  mit  Feuereifer  sich 
daran  machte,  die  Mängel  zu  verbessern,  welche  sich  die  alten 
Regierungen  gerade  in  dieser  Richtung  hatten  zu  Schulden 
kommen  lassen,  was  einen  der  berechtigtsten  Vorwürfe  gegen 
sie  ausmacht.  Wird  ja  doch  angegeben,  dass  das  ganze  Schul* 
wesen  von  Basel  vor  der  Revolution  etwas  über  26,000 
Franken  gekostet  habe,  und  dass  in  allen  Waldstätten  nebst 
Zug  bei  Beginn  der  Revolution  nur  22  Schulhäuser  vorhanden 
gewesen  seien.  Die  Lehrer  selbst  waren  oft  alte  Soldaten, 
oder  sonstige  Invaliden,  die  man  sonst  hätte  anderweitig  unter- 
halten müssen,  mit  Gehalten  von  40  bis  150  Franken ;  die 
wehmüthige  Bittschrift  eines  solchen  von  Zürich,  aus  dem  Jahre 
1700  an  Bürgermeister  und  Rath,  als  „den  über  flüssigen  Brunn- 
quell der  Gnaden  unsers  landsa,  „einige  Brösmely  von 
ihrem  reichen  Tisch  auf  ihn  und  seine  Kinder  fallen  zu  lassen, 
damit  er  nicht  mit  guten  Zähnen  übel  beissen  und  bei  seinem 
beschwerlichen  Dienst  Hunger  und  Mangel  leiden  müsse",  ist 
bei  Oechsli,  „Quellenbuch"  erster  Teil,  pag.  374,  zu  lesen. 
Dass  dessenungeachtet  die  neuen  Schulen  und  Lehrer  der 
helvetischem  Republik,  namentlich  bei  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung unseres  Landes,  nicht  immer  beliebt  waren,  zeigt 
sich  freilich  auch  und  hängt  wohl  mit  der  Furcht  vor 
den    ökonomischen    Lasten    der    Schuleinrichtung   und,  $er 
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Abneigung  dieser  Kreise  überhaupt  gegen  manche  an  sich 
gute  Neuerung,  falls  sie  zn  plötzlich  kommt,  zusammen ; 
wenigstens  jagten  in  Zweisimmen  die  Weiber  den  Schulmeister 
fort,  in  Biglen  dekretirte  ihn  die  Gemeinde  förmlich  ab  und 
antwortete  auf  die  Anfrage  der  helvetischen  Erziehungsbehörde 
über  die  Gründe,  man  sei  mit  ihm  nicht  verheirathet.  Wenn 
daher  in  dieser  kurzen  und  stürmischen  Uebergangszeit 
manches  Schöne  auch  auf  diesem  Gebiete  auf  dem  Papier 
blieb,  so  ist  es  doch  die  Periode  gewesen,  in  welcher  der 
Gedanke  an  eine  umfassende  Volksbildung  wieder  Wurzel 
schlug,  und  manche  Schriftstücke  jener  Zeit  gehören  zu  dem 
Besten,  was  bei  uns  über  Schule  und  Erziehung  gesagt 
worden  ist1) 

Namentlich  die  Botschaft  des  Direktoriums  an  den  Grossen 
Bath  vom  18.  November  1798  und  die  Instruktion  Stapfers  an 
die  neuerrichteten  Erziehungsräthe  und  Schulinspektoren  der 
Kantone  sind  noch  heute  lesenswerth. 

Mit  der  Helvetik  verschwand  aber  eine  eidgenössische 
Schulorganisation  wieder  aus  der  Geschichte,  und  die  Erziehung 
wurde  wieder  die  besondere  Reservatberechtigung  des  kanto- 
nalen, engern  Staatslebens  bis  auf  den  heutigen  Tag.  Was 
fortan  in  einem  weiter  ausschauenden  Geiste  geschah,  bezog 
sich  wesentlich  auf  den  höhern  Unterricht  und  auch  derselbe 
ist,  mit  Ausnahme  der  Gründung  eines  eidgenössischen  Poly- 
technikums und  der  Subventionen  an  industrielles,  kommer- 
zielles und  landwirtschaftliches  Bildungswesen,  kantonal  ge- 
blieben. 


l)  Besonders:  der  «Hall  eines  Eidgenos  en»  von  Müller-Fried- 
berg, Politisches  Jahrbuch,  VII,  p.  67,  das  Gutachten  von  Pater, 
Girard  an  die  helvetische  Regierung,  VIII,  537,  und  noch  viele 
andere  Aeusserungen  damaliger  Patrioten  und  Schulfreunde  in  20 
reichhaltigen  Foliobänden  des  helvetischen  Archivs,  die  noch  ihrer 
Auferstehung  aus  der  Vergessenheit  harren. 
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Eine  eidgenössische  Hochschule,  welche  schon  Mailer- 
Friedberg  als  das  Mittel  bezeichnet,  damit  die  Eidgenossen 
sich  nicht  fremd  bleiben,  sondern  Eintracht,  Zutrauen  und 
Vaterlandsliebe  unter  ihnen  befestigt1)  werde,  scheiterte  an 
den  kantonalen  Vorurtheilen  und  schliesslich  im  Jahre  1851  an 
der  finanziellen  und  sonstigen  Schwachmüthigkeit  und  Ver- 
trauenslosigkeit,  welche  die  höchst  verdienten,  aber  von  langen 
und  lange  Zeit  fruchtlos  gebliebenen  Kämpfen  um  die  Neu- 
gestaltung der  Schweiz  etwas  ermüdeten  und  zu  kleinmüthig 
gewordenen  Staatsmänner  jener  Periode,  neben  allen  sonstigen 
bedeutenden  Eigenschaften,  kennzeichnet.  Nicht  am  wenigsten 
aber  auch,  wie  ein  Freund  der  Hochschule  ganz  richtig  sagte, 
an  dem  vorwiegend  materialistischen,  auf  das  industrielle 
Gebiet  gerichteten  Geist  des  Zeitalters,  welcher  ein  Poly- 
technikum für  das  bei  weitem  wichtigere  und  unentbehrlichere 
Institut  ansah. 

Diese  Idee  ist  dahingefallen,  bis  eine  viel  bessere  Zeit 
und  Generation  sie  wieder  aufnimmt,  was  sicher  geschieht, 
wenn  die  Schweiz  noch  ein  weiteres  Jahrhundert  lang  als 
selbständiges  Staatswesen  in  Europa  besteht. 

Dermalen  wendet  sich  das  vorwiegende  öffentliche  In- 
teresse der  Volksschule  zu,  und  es  ist  Sache,  namentlich  aller 
Gebildeten,  auch  hiefür  einzustehen,  insofern  es  sich  nicht 
bloss  um  eine  Erleichterung  der  kantonalen  Finanzen,  eine  Art 
von  neuem  „Beutezug",  sondern  um  eine  wirkliche,  wesent- 
liche Verbesserung  der  Schulen  handelt,  wovon  wir  unserer- 
seits hinreichend  überzeugt  sind. 


*)  Politisches  Jahrbuch  VII,  pag.  67.  Vergl.  auch  den  Aufsatz 
«über  die  Grundgedanken  der  schweizerischen  Erziehung»,  Politisches 
Jahrbuch  VIII,  pag.  1,  und  über  die  «politischen  und  gemeinnützigen 
Zeitschriften»  seit  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  von  Dr.  Strickler, 
Jahrbuch  VI,  p.  72. 
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Wünschen  möchten  wir  dabei,  dass  ein  nenes  tbatkräftiges 
und  wohlwollendes  Element,  das  der  Frauen,  für  alle  Ver- 
besserungen im  Erziehungswesen  gewonnen  und  wirksam 
gemacht  werde,  indem  man  ihm  Sitz  und  Stimme  in  den 
Schulräthen  der  Kantone  mehr  und  mehr  einräumt. 

Die  Schweiz  würde  sich  damit  ein  grösseres  Verdienst 
um  die  Fortschritte  im  Erziehungswesen  erwerben,  wenn  sie 
ein  solches  Beispiel  gäbe  (das  übrigens  nicht  mehr  das  erste 
ist),  als  durch  alle  andern  politischen  Verbesserungen,  die 
etwa  noch  an  der  Tagesordnung  stehen. 

Denn  am  Ende  kommt  es  überall  im  Staatsleben  weniger 
auf  die  theoretisch  richtigen  Ideen  an,  als  auf  die  sich  für 
dieselben  interessierenden  und  dafür  mit  aller  Kraft  und 
Hingebung  wirkenden  Menschen. 


lieber  die  Handelsmoral. 


V 


Wenn  man  über  die  Handelsmoral  reden  will,4*)  so  ist 
die  erste  Frage,  die  sich  dabei  aufdrängt,  naturgemäss  die, 
ob  es  eine  solche  überhaupt  gibt.  Und  zwar  kann  diese 
Frage  in  zweierlei  Weise  aufgeworfen  werden :  Zunächst  ganz 
allgemein,  und  so  beantwortete  sie  der  weiseste  aller  Könige 
des  Alterthums  für  seine  Zeit  negativ,  indem  er  sagte :  „Wie 
der  Nagel  in  der  Wand,  so  steckt  der  Betrug  zwischen  Käufer 
und  Verkäufer/  Er  gehört  gewissermassen  zum  Handel ;  der- 
selbe hat  also  keine  eigene  Moral  und  er  hält  sich  auch  nicht 
an  die  gewöhnliche.  Etwas  anders  schon  klingt  die  Frage  so, 
wie  wir  sie  stellen :  Gibt  es  eine  besondere  Handels  moral, 
oder  gelten  für  diese  Thätigkeit  die  gleichen  Grundsätze 
der  Sittlichkeit  und  des  Rechtes,  die  überhaupt  das  Leben 
in  der  menschlichen  Gesellschaft  regieren  ? 

In  diesem  Sinne  ist  die  Sache  einer  näheren  Untersuchung 
bei  uns  werth,  und  es  wird  sich  also  fragen: 

Welches  sind  die  sittlichen    Grundsätze    des   Handels? 

Wie  stimmt  damit  die  heutige  Praxis  in  manchen  Eich- 
tungen überein  ?  und 

Sind  diese  sittlichen  Grundsätze  ohne  evidenten   Nach- 
theil für  den  Einzelnen  durchführbar,  oder  nicht  ? 

L 
Eines  lässt  sich  zunächst  nicht  bestreiten  :  Aller  Handel 
hat  den  Zweck  des  Gewinnens  und  in  letzter  Linie  des  Reich- 
werdens.   Der  Reichthum  aber  und   besonders   das   Streben 
nach  demselben,  das  reich  werden  wollen,  ja  sogar  schon  die 


*)  Der  gegenwärtige  Aufsatz  war  ein  Vortrag  in   der   Kauf- 
männischen Gesellschaft  von  Bern. 
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vorzugsweise  Beschäftigung  mit  Geld  und  Gut,  das  Sinnen 
und  Denken  darüber  als  vornehmste  Lebensthtttigkeit,  hat 
grosse  Nacbtheile  im  Gefolge. 

Es  befördert  vorab  ganz  natnrgeniass  einen  auf  das 
Materielle  gerichteten  Sinn,  der  sich  nur  schwer  durch  ge- 
legentliche Bethfltigung  in  andern  Lebensgebieten,  als  dem 
der  ErwerQBthätigkeit,  ideeller  erhalten  kann ;  das  ist  eine 
Erfahrung,  die  kaum  bewiesen  zu  werden  braucht. 

Es  ist  im  fernem  der  Neigung  und  Versuchung  zur 
Täuschung  Anderer,  um  des  eigenen  grösseren  Vortheils  willen, 
ausgesetzt;  insofern,  so  weit  er  eine  vorhandene  Gefahr 
bezeichnet,  ist  der  Spruch  Salomo's  für  allgemein  richtig  zu 
erachten.*) 

Ein  spaterer  Sinnspruch  der  arabischen  Theologie,  an- 
geblich von  Mohammed  selber  herrührend,  sagt  in  dieser  Be- 
ziehung, dass  fünf  Menschenrassen  am  leichtesten  zur  Hölle 
fahren :  die  Grossen,  wegen  ihrer  Neigung  zur  Willkür  und 
Ungerechtigkeit;  die  Perser,  wegen  ihres  Hochmuths;  die 
Gelehrten,  wegen  ihres  Neides;  die  Kaulleute,  wegen  ihres 
Lngens,  nnd  die  Heichen,  wegen  ihres  Geizes.  Zu  der  letztern 
Klasse  gehören  die  Kaufleutc  auch  vorzugsweise  heutzutage, 
und  ohne  allen  Zweifel  sind  sie  also  den  beiden  letztge- 
nannten Gefahren  ausgesetzt. 

Ganz  besonders  der  Geiz  ist  eine  spezielle  Gefahr  des 
Beichtbums,  nicht  der  Armuth ;  es  gibt  viele  Lente,  die  erst 
anfangen  geizig  zu  werden,  wenn  sie  die  Aussicht  vor  sich 
sehen,  reich  zu  werden;  vorher  waren  sie  es  nicht,  und 
die  wirklichen  Geizigen  sind  sogar  meistens  reiche  Leute. 

*)  Ein  modernes  italienisches  SprQchwort  sagt  ungeflhr  das 
Gleiche  mit  den  Worten : 

„Coli'  arte  e  col  inganno  si  vive  mezzo  l'anno 
Col  inganno  e  coli'  arte  si  vive  ['ultra  parte." 
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Es  ist  dies  das  Laster  zugleich,  das  allein  im  Alter  stets 
noch  zunimmt,  während  manche  andere  naturgemäss  mehr 
oder  weniger  verschwinden,  oder  sich  abschwächen.  Nicht 
umsonst  nennt  es  daher  Dante  die  „bestia  senza  pace",  die 
dem  von  ihr  ergriffenen  Menschen  niemals  mehr  Ruhe  bis 
zum  Tode  gestattet,  das  vielleicht  grösste  Hinderniss  eines 
würdigen  Lebens. 

Es  ist  auch  ganz  zweifellos,  dass  der  Reichthum,  im  Allge- 
meinen gesprochen,  nicht  klüger  und  besser  macht.  Im  Gegen- 
theil,  man  sieht  es  sehr  häufig  im  Leben,  wie  sehr  Menschen, 
die  reich  werden,  ihre  früheren  geistigen  Interessen  ein- 
büssen  und  wie  völlig  bornirt,  ganz  gefangen  in  einem  ge- 
wissen Ideenkreise,  aus  dem  sie  gar  nicht  herauskommen, 
diejenigen  sind,  die  schon  in  grossem  Reichthum  geboren  und 
erzogen  sind. 

Ebenso  macht  naturgemäss  der  Reichthum  leicht  hart 
und  gleichgültig  gegen  alle  andern  Klassen. 

Es  kann  in  solchen  Ländern,  in  welchen  sehr  viel  darauf 
gehalten  wird,  oder  dies  sogar  die  einzige  Auszeichnung  ist, 
die  eigentlich  gilt,  dahin  kommen,  dass  durch  den  Geldbesitz 
eine  grössere  Scheidung  der  Menschen  in  verschiedene  Klassen 
eintritt,  als  sie  jemals  durch  die  aristokratischen  Auffassungen 
einer  früheren  Zeit  entstand,  und  dass  die  armen  Leute  von 
den  reichen  mit  dem  gleichen  abstossenden  Widerwillen  be- 
trachtet und  gelegentlich  auch  behandelt  werden,  wie  etwa 
in  manchen  Ländern  die  Schwarzen  von  der  weissen  Race. 

Bei  den  allerbesten  Menschen  in  der  Geschichte  würde 
uns  daher  Reichthum  stets  unpassend  vorkommen  und  denen, 
die  ihn  in  Wirklichkeit  besassen,  rechnen  wir  ihn  als  einen 
Fehler  an.*)    Ein  Land  ferner,  in  welchem   bloss    noch   der 


*)  Seneca,  Cicero,  Kimon  hat  ihr  Reichthum  stets  in  der  Beurthei- 
lung  geschadet,  während  Epaminondas,  Diogenes,  Epiktet,  Johannes 
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Unterschied  von  reich  und  arm  besteht  und  Reichthum  die 
einzige  Auszeichnung  und  daher  das  vornehmlichste  Streben 
Aller  bildet,  sehen  wir  als  unheilbar  verkommen  und  zum 
Untergange  bestimmt  an. 

Ganz  besonders  aber  leidet  der  moralische  Sinn  dadurch, 
dass  Reichthum  leicht  eine  ganz  unrichtige  Schätzung  der 
Menschen  und  ihrer  Handlungen  nach  einem  rein  zufälligen 
Massstabe  hervorbringt,  wonach  die  gleiche  Handlungsweise 
bei  einem  Reichen  bewundert,  bei  einem  Armen  vielleicht  bestraft 
werden  kann,  und  die  gemeinste  Denkungsart  wenigstens  tolerirt 
wird,  wenn  sie  von  sehr  grossem,  äusserem  Erfolge  begleitet  ist. 
Die  Beispiele  hiezu  liegen  heute  auf  allen  Strassen,  nicht 
bloss  in  Südafrika.*)  Auch  entsteht  der  moderne  Geldbesitz 
grossentheils  nicht  dadurch,  dass  man  der  Natur  etwas  von 
ihren  Schätzen  abzwingt,  die  vorher  brach  lagen,  oder  Niemand 
gehörten,  somit  also  etwas  wenigstens  Niemandem  direkt 
Schädliches  vornimmt,  sondern  vielmehr  dadurch,  dass  man 
andern  Inhabern  das  nimmt,  oft  mit  List  oder  Gewalt,  was 
sie  schon  mehr  oder  weniger  rechtmässig  besassen.  Es  ist 
also  ein  Krieg  gegen  Menschen,  oft  sogar  gegen    diejenigen, 


der  Täufer  wesentlich  durch  ihre  Armuth  berühmt  geworden  sind. 
Ein  Prophet,  oder  gar  ein  Erlöser  der  Welt,  der  reich  wäre,  ist 
gar  nicht  denkbar;  nicht  einmal  einem  sehr  grossen  Staatsmann, 
oder  Philosophen  steht  Reichthum  wohl  an.  Also  auf  eine  sehr 
hohe  Stufe  menschlicher  Vollkommenheit  und  Gotteserkenntniss  muss 
ein  Reicher  wohl  immer  verzichten.  Das  ist  der  Sinn  von  Ev. 
Luc.  XVIII,  22—25,  und  der  wunderschönen  Geschichte  »Purun 
Bhagat»  von  Kipling.  Allerdings  ist  der  Begriff  «Reichthum»  in 
verschiedeneu  Zeiten  ein  sehr  verschiedener. 

*)  Das  ist  die  allerschlimmste  Seite  der  heutigen  Kultur,  dass 
man  von  den  Armen  eigentlich  sehr  viel  mehr  Tugend  verlangt,  als 
von  den  Reichen,  allerdings  zum  Vortheil  der  Erstem,  wenn  man 
nämlich  an  eine  Vergeltung  glaubt. 
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die  einem  am  allernächsten  stehen,  die  eigenen  Landes-  und 
Stadtgenossen.*) 

Es  lässt  sich  endlich  nicht  leugnen,  dass  dieser  Trieb 
des  Gewinnens  und  Beichwerdens  auch  mit  den  Lebren  der 
Kirche  in  einem  offenkundigen  Widerspruche  steht. 

Wenn  jemand  die  Urkunden  des  Christenthums,  über  welche 
seit  2000  Jahren  in  Kirchen  und  Schulen  so  viel  gepredigt 
und  gelehrt  wird,  mit  den  Grundsätzen  vergleicht,  nach  denen 
in  der  sogenannten  Christenheit  wirtschaftlich  gelebt  und 
gehandelt  wird,  so  wird  ihm  eine  starke  Differenz  zwischen 
Theorie  und  Praxis  nicht  entgehen  können.**) 

Dieselbe  enthält  auch  das  Geheimniss  derjenigen  mater- 
iellen Uebel,  an  welchen  die  Menschheit  seit  ihrem  etwas 
civilisirteren  Bestehen  stets  gelitten  hat,  und  die  man  jetzt 
unter  dem  Namen  der  „sozialen  Frage a  zusammenfasse 

Eine  solche  würde  gar  nicht  bestehen,  wenn  Niemand 
mehr  in  der  menschlichen  Gesellschaft  „Schätze  sammeln", 
oder  Jedermann  sein  Herz  vorzugsweise  auf  andere  Dinge  als 
die  bessere  ökonomische  Existenz  richten  würde,  was  doch 
eigentlich  der  Sinn  und  die  Vorschrift  des  Christenthums  ist.***) 

Die  christliche  Kirche  hat  es  ihrerseits  oft  versucht, 
diese  Differenz  zu  beseitigen ;  sie  verbot  z.  B.  im  Mittelalter 

*J  Insofern  namentlich  sind  manche,  besonders  amerikanische 
Anweisungen  zu  einem  «energischen»  Geschäftsbetrieb,  oder  einem 
«sich  obenaufschwingen»  von  sehr  zweifelhaftem  moralischem  Werth. 
Im  grossartigsten  Massstabe  wird  dieser  Krieg  heute  von  dem  Staate 
England  gegen  die  südafrikanische  Republik  geführt,  unter  Zulassung, 
mitunter  sogar  Billigung  der  gesammlen  civilisirten  Welt. 

**)  Vgl.  unter  vielen :  Ev.  Mattb.  XIII,  22 ;  Marcus  VIII  36, 
X  21—26 ;  Lucas  XII  15,  20,  21,  XVI  9—15.  XVIU  24,  25 ;  I  Cor. 
Vll  23,  30;  Colosser  III  2.    Vgl.  auch   Leviticus  XXV,  IL 

***)  Nicht  ohne  eine  berechtigte  Ironie  sagt  daher  ein  Schrift- 
steller den  vielen  reichen  Herren  und  Damen  unserer  Zeit,  die  nie 
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das  "Zinsen nehmen  gegenüber  Christen  ganz,  womit  ein  grosser 
Theil  des  heutigen  Handels,  das  ganze  Banquiergescbäft  z.  B. 
aufhören  würde.  Es  ist  ihr  aber  bisher  nie  gelungen,  solche 
Massregeln  durchzusetzen,  oder  vor  Umgehung  zu  schützen, 
und  der  «Herr  dieser  Welt»  ist  ungeachtet,  ja  trotz  aller 
Verkündigung  der  christlichen  Grundsätze  in  Kirchen  und 
Schulen,  nicht  Christus,  sondern  der  «König  Mammon»  ge- 
blieben, der  über  alle  Versuche,  ihn  gründlich  zu  entthronen, 
noch  immer  lacht,  jetzt  vielleicht  sogar  mehr,  als  jemals. 

Dennoch  lebt  in  den  Tiefen  aller  menschlichen  Herzen 
auch  heute  eine  schmerzliche  Empfindung  der  Knechtschaft, 
in  welcher  dieser  Götze  die  gebildete  Menschheit  hält  und  es 
wird  wohl  Niemand  den  sehr  massvoll  ausgedrückten  Satz 
eines  englischen  Philosophen  bestreiten,  der  ganz  aus  dem 
modernen  Leben  gegriffen  ist: 

«An  intensified  life,  which  may  be  summed  up  as  great 
labour,  great  profit,  great  expenditure  has  for  its  eoneomi- 
tant  a  wear  and  tear,  which  considerably  diminishes  in  one 
direction  the  good  gained  in  another. . .  ♦  So  that  it  may, 
and  in  many  cases  does,  result,  that  diminished  happiness 
goes  along  with  increased  prosperity.»  (Herbert  Spencer : 
«The  Americans.») 

Der  Gedanke  einer  Rebellion  gegen  diese  Knechtschaft 
des  Mammonismus  ist  wohl  schon  zeitweise  in  aller  denken- 
den Menschen  Herzen  gekommen;  aber  überlegen  Sie  es  sich 
zuerst  wohl,  ob  Sie  kräftige  und  entschiedene  Rebellen  sein,  oder 


genug  «Vorträge»  über  christliches  Lehen  bekommen  können  und 
stets  über  die  Schwierigkeiten  des  Weges  zum  Himmel  seufzen,  sie 
sollten  doch  die  «Erneuerung  des  Lebens»,  auf  die  es  dabei  ankommt, 
sogleich  bei  dem  Aeusser liebsten,  nämlich  bei  dem  Gelde  anfangen; 
dazu  komme  es  aber  bei  ihnen  zuletzt  —  oder  auch  gar  nicht 
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nicht  doch  Heber  den  Weg  aller  Welt  gehen  und  „nicht  besser 
sein  wollen  als  ihre  Väter." 

Denn  namentlich  in  nnseren  modernen  Republiken,  wo  es 
keine  andern  grossen  Auszeichnungen  mehr  gibt,  wird  man 
zu  diesem  Dienste  fast  erzogen  und  angeleitet,  und  was  noch 
schlimmer  ist,  wenn  man  diesem  Götzen  Geld  treulich  und  mit 
Erfolg  dient,  so  darf  man  so  ziemlich  alle  andere  Autorität 
gelegentlich  mit  guter  Manier  verachten. 

IL 

Gehen  wir  aus  diesem  Ihnen  vielleicht  allzu  philosophischen 
Gebiet,  das  jedenfalls  des  reiflichen  Nachdenkens  bedarf,  zur 
praktischen  Darstellung  der  Sachlage  über,  so  werden  wir 
uns  nun  fragen,  was  ist  auch  in  der  heutigen  Welt  und  bei 
der  herrschenden  Zeitrichtung  zu  thun  möglich,  und  das 
scheint  uns  Folgendes  zu  sein : 

1.  Man  soll  und  kann  den  Geist  frei  erhalten  von  Gewinn- 
sucht um  jeden  Preis,  und  vom  Geiz.  Das  ist  möglich 
und  es  hat  zu  jeder  Zeit  manche  Kaufleute  gegeben,  die  das 
praktisch  durchgeführt  haben. 

Das  beste  Mittel  dazu  ist  zunächst  eine  gute  Bildung, 
die  ihnen  zeigt,  dass  es  doch  noch  andere  und  werthvollere 
Güter  gibt,  als  der  blosse  Geldbesitz ;  ferner  eine  gute  philo- 
sophische, oder  noch  besser  religiöse  Grundlage,  welche  einen 
beständigen,  wirksamen  Damm  gegen  den  Geldgeist  bildet,  und 
endlich  ein  intensiver  Verkehr  mit  anderen  Bildungsklassen. 
Wo  die  Kaufleute,  wie  in  den  grossen  Handels*  und  See- 
städten, fast  nur  unter  sich  verkehren,  sich  so  zu  sagen  aus- 
schliesslich in  ihrer  Klasse  und  mit  Frauen  von  gleichen 
Lebensanschauungen  verheiraten,  und  schon  so  jung  in  das 
«-Geschäft»  eintreten  müssen,  dass  sie  gar  keine  Zeit  haben, 
sich  eine  ordentliche  allgemeine  Bildung  zu  erwerben,  da  ist 
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ein  sehr  exklusiver  «Kaufmannsgeist»,  der  alles  nur  nach  dem 
Bankconto  bemisst,  unvermeidlich,  und  jeder  andere  Mensch 
hütet  sich  auch,  und  thut  gut  daran,  diesen  Gesellschafts- 
kreisen näher  zu  treten. 

Kleinere  Mittel,  um  diesen  Geist  etwas  ferner  zu   halten 
sind: 

a)  Universitäten,  oder  andere  höhere  wissenschaftliche 
Bildungsanstalten,  die  an  solchen  Orten  entstehen,  wodurch 
eine  andere  an  Schätzung  gleichstehende  Bildungsklasse  neben 
die  Kaufleute  zu  stehen  kommt  und  sich  vielleicht  mit  den 
Familien  derselben  amalgamirt.  Dadurch  hat  sich  z.  B.  Basel 
immer  über  dem  geistigen  Niveau  einer  blossen  Handelsstadt 
erhalten. 

b)  Persönlich  und  individuell  genommen,  irgend  eine  schöne 
Liebhaberei  oder  Gewohnheit,  welche  den  Geist  zum  Theil 
beschäftigt  und  von  der  blossen  Gewinn-  oder  Genusssucht 
abzieht,  also  z.  B.  Büchersammlungen,  die  man  aber  auch 
benutzt,  nicht  bloss  besitzt,  Kunstverständniss,  das  sich  aber 
nicht  etwa  auf  Geschmack  am  Theater,  oder  gar  nur  an 
dessen  Mitgliedern  beschränkt,  Sammlungen,  die  aber  nicht 
blosse  Münzsammlungen  ohne  Verständniss  für  deren  wissen- 
schaftliche Bedeutung,  oder  Sammlungen  an  sich  gleichgültiger 
Curiositäten  sind. 

c)  Endlich  ist  ein  sehr  gutes  Mittel,  prinzipiell  einen 
bestimmten  Theil  des  Gewinnes,  der  also  mit  der  Grösse  des- 
selben steigt,  auszuscheiden  und  allgemeinen  guten  Zwecken 
zu  widmen.  Das  erhält  den  Gedanken  wach,  dass  ein  solches 
Interesse  für  seine  Nebenmenschen  Pflicht  ist,  und  gibt  dem 
Geist  eine  Richtung  auf  Dinge  und  Menschen,  die  ihm  sonst 
mehr  und  mehr  fremd  werden.*) 


*)  Hiegegen  haben  die  Engländer,  die  im  Guten  und  Schlechten 
stets  nach  Prinzipien  zu  verfahren  streben,  das  verderbliche  Sprüch- 


\ 
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2.  Man  soll  ferner  wenigstens  keine  schlechten,  oder  für 
andere  verderblichen  Handelsgeschäfte  betreiben.  Das  wird 
wohl  prinzipiell  ziemlich  selbstverständlich  gefunden  werden, 
doch  hat  es  auch  seine  besonderen  Haken  in  der  Ausführung. 

Zunächst  sind  nicht  alle  Geschäfte  leicht  redlich  und 
ohne  irgendwelche  Täuschungen  zu  betreiben.  Ein  Wein- 
reisender sagte  mir  einmal  —  ich  gebe  es,  ohne  eine  eigene 
Meinung  darüber  zu  haben  —  ohne  Lügen  komme  man  bei 
seinem  Geschäfte  nicht  durch,  und  dass  der  Pferdehandel  nicht 
in  gutem  Rufe  steht,  dergestalt,  dass  eine  gewisse  Täuschung 
selbst  unter  guten  Freunden  und  Kameraden  vorkommt,  das 
weiss  jeder,  der  Militärdienst  thut. 

Sodann  gibt  es  eine  Anzahl  von  Geschäften,  die  für  die 
Gesammtheit  nicht  wohlthätig  sind,  die  man  also  desshalb 
nicht  mit  ganz  gutem  Gewissen  betreiben  kann.  . 

Wir  wollen  die  schlimmsten,  wie  Spielhäuser  und  Aehn- 
liches,  unerwähnt  lassen  und  nur  fragen,  ob  Geschäfte,  welche 
der  Beförderung  des  reinen  Luxus  dienen,  wohlthätig  und 
wünschenswerth  für  ein  Land  seien.  Wir  halten  dafür,  es 
sei  dies  nicht  der  Fall,  und  solche  Geschäfte,  die  bekanntlich 
sehr  zahlreich  sind,  soll  man  also  lieber  vermeiden,  obwohl 
sie  unzweifelhaft  einer  Menge  Menschen  Beschäftigung  geben 
und  unserer  jetzigen  Civilisation  gewissermassen  angehören. 
Es  gibt  eben  manches  Unrechte,  oder  Ungehörige  in  der  Welt, 


wort  erfunden :  „cbarity  begins  at  home."  Einer  ihrer  Schriftsteller 
fugt  ironisch  bei  „and  stops  there."  Unsere  französischen  Mit- 
bürger, die  gerne  Ghristenthum  und  G«  id  etwas  mehr  in  Ueberein- 
stimmung  bringen  möchten,  sprechen  daher  auch  stets  von  einer 
„charite  bien  ordounee"  und  verstehen  darunter  eine  solche,  die 
mit  sehr  bescheidenen  Opfern  an  eigener  Behaglichkeit  und  Aus- 
kömmlichkeit, aber  mit  möglichst  viel  Anerkennung  dafür  ver- 
bunden ist 
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das  wir  nicht  Ändern  können,  aber  wir  können  uns  wenigstens 
daran  nicbt  betheiligen,  sondern  davon  fernhalten. 

Fasst  man  diesen  Gedanken  nicbt  fest,  so  kommt  man 
am  Ende  dazu,  alles  zu  entschuldigen,  weil  es  einmal  existirt 
und  niclit  leicht  zu  ändern  ist,  nnd  auf  diesem  Standpunkte 
sehr  mediokerer  Art  befinden  sich  jetzt  viel«  gebildete  Menschen, 
die  dadurch  zu  Mitschuldigen  des  Bösen  werden,  selbst  ohne 
es  zu  wollen.*) 

3.  Gefährlicher  noch  als  die  reinen  LuxusgeschSfte  sind 
gewisse  Gebräuche,  oder  übliche  Anschauungsweisen  im  Handel, 
die  man  gewöhnlich  unter  dem  Namen  „ Usancen"  zusammen- 
fasse und  die  allerlei  Dinge  enthalten,  welche  Im  gewöhnlichen 
Leben  als  unreell,  sogar  mitunter  als  unredlich  erscheinen 
würden,  im  Handel  aber  erlanbt  Bind,  weil  es  allgemein  geschieht. 

Sogar  die  Gerichte  entschuldigen  hie  und  da  gewisse 
Verfälschungen  von  Waaren,  oder  unrichtige  Benennungen 
oder  Herknni'tsbezeichnungen  derselben  mit  der  Erwägung, 
ilass  das  bekannt  sei  und  auch  den  Käufern  bei  einiger  Auf- 
merksamkeit nicht  habe  entgehen  können.  Und  manche  Kauf- 
leute gibt  es,  die  geradezu  zwei  Gewissen  haben,  eines  für 
das  Geschäft  und  ein  anderes  für  den  Privatgebrauch. 

Persönlich  sind  sie  sehr  ehrenwerthe,  wohlwollende  Leute, 
aber  in  Geldsachen  hört  die  „Gemüthlichkeit",  bei  vielen  so- 
gar die  Menschenfreundlichkeit  und  die  Redlichkeit  auf. 

„Money  is  character  —  sagen  sie  —  never  treat  money 
nffairs  with  levity."  Alles  andere  kann  man  allfällig  leicht 
nehmen,  aber  das  nicht;   denn  das  ist   das  Wichtigste,    was 

*)  Ein  solcher  offenbar  sehr  wohlwollender  Mann  gelangt  da- 
mit in  den  „Greuzboteo"  dieses  Jahres  zu  dein  Satze,  Luxus  sei 
vielleicht  unter  heutigen  Verhältnissen  eine  Pflicht  der  Nächsten- 
liebe. Thatsachlich  ist  das  eine  jetzt  sehr  verbreitete  Ansicht,  aber 
doch  mir  eine  Ansicht. 
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man  mit  Ernst,  ja  sogar  mitunter  mit  Rücksichtslosigkeit 
betreiben  muss.  Das  heisst  doch,  dem  Götzen  Mammon  und 
nicht  dem  lebendigen  Gott  dienen  und  damit  kommt  es  dahin, 
dass  sogar  Eltern  gegen  Kinder  und  umgekehrt,  und  Freunde 
gegen  Freunde  in  Geldsachen  zu  einer  Härte  berechtigt  zn 
sein  glauben,  die  ihrem  Charakter  sonst  nicht  entspricht,  und 
sich  damit  meinen  entschnldigt  zu  haben,  wenn  sie  achsel- 
zuckend sagen,  das  seien  eben  „Geschäftssachen",  und  die 
müsse  man  gegen  Jedermann  „geschäftlich",  mit  andern  Worten 
vom  rein  egoistischen  Standpunkte  aus,  behandeln.  Diese 
Doppelspurigkeit  des  Gewissens  ist  das,  was  den  Kaufruanns- 
stand  am  allermeisten  verdirbt  und  von  ihm  aus  auch  in  die 
andern  Volkskreise  gedrungen  ist.  Sie  kaufen  aber  dieses 
„ Geschäftsprinzip a  zu  theuer,  indem  sie  ein  bischen  mehr 
oder  weniger  Geld,  das  im  Grunde  die  gleichgültigste 
aller  Sachen  sein  sollte,  allen  weit  bessern  Lebensgütern  vor- 
anstellen. Das  Ernsthaftnehmen  der  Geldsachen  ist  nur  richtig, 
soweit  es  Genauigkeit,  Pünktlichkeit  und  Ordnung  darin  be- 
trifft, und  die  Frage  der  Schulden,  wovon  wir  später  reden. 
Damit  hängt  natürlich  direkt  zusammen,  dass  überhaupt 
der  Sinn  für  Recht  und  Unrecht  durch  das  Geschäfts- 
leben und  das  unbegrenzte  Streben  nach  Gewinn  merklich 
leiden  kann.  Es  entsteht  allmählich  eine  verdunkelte  An- 
schauung davon,  oder  gar  ein  neuer  Begriff  dessen,  was 
eigentlich  recht  und  was  unrecht  sei.*) 


*)  Dies  ist  der  etwas  dunkle  Sinn  von  Ev.  Math.  VI.  23. 
Wenn  das  Licht,  das  in  dem  Menseben  ist,  der  Sinn  für  recht  und 
unrecht,  wahr  und  unwahr,  selbst  nicht  mehr  ein  Licht,  sondern  eine 
Finsterniss  ist,  wie  gross  wird  dann  das  Unrecht  sein,  das  dann 
noch  als  Unrecht  erscheint.  Es  ist  daher  auch  stets  wichtiger,  das 
Licht  rein  zu  erhalten,  als  nur  immer  die  Finsterniss  bekämpfen  zu 
wollen.  Das  ist  das,  was  heute  von  unendlich  vielen  wohlmeinenden 
Menschen  völlig  ausser  Acht  gelassen  wird. 
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Ganz  besonders  auffallend  ist  dies  bei  den  Kollectiv- 
L'nternehnrangen,  namentlich  den  Aktiengesellschaften.  Die- 
selben haiton  oft  Dinge  für  erlaubt,  die  ein  einzelner  Kauf- 
mann, oder  Banq_uier  kaum  thuti  würde,  und  selbst  unsere 
Gerichte  haben  schon  mitunter  die  Direktoren  und  Aktien- 
inhaber nicht  für  strafbar  oder  verfolgbar  erachtet,  wenn  sie 
solche  Handlungen  begingen. 

Jedermann  weiss  das,  dass  für  solche  Geschäfte  eine 
etwas  laxere  Moral  herrscht  (die  eben  nuthig  ist.  nm  grosse 
Dividenden  zu  erzielen),  welche  sie  dann  schliesslich  auch  noch 
gegen  sich  selbst  anwenden,  so  dass  manche  Lente  sich  prinzi- 
piell an  Aktien  unternehmen  nicht  mehr  betheiligen  wollen  und 
in  Frankreich  die  Redensart  entstanden  ist,  wenn  man  sagen 
will,  Jemand  sei  ein  dummer  Mensch,  der  nur  znr  Ausbeutung 
durch  Andere  bestimmt  sei:  „C'est  un  actionnaire." 

Es  ist  dabei  kanm  zu  leugnen,  dass  wer  sehn  eil  reich 
werden  will,  sich  gerade  auf  diesem  gewagten  Terrain  von 
nur  halb  redlichen  „Usancen",  Gründungen  von  Gesellschaften 
um!  dyl.  wird  vorzugsweise  bewegen  müssen;  denn  die  Con- 
etirrcnz  in  andern  gewähnlichen  Handelszweigen  ist  eine  so 
grosse,  dass  sie  einen  raschen  Gewinn  nur  schwer  zu  ge- 
statten scheint. 

Aber  ist  es  überhaupt  nöthig,  schnell  reich  zu  werden? 
Sie  haben  ja  ein  ganzes  Leben  vor  sich  dazu,  oder  wollen 
Sie  noch  in  jungen  Jahren  sich  zur  Ruhe  setzen  und  dem 
Müssiggang  ergeben,  beziehungsweise  der  Langeweile  verfallen? 
Manche  Kaufleute  thun  es ;  namentlich  in  überseeischen  Ge- 
schäften ist  es,  schon  des  ungewohnten  Klimas  wegen  üblich, 
10  bis  20  Jahre  fast  übermässig  zu  arbeiten,  um  dann  die 
Ausbeute  ruhig  zu  Hause  verzehren  zu  können,  oft  genug 
aber  mit  einem  rettungslos  verdorbenen  Magen,  einem  völlig 
erschütterten  Nervensystem    und   einem   wenig   ruhigen   Ge- 
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wissen;  meistens  auch  ohne  die  Möglichkeit,  seine  Zeit  anders- 
wie nützlich  auszufüllen,  wozu  eben  Bildung  und  Geschmack 
für  edlere  Beschäftigungen  gehört. 

Es  ist  daher  ganz  wahr,  was  der  alte  Jude  seinem  Söhn- 
lein antwortete,  das  ihn  fragte,  wie  man  am  schnellsten  reich 
werden  könne :  „Ehrlich  währt  amlängsten."  Es  währt 
aber  auch  am  längsten  und  erhält  den  Menschen  gesund  und 
geistesfrisch  bis  in's  hohe  Alter. 

4.  Ich  möchte  hier  noch  gern  etwas  beifügen,  was  vielleicht 
schwer  durchführbar  erscheinen  wird. 

Man  soll  zwar  in  Geldsachen  gewiss  genau  und  ebenso 
nicht  allzu  ängstlich  sein,  das  gehört  zu  einem  energischen 
Geschäftsbetrieb ;  aber,  soweit  möglich  wenigstens,  doch  auch 
nicht  mit  Schulden  leben  und  arbeiten. 

Glücklicherweise  haben  wir  Schweizer  darin  eine  ganz 
andere  angeborene  Anschauung,  als  die  uns  stammverwandten 
Deutschen.  Wir  halten  Schulden  überhaupt  für  etwas  Herab- 
würdigendes und  ein  Leben,  das  ausser  Verhältniss  zu  den 
eigenen  Mitteln  steht,  für  unrichtig;  während  in  Deutschland 
viele  hohe  Beamte  und  Offiziere  Schulden  machen  müsseu,  um 
„standesgemäss*  zu  leben.  Sie  seufzen  dann  oft  ihr  ganzes 
Leben  hindurch  unter  dieser  Knechtschaft,  die  schon  in  der 
Jugend,  auf  der  Universität,  in  der  Cadettenschule  beginnt, 
führen  ein  sogenanntes  anständiges  Dasein,  und  wenn  der 
Vater  stirbt,  so  beginnt  das  Elend  für  die  Frau  und  die 
standesgemäss  erzogenen  Kinder. 

Ich  habe  sogar  schon  deutsche  Geistliche  ganz  unbe- 
fangen von  „ihren  Schulden"  sprechen  hören,  während  doch 
der  Apostel  Paulus  ihnen  hätte  sagen  können:  „Seid  Nie- 
mandem etwas  schuldig  ausser  der  Liebe"  und  „Ihr  seid 
theuer  erkauft,  werdet  nicht  der  Menschen  Knechte." 
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Das  Alles  gilt  bei  uns  glücklicherweise  noch  als  schimpf- 
lich, nnd  dabei  muss  es  auch  für  Kaufleute  bleiben,  selbst 
wenn  sie  ihren  Anfang  mit  fremdem  Gelds  machen  müssen. 
Sie  müssen  dann  wenigstens  die  Tendenz  haben,  aus  diesen 
Schuld  Verhältnissen  baldmöglichst  herauszukommen  und  nie- 
mals mit  fremdem  Geld  mehr  wagen,  als  sie  es  mit  eigenem 
thun  würden. 

Einzig  für  wolilthätige  Zwecke  glaubt  man  auch  bei  uns, 
manchmal  unbegrenzt,  Schulden  machen  zu  dürfen  nnd  es 
gibt  auch  bei  nns  Leute,  die  für  solche  Dinge  „Aktien"  aus- 
stellen, von  denen  sie  ganz  sicher  wissen,  dass  sie  niemals 
zurückgezahlt  oder  verzinst  werden  können,  statt  offen  um 
Beitrage  zu  bitten.  Sie  überheben  sich  damit  des  Dankens, 
aber  mit  Unredlichkeit..  Oder  es  werden  Kirchen  gebaut, 
auf  welchen  viele  Jahre  lang  noch  Hypotheken  ruhen,  oder  mit 
beständigem  Jammern  gebettelt  werden  muss,  um  sie  nur 
fertigstellen  zu  können,  nachdem  sie  ohne  alle  genügenden  Mittel 
angefangen  worden  sind. 

Ich  glaube  kaum,  dass  da  der  Zweck  die  Mittel  heilige, 
so  wenig,  als  wenn  man  mit  Lotterien  Kirchen  erstellt,  sondern 
dass  eine  Gemeinde  viel  würdiger  und  christlicher  in  einem 
einfachen  Betsaal  zusammenkommt,  als  in  einer  nicht  bezahlten 
Kirche. 

Das  scheinen  die  allgemeinen  Prinzipien  zu  sein,  die 
wieder  sehr  der  Ueberlegung  und  Prüfung  anheim  fallen. 

Auf  keinen  Fall  darf  man  sich  über  das  Nachdenken 
darüber  einfach  hinwegsetzen,  mit  der  Begründung:  Der 
Beruf  bringe  das  eben  mit  sich  und  Andere  thun  es  anch. 
Wenn  das  wahr  wäre,  so  müsste  man  diesen  Bernf  eben  nicht 
wählen,  sondern  einen  andern,  der  es  erlaubt  ein  ehrlicher 
Mensch  zu  sein,  was  doch  stets  die  Hauptsache  bleibt, 
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Dagegen  können  die  Kaufleute  mit  vollem  Recht,  wenn 
sie  diesen  Grundsätzen  folgen  wollen,  auch  die  Theil- 
nahme  und  Unterstützung  des  Publikums,  mit  dem  sie 
verkehren,  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

Die  ganze  Gesellschaft  muss  ihnen  helfen  dazu.  Das 
ist  also  mit  andern  Worten  nicht  recht,  wenn  man  bei  Leuten 
kauft,  die  sich  durch  betrügerische  oder  schwindelhafte  An- 
preisungen ihre  Kundschaft  verschaffen,  auch  bei  solchen 
nicht,  die  durch  übertriebene  Reklamen  in  der  Presse,  welche 
andere  nicht  vermögen,  denselben  den  Vorrang  ablaufen  oder 
zuerst  eine  Zeit  laug  mit  Verlust  arbeiten,  um  die  Konkurrenz 
zu  beseitigen  und  nachher  die  Preise  erhöhen  (wofür  heutzu- 
tage berühmte  Beispiele  vorhanden  sind),  oder  mit  sonstigen 
Mitteln,  deren  Unkorrektheit  jeder  einsieht,  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit auf  sich  ziehen. 

Jedermann  sollte  sich  für  verpflichtet  erachten,  das  nicht 
zu  unterstützen,  sondern  bei  Leuten  zu  kaufen,  die  so  etwas  nicht 
thun.  Dann  würde  es  am  schnellsten  von  selber  aufhören. 
Befolgen  wir  das  nicht  —  und  namentlich  die  Damen  haben 
darin  oft  ein  merkwürdig  weites  Gewissen,  wenn  etwas  sie 
durch  billige  Preise,  oder  geschickte  Reklame  anlockt  —  so 
sind  wir  die  Mitschuldigen  derer,  die  sich  durch  solche  Prak- 
tiken mehr  Brod  verschaffen,  als  ihnen  gebührt,  indem  sie 
Andern  es  wegnehmen,  und  wir  werden  dafür  die  Verant- 
wortung tragen;  mehr  sogar  als  die  Kaufleute  selber;  denn 
wir  konnten  es  leichter  vermeiden. 

Darin  liegt  überhaupt  eine  wesentliche  Ursache  des 
moralischen  Herabsinkens  des  Kaufmannsstandes  in  einzelnen 
seiner  Zweige,  dass  das  Publikum  daran  mitschuldig  ist. 

Man  verurtheilt  vielleicht  das  Börsenspiel,  oder  den 
Lotterie-Schwindel  und  geht  doch  mit  denen  um,  die  daraus, 
wie  allbekannt,   ihre  Reichthümer    erwerben,    oder   ihre  Ge- 
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selligkeit  bezahlen.  Man  ärgert  sich  über  die  prahlerischen 
Annoncen  einzelner  grosser  Waarengeschäfte,  über  die  Zu- 
dringlichkeit ihrer  Anlockungen  aller  Art  und  die  Verderblich- 
keit ihrer  Konkurrenz  für  die  bescheideneren  Geschäftsleute, 
aber  das  gleiche  Publikum,  das  sie  tadelt,  strömt  in  ihre 
Ausstellungen,  oder  benützt  ihre  illustrirten  Kataloge. 

Man  kennt  vielleicht  ganz  gut  die  niederträchtigen 
Praktiken  der  Goldminen-Gesellschaften  Südafrikas  —  um 
ein  jetzt  gerade  an  der  Tagesordnung  befindliches  grosses 
Beispiel  zu  erwähnen  —  gegen  das  wackere  Boerenvolk, 
aber  man  würde  sich  vielleicht  doch  nicht  scheuen  eine 
solche  Gewinn  versprechende  Aktie  selbst  anzukaufen  und 
sich  an  dem  Blut  zu  betheiligen,  das  daran  klebt. 

Solange  das  so  ist,  sind  wir   alle   schuldig,  mitschuldig, 

ja    sogar    hauptschuldig,    wenn,  der    Kaufmannsstand    nicht 

immer   das   ist,    was    er   zum  Wohl   des  Ganzen  sein  sollte 

und  könnte. 

III. 

Im  Einzelnen  ist  nun  vielleicht  noch  folgendes  zu  er- 
wähnen : 

Ohne  allen  Zweifel  darf  keine  absichtliche  Täuschung 
im  Handel  stattfinden.  In  dieser  Hinsicht  hat  sich  die 
öffentliche  Moral  offenbar  stark  verbessert.  Falsches  Mass 
und  Gewicht  wird  jetzt  unbedingt  verurtheilt,  schlechtes, 
oder  verrufenes  Gold  absichtlich  auszugeben  als  durchaus  un- 
ehrlich betrachtet,  während  beides  früher  öfter  vorkam.*) 


*)  Friedrich  der  Grosse  führte  mit  dem  Gewinn  aus  schlechtem 
Geld  einen  Theil  seiner  Kriege. 

Eine  Schrift  aus  dem  Jahre  1468,  die  den  Titel  hat:  „Aller- 
hand Hantirungen  für  junge  Leite,  sich  der  Kramerei  und  Handl 
befleissen  tun,  bei  Kauf,  Verkauf  und  Tausch,  bei  Hauss  und  Jahr- 
markt'1 enthält  unter  einer  Reihe  von  Rathschlägen  für  Krämer  und 
deren  Lehrlinge  und  Gehilfen,  u.  a.  folgende :    „Frumbheit   ist  die 
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Ebenso  hat  man  überall  die  Lebens  mittelftlschung  ernst- 
lichst in  den  Bereich  der  Gesetzgebung  gezogen  und  dabei 
auch  verboten  falsche  Bezeichnungen,  wie  z.  B.  „Tafelhonig" 
für  Produkte,  an  denen  die  brave  Biene  keinen  wesentlichen 
Antheil  hat,  anzuwenden,  selbst  wenn  sie  nicht  gesundheits- 
schädlich sind. 

Ferner  fängt  man  an,  dem  übermässigen  Zinsnehmen 
über  eine  gewisse  Grenze  hinaus  wieder  mit  Strafgesetzen 
zu  begegnen  und  auch  den  stets  wiederholten  Ausverkäufen, 
die  keine  solchen  sind,  und  der  unredlichen  Concurrenz  über- 
haupt mit  Verboten  entgegenzuarbeiten. 

Auch  gegen  den  Sklavenhandel  in  Afrika  haben  neuere 
Conventionen  der  an  jenen  Küsten  herrschenden  europäischen 
Mächte  stattgehabt  und  wir  hoffen,  dass  man  allmählig  auch 
zu  ähnlichen  Vereinbarungen  gegen  den  weissen  Sklaven- 
handel mit  Mädchen,  der  einen  besondern  Schandfleck  unserer 
sogenannten  Civilisation  bildet,  gelangen  werde,  ohne  welche 


erste  tugendliche  Aigenschaft  eines  Krämers,  doch  hast  Du  auf  Dein 
Nutztheil  zu  hantiren.  Bei  Mass  und  Gevicht  sain  allerhand  Kunst 
zu  machen,  wan  Du  fir  zwei  Pfennige  Kiromel  messen  tust,  halte 
das  Mässlein  fein  Krum,  als  hettest  Du  das  Reissen  in  Deiner  Hand, 
mit  der  andern  Hand  Alle  ein,  und  es  fol  ist,  stirze  es  der  Kunde 
im  Topf.  Wiegest  Du  mit  der  Hantwage  Pfeffer  über  3  Pfennige, 
so  schnelle  mit  dem  langen  Finger  der  linken  Hand  das  Zingelein 
so.  dass  man  glauben  thut,  es  ist  mehr-  als  man  verlangt  —  So 
Du  eine  Elle  Hanfbendelein  oder  Waiszeug  messen  thust,  so  halte 
den  Daum  der  rechten  Hand  mit  der  Flaischseite  auf  das  Bändelein, 
bei  Abschneiden  aber  überbiege  Dein  Daumlein  bis  zur  Nagel- 
wurzel, so  gewinnest  Du  bei  jeder  Elle  eine  Nagellänge.  —  Ist  Dir 
an  ainer  Kundin  was  gelegen,  so  mache  Dich  gefeiig,  sage,  dass  sie 
schönlaibig  sein,  und  Du  vollgefallen  an  ibr  findest,  sie  wird  ge- 
blendet seyn  und  kannst  auf  vortheil haften  Verkauf  sicher  seyn ; 
auch  wenn  die  Waiber  hässlich  sind,  thue  ihnen  schön,  es  bring 
Nutz." 
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diesem  sehr  einträglichen  Gewerbe  nicht  wirksam  gesteuert 
werden  kann. 

Der  Verkauf  von  modernen  Waffen  an  wilde  Völker  und 
noch  mehr  die  Einfuhr  von  Branntwein  in  solche  Gegenden 
wird  non  zunächst  an  die  Reihe  der  internationalen  Prohi- 
bitionen kommen. 

Ebenso  durfte  die  systematische  oder  gedankenlose  Aus- 
rottung mancher  harmloser  oder  nützlicher  Thiere,  der  Wall- 
fisebe,  der  Robben,  der  Elefanten,  oder  der  kleinen  Vögel 
für  die  Hüte  der  Damen,  und  der  Missbrauch  der  Natur 
überhaupt,  die  Ausrauhuug  des  Bodens  durch  rasche  Ernten, 
ohne  Absicht  dauernder  Behauung,  das  Niederschlagen  der 
Walder  international  verboten  werden. 

Noch  schlimmer  ist  natürlich  stets  die  Ausbeutung  der 
Menschen,   die   üeberan strengung   der   Arbeiter,    die  Nacht- 

i  Sonntagsarbeit,  die  Ueberstnnden,  das  Trucksystem,  kurz 

alle  die  Praktiken,  welche  schon  längst  zu  der  Forderung 
eines  internationalen  Arbeiterschutzgesetzes  geführt  haben, 
Welches  auch  schon  eiumal  auf  einem  internationalen  Kon- 
gresse in  Angriff  genommen  worden  ist ,  damals  aber  in 
der  berühmten  Formel  „il  est  d6sirable"  ein  nicht  sehr 
rühmliches  Ende  gefunden.bat.*} 

Von  kleineren  ungehörigen  Handelspraktiken  hat  in 
neuerer  Zeit  besonders  der  sog.  Hydra-Coupons-Schwindel 
die  Aufmerksamkeit  verschiedener  Kauton sregierun gen  auf 
sich  gBzogen.  Der  Central  vorstand  des  Uhren  m  acher  Ver- 
bandes berichtet  darüber,  dass  z.  B.  nach  dem  Orte  Löm- 
menschwyl  im  Kanton  St.  Gallen  mit  148  Einwohnern  30  Uhren 

*)  Vgl.  hierüber  Jahrbuch  V,  633,  welches  die  ganze  sehr  kläg- 
liche beschichte  einer  Konferenz  enthalt,  welche  in  der  Schweiz 
ganz  anders  ausgefallen  wäre,  ein  Pendant  zu  der  „Abrüstung"  des 
russischen  Kaisers  vom  vorigen  Jahre. 
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geliefert  wurden;  50  Regulateurs  wurden  binnen  wenigen 
Wochen  in  ein  Dörfchen  des  Entlebuch  durch  Hydra-Coupons 
abgesetzt.  Diese  Ueberschwemmung  des  Landes  gerade  mit 
Uhren,  die  überflüssig  und  wahrscheinlich  nicht  einmal  gut 
sind,  gehört  jetzt  zu  den  grössten  Calamitäten  dieser  Art  und 
die  Firmen,  die  das  treiben,  sollten  publizirt  werden.*) 

Ferner  haben  Sie  aus  einem  jüngst  in  Basel  verhandelten 
Prozesse  vernommen,  wie  bisher  angesehene  Leute  Waaren 
um  den  vielfachen  Betrag  ihres  wirklichen  Werthes  dem 
Publikum  dadurch  aufzunöthigen  trachteten,  dass  sie  durch 
Verträge  alle  Concurrenz  möglichst  zu  beseitigen  versuchten; 
und  dass  dies  bestraft  worden  ist.  Eine  schweizerische 
Zeitung  sagte  darüber: 

„Die  Verhandlungen  entrollten  ein  bedenkliches  Bild  von 
„Geldmacherei"  und  entsprechender  Korruption  in  den  Kreiseii 


*)  Die  Abzahlungsgeschäfte  halten  wir  auch  nicht  für  ganz 
mit  der  Moral  vereinbar,  da  sie,  die  Bedrängniss  des  Käufers  be- 
nützend, die  Waaren  zu  theuer  verkaufen.  Der  „Delaillist"  schreibt 
über  diese  Sorte  Geschäfte:  «Es  ist  nothwendig,  dass  man  immer 
wieder  das  Publikum  davor  warnt,  dass  es  seine  Einkäufe  in  Ab- 
zahlungsgeschäften macht.  Wir  haben  uns  grosse  Mühe  gegeben, 
zu  eruieren,  wie  viel  Bruttogewinn  die  Abzahlungsgeschäfte  an  den 
von  ihnen  verkauften  Waaren  machen.  Wolldecken  werden  z.  B. 
für  Fr.  8  eingekauft  und  für  Fr.  28  verkauft,  Spiegel  für  Fr.  5 
eingekauft  und  für  Fr.  16  verkauft,  Bilder  für  Fr.  6  eingekauft 
und  für  Fr.  24  verkauft,  Regulateurs  für  Fr.  14  eingekauft  und 
für  Fr.  38  verkauft.  Die  Abzahlungsgeschäfte  haben  stets  als  ihre 
Maxime,  dass  ihre  Waaren  mindestens  150  Prozent  theurer  ver- 
kauft werden  sollen,  als  sie  eingekauft  worden  sind.  Würde  der 
ärmere  Mann  seine  Waaren  baar  kaufen,  so  würde  er  sie  besser 
und  billiger  bekommen.»  Diese  Art  von  Geschäften  und  die  unredliche 
Concurrenz  überhaupt  ist  schon  im  Talmud  verboten  und  weitläufig 
behandelt.  Es  ist  dort  sogar  erwähnt,  dass  ein  Kaufmann  nicht 
Nüsse  an  Kinder  austheilen  solle,  um  sie  für  sein  Geschäft  günstig 
zu  stimmen. 
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der  „höheren  Technik".  Man  hatte  oft  das  Gefühl,  es  mit 
einer  Bande  von  Gaunern  zu  thun  zu  haben,  trotzdem  sich 
die  Herren  fast  insgesammt  Dr.  Dr.  schreibend 

Es  ist  freilich  schwer  so  etwas  ganz  zu  beseitigen,  wenn 
man  so  grosse  Beispiele  wie  Cecil  Rhodos,  Chamberlain, 
Gould,  Rokefeller  und  Andere  vor  sich  sieht,  die  ihr  Geld 
ebenso  erworben  haben,  deren  Töchter  Fürsten  und  Grafen 
heirathen,  die  von  Kaisern  und  Königen  freundlich  empfangen 
werden,  oder  sogar  grosse  Länder  in  Kriege  verwickeln  und 
die  öffentliche  Meinung  durch  eine  erkaufte  Presse  fälschen 
dürfen.*) 

Die  Londoner  Handelskammer  hat  endlich  einen  Sonder- 
Ausschuss,  in  dem  zwanzig  Handelsabtheilungen  derselben  ver- 
treten waren,  beauftragt,  über  die  in  der  englischen  Geschäfts- 
welt übliche  Zahlung  von  „heimlichen  Kommissionsge- 
bühren'4 —  mit  anderen  Worten  Bestechungen  —  eine  genaue 
Untersuchung  anzustellen.  Dieser  Ausschuss  hat  eine  grosse 
Menge  von  Material  aus  den  verschiedensten  Handelskreisen 
gesammelt  und  hat  die  erstaunliche  Thatsache  festgestellt, 
dass  „in  fast  allen  Handelszweigen  und  in  den  verschieden- 
sten Berufsklassen"  derartige  Bestechungen  gehandhabt 
werden,  welche  „die  Moral  des  Handelsstandes  ernstlich  zu 
gefährden  drohen*4  und  die  Interessen  ehrlicher  Geschäftsleute 
erheblich  schädigen.  Ein  hervorragender  Mann  der  Wissen- 
schaft in  Schottland  —  so  lesen  wir  in  dem  Bericht  —  em- 
pfing vor  Kurzem  eine  bedeutende  Summe  dafür,  dass  er  die 
Mikroskope  eines  gewissen  Mechanikers  empfahl.  Es  ist 
ein  offenes  Geheimniss,  dass  die  Doktoren  in  Krankenhäusern 

*)  Bei  uns  Professoren  sind  die  viel  unschuldigeren  Buchkrämer 
elwas  verhasst,  die  uns  mit  Büchern  und  Broschüren  überschwemmen, 
auf  deren  Aussenseite  steht:  „Wenn  Sie  dieses  Sie  ohne  Zweifel 
interessirende  Werk  nicht  zu  behalten  gedenken  sollten,  so  wollen 
Sie  es  innert  4  Tagen  zurücksenden,  ansonst  etc."  Auch  das  sollte 
kein  anständiger  Buchhändler  mehr  thun,  sondern  die  Schriften 
zur  Ansicht,  oder  gar  nicht  schicken.    Dies  „pro  domo". 
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Kommissionsgebühren  von  den  Fabrikanten  ärztlicher  Instru- 
mente empfangen.  Der  Verwalter  eines  grossen  Gutes  sagt 
aus,  es  sei  die  „Gepflogenheit  im  Zunehmen  begriffen,  dass 
der  Feldmesser  oder  der  Ingenieur,  den  die  eine  Partei  be- 
schäftigt, von  'der  anderen  Partei  bezahlt",  das  heisst  be- 
stochen wird.  Eisenbahngesellschaften  zum  Beispiel  bezahlen, 
das  heisst  bestechen  die  Feldmesser  und  Inspektoren  der 
Grundeigenthümer,  deren  Land  sie  ankaufen  wollen.  Bei 
Apothekern  sollte  man  dergleichen  unter  der  Hand  gezahlte 
„Kommissionsgebühren  ft  vielleicht  am  wenigsten  erwarten, 
aber  der  Bericht  stellt  fest,  dass  Apotheker  den  Aerzten  auf 
die  ihnen  zugewandten  Rezepte  Kommissionsgebühren  zahlen, 
die  sich  in  einzelnen  Fällen  auf  25  bis  50  Prozent  belaufen. 
Das  Schlimmste  dieser  Art  ist  die  Bestechung  der  Presse, 
oder  der  regierenden  und  parlamentarischen  Kreise,  wie  sie 
im  Panama-Handel,  oder  jetzt  bei  den  englischen  Journalen, 
welche  die  Boeren  systematisch  zu  verläumden  hatten,  und 
bei  der  „ Charter ed  Company",  zu  Tage  getreten  ist,  zu  deren 
Aktionären  eine  grosse  Anzahl  englischer  Staatsmänner  und 
höherer  Offiziere  gehören.  Diese  Vorfälle  haben  die  öffent- 
liche Moral  ganzer  Länder  auf  das  Tiefste  herabgewürdigt 
und  es  fast  unmöglich  gemacht  mit  kleineren  Sündern  streng 
in's  Gericht  zu  gehen. 

Trotzdem  kann  man,  im  Ganzen  genommen,  sagen,  es  sei 
jetzt  eine  bessere  Handelsmoral  vorhanden,  als  noch  vor 
hundert  und  mehr  Jahren. 

Ausgenommen  in  zwei  Bichtungen:  dem  Börsen  spiel 
und  den  grossen  Bingen,  oder  Trusts  zur  Vertheuernng 
notwendiger  Lebensbedürfnisse. 

Dem  Börsenunwesen,  das  eine  Ausartung  eines  an  sich 
vernünftigen  Gedankens  ist,  ist  eben  desshalb  schwer  bei- 
zukommen, und  unsere  modernen  Spielanstalten,  „Kursääle"  ge- 
nannt, berufen  sich  in  ihrer  Eingabe  an  die  Bundesver- 
sammlung mit  vollem  Recht  darauf,  dass  das  Börsenspiel 
das  gefährlichste  Spiel  sei,  durch  welches  am  meisten  Exi- 
stenzen  gefährdet   werden.     Es   ist   aber   eben   schwer,    es 
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ganz  zu  verbieten,  oder  hinreichend  zu  beschränken;  es  ge- 
lang das  auch,  nicht  durch  die  Bestimmungen  des  Schweiz. 
Obligationenrechts,  welche  solche  Spielverträge  als  unklagbar 
erklärten.  Eine  Motion  gegen  das  Börsenspiel  befand  sich 
längere  Zeit  auf  den  Traktanden  der  Bundesversammlung, 
führte  aber  nur  zu  einigen  sog.  Enqueten,  die  mitunter  nichts 
weiter  als  das  anständige  Begräbnlss  eines  Gedankens  sind. 
Unsere  frühere  Berichterstattung  im  Jahrbuch  darüber  lautet, 
wie  folgt: 

In  der  Sitzung  vom  12.  Juni  1892  hatte  der  National- 
rath  folgende  Motion  (Schmid)  erheblich  erklärt :  ,  „Der 
Bundesrath  wird  eingeladen,  nach  vorgängiger  Einvernahme 
der  Kantonsregierungen  die  Frage  zu  prüfen,  ob  und  even- 
tuell in  welcher  Weise  den  volkswirthschaftlich  schädlichen 
und  das  Bechtsbewusstsein  des  Volkes  verletzenden  Miss- 
bräuchen im  Börsenwesen  innerhalb  des  Kompetenzenkreises 
des  Bundes  wirksam  entgegengetreten  werden  könne  und 
hierüber  der  Bundesversammlung  mit  thunlichster  Beförde- 
rung Bericht  und  Antrag  zu  erbringen/ 

Das  Justiz-  und  Polizeidepartement  hatte  sodann  mit 
Schreiben  vom  15.  November  1892  an  mehrere  Sachver- 
ständige die  Bitte  gerichtet,  über  folgende  Fragen  ihr  Gut- 
achten erstatten  zu  wollen:  „1.  Stehen  dem  Staate  zur  Be- 
kämpfung der  Missbräuche  im  Börsenwesen  praktisch  wirk- 
same Mittel  zu  Gebote?  eventuell:  Welche?  2.  Bedarf  die 
Bundesgewalt  in  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  zur 
Anwendung  dieser  Mittel  neuer  verfassungsrechtlicher  Kom- 
petenzen? eventuell:  Worin  würden  diese  bestehen?" 

Die  drei  Gutachten  von  Professor  Wolf,  Ständerath 
Odier  und  Nationalrath  Simon  Kaiser  kamen  zu  keinem  über- 
einstimmenden oder  überhaupt  praktisch  verwerthbaren  Re- 
sultate.*) Das  Bundesgericht  sprach  sich  darüber,  bei  An- 
l'ass  eines  praktischen  Falles,  wie  folgt  aus: 


*)  Vergl.  darüber  «Zur  Frage  der  Börsenreform,*  1895. 
Ebenso  einen  gedruckten  Berieht  einer  Basler  Grossraths-Kommission 
1895. 


Ueber  die  Handelsmoral.  53 

„Eine  ausdrückliche  Vereinbarung  der  Parteien,  dass 
Recht  und  Pflicht  wirklicher  Lieferung  und  Abnahme  aus- 
geschlossen sein  solle,  kommt  nun  bekanntermassen  selten 
oder  nie  vor.  Die  Entscheidung  hängt  daher  in  den  meisten 
oder  allen  Fällen  davon  ab,  ob  eine  hierauf  gerichtete  still- 
schweigende Vereinbarung  vorliege,  d.  h.  ob,  trotz  der  ge- 
wählten Form  von  Kauf  und  Verkauf,  reale  Erfüllung  von 
keiner  Seite  gewollt  war.  Bei  dem  jetzigen  Stande  der  Ge- 
setzgebung kann  daher  die  Rechtsprechung  nur  darauf  ge- 
richtet sein,  die  Thatsachen,  aus  welchen  auf  den  Willen, 
ein  reines  Differenzgeschäft  einzugehen,  geschlossen  werden 
muss,  zu  erkennen.  Es  leuchtet  ein,  dass  es  sich  hier  um 
-eine  sehr  schwierige  Aufgabe  handelt.  Es  lässt  sich  nicht 
leugnen,  dass  mit  der  Einrede  des  reinen  Differenzgeschäfts 
von  unglücklichen  Spekulanten  Unfug  getrieben  werden  kann 
und  wirklich  getrieben  wird;  ja  es  fehlt  bekanntlich  nicht 
an  Stimmen,  welche  mit  nicht  zu  unterschätzenden  Gründen 
das  Vorkommen  reiifer  Differenzgeschäfte,  insbesondere  unter 
den  an  der  Börse  von  Bankiers  für  ihre  Kunden  abge- 
schlossenen Zeitgeschäften,  überhaupt  in  Abrede  stellen.  Das 
Bundesgericht  hat  angenommen,  dass  ein  Schluss  auf  den 
Willen  der  Parteien,  Recht  und  Pflicht  reeller  Lieferung 
und  Abnahme  auszuschliessen,  insbesondere  dann  als  zulässig 
erscheine,  wenn  es  sich  um  Spekulationen  handle,  deren 
Umfang  zu  den  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnissen  des 
Spekulanten  in  einem  derartigen  Missverhältnisse  steht,  dass 
dieser  an  Eingehung  einer  Pflicht  zu  realer  Abnahme  oder 
Lieferung  vernünftigerweise  überhaupt  gar  nicht  denken 
könne  und  dies  dem  Gegenkontrahenten  bekannt  sei.  Be- 
stimmte Thatsachen,  aus  welchen  regelmässig  auf  den  Willen, 
ein  reines  Differenzgeschäft  absuschliessen,  zu  schliessen  wäre, 
lassen  sich  kaum  allgemein  feststellen,  und  es  ist  daher  begreiflich, 
wenn  die  Beantwortung  der  Frage,  aus  welchen  Umständen  auf 
eine  stillschweigende  Vereinbarung  eines  reinen  Differenz- 
geschäftes zu  schliessen  sei,  keine  Uebereinstimmung  zeigt. 
Die  diesfälligen  Feststellungen  der  kantonalen  Gerichte  sind 
nun  allerdings  der  Nachprüfung  des  Bundesgerichtes  insoweit 
nicht   entzogen,    als   sie   mit    dem  Rechtsbegriff  des   reinen 
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Differenzgeschäfts  im  Zusammenhange  stehen.  Indessen  ist 
es  doch  klar,  dass  sie  auch  auf  die  bundesgerichtliche  Recht- 
sprechung nicht  ohne  Einfluss  sein  müssen,  sofern  sich  näm- 
lich bei  der  Nachprüfung  nicht  ergibt,  dass  das  kantonale 
Gericht  den  Rechtsbegriff  des  reinen  Differenzgeschäfts  un- 
richtig aufgefasst  hat.  Dabei  gilt  es  für  das  Bundesgericht 
namentlich,  die  lediglich  in  der  Absicht  der  Differenzspeku- 
lation abgeschlossenen  Zeitgeschäfte,  bei  welchen  zwar  Liefe- 
rung und  Abnahme  nicht  ausgeschlossen,  immerhin  aber  nicht 
beabsichtigt  ist,  und  die  sich  regelmässig  durch  Kompen- 
sationen erledigen,  von  den  reinen  Differenzgeschäften  zu 
sondern  —  eine  Aufgabe,  welche  sich  mitunter  als  sehr 
schwierig  erweist.  Denn  sind  auch  jene  ersteren  Geschäfte 
von  den  letzteren  juristisch  verschieden,  so  sind  sie  doch 
vom  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  gleich- 
wertig, und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  der  Judi- 
katur kantonaler  Gerichte  dieser  Umstand  unbewusst  und 
ohne  dass  es  aus  dem  Urtheile  ersichtlich  ist,  zu  Gunsten 
der  unglücklichen,  dem  Privatpublikum  angehörigen  Speku- 
lanten sich  geltend  macht;  namentlich  in  Fällen,  wo  das- 
selbe von  Banquiers  oder  Angestellten  derselben  zu  den 
Spekulationen  verleitet  worden  ist  und  sich,  wie  fast  regel- 
mässig, als  der  wirtschaftlich    schwächere  Theil   darstellte 

Eine  wirksame  Beschränkung  dieses  verderblichen  Spiels, 
das  jedoch  ohne  Beihilfe  von  Banquiers,  oder  Banken  nicht 
leicht  betrieben  werden  kann,  würde  es  sein,  wenn  diese  Ver- 
mittler als  Mitschuldige  behandelt  würden*  Wenigstens  in 
Fällen,  wie  demjenigen  des  tessinischen  Staatskassiers  Scazziga, 
wo  die  Vermittler  sehr  gut  wissen  können,  dass  ein  Spiel 
mit  so  hohen  Beträgen  nicht  ohne  augenscheinliche  Gefahr 
für  die  verwaltete  Kasse  geschehen  kann,  wäre  eine  solche 
Mitbestrafung  ganz  am  Platze;  mindestens  so  gut,  als  im 
Falle  des  Anarchistengesetzes,  wo  auch  solche  Personen  be- 
straft werden,  die  „wissen  mussten,"  wozu  gewisse  Spreng- 
stoffe,  oder   Drucksachen    verwendet    werden    wollen.     Das 
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moderne  Kriminalrecht  muss  in  so  gemeingefährlichen  Dingen 
etwas  weiter  in  der  Feststellung  des  Begriffes  von  „Gehilfen* 
oder  „Mitthätern"  gehen,  als  das  altere,  und  dürfte  es  in 
diesem  Falle  füglich,  da  diese  sogar  den  grössten  Gewinn 
von  der  Sache  haben  und  den  Börsenspielern  oft  zu  der  Fort- 
setzung ihres  Spielens  direkte  Veranlassung  geben. 

Allerdings  gehörto  dazu,  ganz  wie  bei  dem  Anarchisten- 
gesetz, eine  internationale  Verständigung.  Andere  Versuche, 
das  Börsenspiel  gesetzgeberisch  zu  beschränken,  halten  wir 
für  fruchtlos;  sie  sind  zwar  auch  schon  gemacht  worden, 
haben  aber  nur  zu  einer  Wiederholung  längst  bekannter 
Klagen  geführt. 

Von  einer  in  Berlin  in  Folge  des  neuen  Börsengesetzes 
von  1896  eingesetzten  Börsen-Enquete-Kommission  wurden 
eine  ganze  Anzahl  von  Personen  einvernommen,  welche  wahr- 
scheinlich sehr  gut  mit  der  Sache  vertraut  waren,  sich  aber 
doch  mehr  oder  weniger  nur  auf  die  Wiedergabe  von  Ur- 
theilen  beschränkten,  welche  fast  in  die  Kategorie  der  Gemein- 
plätze gehören,  ohne  irgend  einen  vernünftigen  Rathschlag 
zur  Abhilfe  geben  zu  können.    Beispielsweise  die  folgenden: 

Herr  Kämpf,  Direktor  der  Darmstädter  Bank,  sagt:  „Wenn 
man  die  Spieler  von  der  Börse  entfernen  könnte,  so  wäre 
das  gut."  Herr  Geheimrath  Goldberger:  „Der  Wunsch,  das 
Differenzspiel  einzuschränken,  ist  durchaus  berechtigt."  Herr 
Rüssel  von  der  Diskontogesellschaft:  „Ich  kann  zuge- 
stehen, dass  der  Terminhandel  eine  über  das  Mass  hinaus- 
gehende Ausdehnung  gefunden  hat.  Das  ist  Missbrauch."  Herr 
Kommerzienrath  Wilhelm:  „Das  ist  viel  gefährlicher  als  das 
Spiel  in  Monaco,  gegen  das  soviel  geschrieben  wird,  denn  nach 
Monaco  muss  der  Betreffende  gehen,  muss  sein  Geld  im  Sack 
haben ;  aber  zum  Terminhandel  an  der  Börse  braucht  man 
nicht  hinzugehen ;  da  geht  der  Agent,  der  Verführer,  zu  ihm 
herein  und  flüstert  ihm  Etwas  ins  Ohr,  bis  der  Verführte 
endlich  Ja   sagt,  und  dann  hat  er  seinen  Schlussschein  und 
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auf  Grund  dessen  muss  er  nachher  bezahlen.  Dann  blüht 
wieder  einmal  der  Weizen,  dann  geht  wieder  einmal  eine 
frische,  fröhliche  Hansse  los  und  dann  werden  die  Gimpel 
durch  die  Agenten,  die  von  Haus  za  Haus  gehen  und  wissen, 
wer  ein  Bischen  Kapital  und  Lust  zur  Spekulation  hat,  ein- 
gefangen." Herr  Kommerzienrath  Schutt:  „Zu  den  Personen, 
die  Produkten-Börsengeschäfte  machen,  gehören  wohl  alle 
Gesellschaftsklassen.  Ich  bin  zwanzig  Jahre  und  wohl  länger 
Mitglied  des  Schiedsgerichtes  an  der  Berliner-Börse  gewesen 
—  ich  habe  in  der  letzten  Zeit  das  Amt  niedergelegt,  weil 
es  mir  unsympathisch  wurde  —  und  habe  da  gesehen,  mit 
welchem  Publikum  Geschäfte  gemacht  werden."  Herr  van 
Gülpen:  „Man  hat  die  Börse  sich  selbst  überlassen  und  sie 
hat  auf  ihren  Vortheil  die  Paragraphen  eingerichtet.  Makler 
und  Kommissionäre  sind  privilegirte  Händler  geworden,  gegen 
die  dem  Publikum  die  Kontrolle  fehlt,  und  der  Terminmarkt 
ist  das  Schlachtfeld  für  das  Grosskapital  geworden,  auf  dem 
Ueberrumpelungen  mit  Vergewaltigungen  abwechseln."  Herr 
Siemens,  Direktor  der  Dentschen  Bank:  „Ich  bin  nach  keiner 
Richtung  hin  ein  Anhänger  des  Terminhandels,  ich  habe 
wiederholt  den  Antrag  gestellt,  den  Terminhandel  in  gewissen 
Effekten,  namentlich  Industrie-Effekten,  zu  verhindern  oder 
einzuschränken."  Herr  Horwitz:  „Ich  bin  wiederholt  an  leb- 
haften Kündigungstagen  an  der  Berliner-Börse  gewesen  und 
kann  nur  sagen:  ich  habe  in  meinen  jugendlichen  Jahren 
Kriegstänze  von  Wilden  angesehen  und  angehört,  aber  das, 
was  ich  in  der  Wildniss  erlebt  habe,  kam  mir  wie  ein  sanfter 
.Zephyrhauch  vor  gegen  das,  was  ich  da  in  dem  Kündigungs- 
zimmer gehört  habe.  Es  war  ein  Getöse  und  ein  Getobe,  als 
wenn  fünfhundert  Tollhäusler  losgelassen  worden  wären." 

Das  weiss  man  alles  längst,  aber  geholfen  hat  es  nichts.  Im 
Gegentheil,  ein  so  thierisches  Freudengeheul,  wie  es  in  diesem 
Jahre  an  der  Londoner-Börse  über  die  Erfolge  in  Südafrika 
ausgestossen  wurde,  ist  vielleicht  noch  gar  nicht  dagewesen, 
solange  Börsen  bestehen. 

Gegen  die  Unklagbarkeit  dieser  Forderungen,  von  der 
man   zeitweise   Abhülfe    erwartete,   helfen   sich    die   Spieler 
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dadurch,  dass  sie  solche  Einreden,  oder  die  Nichtbezahlung 
von  Spielschulden  überhaupt,  mit  gesellschaftlicher  Boykot- 
tirung  bestrafen.  Schuster  und  Schneider  nicht  zu  bezahlen, 
oder  übermässig  lang  warten  zu  lassen,  das  ist  ganz  gentle- 
manlike  nach  dem  Moralcodex  dieser  Gesellschaft,  aber  Spiel- 
schulden müssen  innert  24  Stunden  beglichen  werden  und  ein 
Börsenmann,  der  Differenzen  nicht  zahlt  oder  die  Einrede  der 
"NichtVerpflichtung  erhebt,  wird  von  der  Börse  ausgeschlossen. 
Sie  zeigen  uns  damit  unsern  Weg.  Die  bürgerliche  Gesell- 
schaft sollte  einfach,  wenn  sie  etwas  ausrichten  will,  dieses 
Beispiel  nachahmen. 

Wenn  kein  anständiger  Mensch  mit  einem  notorischen 
Börsenspieler  mehr  umgeht,  alle  Beamten  in  öffentlicher 
Stellung,  die  Börsenspekulationen  machen,  entlassen  werden*), 
und  kein  einigermassen  ordentliches  Mädchen  einer  solchen 
ohnehin  stets  gefährdeten  Existenz  mehr  die  Hand  zur  Ehe 
reichen  würde,  so  wäre  diesem  verderblichen  Spiel  beizu- 
kommen, sonst,  auf  bloss  gesetzgeberischem  Wege,  schwerlich. 
Hier  müsste  sich  zunächst  die  Sitte  mächtiger  erweisen,  als 
die  Gesetzgebung,  und  wäre  eine  würdige  Aufgabe  für  das 
Frauengeschlecht  vorhanden,  das  die  Sitte  zu  gestalten  hat. 

Noch  viel  rücksichtsloser  wo  möglich  sollte  gegen  die 
Trusts  vorgegangen  werden.  Auch  hier  hatte  man  s.  Z.  in 
Amerika  eine  Kommission  zur  „Untersuchung  des  Wesens  der 
Trusts"  eingesetzt,  bei  der  solche  Herren,  die  es  aus  eigener 

*)  Ein  solches  Gesetz  gegen  alle  Beamten,  die  an  öffentlichen 
Orten  spielen,  bestand  in  der  helvetischen  Periode.  Vgl.  Akten- 
sammlung  Band  III.  649;  VI.  613. 

Vielleicht  wird  jetzt  der  Fall  Küng  mancherorts  die  Augen 
über  die  Gefährlichkeit  des  Börsenspieies  etwas  öffnen,  das  weit 
mehr  Leute  in  angesehenen  Stellungen  betreihen,  als  man  gewöhn- 
lich annimmt. 
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Erfahrung  kannten,  einvernommen  wurden.  Ein  Beriebt  dar* 
über  (in  der  Berliner-Nation)  sagte  Folgendes,  woraus  man 
allerdings  sieht,  dass  diese  Raubgesellschaften  an  dem  jetzigen 
System  des  Schutzzolles  eine  wirksame  Unterstützung  finden. 

„Eine  köstliche  Szene  spielte  sich  vor  einigen  Wochen 
drüben  in  Amerika  ab,  als  der  bekannte  Zuckerkönig  H.  0. 
Havemeyer  von  der  „Industrial  Commissiona,  die  neben  An- 
derem auch  zur  Untersuchung  des  Wesens  der  Trusts  nieder- 
gesetzt ist,  als  sachverständiger  Zeuge  vernommen  wurde. 
Es  war  wie  ein  Kapitel  aus  Reinecke  Fuchs.  Der  schlimme 
Sünder,  anstatt  sich  wegen  der  Vergehen  des  von  ihm  be- 
herrschten Zuckertrust  zu  entschuldigen,  trat  als  Ankläger 
des  Regierungssystems  auf,  welches  die  Ausschreitungen  der 
Trusts  überhaupt  erst  möglich  mache.  So  erklärte  er  z.  B. 
mit  köstlicher  Ironie: 

„Die  Regierung  ist  es,  welche  durch  ihre  Zolltarifgesetz- 
gebung die  Ausplünderung  des  Volks  bewirkt,  und  die  Trusts 
u.  s.  w.  sind  lediglich  Instrumente,  um  diese  Regierungszwecke 
zu  erfüllen.  Der  Zolltarif  fasst  das  Volk  an  der  Kehle.  Und 
dann  kommen  Gouverneure  und  Staatsanwälte  der  verschie- 
denen Staaten  und  verlangen,  dass  etwas  geschehe,  aber  nicht 
gegen  die  Ursache,  sondern  gegen  die  Maschinerie,  mittelst 
deren  dem  Publikum  die  Taschen  geleert  werden.  Es  scheint, 
als  ob  man  einen  besonderen  Unterschied  machen  will  zwischen 
der  Ausraubung  durch  ein  einzelnes  Individuum  und  durch 
eine  Korporation.  Was  bei  dem  Einzelindividuum  lobenswerth 
erscheint,  hält  man  bei  einer  Korporation  für  unanständig. u 

Man  kann  das  Wesen  der  Schutzzöllnerei  nicht  treffender 
illustriren,  als  durch  diese  mit  cynischer  Offenheit  vorgetragenen 
Wahrheiten  des  Zeugen  Havemeyer.  Die  Trusts  laufen  darauf 
hinaus,  das  Volk  auszuplündern,  indem  man  durch  Zusammen- 
fassung der  Industriellen  eines  bestimmten  Produktionszweiges 
die  Konkurrenz  beschränkt  und  dadurch  eine  künstliche  Preis- 
steigerung hervorruft.  Diese  künstliche  Preissteigerung  voll- 
zieht sich  innerhalb  eines  Walles  von  Schutzzöllen,  der  die 
ausländische  Konkurrenz  verhindert,  das  künstlich  geschaffene 
Trust-Monopol  zu  brechen. 
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Der  Protektionismus  ist  daher  der  eigentliche  Nährboden 
der  Trusts,  und  es  macht  einen  geradezu  komischen  Eindruck, 
die  eifrigsten  amerikanischen  Schutzzöllner  um  einen  grünen 
Tisch  versammelt  zu  sehen,  zu  dem  Zweck,  allen  Trusts  den 
Prozess  zu  machen. a*) 

Hier  würde  meiner  Ueberzeugung  nach  ebenfalls  nichts 
anderes  wirksam  sein,  als  ein  internationaler  Vertrag 
über  kriminelle  Bestrafung  aller  Theilnehmer  an  solchen 
Verbindungen.  Geldstrafen,  oder  ähnliche  Massnahmen  sind 
gegen  diese  Gesellschaften  unwirksam,  weil  sie  Geld  genug 
haben  um  vorläufig  solche  „ Geschäftsspesen tf  tragen  können,  die 
sie  später  doch  wieder  auf  den  Konsumenten  abwälzen,  welcher 
dafür  ihre  Waaren  um  so  theurer  bezahlen  muss.  Nur  im 
Zuchthaus  werden  die  Konsumenten  nicht  für  sie  sitzen. 

In  Amerika  selbst  fängt  man  an,  die  Notwendigkeit  von 
Massregeln  gegen  diesen  Umsturz  der  Gesellschaft  von  oben 
einzusehen.    Ein  neuerer  Bericht  sagt  darüber  Folgendes: 

„Es  gibt  jetzt  schon  ein  Anti-Trustgesetz  in  Arkansas  und 
ein  solches  für  Missouri;  dann  hat  sich  in  St.  Louis  ein  Anti- 
Trustverband  gebildet,  welcher  sich  durch  Selbsthülfe  Schutz 


*)  In  Amerika  pflegen  diese  Trusts  grosse  Summen  für  die 
jeweiligen  Präsidentenwahlen  zu  spenden,  in  der  Hoffnung  natürlich 
dann  von  den  Gewählten  geschützt  zu  werden.  Auf  der  jetzigen 
Wahlfondsliste  für  die  Wiederwahl  des  jetzigen  Präsidenten  figuriren 
z.  B.  nach  Zeilungsberichten  folgende  Zahlen: 

„Carnegie  Steel  Trust  Co.:  1,500,000;  Cramp  Co.  und  Schiffs- 
bau-Trust: 500,000;  National  Biscuit  Trust:  150,000;  American 
Woolen  Trust  (Woll-Trust) :  150,000;  American  Lead  Trust  (Blei- 
Trust):  200,000;  Standard  Oil  Co.  (Oel-Trust):  800,000;  American 
Sugar  Resining  Co.  (Zucker-Trust):  500,000;  American  Tobacco 
Trust  (Tabak-Trust):  450,000;  National  Paper  Manufacturing  Co. 
(Papier-Trust):  200,000;  sechs  kleinere  Trusts:  1,750,000  Dollars, 
so  dass  von  15  Trusts  allein  eine  Gesamnitsteuer  von  6,200,000 
Dollars  zu  Gunsten  des  republikanischen  Wahlfonds  aufzubringen  ist.** 
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vor  Ausbeutung'  sichern  will;  es  sind  das  aber  alles  nur  Au- 
ffinge zu  einer  Bewegung,  die  zweifellos  noch  ine  Riesenhafte 
wachsen  wird,  gleich  den  Trusts,  welche  mächtig  emporge- 
schossen sind.  Ohne  ein  Anti-Trust-Bundesgesetz  aber  können 
die  Anlaufe,  welche  einzelne  Unionsstaaten  zu  einer  Ein- 
schränkung der  Trustbewegung  gemacht  haben,  wenig  nützen." 
Wir  glauben  sogar  ohne  einen  internationalen  Vertrag  nicht. 

Einstweilen  geht  die  Sache  noch  rüstig  vorwärts.  In 
Xew-York  hat  sich  sogar  ein  Milch-Trust  mit  15  Millionen 
Dollars  Kapital  gebildet,  der  den  kleineren  Milchhandel  völlig 
vernichten  will,  so  dass  eines  der  notwendigsten  Lebens- 
mittel nur  dazu  dient,  nm  einige  ohnehin  schon  übermässig 
Reiche  noch  mehr,  auf  Kosten  der  Aermsten  und  Schwächsten, 
zu  bereichern.  Und  noch  viel  gefahrlicher  wäre  ein  russisch- 
amerikanischer  Getreidetrnst,  von  dem  auch  schon  die  Rede 
gewesen  ist,  der  es  ermöglichen  würde,  sogar  den  Preis 
dieses  noth wendigsten  Lebensbedürfnisses  willkürlich  zu  be- 
stimmen. 

Es  kann  dabei  natürlich  unser  l'rtheil  Über  diese 
modernen  Wegelagerer,  die  an  die  Stelle  der  alten,  weit 
romantischeren  und  erträglicheren  getreten  sind,  nicht  mil- 
dern, wenn  einzelne  derselben  im  Lebensüberdruss,  der  einer 
solchen  Existenz  zeitweise  folgen  muss,  ihrem  gemeingefähr- 
lichen Dasein  ein  Ende  machen,  wie  Barnato,  ein  Genosse 
von  Ceoll  Rhodos,  oder  es  versuchen,  mit  grossen  Stiftungen, 
vou  Universitäten  und  dgl.,  die  öffentliche  Meinung  zu 
bestechen,  wie  Rockefeller  und  Andrew  Carnegie.*)  Der 
originellste  dieser  Sünder  an  der  menschlichen  Gesellschaft 
ist  jedenfalls  dieser  letztere,  welcher,  nachdem  er  sich 
durch   seine  Stahlwerke   in   Pittsburg  Milliarden  „verdient" 

*)  Auch  die  alten  Raubritter  stifteten  oft  Klöster  und  Kirchen 
und  manche  wohlthätige  Stiftungen  der  Jetztzeit  haben  ganz  diesen 
Charakter  einer  Amnestieerwerbung. 
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hatte,  wie  man  es  euphemistisch  nennt,  in  einer  Art  von 
Selbstironie  eine  Theorie  aufstellte,  wonach  ein  solches  Raub- 
system deshalb  berechtigt  sei,  weil  dann  Ein  solcher  Reich- 
gewordener leichter  Tausende  von  Dollars  einem  guten 
Zwecke  zuwenden  könne  und  nach  seiner  Ansicht  solle,  als 
wenn  tausend  Menschen  Einen  Dollar  geben.  Diesem  Schein- 
argument fügte  er  dann  das  berühmte  „geflügelte  Wort*' 
bei,  dass  „ein  Mann,  der  reich  stirbt,  ehrlos  stirbt.'4  Wir 
fragen  dagegen:  Warum  denn  nicht  auch  einer,  der  reich 
lebt?*)  Denn  ein  Verzicht  auf  Reichthum  bloss  auf  den  Todes- 
fall hin  kostet  den  Verzichtenden  wenig.  Wenn  man  sein 
halbes  Leben  lang  einem  falschen  Ideale  gefolgt  ist,  dann  bleibt 
nichts  Klügeres  übrig,  als  der  Entschluss,  welchen  Kipling 
in  seiner  wundervollen  Geschichte  „Purun  Bhagat"  beschrie- 
ben hat,  wozu  aber  den  allermeisten  dieser  „Renegaten  des 
Reichthums"  die  nöthige  Energie  fehlen  wird.  Diese  Leute 
wissen  auch  meistens  nicht  einmal  etwas  Rechtes  mit  ihrem 
Gelde  anzufangen,  wenn  sie  noch  bei  Lebzeiten,  oder  auf  den 
Todesfall   gemeinnützig   werden   wollen.    Sie  stiften,   ihrem 


*)  Warum  befolgen  sie  nicht  wenigstens  das  Beispiel  ihres  an- 
tiken Vorgängers  im  Ev.  Luc.  XIX,  8  ?  Ein  neuerer  Artikel  des 
«Temps»  über  diesen  Halbentschlossenen  sagt: 

«A  mesure  qu'il  vieillissait  et  devenait  plus  riche,  ses  id6es 
sont  devenues  sur  ce  point  si  originales  qu'il  a  soulev6  contre  lui 
l'hostilit6  unanime  de  ses  semblables,  les  milliardaires  americains. 
A  cela  rien  d'6tonnant.  Pour  lui,  en  effet,  la  fortune  ne  demande 
d'efforts  qu'au  debut.  Ensuite,  eile  augmente  seole.  Toute  fortune 
est  donc  hien  la  recompense  d'un  effort,  mais  non  pas  toute  fortune 
colossale.  Dans  leur  principe,  donc,  les  enormes  fortunes  ne  sont 
qu'ä  demi  legitimes.  En  outre,  il  a  pu  s'apercevoir  de  leurs  dangers; 
en  s'associant  elles  forment  les  trusts  ou  monopoles,  qui  sont  bien 
les  plus  effroyables  instruments  de  tyrannie  economique  qui  se 
puissent  imaginer.  II  aurait  pu  former  le  trust  de  l'acier  en 
Amenque  et   6t ran  gier  les  petites  exploitations.    II  ne  l'a  pas  fait. 
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ganzen  Sinne  gemäss,  nur  Werke,  die  In  die  Augen  fallen 
und  ihnen  Lob  eintragen,  oder  ein  „ganzes  Drachennest  von 
Lastern  mit  dem  weiten  Königsmantel  einer  sehr  ostensiblen 
YVohlt  hütigkeit  zudecken",  lassen  dagegen  das  furchtbare  Elend 
grosser  Hassen,  das  sie  zum  Theil  selbst  erzeugt  haben,  ohne 
ausreicliande  Hilfe.  Sie  sind  gar  nicht  würdig  und  fähig  etwas 
wirklich  Gutes  zu  Stiften;  das  Ist  Ihre  unabänderliche  und 
gerechte  Strafe,  von  der  sie  kein  Zeltnngsruhm  befreien  kann. 

Von  solchen  Dingen  müssen  Sie  sich  nun  also  gänzlich 
und  grundsätzlich  fernhalten. 

Darauf  kommt  es  jetzt  in  unserer  Zelt  vorzugsweise  an, 
dass  Einzelne  im  einzelnen  Leben  wieder  das  Gute  und 
Hechte  mit  Zuversicht  ergreifen;  dann  kommt  es  im  Grossen 
und  Ganzen  nach  and  nach  ganz  von  selbst.  Sonst,  wenn 
man  darauf  wartet,  ob  es  im  Grossen  kommen  wolle,  bloss 
durch  Gesetze,  die  stets  leicht  umgangen  werden  können,  oder 
durch  allgemeine  Sitte,  die  sich  nicht  so  rasch  und  ohne 
Vorangang  Einzelner  bildet,   oder  gar  bloss  durch  Vereine 

Dans  N.-urs  effets,  donc,  les  immenses  fbrtunes  lui  paraissent  aussi 
coudnmnables. 

Doü  son  fameus  axiome:  «Tout  hemme  qul  raeurt  riche  ineurt 
diahonore»  et  sa  volonte'  mainlefois  annoncee  de  depenser  en- 
lii'iTjiK'tiL  son  miüiard  avant  de  mourir. 

On  a  voulu  le  lui  faire  depenser  en  Anglelerre  et  pour  l'Ang- 
leterre,  comroe  fait  M.  Gecil  Rbodes.  II  a  refuse.  El  ses  r&isons  pour 
remscr  sont  des  plus  sinistres.  II  croit,  en  cfTet,  que  1'Angleterre 
est  condaiunto  a  mort  dans  un  proehain  arenir,  et  le  dit  trea  haut." 

Wir  wollen  sein  Unheil  über  England  respektiren.  Es  ist  viel- 
leicht möglich,  dass  er  dario  Recht  behält;  doch  glauben  wir,  dass 
die  dortigen  Raubritter,  Gecil  Rbodes  und  Konsorten,  mit  dem 
gross  ten  Theil  ihres  Raubes  ruhig  sterben  werden,  sogar  unter  dem 
vollen  Segen  der  anglikanischen  Kirche,  aus  deren  Pfarrhäusern 
dieser  Häuptling  herv orgegangen  ist. 
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und  Kongresse,  die  viel  reden  und  wenig  handeln,  so  ver- 
liert man  in  den  meisten  Fallen  seine  Zeit  und  nach  und 
nach  auch  den  Math,  und  lässt  zuletzt  wieder  alles  gehen, 
wie  es  will.  Jeder  Einzelne  muss  vielmehr  zunächst  für 
eigene  Eechnung  das  thun,  was  er  für  recht  hält; 
damit  leistet  er  mehr  für  den  Fortschritt  des  Guten,  als  wenn 
er  mit  vielen  Andern  bloss  darüber  redet,  oder  reden  hört. 

Der  moderne  Kaufmann  hat  heute  sehr  verschiedene 
Typen,  zu  denen  er  sich  ausgebildet  hat.  Der  Allerschlimmste 
ist  der  Ausbeuter  und  von  diesem  wieder  der  schlimmste 
der  sogenannte  „swcater",  der  das  Elend  ausbeutet.  Ein 
Kaufmann,  der  seine  Ladenmädchen  mit  Bussen  zwingt,  12 
Stunden  lang  stehend  ihre  Gesundheit  für  immer  zu  ruiniren, 
dagegen  für  die  vornehmen  Kunden  ein  luxuriös  ausgestat- 
tetes Wartezimmer  mit  bequemen  Sesseln  bereit  hat,  oder 
seinen  Arbeiterinnen  so  wenig  Lohn  gibt,  dass  sie,  wenigstens 
in  den  grösseren  Städten,  die  Schande  als  Nebengeschäft  be- 
treiben müssen,  wird  zwar  hoffentlich  bei  uns  nicht  vorkommen. 
Aehnliches  aber  sollte  jeden  anständigen  Menschen,  besonders 
jede  anständige  Frau  veranlassen,  Geschäfte,  in  denen  der- 
artige Einrichtungen  bestehen,  nicht  zu  besuchen ;  dann  würde 
es  am  schnellsten  aufhören.  Wenn  das  nicht  geschieht,  dann 
helfen  auch  die  beständigen  Informationen  und  Enqu&tcn 
darüber  nicht  viel.  Sie  führen  zu  mehr  oder  weniger  mit- 
leiderregenden Darstellungen  solcher  Zustände  in  Zeitungen 
und  Zeitschriften,  aber  gebessert  werden  dieselben  dadurch 
nicht,  sondern  nur  durch  das  gute  Beispiel,  das  einzelne  Ge- 
schäfte geben,  und  durch  die  Unterstützung  derselben  seitens 
des  Publikums. 

Vielleicht  fragen  Sie  noch,  wie  man  sich  denn  das  alles 
werde  merken   können,   was  im  Handel   moralisch  erlaubt, 
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oder  eicht  erlaubt  sein  solle,  namentlich  gegenüber  den  doch 
noch  sehr  verschiedenen  Auffassungen  darüber  in  verschieden  en 
Tendern  und  Geschäftskreisen. 

Dafür  gibt  es  ein  ganz  gutes  und  langst  bekanntes 
Rezept,  das  in  dem  Sprichwort  liegt: 

„Was  du  nicht  willst,  das  man  dir  thu', 

das  füg'  auch  keinem  Andern  zu." 

Darüber  werden  Sie  wahrscheinlich  stets  im  Klaren  sein, 
ob  Sia  eine  gewisse  Handelspraxis  gegen  sich  angewendet 
zu  wissen  wünschen,  oder  lieber  eine  andere.  Gut,  dann 
handeln  Sie  so,  wie  es  Ihnen  am  liebsten  wäre  behandelt  zn 
werden;  das  ist  die  einfachste  und  in  den  meisten  Fällen 
ausreichende  Formel  für  die  Handelsmoral. 
IV. 

Nun  sagen  Sie  aber  vielleicht  noch:  ja  das  wollte  ich 
meinerseits  recht  gerne  alles  thun,  wenn  es  Alle  thftten. 
Aber  das  geschieht  doch  nicht,  und  soll  ich  allein  dann  der 
„reine  Thor"  sein,  der  so  zu  eigenem  Schaden  handelt,  alle 
Andern  aber  nicht? 

Oder  es  könnt«  Jemand  auch  sagen,  das  könne  allfällig 
ein  einzelstehender,  wohlhabender  und  unverheirateter  Alans. 
wohl  durchführen,  aber  er  habe  Weib  und  Kind  zu  versorgen. 
„Weib  und  Kind"  müssen  namentlich  sehr  oft  gegenüber  der 
0  Öffentlichkeit  die  Entschuldigung  für  zweifelhaftes  Verhalten 
sein,  mitunter  sogar  von  Seite  derjenigen,  die  zu  Hause  keine 
sehr  grosse  Rücksicht  auf  sie  nehmen,  sondern  das  Geld  vor- 
zugsweise für  sich  verwenden. 

Dafür  gibt  es  nun  eine  religiöse  Zusicherung,  dass  ea 
möglich  sei  richtig  zu  leben, eine  Versicherung, die  überhaupt 
bestehen  mnss,  wenn  es  eine   „sittliche  Weltordnung"   gibt 

Entweder,  oder.  Entweder  es  gibt  eine  solche,  und  dann 
mnss  sie  auch  die  in  Schutz  nehmen,  welche  ihr  gehorchen, 
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oder   es   ist  alles  nur  Zufall   und   menschliche  Willkür  auf 
Erden. 

Das  Letztere  aber  ist  eine  Ansicht,  bei  welcher,  wenn  sie 
Alle  hätten,  keine  menschliche  Gesellschaft  einen  Tag  lang 
friedlich  neben  einander  bestehen  könnte,  also  eine  Meinung, 
die  der  Natur  der  Gesellschaft  widerspricht,  und  die  auch  einen 
beständigen  Gegenzeugen  in  dem  menschlichen  Gewissen  hat. 
Sie  besteht  selbst  als  Ansicht  nur  so  lange  sie  nicht  die 
Mehrheit  für  sich  hat. 

Das  ist  also  gar  nicht  unsere  wirkliche  Sorge,  dass  eine 
solche  falsche  Philosophie  jemals  auf  lange  Zeit  hinaus  allein- 
herrschend werde;  das  verbietet  sich  durch  die  praktische 
Noth wendigkeit  einer  gesellschaftlichen  Ordnung  ganz  von 
selber,  indem  es  sehr  bald  seine  bösen  Früchte  zeigt. 

Die  wirkliche  Gefahr  besteht  darin,  dass  man  die  sittliche 
Weltordnung  im  Allgemeinen  —  im  Grossen  und  Ganzen  — 
anerkennt,  und  wünscht,  dass  Alle  sie  anerkennen,  aber  im 
Einzelnen,  für  sich,  darnach  nicht  handelt,  oder,  was  die  Ur- 
sache davon  ist,  daran  doch  nicht  recht  glaubt,  wenn  es  da- 
rauf ankommt  zu  handeln. 

Das  ist  der  Zustand  der  jetzigen  menschlichen  Gesell- 
schaft, namentlich  in  den  gebildeten  Klassen. 

Diese  sittliche  Weltordnung  setzt  sicherlich  eine  andere 
Lebensansicht  voraus  als  die  alltägliche,  namentlich  aber  als 
die  materialistische  Weltanschauung,  die  man  jetzt  im  Allge- 
meinen mit  dem  Ausdruck  „Kampf  um's  Dasein"  bezeichnet, 
eine  Auffassung,  die  eigentlich  gar  keine  Civilisation  mehr 
ist,  sondern  der  Lebensart  der  wilden  Thiere  entspricht. 
Aus  derselben  werden  wir  beständig  heraufgehoben  durch 
die  religiösen  Lehren,  die  wir  in  unserer  Jugend  empfangen, 
und  sollten  heraufgehoben   werden  auch  durch   die    Schule, 

wenn  sie  nicht  ihrerseits  selbst  diesen  bloss  natur\vissenschaft-, 
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Hohen  Auffassungen  huldigt,  in  welchem  Falle  sie  ihren  Zweck 
grossentheils  verfehlt. 

Es  gibt  daher  dermalen  unter  uns,  selbst  in  den  civili- 
sirtesten  Nationen,  eine  Lebensanschauung  für  das  tägliche 
Leben,  die  man  theoretisch  verleugnet,  und  eine  theoretisch 
anerkannte,  der  das  Leben  nicht,  oder  nicht  ganz  entspricht; 
das  zeigt  sich  natürlich  ganz  besonders  deutlich  in  dem 
Verkehr.  Die  Engländer  haben  für  die  höhere  Rechtlichkeit 
und  Anständigkeit  des  menschlichen  Verkehrs  die  Bezeich- 
nung „gentlemanlike,"  die  zwar  vielfach  nicht  ganz  richtig 
im  Einzelnen  angewendet  wird;  es  gilt  manches  als  gentle- 
manlike,  was  es  nicht  ist.  Aber  sie  sagt  doch,  dass  etwas, 
was  dem  gewöhnlichen,  ganz  nach  seinem  ordinären  Egoismus 
lebenden  Menschen  gestattet  ist,  einer  bessern  Klasse  von 
Menschen  nicht  ansteht,  für  die  vielmehr  alles  Gemeine,  nicht 
ganz  Saubere,  oder  allzu  Kleinliche  ausgeschlossen  erscheint. 
Das  ist  die  sittliche  Weltordnung  gegenüber  der  mate-' 
ri eilen,  im  täglichen  Leben,  und  sie  hat,  unter  Anderem,  fol- 
gende Regeln: 

1.  Das  erste  und  grundlegendste  Gesetz  dieser  Weltord- 
nung ist:  In  allem  Freiwilligkeit  und  innere  Wahrheit. 
Es  hilft  gar  nichts,  etwas  unfreiwillig, .  oder  mit  innerer  Un- 
freiwilligkeit,  zu  bekennen,  oder  zu  thun.  Das  mag  die  Men- 
schen täuschen,  Gott  täuscht  es  nicht  und  dem  Menschen 
selber,  der  so  handelt,  beruhigt  und.  befriedigt  es  innerlich 
nicht. 

2.  Sodann  das  zweite:  Will  man  diese  Weltordnung  im 
Leben  deutlich  erkennen,  so  muss  man  ein  möglichst 
reines- Herz  haben.  Sonst  ist  es  unmöglich  eine  ganz  rich- 
tige Vorstellung  von  ihr  zu  bekommen,  weder  durch  Wissen- 
schaff1 noch  durch  Kircblichkeit; 
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3.  Mf  den  Henscheir  verkehrt  man  am  leichtesten 
«liweh  eüw  Anzahl  von  Regeln,  die  vieflefcnt  auf  den  ersten 
Jfcnblfck  ungewöhnlich'  erscheinen; 

WÜF  man  einen  möglichst  beständigen  Frieden  mit  ihnen 
haben,  so  mnss  man  gegen  ato  rahfg  und  uneigennützig  sein, 
und  sie  nieht  zu  wichtig  nehmen-. 

Will  man  Liebe  finden,  so  muss  man  solche  geben  und 
•dabei  überzeugt  »ein,  daae  man  nur  durch  Liebe  unabhängig 
von  den  Itensehen  wird,  etwas,  was  Niemand  glaubt,  der  es 
nicht  erfährt.  Die  Liebe  ist  aber  nicht  Neigung,  sondern  Mitleid. 

Will  man  viel  und  dauernd  erwerben,  so  muss  man  viel 
geben,  sonst  bringt  kein  Erwerb  Glück  mit  sich. 

Will  man  keine  Langeweile  haben,  so  muss  man  viel 
•arbeiten';  da»  ist  die  beste  aller  Unterhaltungen. 

Will  man  geistige  Bedeutung  erlangen,  so  muss  man  die 
materiellen  Güter  geringer  schätzen,  als  die  geistigen.  Der 
Mensch  hat  keinen  grösseren  Feind  seines  geistigen  Lebens  als 
den  fibermftssigen  Besitz;  oder  den  ungemässigten  Trieb  darnach. 

Will'  man  viel  Ehre  haben,  so  muss  man  die  Kritik 
nicht  scheuen,  sonst  wird  man'  ein  Ungewöhnliches  unternehmen. 

Will  man  zu  einer  hohen  Stufe  inneren  Wachsthums  ge- 
langen, so  kann  das  nicht  ohne  viel  Leiden  geschehen. 

Will  man  endlich  erfahren,  ob  das  alles  wahr  ist,  so 
muss  man  es  probiren;  das  blosser  „Studiren^  hilft  hier  gar 
nichts. 

Man  kann  das  daher  (zu  dieser  Selbstverurtheilung  un- 
seres Vortrages  gelangen  wir  am  Schlüsse  desselben)  eigent- 
lich auch  gar  nicht  lehren,  man  kann  es  bloss  vorzeigen, 
wie-  etat  Waarenmuster,  und  weitaus  die  meisten  Manschen 
gehen  nicht  sofort  darauf  etor  samten  sie  müssen,  die  Eolgen 
der   entgegengesetzten   Lebensanschauung,    Unzufriedenheit, 
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Furcht  vor  Menschen  und.  Ereignissen,  Hass,  Streit,  _  Ner- 
vosität, ruletzt  Lebeusuberdruss  aus  einem  verfehlten  Leben  r 
an  sich  selbst  zuerst  erfahren  haben.  Die  Wenigsten  kommen 
dazu,  ohne  vorher  einen  grossen  Tbeil  ihres  Lehens  mit 
andern  Versuchen  verloren  zu  haben. 

Das  wird  wohl  auch  Ihnen  so  gehen,  daran  zweifle  ick 
gar  nicht. 

Aber  Sie  werden  sich  dann  vielleicht  daran  erinnern,  ein- 
mal auch  ausserhalb  der  Kirche,  sogar  in  einem  Grossraths- 
saale  gehört  zu  haben,  dass  es  noch  einen  andern  Lebensweg 
mit  glücklicherem  Ausgang  gibt,  als  das  blosse  Streben  nach 
Eeichthum;  wozu  es  auch  nicht  einmal  einer  Zugehörigkeit 
zu  einer  besonderen  Vereinigung  mit  andern  Menschen,  kirch- 
licher oder  anderer  Art,  bedarf,  -sondern  einzig  und  allein  des 
persönlichen  Entschlusses:  Das  will  ich  und  durch  muss  es 
und  zwar  um  jeden  Preis. 

In  der  alten  Welt,  namentlich  der  israelitischen,  wo 
diese  Kegeln  auch  schon  vorhanden  waren,  bestand  darüber 
ein  eigentliches  Rechtsverhältnis»,  wie  ein  Bundesvertrag. 
Wer  sie  beobachtete,  konnte  auf  ein  gedeihliches  Fortkommen. 
in  diesem  Leben,  gewissermasseu  juristisch  Anspruch  er- 
heben, beziehungsweise  daraufrechnen.1)  „ 

Das  Chris  tenth um  tasst  seither  allerdings  die  Sache  etwas 
geistiger  auf,  glaubt  jedoch  ebenfalls, .  dass  das  Schlechte 
unfehlbar  schlimme  und  das  Gute  gute  Folgen  haben  müsse, 
wenn  auch  beides  mehr  in  das  Innere  des  Menschen  verlegt 
ist,  also  in  das  Gefühl,  auf  das  es  schliesslich  doch  ankommt, 
statt  in  das  äussere  Ereigniss.  Soviel  aber  bleibt  immer 
zweifellos  versichert,  dass  die  Gesetze  der  moralischen  Welt- 


i)  Ps»lm  39,  7;  Psalm  33  und  27;  Spräche  I,  19,  32,  33; 
II.  Chronik  XXXI,  21;  HI  Moses  XVHI  4.  6;  XK,  9;  Hesekiel  XX,. 
11;    V  Moses  V,  86— 30....;  ■.    ■■■   .     :„  -     .     _  ...    .    |. 
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Ordnung  stärker,  unabänderlicher  und  menschlicher  Willkür 
unzugänglicher  seien,  als  die  der  physischen,  und  dieselben 
-  bei  weitem  überdauern.  Viele  Menschen  werden  aber  dennoch, 
-selbst  mitten  in  der  Christenheit,  irre  an  einer  sittlichen 
Weltordnung,  weil  sie  keine  genügende  Vergeltung,  weder 
des  Guten,  noch  des  Bösen  sehen.  Es  ist  das  eine  alte,  oft 
schon,  so  lange  die  Menschheit  besteht,  gehörte  Klage. 

Sie  werden  die  Vergeltung  i)  aber  stets  bemerken,  sobald 
sie  dieselbe  in  das  Innere  des  Menschen  verlegen.  Was  hilft 
denn  die  äussere  Thatsache,  also  z,  B.  ein  grosser  Besitz, 
wenn  damit  nicht  das  .Gefühl  der  Befriedigung  verbunden 
ist?  Was  nützen  dem  Menschen  alle  Ehren,  die  ihm  die  ganze 
Welt  erweist,  wenn  er  sich  selbst  im  Stillen  verachtet? 
.Das  fehlt  Bösen  niemals.  Reiche  und  geehrte  Menschen, 
die  viel  Böses  thun,  gibt  es  genug  auf  allen,  Strassen  und 
ebenso  arme,  oder  zurückgesetzte,  die  weit  besser  sind  als 
sie;  daran  zweifle  ich  meinerseits  nicht.  Aber  dass  es  böse 
Reiche  gebe,  die  ihr  Leben  lang  glücklich  sind,  und  wirklich 
gute  Arme,  die  verzweifeln  müssen,  dieser  Beweis  muss  doch 
noch  geführt  werden.  Ich  sage  hier  nur:  ich  habe  so  etwas 
noch  nicht  gesehen  und  wenn  das  Innere  der  Menschen  eben 
so  offen  vor  Aller  Augeij,  läge>  wie  ihr  äusseres  Schicksal, 
so  würde  dies  eine  der  klarsten  Wahrheiten  sein. 

Es  ist  aber  im  Fernern  zu  sagen,  dass  das  Ghristenthum 
auch  in  äussern  Dingen  einen  hinreichenden  und  jedenfalls 
sichereren  Erfolg  verspricht  und  gewährt,  als .  jede  andere 
Lebensanschauung.  Davon  sind  Zeuge  nicht  etwa  nur  seine 
ausdrücklichen  Verheisöungen,8)  sondern  das  Leben  und  die 
Schicksale  von  Tausenden,  die  sie  in  jeder  Generation  der 
"Menschheit  seither  bewährt  gefunden  haben  und  von  denen 

*)  Vergl.  hiezu  den  Aufsatz  „Vergeltung"  im   Jährbuch  XII. 
2)  Z.  B.  Ev.  Matth.  VI,  33;  XIX,  29;    Hebe  XIII,  .5. 
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noch  ausseist  selten  Jemand  jbbl  «einer  «Adern  TtehensanRrfto«» 
ung  reuig  umgekehrt  ist 

Das,  mas  «fe*  im  lieben  aus  der  BeohadrtMt:  das  «äatear 
oder  umgekehrt  Jelg&,  Ist  zmar  nicht  direkt  nwbr  oder  •we- 
niger Berite,  wehl  aber  &e#e»  und  XJA«egeii. 

©ei  dem  Einen  viel  Unruhe,  *iel  'Sammeln,  «frer  nicht 
wissen,  wer  es  bekommt,  %eJ  dem  Andern  tiefte  Rübe  des 
Gemfötbes;  bei  dem  Ehien  sidbere  HÄfe  in  müen  Notfelagen 
und  wahren  Bedürfnissen,  se  dcss  auch  das  Unglück  nicht 
eigentlich  zu  fürchten  ist,  während  wngektübrt  die  Buchlesen 
das  Glück  »Icht  ertragen  können,  sondern  an  ihrer  Oemwfc- 
sucht  au  ©runde  gehen,  im  Unglück  «ber  ,,  verdanken.* 

Beichthum  allerdings  verspricht  das  Christenthum  nir- 
gends. Beichthum  Ist  aber  auch  kein  Segen,  sondern  in  den 
allermeisten  Fällen  eine  Selbsttäuschung,  der  Mühe  nicht 
entfernt  werth,  welche  mit  seinem  Erwerb  und  seiner 
schwierigen  Verwaltung  und  Erhaltung  heutzutage  ver- 
bunden ist.  Bas  Evangelium  selbst  nennt  ihn  daher  mit 
gutem  Bedacht  einen  „Betrug."1)  Ohne  die  Gewohnheit, 
welche  durch  eine  verkehrte  Erziehung  verstärkt  wird, 
würden  die  sehr  reichen  Leute  an  wirklichem  Le'bensgenuss 
wahrscheinlich  nur  gewinnen,  wenn  sie  alle  das  Beispiel  des 
Zöllners  nachahmten,  der  freiwillig  auf  die  Hälfte  seiner 
Güter  verzichtete. 

Christus  selbst  sagt  es  auf  das  unumwundenste  für  die, 
welche  es  überhaupt  hören  können  und  wollen:  Gott  und 
dem  Mammon  gleichzeitig  dienen,  das  kann  man  nicht,2) 
das  Eine  muss  allmählich  die  entschiedene  Oberhand  über  das 
Andere  gewinnen,  das  bleibt  schliesslich  niemals  aus   und 


*)  Et.  Mattb.  XUJ,  £2. 

*)  Ev.  Matth.  VI,  24;  XIX,  23» 
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Utest  sich  »sieht  «ftders  gestalte»,  auch  durch  keine  lnMg»aeii 
bequemer  «laefren. 

Wean  daher  Jemand  «ein  Leben  nf «ht  «seh  wttlidfeaa  'Prtn- 
zipifna  einrichtet,  so^m-eidft  item  grosser  6*Idbefeftz  im»*er 
zam  Verderben.  B«ra  eta  (Md  -WÖ1  irgendwie  ange- 
wandet,  sefoi,  das  ist  «eine  Natur,  und  wie  es  gewSfcnlich 
atogewenitet  Wird,  W0W&  feei»e  ttfttltcten  X5h*ÄdsÄtee  4m 
Wege  stehen,  das  wtasea  Sie  Alle;  )#te  SfcwiMefckelt  VtfMrt 
die  weitaus  meisten  -reichen  jtttygeti  Leute.  WeM  es  «fcer 
nicht  zur  Genusssucht  verwendet  wird,  so  wird  der  Erwerb 
ein  ödes,  seelenvefrätfrttfiches  Spiel  um  'Gewinn  und  Verlust 
und  um  das  L'etren  «nd  Wohlsein  Anderer,  <&«en  man 
es  wegnimmt,  leder  die  blosse  utoedie  Freude  «an  *etaer  ge- 
wissen 3ia^'tsteHtrt!g,  wfe  %ie  ^n  erfblgraäcber  STyvann  ge- 
nieset,  solange  er  sie  gegen  alle  Mitbewerber  behaupten 
kann.  Und  die  Erhaltung  i»d  Verwaltung  eines  grossen 
Besitzes  ist  mit  so  viel  Mftfrsafl  twd  Sorge  verknüpft,  dttss 
Bie  auf  die  Dauer  ijede  wenSdiÄiöbe  Kwrft  aufbraucht.  Weftn 
das  eiinöÄl  J-edemahn  »klar  geworden  ist,  hört  die  soziale 
Frage  grosseatheils  wn  «eiber  auf. 

Das  haben  ftoöh  «alle  'blossen  Hände lsstaafceto,  die$kö- 
nizischen1),  Carthago,  Venedig,  Hdland,  «erfahren;  B»£totod 
erfahrt  efi  jetzt.  Die  blosse  Blu'th*  des  Handels  und 
Verkehrs  erfc&lt  einen  Staat  auf  die  Dauer  nieit 
es  mässen  aödere  Interessen  und  Vorzüge  dazu  kommen. 

Dagegen  sagt  ein  merkwürdiger  Sprtrtih  schon  des  alten 
Testamente:  «$eh  bin  Jung  gewesen  und  bin  !a/lt  geworden 
und  iiabe  noch  nie  gesehen  einen  Gerechten  verlassen,  «ofler 
seine  Kinder  nacfli  Brod  gehen.»  loh  muss  auch  sagen,  ich 
habe  Tinte*  defn  sefcr  vielen  umschlichen  Existenzen,  die  mir 
in  einem  längeren  Leben  bekannt  geworden  sind,  noch  n  i  e 

*)  Hesekiel  Cap.  27. 
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geBehen,  das*  Jemand  bloss  wegen  seiner  Ehrlichkeit  verkam. 
Es  war  immer  noch  etwas  dabei,  Trägheit,  Genasssucht,  eine 
schlechte  Ehe,  oder  etwas  Aehnliches,  was  ihm  das  Unglück 
einbrachte.  Darauf  kann  man  sich  mit  Sicherheit  gegenüber 
allen  Lebensgeschichten  der  vielen  Leute  verlassen,  die  nur 
durch  masslose  Verfolgung,  ihrer  Tugend  wegen,  gelitten  haben 
wollen.  Manche  aber  habe  ich  gesehen,  di,e  trotz  ihrer  grossen 
Klugheit  und  unermüdlichen  Arbeit  zu  Grunde  gingen,    weil 

etwas  Unreelles  ihrer  ganzen  Arbeitsweise  zu   Grunde   lag. 

*  * 

* 

Ob  das  Alles  nun  wahr  oder  unwahr  ist,  was  hier  aus- 
gesprochen wurde,  das  werden  Sie,  wie  bereits  gesagt,  mehr 
oder  weniger  selbst  probiren  müssen.  Man  glaubt  so  etwas 
nicht  so  leicht  auf  das  erste  Wort;  etwas  «Wunderbares», 
nicht  ganz  materiell  Erklärliches  bleibt  sogar  stets  dabei.1) 

Daher  begrüssen  wir  aber  namentlich  die  bessere  Bil- 
dung der  heutigen  jungen  Kauf leute  gegenüber  einer  frühern, 
dieselbe  vernachlässigenden  Zeit,  welche  Bildung  wir  mit  allen 
Mitteln,  in  neuerer  Zeit  auch  mit  Handelshochschulen  in 
unserem  Lande  anstreben,  deren  Zweck  es  ist,  wie  ein  kun- 
diger Begutachter  derselben  sagt,  «den  Beruf  nach  seinen 
höchsten  Aufgaben  zu  beurtheilen.» 

Diese  Bildungsstätten  werden  den  Handelsleuten  jeden- 
falls einen  grössern  Typus  geben  und  dieselben  auch  hindern, 
später  ganz  in  der  Mediokrität  eines  blossen  egoistischen 
Privatlebens  aufzugehen. 

Wer  an  einer  solchen  Hochschule  studirt  hat,  wird  nicht 
bloss  weniger  leicht  mehr  ein  ordinärer  Hydra-Krämer,  oder 
Weinpantscher,  oder  Börsenspieler  werden  können,  sondern 
auch   nicht   sich    ganz    ausschliesslich   nur   um  die  Gewinn- 


»)  I  Mos.  XXXIX,  5;  II  Mos.  XXXIV,  10;  XXIII,  25.  II  Chron. 
XXVI,  5. 
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und  Verlustziffern   seines  Hauptbuches    bekümmern,   und  um 
alles  andere  Gemeinsame  in  seinem  Staate  nicht. 

Auch  wir  erblicken,  wie  Perikles  es  "für  Athen  aus- 
spricht, in  «Einem,  der  sich  gar  nicht  um  die  Angelegen- 
heiten seines  Landes  bekümmern  will,  nicht  einen  ruhigen, 
sondern  einen  unnützen  Bürger.»  Es  ist  dies  gerade  jetzt 
eine  der  Gefahren  des  Kaufmannsstandes,  auch  in  Landes- 
sachen immer  nur  auf  den  augenblicklichen  Geldvortheil 
einer  Massnahme  zu  sehen,  die  vielleicht  daneben  eine  Staats- 
gefahr ist,1)  oder  sich  später  rächt. 

Den  Typus  des  «Königlichen  Kaufmanns>,  wie  er  in 
-Shakespeare^  «Kaufmann  von  Venedig»  dargestellt  ist, 
kennen  wir  in  der  Schweiz  nicht2)  und  können  ihn  nicht  ver- 
wirklichen. Einzelne  Versuche  hiezu  fielen  immer  ziemlich 
schlecht  aus  und  haben  die  öffentliche  Meinung  stets  gegen 
sich  gehabt.  Es  würde  dies  auch  unserem  Nationalcharakter 
nicht  entsprechen,  der  in  allen  Dingen  auf  das  Mass  volle, 
Einfach- Verständige  gerichtet  ist. 

Aber  in  einem  gut  gebildeten,  völlig  soliden,  streng  red- 
lichen, allen  zweideutigen  Geschäftsbranchen  abholden,  seinen 
Mitbürgern  treu  dienenden,  und  an  allen  öffentlichen  Ange- 
legenheiten mit  ernstem  sachverständigem  Interesse  theil- 
nehmenden  Kaufmannsstand  erblicken  wir  eine  der  Grund- 
säulen unseres  Staatswesens. 


*)  So  etwas  sind  z.  B.  die  Zolleinigungen  mit  fremden  Staaten, 
•die  von  dieser  Seite  her  öfter  gewünscht  werden,  oder  die  Ver- 
nachlässigung der  Wehrkraft  des  Landes,  gegenwärtig  auch  die 
Billigung  der  englischen  Gewaltakte  gegen  die  Boerenstaaten,  die 
bei  uns  vorzugsweise  nur  in  diesen  Kreisen  vorzukommen  pflegt, 
und  nicht  am  wenigsten  die  Opposition  gegen  das  Versicherungs- 
gesetz aus  dem  Grunde  der  Kosten. 

2)  Derselbe  kommt  auch  gegenwärtig  kaum  mehr  vor.  Wir 
haben  ihn  wenigstens  niemals  gesehen,  wohl  aber  klassische  Beispiele 
«des  Gegentheils. 


BEILAGE. 

Da  man  heute,  und  zum  Theil  nicht  ohne  Grund,  den 
Juden  die  Verschlechterung  der  Handeismoral  zuschreibt,  so 
wird  es  nur  gerecht  Bein  zu  erwähnen,  dass  der  Talmud 
zahlreiche  ganz  entgegengesetzte  Vorschriften  für  die  gl  äu- 
bigen  Bekenner  dieser -Religion  enthält,  z.  B.  folgende :  Man 
darf  keiner  Waare  ein  Huschendes  Ansehen  geben,  oder  ihren 
Werth  durch  eine  Mischung  mit  schlechterer  vermindern, 
Maimonides  vom  Verkauf,  Cap.  18.  Der  nämliche  Schrift- 
steller sagt :  .Das  deinem  Nächsten  zu  erhaltende  Vermögen. 
soll  dir  ebenso  theuer  sein,  als  dein  eigenes." 

Man  soll  «s  sogar  vermeiden,  'Gewinn  an  Gegenständen 
zu  suchen,  ■dra  zu  den  notwendigen  L ebenso« du rf Hissen  ge- 
hören CBaba  Bathra  91).  Die  Hohtmawue  sollen  wöchentlich 
zwei  Male  gereinigt  werden  und  "der  Verkäufer  «oll  macr 
etwas  zugeben  ah  Ersatz  für  altfällig  am  Mässbc  Fehlende«. 
(Baba  Bathra  88).  Zwei  Arten  von  Getreide  «ollen  nicht 
mit  einander  vermischt,  werden.  (Baba  Muzia  4,  11). 

Eine  Stelle  (Jore  Dea  265)  sagt-,  bei  •d«m  Erscheinen 
vor  Gattes  Gericht  werde  >die  erste  Frage  an  einen  Israeliten 
sein,  ob  er  im  Handel  und  Wandel  rechtschaffen  gewesen  «ei, 
die  zweite,  ob  er  nicht  ganz  im  geschäftlichen  Leben  auf- 
gegangen sei,  sondern  täglich  eine  bestimmte  Zelt  setoer 
geistigen  Fortbildung  gewidmet  habe. 

Van  einem  jüdischen  Weisen,  fiahbi  Safra,  der  im  dritten 
Jahrhundert  lebte,  wird  erzählt,  dass  'ersieh  Über  den  Verkauf 
einer  W*we  sieht  mit  einem  Käufer  habe  einigen  tonnen. 
Nachträglich  entschlossen  sich  aner  beide  anders.  Als  Htm 
der  Käufer  zurückkehrte  und  den  geforderten  Preis  hinlegte, 
gab  ihm  der  Vertan/er  zwei  Goldstücke  zurück  Kit  der 
Bemerkung,  er  habe  sich  seinerseits  auch  Tjereits  entschlossen 
gehabt,  die  Waare  um  so  viel  billiger  abzulassen,  und  das- 
müsse  Geltung  behalten. 


Das  Alkohol-Postulat. 


Der  Nachdruck,  mit  Quellenangabe,  ist  Jedermann  gestatteL 


* 


<•  '  ;  I. 

'!  Die  Bewegungen  der  Geister,  welche  gegen  grosse  Übel- 
stände im  sittlichen,  oder  bürgerlichen  Leben  der  Völker 
gerichtet  sind,  haben  alle  das  Gemeinsame,  dass  sie  von  indi- 
viduellen Anregungen  ausgehen  und  erst  nach  und  nach 
eine  gewisse  Verbreitung  erreichen,  bei  welcher  es  möglich 
erscheint,  sie  in  das  Stadium  einer  gesetzgeberischen  Ver- 
wirklichung hinüberzufuhren.  In  diesem  Augenblicke,  welcher 
der  entscheidende  ist,  kommt  es  wesentlich  darauf  an,  sie  in 
eine  allgemein  einleuchtende  und  praktisch  ausführbare 
Formel  zu  kleiden,  die  fortan  von  Jedermann,  der  sich 
damit  beschäftigen  will,  als  das  Wünschbare,  oder  das 
zur  Zeit  Erreichbare  anerkannt  und  mit  allen  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  verfolgt  wird.  Wenn  das  nicht  geschieht, 
so  verliert  sich  oft  die  grösste  Bewegung  wieder  im  Sande, 
oder  sie  wird;  durch  eine  andere  abgelöst;  es  tritt  eben  eine  Art 
von  Ermüdung  ein,  die  Sache  fängt  an  langweilig  zu  werden, 
weil  immer  die  gleichen  Argumente  wiederholt  werden  müssen, 
Qhne  dass  sich  jemals  ein  sichtbares  Resultat  daran  knüpfen 
zu  wollen  scheint. 

So  ging,  um  dafür  nur  einige  grössere  Beispiele  aus  der 
neueren  Geschichte  anzuführen,  die  englische  Republik  des 
17.  Jahrhunderts,  das  staatliche  Ideal,  welches  das  englische 
Volk  hätte  erreichen  können,  nach  kurzem  Bestände  wieder 
unter,  weil  sie  zwar  den  tapfern  Führer  gefunden  hatte,  der 
sie  während  seines  Daseins  auch  am  Leben  erhielt,  aber  nicht 
die  richtige  Formel  für  eine  dauerhafte  Begründung.  Das  gleiche 
Schicksal  hatten,  zum  Theil  aus  dem  gleichen  Grunde,  die  bis- 
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herigen  französischen  Republiken,  esnuchte  sich  ferner  geltend 
bei  den  modernen  eidgenössischen  Verfassungen,  ausser  allein 
derjenigen  von  1848,  welche  zur  rechten  Zeit  eine  angemessene 
Form  für  ihre  Grundgedanken  gefunden  hat;  es  war  das  Schicksal 
der  Reformation,  die  zum  Thefl  eine  Halbheit  geblieben  ist, 
und  as  wird  auch  unfehlbar  dl*-  Zukunft  da*  SoeialiamH*  sein, 
wenn  er  nicht  bald  swiae  ausführbare  Fonaalirtwg  bekommt 
Selbst  InnChrintanthMBiiwrtlrriw  -  mtnanhlifii  garedas  —  wieder 
von  der  Erde  verseb-wunden  sein,,  wenn,  e»  nicht  einig«  Zeit 
nach  seiner  ersten  EDsdiekniug  eine  kmsär  und)  sähe  gemeine 
faesliche  Darsteltang  sein»B  wesentlichen.  Forderungen,  in,  den 
Evangelien  geranden  hotte.  Und  ward«  im.  alten  Testamente 
das  Zehngebot,  ader  im  neuen  die  Bergpredigt  unn  da»  Vatas- 
unser  fehlen,  so  hatte  vielleicht  alias  Übrige  nilint  den  d&n> 
ernden  Einfluss  auf.  die  Menschheit  gehabt,  den  das  Ganz« 
dieser  Schriften  seither  besitzt 

Von  diesen  grösseren  Beispielen  ausgehend!  wagen  wi* 
es  zu  behaupten,  dass  die  unzweifelhaft;  bestehende  Alkohol»- 
Bewegung  nächstens  an  dem  gefährlichen  Punkte  angelangt 
sein  wird,  wo  sie  ans  Worten  hr  Tümten  übergehen 
m  u  s  s,  wenn  are  nicht  vielen  ihr  im  tawn  geneig-teir 
Menschen  langwellig  werden  und  von  der  grossen  Mehrzahl 
als  ein  dermalen  unausführbarer  Gedanke  betrachtet  werden 
soll;  der  Augenblick  scheint  also  gekommen  zu  sein,  in 
dem  dieser  Apathie  mit  einer  klarem  FomuUining  entgegen- 
zutreten Ist. 

Dieselbe  muss  die  Eigenschaft  haben,  das  Öhel  in  seinen 
Grundlagen  wirksam  zn  treffen,  nicht  bloss  eine  äusserllche, 
oder  eine  allzu  langsame  Besserung  herbeizuführen-,  und'  es 
müssen  sich  anf  dieselbe  dann  alle  diejenigen  vereinigen,  welche 
diese  Absicfit  besitzen  und  nur  mit  wirksamen  Massnahmen 
arbeiten  wollen.  Wenn  das  nicht  geschieht,  sondern  Jedermann 
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"besonderen,    persönlichen.   Liebhaberei*»   huldigen    wiü,     so 
Ivöaniten  wie  ebenso,  gut  jetetr:  sohon  dib<  Sache  aufgeben. 

Wir  wollen  hier  demnach  znsammeiKfoaseii,  was  im  löteten 
Dezember  m  der  schweizerischen:  Bundesversammlung  bei 
Astktßs  d»r  Revision  ctes  AJkoholgesetees  angeregt,  am  27.  Juni 
-dieses  Jahres  aber  von  dem  Vertreter  de»  Bundesnathes  ab- 
gelehnt und  hierauf  im  Nationalrath,  mit  allen  gegen  12  Stimmen 
-aus  den  verschied enstett  Parteigruppirungcn,  verworfen  wor- 
den ist. 

Die  Modifikation,  welche  dieses  Postulat  durch  den  Antrag 
•Scbmid  erfuhr,  welche  dann  44  Stimmen,  gegen  48  verwerfende, 
erhielt,  betrachten  wir  als  keinen  wirklichen  Erfolg,  da  ein 
Verfügungsrecht  bloss  der  Kantone,  nicht  auch  der  Gemeinden, 
zu  keinem  praktischen  Eesultate  führen  kann,  und  vollends 
die  blosse  Enquete  über  längst  bekannte  Erfahrungen  bei 
andern  Völkern  (Antrag  Curti)  hat  den  Werth  eines  an- 
ständigen Begräbnisses  für  einen  Gedanken,  den  Wenige 
direkt  zu  befürworten  wagen,  während  ihm  Viele  und  aus 
■allerlei  Motiven   entgegenzuarbeiten  gesonnen   sind. 

Der  bisher  errungene  Erfolg  liegt  daher  lediglich  darin, 
«lass  die  Eevision  des  Alkoholgesetzes  doch  nicht  ganz  ohne  jede 
Erinnerung  an  die  bessere  Stimmung  von  1885  vorüberging, 
und  dass  es  ferner  Niemand  wagte  zu  bestreiten,  dass  der 
Genuss  des  Alkohols,  wie  er  jetzt  besteht,  eine 
Gefahr   für   unser    Land    und  Volk   bilde. 

Daraus  ergibt  sich  für  uns  klar  und  deutlich  die  Pflicht, 
dieser  Gefahr  entgegenzutreten  und  die  Sache  nicht  wieder 
in  das  passive  Schweigen  versinken  zu  lassen,  welches  die 
stärkste  Festung  des  Bösen  auf  der  Erde  ist. 

Welche  Mittel  gegen  das  Alkohol-Elend  angewendet 
werden   wollen,   kann   uns   gleichgültig    s«n.     Wi«i   werden 
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ilie  wirksamsten  am  meisten  begünstigen  und  sind  bereit,. 
unsera  eigenen  Vorschlag-  gegenüber  jedem  besseren  fallen 
zu  lassen.  Wir  kennen  aber  bisher  keinen  bessern,  welcher 
zugleich  durch  bereite  im  grossen  Style  gemachte  Er- 
fahrungen in  andern  Landern  ah  ausführbar  und  wirksam 
erwiesen  worden  wäre.  ■ 

Es  ist  hiebei  noch  einleitend  zu  sagen,  dass  es  sich  hier 
nicht  um  den  privaten  Kampf  gegen  den  Alkohol  mittelst 
des  guten  Beispiels  Einzelner,  oder  der  Familien erzi eh ung 
handelt,  deren  Wichtigkeit  wir  nicht  unterschätzen,  die  aber 
niemals  genügende  Resultate  haben  werden,  wenn  sie  nicht 
durch  Öffentliche  Massnahmen  begleitet  und  unterstützt  werden. 

Wir  gehen  sogar  soweit  zu  sagen,  dass  wir  auch  dann 
noch  unsere  Erwartungen  auf  ein  sehr  bescheidenes  Mas» 
herabstimmen.  Der  Alkoholgenuss  ist  eine  so  verbreitete 
Gewohnheit  aller  civilisirten  Völker  geworden,  mit  ihrer 
ganzen  Lebensweise  in  so  inniger  Verbindung  und  mit  so 
gewaltigen  Interessen  grosser  Volkstheile  fast  unauflöslich, 
verknüpft,  dass  eine  völlige  Umkehr  gar  nicht,  oder  dann 
nur  von  sehr  grossen  Unglücksfällen,  wie  z.  B.  einer 
vollständigen  physischen  Degeneration,  oder  von  einer  Über- 
flutlrang  der  abendländischen  Kultur  durch  die  östlichen, 
noch  nicht  an  den  Alkohol  gewöhnten  Bacen  zu  erwarten 
wäre.  Sonst,  wenn  so  etwas  nicht  eintritt,  wird  bis  auf 
einen  gewissen  Grad  stets  in  unseren  Kultnrstaaten  das  etwas 
starke  Wort  auch  heute  noch  einige  Geltung  behalten,  in 
welches  ein  antiker  Prophet  seine  sehr  pessimistische  Meinung 
von  dem  muthmasslichen  Erfolge  aller  solchen  Bestrebungen 
kleidet  ■). 

Es  ist  auch  niemals  zu  vergessen,  dass  der  Alkoholgenuss 

')  Jesaias  Cap.  56,  Vers  12.  ■ 
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für  viele  Menschen  in  dürftigen  Lebensverhältnissen  einen, 
wenn  auch  sehr  schlechten  Ersatz  für  eine  ungenügende 
Ernährung  bildet  und  eine  zeitweilige  Erheiterung,  ein 
Vergessen  der  Sorgen  und  Lasten  des  Lebens  herbeiführt, 
die  ohne  diess  unerträglich  erscheinen  würden.  Der  Verzicht 
auf  den  Alkohol  erfordert  viel  zu  viel  Willensstärke 
und  ganz  andere  Quellen  des  Trostes  und  der  Beruhigung, 
die  sich  dem  armen,  vielgeplagten  Menschengeschlechte 
neuerdings  erschliessen  müssen,  wenn  es  nicht  mehr  das 
Vergessen  in  diesem  modernen  Letheflusse  suchen  soll. 
Er  ist  aber  eben  gerade  desshalb  auch  das  grösste 
aller  Hindernisse  einer  wirklichen  moralischen  Verbesserang 
und  einer  Volksgesundheit  in  sittlicher  Beziehung,  nicht 
bloss  weil  er  die  Kräfte  dazu  verzehrt,  sondern  weil  er 
ein  leicht  erreichbares  zeitweiliges  Scheinglück  an  die  Stelle 
einer  wirklichen    und  dauerhaften  Lebensbefriedigung  setzt. 

Das  sind  freilich  Überzeugungen,  die  sich  nicht 
staatlich  herbeiführen,  oder  gar  erzwingen  lassen,  sondern 
durch  Erziehung  und  Beispiel  wieder  zu  den  vorherr- 
schenden gemacht  werden  müssen,  wie  sie  es  gegenwärtig 
in  kaum  einem  einzigen  der  civilisirten  Länder  sind.  Was 
aber  geschehen  kann  und  muss,  wenn  man  nicht  fortwährend 
leeres  Stroh  dreschen  will,  das  ist:  die  stets  noch  zu- 
nehmende Verführung  zum  Alkohol  zu  beseitigen,  die 
schwachen,  jugendlichen,  unreifen,  oder  noch  halbwegs 
gesunden  Mitglieder  des  Volks  vor  einer  solchen  zu  schützen, 
den  Kräftigen  und  Gutgesinnten  aber  die  Mittel  und  Wege 
zur  Wirksamkeit  zu  öffnen,  oder  wenigstens  ihrer  Thätigkeit 
doch  Raum  zu  gestatten,  statt  sie  zu  hindern.  Das  ist 
die  Aufgabe  der  gesammten  Gesellschaft  auch  unseres  Staates, 
welcher  jetzt  nicht  nur  nichts  Geeignetes  gegen  den 
Alkoholismus    thut,    sondern    diejenigen '  daran    verhindert, 

6 
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welche  es  tbun  wollen.   Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend 
lautet  das  Alkoholpostulat,  das  wir  aufstellen,  wie  folgt: 


Postulat  vom  12«  Dezember  1899.  „Der  Bundesrat 
wird  ersucht,  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht 
eine  Revision  des  Art.  31  der  Bundesverfassung 
in  dem  Sinne  vorzugsweise  anzubahnen  sei, 
dass  es  jedem  Kanton  und  jeder  Grein  einde  ge- 
stattet sei,  für  seinen,  resp.  ihren  Bezirk  Mass- 
regeln gegen  den  Alkoholismus  eintreten  zu 
lassen,  ohne  durch  den  Grundsatz  der  Gewerbe- 
freiheit daran  gehindert  zu  sein/ 


Es  ist  selbstverständlich  (und  erledigen  wir  damit  die 
Einwendungen  einiger  Gegner  des  Postulates  im  Nationalrathe, 
von  denen  wir  annehmen  müssen,  sie  haben  sich  die  Sache 
nicht  näher  angesehen),  dass  das  Postulat  auf  dem  Boden 
der  jetzigen  Bundesverfassung  unausführbar  ist,  da  dieselbe 
in  dem  Art.  31  nur  den  Kantonen  eine  sehr  beschränkte 
Freiheit  lässt,  in  Bezug  auf  das  Wirthschaftsge werbe  eine 
Art  von  Reduktion  auf  ein  angebliches  „Bedürfnisse  ein- 
treten zu  lassen,  welches  ziemlich  weitherzig  interpretirt 
zu  werden  pflegt.  Dagegen  hat  dermalen  keine  Gemeinde 
des  Landes  das  Recht,  den  Handel  oder  Ausschank  von 
Alkohol  auf  ihrem  Gebiete  irgendwie  zu  beschränken,  wenn 
sie  dies  auch  mit  einstimmiger  Überzeugung  ihrer  sämmt- 
lichen  Einwohner  thun  wollte.  Jeder  Händler,  oder  Wirth 
kann  sie  vielmehr  dazu  zwingen,  ihm  Gewerbefreiheit  zu 
gestatten.  Es  erfordert  also  das  Postulat  eine  Revision 
des  Art.  31  der  Bundesverfassung  über  die  Gewerbefreiheit, 
resp.  eine  Auffassung  derselben,  wie  sie  in  andern  Ländern 
schon  längst  besteht,  bei  uns  aber,  infolge  einer  übertriebenen 
Schätzung  der  „individuellen  Freiheit,"  gegenüber  der  Sorge 
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ftr  die  allgemeine  "WoMfafoft,  noch  immer  Widerstand, 
meistens  sogar  bei  der  liberalen  Partei,  findet.  Der  anfäng- 
liche  WerMaut  des  Artikels  81  gktg  in  4Ueser  (Richtung: 
noch  viel  weiter,  als  er  jetzt  infolge  der  Revision  von 
1885  besteht,  welche  damals  schon  einen  solchen  Anlauf 
zu  besserer  Einsieht  nahm,  damit  aber  auf  halbem  Wege 
stehen  geblieben  ist1). 

Es  würde  das  auch  offenbar  nicht  anders  werden,  wenn 
-der  Antrag  Schmid  zur  Annahme  gelangt  wäre,  oder  noch 
gelangen  würde,  denn  es  sind  vorläufig  noch  von  keinem 
Kanton  der  Eidgenossenschaft  solche  Massregeln  zu  erwarten, 
wie  sie  bei  einem  bereits  so  vorgeschrittenen  und  immer 
bedrohlicher  werdenden  Uebel  unumgänglich  nothwendig  sind. 
Damit  müssen  zuerst  kleinere  Kreise  den  Versuch  machen 
und  den  Beweis  der  Möglichkeit  eines  Erfolges  erbringen. 

Dagegen  würden  wir  kein  grosses  Bedenken  darin  er- 
blickt  haben,    wenn   dem   Postulate  etwa   die   Worte    nach 


1)  Die  Aenderungen  von  Art.  31  im  Sinne  einer  Möglichkeit 
•der  Beschränkung  von  Wirtschaften  durch  die  Gesetzgebung  der 
Kantone  wurden  am  25.  Oktober  1885,  mit  221038  gegen  148209 
Volksstimmen,  eingeführt.  Den  Anstoss  gab  das  Postulat  in  E.  Ges. 
•Sammlung  VI  266  und  eine  Enquöte  von  1884.  Die  Botschaft  des 
Bundesrathes  von  damals,  die  bedeutend  energischer  lautet,  als 
seine  jetzige  Stellungnahme  zur  Sache,  ist  im  Bundesblatt  1884  No. 
58  zu  finden.  Die  Sache  lief  aber  schon  damals  schliesslich  auf 
eine  blosse  Abschaffung  der  Ohmgelder  unter  Entschädigung  der 
Kantone,  und  einen  Auskauf  der  bestehenden  Branntweinbrennereien 
hinaus  und  ist  seither  zu  einer  Finanzmassregel  für  die  Unter- 
stützung der  kantonalen  Haushalte  geworden.  Die  Gewerbefreiheit 
war  zur  Zeit  von  1848  bis  1874  ein  ganz  berechtigtes  Postulat, 
gegenüber  den  früheren  „zünftigen"  Schranken;  jetzt  ist  sie,  wie 
jedes  Obermass  von  individueller  Freiheit,  zu  einem  Nachtheil 
für  das  Wohl  der  Gesammtheit  geworden  und  unsere  ganze  Zeit- 
richtung geht  dermalen  wieder  —  und  zwar  vorläufig  mit  Recht  — 
dahin,  die  Sorge  für  die  allgemeine  Wohlfahrt  diesen  Interessen 
•der  Einzelnen  voranzustellen. 
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„  jeder  (femeinde  tf  beigefügt  worden  wären :  „  mit  Zustimmung^ 
der  Kantonsregierung",  um  Abstimmungen  zu  verhindern,, 
bei  welchen  offenbar  etwa  noch  andere  Motive,  als  die 
des  Kampfes  gegen  den  Alkohol,  im  Spiele  sein  würden. 

So  weit  hätte  der  Bundesrath  und  der  Nationairath  füg- 
lich gehen  können  und  sogar  müssen,  wenn  der  dermalige 
Vertrieb  und  Genuss  des  Alkohols  wirklich  ein  sehr 
grosses  Uebel  ist. 

Hierüber  nun  kurz  das  folgende: 


IL 

Ueber  die  Verwüstungen,  welche  der  Alkohol  in  unserem? 
Volke  anrichtet,  sind  wir  nicht  so  genau  informirt,  als  es 
wünschenswerth  wäre,  und  wenn  die  eidgenössische  Enquete 
darüber  ein  völlig  zuverlässiges,  gesichtetes  und  auch  ein 
unparteiisches,  nicht  in  irgend  einer  Eichtung  tendenziöses 
Material  beibringen  sollte,  so  kann  sie  von  Nutzen  sein.  l> 
Einstweilen  ist  man  auf  statistische  Angaben  angewiesen, 
welche  sich  zum  Theil  in  mehr  oder  weniger  privaten  Quellen. 
vorfinden,  während  allerdings  in  Bezug  auf  die  gesundheit- 
lichen Folgen  des  gewohnheitsmässigen  Alkoholismus  auf 
zuverlässige  Begutachtungen  von  ärztlichen  Autoritäten  ab- 
gestellt werden  kann,  welche  sich  in  verschiedenen  Ländern,, 
und  in  immer  zunehmendem  Ernste  mit  diesem  Gegenstande- 
beschäftigen. 

Demzufolge  werden  in  unserer  kleinen  Schweiz  Jahr 
für  Jahr  ungefähr  330  Millionen  Franken  für  alkoholische 
Getränke  ausgegeben,  ziemlich  genau  die  Summe  der  Unter- 
bilanz (d.  h.   der  Differenz  zwischen  der  Ein-  und  Ausfuhr),. 


*)   Wie   es    in  andern   Ländern  steht,  weiss  man  besser  und 
darüber  wäre  eine  Untersuchung  weniger  nothwendig. 
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:an  der  wir  kranken;  mithin  mehr  als  100  Fr.  auf  den  Kopf 
•der  Bevölkerung,  für  eine  Ausgabe,  die  sicherlich  nicht  zu 
den  notwendigen  zu  rechnen  ist.  Würde  man  statt  des 
ganzen  Quantums  nur  die  Hälfte  trinken,  womit  gewiss  allen 
billigen  „Bedürfnissen"  noch  hinreichende  Rechnung  getragen 
wäre,  so  könnte  man  nach  der  Berechnung  eines  Blattes 
ans  dieser  Ersparniss  jedem  neugebornen  Kinde  Fr.  1934 
an  Zins  in  die  Sparkasse  legen  und  wäre  damit  jeder  weiteren 
Sorge  für  eine  Alters-  und  Invalidenversicherung  enthoben. 

In  den  Jahren  von  1890  bis  1898  sind  von  der  eid- 
genössischen Alkoholverwaltung  allein  570,890  Meterzentner 
Branntwein  zu  Trinkzwecken  abgeliefert  worden ;  der  Gewinn, 
welchen  die  Kantone  aus  diesem  gewiss  nicht  wohlthätigen 
<xewerbe  bis  zur  letzten  Abrechnung  bezogen,  betrug  nicht 
weniger  als  67,976,103  Fr. 

Eingeführt  werden  in  der  Schweiz  241  Sorten  Schnäpse, 
Im  Ganzen  jährlich  gegen  500  Hektoliter,  und  es  ist  kein 
Geheimniss,  dass  sich  unter  diesen  sogenannten  „Qualitäts- 
spirituosen a  die  für  die  Gesundheit  allerverderblichsten  Ge- 
tränke befinden,  die  noch,  abgesehen  vom  Alkohol,  mit  andern 
■die  Nerven  angreifenden  Substanzen  versetzt  sind. 

Ein  einziger  Kanton,  Waadt,  besitzt  nach  einer  neuesten 

Broschüre  eines  dortigen  Pfarrers  (Joseph)  1706  patentirte 

"Wirthshäuser,    die    nach    einer    minimalen    Berechnung    16 

Millionen   Fr.    jährlich   dem  Volkswohlstand  entziehen,  wozu 

noch    nahezu    eine    Million    Kosten  für  Zuchthäuser,  Asyle, 

Waisenanstalten,    etc.   kommen,    die    dem   Alkoholismus   den 

.grössten  Theil  ihrer  Bevölkerung  verdanken.    «  Notez  bien», 

fügt  die  Berichterstattung  darüber  in  der  «  Gazette  de  Lau- 
sanne» hinzu:  «que  tous  les  impöts  communaux  et  cantonaux 
«nsemble  ne  fönt  pas  12  millions,  et  que  le  lait  vendu  dans 
toutes   les   laiteries   et   condenseries  du  canton  ne  suffit  pas 
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potf#  sokter  cet  iitfföt  caba*etler,  pttisque  notefe   productioÄ 
laittäre  est  d'environ  15,500,000  francs  par  an.  > 

Ce  n'ert  pa»  t*>tö  encetfe. 

La  sfcaftiatiiqiie  dm  atiOfdeiftä  diu  travail  enrogisttfe  chaqne 
lundi  25  pour  Gent  d'accidents  professionnels  et  2  pour  cent 
d'accidents  non  professioanels  de  plus,  que  les  autres  joura 
de  la  semaine.  Les  pr6pos6s  aux  poursuites  et  faillite& 
disent  que  leä  8/e  des  mandats  je  saisie  sont  une  con- 
säqueftce  de  la  tie  d'aubei*ge  et  de  pinte,  des  däpensea 
qu'on  y  fit,  eomme  des  «  billets »  stupidemenl  sigaäs  ernte 
deux  verres. 

Pais,  les  dettes  de  cabaret.  «  L'aütre  jottr ,  faconte 
M.  Joseph,  on  nous  citalt  ce  cas,  entre  mille:  un  humble 
journalier,  cha*g6  de  familte,  avait  bu  &  cfädit,  en  dix  ge- 
nuines et  dans  un  seal  ätablissemeut,  pour  52  frs.  de  petits 
verres !  Si  bien  qu'un  magistrat  disait  recemment :  «  Je  fai* 
le  pari  qu'il  y  a  plus  de  300,000  frs.  de  dettes  flottantes  dan& 
les  Etablissements  du  cantön.  >  Lequel  de  vous,  honor&s 
lecteurs,  se  ehargeräit  de  tenir  1«  pari  ? 

R6agit-on  contre  ceUe  plaie  sociale?  Vowfl  \a  r^ponser 
en  1898  nous  avions  quatre-vkigt-seize  cabarets  de  plus  que 
Tannöe  präcedente ! » 

Es  ist  demzufolge  kein  Wunder,  dass  in  diesem  Kanton  eine 
Petition  von  30,559  Frauen  von  dem  Grossen  Rathe  die  Ein* 
schränkung  der  Ausschankstellen  begehrt  hat. 

Ob  dieselben  überhaupt  in  der  Schweiz  ab-  oder  zuge- 
nommen haben,  seitdem  wir  die  Alkoholgesetzgebung  besitzen, 
lässt  sich  an  der  Hand  des  vorhandenen  statistischen  Materials 
nicht  mit  Gewissheit  ctnstatiren.  Wir  bezweifeln  aber  nach 
diesem  Beispiel  des  Waadtlandes  die  Abnahme,  sowie  die 
Abnahme  des  Alkohol-Consums  überhaupt.  Denn  wenn  selbst 
der  Branntwein-Consum  abgenommen  haben  sollte,  so  hat 
doch  der  Bier-  und  W'ein-Consum,  der  erstere  in  er- 
schreckendem Madsstabe  zugenommen,  wie  jede  statistische 
Aufstellung  ztfgen  wird,  und  ausser  den  WirttshÄTOtern  sind 
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eine  ebenfalls  noch  unkontrollirte  Zahl  von  sogenannten 
Zweiliter- Wirtschaften  entstanden  und  wird  daneben  nach 
eine  Masse  von  Bier  den  arbeitenden  Klassen  direkt  auf 
ihre  Arbeitsplätze  zugeführt,  ohne  dass  bisher  irgend 
Jemand  daran  denkt,  diese  allerverderblichste  Verführung 
zum  Trinken  nachdrücklich  zu  verhindern. 

Eine  Zeitung  vom  vorigen  Jahre  sagte  darüber  von  der 

Bundeshauptstadt  Bern  folgendes : 

„Auf  Einladung  des  Centralausschusses  der  fünf  städtischen 
Abstinenzgesellschaften  hatten  sich  eine  Anzahl  Bauunternehmer 
und  Bauhandwerker  eingefunden,  die  einhellig  der  Ansicht 
beitraten,  es  sollte  etwas  geschehen,  um  den  riesigen 
Bierverbrauch  auf  den  Bauplatzen  zu  bekämpfen.  Es 
wurde  mit  Freude  begrüsst,  dass  der  städtische  Gemeinderath 
schon  1898  jegliche  Zufuhr  und  Verkauf  alkoholhaltiger 
Getränke  auf  den  Arbeitsplätzen  städtischer  Unternehmungen, 
ebenso  den  Genuas  solcher  Getränke  während  der  Arbeit 
verbot.  Andrerseits  haben  sich  einige  Zirnmermeister,  Spengler- 
meister, und  andere  Bauhandwerker  geeinigt,  die  Zwischen- 
mahlzeiten abzuschaffen,  dafür  die  Tagesarbeit  eine  halbe 
Stunde  später  zu  beginnen  und  ebensoviel  früher  zu  schliessen. 
Sie  befinden  sich  dabei  vollkommen  gut.  Die  Kaffeehallen- 
gesellschaft ihrerseits  hat  vor  etwa  drei  Jahren  begonnen, 
billige  alkoholfreie  Getränke  auf  die  Bauplätze  zu  führen, 
um  denjenigen  Arbeitern,  die  es  wünschten,  Ersatz  für  die 
alkoholischen  Getränke  zu  bieten.  Audi  wurden  Gutscheine 
für  billige  Verköstigung  im  „Bärenhöfli"  ausgegeben.  Alle 
diese  Anstrengungen  vermochten  nicht  das  Uebel  auszurotten. 
Nach  den  Berechnungen  eines  Kenners  der  Verhältnisse  ist 
der  jährliche  Bierverbrauch  auf  den  Bauplätzen  der 
Stadt  Bern  auf  12,000  Hektoliter  zu  schätzen;  im  Sommer 
werden  20  Prozent  des  Lohnes  während  der  Arbeit  vertrunken. 
Nach  allseitiger  Besprechung  gelangte  die  Versammlung  zu 
dem  Schlüsse,  es  sollte,  ähnlich  wie  in  Luzern,  auch  in  Bern 
möglich  sein,  dass  für  alle  Bauarbeiter  die  Zwischenmahl- 
zeiten, diese  Hauptgelegenheiten  für  den  Alkoholgenuss  ab- 
geschafft würden.    Dann  könnte  die  Zufuhr   von  Bier  nach 
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den  Bauplätzen  verhindert  werden.  Wäre  es  dabei  noch  zu 
erreichen,  dass  billigere  alkoholfreie  erfrischende  Getränke 
überall  angeboten  würden,  wie  dies  in  Italien,  Frankreich 
und  anderswo  der  Fall  ist,  so  dürfte  der  Alkoholmissbrauch 
im  allgemeinen  und  ganz  besonders  auch  im  Baugewerbe  be- 
deutend eingeschränkt  werden  können.  Der  Baumeisterverband 
der  Stadt  Bern  soll  angegangen  werden,  der  Frage  der  Ab- 
schaffung der  Zwischenmahlzeiten  neuerdings  näher  zu  treten." 

Wer  jemals  mit  arbeitenden  Leuten  zu  thun  gehabt  hat, 
der  weiss  es,  dass  dermalen  nach  kurzer  Arbeitszeit  immer 
wieder  eine  Trinkpause,  weder  zum  Vortheil  der  Arbeit, 
noch  der  Arbeiter  eintreten  muss;  das  ist  bereits  förmlich 
zur  Regel  geworden,  und  wenn  jemals  an  die  Behörden  die 
Frage  herantritt,  darin  Einhalt  zu  thun,  so  wird  stets  auf 
die  „Unausführbarkeita  einer  solchen  Massregel  hingewiesen, 
oft  mit  Gründen,  wie  sie  eine  hohe  Autorität,  der  fran- 
zösische Finanzminister  Caillaux,  noch  jüngst  bei  der  Frage 
der  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  gebrauchte,  welche  selbst 
jede  Hoffnung  auf  die  Verminderung  des  Alkoholübels 
abschneiden. 

„Meiner  Ansicht  nach,a  so  sagte  der  Finanzminister, 
„findet  der  Arbeiter  in  seiner  oft  so  elenden  Lage  im 
Alkohol  nicht  selten,  wenigstens  vorübergehend,  die 
Illusion  des  Glückes  und  der  Lebenskraft, 
welche  ihm  fehlen. a 


III. 

Nicht  mit  Unrecht  nennt  diese  hohe  Autorität  den  dermaligen 
gewohnheitsmässigen  Alkoholgenuss  eine  blosse  Selbsttäuschung 
von  Glück  und  Kraft.  In  Wirklichkeit  ist  er  die  grösste 
Quelle  des  Unglücks  und  der  Schwächung  aller  Volkskraft, 
die  gegenwärtig  besteht  und  in  den  noch  kommenden  Ge- 
nerationen ihre  Wirkungen  in  einer  Weise  zeigen  wird,  welche 
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«es  unumgänglich  erscheinen  lassen,  jetzt  einen  ener- 
gischen Schritt  dagegen  zu  thun;  denn  es  ist  nicht  zu  über- 
sehen, dass  wir  erst  im  Anfang  dieses  abwärts  führenden  Weges 
uns  befinden. 

„Der  Alkoholismus  ist  —  so  äussert  sich  ein  hierauf 
bezüglicher  Vortrag  eines  Lehrers  der  Hochschule  Freiburg  — 
ein  ziemlich  junges  Übel,  kaum  50,  an  vielen  Orten  erst  etwa 
25  Jahre  alt.  Aber  in  dieser  kurzen  Zeit  hat  er  die  Gesell- 
schaft furchtbar  verwüstet,  so  entsetzlich,  dass  die  Dinge 
zum  Himmel  schreien.  Desshalb  müssen  alle  die,  welche 
einen  Einblick  in  die  soziale  Not  der  Zeit  haben,  diesem 
schreienden  Übelstande  abzuhelfen  suchen,  mit  Wort,  Schrift 
und  mit  That." 

Ueber  die  uns  bevorstehende  Zukunft   sagen  Aerzte 

verschiedener  Länder  u.  A.  folgendes: 

Herr   Dr.    Damm,  ein    sehr   bekannter   Nervenarzt   in 

Wiesbaden : 

„Die  Degeneration  hat  fast  alle  Culturvölker,  mögen 
sie  in  welchem  Erdtheile  immer  wohnen,  ergriffen.  Es  sind 
wenige,  die  sich  noch  der  normalen  Lebensentwicklung  er- 
freuen. Alle  Kreise  sind  der  Degeneration  verfallen,  es  macht 
keinen  Unterschied,  ob  Jemand  arm,  ob  er  reich,  ob  er 
vornehm  oder  gering  ist,  bei  der  heutigen  Lebensführung 
entgeht  er  nicht  den  sinnlichen  Fehlern  und  damit  der  Dege- 
neration. Das  sind  traurige  Verhältnisse.  Alle  Welt  hält 
sich  für  gesund,  alle  Welt  ist,  spätestens  vom  30.  Lebens- 
jahre an,  leidend,  alle  Welt  klagt,  wir  Alle  sind  degenerirt 
und  gehen  einem  ganz  bestimmten  Lebensschicksal  entgegen, 
uas  so  sicher  eintritt,  wie  auf  den  Tag  die  Nacht  folgt. 

Die  gegenwärtige  Entartung  datirt  ca.  seit  3  bis  4 
Jahrzehnten,  d.  h.  seit  dieser  Zeit  befinden  sich  alle  Kreise 
der  Bevölkerung  in  der  Entartung.  Wir  Deutschen  stehen 
also  seit  ca.  30  Jahren  in  der  Degeneration,  wir  stehen 
also   erst   im   Beginn    der   Degeneration." 
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Herr  Dr.  Chätelain,  froher  Chef- Arzt  der  neueur 
burgischen  Irrenanstalt  Präfargier,  sagt  in  seinem  Buche 
<  La  folie  » : 

«  Les  excös  alcooliques,  6crit  un  des  premiers  mädecin» 
alienistes  de  notre  Spoque,  sont  nne  des  causes  les  plus  im- 
portantes  de  la  d6g6n6rescence  physique,  intellectuelle  et 
raorale  des  nations,  comine  des  individus.  D'aprös  les 
donn6es  les  plus  positives  de  la  science  resumöes  par  le  Dr. 
Morel,  de  Rouen,  l'alcool  agit  comme  suit  dans  les  famillesr 

Premiöre  g6n6ration :  Däpravation  morale,  excös  alcoo- 
liques. 

Deuxiöme  göneration:  Ivrognerie  habituelle,  accös  de 
manie,  ramollissement  c6r6bral. 

Troisienie  generation :  Hypocondrie,  m61ancolie,  suicides,. 
homicides. 

Quatrieme  g6n6ration :  Imb6cillit6,  idiotisme,  st6rilit& 
extinction  de  la  famille.  » 

Der  Nämliche  publizirte  jüngst  noch  einen  Aufruf  speziell; 
gegen  den  Absynth,  worin  es  heisst: 

<  Cette  boisson  est  une  des  plus  deplorables  inventions 
qu»  Phoinme  ait  jamais  faites.  Elle  cause  plus  de  maux  que 
la  guerre  et  tue  plus  de  gens  que  la  peste  ou  le  cholera; 
eile  peuple  les  prisons  et  les  hospices  et  depeuple  les  familles, 
et  c'est  ce  poison-lä  dont  les  distilleries  du  Val-de-Travers 
et  de  Pontarlier  seules  produisent  pres  de  quarante  mille 
litres  par  an!  Depais  environ  vingt-cinq  ans,  l'auteur  de 
ces  lignes  a  6t6  Charge  par  le  parquet  du  Oanton  de  Neuchätel 
d'examiner  l'6tat  mental  de  117  individus  des  deux  sexes, 
coupables  de  scandales,  de  meurtre,  de  vol,  d'incendie,  de  viel, 
d'attentats  ä  la  pudeur.  En  däfalquant  11  cas  d'iinbäcilite 
intellectuelle  de  naissance,  il  en  reste  106,  dont  54,  soit  tost 
juste  la  moitie,  dans  lesquels  le  pr6venu  etait  adonn6  ä  la 
boisson,  et  tres  souvent  l'absinthe  est  indiquee  sp6cialement 
comme  sa  boisson  de  prgdilection.  II  est,  en  outre,  certain. 
que,  dans  un  assez  grand  nombre  des  autres  cas,  la  boisson 
existait  plus  ou  moins,  mais  saus  avoir  pris  les  proportions 
de  Wvrognerie  habituelle.  Enfin,   dans   nombre  de  cas,  si  le 


fc 
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prSvenu  lui-m$me  n*  buvait  pas,  son  pöre  ou  sa  mtoe  fallest 
des  älcooliques» » 

Ein  anderer  sehr  bekannter  Irrenarzt,  Dr.  FoTel,  spraet 

sich  in  einem  Vortrag  bei  der  71.  Versammlung  der  deutschen 

Naturforscher  und  Aerzte  in  München  u.  A.  wie  folgt  au»: 

„Weitaus  die  Hauptsache,  ja  geradezu  einen  Hauptfaktor 
sozialer  Entartung,  der  Degeneration  unserer  Race,  bildet  die 
direkte  Schädigung  unseres  Keimplasmas  durch  die  Alkohol- 
trinksitte. Die  durch  sorgfaltige  Statistiken  in  der  Schweiz 
festgestellte  Thatsache,  dass  (für  die  Todesfälle  wenigsten« 
in  den  15  grösseren  Ortschaften,  wahrscheinlich  aber  überall) 
ca.  ein  Drittel  der  männlichen  Aufnahmen  der  Irrenanstalten, 
ein  Drittel  der  männlichen  Selbstmorde  und  ein  Zehntel  der 
männlichen  Todesfälle  über  20  Jahren  ganz  oder  theilweise 
dem  direkten  Alkoholtrinken  der  betreffenden  Individuen  zu 
verdanken  sind,  liefert  ebenfalls  einen  Beweis  für  die  Ent- 
artung der  Körpergewebe,  speziell  des  Gehirns  durch  dieses 
Gift.  Ebenso  die  von  Baer  bei  34,000  Verbrechern  des 
Deutschen  Reiches  festgestellte  Thatsache,  dass  über  die 
Hälfte  derselben  (bei  Verbrechen  gegen  die  Person  sogar 
drei  Viertel)  Alkoholiker  oder  Berauschte  waren.  Der  be- 
rühmte (nicht  etwa  abstinente)  Kinderarzt  Demme  verglich 
zehn  kinderreiche  Familien  nüchterner  mit  zehn  kinder- 
reichen Familien  trinkender  Eltern.  Von  den  Letzteren 
war  bei  sieben  nicht  die  Mutter,  sondern  nur  der  Vater 
Trinker  gewesen.  Bei  allen  zehn  war  sonst  keine  auffällige 
Belastung  mit  Geistesstörung  vorhanden.  Die  10  Trinker- 
familien  bestanden  aus  zusammen  57  Kindern.  Davon  starben 
12  sehr  jung  an  Schwäche,  8  wurden  idiotisch,  13  epileptisch, 
5  Zwerge,  5  waren  taubstumm  oder  hatten  andere  Miss- 
bildungen, 5  wurden  Trinker  mit  Veitstanz  oder  Epilepsie. 
Nur  9  blieben  normal.  Von  den  37  jener  Kinder  jedoch, 
deren  Vorfahren  oder  Mutter  auch  noch  trunksüchtig  waren, 
blieben  nur  2  normal.  Die  lö  nüchternen  Familien  erzeugten 
61  Kinder.  Davon  starben  5  ganz  klein ;  2  weitere  litten  an 
Veitstanz,  2  hatten  Missbildungen,  2  waren  geistig  etwas 
zurück,  ohne  idiotisch  Zu  sein,  50  blieben  normal.  Der 
englische    Professor    Dr.    Hodge    gab   Hunden    und  Hüte* 
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dinnen  Alkohol  zu  trinken,  zuerst  zwangsweise,  bis  sie  (wie 
die  Menschen)  einmal  daran  gewöhnt,  selbst  gierige  Trinker 
geworden  waren.  Als  er  sie  genügend  alkoholisirt  erachtete, 
liess  er  Junge  erzeugen.  Nun  zeigte  die  so  erzeugte  Brut  fast 
genau  die  gleichen  Gebrechen  wie  die  von  Demnie  studirten 
Kinder  menschlicher  Trinker:  epileptische,  bissige,  blöde, 
zwerghafte,  junge  Hunde,  die  eine  grosse  Zahl  Todesfälle 
nach  der  Geburt  aufwiesen.  Ebenso  hat  Prof.  v.  Bunge  in 
Basel  auf  Grund  vorläufiger  sorgfältiger  Erhebungen,  die  er 
sich  jedoch  später  zu  ergänzen  vorbehält,  an  der  Hand 
von  Statistiken  gezeigt,  dass  bei  der  Unfähigkeit  zu  stillen, 
die  unsre  modernen  Frauen  zeigen,  die  Trinkgewohnheit 
der  Ascendenz  eine  bedeutende  Rolle  spielt. tt 


Ein  anderer  (deutscher)  Arzt,  Dr.  Bonne,  bespricht  die 
„Suggestion44,  welche  der  Alkohol  gegenwärtig  auf  die  ganze 
civilisirte  Menschheit  ausübt,  mit  folgenden  Worten : 

„Regierung  und  Volk  haben  sich  unter  dem  suggestiven 
Einfluss  des  volkswirtschaftlichen  Irrtums  beruhigt,  dass  das 
Elend,  welches  der  Alkohol  verursache,  nicht  so  schlimm  sei, 
wie  es  thatsächlich  ist,  dass  es  jedenfalls  mit  in  den  Kauf  zu 
nehmen  sei,  „weil  der  Staat  die  Steuern,  die  er  aus  den  al- 
koholischen Getränken  zieht,  nicht  entbehren  könne. tt  Dieser 
jene  Ansicht  begründende,  anscheinend  so  selbstverständlich 
richtige  und  harmlose  Satz  wirkt  in  Folge  seiner  suggestiven 
Wirkung  aber  so  lähmend  ein,  dass  Niemand  daran  denkt  und 
wagt,  an  dem  alten  bisherigen  Schlendrian  zu  rütteln.  Nebenbei 
ist  „selbstverständlich"  dieser  Satz  grundfalsch.  Bedenkt  man 
die  gesteigerte  Produktionskraft  der  Nation,  wenn  sie  von  der 
Narkose,  die  diese  3,000  Millionen  berauschender  Getränke 
über  sie  verhängen,  befreit  ist,  bedenkt  man  zweitens  die 
Riesensummen,  die  der  Staat  zur  Vertuschung  und  Verdeckung 
des  Alkoholelends  in  allen  den  Irrenanstalten,  Idioten-  und 
Findelanstalten,  Trinkerasylen,  Asylen  für  Epileptische,  Kran- 
ken- und  Armenhäusern,  Gefängnissen  und  Zuchthäusern  nöthig 
hat,  so  wird  einem  klar  sein,  dass  er  nur  mit  der  einen  Hand 
aus  dem  Sumpf  heraus  nimmt,  was  er  mit  der  andern  hinein 
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steckt,  während  ein  grosser  Theii  der  Nation  in  eben  diesem 
Sumpf  verkommt.  Ein  anderes  ausserordentlich  häufig  wirk- 
sames Suggestionscentrnm  bildet  der  anscheinend  volkswirt- 
schaftlich hochwichtige  und  gelehrt  klingende  Einwurf:  „Die 
Totalenthaltsamkeit  des  deutseben  Volkes  würde  Hundert- 
tausende brotlos  machen/  Sofort  bedeutet  das  für  jeden 
Vaterlandsfreund  ein  wohliges  Weiterdämmern  in  Sachen 
contra  Alkohol:  „er  thut  ja  mit  jedem  Zuge  Wein  oder 
Bier  ein  gutes  Werk,  er  giebt  Hunderttausenden  mit  seinem 
deutschen  Trunk  Brot  und  Arbeit"  —  aber  er  kümmert  sich 
nicht  darum  oder  vergisst,  wenn  er  es  schon  einmal  gehört 
hat,  in  seiner  Hypnose,  dass  diese  V/2  Millionen  Menschen 
die  schlechteste  Sterbeziffer  haben  in  Folge  ihrer  engen 
Beziehungen  zum  Alkohol,  und  in  gleicher  Weise  entgeht 
ihm  die  Rechnung,  dass,  wenn  unser  Volk  die  3000  Millionen, 
die  es  jetzt  für  berauschende  Getränke  ausgiebt,  für 
nützlichere  Gegenstände,  Wohnungen,  Kleidung,  Nahrung, 
Bücher,  Kunstgegenstände,  Schiffe,  Kläranlagen  für  unsere 
Kloaken  n.  s.  w.  ausgeben  würde,  unzählige  Hände  mehr 
beschäftigt  werden  würden,  als  jetzt  durch  die  Herstellung 
der  Riesenmengen  alkoholischer  Getränke.  Wie  mancher 
tüchtige  junge  Mann  ist  durch  die  suggestive  Macht,  die 
die  ihm  von  Kneipgenossen  entgegengegröhlten  Verse  über 
ihn  ausübten: 

„Wer  nicht  liebt  Wein,  Weib  und  Gesangtt 

oder 
„Wer  niemals  einen  Rausch  gehabt" 
gebannt,  zu  seinem  und  der  Seinigen  Unheil,  beim  Glase 
hängen  geblieben,  entgegen  seinen  guten  Absichten,  entgegen 
der  Stimme  des  Gewissens.  Und  was  ist  mit  den  Versen? 
Der  erste  stammt  keineswegs  von  unserm  Luther,  sondern 
von  Heinrich  Voss,  der  ihn  aus  dem  alten  weindurstigen 
Griechendichter  Anakreon  entlehnt  hat.  Und  der  zweite 
Vers?  Der  stammt  aus  einem  alten  Studentenlied  des  17. 
Jahrhunderts,  aus  der  rohesten  Zeit  des  deutschen  Studenten- 
lebens und  bedeutet,  dass  wer  sich  nicht  betrinken  mag, 
wohl  ein  schlechtes  Gewissen  haben  muss,  derweil  er  im 
Rausch  was  auszuschwatzen  fürchtet,  wohl  gar  einen  Mord 
oder  Todschlag.  tt 
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Was  den  Emfluss  des  gewohnheitsm&ssigen  Alkoholge- 
nusses  auf  die  gewöhnliche  Lebensdauer  anbetrifft,  so  sagt 
eine  Enqu&te  der  «British  Medical  Association»: 

„1.  Dass  beständiger  Genuss  von  alkoholischen  Getränken, 
insofern  er  die  massigsten  Grenzen  übersteigt,  die  ausge- 
sprochene Tendenz  hat,  das  Leben  zu  verkürzen,  wobei  die 
Verkürzung  zu  dem  Grade  des  Genusses  in  direktem  Ver- 
hältniss  steht. 

2.  Dass  von  Männern,  die  das  25.  Altersjahr  überschrit- 
ten haben,  die  gänzlich  Enthaltsamen  im  Allgemeinen  wenig- 
stens 10  Jahre  länger  leben  als  die  ausgesprochen  Un- 
inässigen/ 

Von  zwei  anderen  sehr  bekannten  Autoritäten  führen 
"Wir  folgende  Aussprüche  an: 

„Wer  die  Wirkungen  des  Alkohols  kennt,  wird  ihn  ganz 
gewiss  nicht  als  ein  harmloses  Genussmittel  betrachten.  Das 
ist  der  Schlnss,  zu  dem  die  unbefangene  Prüfung  seines  Ein- 
flusses auf  das  Seelenleben  und  die  Arbeitsfähigkeit  immer 
wieder  führt*     Prof.  Dr.  Kraepelin  in  Heidelberg. 

„Es  ist  wissenschaftlich  erhärtete  Thatsache,  dass  die 
alkoholischen  Getränke  mehr  als  irgend  ein  anderer  von 
den  unser  Volksleben  schädigenden  Faktoren  die  leibliche 
und  geistige  Kraft  unserer  Kasse  untergraben,  dieselbe  mit 
erblichen  Leiden  imprägniren  und  zur  Entartung  führen. a 
Prof.  Dr.  med.  Pettenkofer  in  München. 

Wir    wollen    zum    Schluss    noch    einerseits    aus    einem 

jüngst    gehaltenen    Vortrage    einer   jungen    schweizerischen 

Aerztin,  Fräulein  Dr.  Was  er,  folgende  Stelle  citiren: 

„An  uns  Frauen  ist  es  einzustehen,  auch  gegen  den 
schwersten  Feind :  den  Spott  der  Mehrheit,  den  so  viele 
tapfere  Männer  fürchten.  Und  je  mehr  man  sie  vertheidigt, 
diese  Sache,  desto  gewisser  wird  man  ihrer,  nicht  aus  Eigen- 
sinn, sondern  weil  man  immer  deutlicher  erkennt,  dass  sich 
von  keinem  nützlichen  grossen,  guten  Standpunkt  etwas  da- 
gegen, immer  nur  dafür  sagen  lässt :  weder  vom  ökonomischen, 
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«och  vom  medizinischen,  vom  pädagogischen  noch  ethischen 
noch  religiösen.  Jeder  Gegner  muss  sich  schliesslich  auf  das 
Geständniss  zurückziehen:  dass  ihm  eben  sein  Genuas  jene 
Summe  von  Elend  aufwiege.  Und  hat  man  ihn  endlich  auf 
diesem  Standpunkt  des  Egoismus,  des  blinden,  denn  sein  besseres 
ego  ist  auf  der  andern  Seite,  dann  lasse  man  ihn  ruhig  da- 
stehen und  sich  ein  bischen  schämen!  Wenn  die  Frauen 
gegen  den  Alkoholismus  kämpfen,  stehen  sie  zugleich  ein 
für  das,  was  Goethe,  so  oft  missverstanden,  das  Ewig- 
weibliche genannt,  das,  weil  er  es  in  Frauenseelen  am 
schönsten  fand,  wie  es  aber  edler  Mannosart  ebenso  gut 
eigen  ist.  Sie  kämpfen  für  den  Sieg  alles  Seelenrein^n 
und  Feinen,  alles  Rücksichts-  und  Verständnissvollen,  alles 
Geistigen  gegen  die  brutale  Rohheit,  barbarische  Unkultur. 
Denn  auf  diese  Stufe  zieht  der  Alkoholismus  den  Mann  herab. 
Und  auf  diese  Stufe  will  der  alkoholisirte  Mann  auch  das 
Weib  herunter  haben,  um  es  als  blosses  Genussmittel  neben 
den  Alkohol  zu  stellen :  Wein  und  Weib  I  Wehren  wir  uns 
dagegen,  gegen  den  Feind,  der  nicht  nur  Millionen  unserer 
Schwestern  in  bitteres  Elend  stösst,  der  auch  die  höchste 
Errungenschaft,  des  menschlichen  Geschlechtes,  die  weib- 
beschützende, antastet  ■  die  Herrschaft  des  Geistes  über  rohe 
Sinnlichkeit.* 


Andererseits  aus  einem  jüngst  gehaltenen  Vortrage  eines 
jungen  Irrenarztes  Dr.  Bezzola  in  Chur,  ebenfalls  die 
Schlussteile,    die  das  Resume  des  ganzen  Vortrages  enthält: 

„Alkohol  und  Vererbung  wirken  so  in  ewigem  Kreislauf 
auf  das  Menschengeschlecht  schwächend  ein  und  das  Ende 
ist  nicht  abzusehen,  wenn  nicht  Wandel  geschafft  wird.  Das 
eine  dieser  Momente  ist  unwandelbar:  Wir  können  die  Gesetze 
der  Vererbung  nicht  revidiren;  wohl  aber  können  wir  den 
Alkohol  meiden  und  dadurch  den  Kreislauf  unterbrechen. 
Doch  dieser  böse  Alkohol  ist  unser  Freund,  der  uns  von  der 
Wiege  bis  zur  Bahre  begleitet.  Er  ist  es,  mit  dem  man  unser  n 
Eintritt  ins  Leben  feiert,  mit  dem  man  uns  Gesundheit  zu- 
trinkt,  mit  dem  man,   wenn  er  uns  ins  Grab  gebracht,   uns 
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die  letzte  Ehre  erweist.  Welche  Ironie!  Es  ist  von  einem 
berühmten  Professor  —  hoffentlich  nicht  im  Ernst  — 
behauptet  worden,  ohne  den  Alkohol  wären  wir  nicht  so 
weit  in  der  Kultur  gekommen.  Ja,  ao  weit  sind  wird  in 
der  Kultur  gekommen,  dass  es  zum  guten  Ton  gehört, 
ein  Gift  regelmässig  zu  gemessen,  das  unsere  Irrenhäuser 
und  unsere  Gefängnisse  füllt,  das  unsere  Börsen  leert,  nnsern 
Korper  und  Geist  zerstört  und  unsere  Nachkommen  um  das 
Schönste,  was  wir  ihnen  schenken  können,  um  Vernunft  and 
Gesundheit,  bringt.  Damm  soll  es  das  Ziel  einer  noch  höhern 
Kultur  sein,  dahin  zu  kommen,  dass  es  zum  guten  Ton  gehört, 
nicht  zn  trinken.  Es  handelt  sich  nicht  um  die  Rettung 
einiger  ohnehin  geschädigten  Existenzen  allein,  es  handelt 
sich  um  den  Schutz  künftiger  Generationen  vor  Siechthnm, 
Blb'dsinn  und  Untergang!!!" 

Wir  schöpfen  aus  den  letzten  beiden  Zeugnissen  gegen 
den  Alkohol  trotz  der  beunruhigenden  Ausblicke  in  die  aller- 
nächste Zukunft  unserer  civilisirten  Staaten,  die  Hoffnung 
dass,  wenn  es  auch  manchen  „älteren  Herren"  schwer  sein 
wird,  von  ihrem  täglichen  Bier  oder  Wein,  ja  sogar  nur  von 
dem  gänzlich  Überflüssigen  Gläschen  Liqneur  im  schwarzen 
Cafe  zu  lassen,1)  so  dass  sie  sich  nicht  mehr  entschliessen, 
selber  mit  gutem  Beispiel  voranzugehen,  doch  in  der  Jüngern 
Generation,  neben  vielen  degenerirten  Neurastlienikern,  eine 
entschlossene  und  kräftige  patriotische  Garde  in  beiden  Ge- 
schlechtern aufwachsen  wird,  die  unsere  Bemühungen  mit 
besserem   Erfolge  fortsetzt. 

Erst  seitdem  dies  geschrieben  wurde,  lesen  wir  in  der 
j, Gazette  de  Lausanne"  folgenden,  erfreulichen  Bericht: 

On  lit  dans  V  Union,  organe  des  fonctionnaires  et  ein- 
ployes  federaux: 


•  i  Wir  haben  darüber  eine  sprechende  selbsterlcble  Anekdote 
hu-  dem  Leben  eines  der  edelsten  jüngst  verstorbeneu  Eidgenossen 
in  der  Bundesversammlung  erzählt,  die  wir  hier  nicht  mehr 
wiederholen  wollen. 
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„II  s'est  constitue,  dans  la  ville  de  Zürich,  au  sein  des 
foactionnaires  et  employÖB  postaux,  nne  socl6te  ayant 
pour  bat  de  repandre  et  developper  parmi  le  personnel  postal 
l'abstinence  des  boissons  alcooliques.  C'est  la  conviction  que 
l'usage  de  l'alcool  n'est  ni  necessaire  ni  utile  au  bien-Gtre 
physique,  que,  d'autre  part,  la  consommation  de  l'alcool  est  la 
source  de  malheurs  et  de  misöres  sans  nom,  et  que  bien 
souvent  aussi  des  collögues  en  sont  victimes,  qui  a  fait  prendre 
aux  proinoteurs  de  cette  nouvelle  soci6t6  la  resolution  de 
precher  eux-memes  d'exemple,  afin  de  prouver  que  la 
pratique  de  l'abstinence  est  possible  aussi  dans  leurs  milicux 
et  qu'elle  aura  des  r&ultats  tres  heureux.* 

Hoffen  wir,  es  werde  sich  in  einiger  Zeit  zeigen,  welche 

eidgenössischen    Beamten    und    Angestellten,  durchschnittlich 

genommen,  die  besseren  sind,  die  abstinenten,  oder  die  andern 

Die   ersteren  können  zuversichtlich  auf  ihren  Lebensweg  die 

Worte    des   grössten  englischen   Staatsmannes  der  modernen 

Zeit  (Gladstone)  mitnehmen: 

„Never  forget,  that  the  purpose,  for  which  a  man  lives, 
is  the  improvement  of  the  man  himself,  so  that  he  may  go 
out  of  this  world,  having  in  bis  great  sphere,  or  his  small 
one,  done  some  little  good  to  his  fellowcreatures,  and  la- 
boured  a  little  to  diminish  the  sin  and  the  sorrow  that  are 
in  the  world. a 

IV. 

Es  hiesse  Wasser  in  den  Rhein  tragen,  wollten  wir  nun 
noch  beweisen,  dass  das  Trinken  mehr  als  jede  andere 
Ursache,  ausser  noch  einer  einzigen,  die  aber  auch  durch 
das  Trinken  wesentlich  befördert  wird,  zu  dem  moralischen 
Niedergange  unserer  civilisirten  Völker  beigetragen  hat  und 
bestandig  die  Zuchthäuser  und  Gefängnisse  mit  Insassen,  oft 
genug  sogar  mit  solchen  füllt,  die  im  nicht  angetrunkenen 
Zustande  zu  ihren  Thaten  keineswegs  fähig  gewesen  wären. 
Eine  in    ihrer   Aufrichtigkeit    rührende  Petition    eines  sonst 
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durchaus  tüchtigen,  aber  wegen  schwerster  Insubordination 
verurtheilten  Soldaten  aus  dem  letzten  Jahre  sagt  darüber 
u.  A.  folgendes: 

„J'ai  eu  le  malheur,  le  jour  oü  les  faits  mentionnes 
ä  ma  Charge  dans  le  jugenient  sont  arriväs,  de  m'etre  laisser 
aller,  contraircment  ä  mon  habitude,  ä  un  exces  stupide  et 
irr6fl6chi  de  boissons.  J'avais  absorbe  le  matin  deux  ou 
trois  verres  d'absinthe,  et  j'ötais  devenu  comme  fou.  Dans 
cet  6tat  tout  le  monde  me  tombait  dessus,  officiers,  sous- 
officiers  et  soldats  m'invectivaient  ä  tour  de  röle  et  ä  qui 
mieux  mieux;  j'aurai  tort  de  prätendre  me  justifier  ainsi  de 
ce  fait,  mais  je  puis  assurer  eu  toute  sinc6rit6  que  si  un 
seul  d'entre-eux,  voyant  mon  6tat  de  surexcitation,  m'ayait 
adressä  une  seule  bonne  parole,  une  Observation  calme,  un 
petit  encouragement,  les  faits  dont  je  me  suis  rendu  coupable 
ne  seraient  pas  arrivßs,  car  chacun  qui  me  connait  peut 
affirraer  que  je  suis  trös  pacifique  et  que  l'ätat,  dans  lequel 
je  me  tronvais,  n'etait  du  qu'ä  l'effet  immoderöe  et  inaccoutume 
de  la  boisson.a 

Jeder  Gerichtspräsident  und  jeder  Zuchthausdirektor  in 
unserem,  wie  in  andern  Ländern,  wird  es  bestätigen  müssen, 
dass  der  Alkohol  die  direkte  Ursache  eines  grossen  Theiles 
der  vorkommenden  Verbrechen  ist,  ganz  abgesehen  von  der 
erblichen  Anlage  zum  Verbrecher,  dio  auch  daher  stammt 
und  noch  in  manchen  weiteren  Fällen  vorhanden  sein  mag, 
ohne  dass  sich  dies  genau  konstatiren  lässt.  Nach  einer  Be- 
rechnung, welche  wir  aus  Deutschland  gelesen  haben,  werden 
42  Prozent  aller  Verbrechen  daselbst  im  Kausche  begangen; 
dazu  kommen  in  Preussen  allein  jährlich  500  trunksüchtige 
Selbstmörder  und  1200  Personen,  die  am  Säufer-Wahnsinn 
sterben.  In  Deutschland  sollen  sich  unter  den  Insassen  der 
Zuchthäuser  46  Prozent  Gewohnheitstrinker  befinden,  in 
Schweden  73,  in  Belgien  75,  in  Frankreich  79,  in  England 
sogar  bis  90  Prozent.  Wir  können  diese  Ziffern  nicht  kon- 
trolliren,  dagegen  sagt  ein  zuverlässiger  schweizerischer  Ge- 
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fängnissdirektor  in  einem  seiner  letzten  Jahresberichte,  „dass 
von  den  253  Männern,  welche  im  Berichtsjahre  in  die  Straf- 
anstalt eintraten,  nach  den  betreffenden  Untersuchungsakten 
und  nach  ihrem  eigenen  Geständnisse  über  160  ihre  ver- 
brecherische That  in  angetrunkenem  Zustande  begingen.  Ja, 
man  kann  mit  Bestimmtheit  annehmen,"  fährt  er  fort,  „dass 
dem  grössten  Theile  der  Einweisungen  In  die  Strafanstalt, 
oder  in  die  Zwangsarbeitsanstalt  die  moderne  Trunksucht 
entweder  direkt  oder  indirekt  zu  Grunde  liegt/ 

Bezüglich  der  schweizerischen  Militärjustiz,  die  wir 
selber  genau  kennen,  kann  man  behaupten,  dass  beinahe  alle 
schwereren  Vergehungen  unter  dem  Einflüsse  des  Alkohols 
begangen  werden,  welcher  die  Unbemittelten  zu  anfangs 
kleinen,  später  grösseren  Diebstählen  oder  Unterschlagungen, 
Leute  Ton  heftiger  Gemüthsart  zu  Insubordinationen  und 
Körperverletzungen,  noch  Andere  zu  Sittlichkeitsvergehen 
stimulirt,  während  er  sich  als  ein  durchaus  unzulängliches 
Mittel,  um  die  Kräfte  zu  erhöhen,  erwiesen  hat,  so  dass  auch 
bei  uns  bei  grösseren  Anstrengungen  der  Alkohol  durch 
zweckmässigere  Getränke  ersetzt  wird. 

Nur  im  bürgerlichen  Leben  will  sich  das  Gleiche,  was 
im  Militärdienst  bereits  anerkannt  ist,  noch  nicht  recht  geltend 
machen,  namentlich  weil  die  Verführung  zu  gross,  die  Mög- 
lichkeit eines  energischen  Verbietens  zu  klein,  die  entgegen- 
stehenden Interessen  zu  mächtig,  und  vor  allem  weil  das 
Beispiel  der  gänzlichen  Enthaltsamkeit  noch  zu  gering  und 
die  blosse  Massigkeit,  die  immer  gepriesen,  aber  seltener  geübt 
wird,  viel  zu  unwirksam  und  bei  den  vielen  Vereinen  und 
festlichen  Anlässen  unseres  Landes  viel  zu  intermittirend  ist. 

Man  könnte  sicherlich  mit  einer  grossen  Massigkeit, 
wenn  sie  stets  vorhanden  wäre,  einen  Theil  der  Übel- 
stände   des   Alkoholismus    beseitigen,    aber    welches    Mass 
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ist  allgemein  als  das  richtige  l)  aufzustellen  and  welche 
gesetzgeberische  Kontrolle  wäre  möglich?  Die  Forderung 
einer  allgemeinen  Massigkeit  ist  eine  viel  theoretischere,  be- 
ziehungsweise im  Grossen  und  Ganzen  unausführbarere,  als 
das,  was  wir  postuliren,  und  bei  allen  Vortheilen  derselben 
bleibt  doch  richtig  und  wird  durch  die  Erfahrung  Jedermanns, 
der   es   versuchen  will,    bestätigt,   was   die    alte   Regel    des 

Benediktiner-Ordens,  in  Cap.  40  sagt:  „Diejenigen,  denen  es 
von  Gott  gegeben  ist,  sich  gänzlich  vom  Wein  zu  enthalten, 
mögen  versichert  sein,  dass  sie  dafür  einen  besonderen  Lohn 
empfangen  werden.14 

Die  Massigkeit  ist,  um  über  diesen  viel  besprochenen 
Gegenstand  noch  ein  Wort  beizufügen,  höchstens  dazu  ge- 
eignet, um  die  drohenden  Übel,  welche  die  Unmässigkeit 
hervorruft!  zu  einem  geringeren,  oder  grösseren  Theile,  je 
nach  ihrer  konstanten  Festhaltung,  zu  verhüten,  keineswegs 
aber  um  ein  bereits  eingerissenes  Übel  zu  beseitigen.  Die 
Erfahrung  zeigt,  dass  eine  schon  vorhandene  Trunksucht 
nur  mittelst  gänzlicher  Abstinenz  geheilt  werden  kann,  und 
es  ist  einleuchtend,  dass  dieselbe  auch  allein  eine  wirksame 
Kontrolle  ermöglicht.  Es  hätte  den  gebildeten  Klassen  unserer 
civilisirten  Völker,  namentlich  in  einzelnen  Ländern,  vielleicht 
früher  gelingen  können,  eine  vorhandene  Mässigkeitsgewohn- 
heit  durch  ihr  gutes  Beispiel  zu  erhalten ;  jetzt  aber,  nachdem 
dies  verabsäumt  worden  ist,  hilft  nur  noch  das  Beispiel  der 
Abstinenz. 


*)  Selbst  das  alte  Testament,  auf  das  man  sich  öfter  etwa  für 
die  Zul&ssigkeit  des  Weines  berufen  hat,  kennt  weder  das  Bier,  noch 
den  Branntwein,  ebensowenig  den  Wein  als  regelmässiges,  alltäg- 
liches Genussmittel,  und  wenn  es  sich  um  Ernst  in  der  Lebens- 
haltung handelt,  so  schliesst  es  ihn  gänzlich  aus.  Vgl.  III.  Mos.  X, 
9,  10.  Das  dürften  sich  namentlich  die  Geistlichen  beider  Konfes 
sionen  zu  Nutzen  machen. 
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Wir  sind  persönlich   zu  derselben  in  keiner  Weise  ver- 
pflichtet,   hätten    auch   gar  keine  dringende   gesundheitliche 

Veranlassung  dazu  gehabt;   aber  wir  können  einerseits  be* 

* 

z engen,  dass  sich  die  Gesundheit  und  namentlich  die  geistige 
Frische  durch  die  völlige  Enthaltsamkeit  von  alkoholischen 
Getränken  weit  besser  erhält,  als  durch  die  blosse  Massigkeit, 
und  wir  würden,  unter  den  gegenwärtigen  Um- 
ständen, uns  zu  einem  solchen  Beispiele  für  verpflichtet 
erachten,  selbst  wenn  damit  ein  viel  erheblicheres  Opfer  an 
Lebensgenuss  verbunden  wäre,  als  es  thatsächlich  der  Fall  ist. 

In  unserer  Zeit  ist  es  das  Bier,  welches  von  allen 
alkoholischen  Getränken  am  schädlichsten  wirkt,  weil  es  die 
grösste  Zahl  von  Menschen  zu  einem  beinahe  permanenten 
und  doch  noch  für  anständig  geltenden  Trinken  den  ganzen 
Tag  hindurch  veranlasst.  Diese  Gewohnheit  hat  seit  einem 
Menschenalter  in  einem  erschreckenden  Massstabe  zuge- 
nommen, so  dass  es  jetzt  selbst  völlig  sittlich  denkende 
Leute  nicht  mehr  für  ganz  ungehörig  halten,  schon  am  frühen 
Vormittag  damit  zu  beginnen,  und  sogar  das  Frauengeschlecht 
an  dieser  Trinkgewohnheit  einen  ungescheuten  Antheil 
nimmt.  Noch  in  unserer  Jugendzeit  war  dies  in  der  Schweiz 
wenigstens  nicht  der  Faü.  Ich  habe,  bevor  ich  nach  Deutschland 
auf  die  Hochschulen  kam,  niemals  eine  Frau  Bier  trinken 
sehen  »Und  ich  erinnere  mich  noch  heute  des  höchst  wider- 
wärtigen Eindrucks,  als  ich  die  erste  Dame  hinter  einem 
Bierschoppen  sitzen  sah.  Jetzt  ist  das  in  einzelnen  Ländern 
ganz  allgemeine  Sitte  geworden;  auch  die  jungen  Kinder 
solcher  Mütter  werden  dadurch  vorzeitig  an  das  Biertrinken 
gewöhnt  und  suchen  oft  genug  in  diesem  sogenannten 
„flüssigen  Broda  (dessen  Nährwerth  aber  in  Wirklichkeit  sehr 
gering  im  Verhältniss  zum  Preise  ist)  den  Ersatz  für  das 
wirkliche  Brot,    das    ihnen  ihre  Eltern  des  Trinkens  halber 
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nicht  mehr  in  hinreichendem  Masse  verschaffen  können.  Und 
wenn  sich  die  dieser  Gewohnheit  frühzeitig  Verfallenen  später 
noch  ans  dem  drohenden  Verderben  aufraffen  wollten,  was  in 
vielen  Fällen  kaum  mehr  möglich  ist,  so  sorgen  die  zahllosen 
Bierschenken  mit  allen  nur  erdenklichen  Verlockungen  dafür, 
dass  es  nicht  geschehen  kann,  und  es  hindert  sie  bisher 
Niemand  daran. 


V. 

Wenn  man  bedenkt,  mit  welchem  oft  leidenschaftlichen 
Interesse  unser  Jahrhundert  allerlei  humanitäre,  wissen- 
schaftliche, künstlerische,  oder  soziale  und  nationalökonomische 
Aufgaben  von  viel  geringerer  Bedeutung  für  die  gesammte 
Volkswohlfahrt  verfolgt,  und  wie  namentlich  unsere  republi- 
kanischen Regierungen  mit  einer  oft  nur  zu  grossen 
Aufmerksamkeit  allen  solchen  Wünschen  entgegenzukommen 
pflegen,  so  sollte  man  wirklich  mit  einem  weiter  oben  citirten 
Autor  glauben,  der  Alkohol  halte  dieselben  unter  dem  Banne 
einer  Suggestion  oder  Hypnose,  wenn  sie  gegen  dieses 
anerkannt  grosse  Uebel  nichts,  oder  wenigstens  nichts 
Wirksames  thun  wollen.  Denn  in  der  That  sind  die  meisten 
der  bisher  vorgeschlagenen,  oder  eingeführten  Gegenmass- 
regeln von  einer  geradezu  kläglichen  und  durch  nun  wenig* 
stens    10  — 15  jährige  Erfahrung  bewiesenen  Insuffizienz. 

Man  pflegt  gewöhnlich  etwa  folgende  vorzuschlagen: 

1.  Belehrung,  namentlich  auch  der  Jugend,  über  die 
schädlichen  Folgen  des  Alkoholismus.  Wenn  dieselbe  etwas 
Wesentliches  hülfe  gegenüber  der  Gewohnheit  und  der  Ver- 
führung, so  wäre  längst  schon  alle  Welt  wenigstens  massig. 
Denn  daran  zweifelt  ja  eigentlich  Niemand  mehr,  dass  Massig- 
keit nützlicher  sei  als  Unmässigkeit;   dessenungeachtet  aber 
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wird  masslos  fortgetrunken  und  selbst  in  den  Eidgen.  Räthen 
will  die  grosse  Mehrheit  dieser  theoretisch  Überzeugten  sich 
mit  einer  blossen  neuen  Untersuchung  allbekannter  Verhält- 
nisse begnügen  und  mit  ihrem  Gewissen  abfinden.  Was  ist 
denn  von  einer  blossen  „Belehrung11  bei  weniger  verständigen 
Leuten  zu  hoffen? 

2.  Die  Aufhebung  der  sog.  Zweiliter-Ausschank- 
stellen, die  allerdings  in  bedrohlichem  Massstabe  zuge- 
nommen zu  haben  scheinen.  Sie  sind  aber  nur  eine  Aus- 
führung des  Grundsatzes  der  Gewerbefreiheit  im  Alkohol- 
vertrieb, den  man  ja  festhalten  will,  und  wir  fürchten  ferner, 
eine  blosse  Abschaffung  dieser  Art  von  Schenkstellen  werde 
nicht  allein  zu  vielen  unkontrolirbaren  Umgehungen,  und  zur 
Beförderung  des  Trinkens  in  den  Familien,  sondern  auch 
zu  einem  weiteren  Aufschwung  der  Wirthschaften  führen, 
deren  Inhaber  sich  dieser  Massregel  mit  besonderem  Eifer 
annehmen.  Dazu  gehört  nothwendig  als  Ergänzung  das 
Postulat,  das  wir  aufstellen,  sonst  wird  sie  nicht  zu  dem 
gewünschten  Ziele  führen  können. 

3.  Gesetze  gegen  die  Trunksucht.  Dieselben 
bestehen  schon  längst  ohne  grossen  Erfolg,  Wer  z.  B.  jemals 
eine  Samstag-Nacht  in  Bern  zugebracht  hat,  wird  es  wissen, 
welcher  wüste  Strassenlärm  daselbst  von  der  Polizei  ruhig 
geduldet  wird,  vielleicht  bis  auf  einen  gewissen  Grad  ge- 
duldet werden  muss,  während  sie  das  dagegen  sehr  harmlose 
Peitschenknallen  als  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  verbietet. 
Namentlich  wenn  der  Satz  aufgestellt  wird:  „Trinker  sind 
Kranke  und  keine  Korrigenden",  wie  dies  noch  jüngst  in 
einer  Versammlung  schweizerischer  Irrenärzte  im  Berner-Jura 
geschah,  ist  es  nicht  recht  einzusehen,  wie  Kranke  für  ihre 
Krankheit  polizeilich  bestraft  werden  könnten. 

4.  Ebenso  unwirksam,  im  Grossen  und  Ganzen  genommen, 
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sind  die  Trinkerheilanstalten,  denen  wir  sonst  in 
keiner  Weise  zu  nahe  treten  möchten.  Sie  heilen  einen 
gewissen  Prozentsatz  der  ihnen  anvertrauten,  schon  ganz 
dem  Alkohol-Uebel  Verfallenen,  aber  sie  verhindern  nicht 
die  Entstehung  neuer  Trinker,  was  namentlich  nothwendig 
wäre.  Damit  dem  ganzen  Unheil  abhelfen  zu  wollen,  ist  eine 
Illusion,  gerade  wie  wenn  man  gegen  die  uns  drohende  Pest 
(die  übrigens  noch  lange  nicht  so  gefährlich  ist  als  der 
Alkoholismus)  sich  bloss  mit  der  Errichtung  von  Spitälern 
begnügen  nnd  keine  weiteren  Vorsichtsmassregeln  treffen 
wollte. 

5.  Wir  wissen  nicht,  ob  eine  Steuer  auf  Bier,  wie  sie 
sogar  in  Deutschland  besteht,  oder  ein  gänzliches  Verbot 
des  Absynths  gegenüber  den  grossen  Interessen,  welche  sich 
an  diese  Produktionen  knüpfen,  Aussicht  auf  Annahme  hätte; 
nur  so  viel  wissen  wir  gewiss,  dass  die  Steuer  niemals  so 
gross  ausfallen  würde,  um  den  Bierkonsum  auch  nur  irgendwie 
erheblich  zu  vermindern ,  sondern  dass  dies  in  noch  weit 
höherem  Grade  eine  bloss  fiskalische  Massregel  werden  müsste, 
als  es  die  ganze   jetzige  Alkoholgesetzgebung   geworden  ist. 

6.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  allerlei  humanitären 
Einrichtungen,  wie  Kaffeehallen,  Fabrikation  und  Verkauf 
alkoholfreier  Getränke  etc.  Sie  sind  sehr  löbliche  Anstalten, 
aber  ein  Tropfen  Linderung  in  ein  Meer  des  Elends,  und  sie 
werden  gewöhnlich  von  Denjenigen  am  eifrigsten  benutzt,  die 
sie  am  wenigsten  nöthig  haben.  Damit  allein  können  wir 
diesen  grimmigen  Feind  unseres  Volkes  nicht  bekämpfen; 
auch  nicht  allein  mit  allen  nur  möglichen  Gesellschaften, 
Vereinen,  Kongressen,  Vereinsblättern  und  der  ganzen  Agi- 
tation aller  Art.  Dieselbe  wird  sich  vollständig  machtlos 
erweisen,  wenn  nicht  ein  wirksames  gemeinsames  Postulat 
an  die  Stelle  aller   dieser  „frommen  Wünsche*  tritt. 
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7.  Ebensowenig  hilft  die  Möglichkeit  einer  kantonalen 
Beschränkung  der  Wirtschaften  auf  das  sogenannte 
„Bedürfniss",  wie  sie  schon  seit  15  Jahren  besteht.  Der  Erfolg 
hat  dies  bereits  zur  Genüge  bewiesen;  die  Wirtschaften  haben 
jedenfalls  nicht  erheblich  abgenommen  und  der  Alkoholismus 
im  Ganzen  und  Grossen  hat  zugenommen.  Selbst  die  zur 
Zeit  noch  nicht  bestehende  Möglichkeit  für  die  Kantone, 
jede  ihnen  beliebige  Massregel  gegen  denselben  eintreten  zu 
lassen,  ohne  von  der  Bundesverfassung  daran  gehindert  zu 
sein,  würde,  wie  bereits  gesagt,  von  geringem  praktischem 
Werthe  sein,  da  sich  zur  Zeit  kein  einziger  Kanton  in 
der  Eidgenossenschaft  finden  wird,  welcher  eine  wirklich  ein- 
schneidende und  wirksame  Massregel  durchzuführen  im  Stande 
wäre. 

Das  wird  sich  auch  noch  in  zehn  und  zwanzig  Jahren 
eifrigsten  Suchens  nach  allerlei  Palliativen  nicht  erheblich 
ändern;  unterdessen  aber  wächst  unter  dem  beständigen  und 
naturgemäss,  durch  Vererbung  der  Anlage,  zunehmenden 
Einfluss  des  Alkoholismus  ein  Geschlecht  heran,  das  nicht 
mehr  im  Stande  sein  wird,  die  schwere  Aufgabe  eines  wirklich 
selbständigen  Staatswesens  auf  sich  zu  nehmen  und  durch- 
zuführen, wozu  es  in  den  nächsten  50  Jahren  einer  un ge- 
schwächten Energie  des  Willens  und  des  gesammten 
Charakters  bedarf.  Der  eidgenössische  Staat  ist  schon  einmal 
durch  Genusssucht  und  allzulange  Gleichmütigkeit  gegen 
grosse  Übelstände  untergegangen  und  die  Zeiten  sind  für 
Kleinstaaten  und  Bepubliken  jetzt  gewiss  nicht  günstiger, 
als  sie  es  vor  hundert  Jahren  waren. 

VI. 

Wir  gelangen  damit  nothwendig  zu  dem  Schlüsse,  dass 
es  nur  auf  dem  Wege  einer  Aufhebung  des    Art.    31    der 
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Bundesverfassung  zu  Gunsten  nicht  bloss  einer  kantonalen, 
sondern  auch  einer  Gemeindeautonomie  behufs  gutscheinender 
Massregeln  gegen  den  Alkoholismus  möglich  sein  wird, 
diesem  gewaltigen  Uebel  zu  begegnen. 

Es  soll  auch  einer  kleinen  Gruppe  von  Menschen 
gestattet  werden,  für  ihren  speziellen  Lebenskreis  dem 
schädlichen  Einfluss  des  Alkohols  steuern  zu  können,  wie 
und  in  welchem  Massstabe  sie  es  nach  ihren  Verhältnissen 
für  gut  findet,  so  gut  wie  das  jetzt  wenigstens  noch  ein 
Familienvater  für  sein  eigenes  Haus  thun  kann,  welcher 
Bierwirthen  und  Schnapshändlern  auch  den  Eintritt  in  das- 
selbe verwehren  darf.  Bei  einer  Gemeinde  aber  ist  dies 
seltsamer  Weise  dermalen  nicht  der  Fall.  Es  kann  bei 
dem  jetzigen  System  ein  einziger  Mensch,  der  aus  rein  eigen- 
nützigen Motiven  in  einer  solchen  sich  niederlassen  will,  die 
Anstrengungen  einer  ganzen  Generation  von  einstimmig 
anders  denkenden  Bürgern  und  Bürgerinnen  völlig  zu  nichte 
machen,  bloss  in  Folge  des  Grundsatzes  der  Gewerbefreiheit, 
die  in  einem  solchen  Falle  das  grösste  Hinderniss  der  Wohl- 
fahrt ist.  Es  zeigt  sich  da  eben  deutlich,  wie  jeder  politische 
Grundsatz,  in's  Extrem  getrieben,  unrichtig  wird  und  einer 
Einschränkung  nothwendig  bedarf. 

Es  kommt  zu  dem  natürlichen  Rechte  einer  jeden 
Gemeinde,  sich  gegen  ihr  offenbares  Verderben,  und  gegen 
diesen  individuellen  Egoismus  zu  wehren,  aber  noch  im 
Weiteren  die  Macht  des  guten  Beispiels,  eine  der  grössten 
Mächte  auf  Erden.  Wie  es  im  Einzelleben  nur  dadurch 
möglich  geworden  ist,  der  Abstinenz  eine  grössere  Zahl  von 
überzeugten  Anhängern  zu  verschaffen,  dass  anfänglich 
einzelne  „Thoren*  es  versucht  haben  gegen  den  allgemeinen 
Strom  zu  schwimmen  und  an  sich  selbst  die  guten  Wirkungen 
der  Enthaltung  zu  erproben,  so  wird    es    auch  im  grösseren, 
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öffentlichen  Leben  niemals  gelingen,  weder  die  Eidgenossen- 
schaft noch  die  Kantone  direkt  und  sofort  zu  wirksamen 
Massregeln  gegen  den  Alkoholjsmus  zu  bewegen,  wenn  nicht 
kleinere  politische  Organismen  mit  diesem  Beispiel  vorange- 
gangen sind.  Nur  dadurch,  dass  einzelne  Gemeinden  es  ad 
oculos  demonstriren,  dass  man  ohne  Alkohol,  oder,  wenn 
sie  wollen,  mit  sehr  geringem  Verbrauch  von  solchem 
ebenso  gut  und  fröhlich  leben  und  sittlich  und  ökonomisch 
besser  gedeihen  kann,  als  in  der  bisherigen  Weise,  wird  für 
andere,  die  das  bisher  nicht  glauben,  der  Antrieb  zur 
Nachahmung  entstehen,  und  während  man  jetzt  nur  mit 
ungläubigem  Lächeln  von  weitentfernten  Gegenden  vernimmt, 
die  solche  Massnahmen  getroffen  haben,  wird  man  künftig  im 
eigenen  Lande  den  Vergleich  zwischen  alkoholfreien  und 
alkohblverseuchten  Gemeinden  anstellen  können.  Es  ist  in 
sehr  vielen  Dingen  ein  Beweis  nur  durch  die  Probe  zu  leisten 
und  wenn  in  unendlich  vielen  Fällen  das  Gute  und  Wahre 
durch  einen  richtigen  Willen  einer  Mehrheit  gegen  den  un- 
richtigen einer  Minderheit  erreicht  werden  muss,  so  sollte  das 
in  einem  republikanischen  Staat,  wo  überhaupt  die  Mehrheit 
regiert,  nichts  sehr  Auffälliges  haben.  Im  Gegentheil,  man  sollte 
es  sehr  vernünftig  finden,  dass  diese  Probe  nicht  sogleich  im 
grossen  Massstabe  gemacht  werden  will,  wobei  sich  Hundert- 
tausende dem  Willen  einer  Mehrheit  fügen  müssten,  sondern 
im  möglichst  kleinen,  wo  neben  einer  Gemeinde,  die  den  Alkohol 
beschränkt  oder  ausschliesst,  noch  im  nämlichen  Kreis  und 
Kanton  Dutzende  von  solchen  sich  finden  werden,  in  welchen 
dieses  „Bedürfniss"  solange  noch  ohne  grosse  Mühe  befriedigt 
werden  kann,  bis  durch  die  überzeugende  Macht  des  Beispiels 
eine  bessere  Einsicht  allgemein  Platz  gegriffen  haben  wird. 

Lassen  sich  also  schon  an  und  für  sich,  vom  Standpunkte 
der    Freiheit,    keine  genügenden    Gegengründe    gegen    eine 
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Massregel  finden,  die  der  Freiheit  der  Mehrzahl  nicht  zu- 
widerläuft, sondern  sie  vielmehr  in  vernünftigem  Sinne  ga- 
rantirt,  während  sie  jetzt  durcli  einen  schrankenlosen  Aus- 
beutungstrieh  Einzelner  bedroht  ist,  so  hat  dieselbe  ferner  das 
sehr  Gute  an  sich,  dass  sie  bereits  in  mehreren  Ländern  in 
weitgehendstem  Massstabe  besteht,  man  also  sowohl  ihre 
Möglichkeit  und  Ausführbarkeit,  als  ihren  Nutzen  Jedermann 
beweisen  kann.  Man  handelt  also  nicht  in's  Blaue  hinein, 
sondern  nach  längst  bestehenden,  vor  Augen  liegenden 
Mustern,  wobei  es  dann  übrigens  gar  nicht  nöthig  ist,  dieselben 
sklavisch  nachzuahmen,  insofern  sie  etwa  unseren  Verhält- 
nissen nicht  gehörig  anzupassen  wären.  Darauf  kommt  es 
nicht  an,  irgend  ein  „System"  bei  uns  einzuführen,  sondern 
lediglich  auf  den  Grundsatz,  der  allen  diesen  Systemen  zu 
Grunde  liegt,  dass  ein  kleinerer  Gesellschaftskreis  als  der 
Staat  berechtigt  ist,  für  sein  Lebensgebiet  dasjenige  in  Bezug 
auf  den  Alkoholismus  vorzukehren,  was  er  für  sich  am 
zweckmässigsten  findet.  Er  soll  weder  genöthigt  sein  damit 
zu  warten,  bis  er  eine  viel  grössere  Mehrheit  von  der  Zweck- 
mässigkeit der  Massregel  überzeugt  hat,  (wodurch  dieselbe 
ungebührlich  erschwert  und  jeder  Fortschritt  ungehörig  ab- 
gesperrt wird),  noch  soll  er  gezwungen  werden,  gerade  die 
Massregel  einzuführen,  die  irgend  eine  Mustergemeinde  für 
sich  angenommen  hat;  ja  es  soll  nicht  einmal  ein  Massstab 
irgendwie  zwingend  angegeben  werden,  sondern  es  soll  jeder 
Gemeinde  überlassen  sein  in  demjenigen  Masse  gegen  den 
Alkohol  einzuschreiten,  den  sie  bei  sich  für  zweckdienlich 
erachtet.  Die  freiwillige  Sittlichkeit,  allerdings 
zunächst  einer  Mehrheit,  aber  in  einem  kleinen  Kreise,  soll 
hier  ganz  zum  Ausdruck  gelangen  und  nicht  der  passiven 
Gleichgiltigkeit  gegen  die  grössten  Übel  hilflos  unterthan 
sein  müssen,  wie  es  jetzt  in  unserer  Eidgenossenschaft  leider 


Das  Alkohol-Postulat  109 

der   Fall    ist.     Unter  dieser,    übrigens   selbstverständlichen 
Reserve  führen  wir  dafür  Folgendes  an: 

In  verschiedenen  Ländern  in  nnd  ausser  Europa  hat 
bereits  die  gleiche  Gefahr  des  schrankenlosen  Gewerbebe- 
triebs in  Beziehung  auf  den  Alkohol  zu  ähnlichen  Massnahmen 
geführt,  wie  wir  sie  vorschlagen.1)  Namentlich  ist  dies 
in  Schweden  und  Norwegen  der  Fall  gewesen,  wo  die 
Trunksucht  früher  einen  sehr  hohen  Grad  erreicht  hatte 
und  auf  keine  andere  Weise  einzudämmen  gewesen  war, 
namentlich  da  dort,  wie  überall,  die  gebildeten  Klassen, 
deren  Beispiel  eben  der  gemeine  Mann  zu  befolgen  liebt,  auch 
4  nicht  mit  einem  bloss  guten  Beispiel  vorangingen.  Man  fand 
es  schliesslich  unmöglich,  anders  Einhalt  zu  thun  als  so,  dass 
die  Berechtigung  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein,  nm  den 
es  sich  in  jenen  Ländern  zunächst  handelte,  sehr  beschränkt, 
die  Ausschank-Konzessionen  sogar  bloss  an  Gesellschaften 
ertheilt  und  überdies  den  Einwohnerschaften  der  Gemeinden 
das  Recht  verliehen  wurde,  darüber  mit  Mehrheit  abzustimmen, 
ob  überhaupt  in  der  Gemeinde  Branntweinverkauf  oder  Aus- 
schank stattfinden  dürfe,  oder  nicht.  Die  Abstimmung  ist 
stets  eine  geheime  und  in  Norwegen  stimmen  auch  alle 
über  25  Jahre  alten  Frauen  mit.  Die  Grosshändler  dürfen 
nach  einem  Gesetze  von  1894  in  Norwegen  nicht  unter  250 
Liter  Branntwein  an  Private  verkaufen,  der  Kleinhandel  ist 
auf  dem  Lande  nur  wenigen  Personen  erlaubt.  In  den 
Städten  dürfen  überhaupt  nur  gemeinnützige  Gesellschaften 
Branntwein   ausschenken   und    es  ist  der  Branntweinverkauf 


*)  Wir  verdienen  also  keineswegs  das  Lob  der  «Originalität,» 
das  uns  der  Berichterstatter  der  Alkohol-Kommission  des  Stände- 
raths  spendet,  sonder  ahmen  bloss,  im  Prinzip  wenigstens,  nach 
was  anderwärts  schon  längst  besteht. 
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an  Sonn-  und  Feiertagen  und  an  den  vorangehenden  Nach- 
mittagen verboten.  Wo  besondere  „ wohlerworbene  Rechte*4 
von  Schankberechtigungen  vorhanden  waren,  wurden  dieselben 
abgelöst,  in  Stockholm  allein  deren  367.  Die  Gesellschaften, 
die  den  Ausschank  haben,  pflegen  ihren  Gewinn  zu  gemein- 
nützigen Zwecken  zu  verwenden ;  es  kann  dies  auch  zur  Be- 
dingung der  Konzessionsertheilung  gemacht  werden.  Der 
Erfolg  dieser  einschneidenden  Massregeln  war  ein  derartiger, 
dass  der  Branntweinverbrauch  nach  einzelnen  Berichter- 
stattungen auf  den  3ten  bis  7ten  Theil  zurückging,  und  bei 
der  letzten  Abstimmung  über  die  Konzessionen  in  Norwegen, 
welche  dort  alle  5  Jahre  stattfindet,  gestattete  eine  einzige 
Stadt  wieder  die  Zulassung  einer  Branntweinverkauf sge- 
sellschaft,  da  wo  sie  früher  gänzlich  ausgeschlossen  gewesen 
waren.  Von  den  bestehenden  derartigen  Gesellschaften  hatten 
in  den  Jahren  1895—1900,  der  ersten  Periode  des  Gesetzes, 
circa  die  Hälfte  ihre  Thätigkeit  eingestellt.  Dieser  Erfolg  wird 
in  Norwegen  allerdings  wesentlich  dem  Frauenstimmrecht  zu- 
geschrieben und  es  sind  namentlich  die  verheiratheten  Frauen 
eifrige  Anhängerinnen  dieses  sehr  scharfen  Mässigkeitssysteins. 

In  Schweden,  wo  es  wirklich  erfunden  wurde  (und 
daher  gewöhnlich  nach  der  Stadt  Gothenburg  benannt  wird), 
besteht  das  System  schon  seit  1865 *)  und  hat  ähnliche  Er- 
folge gehabt;  nur  ist  dort  das  allgemeine  Stimmrecht  nicht 
so  liberal  organisirt,  wie  in  Norwegen,  indem  manche  unbe- 
mittelte Leute  und  die  Frauen  kein,  andere  Personen  dagegen 
mehrfaches  Stimmrecht  haben. 


*)  Ueber  das  Gothenburger-System  gibt  namentlich  ein  Bericht 
des  Generaldirektors  der  Gefängnissanstalten  in  Schweden,  Wieseigren, 
von  1898,  eine  gute,  neuere  Auskunft. 
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In  beiden  Ländern  ist  zu  tadeln,  dass  Wein  und  Bier 
nicht  mit  der  gleichen  Strenge  behandelt  werden  wie  der 
Branntwein,  und  sind  wir  überhaupt  der  Ansicht,  dass  ein 
einziges  System  nicht  für  ein  ganzes  Land  passt,  sondern 
dass  bei  uns  den  Gemeinden  eine  viel  grössere  Freiheit 
in  der  Zulassung,  oder  Beschränkung  des  Alkohols  gelassen 
werden  müsste.  Wir  sind  also,  mit  andern  Worten,  nicht 
für  die  einfache  Copirung  des  Gothenburger-Systems,  sondern 
bloss  für  die  Gesetzgebungsfreiheit  der-  Kantone  und  Ge- 
meinden in  Sachen  des  Alkoholismus.  Wäre  es  bereits 
möglich,  dabei  auch,  wie  in  Norwegen,  das  Frauenstimmrecht 
einzuführen,  so  würden  wir  das  als  einen  Vortheil  be- 
trachten. Kein  anständiger  Mensch  denkt  in  jenen  beiden 
Ländern  nach  einer  verhältnissmässig  sehr  kurzen  Gewöhnung 
daran,  diese  ProhibitiY-Gesetzgebung  wieder  aufzuheben  und 
die  frühere  Wirthshaus-  und  Verkaufsfreiheit  wieder  zuzu- 
lassen. So  würde  es  bei  uns,  nach  einer  solchen  Ueber- 
gangsperiode,  in  den  Gemeinden  oder  Kantonen  auch  werden, 
die  mit  etwas  Aehnlichem  den  Versuch  unternehmen  dürften. 

In  England  ist  eine  analoge  Gesetzgebung,  welche  im 
Allgemeinen  dort  den  Namen  „local  Option"  führt,  schon  seit 
längerer  Zeit  auf  den  Traktanden  des  Parlamentes.  Man  will 
dort  auch  gestatten,  durch  Volksabstimmungen  die  Schenken, 
mit  Ausnahme  der  Hotels,  Speisewirthschaften  und  Bahnhof- 
Restaurants,  zu  schliessen.  Namentlich  hatte  diese  „liquor- 
tranlc-billa  die  Unterstützung  der  liberalen  Partei  im  Parla- 
mente und  der  leider  dahingegangene  grosse  Staatsmann 
William  Gladstone  äusserte  sich  noch  in  einer  seiner  letzten 
Wahlreden  zu  Chester,  diese  Partei  werde  wie  Ein  Mann 
dafür  einstehen,  worauf  natürlich  alle  Schnapshändler  eifrig 
conservativ    wurden.      Seitdem    nun    im    Jahr    1895    diese 
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letztere  Partei  unter  Lord  Salisbury  und  Joseph  Chamberlain 
das  Staatsruder  Englands  in  Händen  hält,  hat  sie  andere 
grosse  Tliaten  zu  thun;  dessenungeachtet  aber  ist  der  Ge- 
danke nicht  eingeschlafen,  sondern  es  hat  eben  jetzt  Harcourt 
eine  Vorlage  eingebracht,  welche  den  Lokalbehörden  es  möglich 
macht,  den  Verkauf  der  alkoholischen  Getränke  zu  regle- 
mentiren.  Der  zehnte  Theil  der  eingeschriebenen  Wähler  eines 
Kreises  soll  dabei  das  Recht  haben,  zu  verlangen,  dass  dem 
Wahlkörper  die  Frage  vorgelegt  werde,  ob  nicht  alle  Schank- 
lokale  eines  Kreises  geschlossen  werden  sollen.  Wenn  zwei 
Drittel  sich  für  Schliessung  aussprechen,  dürfen  die  Behörden 
keine  Konzessionen  für  Wirtschaften  mehr  ertheilen.  Die 
Bill  würde  für  England  und  Schottland  gelten.  Die  Re- 
gierung hätte  keine  Entschädigung  für  Schliessungen  zu 
entrichten. 

Ein  anderes  dem  Parlamente  vorliegendes  Gesetz  ver- 
langt, dass  keinen  Kindern  unter  einem  gewissen  Alter  al- 
koholische Getränke  in  irgend  einer  Weise  verkauft  werden 
dürfen. 

Auch  in  England  ist,  wie  anderswo,  die  Erfahrung 
gemacht  worden,  dass  sehr  scharfe  Lizenz-Gesetze,  wie  sie 
dort  (neben  einer  bekannten  strengen  Sonntagsschliessung  der 
Wirtschaften)  schon  längst,  theilweise  schon  seit  1828  be- 
stehen, der  zunehmenden  Trunksucht  durchaus  keinen  Einhalt 
gethan  haben. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  besteht  in 
einer  Anzahl  von  Staaten,  wenn  wir  nicht  irren  sind  es  deren  7, 
vollständige  Prohibition  der  alkoholischen  Getränke;  einige  haben 
einen  solchen  Artikel  in  ihre  Verfassung  aufgenommen.  (Maine, 
Kansas,  Jowa,  Nord-  u.  Süd-Dakota.)  In  andern  Staaten  bestehen 
sehr  hohe  Patentgebühren  für  Wirthschaften  (Nebraska  z.  B.) 
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oder  Staatsmonopolien  (Carolina.)  Die  „local-option*,  d.  h.  das 
System,  das  wir  befürworten,  besteht  an  manchen  Orten  und 
ist,  was  als  die  Hauptsache  erscheint,  durch  die  Bundesver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  überhaupt  nicht  ausgeschlossen, 
wie  bei  uns.  Im  Gegentheil,  die  Bundesgesetzgebung  verhindert 
sogar  die  Einschmuggelung  von  alkoholischen  Getränken  in 
die  Prohibitionsstaaten  und  verbietet  den  Alkoholverkauf  in 
den  Indianer  -Eeservationen.  Auch  sollen  in  allen  Schulen 
und  Militärkursen  Belehrungen  über  den  schädlichen  Einfluss 
des  Alkohols  stattfinden  und  eine  Ordonnanz  des  Kriegs- 
ministeriums von  1890  verbietet  den  Verkauf  von  andern 
alkoholischen  Getränken,  als  leichtem  Bier,  in  den  Militär- 
anstalten. 

Wir  könnten  also  diesem  amerikanischen  Beispiel,  soweit 
es  die  Bundesgesetzgebung  betrifft,  ganz  füglich,  wie  in 
manchen  andern  Dingen  schon,  uns  anschliessen.  Dass  bei 
uns  ganze  Kantone  zur  völligen.  Prohibition  übergehen 
würden,  wie  es  in  Amerika  allerdings  der  Fall  ist,  wäre 
schwerlich  zu  besorgen,  wenn  man  diesen  Ausdruck  überhaupt 
angemessen  findet;  denn  die  dortigen  Prohibitionsstaaten 
gehören  bekanntlich  zu  den  bestgeordneten  der  Union.  Auch 
lassen  wir  den  oft  gehörten  Einwand  nicht  gelten,  diese 
völlige  Prohibition  befördere  die  Heuchelei,  indem  man  doch 
in  den  Apotheken  auf  ärztliches  Rezept,  oder  sonst  auf  einen 
besondern  Erlaubnissschein  hin,  seinen  Alkohol  bekommen 
könne.  Wenn  dies  auch  der  Fall  sein  mag,  denn  welches  Gesetz 
in  der  Welt  ist  vor  Umgehungen  gesichert,  so  geschieht  es 
doch  nicht  so  häufig,  nicht  in  grosser  und  bedenklicher 
Quantität  und  es  ist  ein  erheblicher  Unterschied,  ob  •  man 
erst  eine  solche  Erlaubniss  nachsuchen  muss,  oder,  wie  bei 
uns,  ohne  eigenen  Vorsatz  zum  Trinken,  auf  alle  nur  er- 
denkliche Weise   dazu   angelockt  und    verführt  werden  darf. 

8 
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Wenn  zuerst  eine  Erlaubniss  eingeholt  werden  muss  um 
Alkohol  zu  gemessen,  gleichviel,  ob  vom  Arzt  oder  sonst- 
woher,  so  ist  die  gute  Hälfte  der  Gefahren  des  Alkoholis- 
mus beseitigt. 

Wir  würden  also  keineswegs  riskiren,  mit  einer  lokalen 
Gesetzgebung  gegen  denselben  an  der  Spitze  des  Fortschrittes 
äu  marschiren,  wie  etwa  mit  dem  Schachtverbot  in  unserer 
Verfassung)  sofern  man  dasselbe  als  einen  Fortschritt  be- 
trachtet, sondern  uns  nur  (in  sehr  bescheidenem  Masse  sogar, 
wie  wir,  für  den  Anfang  wenigstens,  nicht  bezweifeln)  den 
Massnahmen  anschliessen,  die  schon  längst  und  von  lauter 
Staaten  beschlossen,  oder  projektiv  sind,  deren  Nachahmer 
zu  sein  wir  uns  nicht  zu  scheuen  brauchen1) 

V. 

Man  fragt  nun  unwillkürlich,  was  sind  denn  eigentlich 
für  Gründe  vorhanden,  um  eine  solche  Möglichkeit  einer 
unter  allen  Umständen  erheblichen  Verbesserung  der  gegen- 
wärtigen Zustände  zu  verhindern,  oder  zu  verzögern?  Es 
war  diess  aus  der  Antwort  des  Bundesrates  auf  das  Postulat, 
die  sich  mehr  in  allgemeinen  Befürchtungen  über  ein  „Zu- 
weitgehen"  bewegte,  vorläufig  nicht  zu  entnehmen.2) 


*)  In  England  wurde  soeben  auch  eine  Enqufete  vollendet,  wie 
sie  der  Bundesrath  nun  machen  soll,  und  es  liegt  darüber  bereits  ein 
Schlussbericht  einer  «parlamentarischen  Gommission»  vor,  wie  sie 
bei  uns  auch  zum  mindesten  hätte  vorgeschlagen  werden  sollen 
von  denen,  die  nicht  weiter  gehen  wollten.  Dieser  dickleibige  Band  von 
381  Seiten  gelangt  zu  allerlei  mehr  oder  weniger  scharfen  Vor- 
schlägen über  strenge  Aufsicht,  Beschränkung  der  Wirth  sc  haften  zahl, 
Wirthschaftsinspectorate,  hohe  Wirthschaftsgebühren,  Betrunken- 
heitsstrafen, was  aber  alles  nicht  hinreichend  helfen  wird. 

*)  Der  Vertreter  des  Bundesrates  fahrte  mit  Recht  an,  dass 
die  alten  Römer   den  Frauen   den  Wein   streng  verboten  hätten, 
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Dagegen  sind  diese  Gründe  aus  andern  Quellen  hin- 
reichend bekannt  nnd  lassen  sich,  abgesehen*  von  einer  all- 
gemeinen Gleichmütigkeit  gegen  das,  was  nicht  gerade  offen- 
bares Privat-   oder  Parteiinteresse  ist,  wie  folgt  resümiren: 

1.  Die  erste  Einwendung  ist  gewöhnlich  die,  die  me- 
dizinischen Autoritäten  aller  Lander  seien  über  den 
Nutzen  oder  Schaden  der  alkoholischen  Getränke  zur  Zeit 
noch  getheilter  Meinung.  Wir  wollen  hiegegen  zunächst  auf 
das  früher  Gesagte  verweisen,  ferner  auf  eine  neuesten« 
herausgekommene  interessante  Broschüre  von  Prof.  von  Bunge 
in  Basel,  welche  den  Nachweis  versucht,  dass  die  Unmöglich- 
keit des  Stillens  bei  vielen  modernen  Frauen,  und  in  Folge 
dessen  eine  ungenügende  Ernährung  der  Kinder  im  frühesten 
Alter,  die  ihnen  für  ihr  ganzes  Leben  Schaden  zufügt, 
von  dem  Alkoholismus  der  ihnen  vorangehenden  Generation 
herrühre  und  daher  bei  den  islamitischen  Völkern  gar  nicht 
vorkomme.  Jedenfalls  aber  sind  alle  Mediziner  darüber 
einig,  dass  ein  übermässiger  Genuss  des  Alkohols  schädlich 
sei  nnd  ein  solches  Uebermass  lässt  sich  eben,  wenn  es  einmal 
unter  einer  Bevölkerung  besteht,  wie  ebenfalls  allgemein 
zugegeben  wird,  nicht  anders  auf  ein  Mass  zurückführen, 
als  durch  Massregeln,  die  unter  andern  Umständen  vielleicht 


jedoch  ohne  die  Konsequenz  daraus  zu  ziehen,  was  das  Verbot  für 
einen  Erfolg  hatte,  und  dass  die  Römer  durch  Massigkeit  neben 
andern  Tugenden  das  grösste  Volk  der  antiken  Welt  geworden 
und  später  durch  Unmässigkeit  und  Luxus  von  der  Erde  ver- 
schwunden sind.  Einige  gelehrte  Forscher  haben  sogar  ausfindig 
machen  wollen,  dass  der  Kuss  bei  den  alten  Römern  den  höchst 
nüchternen  Zweck  gehabt  habe  zu  prüfen,  ob  ihre  Damen,  ent- 
gegen dem  Verbote,  Wein  getrunken  hätten,  eine  Notiz,  die  wir 
noch  nachträglich  dieser  interessanten,  aber  weniger  conkludenten 
historischen  Berichterstattung  beifügen  wollen. 


\s 
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nicht  noth wendig  wären-  Wir  würden  einen  massigen  Ge- 
brauch des  Alkohols  in  gesunder  Form  nicht  perhorresziren, 
wenn  es  dabei  bliebe,  obwohl  wir  ganz  überzeugt  sind  und 
Jedermann  sich  durch  eigene  Erfahrung  überzeugen  kann, 
dass  die  völlige  Abstinenz  noch  zuträglicher  ist,  als  die 
Massigkeit.  Die  Letztere  ist  aber  einfach  nicht  zu  erreichen, 
wenn  man  nicht  der  Gesetzgebung  einen  weiteren  Spielraum 
gestattet  und  die  Gewerbefreiheit  in  Bezug  auf  den  Alkohol 
nicht  einschränken  darf.  Darum  handelt  es  sich,  nicht  um 
eine  sofortige  Einführung  der  Abstinenz  für  die  ganze  Eid- 
genossenschaft, und  namentlich  auch  nicht  um  das  Verbot 
des  Alkohols  für  medizinische  Zwecke.  Wir  sind  einverstanden, 
dass  ex,  in  richtiger  Weise  medizinisch  angewendet,  gute 
Dienste  leistet,  namentlich  wenn  der  Körper  nicht  durch 
gewohnheitsmässigen  Genuss  unempfänglich  für  dieselben  ge- 
worden ist,  und  selbst  wenn  er  ein  offenbares  Gift  wäre  — 
was  wir  dahingestellt  sein  lassen  —  so  gebraucht  ja  die 
Medizin  noch  andere  und  viel  schärfere  Gifte;  Niemand 
denkt  aber  desshalb  daran,  Laudanum,  Digitalis  und  dgl.  als 
Genussmittel  zu  empfehlen,  oder  den  Handel  damit  nicht 
einschränken  zu  wollen«  Also  die  „  medizinische tt  Diskussion 
versetzt  gewöhnlich  die  Frage  unter  einen  gänzlich  schiefen 
Gesichtspunkt,  unter  den  sie  nicht  gehört,  wobei  wir  nicht 
leugnen  wollen,  dass  heute  noch  manche  Aerzte  persönlich 
zu  den  Verehrern  des  Bacchus  oder  Gambrinus  gehören 
mögen,  somit  in  Sachen  dermalen  noch  Partei  sind.  Es  wäre 
auch  sogar  nicht  zu  verwundern,  wenn  diejenigen  unter  ihrem 
im  Ganzen  höchst  ehrenwerthen  Stande,  welche  ihren  Beruf 
nur  als  eine  Geldquelle  auffassen,  et  welches  Bedenken 
hätten  in  den  Hauptast  zu  sägen,  auf  dem  sie  sitzen.  Denn 
mit  dem  Alkohol  würde  ein  ganzes  Heer  von  Krankheiten 
und  Schwächezuständen  allmähüg  wieder  verschwinden,  welche 
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jetzt  die  arme  Menschheit  zu  Tode  ängstigen  und  sie  nach- 
gerade zwingen,  beständig  mehr  oder  weniger  unter  ärztlicher 
Beobachtung  zn  leben.  Ohne  den  Alkohol  wäre  diese  Not- 
wendigkeit (wie  die  Islamiten  theilweise  es  zeigen)  in  weit 
geringerem  Massstabe  vorhanden  und  es  würde  am  Ende  — 
horribile  dictu  —  nach  vielen  ganz  nüchtern  gewordenen 
Generationen  vielleicht  nur  die  Hebamme  als  Best  der  ganzen 
Fakultät  und  unentbehrliche  ärztliche  Hilfe  übrig  bleiben. 

Im  Ernste  wieder  gesprochen,  eine  sehr  viel  grössere 
und  allgemeinere  Massigkeit,  als  sie  jetzt  besteht,  ist  gut  und 
sogar  nothwendig,  wenn  nicht  Degeneration  zu  befürchten 
sein  soll,  das  muss  jeder  Arzt  bestätigen;  eine  solche  ist 
aber  ohne  die  gesetzliche  Massregel,  die  wir  vorschlagen  und 
die  nicht  absolute  Abstinenz  zur  Folge  haben  muss,  un- 
erreichbar, sondern  gehört  in  das  .Gebiet  der  frommen 
Wünsche  und  guten  Vorsätze,  welche  bekanntlich  nicht 
aufwärts  führen. 

Wir  glauben  also,  jeder  ernste  Arzt  könnte  und  sollte 
mit  unserm  Postulate  einverstanden  sein.  Wenn  nicht,  so 
ist  er  verpflichtet,   ein   wirksameres  vorzuschlagen! 

Dass  der  Alkohol  jetzt  nöthig  sei,  wegen  bereits  ein- 
getretener faktischer  Erschöpfung  der  vorhandenen  Genera- 
tion, die  eines  solchen  beständigen  Antriebs  durch  eine 
Peitsche  bedürfe,  ist  ein  Trngschluss.  Ebenso  gut  könnte 
man  behaupten,  es  müsse  auf  ermüdete  Pferde  rücksichtslos 
losgeschlagen  werden,  bis  sie  zusammenbrechen,  ßtatt  sie  thun- 
lichst  zu  schonen  und  gut  zu  behandeln.  So  etwas  kann  in  einem 
gegebenen  Augenblick,  unmittelbar  vor  einer  Schlacht,  oder  auf 
einer  gefährlichen  Bergbesteigung,  zur  momentanen  Belebung 
der  gesunkenen  Kräfte  nöthig  sein,  wo  es  in  der  That  nur 
auf  den  augenblicklichen   Effekt   um  jeden  Preis   ankommt; 
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daraus  aber  eine  allgemeine  Regel  für  das  alltägliche  Leben 
eines  Volkes  machen  zu  wollen,  ist,  gelinde  gesagt,  ein 
Widersinn,  ernstlich  gesprochen,  ein  Verbrechen. — 

2.  Wir  wollen  also,  nochmals  gesagt,  den  Alkohol  nicht 
gänzlich  verbieten  im  gesammten  Gebiete  unseres  Staates, 
wie  dies  in  einzelnen  Theilen  von  Nordamerika  faktisch 
geschieht,  sondern  nur  den  Kantonen  und  den  Gemeinden 
die  Freiheit  lassen,  solche,  mehr  oder  weniger  strenge,  Mass- 
regeln gegen  das  Uebermass  dieses  Genusses  eintreten  zu 
lassen,  die  sie  gerade  nach  ihren  jeweiligen  Umständen  für 
geboten  erachten.  Zu  weit  werden  sie  darin  sofort  gewiss 
nicht  gehen,  davor  braucht  man  keine  ernstliche  Besorgniss 
zu  haben.  Dagegen  erfolgt  nun  die  zweite  und  wichtigere 
Einwendung,  es  gehe  das  gegen  die  individuelle  Freiheit 
des  Trinkens  von  Alkohol,  die  gewissermassen  ein  „Menschen- 
recht" sei.  Sicherlich  haben  die  ehrenwerthen  Erfinder  der 
„Menschenrechte*4,  von  Sieyös  an  bis  auf  die  neueste  Zeit,  an 
ein  solches  Menschenrecht  noch  nicht  gedacht,  sonst  würden 
sie  es  wenigstens  Einer  ihrer  weitläufigen  und  pathetischen 
„Erklärungen"  derselben  einverleibt  haben.  Dort  ist  es  aber 
so  wenig  zu  finden,  als  in  ihren  Vorbildern,  der  berühmten 
amerikanischen  Unabhängigkeitserklärung,  oder  der  englischen 
„Erklärung  der  Hechte."  In  der  That  wäre  es  schon  eine 
eigenthümliche  Art  von  Grundrecht,  sich  ungehindert  selbst 
zerstören  zu  dürfen,  und  noch  eigentümlicher  wäre  dasselbe, 
wenn  es  das  Recht  in  eich  schliesst,  seine  nächsten  Bürger- 
und Menschengflichten  unbehindert  zu  vernachlässigen  und 
allein,  durch  seinen  persönlichen  Widerstand,  es  ermöglichen 
zu  können,  dass  eine  ganze  Gemeinde  sich  nicht  gegen  die 
Folgen  einer  solchen  Verirrung  des  individuellen  Denkens 
schützen  darf.  Wenn  man  das  bei  uns  wirklich  als  eine 
nothwendige  Konsequenz  der  „Freiheit"  ansieht,  dann  nehme- 
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man  doch  In  die  eidgenössische  Bundesverfassung  auch 
dieses  individuelle  Recht  auf,  z.  B.  in  folgender  Fassung 
etwa:  Art.  11.  Der  in  academischen  Kreisen  wohlbekannte: 
„Es  wird  in  der  Eidgenossenschaft  unbeschränkt,  fort  ge- 
trunken/ Art.  12:  „Jeder  Schweizer  hat  das  Reeht,  sich 
durch  den  Trunk  physisch,  moralisch  und  ökonomisch  zu 
ruiniren.    Eidgenossen  sorget  für  sein  Weib  und  Kind." 

3.  Nicht  besser  steht  es  mit  dem  Argumente  zu  Gunsten 
der  Landwirthschaft,  das  besonders  in  dem  schönen 
Waadtlande  zu  verfangen  scheint.  Man  scheint  dort  zu  be- 
sorgen ,  dass  die  Nüchternheit  durch  die  Anstrengungen 
einzelner  Qemeinden,  wenn  man  nicht  bloss  dem  Kanton  be- 
zügliche Massregeln  erlauben  würde,  alles  Mass  übersteigen 
und  die  rebenumkränzten  Gestade  des  Lemansees  über  kurz 
oder  lang  in  eine  Wüstenei  verwandeln  könnte,  in  der  höchstens 
einige  Trauerweiden  übrig  blieben,  um  die  Harfen  der  Sänger 
daran  zu  hängen,  welche  in  solchen  trüben  Zukunftszeiten 
der  ehemaligen  Kellerfeste  gedenken  würden.  Wir  glauben 
unsererseits,  dass  dieser  Fall  frühestens  gleichzeitig  mit  der 
auch  schon  in  Berechnung  gezogenen  Ausfüllung  des  Genfersees 
durch  die  Rhone  eintreten  und  dass  der  letzte  Beeher 
Laeöte  am  jüngsten  Tage  Nachmittags  geleert  werden  wird. 
Im  Ernste  gesprochen  steht  es  ja  nach  unserem  Vor- 
schlage jeder  Gemeinde  frei,  von  dem  Verbote  der  alkoho- 
lischen Getränke  den  Wein  auszunehmen,  wenn  sie  das  für 
zweckmässig  erachtet,  oder  sich  überhaupt  mit  der  blossen 
Verminderung  der  Trinkgelegenheiten  zu  begnügen. 

Dass  die  Tugend  der  Massigkeit,  in  welcher  sich  unseres 
historischen  Wissens  die  Eidgenossen  bisher  nicht  vorzugs- 
weise mit  Ruhm  bedeckt  haben,  nun  auf  einmal,  in  Folge 
eines    blossen  Verfassungsartikels,    in   einer   für   die  Land- 
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wirthschaft  bedrohlichen  Weise  zunehmen  werde,  glauben 
wir,  bei  aller  Zuversicht  zu  der  ansteckenden  Kraft  des 
guten  Beispiels,  nicht,  sondern  huldigen  —  freilich  in  einem 
etwas  anderen  Sinne,  als  es  gemeint  war,  dem  geflügelten 
Worte,  welches  bei  Anlass  der  Spieldebatte  in  das  goldene 
Buch  berühmter  parlamentarischer  Aussprüche  fiel:  „II  y  a 
des  limites  ä  la  vertu. a 

4.  Eine  der  gewöhnlichsten,  unwiderlegbarsten  und  daher 

gefährlichsten  Einwendungen   ist  sodann  die  angebliche  Un- 

ausführbarkeit  der  vorgeschlagenen  Massregel,  bei  aller 

theoretischen     „Anerkennung"     dieser    Bestrebungen.      Eine 

schweizerische  Zeitung    sagte    darüber   z.  B.  die    folgenden 

Worte: 

„So  sehr  wir  im  übrigen  mit  den  gegen  den  Alkoholismus 
gerichteten  Bestrebungen  sympathisiren,  und  so  sehr  wir 
sonst  auch  mit  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  Gemeinden 
einverstanden  sind,  so  könnten  wir  doch  einer  vollständigen 
Willkür  der  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der  Massnahmen 
gegen  den  Alkoholismus  nicht  beistimmen.  Wir  sind  nämlich 
der  Ansicht,  dass  die  Bewegung  gegen  den  Alkoholismus  ihr 
Mass  und  ihr  Ziel  zuweilen  überschreitet  und  dass  daher 
auch  gegen  Uebertreibungen  der  fanatischen  Antialkoholisten 
eine  Schranke  gesetzt  werden  müsse/ 

Diese   goldene   Mittelmässigkeit,    die    sich   gegen    Alles 

recht  Gute  und  recht  Schöne  wendet,  ist  es,  welche  in  der 

Welt  mehr  Gutes  verhindert,  als  die  offenbare  Schlechtigkeit. 

Denn  es  gibt  stets  und  in  jedem  Staate  eine  Menge  Menschen, 

welche    beileibe    nicht    als    Gegner    des    Guten    erscheinen 

möchten,  aber  man  soll  nichts  an  den  bestehenden  Zuständen 

ändern,   die   einmal  so  eingelebt  seien  und  jeden  Pelz  zwar 

waschen,  aber  nicht  nass  machen.     Alles    Entgegengesetzte 

wird  als   „Fanatismus"  oder  „Masslosigkeit*   gebrandmarkt, 

solange    es    nicht    die    Mehrheit   hat.    Gelangt 
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es  aber  einmal  in  dieselbe,  oder  nur  zu  einer  sehr  ansehn- 
lichen und  bedrohlichen  Minderheit,  so  sind  es  die  gleichen 
Organe  der  öffentlichen  Meinung,  welche  die  Behauptung  auf- 
stellen werden,  sie  seien  von  jeher  auf  dieser  Seite  gewesen. 
Es  ist  eine  alte  Sache,  dass  alle  bedeutenden  Sachen  an- 
fänglich „unausführbar",  oder  gar  „unmöglich"  gewesen  sind, 
und  dass  nichts  recht  Gutes  ohne  einen  Eifer  zu  Stande 
kommt,  den  man  allfällig  „Fanatismus"  nennen  kann.  Möchten 
wir  heute  in  der  Eidgenossenschaft  nur  mehr  von  dieser 
Sorte  besitzen,  als  es  leider  der  Fall  ist,  und  möchte  sich 
namentlich  die  Presse  ihrer  Aufgabe  bewusster  bleiben,  im 
Pfadfinden  voranzuleuchten,  nicht  bloss  den  bestehenden 
Vorurtheilen  sich  anzupassen.  Was  nothwendig  ist,  wie 
Niemand  in  unserem  Falle  es  mehr  direkt  zu  bestreiten  wagt, 
das  muss  möglich  sein,  sonst  ist  der  republikanische  Staat 
selbst  unmöglich  geworden,  der  sich  auf  eine  bloss  platonische 
Anerkennung  dieser  Notwendigkeit  beschränken  will. 

Uebrigens  ist  hier  ja  durch  die  angeführten  Beispiele 
anderer  Staaten  der  Beweis  der  Ausführbarkeit  und  Wirk- 
samkeit des  von  uns  Vorgeschlagenen  geleistet  und  wir 
halten  —  aufrichtig  gesprochen  —  auf  alle  die  angeführten 
Gegengründe  fast  so  wenig,  wie  auf  den  logisch  unanfecht- 
barsten, welchen  ein  schwedischer  Theologe  fand,  indem  er 
sagte,  vor  der  Sündfluth  sei  nichts  als  Wasser  getrunken 
worden  und  die  Menschheit  dabei  so  schlecht  geworden,  dass 
Gott  sie  habe  vertilgen  müssen.  Seitdem  man  alkoholische 
Getränke  zu  sich  nehme,  sei  eine  zweite  Sündfluth  nicht  mehr 
nothwendig  geworden. 

Diese  Sache  ist  überhaupt  eine  solche,  in  der  die  vorge- 
brachten Argumente  nicht  die  entscheidenden  sind.  Wer  von 
dem  Elend  des  Alkoholismus  und  der  Pflicht,  eine  Abhülfe  zu 
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schaffen,  überzeugt  Ist,  der  wird  allen  Gegengründen  zum 
Trotz  an  dem  Glauben  festhalten,  dass  wo  ein  fester  Wille 
sei,  auch  ein  geeigneter  Weg  sich  finden  lasse,  und  der 
kürzeste  nnd  entschiedenste  sogar  der  beste  sei.  Für  die 
Uebrigen,  welche  entweder  an  dieses  Elend  nicht  recht  glauben, 
weil  sie  es  vielleicht  nicht  hinreichend  vor  sich  gesehen 
haben,  oder  welche  Oberhaupt  zu  denen  gehören,  die  (wie  ein 
englischer  Dichter  sagt)  die  Leiden,  welche  Andere  betreffen, 
stets  mit  christlichem  Muthe  zu  tragen  im  Stande  sind, 
bleibt  nichts  Anderes  übrig,  als  dass  die  „Wittwe",  deren 
Klagen  sie  nicht  hören  wollen,  ihre  Stimme  etwas  lauter  als 
bisher  erhebt.1) 

Wir  sind  unsererseits  überzeugt,  dass  dies  geschehen 
muss,  wenn  unser  schweizerisches  Volk,  wie  bereits  gesagt, 
im  Stande  sein  soll,  die  schwere  Aufgabe  weiter  durch- 
zuführen, die  seine  grossartige  Geschichte  ihm  als  eine 
Ehrenpflicht  auferlegt  hat. 


')  Vgl.  Er.  Lucae  Cap.  18. 
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BEILAGE.1) 

Petition  an  den  Hohen  Ständerat  und  Nationalrat  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  zur  Unterstützung  des  PostU" 
lates  des  Herrn  Nationalrat  Hilty  vom  12.  Dezember  1899  6e- 
züglich   zu  nehmender  Massnahmen  gegen  den  Alkoholismus. 

Hochgeehrter  Herr  Präsident, 
Hochgeehrte  Herren  Bäte! 

Lange  Jahre  schon  leidet  das  Schweizervolk  schwer 
unter  den  Übeln  Folgen  des  Alkoholismus.  Es  hat  dies  am 
25.  Oktober  1885  durch  Annahme  des  Alkoholmonopols  öffent- 
lich anerkannt,  indem  es  die  Behörden  beauftragte,  den 
sogenannten  Alkoholzehntel  zum  Kampfe  gegen  den  Alkoho- 
lismus zu  verwenden.  Diese  in  der  Abstimmung  von  1885 
zu  Tage  getretene,  gesunde  Ansicht  des  Schweizervolkes 
stützt  sich  auf  die  traurigen  Thatsachen,  von  welchen  die 
Statistik  ein  geradezu  erschreckendes  Bild  entwirft.  Wie 
nämlich  aus  derselben  hervorgeht,  stellt  sich  der  Prozentsatz 
der  auf  Rechnung  des  Alkoholmissbrauches  kommenden  Fälle 
folgendermassen: 

Mordthaten  und  Misshandlungen  mit  tödtlichem  Ausgang  63% 
Widersetzlichkeit  gegen  die  obrigkeitlichen  Organe  76% 

Angriffe  auf  die  Sittlichkeit  77% 

Brandstiftung  57% 

Verurtheilung  wegen  Bettel  und  Landstreicherei  79% 

Rückfälle  79% 

Störung  des  Hausfriedens  54% 

Irrsinn  80%> 

Idiotismus  und  geistige  Unfähigkeit  bei  Kindern  50% 

Selbstmord  15% 

Todesfälle  11> 


s)  Diese  Petition  wurde  seit  dem  vorigen  Dezember,  nachdem 
das  Postulat  gestellt  worden,  ohne  Zuthun  oder  Aufforderung  seines 
Urhebers,  von  vielen  Seiten  den  Eidgen.  Räthen  in  identischer  Form 
eingereicht  und  der  Alkohol-Kommission  überwiesen,  welche  jedoch 
davon  keine  Notiz  nahm  und  auch  nicht  berichtete,  wie  viele  Unter- 
schriften sich  derselben  angeschlossen  haben. 
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Dazu  rechne  man  noch  die  zahlreichen  Misshandlungen, 
den  Kammer,  die  Thränen,  den  materiellen  und  sittlichen 
Ruin  so  mancher  Familie,  den  Niedergang  des  Volkes  in 
geistiger  und  körperlicher  Beziehung,  wo  immer  dieses  Uebel 
intensiv  auftritt,  die  enorme  finanzielle  Belastung  der  Be- 
völkerung zum  Zwecke  der  öffentlichen  Unterstützung,  die 
Spitalkosten  u.  s.  w.  Ist  es  angesichts  einer  solchen  Summe 
von  Lasten  und  Unglück  nicht  gerechtfertigt,  wenn  man  sagt, 
der  Alkoholismus  tödte  mehr  Menschen  als  der  Krieg  und 
sein  Budget  übertreffe  dasjenige  des  Militärwesens? 

Auf  persönliche  Initiative  hin  und  seitens  von  Vereinen 
wird  rastlos  und  in  immer  zunehmendem  Masse  dem  Uebel 
entgegengearbeitet.  Sogar  die  öffentlichen  Behörden  sehen 
sich  veranlasst,  durch  Unterstützungen,  sowie  administrativ 
und  gesetzgeberisch  an  diesem  Heilwerke  mehr  und  mehr 
sich  zu  betheiligen.  Indessen  lässt  sich  statistisch  trotz  den 
gewaltigen  Anstrengungen  kaum  ein  bemerkbarer  Rückgang 
des  'Alkoholismus  nachweisen. 

Wo  liegt  der  Grund  so  geringen  Erfolges  in  einer  Sache, 
bei  welcher  es  sich  um  die  höchsten  Interessen  unseres 
Vaterlandes  handelt?  Wer  immer  den  Bewegungen  des  Anti- 
alkoholismus  mit  Interesse  folgt,  muss  zum  Schlüsse  kommen, 
dass  es  an  bezüglichen  Gesetzen  fehlt,  wodurch  es  jenen, 
welche  auf  diesem  Gebiete  arbeiten,  möglich  wird,  innerhalb 
ihres  Wirkungskreises  in  greifbarer,  beweisgültiger  Form 
den  Erfolg  unmittelbar  vor  sich  zu  sehen.  Nach  unserer 
Ansicht  wäre  der  Kreuzzug  gegen  den  Missbrauch  geistiger 
Getränke  seines  Erfolges  sicher,  wenn  jede  Gemeinde  für 
sich  zu  diesbezüglichen  Massnahmen  kompetent  wäre.  Gegen- 
wärtig sind  solche  Massnahmen  unmöglich,  selbst  da,  wo  die 
Bevölkerung  einer  Gemeinde  unter  dem  Verderben  des 
Alkoholismus  schwer  leidet  und  die  Mehrzahl  der  Bewohner 
für  eine  Repression  desselben  eingenommen  wäre;  denn  solche 
Massnahmen  stehen  im  Widerspruch  mit  den  kantonalen  und 
eidgenössischen  Bestimmungen  über  Handels-  und  Gewerbe« 
freiheit.  Es  fehlt  also  an  einem  Stützpunkt,  um  die  öffent- 
liche Meinung  zur  Reaktion  gegen  den  Missbrauch  geistiger 
Getränke  zu  veranlassen  und  die  Bekämpfung  desselben  zu- 
konzentrieren.     Ist  jedoch   einmal   die   Gemeinde   in    dieser 
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Hinsicht  beschlussfähig,  dann  hat  die  gesammte  Thätigkeit  des 
Antialkoholismus  eine  wirksame  Grundlage,  und  eine  Gemeinde, 
welche  auf  diesem  Wege  von  sich  aus  die  Knechtschaft  des 
Trinklasters  abgeworfen  hat  und  infolge  dessen  emporge- 
kommen ist,  wirkt  mächtiger  als  jedes  andere  Mittel  durch 
ihr  Beispiel  auf  die  Nachbargemeinden  und  die  ganze  Nation, 
abgesehen  davon,  dass  darin  eine  grosse  Ermuthigung  liegt 
für  alle  jene,  welche  sich  der  guten  Sache  des  Antialkoholis- 
mus widmen. 

Auf  diesen  Beweggrund  gestützt,  wagen  wir  es,  Herr 
Präsident,  Herren  Räthe,  durch  diese  Petition  die  Motion  des 
Herrn  Nationalrat  Hilty  zu  unterstützen.  Wir  sehen  in 
derselben  die  gesetzliche  Grundlage,  auf  welcher  allein  der 
Antialkoholismus  einen  erfolgreichen  und  raschen  Fortgang 
nehmen  kann. 

Nach  unserm  Dafürhalten  läset  die  Motion  mit  einer 
wohlverstandenen  Freiheit  sich  gut  vereinbaren;  denn  wir 
glauben,  dass  einer  Gemeinde  das  Recht  zustehe,  durch  ge- 
eignete Wege  sich  vor  dem  eigenen  Ruin  zu  schützen  und 
die  Familien  vor  Elend  zu  bewahren. 

Schweden  und  Norwegen  zeigen  uns  deutlich  die  grosse 
Wohlthat  einer  solchen  Gemeindekompetenz«  Es  scheint  eher 
eine  Beschränkung  der  Freiheit  zu  sein,  wenn  einer  Gemeinde 
das  Recht  vorenthalten  wird,  ihrem  sittlichen  und  materiellen 
Untergang  vorzubeugen.  Gibt  es  doch  keine  schlimmere 
Knechtung  als  diejenige,  mit  gebundenen  Händen  der  Aus- 
breitung eines  Uebels  zusehen  zu  müssen,  obgleich  man  die 
Pflicht  und  den  Willen  hat,  demselben  entgegenzuarbeiten. 

Wir  erlauben  uns  daher,  Sie  zu  bitten,  die  Motion  des 
Herrn  Professor  Hilty  gütigst  in  Erwägung  ziehen  zu  wollen 
und  dieselbe  durch  ein  zustimmendes  Votum  zu  Sanktioniren. 

Genehmigen  Sie,  hochgeehrter  Herr  Präsident,  hochge- 
ehrte Herren  Räthe,  die  Versicherung  unserer  ausgezeichneten 
Hochachtung. 


L'£tat  et  les  figlises 
aux  Etats-Unis  d'Amärique 
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Les  conditions  paisibles,  dans  lesquelles  l'Etat  et  les  Eglises 
vivent,  se  developpent  et  prospörent  aux  Etats-Unis  d'Amörique, 
sont  un  des  faits  qui  frappent  le  plus  un  Europeen. 

«  Quelle  benädiction  pour  ee  pays  ! »  se  dit-il,  en  souhaitant 
en  meme  temps  que  pour  le  bien  de  l'Etat  et  des  Eglises,  on 
puisse  enfin  arriver  dans  l'Europe  aux  lentes  6volutions  et 
surtout  dans  l'Europe  Catholique  ä  mettre  nne  fin  ä  l'ancienne 
et  funeste  lntte  et  ä  separer  entiörement  l'Eglise  de  l'Etat.1) 

Ceux  qui  ont  6crit  et  etudie*  l'histoire  des  Colonies  de  la 
Nouvelle  Angleterre  et  des  Etats-Unis  insistent  snr  le  fait 
que  l'esprit  qui  a  anirne  les  dites  colonies,  qui  furent  fondees 
par  des  homraes  que  le  zöle  ascetique  et  la  conscience  reli- 
gieuse,  avaient  pousses,  il  y  a  plus  de  deux  siöcles  et  demi, 
ä  abandonner  leur  ancienne  patrie  pour  aller  en  fonder  une 
nouvelle  snr  un  terrain  vierge,  s'est  infuse*  ä  un  haut  degre" 
dans  la  nouvelle  nation  tonte  enttere.  De  meme  que  les 
historiens  Suisses  voient  dans  le  pacte  de  1291  l'embryon  de 
la  Constitution  föderale  actuelle,  les  Americains  se  plaisent  a 
repäter  que  Fesprit  qui  a  dicte"  la  Constitution  des  pelerins 
debarques  du  Mayllower  sur  les  cötes  du  Massachusetts  est 
le  in§me  qui  a  inspire"  la  Constitution   des  Etats-Unis.     C'est 


*)  Les  Republiques  de  FAmerique  Centrale  et  quelques-unes  de 
PAmärique  du  Sud  sont  arrivees  ä  etablir  aussi  cette  Separation 
depuis  quelques  annees  et  il  est  probable  que  les  autres  arriveront 
dans  un  temps  peu  eloigne  au  meme  resultat.  L'idee  de  la  Separation 
est  partie  d'Europe,  mais  les  traditions,  les  habitudes  inveterees  et 
les  prejugäs  y  retardent  son  effectuation. 
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l'esprit  d'independance  individuelle,  de  liberte  de  conscience 
en  meme  temps  que  de  discipline  et  de  religion.  La  tradition 
puritaine  de  plus  en  plus  eclairäe  et  depouiliee  de  sectarisme 
a  sauvegarde  la  liberte  de  conscience,  pour  laquelle  les  Puri- 
tains  avaient  souffert  l'expatriement,  et  eile  n'a  pas  permis 
que  la  religion  et  la  liberte  de  conscience  aient  jamais  ä 
subir  de  la  part  ou  par  l'intermßdiaire  de  TEtat,  aucune 
limitation.  Aussi,  ceux  qui  ont  dicte  la  Constitution  americaine 
y  ont  affirme  la  liberte  de  conscience  et  ont  defendu  toute 
legislation  en  mattere  religieuse  de  la  part  du  pouvoir  16gis- 
latif  civil: 

Art.  6.  Aucune  confession  religieuse  ne  sera  jamais  re- 
quise,  pour  etre  qualifie"  pour  un  office  ou  une  position  publique 
de  confiance  aux  Etats-Unis. 

Amendement  1.  Le  Congrös  ne  fera  point  de  lois  qui 
concernent  l'etablissement  d'une  religion  ou  qui  en  däfendent 
la  libre  pratique. 

Cet  amendement,  avec  10  autres,  avait  6te  soumis  aux 
13  Etats  primitifs  de  l'Union  en  1789  pour  faciliter  dans 
quelques-uns  d'entr'eux  Tadoption  du  projet  primitif  de  la 
Constitution,  dans  lequel  ces  dispositions  n'avaient  pas  et6 
comprises,  etant  considerees  comme  des  choses  allant  de  soi- 
meme.  (Juoique  la  declaration  des  droits  de  l'homme  en  France 
ait  eu  lieu  deux  ans  plus  tard  (1791),  d'aucuns  ont  voulu 
trouver  une  oorrelation  entre  le  travail  de  preparation  pour 
la  dite  declaration  et  les  ainendements  en  question. 

Bien  que  ces  dispositions  ne  concernent  que  la  legislation 
föderale,  les  Etats  ne  pourraient  point  legiferer  en  Opposition 
ä  l'esprit  dominant  dans  la  Constitution  föderale.  Aussi  n'y 
a-t-il  jamais  eu  de  tentative  d'introduire  des  changeraents 
aux  dispositions  susmentionnees  et  la  legislation  dans  les  dif- 
ferents  Etats,   soit   cxplicitement  soit  implicitement,  s'y  est 


L'Etat  et  les  Elises  aux  Etats-Unis.  131 

generalement  et  graduellement  conforroee.  Trente-trois  Con- 
stitution» däfendent  qn'on  exige  toute  confession  religieuse 
pour  un  fonctionnaire  public;  d'autres  declarent  que  ce  prin- 
cipe s'etend  ä  tous  les  droits  civils  ;  d'autres  encore  specifient 
qu'une  croyance  religieuse  ne  doit  pas  etre  une  exception  k 
ia  competence  d'un  temoin.  Toutefois  il  y  a  encore  quelques 
Etats  qui  conservent  certaines  dispositions  dignes  d'etre 
mentionnees.  *) 

Vermont  et  Delaware  declarent  que  chaque  secte  doit 
conserver  certaines  formes  de  culte  religieux,  et  Vermont 
ajoute  que  le  jour  de  Dien  doit  6tre  observe.  Six  Etats  du 
Sud  excluent  de  toute  fonction  publique  tout  hömme  niant 
Pexistence  d'un  Etre  Supr&ne.  Outre  ces  six  Etats,  Penn- 
sylvania et  Tennessee  declarent  inexigible  pour  toute  position 
publique  celui  qui  ne  croit  pas  en  Dien  et  dans  une  vie  future 
de  recompense  et  de  chätiment.  Maryland  et  Arkansas  de- 
clarent meme  de  telles  personnes  incapables  d'etre  membres 
da  jury  et  d'etre  temoins.  En  theorie,  la  neutralite*  de  l'Etat 
Americain  ne  va  pas  au-delä  des  confessions  theistes,  mais 
aussi  les  athees  ont  6te  peu  nombreux  jusqu'ici  aux  Etats- 
Unis,  en  general.  et  inconnus  dans  les  Etats  du  Sud.2) 

II  est  interessant  de  noter,  pour  un  Europeen  en  g6neral 
et  pour  un  Suisse  en  particulier,  l'evolution  qui  s'est  produite 
en  cette  mattere  depuis  les  premiers  temps.  A  l'origine,  en 
effet,  les  differents  Etats  etaient  loin  d'etre  neutres  en  religion, 
Ceux  de  la  Nouvelle  Angleterre,  exceptö  Ehode  Island,  ont 
commence  par  une  espece  de  thßocratie  puritaine  et  ont  exclu 
de  certains  droits  civils  les  personnes  se  tenant  ä  Pecart  de 
la  cominunaute  religieuse.  Le  Congregationalisme  etant  alore 


1)  Brice.    Americau  Commonwealth. 

2)  Brice.    American  Commonwealth. 
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la  confession  dominante  et  les  Catholiques,  les  Quäkers  et  les 
Baptistes  ötaient  traitäs  tres  sßvörement.  Les  premieres  Con- 
stitution de  plusieurs  Etats  reconnaissaient  virtuellement  une 
eglise  d'Etat,  imposant  ä  chaque  localite  de  pourvoir  pour 
Tentretien  du  culte  divin.  Ce  n'est  qu'en  1818  que  TEtat  de 
Connecticut  a  placä,  par  sa  nouvelle  Constitution,  toutes  les 
conimunautäs  religieuses  sur  un  meme  niveau  en  laissant  les 
fideles  de  cbaque  confession  pourvoir  ä  leur  gre  ä  Tentretien 
de  leurs  6güses  respectives.  Dans  le  Massachusetts  une  taxe 
etait  impos6e  jusqu'en  1811  sur  tout  citoyen  qui  n'etait  pas 
membre  d'autres  communautes  reconnues  pour  Tentretien  des 
eglises  concregationalistes  et  Tegalite  religieuse  n'a  6te  re- 
connue  entiörement  qu'en  1833  par  un  ainendement  de  la 
Constitution. 

En  Virginie,  dans  les  Carolines  du  Nord  et  du  Sud  et 
dans  le  Maryland,  le  protestantisme  äpiscopal  etait  la  forme 
de  religion  reconnue  etablie  jusqu'ä  la  revolution.  Alors  sous 
Timpulsion  de  Tesprit  dämocratique  toutes  les  distinctions 
religieuses  furent  abolies  et  on  supprima  tout  privilege  special 
ecciäsiastique.  On  le  fit  avec  d'autant  plus  d'empressement 
que  le  cierge  anglican  etait  enclin  au  Toryisme,  comme  on 
appelait  alors  Tattacbement  au  regime  anglais  et  parce  que, 
peur  le  moins  en  Virginie,  on  avait  quelque  peu  persecute 
les  Nouconformistes. 

En  Pennsylvanie  aucune  eglise  n'a  jamais  et6  etablie 
legalement.  Par  contre,  dans  TEtat  de  New- York,  les  Ke- 
form^s  hollandais  d'abord  et  ensuite  Nglise  anglicane,  ont 
joui,  pendant  Tepoque  du  r6gime  colonial,  d'une  certaine  faveur 
de  l'Etat.  Chose  remarquable,  dans  tous  ces  cas  la  transition 
de  TEtat  de  privilege  pour  une  eglise  ä  celui  de  la  neu  traute 
de  TEtat  s'est  effectuee  sans  grand  effort  et  sans  laisser 
beaucoup  de  rancune.     Dans  le  Sud,  ce  fut  considere"  comme 
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une  consequence  naturelle  de  la  revolution.  Cela  s'effectua 
un  peu  plus  graduellement  dans  les  Etats  de  la  Nouvelle- 
Angleterre,  comme  rösultat  näcessaire  du  däveloppement  po- 
litique  de  chacun  d'eux. 

L 'Organisation  ecclesiastique  dans  les  difförents  Etats  ne 
subit  pas  l'influence  des  intörets  päcuniaires  d'une  classe  que 
sa  riebesse  ou  sa  position  sociale  rendait  dominante.  L'on 
avait  le  sentiment  que  l'ögalite*  et  les  thöories  dämoeratiques 
etaient  trop  absolument  opposees  au  maintien  de  quelque  pri- 
vilege  qne  ce  soit  en  mattere  religieuse  pour  qu'il  füt  possible 
de  le  däfendre.  Toutefois,  aussi  bien  dans  le  Connecticut  que 
dans  le  Massachusetts,  il  y  a  eu  une  lutte  politique  au  sujet 
de  la  neutralisation  de  l'Etat  et  les  ministres  congrega- 
tionalistes  avaient  predit  la  fin  du  monde  ä  l'occasion  d'un 
changement  qu'iis  ont  admis,  dans  la  suite,  avoir  ete*  une 
benediction  pour  leurs  Eglises.  Et  c'est  maintenant  aeeepte 
comme  axiome  par  tout  Americain.  que  le  pouvoir  civil  doit 
etre  non-seulement  neutre  et  impartial  vis-a-vis  des  differentes 
formes  de  religion,  mais  qu'il  doit  laisser  les  matieres  con- 
fessionnelles  enti&rement  de  cöte,  en  ne  les  considerant  pas 
autrement  que  comme  Ton  considere  des  däbats  litteraires  et 
artistiques.  Un  mouvement  de  quelques  ministres  Baptistes 
et  Methodistes  pour  obtenir  l'insertion  d'un  amendement  con- 
cernant  le  nom  de  Dieu,  pour  la  conseeration  de  la  Constitution 
et  l'affirmation  nationale  du  theisme,  n'a  pas  reussi.  Non- 
seulement  le  clerge  Protestant  episcopal  qui  admire  et  jalouse 
en  beaueoup  de  choses  ses  confreres  d'Angleterre,  mais  meine 
les  e>6ques  Catholiques  Romains,  dont  les  präeeptes  justifient 
Intervention  du  bras  seculier  pour  la  defense  de  la  vraie 
foi,  assurent  aux  visiteurs  Europeens  aux  Etats-Unis  que  si 
Ton  offrait  ä  leurs  eglises  respectives  d'etre  reconnues  comme 
eglises  d'Etat,   ils   d6clineraient   l'offre,    preferant  la  liberte* 
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dont  ils  jouissent  ä  tont  avantage  que  l'Etat  pourrait  mettre 
ä  leur  disposition.  *) 

L'Archeveque  de  St-Paul,  Mgr.  Ireland,  dans  son  discours 
sur  la  mission  des  Catholiques  en  Amerique  prononce  dans  la 
Cath6drale  de  Baltimore  le  10  novembre  1889  a  l'occasion  du 
centenaire  de  la  creation  de  la  kierarchie  catholiqae  aux 
Etats-Unis,  s'eiprime  ainsi  an  sujet  de  cette  liberte : 

«  La  liberte  dont  jouit  l'Eglise  soas  la  Constitution  des 
E.  IL  est  pour  nous  d'un  avantage  sans  pareil.  Ici  il  n'y  a 
pas  de  tyran  qui  l'enchaine.  II  n'y  a  pas  de  concordat  qui 
en  limite  l'action,  qui  mette  un  frein  ä  son  activite.  Ici  eile 
est  libre  comme  l'aigle  sur  les  cimes  des  Alpes  pret  ä  de- 
ployer  les  ailes,  ä  s'elancer  dans  l'air  sans  obstacles  et  a 
s'elever  dans  le  sublime.  Les  lois  du  pays  protegent  l'Eglise 
dans  ses  droits  sans  lui  marchander  des  conditions  en  echange, 
attendu  que  ses  droits  sont  ceux  du  citoyen  am  ericain.  La 
Republique,  en  naissant,  a  garanti  la  liberte  aux  Catholiques 
dans  une  epoque  ort  dans  prosque  tous  les  autres  pays  les 
Gouvernements,  protestants  ou  catholiques  oppressaient  (?) 
l'Eglise ;  et  jamais,  depuis,  la  Republique  n'a  manque  a  sa 
parole.  De  nos  jours  il  y  a  encore  peu  de  pays  en  dehors 
du  nötre,  oü  l'Eglise  soit  reellement  libre.  Si  les  Catholiques 
n'accomplissent  pas  de  grandes  choses  en  Amerique,  la  faute 
n'en  est  certes  pas  ä  la  Republique.  > 

Qu'il  me  soit  permis  d'ajouter  ä  cette  citation  les  paroles 
prononcees  par  le  Cardinal  Gibbons,  le  25  mars  1887,  dans 
son  eglise  titulaire  a  Rome : 

« L'Eglise  a  vecu  sous  des  empires  absolns,  sous  des 
monarchies  constitutionnelles,  dans  des  republiques  libres  et 
partout  eile  a  grandi  et  s'est  repandue.  Souvent,  certainement, 
eile  a  6te  entrav^e  dans  sa  mission  divine..,  mais  dans  l'ath- 
mosphere  geniale  de  la  liberte  eile  fleurit  comme  une  rose. 
Dans  ma  qualite  de  citoyen   des  Etats-Unis,   tout   en  tenant 


')    Brice.   American  Commonwealth. 
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compte  de  nos  defauts  comine  nation,  je  dis  avec  un  sentiment 
profond  d'orgueuil  et  de  gratitude,  qae  j'appartiens  ä  un  pays 
oü  le  Gouvernement  civil  etend  sur  nous  l'egide  de  sa  pro- 
tection sans  s'interposer  dans  l'exercice  legitime  de  notre 
mission  de  ministres  de  l'Evangile  du  Christ.  » 

Chaque  communaute  religieuse  peut  actuellement  s'or- 
ganiser  de  la  maniere  qu'elle  prefere,  fixer  ses  rögles  de  foi 
et  de  discipline,  creer  et  administrer  son  propre  Systeme 
jndiciaire,  se  procurer  et  employer  ses  fonds  comme  bon  lui 
semble.  Une  eglise  etablie  par  l'Etat  ne  serait  pas  en  con- 
dition  d'en  faire  de  meme,  car  eile  serait  surveillee  par  l'Etat 
et  eile  serait  exposee  ä  la  Jalousie  d'autres  sectes.  Les  seules 
questions  qui  ont  surgi  au  sujet  de  l'action  de  l'Etat  en  ma- 
tteres religieuses  concernaient  des  sommes  portöes  au  budget 
civil  en  faveur  d'institutions  charitables  administräes  par  une 
communaute  quelconque,  ä  cause  du  soupcon  que  tel  parti  au 
pouvoir  pourrait  se  servir  de  ce  moyen  indirect  pour  in- 
fluencer  les  votes.  Le  sentiment  d'egalite,  soit  en  mattere 
religieuse  soit  en  mattere  civile,  est  si  fort  aux  Etats-Unis, 
qu'il  ne  peut  6tre  impunement  bravö  et  rien  n'excite  davan- 
tage  la  d^sapprobation  generale  qu'une  tentative  quelconque 
de  la  part  d'une  Organisation  ecclesiastique  d'interrenir  en 
politique.  Le  soupcon  que  l'Eglise  Catliolique  Romaine  influence 
le  vote  de  ses  adeptes  ä  ses  uns,  a  donne  lieu  a  des  mouve- 
ments  anti-catholiques  dans  les  Etats  d'Obio,  Indiana,  Michigan 
et  Illinois  sous  le  nom  d* American  Protective  Association.  Ce 
mouvement  a  provoque  une  reaction  mäme  de  la  part  de 
ministres  non-catholiques,  qui  Tont  considäre"  soit  comme  in- 
juete,  soit  comme  exagäre.  Dans  la  campagne  präsidentielle 
de  1896  ce  meme  soupcon  a  6t6  manifeste*  et  a  fait  rep&er 
que  jamais  un  catliolique  ne  serait  President  des  Etats-Unis. 
L'hostilite  contre  le  Mormonisme  n'ätait  pas  due  seulement  ä 
la  polygamie,  mais  aussi  ä  l'idee  que  la  hterarchie  des  Saints 
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da  dernier  jour  (Latter  day  Saints)   constitue  un  empire  ty- 
rannique  dans  l'Etat,  contraire  aux  institutions  democratiques. 

En  Europe,  le  refus  de  la  part  du  pouvoir  civil  de  pro- 
töger  et  de  doter  une  forme  quelconque  de  religion  est  re- 
präsente comme  equivalant  a  une  dßclaration  d'indifference 
dedaigneuse  de  l'Etat  ä  l'egard  des  iuterets  spirituels  de  son 
peuple.  Un  Etat  qui  ne  reconnait  pas  une  Eglise  est  dit  an 
Etat  athee ;  la  Separation  de  l'Etat  d'une  Eglise  reconnue 
est  consideree  comme  un  acte  d'impiöte  nationale.  Rien  n'est 
plus  &oigne  du  point  de  vue  amäricain  qu'uae  pareille  in- 
tcntion.  L'abstention  de  PEtat  en  mattere  de  foi  et  de  culte 
peut  se  justifier  par  deux  principes,  l'un  politique,  la  liberte 
de  conscience  et  d'opinion,  et  Tautre  religieux,  la  liberte  de 
la  conscience  religieuse,  l'indäpendance  de  l'eglise  qui  ne  doit 
etre  limitee  par  l'Etat  que  si  eile  tente  d'abandonner  sa  propre 
sphäre  d'action  et  de  se  meler  de  choses  seculteres.  C'est  le 
premier  principe  qui  a,  dans  la  periode  de  la  fondation  de  la 
Republique,  inspire  les  dispositions  sur  la  mattere  contenues 
dans  la  Constitution.  Quant  au  second,  il  serait,  maintenant 
sans  doute,  accepte  generalement  par  les  personnes  religieuses. 
Ce  qui  a  beancoup  contribue  ä  determiner  la  neutralite  de 
l'Etat  Americain,  c'est  le  fait  que  l'amäricain  n'attribue  au 
pouvoir  civil  qu'une  action  limitee  au  stricte  necessaire  pour 
coordonner  le  developpement  de  l'activite  privee,  en  contraste 
avec  l'action  paternelle  que  les  peuples  d'Europe  lui  pretent. 
Pour  la  raison  precisement,  que  ces  questions  ont  et6  rSsolues 
depuis  longtemps  et  que  personne  ne  se  passionne  plus  pour 
elles  et  peut-6tre  aussi  parce  que  l'Americain  est  plutöt  pra- 
tiquement  accommodant  que  pedantesquement  exact,  il  arrive 
que  le  Gouvernement  de  l'Union  et  les  Gouvernements  des 
Etats  reconnaissent  le  Chrjstianisme  sous  une  forme  qui  n'est 
pas  consöquente    avec   la    theorie   qu'un   Gouvernement  civil 
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doit  etre  absolument  neutre  en  mattere  religieuse.  Chacune  des 
branches  du  Congres  a  son  chapelain  et  ouvre  ses  seances 
chaque  jour  avec  une  priere.  *)  Chaque  ann£e,  le  Präsident, 
apres  la  fin  des  recoltes,  fait  une  proclamation  ordonnant  üb 
rendement  de  gräces  genäral  et,  parfois,  il  fixe  un  jour  de 
jeüne  et  de  penitence.  Des  auniöniers  de  difförentes  confes- 
sions  sont  nommes  pour  l'armee  et  la  marine;  des  lois  de- 
fendent  et  punissent  le  blaspheme  et  Ja  profanation  du  nom 
de  Dieu  en  maints  Etats,  d'autres  döfendent  ou  limkent  le 
commerce  et  le  travail  le  Dimancbe  et  d'autres  encore  pro- 
tegent  des  reunions  ayant  un  but  religieux  contre  quiconque 
voudrait  les  troubler.  La  Bible  (malgre"  des  oppositions)  est 
lue  dans  la  plupart  des  ecoles  entretenues  par  l'Etat,  cette 
habitude  s'accordant  arec  le  sentiment  general  du  peuple.  En 
somme,  l'Etat  est  neutre,  mais  le  sentiment  religieux  individuel 
et  le  desir  de  ceux  qui  le  representent  et  du  peuple  amäricain 
en  general,  fönt  que  la  foi  chretienne  est  de  fait  la  religion 
nationale.  Ce  fait  n'invalide  point  la  neutralite  legale  absolue 
de  l'Etat.  Les  populations  ont  la  foi  qu'elles  ont,  l'Etat  doit 
etre  neutre. 

La  position  legale  d'une  communaute  religieuse  aux  Etats- 
Unis  est  donc  celle  d'une  association  quelconque  sous  la  loi 
commune.  Et,  si  des  questions  se  rapportant  non-seulement 
aux  biens,  mais  aussi  ä  la  discipline  et  &  la  Jurisdiction  d'une 
Eglise  viennent  ä,  surgir,  les  tribunaux  ordinal  res  en  prennent 
connaissance    et   emettent   leur  jugement  en    les  considerant 


r)  Les  chapelains  du  Senat  et  de  la  Chambre  des  represeotants 
varient  leurs  prieres  et  s'inspirent  des  erenements  du  jour :  en  1897, 
celui  du  Senat  a  invoque,  un  jour,  la  benediction  divine  sur  les 
armes  des  insurges  cubains.  A  toute  inauguration  de  statue.  de  mo- 
nument  quelconque,  et  tres  souvent  aux  banquets  officiels  ou  publics 
assiste  un  aumönier  ou  un  membre  du  clerge  quelconque  qui  com- 
mcnce  et  sourent  termine  de  meine  la  eerämonie  par  une  priere. 
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non  an  point  de  vue  theologique,  mais  au  point  de  vue  con- 
tractuel,  comme  l'avait  dejä  fait  l'Empereur  Aurelien. 

La  statistlque  des  Eglises  aux  Etats-Unis,  qui  constitue 
ä  soi  i.in  gros  volume  de  la  collection  du  recensement  general 
de  181)0,  contient  nombre  de  donnees  qui  seraient  interessantes 
ä  enumerer  ici  pour  completer  le  tableau  du  developpement 
des  jiistitutions  religieuses  sous  le  regime  de  la  Separation  de 
l'eglise  de  l'Etat. 

.1«  ine  restretns  aux  points  suivants : 

II  y  a  aux  Etats-Unis,  d'apres  le  dernier  recensement  de 
1890,  43  confessions  differentes,  se  subdivisant  en  143  sectes, 
sans  compter  les  29  confessions  ou  sectes  auxqitelles  les 
negres  sont  affilies.  Sauf  quelques  differences  peu  importantes, 
les  deuominations  des  confessions  et  sectes  aux  Etats-Unis 
Korrespondent  ä  celli-s  qui  se  trouvent  en  Europe,  mais  les 
proportions  different.  La  statiatique  des  adeptes  ä  tous  les 
groupes  Protestant s  montre,  entre  le  recensement  fait  en  188D 
snr  des  donnees  fournies  par  les  eglises  et  le  recensement 
officiel  de  1890,  une  augmentation  de  9,263,234  ä  13,158,363 
adeptes,  c'est-a-dire,  de  3,895,129  en  10  ans  soit  du  42,05%. 
L' augmentation  de  la  popnlation  du  pays  pour  la  meine  de- 
cade  a  ete  de  24,86  "/•■  Donc,  l'augnientation  des  adeptes  a 
ete  ile  IV, 19%  plus  grande.  Les  gronpes  non  compris  Jans 
cc  tatloau  sont  comparativement  petita,  ä  l'exceplion  des 
Catholiques,  et  fournissent  1,223,026  d'adeples.  La  statistique 
n'a  pu  etablir  les  progres  faits  par  oe<  groupes.  Toutefois 
il  y  a  des  donnees  süffisantes  pour  assnrer  qu'ils  n'ont  eu 
qu'une  augmentation  du  36  ou  37  "'•>■  Quant  aus  Catlioliques 
Romains,  les  statietiqnes  peuvent  difficilement  se  comparer 
attendu  que  en  1880  les  donnees  cotnprennent  tonte  la  popu- 
lation   catholiqne,    tandis    qne    le    recensement   de    1890   n'y 
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comprend  qne  les  adeptes,  c'est-ä-dire  la  population  au-dessus 
de  9  ans.  Mais  il  y  a  tonte  raison  de  croire  qne  l'augmen- 
tation  a  ete  forte,  attendu  qne  Fimmigration  a  apporte*  un 
grand  nombre  de  catholiques  frangais  du  Ganada,  des  Ir- 
landais, des  Allemands,  des  Italiens,  des  Polonais  et  d'autres 
catholiques  d'Europe  aux  Etats-Unis  et  il  est  probable  que 
l'augmentation  a  ete  superieure  ä  celle  de  la  population  en 
gener al.  Les  docnments  catholiques  accnsent  une  augmen- 
tation  de  la  population  du  30  °/°  environ,  ce  qne  la  statistiqne 
officielle  ne  considere  point  comme  un  chiffre  exagere\ 

Le  tableau  suiyant  montre,  qnant  au  nombre  des  eccle- 
siastiques,  des  eglises  et  des  adeptes,  l'augmentation  depnis 
le  recensement  officiel  de  1890  jusqu'en  1899,  oü  le  Journal 
« llndäpendant  >  a  fait  un  nonveau  recensement  pour  son 
propre  compte : 
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Lc  chiffre  de  27,714,528  repräsente  le  nombre  effectif  des 
adeptes  et  comprend  tous  les  Catholiques,  tnais  non  pas  toutes 
los  persunnes  affiliees  par  parente  aux  confessions  protestantee. 
Les  plus  nombreuses  de  ces  dernieres  peavent  se  vanter  d'on 
nombre  double  des  adeptea  comme  affilies  nominaux,  observe 
la  Redaetion  de  l'Almaiach  du  „World"  1900. 


i  gronpes  confessionnels  se  suivent  dans  l'ordre  suivant 


d'apres  le  nombre  des  adeptes: 

1. 

Catholiques 

6,257,871 

2. 

Methodistes 

4,589,284 

3 

Baptistes 

3,712,468 

4. 

Presbytßriens 

1,278,332 

5. 

Lutheriens 

1,231,072 

6. 

Episcopanx 

540,509 

7. 

HeformeB 

309,458 

8. 

Fr  eres  Unis 

225,281 

9 

Murin  ons 

166,125 

10 

Juifs 

130,496 

11 

Amis 

107,208 

12 

Chretiens 

113,722 

13 

Dunkarda 

73,795 

14 

Adventist  es 

60,491 

15 

Mennonitea 

41,541 

16 

Freres  (Plyraouth) 

6,661 

17 

Societes  communistigues 

4,049 

18 

Freres  (River) 

3,427 
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Ces  groupes,  ranges  par  nombre  de  paroisses  ou  d'or- 
ganisations,  suiyent  dans  un  ordre  different.  Les  Methodistes 
ont  le  plus  grand  nombre  de  paroisses  et  les  Catholiques,  qui 
ont  le  plus  grand  nombre  d'adeptes,  sont  au  cinquieme  rang 
comme  nombre  de  paroisses,  qui  cbez  eux  ont  parfois  14,000 
adeptes.  Le  nombre  des  edifices-eglises  correspond,  a  quelques 
exceptions  prös,  au  nombre  des  paroisses. 

Comme  distribution  des  differentes  Eglises  dans  les  Etats 
et  Territoires  ü  est  ä  remarquer  que,  d'apres  le  recensement 
de  1890,  les  Catholiques  etaient  repandus  dans  42  Etats  et 
Territoires,  ayant  dans  18  de  ces  Etats  entre  un  minimum 
de  100,000  et  un  maximum  de  1,000,000.  (New- York,  Immi- 
gration.) Ils  abondent  dans  le  Nord-Est,  dans  le  Nord,  dans 
TOuest  et  le  Sud-Ouest. 

II  n'y  en  a  pas  dans  les  Carolines,  ni  dans  TUtab,  et 
ils  sont,  sauf  dans  l'Etat  de  Louisiane,  tres  peu  repräsentäs 
dans  les  Etats  Esclavagistes  du  Sud,  ou,  par  contre,  abondent 
les  Baptistes  et  les  Methodistes.  Les  Luthe>iens  sont  re- 
presentes  plus  fortement  dans  les  Etat«  du  Centre  Nord,  les 
Presbyte>iens  ä  peu  prös  dans  les  memes  Etats  on  sont  les 
Catholiques,  mais,  seulement  dans  trois  Etats,  ils  varient 
entre  un  minimum  de  100  mille  et  un  maximum  de  200  et 
quelques  mille.  Dans  les  autres  Etats  ils  n'ont  que  les  frao 
tions  decroissantes  de  100,000.  Les  Episcopaux  ne  depassent 
qu'ä  New- York  de  quelque  peu  les  cent  mille.  Les  Juifs 
sont  a  New- York  et  ä  Chicago  en  plus  grand  nombre. 

L 'ordre  des  groupes  confessionnels  d'apres  lenr  fortune 
6tait  en  1890  le  suivant: 

1.  Catholiques  Romains  $  118,069,746 

2.  Methodistes  episcopaux  96,723,408 

3.  Frotestants  episcopaux  81,220,317 

4.  Presbyteriens  (Nord)  74,455,200 
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5.  Baptistes  reguliere  (Nord)  $  49,524,504 

8.  Congregationnels  43,335,437 

7.  Metliodistes  Episcopaux  (Sud)  18,775,362 

8.  Baptistes  reguliere  (Snd)  18,196,637 

9.  Dieciples  de  Christ  12,206,038 

10.  Lutheriena  (Concile  Gen.)  11,112,286 

11.  Reformiis  en  Amerique  10,340,159 
18.  Unitairiena                                        10,335,100 

13.  Baptietes  reguliers  (Negres)  9,038,549 

14.  Luth6riens  (Synode  gia.)  8,919,170 

15.  Presbyt6riens  (Sud)  8,812,152 

16.  Universalistes  8,054,333 

17.  ReTorraes  aux  Etats-Unis  7,975,583 

18.  Lntlieriens  (Confer.  Synode)  7,804,313 

19.  Juifs  (KSforroes)  6,952,225 

20.  Methodistes  Episc.  Afric.  6,468,280 

21.  Presbyteriens  Unis.  5,408,08* 

22.  Association  Evangel.  4,785,680 

23.  Synode  Evang.  Allem&nd  4,614,490 

24.  Freres  Unis  en  Christ  4,292,643 

25.  Methodistes  protest.  3,683,337 

Ces  25  denominations  de  confessions  ont  une  fortnne  se 
montant  ensemble  ä  2  631,110,033  de  valeur  laissant  une 
solde  de  $  48,520,106  representant  la  valeur  de  la  fortnne 
possedee  par  les  118  antres  denominations  avec  les  congre- 
gatiotis  independantes.  Cela  montre  que  25  denominations 
ayant  le  89%  du  total  des  adeptes  ont  &  peu  pres  le  93 
pour  cent  de  la  fortnne  totale  possödee  par  les  eglises. 

Los  familles  confeseionnelles  groupees  plus  generalement 
presi-ntent  un  ordre  different: 

1.  Methodistes  $  132,140,179 

2.  Catlioiiques  118,371,366 
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3.  Presbyteriens  $  94,869,097 

4.  Episcopaux  82,835,418 

5.  Baptistes  82,328,123 

6.  Lutheriens  35,060,354 

7.  R6form6s  18,744,242 

8.  Juifs  9,754,275 

9.  Freres  Unis  4,937,583 
10.  Amis  4,541,334 

La  fortune  totale  des  Eglises  6tait  en 

1850  de    $    87,327,801. 

1860  de       171,397,932.       96%  d'augmentation. 

1870  de       354,483,581.     107%  > 

1890  de       679,630,139.      92%  » 

donc,  en  moyenne,  pendant  ces  trois  p6riodes,  une   augmen- 
tation  de  98°|o  environ. 

La  fortune  speciale  de  l'Eglise  catholique  s'est  de  nieme 
augmentöe  dans  ces  proportions.  Celle  des  congregations 
juives  a  augmentä  de  $  418,600  qu'elle  etait  en  1850  & 
$  9,754,275  en  1890 :  plus  de  23  fois  ce  qu'elle  6tait. 

La  proportion  entre  los  adeptes  aux  Eglises  en  general 
et  le  total  de  la  population  varie  enormement:  de  68°'o  dans 
le  territoire  du  Nouveau  Mexique,  eminemment  catholique,  & 
7,93  °/o  dans  le  territoire  d'Oklahoma.  L'Utak  mormon  a 
61,62%  d'adeptes  en  proportion  de  sa  population.  Troisieme 
en  rang  vient  le  territoire  catholique  d'Arizona  arec  45,24  °/o. 
La  Caroline  du  Sud,  eminemment  mäthodiste,  suit  avec 
44,17%.  Suivent  Rhode  Island,  42,84%;  la  Caroline  du  Nord, 
42,35%;  Massachusetts  42,11%  et  Connecticut,  41,45%. 
Dans  Rhode  Island,  Massachusetts  et  Connecticut  les  Con- 
gregationalistes  abondent  et  il  y  a  de  m£me  un  fort  contingent 
catholique  (Irlandais,  Italiens).  Les  adeptes  catholiques  sont 
les  plus   norabreux  dans  chacun  des  Etats    de  la  Nouvelle- 

10 
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Angleterre.  La  Caroline  du  Nord  est  im  Etat  Baptiste. 
New-York  n'a  que  36,21  °/o  d'adeptes,  la  Louisiane  (Nouvelle 
Orleans)  35,76  %.  La  proportion  moyenne  ponr  les  Etats- 
Unis,  non-compris  l'Alaska  et  le  territoire  indien,  est  de 
32,85%,  un  tont  petit  peu  moins  du  tiers  de  la  population. 
II  y  a  21  Etats  et  Territoires  oü  cette  proportion  est  de- 
passäe,  il  y  en  a  28  ou  eile  est  infärieure.  Des  6  Etats  de 
la  Nouvelle-Angleterre,  3,  soit:  Bhode  Island,  Massachusetts 
et  Connecticut  sont  au-dessus  et  3,  Vermont,  New-Hampshire 
et  Maine  au-dessous  de  la  moyenne  generale. 

Le  recensement  de  1890  fait  ressortir  les  problemes  im- 
portants  que  les  villes  offrent  &  ceux  qui  s'intäressent  au 
succes  de  ractivite*  religieuse.  Ce  sont  de  grandes  agglome- 
rations  de  populations  produites  par  l'immigration  europeenne 
d'une  part  et  par  la  suburbaine  et  la  rurale  d'une  autre.  La 
population  urbaine  augmente  plus  rapidement  que  la  rurale. 
En  1890  il  y  avait  124  villes  ayant  25,000  ämes  et  plus, 
soit  4  villes  ayant  plus  de  500,000  ämes,  24  ayant  de  100 
a  500  mille,  et  96  ayant  de  25  ä  100  mille  ämes.  Ces  villes 
contiennent  le  25,72 °/o  du  total  des  adeptes,  la  valeur  des 
eglises  qui  s'y  trouvent,  repräsente  le  46,13  °/°  de  la  fortune 
totale  des  cultes,  tandis  que  leur  nombre  n'est  que  le  6,82  °/o 
du  nombre  total  des  eglises.  Donc  6,82%  du  nombre  total 
des  eglises  represente  le  46,13%  de  la  valeur  totale  des 
eglises.  Cette  disproportion  entre  la  valeur  et  le  nombre 
s'explique  facilement  par  la  diff6rence  de  valeur  d'un  immeuble 
en  ville  et  un  immeuble  rural. 

Les  124  villes  en  question  avaient  ensemble  une  popu- 
lation de  13,989,568  dont  5,302,018  figurent  comme  adeptes, 
soit  379  adeptes  sur  1000  habitants.  La  proportion  pour  le 
pays  en  entier  est  de  328  adeptes  par  1000  habitants.  Cette 
diiference  est  due  au  fait  que  les   Catholiques  ont  leurs  plus 
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forts  contingents  dans  les  grandes  villes.  Une  comparaison 
«ntre  les  trois  categories  de  villes  susindiquäes  pour  ce  qui 
concerne  la  proportion  des  adeptes,  des  Eglises  et  de  leur 
valeur  montre  la  diminution  de  cette  derniere  en  proportion 
directe  de  l'importance  de  la  Tille  comme  population  et  l'ac- 
-croissement  de  la  proportion  des  adeptes  et  des  Eglises  ä 
mesure  qne  la  ville  est  moins  populeuse.  New- York,  Chicago, 
Philadelphie  et  Brooklyn  ont  en  proportion  moins  d'adeptes 
et  moins  d'eglises  que  les  autres  120  villes  moins  importantes. 
Les  Juifs  Orthodoxes  ont  le  91,71%  de  leurs  adeptes  dans 
les  124  villes  indiquäes;  les  Juifs  räformäs  le  84,57  °/o  et  les 
£vang6Hques  protestants  allemands  le  77,97%;  les  catholiqnes 
Romains  48,26%;  les  Unitairiens  48,08%;  les  episcopaux 
protestants  48,03%;  les  Presbytäriens,  les  Lutheriens,  les 
Synodistes  evangeljques  allemands,  les  Reformen.  Les  Con- 
grägationalistes  et  les  Baptistes  reguliere  ont  entre  40  et 
25%  de  leurs  adeptes  dans  les  villes.  Les  autres  ISO  d6* 
nominations  religieuses  ont  dans  une  proportion  Interieure  k 
25  °A  dans  les  villes.  Les  Mäthodistes  episcopaux  n'ont  que 
15,22%*  II  &'y  a  que  3  dänominations  repräsentees  dans 
toutes  les  124  villes:  les  Catholiques,  les  Mäthodistes  6pis- 
oopaux  et  les  Episcopaux  protestants. 

Quant  aux  negres,  ils  ont  10  dänominations  religieuses 
totalem ent  negres,  et  19  paroisses  appartenant  ä  des  dänomi- 
nations  blanches  et  11  y  a  en  outre  un  petit  nombre  d'individus 
nögres  inscrits  dans  des  paroisses  de  blancs. 

La  population  negre  se  montait  en  1890  &  7,470,040  et 
les  adeptes  aux  differents  cultes  ätaient  2,673,197.  La  pro- 
portion des  adeptes  parmi  la  population  negre  6tait  ainsi  de 
357,86  pour  mille,  tandis  que,  comme  nous  avons  vu,  la  pro- 
portion des  adeptes  blancs  ätait  de  328,46  pour  mille  seule- 
ment.     II  est  ä-  noter  que    la  population   negre  en  g6ne>al 
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n'ätait  sortie,  en  1890,  de  P6tat  d'esclavage  que  depuis  moins 
d'une  gäneration.  Les  esclaves  ätaient  dans  la  rögle  eleves 
dans  la  religion  de  leurs  maitres.  Des  portions  speciales  des- 
Eglises  leur  etaient  reserv6es  et  meme  il  y  avait  des  6glises 
reservßes  ä  leur  culte.  II  n'est  point  possible  de  dire  combien 
d'adeptes  negres  il  y  avait  en  1860.  On  sait  seulement  qu'& 
cette  epoque-lä  la  majeure  partie  des  negres  methodistes  etait 
de  lTSglise  mäthodiste  äpiscopale  Sud,  laquelle  accusa  un 
chiffre  rond  de  207,000  negres  adeptes.  D'autres  sectes  me- 
thodistes en  compterent  environ  70,000.  Les  Baptistes  en 
avaient  environ  250,000.  II  rösulterait  donc  qu'en  30  ans 
les  Baptistes  negres  auraient  augmentä  de  250,000  &  1,403,55$ 
et  les  Methodistes  de  275,000  ä  1,190,860.  La  propri6te  de» 
Eglises  de  negres  accumulee  depuis  la  gnerre  civile  et  ä  la- 
quelle ont  largement  contribuä  des  donateurs  blancs,  se  monte 
&  une  valeur  de  $  26,626,448.  La  plus  forte  proportion  de 
negres  adeptes  se  trouve  naturellement  dans  les  15  Etats 
du  Sud.  La  Gräorgie  est  ä  la  tete  avec  341,433  adeptes 
nögres  et  le  Delaware  vient  en  dernier  avec  6,595.  Ces  15 
Etats  ont  ensemble  2,529,443.  Le  restant,  144,534  est  distribue 
parmi  les  autres  28  Etats  et  Territoires  ayant  des  paroisses 
negres. 

En  genäral  chaque  race  immigräe  est  restäe  fidele  &  la 
confession  &  laquelle  eile  appartenait  en  Europe.  Si  teile  oa 
teile  autre  confession  s'est  d6velopp6e  dans  des  proportions 
diffärentes  qu'en  Europe,  cela  a  tenu  &  des  raisons  de  race 
et  ä  des  causes  sociales  plutöt  qu'ä  une  influence  religieuse- 
II  n'y  a  pas  eu  de  däveloppement  de  nouvelies  forces  eccle- 
siastiques  aux  Etats-Unis  qui  aient  pu  donner  un  nouvel 
acheminement  ä  l'histoire  religieuse  du  pays. 

Les  differentes  confessions  se  comportent  d'une  maniere 
tolerante  entr'elles  et  meme  les  clerg6s  respectifs  professent 
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un  certain  esprit  de  camaraderie  entr'eux.  La  proposition 
plus  d'une  fois  faite  au  sein  des  Conventions  annuelles  de 
l'Eglise  Episcopale  Protestante  de  se  däclarer  l'Eglise  Na- 
tionale d'Amerique  a  ßchoue*  devant  le  bon  sens  de  la  majorite* 
«de  ses  membres  qui  prevoyait  les  effets  fächeux  qu'ane  teile 
aptitude  provoquerait  au  sein  d'autres  confessions  chrätiennes. 
II  y  a  des  tendances  de  fusion  entre  plusieurs  des  confessions 
reformees  et  il  n'est  pas  impossible  que  cela  arrive  un  jour, 
«urtout  si,  par  certaines  circonstances,  d'autres  confessions 
venaient  k  prendre  quelque  developpement  ulterieur. 

Des  circonstances  historiques,  economiques  et  sociales 
donnent  au  clergä  des  Eglises  Presbyterienne,  Congregationa- 
liste.  Episcopale  et  Unitairienne  une  position  qui  correspond 
h  celle  de  leurs  6glises  respectives.  Ils  proviennent  de  classes 
plus  riches,  plus  eleväes,  socialement  parlant,  et  mieux  in- 
struites.  Ils  ont  generalement  frßquente"  les  Colleges  et  les 
universites,  ce  qui  leur  donne  un  cachet  fort  appre*cie*  en 
Amerique  et  ils  y  ont  contractu  des  amittes  avantageuses 
au  point  de  vue  social.  La  fondation  rScente  d'une  Universite" 
Catholique  ä  Washington  est  un  fait  qui  contribuera  ä  donner 
au  clerge*  de  l'Eglise  Catholiqne  Americaine  les  memes  avan- 
tages. 

Dans  les  grandes  villes  les  eccl&iastiques  des  principales 
<16nominations,  y  compris  les  Catholiques,  ont  une  position 
sociale  influente.  Ils  sont  parmi  les  premiers  citoyens.  Dans 
les  villes  de  second  ordre,  s'ils  sont  personnellemcnt  distinguäs 
et  proviennent  de  bonnes  familles,  ils  fönt  partie  de  la  meilleure 
societe\  Dans  les  petites  localitäs,  ils  sont  ä  la  tete  des 
ceuvres  de  bienfaisance.  On  constate  que  le  niveau  de  l'«Mu- 
cation  et  de  Instruction  du  clerge*  s'eleve  de  plus  en  plus. 
€e  fait  se  remarque  surtout  parmi  tels  clergäs  qui,  comme 
les  Mgthodistes  et  les  Baptistes,  6taient  restäs  plus  en  arriere, 
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ötant  d'origine  plus  pauvre.  Le  revenu  du  clergG  augniente 
6galement.  D'aprös  les  donnäes  recueillies  par  Brice  le  revenu 
serait  a  peu  prös  comme  suit: 

Les  6veques  Presbytäriens  et  Congrägationalistes  aaraient 
de  $  8  a  15  mille ;  les  Protestant»  Episcopaux  de  $  3300  a 
12,500;  les  Catholiques  de  $  3  a  5000;  les  MSthodistes  de- 
$  5000  et  frais  de  voyage.  Les  Ministres  des  Eglises  plus 
riches  ont  un  revenu  d'au  moins  $  3000  dans  les  villes  et 
de  $  1000  dans  les  villages;  ceux  appartenant  ä  des  eglises- 
moins  riches  ont  dans  les  villes  au  moins  $  1500  et  dans  les- 
villages  $700.  Les  pretres  catholiques  ont  en  moyenne 
$  800  de  revenus.  Dans  la  gänäralite*  il  fant  ajouter  ä  ces 
revenus  fixes  le  logement,  des  cadeaux,  des  sportules,  les- 
facilitäs  de  voyage,  d'äducation  pour  leurs  enfants,  etc.  Dans 
le  Sud,  ces  chiffres  sont  räduits.  Brice  observe,  et  qu'il  m& 
soit  permis  d'ajouter  que  j'ai  de  meme  pu  constater  qu'en 
moyenne  la  position  sociale  et  äconomique  est,  pour  le  clergä,. 
meilleure  en  Amärique  qu'en  Angleterre  et  que  sur  le  con- 
tinent  european.  Depuis  le  commencement  du  siöcle  sa  po* 
sition  a  naturellement  du  subir  les  effets  des  tendances 
ögalisatrices.  Son  autoritä  est  limitße  ä  son  ressort  et  Fin- 
fluence  que  peut  avoir  un  eccläsiastique  n'est  plus  due  a  sa 
robe,  raais  eile  est  celle  dont  jouit  une  intelligence  6clairee 
par  l'instruction  et  Texp^rience.  II  doit  surtout  s'abstenir 
de  la  politique,  ce  qui  ne  l'empeche  pas  de  paraitre  dans  les 
grands  actes  de  la  vie  publique  amäricaine,  les  Conventions 
nationales  pour  le  choix  des  candidats  ä  la  Prösidence  et  ä 
la  Vice-Pr&idence.  A  la  Convention  Republicaine  de  Phila- 
delphie  les  19,  20  et  21  Juin  1900,  la  prtere  ä  Touvertiire  et 
ä  la  cloture  des  s^ances  a  6t6  faite  ä  tour  de  röle  par  un 
ministre  presbytfoien,  un  äpiscopal,  un  archeveque  catholique 
etc.   Dans  ces  Conventions,  des  ministres  du  culte  ont  m£m& 
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pris  part  quelquefois  aux  discussions  pour  un  principe  moral 
ä  mentionner  dans  le  Programme  du  parti,  par  exemple  dans 
1'inUret  de  l'abolition  de  l'esclavage,  de  la  temperance  etc. 
Comme  ä  tout  autre  citoyen,  il  leur  est  permis  de  voter  et 
d'etre  eins  pour  le  Congres,  mais  ils  y  figurent  de  moins  en 
moins.  Brice  fait  noter  que  les  däfenseurs  europeens  da 
Systeme  de  l'eglise  d'Etat  cherchent  &  effrayer  ceux  qui  vou- 
draient  s'en  dätacher  en  pr&endant  que  l'abandon  de  l'Eglise 
d'Etat  a  deux  consequences,  fächeuses  et  inevitables: 

1°  La  decheance  de  l'autoritä  et  de  l'influence  de  la 
religion. 

2°  Le  revenu  du  culte  et  de  ses  ministres  diminue,  la 
Position  sociale  de  ces  derniers  est  compromise  et  rendue 
pläb&enne,  et  partant  le  foyer  de  lumiöre  qui  luit  dans  chaque 
paroisse  s^teint. 

De  tous  cötäs  les  fauteurs  de  l'Eglise  libre  dans  l'Etat 
libre  voient  deux  avantages  dans  ce  syteme: 

1°  La  disparition  graduelle  des  rivalitäs  entre  les  differents 
cultes. 

2°  Les  tendances  des  cultes  et  de  leurs  ministres  s'elövent 
dans  des  spheres  plus  spirituelles,  ils  deviennent  plus  särieux 
dans  leur  mission  de  guider   et  d'assister  l'äme  des  fideles. 

Que  repondent  ä  ces  quatre  points  de  vue  les  räsultats 
du  Systeme  aniericain? 

Brice  essaie  d'y  repondre  d'apres  ses  observations  et  je 
me  permets  de  reproduire,  ici  en  r6sum6,  ses  interessantes 
conclusions,  attendu  qu'elles  correspondent  entierement  ä  l'ex- 
perience  acquise  par  moi-meme  pendant  mon  sejour  aux  Etats- 
Unis. 

I.  II  est  difficile  de  mesurer  Tinfluence  et  l'autorite"  de 
la  religion.    Toutefois  prenons   comme  indicateurs  de  l'esprit 
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religieux  la  frequentation  de  l'Eglise  et  la  vente  des  livres 
religieux,  pour  les  masses,  et  pour  les  classes  plus  intelli- 
gentes, le  respect  pour  les  preceptes  chrätiens  et  pour  les 
ministres,  l'inte>6t  qu'Sveillent  les  questions  thäologiques  et 
la  connexion  entre  les  reformes  des  ceuvres  philanthropiques 
et  la  religion.  En  additionnant  ces  donn6es  on  arrivera  ä, 
avoir,  en  quelque  sorte,  une  notion  de  Pinfluence  de  la  religion 
sur  le  peuple  americain  dans  son  ensemble. 

Sous  tous  ces  rapports,  Brice  trouve  que  Pinfluence  du 
Christianisme,  en  considerant  non-seulement  le  nombre,  mais 
aussi  1'intelligence  des  personnes  qui  la  subissent,  est  plus 
grande  et  plus  repandue  aux  Etats-Unis  que  dans  quelque 
partie  que  ce  soit  de  l'Ouest  de  l'Europe  continentale,  et 
nieme  plus  qu'en  Angleterre.  Dans  l'Europe  latine,  dans 
PAUemagne  catholique  et  dans  PAutriche  allemande  Pautorite 
de  la  religion  est  naturellement  grande  sur  les  masses.  Son 
influence  par  contre  sur  les  classes  mieux  elevßes  en  France 
et  en  Italie  est,  de  Pavis  de  Brice,  moindre  qu'en  Angleterre 
et  certainement  moindre  qu'aux  Etats-Unis. 

La  contree  qui  parait  ä  Brice  le  mieux  ressembler  aux 
Etats-Unis  sous  ce  rapport,  est  l'Ecosse,  oü  la  masse  du  peuple 
jouit  de  droits  etendus  dans  Padministration  des  interets  de 
son  6glise,  et  oü  toutes  les  classes  ont  depuis  la  räformation 
toujours  montre  beaueoup  d'interet  pour  les  affaires  eccle- 
siastiques.  Loin  de  souffrir  d'un  manque  de  soutien  de  la 
part  de  l'Etat,  la  religion  semble,  au  contraire,  se  montrer 
d'autant  plus  robuste  que,  existant  par  elle-meme,  eile  est 
consideree  comme  basäe  sur  sa  propre  force.  II  n'y  a  pas 
de  parti  politique,  il  n'y  a  pas  de  classe  sociale  qui  ait  la 
la  moindre  hostilite  ni  envers  la  Chrätiennete,  ni  envers  quel- 
que eulte  chrätien  que  ce  soit.  L'aversion  contre  les  Mormons 
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n'est  pas  dirigee  contre  leur  religion,  mais  plutot  contre  leur 
Organisation  sociale  et  hie>archique. 

Je  crois  m£me,  d'aprös  ce  que  j'ai  pu  juger,  que  l'on 
peut  dire  que  cette  absence  dTiostilite  Betend  ä  toute  con- 
fession  non  chr&ienne  comme  la  juive,  la  buddhiste,  etc. 

Tout  culte  constitue*  est  aussi  respecte*  et  populaire,  dans 
le  bons  sens  du  mot,  que  quelqu'autre  Constitution  que  ce 
«oit  dans  le  pays. 

Une  dissertation  interessante  de  Mr.  E.  Boss!  ä  Lugano, 
intitulee  «Sulla  Separazione  dello  Stato  dalle  Chiese,»  tout 
•en  reconnaissant  que  le  Systeme  des  Etats-Unis  constitue  un 
progres  sur  les  autres,  lui  reproche  de  ne  pas  garantir  non 
plus,  d'une  maniere  absolue,  la  liberte"  de  conscience.  Si  Ton 
a  pu  dire,  ä  tort  ou  ä  raison,  qu'un  Catholique  ne  pourra 
jamais  etre  President  des  Etats-Unis,  on  pourra  dire  ä  plus 
forte  raison  que  Jamals  Mahomätan  ou  Buddhiste  ne  le  sera 
non  plus.  Pour  ces  dernieres  categories  ce  sont  des  raisons 
indSpendantes  de  la  religion. 

Quant  aux  Catholiques,  qui  sont  en  jeu,  si  c'e'tait  vrai, 
«e  serait  parce  que  leur  6glise  ne  paraitrait  pas  encore  avoir 
assez  fait  pour  detruire,  aux  Etats-Unis,  PidSe  qu'elle  aimerait 
«'ingerer  dans  les  affaires  qui  ne  sont  pas  de  son  ressort,  si 
«He  devenait  plus  puissante. 

L'expose*  de  Mr.  Brice  (aThe  Churches  and  the  Clergy, 
Am.  Commonwealth"),  et  un  tour  aux  Etats-Unis  rassureraient, 
au  point  de  vue  pratique,  raeme  un  agnostique. 

II.  La  position  sociale  et  economique  du  clerge*  aux 
Etats-Unis  est  supärieure  ä  celle  des  pretres  des  pays  catho- 
liques romains,  dans  leur  g6n6ralit6  et  ä  celle  des  ministres 
•de  tout  culte  anglican  et  non-conformiste  en  Angleterre.  II 
o'y  a  pas  d'eccl&iastique  aroöricain  qui  jouisse  de  revenus 
tels  qu'en  ont  les  prelats  d'Angleterre  et  de  Hongrie;  mais 
le  revenu  moyen  d'une  Charge  eccläsiastique  est  plus 
grand  en  Am^rique.  Les  conditions  speciales  de  P Angleterre 
oü,  socialement  parlant,  une  äglise  regarde  les  autres  du 
haut  en  bas,  rend  difficile  une  comparaison  ä  d'autres  points 
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de  vue.  L'ecLucation  des  ministres  americains,  lenrs  manieres,. 
leur  aptitude  ä  repandre  la  lnmiere  parmi  le  peuple,  pa- 
raissent  supeneures  ä  Celles  de  ces  capacites  que  possedent 
generalement  les  ecclesiastiques  seminaristes  de  France  et 
d'Italie  (qui  sont  plus,  naturellement,  qu'nne  caste  distinete> 
et  a  la  meme  hauteur  que  Celles  des  pasteurs  protestantsv 
d'Allemagne  et  d'Ecosse. 

in.  II  existe  rarement  des  rivalites  sociales  par  rapport 
a  la  religion  aux  Etats-Unis  et  on  remarque,  an  contraire,. 
qu'il  existe  entre  tous  les  differents  cultes,  y  compris  le  cnlte 
catholique,  plus  de  bonne  entente,  plus  d'empressement  ä  eo- 
operer  pour  des  buts  charitables  qu'entre  catholiqnes  et  pro- 
testants  en  France  et  en  AHemagne,  et  qu'entre  Anglicans  et 
non-conformistes  en  Angleterre.  II  y  a  anx  Etats-Unis  une 
grande  Emulation  entre  les  cultes  principaux  pour  leur  ex- 
pansion  respective,  pour  eriger  et  remplir  de  nouvelles 
eglises,  pour  collecter  de  grandes  sommes  pour  des  buts  re- 
ligienx.  Mais  c'est  une  Emulation  amicale  qui  ne  fait  pa» 
de  mauvais  sang,  tu  qne  l'Etat  est  neutre  et  que  tonte 
Eglise  a  le  champ  libre.  II  y  a  beancoup  moins  d'exclusivisme 
mntuel  qu'il  n'y  en  a  en  quelqu'autre  pays  qne  ce  soit,  exceptä 
peut-etre  l'Ecosse.  Un  exemple  se  trouve  dans  l'habitude 
de  s'entreceder  les  chaires,  un  autre  dans  la  freqnence  rela- 
tive du  passage  d'une  personne  d'un  culte  ä  un  autre,  s'il  y 
a  un  ecclesiastique  qui  lni  plait  ou  si  eile  s'etablit  de  son 
propre  culte.  Souvent  les  membres  d'une  m&me  famille  ap- 
partiennent  ä  differents  cultes.  Quelques-nns  des  cultes  prin- 
cipaux et  specialement  les  Presbytenens  et  les  Congregatio- 
nalistes,  dont  les  doctrines  ne  different  guere  essentiellement,. 
ont  souvent  ete,  specialement  dans  l'Ouest,  engages  ä  s'entendre 
dans  les  endroits  oü  une  eglise  suffit  et  oü  denx  se  feraient 
concurrence,  pour  que  Fun  des  cultes  bätisse  son  eglise  et 
que  l'antre  engage  ses  adherents  ä  s'nnir  a  l'autre  culte  et 
ä  en  entretcnir  l'Eglise.  J'ai  raoi-meme  assiste*  ä  un  diner  oü 
les  amphitrions  catholiques  ont  demande  ä  nn  ministre  epis- 
copal,  qui  se  trouvait  parmi  les  invites,  de  vouloir  bien  r6citer 
la  priere.  Un  pretre  catholique  me  racontait  qn'une  dame 
protestante  l'avait  prie  de  faire  dire  une  nenvaine  pour  eile- 
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Un  ministre  d'une  certaine  distinction  da  culte  episcopa]  s'ex- 
primait  avec  beaucoup  de  respect  et  de  consideration  pourle 
clerge  catholiquo  ans  Etats-Unis  et  avec  une  profonde  ad- 
miration  de  Institution  de  l'eglise  catholique  en  genäral. 

IV.  II  est  plus  ais6  de  donner  son  opinion  sur  les  troi» 
points  pr£c6dent8  que  de  dire  si  et  combien  la  Chr6tiennet6 
a  gagnä  en  puretö  spirituelle  et  en  dignitä  par  le  fait  de  s* 
Separation  da  pouvoir  temporel. 

Hyalin  avantage  moral  dans  la  diminution  de  jalousier 
de  malice,  de  manque  de  charitä  entre  les  clergäs  des  diff§~ 
rents  cultes,  diminution  r6sult6e  da  fait  de  se  trouver  sar  le- 
meme  niveau  legal;  et  l'absence  de  ces  däfauts  et  de  l'habi* 
tude  de  meler  des  questions  eccl&iastiques  ä  la  politiquer 
donne  &  l'ennemi  moins  d'occasions  de  blasphämer  qu'il  n'y 
en  a  en  Europe.  Les  assembläes  eccläsiastiques,  les  synodesr 
Conferences  et  Conventions  semblent  en  genäral  avoir  6t& 
conduits  avec  plus  de  calme  et  de  bon  sens  que  cela  n'a  6t& 
le  fait  au  sein  de  pareils  corps  dans  le  vieux  monde,  ä  partir 
du  Concile  d'Ephese  jusqu'ä  nos  jours.  Mais  en  Am6riquer 
comme  ailleurs  da  resle,  tels  jeanes  gens  entrent  dans  le* 
cterge"  pour  des  motifs  temporeis ;  tels  laiques  se  fönt  recevoir 
d'un  culte  pour  s'&ever  dans  leur  position  sociale  ou  ameliorer 
celle  de  leurs  affaires;  tel  pasteur  de  village  aspire  ä  une 
paroisse  en  ville  et  justifie  le  fait  d'abandonner  un  troupearr 
plus  pauvre  pour  an  plus  riche,  en  prätextant  an  plus  vaste* 
champ  d'activitö.  Le  d6sir  de  faire  progresser  sa  propre 
eglise  ou  son  propre  culte  se  mele  soavent  au  dßsir  de  precher 
l'Evangile  plus  au  large;  et  souvent  l'Evangile  est  preche^ 
avec  moins  de  conviction  au  sujet  de  v6rit6s  impalpables  que 
le  salut  moral  de  la  communaute*  ne  le  demanderait. 

Pour  autant  qu'il  a  pu  le  constater,  Brice  n'a  pas  vu 
que  la  dependance  d'un  ministre  du  culte  de  sa  congrägation 
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pour  son  revenu  l'abaisse  aux  yeux  de  celle-ci  ou  le  rende 
plus  apte  ä  en  flatter  les  membres  influents  que  cela  n'arrive 
dans  une  Eglise  reconnue  de  l'Etat.  Si  le  Myristre  a  per- 
sonnellement  de  la  dignite*  et  n'est  pas  egoi'ste,  son  indepen- 
dance  ne  court  pas  de  risques.  Mais  quant  ä  la  question  de 
«avoir  si  le  Systeme  volontaire,  qui  rend  certainement  les 
iommes  plus  liberaux  dans  leurs  dons,  en  support  d'institu- 
tions  religieuses  entre  eux  et  de  missions  au  dehors,  tend  ä 
encourager  la  vie  spirituelle  et  ä  conserver  l'Eglise  pure  et 
sans  tache,  libre  des  infiuences  corruptrices  du  monde,  c'est 
une  autre  affaire  sur  laquelle,  dit  Brice,  un  etranger  hesite 
it  se  prononcer.  Les  Americains,  dont  il  a  requis  l'opinion, 
fiont  unanimes  pour  dire  que  sous  ce  rapport  les  fruits  de  la 
liberte  ont  6t6  bons. 

Les  differents  cultes  ont  des  äcoles  de  leur  confession 
(51  mille  catholiques  fräquentent  ces  äcoles),  et,  pour  les 
^coliers  qui  frequentent  les  6coles  publiques,  qui  sont  neutres, 
ils  ont  des  ecoles  dominicales  oü  Ton  donne  Instruction 
xeligieuse. 

Malgre  cela,    les  differents    clerges  se  plaignent  de  ce 

qu'un  nombre   considerable    de  jeunes   gens   echappe  par  le 

.Systeme  des  Ecoles  publiques  neutres.  ä  l'instruction  religieuse. 

«La  plus  grande  partie  des  enfants  ne  recoit  aucun  en- 
-seignement  religieux  au  foyer  domestique  et  ne  frequente  non 
plus  les  ecoles  du  di manche ;  de  cette  maniere  la  plus  grande 
partie  des  jeunes  americains  grandit  sans  religion.»  (Discours 
de  Mgr.  Ireland,  en  1890,  ä  TAssociation  des  E.  U.  pour 
TEducation,  sur  les  ecoles  de  l'Etat  et  sur  les  ecoles  con- 
fessionnelles.) 

Cette  question  et  le  besoin  qui  se  faisait  de  plus  en  plus 
sentir  de  la  presence  aux  E.  U.  d'un  reprösentant  du  St.  Siege, 
pour  resoudre  plus  promptement  des  questions  entre  le  clerge* 
-et   les  eveques,    dans  lesquelles   rautorite  du  St.  Siege    est 


L'Etat  et  les  Eglises  aux  Etats -Unis.  157 

invoquäe,  däterminerent,  il  y  a  environ  7  ans,  l'ätablissement 
d'une  Delegation  Apostolique  ä  Washington  auprös  de  FEglise 
Catholique  aux  Etats-Unis.  La  Delegation  est  installöe  dans 
une  maison  Offerte  ä  cet  effet  au  St.  Siöge  par  les  fidöles 
catholiques  americains. 

II  est  inutile  de  dire  qu'ancnn  caractöre  diplomatique 
n'est  reconnu  au  Delegue  apostolique  par  le  Gouvernement 
Am6ricain. 

Au  für  et  ä  mesure  que  de  nouveaux  territoires  se  sont 
adjoints  ä  ceux  qui  constituaient  l'Union  primitive,  la  neu- 
tralisation  des  institutions  civiles  vis-a-vis  des  Eglises  y  a 
£t£  introduite  et  le  m£me  resultat  sera  sang  doute  obtenu, 
malgrö  toutes  les  difficultes  qui  se  präsentent,  dans  les  terri- 
toires  dont  l'acquisition  a  suivi  la  guerre  avec  l'Espagne, 


IL 

„  Am6ricanisme. " 

L 'Expose*  qui  pr£cöde  moutre,  avec  celui  d'autres  con- 
fessions,  le  de>eloppement  de  l'Eglise  Catholique  aux  Etats- 
Unis. 

J'ai  cru  opportun  d'y  citer  des  declarations  de  pleine 
satisfaction  et  de  gratitude  pour  les  conditions  faites  par  la 
Constitution  des  Etats-Unis,  entre  autres,  ä  FEglise  Catholique, 
sortie  de  la  bouche  de  deux  de  ses  plus  illustres  prelats,  le 
Cardinal  Gibbons,  et  PArcheveque  Ireland. 

II  est  maintenant,  peut-etre,  de  quelque  int&ret  pour  le 
lecteur  qui  suit  ces  questions,  de  faire  mention  d'un  incident 
survenu  dans  les  rapports  entre  le  haut  Clerge  Catholique 
Americain  et  le  St-Siege,    et  qui   a  quelque  peu  passionrie* 
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certaines  sphäres  cläricales  ä  Roine,  en  France  et  aux  Etats- 
Unis.  La  polämique  s'est  faite  principalement  dans  les  brochnres 
publikes  occasionnellement,  dans  quelques  revues  päriodiques. 
Xa  presse  quotidienne  n'a  fait  en  gänäral  qu'enregistrer 
certains  documents,  de  sorte  que  le  public  n'en  a  pas  su 
l>eaucanp  et  n'y  a  guöre  compris  davantage.  M6me  aux 
Etats-Unis  le  public  intelligent  ne  s'en  est  point  6mu,  et  je 
n'ai  rencontrö  personne  qui  m'ait  dit  etre  sftr  de  pouvoir 
me  donner  une  däfinition  de  l'«Am6ricanisine»  qui  a  donn6 
lieu  a  l'incident  en  question.  Ce  qui  prouve,  ä  mon  avis, 
que  la  question,  si  eile  existe,  n'a  ni  ätendue,  ni  racines  pro- 
fondes,  contrairement  a  ce  que  d'aucuns  ont  cru  ou  voulu 
faire  entrevoir  et  eile  peut  se  räduire  ä  des  intrigues,  ä  des 
personnalitäs  et  tout  au  plus  a  des  interprätations.  Toutefois 
l'incident  märite  d'etre  traitä,  attendu  qu'il  a  donnä  lieu  ä 
une  lettre  du  Pape  et  qu'il  jette  quelque  lumiere  sur  le 
mouvement  catholique  aux  Etats-Unis.  L'origine  du  terme 
«  Ame>icanisme  »  remonte,  ä  ce  qu'il  parait,  au  mouvement  qui 
se  produisit  en  1884  et  dans  les  annäes  suivantes  et  qui  fut 
associe*  au  nom  de  Cahensly.  Un  certain  nombre  d'6migr6s 
catholiques  allemands  aux  Etats-Unis  avait  adresse*  au  St- 
iege une  pätition  pour  obtenir  des  Eveques  de  leur  langue 
et  une  certaine  autonomie  religieuse  locale,  däsirant  rester 
eux  et  leurs  enfants  slparäs  des  catholiques  de  langue  anglaise. 
II  y  eut  grand  ömoi.  L'Archev§que  de  St-Paul,  Mgr.  Ireland, 
dans  l'int6r£t  de  1'unite*  de  l'Eglise  et  du  peuple,  insista  pour 
que  les  nouveaux  venus  eussent  ä  s*«am4ricaniser»,  et  gräce 
iL  8es  efforts,  räunis  ä  ceux  d'autres  pr&ats  et  ä  une  forte 
pression  de  l'opinion  publique,  leparti  separatiste  eut  le  dessous. 
Mais  la  polämique  ne  cessa  pas  de  sitöt  et  le  terme  „Am6ri- 
canisme",  suivant  qu'il  6tait  employe*  par  les  Amäricains  ou  par 
les  Allemands,  signifiait  tour  ä  tour  fid&ite*  envers  l'Amärique 
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ou  tyrannie  americaine  et  autres  choses  meprisables  groupees 
par  analogie  autour  de  ce  terme  par  la  passion  du  parti  qui 
le  meprisait. 

Ce  terme  fut  ressuscite*  lorsque  parat  en  1897  la  tra- 
duction  francaise  de  la  «Vie  du  Pere  Hecker»,  avec  une 
pr6face  de  l'Abbe  Klein,  qui  a  traduit  aussi  les  discours  de 
Mgr.  Ireland  et  une  introduction  de  ce  dernier.  L'original 
anglais,  par  le  pere  Elliott,  de  la  Compagnie  des  «Paulistes 
Am6ricains»  avait  paru  en  1898  ä  New-York  avec  Tappro- 
bation  du  Superieur  General  des  Paulistes  et  avec  l'impri- 
matur  de  TArcheveque  Corrigan. 

Le  Pere  Isaac,  Thomas  Hecker,  fondateur  des  « Pau- 
listes >  Americains,  naquit  ä  New-York  en  1819.  Issu  de 
famille  protestante  allemande,  Hecker  6tait  mystique,  reveur, 
enthousiaste,  quelque  peu  illumine  et  peut-etre  un  peu  anti- 
velche.  Dans  sa  recherche  de  la  v6rite  il  trouva  que  le 
Catholicisme  6tait  la  religion  qui  s'approchait  le  plus  de  son 
ideal  et  l'embrassa.  H  se  fit  d'abord  Redemptoriste,  ensuite 
il  fonda  le  nouvel  ordre  des  Paulistes«  Le  Pape  Pie  IX  en 
personne,  la  Propaganda,  la  congregation  des  Evöques  et  des 
Reguliere,  concoivent  et  poursuivent  l'idee  de  pousser  en 
avant  « cet  homme  si  manifestement  marque*  de  Dieu. » 1) 
Hecker  präsenta  le  plan  du  nouvel  ordre  et  il  fut  approuve* 
par  däcret  solennel  de  la  Congregation  des  Ev6ques  et  des 
Reguliere,  date*  du  6  mars  1858. 

Le  Pore  Hecker  ne  voulait  pas  &tre  novateur,  inais  il 
voulait  simplement  developper  l'application  des  principes 
chretiens  en  les  adaptant  aux  conditions  changeantes  de 
l'existence  humaine.  A  la  demande  pourquoi  sa  nouvelle 
congregation   des    Paulistes   differait  si  radicalemnt  des  an- 


*)  Le  pere  Hecker,  par  Elliott 
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ciennes  qui  ßtaient  pourtant  Toeuvre  de  Dien,  il  reponditr 
«  C'est  parce  qu'actuellement  la  vie  de  l'homme]  dans  l'ordre- 
seculier  et  naturel  marche  irresistiblement  vers  la  libertä  et 
l'independance  personnelles,  et  parce  que  c'est  lä  un  change- 
ment  radical:  L'Eternel-Absolu  cr6e  sans  cesse  de  nouvelles 
formes  pour  s'expriiner  lui-m&ne. 

«Le  Catholicisme,  disait-il,  est  une  religion  qui  se  rat- 
tache  a  toutes  les  facultas  de  l'esprit,  qui  s'adapte  ä  tous- 
les  instincts  de  la  nature  humaine  et  qui  affirme  son  origine 
divine  par  une  parfaite  concordance  avec  l'ceuvre  du  Cräateur- 

«  Les  Latins  se  sont  attaches  principalement  aux  insti- 
tutions  exterieures,  les  Saxons  favorisent  plus  spScialement 
les  forces  intärieures.  La  race  latine  a  glorieusement  cou- 
ronn6  son  ceuvre  par  le  concile  du  Vatican  (1870)  et  le  temps- 
est  venu  d'appeler  la  race  saxonne  ä  developper  ses  force» 
dans  la  vie  interieure  de  l'Eglise.»1) 

La  yocation  dominante  de  Hecker  a  6te*  d'amener  aa 
Catholicisme  ses  compatriotes.  Incrßdulcs  ou  hSretiques,  tous- 
ceux  du  dehors  ont  6te  l'objet  de  son  zele.  Je  youdrais,  dit- 
il,  ouvrir  les  portes  de  l'Eglise  aux  rationallstes:  elles  me 
semblent  fermees  pour  eux.  Je  sens  que  je  suis  le  premier 
qui  ouvrira  la  voie.  II  aurait  voulu,  suivant  son  expressionr 
«abolir  }a  douane  et  faciliter  l'entree  de  l'Eglise  ä  tous  ceux 
qui  n'ont  conservä  que  leur  raison  pour  guide.  II  pensait 
avec  Ozanam,  que  ce  qu'il  faut  au  siecle,  c'est  une  croisade 
intellectnelle,  que  ne  pui*s-je,  disait-il  encore,  aider  les  catho- 
liques  de  ma  main  gauche  et  les  Protestants  de  ma  main 
droite. » 


*)  Puis-je  rapprocher  cette  idee  de  celle  qu'externa  le  Secrätaire- 
d'Etat  Blaine  au  Ministre  de  France  dans  le  cours  d'une  conversa- 
tion,  dans  une  promenade,  en  raontrant  du  doigt  l'imposant  ädifice- 
du  Capitole  Americain:  «Ne  serait-ce  pas  une  demeure  splendide^ 
pour  le  Pape?» 
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Neophite  enthousiaste  et  homme  d'action,  il  trouvait  le 
Catholique  au  dix-neuvieme  siede  dans  le  monde  entier  bien 
trop  tranquille,  bien  trop  resigne  ä  ce  qu'il  appelle  la  volonte 
de  Dieu :  «  ce  qu'il  sait  le  mieux  faire,  c'est  attribaer  ä  Dieu 
meme  les  effets  de  sa  propre  indolence  et  de  sa  propre  timi- 
dite. »  Un  Eveque  qui  6tait  präsent  au  second  concile  de 
Baltimore  a  raconte  ä  Mgr.  Ireland *)  que  lorsque  M.  P.  Hecker 
parut  devant  les  prelats  asseinbles  pour  empörter  leur  adhesion 
ä  l'Apostolat  de  la  presse  catholique,  il  6tait  vraiment  inspire" 
et  que  ses  auditeurs,  pen6tre*s  eux-m§ines  du  feu  de  la  Pente- 
cöte,  croyaient  dejä  voir  PAmerique  tout  d'un  coup  convertie. 
Et  c'est  ce  qui  aurait  eu  lieu,  dit  Mgr.  Ireland,  s'il  y  avait 
eu  en  Amerique  un  nombre  süffisant  d'Isaac  Hecker.  Voici 
comment  Hecker  esperait  yoir  FEglise  progresser.  Les  vertus 
passives  cultivees  sous  l'action  de  la  Providence  pour  la 
defense  de  Tautorite  exte>ieure  de  l'Eglise  menacee  lors  de 
la  Reforme,  ont  produit  d'admirables  effets  comme  uniformite, 
discipline  et  obeissance.  Elles  eurent  leur  raison  d'etre.  Mais 
le  nouvel  ordre  de  choses  demande  sartont  de  l'initiative  et 
de  l'effort  personnel.  C'est  pourquoi,  sans  dötruire  les 
au t res,  ce  sont  les  vertus  actives  qui  doivent  etre  cul- 
tivees de  preference,  aussi  bien  dans  Vordre  naturel  que  dans 
l'ordre  surnaturel.  Dans  le  premier,  il  faut  developper  tout 
ce  qui  peut  fortitier  une  legitime  confiance  en  soi;  dans  le 
second,  on  doit  faire  une  large  place  ä  la  direction  immädiate 
du  Saint-Esprit  dans  1'äme  individuelle. 

Dans  sa  pröface,  TAbbe*  Klein  cite  une  lettre  de  TAbb6 
Dufresne  du  diocese  de  Lausanne  et  Geneve  ä  Tauteur  de  la 
vie  Anglaise,  on  il  est  dit:  «Le  P.  Hecker  reste  pour  moi, 
non  seulement  le  type  da  pretre  amäricain,    mais  du   pretre 


*)  Introduction  par  Mgr.  Ireland  ä  la  vie  du  P.  Hecker. 
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moderne,  du  pretre  qu'il  faut  ä  l*Eglise  pour  recouvrer  le 
terrain  que  lui  ont  fait  perdre  le  protestantisme  et  l'incre- 
dulite,  aussi  bien  que  pour  la  rendre  capable  de  reprendre 
sa  marche  en  avant  dans  l'accomplissement  de  sa  mission 
dirine.  » 

«  Si  le  Pere  Hecker  est  un  homme  d'action,  dit  l'Abbe 
Klein,  et  un  pretre  adaptä  ä  son  pays,  il  Test  ä  la  fa§on  de 
St-Augustin,  qui  appartient  bien  plus  ä  l'intelligence  humaine 
et  k  l'Eglise  universelle  qu'ä  son  Ministöre  pastoral  et  k 
Pepoque  romaine.» 

Et  avec  le  P.  Elliott,  ami,  61eve  et  biographe  du  Pore 
Hecker,  il  dGclare: 

« II  serait  injuste  de  dire  que  le  P.  Hecker  traität  toutes 
choses  k  l'amäricaine. 

Les  id6es  americaines  qu'il  preconisait  sont,  il  le  savait, 
Celles  que  Dien  veut  chez  tous  les  peuples  civilises  de  notre 
temps;  et,  si  elles  sont  fondamentalement  americaines,  elles 
ne  le  sont  pas  exclusivement.  Son  americanisme  6tait  si 
raste  qu'un  simple  deplacement  de  distances  pouvait  le  faire 
espagnol  ou  allemand ;  et  un  simple  changement  de  termes  le 
faisait  religieux  ou  catholique.  > 

J'ai  essaye,  par  ces  citations,  de  donner  une  ide*e  du  ca- 
ractere,  de  l'intelligence  et  des  aspirations  du  Pere  Hecker 
et  de  1' Americanisme  qui  en  resulte.  Je  me  permets  de  con- 
tihuer  le  meine  essai  k  l'egard  de  Mgr.  Ireland,  le  repre*sen- 
tant  le  plus  remuant  de  l'amäricanisme  de  nos  joars,  intelli- 
gence  puissante  et  large,  äme  enthousiaste,  energie  pers6v6rante 
qui  tient  tant  soit  peu  du  soldat,  qu'il  a  6te*  pendant  la  guerre 
civile. 

Voilä  ce  que  ce  templier  moderne  dit  dans  son  introduc- 
tion  ä  la  vie  du  Pere  Hecker: 

«S'il  est  permis  de  parier  de  soi,  jTose  dire  que  je  dois 
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-au  Pore  Hecker  les  plus  salutaires  impressions  de  ma  vie. 
Si  elles  n'ont  pas,  helas!  produit  en  moi  tout  ce  qu'elles 
auraient  du,  elles  m'ont,  du  moins,  fait  comprendre  d'une 
maniöre  inoubliable,  la  valeur  de  sa  mission  et  le  pouvoir 
qu'il  exergait  pour  le  bien  sur  les  ämes.  Je  suis  heureux 
de  trouver  ici  l'occasion  d'affirmer  publiquement  la  gratitude 
que  j'eprouve  pour  lui.  II  ötait  dans  tonte  la  force  de  sa  vie 
et  de  son  labeur,  quand  je  fus  pour  la  preiaiere  fois  &  portäe 
-de  l'observer.  J'etais  tout  jeune  au  ministere,  et  träs  na- 
turellement  je  jetais  les  regards  autour  de  moi,  ä  la  recherche 
de  quelque  modele  pour  me  guider  daus  les  chemins  oü  je 
sentais  que,  moi  aussi,je  devais  marcher.  Depuis,  je  n'aijaniais 
perdu  de  vue  le  Pore  Hecker,  le  suivant  des  yeux  autant  qu'on 
peut  le  faire  ä  la  distance  de  600  lieues  qui  nous  separaient. 
Je  ne  suis  pas  aujourd'hui,  sans  avoir  achete\  au  prix  de 
bien  des  annees  et  de  bien  des  travaux,  quelque  exp6rience 
-des  hommes  et  des  choses.  Elle  ne  m'a  fait  en  rien  changer 
mon  appräciation  sur  lui,  si  ce  n'est  pour  le  tenir  en  plus 
grande  estime. 

«  C'est  aux  pr^tres  de  l'avenir  que  je  recommande  une 
etude  seriense  de  la  vie  du  Pere  Hecker,  car  les  hommes 
d'äge,  comme  moi,  ont  d6jä  leurs  idees  faites;  ils  ne  peuvent 
pas  tirer  le  meme  profit  d'un  enseignement  si  precieux. 

«Le  pöre  Hecker  6tait  le  type  du  pretre  ainäricain:  les 
qualites  de  son  äme  et  de  son  coeur  etaient  celles-lä  memes 
qui  peuvent  beaucoup  pour  Dien  et  pour  les  ämes,  en  Am6- 
rique,  dans  le  temps  present.  Ce  n'est  pas  certes  qu'il  alt 
inanque  des  autres  vertus  qui  fönt  les  bons  pretres  et  les 
grands  hommes  en  tout  lieu.  Elles  forment  comme  le  sol  de 
toute  culture  sacerdotale,  et  sans  eile  nul  ne  saurait  räussir 
-en  Amerique  ni  ailleurs.  Cependant  elles  ne  suffisent  pas. 
D  faut  y  ajouter,  par  dessus  toutes  choses,  l'intelligence 
pratique  de  la  souplesse  de  la  volonte :  il  le  faut  pour  com- 
prendre toutes  lee  circonstances,  pour  Studier  le  terrain  oü 
nous  devons  däployer  nos  forces,  et  pour  nous  adapter  aux 
indications  de  la  Providence. 
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«Je  ne  m'attends  pas  ä  ce  que  l'opinion  que  je  forinule 
soit  partout  approuvee,  il  n'est  pas  sür  qu'elle  eut  6te  garantie 
par  le  v6ne>able  pr$tre  jlont  le  souvenir  me  dätermine  & 
parier:  j'ßcris  ce  que  je  pense  et  j'accepte  toute  la  respon- 
sabilite*  de  ce  que  je  dis.  II  me  parait  clair  comme  le  jour 
que  les  differents  peuples,  n'etant  pas  dans  des  conditions- 
semblables,  ne  peuvent  avoir  ni  les  meines  besoins  ni  le» 
memes  aspirations;  si  nous  voulons  penötrer  dans  les  am  es 
et  leur  etre  utiles,  il  faut,  dans  nos  rapports  avec  ellesr 
tenir  compte  de  leurs  conditions.  Ce  qui  peut  etre  la  ligne 
de  conduite  ideale  pour  un  pretre  en  Assyrie,  serait  absolu- 
ment  hors  de  propos  au  Mexique  ou  au  Minnesota,  et  tel 
rgussit  au  Minnesota  qui,  avec  les  memes  inethodes,  echouerait 
coinpleteraent  en  Irelande  ou  en  Baviere. 

« Le  Sauveur  a  prescrit  Tä-propos  dans  les  charges  pas- 
torales :  Le  „Maitre  de  Maison,u  dit-il,  „tire  de  son  tresor  des 
choses  nouvelles  et  des  choses  anciennes,  suivant  qu'il  y  a 
lieu  de  produire  les  unes  ou  les  autres.  Les  apötres  des 
Nations  depuis  St-Paul  ä  l'ArGopage  jusqu'ä  St-Patrick  au 
sommet  du  Fara  n'ont  pas  suivi  d'antres  principes. » 

Apres  avoir  fait  noter  que  les  circonstances  ont  6t6  tres. 
speciales  pour  les  Catholiques  aux  Etats-Unis,  oü,  en  granda 
partie,  ils  etaient  des  Europeens,  aussi  bien  que  leurs  pretresr 
et  oü  m&me  les  pr^tres  d'origine  ame>icaine,  ä  force  d'exercer 
leur  ministere  au  milieu  des  immigrants  ont  souvent  fini  par 
tomber  dans  les  memes  errements,  n'ayant  su  donner  ä  l'Egliso- 
Tallure  amßricaine,  Mgr.  Ireland  releve  le  fait  que  tel  ne  fut. 
pas  le  cas  du  Pore  Hecker.  «  Consciemment  ou  non,  je  ne> 
sais,  et  peu  importe,  il  regardait  l'Aineriquo  comme  la  plus 
belle  conquete  pour  la  värite  divine  et  il  revetait  des  armes, 
qui  ätaient  de  trempe  et  de  marque  amöricaines.  Le  courant 
americain  qui,  depuis  un  quart  de  siecle,  coule  si  manifestement 
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dans  rOc6an  du  Catholicisme,  remonte,  ce  me  semble,  en  trös 
grande  partie  au  P.  Hecker  et  ä  ses  premiers  cooperateurs. 
On  les  accusait  alors  d'ötre  des  catholiques,  „Yankees* ;  ce 
reproche  est  tout  leur  eloge 

«Hecker  a  devance"  de  plusieurs  annäes  Papostolat  de 
nos  Soci6t6s  de  temperance.  La  chair  des  Paulistes  lanca  de 
terribles  dächarges  contre  le  cabaret  et  contre  le  cabaretier 
ä  im  moment  oü  celui-ci  ätait  le  grand  personnage  dans  PEtat 
et  jusque  dans  l'Eglise.  L'Universite*  catholique  de  Washington 
a  trouve  en  lui  un  de  ses  plus  chauds  avocats. 

«Je  ne  puis,  dit  Mgr.  Ireland,  que  faire  allusion  au  fait 
qui  a  6t6,  si  je  le  comprends  bien,  d6cisif  dans  la  vie  du 
Pere  Hecker,  son  däpart  d'un  ordre  religieux  6tabli  sur  des 
bases  anciennes,  pour  fonder  le  nouvel  institut  des  Paulistes. 
J'en  dirai  tout  ce  que  j'en  pense.  A  mes  yeux,  la  Proyidence 
n'est  jamais  intervenue  plus  clairement  dans  la  suite  de  son 
existence.  Je  suis  moi-m&me  präsentement  occupe*  des  pensäes 
qui,  je  n'en  doute  pas,  ätaient  les  siennes  pendant  ce  m£- 
morable  sejour  ä  Rome,  oü  il  fut  affranchi  de  son  ancienne 
obedience.  L'ceuvre  de  l'e"  vangelisation  de  l'Amerique  demande 
des  mäthodes  nouvelles.  II  est  temps  de  tirer  de  notre  tr6sor 
ces  nouvelles  choses,  dont  parle  l'Evangile,  assez  longtemps 
nous  avons  offert  les  «anciennes». 

«En  organisant  la  communaute"  des  Paulistes,  le  Pore 

Hecker  a  fait  faire  un  grand  pas  ä  la  conversion  de  notre 
pays.  C'est  une  vue  tres  sage  que  celle  qui  lui  a  fait  ätablir 
un  corps  de  pretres  ä  la  fois  plus  disciplinös  que  ne  Test 
habituellement  le  clerge*  paroissial,  et  plus  souple,  plus  libre 
dans  ses  regles  que  ne  Tont  6te*  jusqu'ä  präsent  les  autres 
ordres  religieux 

« Nous  considerons  le  Pore  Hecker  comme  le  type  que 
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nous  devons  t&cher  de  reproduire  dans  la  formation  de  notre> 
futur  clerge\ » 

Ges  citations,  je  les  ai  faites  dans  l'id6e  d'aider  &  la 
definition  de  l'Ame>icanisme  de  Hecker  et  d'Ireland  en  meme 
temps.  Je  me  permets  d'en  ajouter  encore  quelques-unes 
prises  des  discours  de  Mgr.  Ireland,  pour  preciser  le  plus 
possible  son  portrait  et  esquisser  celui  da  Cardinal  Gibbons, 
intelligence  sup6rieure  et  personnalite*  exquise,  vrai  prince  de 
l'Eglise. 

Dans  son  discours  sur   l'Eglise  et  l'epoque  actuelle,  en 

faisant  1'eUoge  du  Cardinal  Gibbons  de  Baltimore,  et  en  parlant 

de  la  mission  speciale  reservee  au  Cardinal  americain,  il  dit: 

« En  Amärique,  l'Eglise  et  la  Soci6t6  ont  nn  champ  plus, 
vaste  (?)  pour  däployer  leur  activite*  respective  et  en  Arne- 
rique    le   probiöme    de   leur  r£conciliation   sera   r&solu    plus 

promptement  qu'ailleurs Le   Cardinal  est  en  meme  temps 

le  grand  citoyen;  il  personnifie  l'union  de  l'Eglise  et  de  la 
Patrie  et  le  magnötisme  de  l'Union  pänötre  dans  le  pays  tout 
entier,  en  enseignant  aux  Catholiques  tardifs  ä.  aimer  l'Ame- 
rique  et  aux  catholiques  bien  disposes  &  se  confier  &  l'Eglise. 
Voilä  l'Eglise  et  la  Patrie,  l'Eglise  et  l'actualite* ;  voilä  les 
aspirations  modernes  et  les  anciennes  v6rites,  la  liberte*  re- 
publicaine  et  le  prince  spirituel  harmonisant  ensemble,  serres 
par  les  liens  d'une  anritte  sincöre  et  travaillant  d'accord  pour 
le  bonheur  de  l'humanite\  Que  la  mission  assignäe  au  Cardinal 
Gibbons  est  grande!  Quel  pr6cieux  travail  il  a  exäcute*  pour 
la  remplir!» 

Mgr.  Ireland  fait  ailusion  entre  autres  choses  h  la  de- 
fense que  le  cardiual  entreprit  en  1890  auprös  du  Vatican. 
en  faveur  des  Chevaliers  du  travail,  en  evitant  la  condam- 
nation  de  cette  union  ouvriöre,  16gitim6e  par  le  besoin  de 
defense  contre  la  tyrannie  de  la  concentration  du  capital. 

Dans  son  discours  sur  les  Ecoles  d'Etat  et  les  6coles 
confessionnelles,   en   döplorant   les    effets   prejudiciables  ä  la. 
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religion,    de  l'organisation   actuelle   de   l'Ecoie   d'Etat,   Mgr. 

Ireland  s'adresse  &  ses  concitoyens  protestants  en  leur  offrant 

une  alliance  dans  cette  question :  «  Croyez-moi,  mes  conci- 
toyens protestants,  je  suis  franc  et  sincere  lorsque  je  däclare 
qne  je  parle  pour  le  bien  da  protestantisme  comme  dn  catho- 
licisme.  Naturellement,  je  suis  catholique  jusqn'ä  la  derniere 
fibre  de  mon  coeur,  je  suis  inäbranlable  et  inflexible  dans  ma 
foi.  Mais  que  Dieu  me  garde  d'augurer  de  voir  en  AmSrique, 
corame  ailleurs,  balaye  le  terrain  occup6  actuellement  par  le 
protestantisme,  par  le  vent  dävastateur  de  la  mäeräance.  Per- 
mettez-moi  d'Gtre  votre  allie*  pour  la  defense  du  pays  contre 
l'irreligion  destruetive  de  la  vie  et  de  la  ciyilisation  chr6- 
tienne.  » 

Dans  son  discours  sur  la  mission  des  catlioliqnes  en  Am^- 

rique,  en  parlant  du  conflit  entre  la  nature  et  le  surnaturel, 

Mgr.  Ireland  dit :  « Le  poids  de  la  lutte  tombe  sur  les  ca- 
tholiques  d'Ame>ique.  Ici  le  mouvement  du  monde  moderne 
atteint  sa  plus  grande  intensite* ;  (?)  ici  l'ordre  naturel  est 
observe  de  son  meilleur  cöte ;  et  ici  il  döploie  toute  sa  force. 
De  meme  ici  PEglise,  non  entravee  par  des  decrets  de  l'Etat 
on  par  le  despotisme  des  consuötudes,  peut,  avec  la  liberte 
du  Fils  de  Jesse  choisir  les  armes,  aller  droit  ä,  l'ennemi  et 
terminer  rapidement  la  lutte.» 

Dans  le  meme  discours  en  parlant  des  tendances  de  l'epoque 

moderne  il  dit:  «Les  tendances  de  l'epoque  moderne  qui 
effrayent  les  timides  sont  par  contre  des  occasions  providen- 
tielles  qui  ouvrent  la  vie  ä  de  glorieuses  victoires.  Je  suis 
bien  loin  d'affirmer  qne  les  idßes  et  les  mouvements  modernes 
m6ritent  toute  approbation.  Souvent  ils  se  manifestent  comme 
tendances  immorales  et  iniques,  et  Pie  IX  nous  a  avertis 
dans  son  Syllabus,  que  lorsqu'ils  se  pr6sentent  sous  de  tels 
aspects,  l'Eglise  ne  pourra  jamais  se  reconcilier  avec  eux. 
Et  pourtant,  que  de  grandes  et  que  de  bonnes  choses  sont 
contenues  dans  ces  idäes  et  dans  ces  mouvements.  Malgre 
ses  däfauts  et  ses  errements,  j'aime  mon  6poque,  j'aime  ses 
aspirations  et  ses  d&ibärations  ;  je  jouis  de  sa  bravoure  et 
de  ses  Industries  et  ses  däcouvertes  me  transportent...... 


168  L'Etat  et  les  Eglises  aux  Etats-Unis. 

«  Je  ne  dßsire  pas  un  retour  dans  la  grande  mer  du  temps, 
je  veux  toujours  aller  de  l'avant,  car  je  crois  que  Dieu  veut 
le  present  meilleur  que  le  passe"  et  le  futur  meilleur  que  le 
präsent » 

Dans  son  discours  sur  Le*on  XIII,  qu'ii  qualifie  de  «Pon- 

tife    de    son    epoque »,    en  demandant   ce  qu'est   devenue  la 

Papautä,    apres    les   spoliations    et   les  persexsutions,    il  dit : 

«La  Papaute*  vit,  regne  et  triomphe,  les  spoliations  et  les 
persecutions  ne  servent  qu'a  revöler  sa  force,  les  etranges 
transformations  de  l'epoque  actuelle  ne  fönt  que  developper 
sa  puissance  d'adaptation  et  ont  prouve  sa  vitalite  6ternelle. 
Leon  a  fait  preuve  d'une  intelligence  claire,  d'une  energie 
indomptable,  d'une  grande  connaissance  du  monde,  d'une  ha- 
bilete*  d'homme  d'Etat  et  d'un  courage  invincible  dans  la  täche 
qu'il  a  entreprise» Aujourd'hui   la  Papaute  est  reconnue 

pour  etre  le  premier  et  le  plus  grand  pouvoir  moral  du  monde. 

Le  Vatican  occupe  la  pensee   des  hommes    et  preoccupe  les 

peuples    et    les   gouvernements   comme    rarement    cela    s'est 

verifie  dans   l'histoire;    aujourd'hui   il   prime   comme   maitre 

supreme  de  la  morale  et  de  la  religion. 

Le  perte  du  pouvoir  temporel,  qui  paraissait  devoir  en- 
trainer  la  Papaute*  ä  sa  fin,  a,  au  contraire,  offert  ä  L6on 
l'opportunite*  de  manifester  sa  force  d'action  et  drintelligence, 
ainsi  que  la  force  innee  de  la  Papaute  elle-meme.  Ce  que 
Leon  a  entrepris,  il  l'a  acheve  simplement  en  sa  qualite*  de 
Pape  et  simplement  avec  le  pouvoir  spirituel.  Naturellement ') 
je  ne  veux  point  excuser  la  spoliation  de  la  Papaute\  Cette 
spoliation  est  toujours  un  crime  contre  le  droit  international 
et  une  tache  dans  l'histoire  de  l'Italie ;  et  je  ne  cesserai 
point  de  proclamer  que  la  vraie  position  de  la  Papaute  au 


')  Le  civis  Americanus  Irelaud  et  l'Archeveque  de  Saint-Paul 
peuvent-ils  bien  aller  d'accord  sur  ce  point  d'apres  les  pratiques  de 
Tun  et  la  thäorie  de  l'autre? 
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milieu  des  nations  chr6tiennes    ne   pent  etre  que   celle  d'une 

complete  independance.    Comme  fait   le  Pape,    j'ai   confiance 

en  son  Divin  Maitre,    qtii   voudra   tot   ou  tard  redresser  les 

torts  faits  ä.  l'Eglise  et  la  glorifier  en  rßtablissant  l'indepen- 

dance  de  la  Papaute.     En  attendant   je   vois   le   bien  surgir 

du  mal  et  les  triomphes  de    L6on  rendus  plus   glorieux    par 

les  torts  memes  de  ses  spoliateurs.  » 

En  revenant  ä  son  discours  snr  la  mission  des  catholiques 

«n  Amerique,  Mgr.  Ireland,  apres  avoir  fait  Teloge  des  vertus 

des  cathoüques  americains  dit :  «  L' Amerique  est  cordialement 
chr^tienne.  Comme  Systeme  religieux  le  protestantisme  est 
en  voie  de  dissolution,  il  est  sans  valeur  comme  pouvoir  doc- 
trinal  et  moral ;   ce  n'est  plus  un  ennemi  dont  il  faille  tenir 

-compte Je    r6pete   les    paroles    d'Oreste    A.    Brownson: 

«Jamais  depuis  son  eclosion  dans  le  Cenacle  de  Jerusalem 
l'Eglise  n'a  trouve  un  caractere  national  aussi  bien  adaptö 
&  donner  l'expression  la  plus   eleväe   et  la  plus  noble   de  sa 

civilisation Une  fois  le  peuple  Americain  catholicis6,  nulle 

part  dans  le  monde  nous  ne  trouverons  une  civilisation  chr6- 
tienne  d'un  ordre  plus  eleve  qu'en  Ame>ique.  » 

Dans  le  meme  discours  il  parle  de  l'importance  de  1' Ame- 
rique qui  heberge  une  nation  providentielle,  si  jeune  et  dejä 
«i  grande.  Dans  la  Solution  des  problemes  politiques  et 
sociaux,  de  meme  que  dans  le  de>eloppement  de  l'industrie 
et  du  commerce,  l'influence  de  1' Amerique  dominera  entre  les 
nations.  L'esprit  de  la  libertß  am6ricaine  charme  ä  travers 
les  mers  les  continents  lointains,  en  y  amenant  les  id£es  et 
les  institutions  americaines,  et  cette  influence  augmentera  au 
für  et  &  mesure  que  la  nation  grandira.  On  calcule  que 
dans  un  siegle  les  Etats-Unis  auront  une  population  de  quatre 
cents  millions,  tout  en  tenant  compte  de  la  diminution  de 
I'immigration.  «  Le  centre  de  l'action  et  de  l'influence  hu- 
maines  se  deplace  rapidement  et  le  jour  n'est  pas  eloigne  oü 
ce  sera  le  tour  de  l'Amärique  de  diriger  le  monde.    Le  ca- 
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ractere  naturel  du  peuple  americain  le  rend  apte  ä  en  etre* 
le  gaide:  il  est  hardi,  avise,  entreprenant.  Ce  qu'il  croit 
etre  bon,  il  l'execute ;  il  atteint  ce  ä  quoi  il  aspire.  Les 
Americains  ne  connaissent  point  l'indiffärence  ä  Fegard  des 
interets  vi t aux   ni   Fapathie,    qui   sous    le   noin    spöcieux   de 

«  conservateur  »  affecte  les  peuples  d'Europe» Nous  nou* 

avancons  vers  une  de  ces  grandes  epoques  de  Fhistoire  dans 
lesquelles  de  formidables  changements  s'eifectuent.  Le  monde 
est  actuellement  dans  les  douleurs  de  Fenfantement  d'une 
nouvelle  öpoque  qui  va  naitre  :  <  Magnus  ab  integro  saeculorum 
nascitur  ordo.»  —  Je  crois  qu'apräs  cela  nous  pouyons  cesser 
les  citations,  dans  la  supposition  qu'elles  sont  süffisantes  k 
caracte>iser  les  illustres  personnages  auxquels  elles  se  rap- 
portent  ainsi  que  leurs  tendances.  Mentionnons  encore  la 
circonstance  que  le  Cardinal  Gibbons  a  ouvert  le  Congrö& 
des  religions  ä  l'Exposition  de  Chicago,  sur  lequel  Mgr.  Ireland 
a  parle  dans  son  discours  sur  le  progres  humain  en  defendant 
l'idee  du  Congres  au  point  de  vue  catholique ;  son  argument 
est  que :  «  La  verite  gagne  ä  6tre  proclamee. »  II  y  a  des 
citations  cent  fois  plus  qu'il  n'en  fallait  au  fameux  magistrat 
mille  et  mille  fois  cite  pour  accuser  un  homme  du  crime  que 
Ton  veut. 

Voyons  maintenant  en  resume  comment  Hecker,  Gibbons, 
Ireland  et  FAmericanisme  en  general  ont  6te  juge*s  en  Europe. 

Ils  ont  eu  des  dStracteurs  et  des  fauteurs. 

Parmi  ces  derniers  il  y  en  a  eu  qui  avaient  interet  ä. 
voir  dans  FAmericanisme  une  revolte  contre  Borne  (Abbe 
Charbonnel  et  d'autres),  pour  en  suivre  le  drapeau.  II  s'ensuit 
que  dans  un  camp  et  dans  Fautre  il  peut  y  avoir  eu  le  meine 
inte"r£t  dans  un  but  oppose,  ä-  exagerer  et  ä  Interpreter  d'une 
maniere  tendencieuse  les  idees  de  FAmericanisme  et  des  hommes- 
qui  le  personnifient. 
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Dans  un  article  publik   dans  le   Num6ro  de  Mars  1900 

de  la  „North  American  Review"  et  intitul6  «Fin  de  l'Amäri- 

canisme  en  France»  Mr.  P.  L.  Pechenard,  Recteur  de  l'Uni- 

versitä  Catholique  de  Paris,  dit  que :  « dans  son  ensemble 
l'Americanisme  implique  im  certain  affaiblissement  en  mattere 
d'affirniation  de  dogmes,  une  tendance  s6paratiste  ä  l'Sgard 
de  l'autoritä  centrale  eccläsiastique,  nne  aspiration  ä  une  plus 
grande  independance  individuelle,  un  relächement  dans  les 
pratiques  de  la  vie  chrätienne  et  späcialement  de  la  vie  re- 
ligieuse. » 

La  meme  Revue  avait  d6jä  refutä  de  semblables  accusa- 
tions  et  d'autres  plus  accentuäes  encore  venues  de  France  et 
de  Rome  dans  nn  article  qui  a  paru  dans  son  nuinäro  de 
Juillet  1899,  et  intitulö :  «  AmSricanisme  vrai  et  faux  »,  par 
le  Revd.  William  Barry,  D.  D.  L'article  de  Mr.  Pächenard 
a  eu  sa  reponse  directe  de  Mr.  J.  St.  Clair  Etheridge  dans 
un  article  intitule*  :  «  La  genese  de  l'Amäricanisme»,  et  qui  a 
paru  dans  la  meine  Revue,  en  mai  1900.  II  faut  accorder 
la  dernigre  parole  ä  l'accusä.  II  commence  par  constater  que 
l'on  a  attache  deux  significations  tr&s  dififörentes  entre  elles 
au  terme  «Amäricanisme»,  l'une  politique,  l'autre  religieuse. 
Americanisme  politique  signifie  simplement  que  chaque  bon 
catholique  en  Amerique  doit  etre  en  meme  teinps  un  bon  ci- 
toyen,  d'apräs  Topinion  exprimee  par  Hecker,  que  tout  fidöle 
membre  de  l'Eglise  doit  de  m£me  etre  un  membre  fidele  de 
l'Etat.  Sans  changer  une  virgule  de  la  doctrine  catholique, 
il  s'efforce  de  dämolir  les  barrieres  de  la  bigotterie  et  de 
reunir  les  catholiques  ä  leurs  concitoyens  acatholiques  en  toute 
cause  au  profit  du  peuple.  Sans  rien  sacrifier  d'essentiel  de 
l'organisation  catholique,  il  adapte  les  m6thodes  extärieures 
de  l'Eglise  aux  besoins  de  l'äpoque  et  d'un  peuple  forma  de 
populations  venues  de  tous  les  pays  et  chantant  la  profession 
de  foi  d'une  centaine   de  sectes   diflfcrentes.    L'amäricanisme, 
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en  ce  sens,  loin  d'avoir  6t6  condamnß  par  L6on  XIII,  a  6te 
«pprouv6  et  beni  par  lui.  Ce  n'est  que  l'application  dus 
principes  6nonc6s  dans  sa  mämorable  lettre  au  peuple  fran$ais, 
exhortant  les  catholiques  fran$ais  ä  s'identifier  avec  la  nation. 
L'Am&icanisme  religieux  est  cet  ensemble  d'opinions  h6re- 
tiques  derniörement  condamnäes  &  Eome  et  contenues,  ainsi 
prötendent  Mgr.  Pechenard  et  son  6cole,  dans  la  meme  bio- 
graphie  da  P.  Hecker,  dans  laquelle  est  expose  l'Araericanisme 
politique. 

Le  P.  Hecker  et  ceux  qui  ont  sanctionne  ses  principes 
«t  ses  mäthodes,  on  prätend,  voudraient  röduire  la  doctrine 
-catholique,  afin  de  gagner  des  adhärents  ä  l'Eglise.  Ils  en- 
courageraient  les  qualitäs  naturelles  du  caractäre,  mais  au 
4etriment  des  vertue  surnaturelles.  Ils  accorderaient  ä  l'homme 
4ndividuel  une  libertä  de  pensäe  et  d'action  incompatibles  avec 
le  but  de  l'autoritä  eccläsiastique.  Ils  favoriseraient  la  Se- 
paration absolue  de  l'Eglise  de  l'Etat  dans  tous  pays  et  dans 
toutes  les  circonstances.  Ils  ätabliraient  meme  de  faux  prin- 
cipes de  ptete*  et  consid&reraient  comme  surann6s  les  grands 
ordres  religieux,  en  d6pr6ciant  la  valeur  m  orale  des  vceux 
qui  tiennent  ensemble  ces  grandes  organisations  spirituelles. 
C'esfc  de  la  vie  du  Pore  Hecker,  par  le  Rev.  W.  Elliot,  ou 
plutöt  d'une  adaptation  frangaise  de  cette  oeuvre,  que  l'Abbe 
•Charles  Maignen  a  tir6  les  opinions  indiquees  ci-dessus  et 
£tiquetees  „Am6ricanismea.  Par  quel  proc6de"  ces  erreurs 
furent  obtenues  de  la  biographie  du  P.  Hecker ;  de  quel  droit 
elles  ont  regu  le  nom  d'Amöricanisme ;  pour  quels  motifs  elles 
ont  6t6  attribuees  aux  Catholiques  d'Amörique  et  par  qui 
tout  cela  a  6t6  mis  en  branle,  c'est  ce  que  l'auteur  de  Tar- 
ticle  se  propose  d'exposer  au  public  et  que  je  donnerai  en 
rßsumö.  D'aprös  l'auteur  en  question,  l'Abb6  G.  Peries,  ancien 
professeur   ä  PUniversitS   Catholique  de  Washington,    serait 
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le  coryphee  de  l'Amäricanisme.  II  y  a  quatre  ans,  il  fut  re- 
mercie  pour  des  raisons  qu'on  n'indiqne  pas.  II  öcrivit  alors 
ä  Peveque  Hortsmann  la  lettre  suivante,  que  ce  dernier  d6- 
posa  devant  le  Comite  administratif  de  rUniyersitö,  lorsque* 
le  professeur  fut  congßdie.     Voici  la  lettre : 

«Je  ne  veux  point  de  scandale,  mais  je  dois  vous  pr6~ 
yenir  que  si  quelque  chose  se  fait  contre  moi,  tont  le  pays 
et  la  competente  congregation  romaine  sauront  quel  a  6t6 
Pesprit  de  cette  Institution  et  je  ne  le  ferai  point  pour  une 
simple  vengeance,  mais  dans  l'interät  de  l'Eglise. 

« J'espere  toutefois  que  cela  ne  sera  pas  näcessaire  et 
que  je  ne  serai  pas  obligö,  pour  l'honneur  de  mon  nom  et 
pour  la  defense  de  mes  interets,  de  m'engager  dans  une  lutte 
qni  serait  au  desavantage  pour  plusieurs  et  pour  le  grand  but 
que  nous  nous  sommes  propos6  dans  cette  Institution.  » 

Sign6:  G.  Pbbies. 

„Veuillez  ne  pas  perdre  mes  documents.  Je  pourrais  en 
avoir  besoin." 

Des  son  retour  en  France  Mr.  Peries  a,  dit  Mr.  Etheridge, 
commence  sa  campagne  contre  l'Eglise  d'Amerique  et  contre 
l'Amerique  elle-m§me.  L'abb6  Maignen  joignit  ses  efforts 
aux  siens  en  publiant  un  livre  intitule:  «Le  Pore  Hecker 
est-il  un  Saint?»  qui  contient  les  jugements  les  plus  dös- 
obligeants,  pour  dire  peu,  sur  tout  ce  qui  est  americain. 

La  traduction  anglaise  de  ce  pamphlet  a  quelque  peu 
mitig6  la  vivacitä  des  expressions  et  en  a  omis  quelques- 
unes.  Dans  une  lettre  ä.  l'auteur,  Mgr.  Satolli,  actuellement 
cardinal,  ancien  delegu6  apostolique  aux  Etats-Unis,  constate 
ces  modifications,  en  disant : 

«  Je  crois  que  la  Version  anglaise  a  bien  fait  d'adoucir 
certaine    vivacitö  qui  difficilement  se   separe   de   la  langue^ 
fran$aise. 

«Je  remarque,  en  outre,  que  certains  passages  ont  &t& 
modifies  pour  le  mieux». 
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Mr.  Maignen  critique  Intervention  des  prelats  catho- 
liques  amiricains  au  Congres  des  Religions,  il  accuse  le  Pere 
Hecker  de  manquer  de  reverence  au  Christ,  l'archeveque 
Kean  d'heresie,  etc.  etc. 

Le  livre  est  dedte  ä  Jesus  et  Marie,  et  meine  il  est  dit 
leur  oeuvre.  Mr.  Etheridge  n'a  pourtant  de  difficultö  k  com- 
prendre  pourquoi  le  Cardinal  Archeveque  de  Paris  a  refuse 
de  lui  accorder  son  imprimateur,  et  le  livre  n'a  vu  le  jour, 
que  lorsque,  contrairement  aux  regles  de  Pindex,  un  imprimeur 
romain  a  ajoute"  son  nom  k  celui  de  l'editeur  frangais  et  que 
le  Pere  Lepidi,  un  moine  dominicain,  eütdonne  la  permission 
de  Timprimer. 

Entre  autres  jugements  sur  ce  livre,  Mr.  Etheridge  cite 
celui  d'un  pretre  distingue  frangais  qui  dit  dans  la  «  Justice 
Sociale  »  :  Si  l'Americanisme  est  une  doctrine,  nous  avouons 
que  nous  l'avons  trouvee  dans  les  livres  de  Pabb6  Maignen 
et  dans  divers  articles  publies  dans  la  <  Verite  »,  mais  que 
nous  ne  l'avons  pas  decouvert  ailleurs,  pas  menie  dans  l'adap- 
tation  francaise  de  la  vie  du  Pere  Hecker. 

Monsieur  Tabb6  Henri  Delassus  a  contribue  ä  la  pole- 
mique  par  son  livre,  intitulä :  «L'Americanisme  et  la  Con- 
juration  Antichretienne»,  oü,  dedaignant,  dit  Mr.  Etheridge, 
les  petites  calomnies  de  Mr.  Maignen,  il  entreprend  de  prouver 
que  le  Cardinal  Gibbons,  l'Archeveque  Ireland  et  d'autres 
prelats  aniericains  conspirent  avec  les  Juifs  et  Francs-Ma^ons 
pour  häter  le  triomphe  de  l'Antechrist  et  pour  culbuter 
l'Eglise. 

Un  plus  important  facteur  dans  le  mouvement  en  question, 
dit  Mr.  Etheridge,  est  la  «  Civilitä  Cattolica»,  Torgane  prin- 
cipal  des  Jesuites.  Ce  Journal  italien  a  fait  le  plus  grand 
mal  aux  meilleurs  interets  de  la  religion  par  Petroitesse  de 
ses  vues  et  par  son  intolerance. 
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Sa  bigotterie,  politique  et  th6ologique,  son  Systeme  de  po- 
üemique,  son  aversion  pour  tout  ce  qui  est  liberte*  et  progres 
«ous  toutes  les  formes,  contribuent  beaucoup  ä  eloigner  l'ele- 
ment  intelligent  de  l'Europe  de  TEglise.  C'est  la  «Civilitä 
•Cattolica »  qui  plus  que  tout  autre  Journal  en  Europe  a  rendu 
possible  la  plus  grande  mystification  du  19e  stecle.  II  fait 
allusion  ä  Leon  Taxil  et  aux  Conferences  diuturnes  de  Diana 
Vaughan  avec  Satan  ä  Charleston.  Mr.  Etheridge  cite  encore 
dans  la  litterature  sur  l'Americanisme  Mr.  Tardivel,  du 
Oanada,  qni  dans  son  livre  «  La  Situation  Religieuse  aux 
Etats-Unis»  s'efforce  de  prouver  Texistence  reelle  de  Diana 
Vaugban  et  se  plait  ä  lancer  toutes  sortes  d'injures  contre  les 
Etats-Unis  ä  propos  d'Americanisme. 

L'auteur  de  l'article  de  la  „North  American  Eeviewa 
ajoute  a  la  liste  des  noms  qui  ont  figur6  dans  la  question, 
«eux  des  Cardinaux  Mazzella  et  Satolli  et  du  reverend  David 
Fleming. 

Le  cardinal  Mazzella,  jesuite  napolitain,  a  lutte"  pour  les 
interets  de  son  ordre  et  est  le  portevoix  de  la  « Civilitä 
«Cattolica  >  et  l'executeur  de  sa  politique  au  sein  du  Sacr6- 
CoDäge. 

Le  Cardinal  Satolli  est  bien  connu  en  Amerique  pour 
avoir  6t6  le  premier  delegne*  apostolique  aux  Etats-Unis. 
<3'est  pendant  son  sejour  ä  Washington  qu'il  se  mela,  dit 
Mr.  Etheridge,  d'une  maniere  inconcevable  des  affaires  de 
l'Uaiversite  Catholique  en  faisant  peser  son  influence  contre 
les  membres  americains  de  Tinstitution  et  en  faveur  de  1*616- 
ment  etranger,  qui  ötait  alors  guide  par  les  professeurs 
Schroeder  et  Peries.  II  r6ussit  ä  obtenir  du  Pape  la  lettre 
demandant  la  demission  de  l'eveque  Kean  de  Eecteur  de 
rüniversite. 
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Depuis  son  retour  ä  Eome  il  a  conserve  nne  attitude 
de  sombre  hostilite  contre  tout  ce  qui  est  ainericain. 

Le  Pore  Fleming  est  un  moine  franciscain  et  etait  l'ami 
et  collaborateur  du  Dr.  St.  George  Mivart.  II  etait  autrefois 
en  haute  estime  ä  Rome  pour  etre  un  exemple  de  large  in- 
telligence.  Eicemment  toutefois,  obeissant  ä  son  Ordre,  il 
est  devenu  le  representant  des  id6es  reactionnaires  anglaises 
et  il  expie  maintenant  rapidement  par  son  zele  dans  sa  nou- 
velle  cause  ses  escapades  theologiques  des  annees  precedentes. 

Le  resultat  de  l'agitation  provoqu^e  par  ces  hommes  qur 
souscrirent  aux  theses  de  rabbe"  Maignen  fut  d'amener  la 
Curie  Romaine  ä  en  prendre  connaissance.  Dans  l'interöt  de 
la  foi,  le  Souverain  Pontife  fut  obligö  de  les  condamner  ou 
que  ce  soit  qu'elles  fussent  trouv6es  et  il  le  fit  dans  le  fameux 
document  adresse  au  Cardinal  Gibbons,  dat§  du  23  Janvier 
1899  et  qui  commence  par  les  mots :  «Testern  benevolentise»~ 

Cette  lettre,  saluee  par  les  ennemis  de  l'Amärique  comme 
leur  triomphe,  est  en  räalite  la  seule  belle  page  dans  l'his- 
toire  de  l'Amencanisnie,  dit  Mr.  Etheridge.  En  la  lisant,  on> 
a  le  sentiment  qu'on  s'eleve  d'une  athmosphöre  sordide  ä  la 
pr6sence  auguste  de  Tun   des  plus  grands  Papes  de  l'Eglise» 

Chaque  ligne  de  ce  document  fait  preuve  de  respect  pour 
l'Eglise  en  Amerique,  et  aucun  membre  de  cette  Eglise,  qu'il 
soit  eveque,  pretre  ou  laique,  n'y  est  censure*  ou  condainn6~ 

«  Certaines  opinions  qui  concernent  les  methodes  de  la 
vie  chretienne  et  qui  sont  parfois  d6sign6es  sous  le  nonx 
d'«  Ame*ricanisme »  et  qui  ont  6te*  pr6sent6es  (par  des  per- 
sonnes  non  nommees)  sont  fausses  ou  dangereuses  et  doivent 
etre  repudiees.  Teile,  en  substance,  est  la  d6cision  papaie. 
Le  Pape  non-seulement  a  garde  d'imputer  aux  catholiques 
amäricains  les  erreurs  comprises  parfois  sous  le  nom  d'ameri- 
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canisme.  mais  meme  il  fait  constater  son  incrädulite"  que  de 
telles  erreurs  puissent  etre  suivies  par  des  Amöricains. 

«  Certainement,  si  par  ce  mot  on  entend  dire  les  qualitäs 
d'esprit  qui  distinguent  le  peuple  d'Ainäriqne,  comme  d'autres 
nations  se  dlstinguent  par  des  qualitös  propres  ä  elles,  et 
aussi  longtemps  que  ladite  expression  s'applique  &  la  Con- 
stitution de  Tos  Etats  et  ä  vos  lois,  il  n'y  a  pas  la  moindre 
raison  pour  nous  de  le  räpudier.  Mais  si  eile  sert  non-seule- 
ment  &  decrire,  mais  aussi  ä  justifier  les  erreurs  que  nous 
avons  d6ja  signaläes,  quel  doute  peut-il  y  avoir  que  nos  v6- 
närables  fröre«,  les  Eveques  d'Amärique,  seront  eux-memes 
les  premiers  a  les  rejeter  et  ä  les  condamner  comme  inju- 
rieuses  pour  ettx  et  pour  tonte  la  nation?» 

Et  promptement  les  däsaveux  sur  lesquels  comptait  le 
Pontife  arriverent  de  la  part  de  la  Hierarchie  amöricaine. 
Cinq  archeveques  et  6v6ques  suffragants,  repräsentant  quel- 
ques-uns  des  plus  grands  Sieges  äpiscopaux  de  PAmSrique, 
tont  en  condamnant  ce  que  le  Pape  a  condamnä,  däfendirent 
respectueusement  PEglise  Americaine  contre  l'imputation  d'h6- 
resie. 

L'ainericanisme,  6crlvent-ils,  comme  synonyme  de  fausse 
doctrine,  6tait  inconnu  dans  le  pays.  Ces  prelats  sont  le 
Cardinal  Gibbons,  de  Baltimore;  PArcheveque  Williams,  de 
Boston;  PArcheväque  Ireland,  de  St.  Paul;  l'Archeveque 
Eiordan,  de  San  Francisco ;  et  PArchevSque  Kain,  de  St.  Louis. 

II  y  a  a  ajouter  Farcheveqüe  Ryan  de  Philadelphie  et 
ses  e>eques  qui  informerent  Sa  Saintete*  qu'il  n'y  avait  guere 
de  fideles  conftes  ä  leurs  soins  qui  partageassent  les  faux 
principes  si  justement  condamnes.  Les  Archeveques  de  Chicago 
et  de  Dubuque  6tant  malades  en  ce  moment-lä,  ne  räpondirent 
point.  L'archidiocöse  de  Santa-F6  6tait  vacant.  Les  arche- 
veques de  Portland,  de  Cincinnati  et  de  la  Nouvelle  Orleans 
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ne  firent  guöre  plus  que  d'accuser  röception  respectueusement 
de  la  lettre  pontificale.  Des  14  Archidioceses  americains,  2 
seulement,  ceux  de  Milwaukee  et  de  New- York  constaterent 
la  presence  de  l'Americanisme.  Ce  ä  quoi  on  s'attendait. 
La  lettre  de  la  province  eccläsiastique  de  Milwaukee  repre- 
sentait  les  idees  de  4  e>eques  allemands,  et  quoique  les  amis 
de  ces  prelats  däfendent  leur  action  par  la  raison  qu'aucun 
de  ces  bons  et  pieux  horames  n'a  jamais  lu  la  vie  du  Pore 
Hecker,  il  ne  faut  pas  oublier  que  Milwaukee  est  le  siöge 
du  Cahenslyisine,  le  Germanisme  contre  l'Amäricanisme,  coinme 
j'ai  eu  occasion  d'expliquer  plus  haut. 

Quant  &  New- York,  Mr.  Etheridge  fait  reuiarquer  que 
Ton  dit  avec  beaucoup  d'apparence  de  verite"  que  s'il  n'y 
avait  pas  eu  de  vieilles  et  särieuses  frictions  entre  le  dit 
stege  et  ceux  de  Baltimore  et  de  St-Paul,  (on  fait  probable- 
ment  allusion  ä  la  Prätention  du  siege  de  New- York,  comine 
plus  grande  Metropole  am6ricaine,  au  Cardinalat),  l'Arche- 
veque  Corrigan,  qui  a  pourtant  accord6  l'imprimatur  ä  la 
vie  «du  P.  Hecker»,  dont  on  est  cense*  avoir  extrait  Pherßsie, 
n'en  aurait  point  aussi  soudainement  döcouvert  l'odeur.  Quoi- 
qu'il  en  soit,  c'est  maintenant  plus  qu'un  secret  de  polichinelle, 
que  la  lettre  que  sa  Gräce  de  New- York  a  envoy^e  ä  Rome 
au  nom  des  suffragants  ne  representait  point  les  vues  d'au 
moins  quelques-uns  des  öveques  dont  eile  portait  les  signa- 
tures. 

J'ai  essaye  par  la  citation  de  quelques  passages  mar- 
quants  des  ide*es  du  P.  Hecker,  du  Cardinal  Gibbons  et  de 
Mgr.  Ireland  de  mettre  ä  meme  le  lecteur  de  juger  par  lui- 
meme  de  la  portee  de  ces  idees  et  si  les  accusations  lanc6es 
contre  ces  eminentes  figures  principalement,  sont  fondees,  et 
j'ai  de  meme  expose  la  defense  en  resume  et  le  jugement  du 
Pape  qui  a  mis  fin  ä  Tincident  d'une  mantere  superieure. 
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Je  ne  sais  si  j'ai  räussi  dans  mon  Intention. 

Quant  ä  moi,  convaincu  de  la  väritä  de  Fobservation 
de  Mr.  Brünettere  cit6  par  Mr.  Etheridge  —  que  nulle  autre 
Eglise  adhöre  avec  plus  de  fidälitä  absolue  &  Rorae  et  n'ob- 
serve  plus  strictement  ses  präceptes  que  l'Eglise  Catholique 
amäricaine  —  ä  tel  point  que  je  l'avais  faite  avant  d'avoir 
eu  connaissance  de  celle  de  Mr.  Brünettere,  je  ne  vois  dans 
les  externations  des  personnages  en  question  que  le  däborde- 
ment  d'une  saine  et  abondante  seve  juvenile.  Ils  sont  citoyens 
patriotiques  d'une  jeune  et  grande  nation  qni  connait  & 
exnberance  sa  force.  Ils  ne  comptent  pas  les  obstacles,  ils 
ne  comptent  pas  les  ennemis.  Toute  jeune  et  forte  Nation 
a  eu  de  ces  manifestations.  Ils  rfcvent  le  plus  brillant  avenir 
pour  leur  pays,  l'käg&nonie  du  monde  entier.  Catholiques 
fervents  et  enthousiastes  ils  associent  ä  leurs  röves  patrio- 
tiques leurs  reves  catholiques.  Conqu6rir  leur  pays  tout 
entier  ä  la  foi  catholique,  c'est  plus  tard  conquärir  le  monde 
entier  ä  la  foi  catholique.  Le  monde  americain  et  catholique, 
voilä  leur  aspiration,  leur  programme.  Nul  n'a  plus  d'interßt 
&  conserver  et  ä  Computer  la  substance  et  Fünfte*  de  l'Eglise, 
nul  n'a  plus  d'int6ret*ä  soutenir  la  doctrine  et  Finfluence  de 
Rome  pour  leurs  vues  futures.  Seulement,  leur  Energie,  leur  force, 
la  largesse  de  leurs  vues,  les  rendent  impatients  et  däsireux 
de  procöder  plus  vite  et  plus  vigoureuseraent  ä  leur  conquSte 
de  FAme>ique  au  Catholicisme.  Au  fond,  cela  r6vele  Fexistence 
en  Amßrique  d'une  tradition  europeenne,  m§me  universelle, 
aussi  ancienne  que  Phomme,  qni  n'est  pas  une  vertu  chr6- 
tienne,  mais  qui  est  tout  ä  fait  humaine :  Tesprit  de  la 
domination. 

En  revenant,  pour  conclure,  au  titre  gene>al  de  cet 
article,  qui  traite  de  l'Etat  et  des  Eglises  aux  Etats-Unis, 
oü  Tun  et  les  autres  prospörent,  gräce    ä  la  Separation  des 
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unes  de  l'antre,  qu'il  me  soit  permis  de  poser  la  question  qui 
surgit  logiquement  ä  la  lecture  des  documents  pontificaux 
mentionn^s  et  des  doctrines  et  des  süperbes  discours  des 
äminents  repr&entants  de  FEglise  Catholique  Am6ricaine : 

«  Pourquoi  admirer  au  loin  ce  qu'on  n'admet  pas  dans 
son  voisinage  immediat  et  pourquoi  justifier  ailleurs  ce  qui 
est  le  contraire  de  ce  que  Pon  a  voulu,  l'on  a,  l'on  admire, 
et  l'on  exalte  chez  soi  ?  > 

Washington,  1900. 

J.  B.  Pioda. 
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Situation. 

Die  Zukunft  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  ist 
in  diesem  Jahre,  bei  Beginn  eines  neuen  Jahrhunderts,  mehr 
als  sonst  der  Gegenstand  nicht  bloss  von  Gedanken,  sondern 
auch  von  Besorgnissen  gewesen,  welche  in  den  Ereignissen  des 
Jahres  selbst  noch  ihre  weitere  Begründung  fanden. 

Denn  neben  den  Rückerinnerungen  an  die  letzte  Jahr- 
hundertwende, das  Jahr  1800,  in  welchem  eine  hoffnungsvoll 
begonnene  Erneuerung  unseres  staatlichen  Daseins  in  einen 
entschiedenen  Stillstand  und  allmähligen  Rückgang  gerieth, 
war  der  Boerenkrieg  in  Südafrika  ein  Ausblick  in  die  Zukunft 
der  Kleinstaaten  und  der  Republiken  überhaupt,  wie  er  an- 
schaulicher  und  leider,  müssen  wir  nun  vorläufig  hinzufügen, 
trauriger  sich  nicht  gestalten  konnte. 

Es  hat  sich  darin  gezeigt,  dass  trotz  aller  Friedens- 
kongresse eigentlich  ein  Rechtszustand  auch  in  der  civilisirten 
Welt  nicht  besteht,  sondern  auch  hier,  wie  in  wilden  und 
halbwilden  Ländern,  die  Gewalt  und  Macht  allein  gilt,  unter 
stillschweigender  Zulassung  wenigstens,  wenn  auch  nicht  Zu- 
stimmung, aller  nicht  direkt  Betheiligten.  Der  vorläufige 
Ausgang  dieses  Kampfes  legte  sich  wie  ein  düsterer  Schatten, 
nicht  allein  auf  alle  patriotischen,  oder  im  weitern  Sinne 
menschenfreundlichen  Gemüther,  sondern  auch  auf  Alle,  welche 
an  eine  unfehlbare  göttliche  Gerechtigkeit  glaubten,  und  Viele 
sind  in  diesem  ihrem  Glauben  erschüttert  worden.  Ganz 
ähnlich,  wie  dies  in  der  Zeit  der  grössten  Machtfülle  Na- 
poleons I.  der  Fall  gewesen  war,  dessen  neue  Verherrlichung 
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in  der  französischen  litterarischen  Welt  auch  nicht  ein  blosser 
Zufall,  sondern  ein  Zeichen  der  Zeit  ist,  in  welcher  wir  leben. 

Wir  bitten  unsere  Leser  die  Rede  des  Eidgen.  Land- 
ammanns Burkhardt  von  Basel  zu  lesen,  mit  welcher  der- 
selbe die  Tagsatzung  des  Jahres  1812  eröffnete*).  Damals 
stand  unser  schweizerisches  Nationaibewusstsein  auf  seiner 
tiefsten  bisherigen  Stufe;  der  Glaube  an  eine  eigentliche 
Fortdauer  unseres  Staates  schien,  wenigstens  in  den  leitenden 
Kreisen,  erloschen  zu  sein.  Dennoch,  das  wollen  wir  gleich 
zum  Tröste  beifügen,  hatte  bereits  jener  furchtbare  Krieg 
begonnen,  weicher  einige  Monate  später  die  ganze  Macht  nnd 
Herrlichkeit  dieses  Weltreichs,  welches  seinesgleichen  seit 
dem  ersten  Jahrhundert  unserer  christlichen  Aera  nicht  mehr 
gehabt  hatte,  in  den  Eiswüsten  Russlands  begrub. 

Es  liegt  ohne  Zweifel  neuerdings  in  der  Tendenz  der 
gegenwärtigen  Zeit  und  in  der  Art  ihrer  vorzugsweise  bloss 
auf  die  materiellen  Vortheile  gerichteten  Oivilisation,  dass 
sich  die  staatlichen  Verhältnisse  zu  wenigen  grösseren  Gruppen 
zusammenballen,  durch  welche  diese  Vortheile  besser  erreicht 
werden  zu  können  scheinen.  Die  vielen  internationalen  Ver- 
träge und  Kongresse  sind  nur  die  Vorbereitung  zu  einem 
solchen  Zusammenschluss,  der  für  die  kleineren  Staaten  nicht 
gerade  die  rohe  Weise  der  Einverleibung  anzunehmen  braucht, 
welche  England  in  Südafrika,  wahrscheinlich  mit  zu  wenig 
Klugheit,  gewählt  hat,  sondern  sich  auch  in  der  mildern  Form 
des  Protektorates  ausdrücken  kann,  welches  die  nächste  Zu- 
kunftsstaatsform Europa's  und  Asiens,  augenblicklich  wenig- 
stens, zu  sein  scheint.**) 

*)  Pol.  Jahrbuch  I  (1886)  Aufsatz:  „Unter  dem  Protektorat" 
pag.  296.  Dieser  Aufsatz  kommt  überhaupt  erst  jetzt  in  die  Zeit 
seiner  aktuellen  Bedeutung. 

**)  Vielleicht  auch  Anierika's,  obwohl  sich  die  republikanische 
Staatsform  des  dominirenden  Staates  dazu  weniger  eignet. 
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Von  diesem  Gefühle  ausgehend  konnte  man  in  diesem 
Jahre  selbst  in  schweizerischen  Zeitungen  die  Idee  eines 
Anschlusses  der  Eidgenossenschaft  an  den  amerikanischen 
Freistaat  erörtert  sehen,  welcher  naturgemäss  (wenn  ein  solcher 
Gedanke  einer  Aufgabe  der  eigenen,  vor  400  Jahren  definitiv 
in  17  Gefechten  schwer  erworbenen  Nationalität  jemals  bei 
unserem  Volk  Wurzel  fassen  könnte),  der  allein  ausführ- 
bare Gedanke  eines  viel  näher  liegenden  Schutzverhältnisses 
folgen  niüsste. 

-  -  Wir  sind  unsererseits  nicht  der  Ansicht,  dass  dies  der 
Leitgedanke  der  wahren  Civilisation  sein  kann.  Es  sind  nicht 
die  Grossstaaten  gewesen,  welche  jemals  den  wirklichen  Fort- 
schritt der  Menschheit  befördert  haben.  Das  wahre  dauernde 
Heil  derselben,  die  grossen  Gedanken,  welche  ihr  unvergäng- 
liches Erbe  bilden,  sind  nicht  aus  grossen  Monarchien,  wie 
Persien,  Krim,  China,  sondern  aus  kleinen  ganz,  oder  nahezu 
republikanischen  Staaten,  wie  Athen,  Sparta,  Judäa  über  die 
#anze  Welt  verbreitet  worden.  Wir  zweifeln  unsererseits  nicht 
dass  sich  das  stets  gleichbleiben  wird  und  dass  in  vielleicht 
nicht  sehr  langer  Zeit  dem  jetzigen  Drang  nach  Vergrösserung 
der  staatlichen  Organisationen  wieder  ein  ganz  allgemeiner 
Euf:  «Zurück  zu  kleineren  Staaten»  folgen  wird. 

Im  letzten  Grunde  sind  das  alles  nur  Aeusserongen 
auf  dem  politischen  Gebiete  des  gleichen  Kampfes  zwischen 
materialistischer  und  idealistischer  Weltanschauung,  wie  er 
auf  dem  philosophischen  und  religiösen  besteht.  Wem  das 
materielle  Wohlergehen  auf  dieser  Welt  der  höchste  Gedanke 
für  den  Einzelnen  und  für  die  Völker  ist,  der  wird  dasselbe 
stets  in  einem  mächtigen  Reiche,  wie  es  das  römische  Welt- 
reich unter  den  besten  Kaisern  war,  oder,  wenigstens  der  Idee 
nach,  das  französische  von  1804  bis  1812,  und  wie  es  offen- 
bar   das  Staatsideal   der  jetzigen    englischen  Regierung,  ja 
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vielleicht  sogar  auch  der  jetzigen  amerikanischen  ist,  zu 
suchen  geneigt  sein.  Diese  Art  Leute  suchen  bloss  noch  die 
schonenden  Formen  für  die  Anschauungen,  die  eigentlich 
bereits  ihr  Gedankenleben  beherrschen;  die  «wirtschaftliche 
Annexion»  der  Kleinstaaten  vollzieht  sich  für  sie  ganz  natur- 
gemäss,  mit  der  absoluten  Konsequenz  eines  sogenannten 
Naturgesetzes,  und  sie  würden  sich  auch  nie  entschliessen 
können  zu  der  einfacheren,  nach  ihrer  Auffassung  roheren 
und  rückschrittlicheren,  Lebensart  zurückzugehen,  die  viel- 
leicht in  der  That  erforderlich  wäre,  um  diesem  «Zug  der 
Zeit»  zu  widerstehen.  Wir  sind  ja  auch  in  der  Philosophie 
jetzt  in  diesem  Kampfe  zwischen  einer  wahren  Philosophie 
und  wahren  Religion  gegen  eine  sogenannte  «moderne»  Bil- 
dung begriffen,  welcher  eigentlich  alle  grossen  Grundgedan- 
ken der  Menschheit  fehlen,  die  den  Menschen  selbst  nur  als 
ein  Thier  mit  vorübergehendem  Dasein  ansieht,  für  welches 
ein  gewisses  Wohlbefinden  geschaffen  werden  soll,  das  sich 
sogar  nicht  einmal  auf  Alle,  sondern  bloss  auf  einige  bevor- 
zugte Individuen  und  Völker  ausdehnen  kann,  denen  dann  die 
andern  als  Material  dafür  dienen  müssen.  Nicht  mit  Unrecht 
nannte  eine  deutsche  Zeitung  diese  in  der  leitenden  Gesell- 
schaft aller  Völker  heute  vorherrschende  Anschauung  eine 
Anarchie,  die  noch  bedenklicher  sei,  als  die  gewöhnlich  so 
genannte. 

«Das  ist  der  Wahrheits-Bankerott  dieser  modernen 
reflektirten  Bildung,  der  es  gar  nicht  um  Verbreitung  wahrer 
Kultur,  sondern  nur  um  Ausbeutung  der  Völker  zu  thun  ist* 
Sie  lässt  die  Völker  in  ihrem  alten  sie  verderbenden  Heiden- 
thura  und  sucht  ihnen  nur  europäische  äussere  Bedürfnisse  an- 
zugewöhnen, um  ihre  Aufnahmefähigkeit  für  europäische 
Handelswaren  zu  vermehren.  Die  Wahrheit  gilt  ihr  nichts, 
der  Handel,  der  dadurch  erworbene  Reichthum  und  die  darauf 
gegründete  Macht  ist  ihr  alles.   Der  Mächtige  hat  Recht,  und 
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der  Schwache  muss  sich  ihm  unterwerfen.  So  philosophirt 
nicht  bloss  Nietzsche  und  die  Darwinistische  Selektionstheorie, 
sondern  von  diesem  Standpunkte  gehen  Cecil  Kodes  und  Cham- 
berlain  bei  ihrer  praktischen  Gewaitspolitik  in  Südafrika  aus 
und  diese  Anschauungen  beherrschen  im  Grunde  unsere  ganze 
Zeit.  Nicht  bloss  der  Kapitalismus,  der  die  wirthschaftliche 
Macht  durch  Aktiengesellschaften,  Ringe  und  Syndikate  in 
seine  Hände  zu  konzentriren  sucht,  sondern  auch  der  revolu- 
tionäre Sozialismus,  welcher  alle  Machtmittel  in  der  Hand 
des  sozialistischen  Staates  vereinigen  will.  Und  was  ist  der 
Anarchismus  anderes,  als  die  äusserste  Konsequenz  des  reflek- 
tirten  Abfalls  von  Gott  und  christlich  sittlicher  Weltanschau- 
ung, für  den  es  keine  religiöse  und  sittliche  Wahrheit  mehr 
gibt  und  der  sich  auch  durch  keine  konventionelle  und  staats- 
gesetzliche Moral  mehr  bestimmen  lässt». 

Was  dagegen  sich  geltend  machen  will  und  muss  in 
allen  Staaten,  auch  in  dem  unsrigen,  das  ist  die  Frage,  ob 
sie  von  „ Strebern a  beherrscht  werden  sollen,  die  möglichst 
viel  Lebensgenuss  haben  wollen  (zunächst  natürlich  für  sich, 
sodann  aber  allerdings  auch  für  so  weite  Kreise,  als  der  vor- 
handene Vorrath  daran  ausreicht)  oder  von  wirklich  ideali- 
stisch gesinnten  und  tapferen  Menschen,  die  das  Lebens- 
glück überhaupt  nicht  in  dem  materiellen  Wohlsein  suchen. 
Dass  nur  die  Letztern  eine  kleine  Republik  mitten  unter 
monarchischen  Grossstaaten  intakt  erhalten  können,  das  sollte 
Jedermann,  der  die  Geschichte  einigermassen  kennt,  klar  sein ; 
es  bringt  es  aber  auch  der  gesunde  Menschenverstand  schon 
mit  sich.  Aufwachsen  werden  in  der  nächsten  Zukunft  beide 
Arten  von  Menschen  bei  uns;  es  fragt  sich  nur  noch,  welche 
die  Oberhand  gewinnen  wird,  wobei  es  auf  die  blosse  Zahl 
nicht  so  sehr  ankommen  wird,  als  auf  die  Qualität  derjenigen, 
die  auf  beiden  Seiten  stehen. 

Die  innere  Gefahr  der  Zukunft  für  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft    liegt   in    einer   beständigen  Zunahme   der 
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Bevölkerung,  die  das  Land  mit  seinen  natürlichen,  be- 
schränkten Hilfsmitteln  nicht  ernähren  kann,  ohne  künstliche 
zu  Hilfe  zu  nehmen,  und,  damit  verbunden,  in  einer  Zunahme 
des  Luxus,  überhaupt  eines  höhern  sogenannten  «Standard  of 
life»,  der  ein  nur  sehr  relatives  Glück  für  einen  Staat  ist, 
nämlich  dann,  wenn  er  die  idealistischen  Lebensanschauungen 
nicht  untergräbt  und  mit  den  natürlichen  Hilfsquellen  des 
Landes  im  Einklang  steht,  sonst  aber  nicht.  Die  äussere 
Gefahr  haben  wir  bereits  bezeichnet,  sie  heisst:  Protektorat. 
Alle  Staatsmassregeln,  die  den  gewöhnlichen  Inhalt  der 
«Politik»  ausmachen,  werden  uns  zu  unserer  staatlichen 
Erhaltung  durch  das  20.  Jahrhundert  hindurch  nicht  hin- 
reichend helfen.  Wir  brauchen  jetzt  vor  Allem  eine  Stärkung 
des  Geistes,  eine  Zunahme  der  Kraft  in  der  heran- 
wachsenden Generation.  Denn  die  jeweiligen  Menschen 
machen  den  jeweiligen  Staat,  sein  Glück  und  sein  Unglück 
aus,  nicht  irgendwelche  sonstigen  «Verhältnisse».  Die  Frage 
für  die  Staaten,  auf  die  Alles  ankommt,  ist  immer  nur  die 
Lebensfähigkeit.  Wenn  sie  dieselbe  besitzen,  so  schadet  ihnen 
auch  alles  kommende  Unglück  nichts.  Es  ist  im  Gegentheil 
der  allerwirksamste  Hebel  der  Reform  —  wenn  sie  es  näm- 
lich aushalten.  Es  vernichtet  nur  das  Schwache  auf  Erden, 
stärkt  und  erhebt  dagegen  das,  was  noch  Kraft  genug 
zum  Leben  besitzt.  Ohne  diese  innere  Lebensfähigkeit  aber 
nützt  weder  ein  äusserer  Schein  von  Wohlbefinden,  noch 
irgend  ein  Wohlwollen  Dritter,  das  stets  sehr  relativ  sein 
wird,  oder  ein  sogenanntes,  fatalistisch  aufgefasstes  «Glück», 
das  auch  seine  natürlichen  Grenzen  hat. 

Wir  wissen  sehr  wohl,  dass  diese  ganze  Betrachtung 
nicht  Jedermanns  Sinn  und  Geschmack  in  unserem  Lande 
entspricht,  in  welchem  der  Götzendienst  des  goldenen  Kalbes 
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und  noch  mehr  die  Politik  der  «apparences»  und  der  bloss 
augenblicklichen  Aushilfsmittel  ihre  starke  Vertretung  haben 
und  stets  behalten  werden.  Doch  handelt  es  sich  wesentlich 
bloss  darum,  dass  das  nicht  allgemeine  und  alleinige  Lan- 
des- und  Yoiksanschauung  werde. 

Es  kommt  bei  allem  Wahren  und  Rechten  in  der  Welt 
weniger  darauf  an,  dass  es  in  der  Mehrheit  sei,  als  dass  es 
auch  öffentlich  existire  und  seine  Vertretung  finde.  Das 
bei  weitem  Gefährlichste  der  «modernen  Weltanschauung»  ist 
die  hypnotisirende  Wirkung,  die  sie  auf  grosse  Massen 
ausübt,  so  dass  dieselben  von  gar  nichts  Anderem  mehr 
hören  und  wissen.  Diesen  Zauber  wenigstens  wollen  wir 
beständig  brechen  in  unserem  Lande,  gleichviel  ob  wir  da- 
mit in  der  Mehrheit,  oder  Minderheit  uns  befinden. 

«Sei's,  ich  opfere  meinen  Göttern 
Opfert  Ihr  —  wie  lang?  —  den  Götzen! 
Zukunft  wird,  mit  andern  Lettern, 
Euch  und  mir  das  Urtheil  setzen.» 
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I.  Auswärtige  Verhältnisse. 

«Das  Jahrhundert  ist  im  Sturm  geschieden  und  das  neue 
öffnet  sich  mit  Mord».  Dieses  Wort  Schillers  über  das  beginnende 
19.  Jahrhundert  ist  im  Anfang  des  20.  von  nicht  geringerer 
Wahrheit,  trotz  allen  Bemühungen  und  auch  wirklichen  Er- 
folgen der  seitherigen  Civilisation.  Denn  es  begann  mit 
einem  Gewaltakt  der  Unterdrückung  zweier  durchaus 
ehrenhafter  civilisirter  Staaten  durch  einen  dritten,  den  man 
bisher  als  den  berufensten  Beschützer  der  Freiheit  in  der 
Welt  angesehen  hatte;  es  setzte  sich  fort  mit  einem  gemein- 
samen Angriff  der  civilisirten  Welt  auf  ein  uraltes  asia- 
tisches Beicb,  eine  Aktion,  deren  Folgen  sich  noch  weit  in 
dieses  Jahrhundert  hinein  erstrecken  werden ;  und  sogar  der 
direkte  Mord  eines  Staatsoberhauptes  und  eines  Gesandten 
mussten  seine  Schwelle  mit  Blut  beflecken. 

Der  Boerenkrieg,  welcher  schon  im  Oktober  1899 
begonnen  hatte  und  jetzt  noch  nicht  zu  Ende  ist,  war  von 
Seite  der  Boeren  eine  der  grössten  Thaten,  welche  die  moderne 
Geschichte  kennt.  Kein  Mensch  hatte  es  für  möglich  ge- 
halten, dass  zwei  kleine  Bepubliken  ohne  ein  europäisch  ge- 
ordnetes Heerwesen  dem  grössten  Beiche  der  Welt  einen  so 
langen,  im  Ganzen  genommen  glorreichen  und  im  Einzelnen 
immer  wieder  erfolgreichen  Widerstand  würden  leisten  können. 
Die  Geschichte  wird  das  verzeichnen  und  die  einfache  gerade 
Wahrheit,  dass  dies  ein  ungerechter  Krieg  war,  welchen 
England,  angeblich  zwar  im  Namen  des  Fortschrittes,  längst 
plante,  wird  sich  zuletzt  doch  noch  siegreich  über  all  dem 
Lügengewebe  erheben,  mit  welchem  die  Vertreter  dieses  Fort- 
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Schrittes  ihre  Thaten  zu  beschönigen  suchen.  Es  hat  den 
Boeren  Niemand  beistehen  wollen ;  aber  wenn  sie  einstweilen 
ihre  staatliche  Existenz  verlieren,  so  sind  sie  ruhmvoll,  nach 
einem  unerwartet  langen  und  kräftigen  Widerstand  unter- 
gegangen und  ein  solches  Volk  kann  sich  stets  wieder  er- 
heben, während  England  den  Fluch  dieses  Krieges,  in  dem 
es  6ich  keine  Art  von  Ehre  erwarb,  noch  lange  zu  tragen 
haben  und  sich  vielleicht  von  dem  Verluste  seines  moralischen 
und  militärischen  Ansehens  nie  mehr  ganz  erholen  wird. 

«Great  deeds  cannot  die; 

They  with  the  sun  and  moon  renew  their  light 

For  ever  blessing  those  that  look  on  them.» 

(Tennyson.) 

Der  Krieg  selbst,  der  für  alle  kleinen  Staaten  der  heu- 
tigen Welt  viel  politisch  und  militärisch  Lehrreiches  enthält, 
schien  sich  Anfangs  für  die  verbündeten  Republiken  glücklich 
anzulassen,  endete  dann  aber  in  dieser  ersten  Phase  plötz- 
lich sehr  unglücklich  mit  einer  grossen  Kapitulation  des 
Hauptführers  Cronje  bei  Paardeberg.  Es  sind  nicht  die  Nie- 
derlagen, sondern  die  Kapitulationen,  welche  einer  Nation 
am  gefährlichsten  sind;  wir  wissen  das  aus  unserer  eigenen 
Geschichte.  St.  Jakob  und  Marignano  bleiben  Ruhmestage 
auf  ewig,  von  Pavia,  oder  Basel  1813  spricht  man  hingegen 
nicht  gerne.  Hätte  Cronje,  wenigstens  mit  einem  Theile  seiner 
Truppen,  bis  zum  Tode  ausgehalten,  so  würde  er  jetzt  an  der 
Seite  der  Spartaner  unter  Leonidas  im  Glänze  eines  unver- 
gänglichen Ruhmes  strahlen  und  die  wundervolle  Grabschrift : 
«Wanderer,  kommst  du  nach  Sparta,  berichte  dorten,  du 
habest  uns  hier  liegen  geseh'n  wie  das  Gesetz  es  befahl» 
würde  nun  nochmals  an  einem  südafrikanischen  Hügel  stehen 
und  jedes  Volk,  das  in  gleiche  Lagen  kommen  kann,  neu 
ennuthigen.     Während   jetzt,    trotz    alles   vorangegangenen 
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Widerstandes,  der  Name  Cronje  mir  einen  der  vielen  «Ka- 
pitulanten der  Geschichte  bedeutet.  Wahrlich  das  bischen 
Leben,  das  gerettet  wird,  ist  viel  zu  theuer  erkauft  in  solchen 
Fällen,  und  unser  alter  Sempacherbrief  hatte  vollkommen 
Eecht,  wenn  er  jede  Ergebung  als  ein  Verbrechen  erklärte. 

Mit  dieser  kriegerischen  und  moralischen  Niederlage  des 
Führers,  auf  den  man  seltsamerweise  das  grösste  Vertrauen 
gesetzt  hatte,  und  der  sich  offenbar  seiner  militärischen  Auf« 
gäbe  nicht  ganz  gewachsen  gezeigt  hatte,  endete  der  eigent- 
liche grosse  Krieg  und  begann  der  kleine  Guerillakrieg, 
in  welchem  übrigens  die  Boeren  ihre  Haupteigenschaften  noch 
besser  als  bisher  entwickelten.  Immerhin  fehlte  fortan  selbst 
bei  den  wohlwollendsten  Zuschauern  zwar  nicht  die  Achtung 
und  die  Sympathie  für  ein  unter  diesen  Umständen  vielleicht 
doppelt  bewundernswerthes  Aushalten,  aber  der  Glaube  an 
den  Sieg  der  gerechten  Sache  und  sogar  vielfach  an  den 
Sieg  der  Gerechtigkeit  in  der  Welt  überhaupt.  Das  ist  der 
grosse  Nachtheil,  den  diese  Kapitulation  von  Paardeberg  der 
ganzen  Welt  zugefügt  hat.  Manche  schwächlichen  Gemüther 
fingen  sogar  auch  bei  uns  an,  an  den  Boeren  allerlei  Fehler 
zu  entdecken,  die  sie  früher  nicht  gesehen  hatten,  und  das 
Traurigste  dabei  war,  dass  selbst  von  den  Schweizern,  welche 
ihr  Brod  in  Südafrika  gegessen  hatten,  einzelne  bei  der  Be- 
setzung des  Landes  durch  die  Engländer  sich  in  deren  Ge- 
waltherrschaft fügten  und  dies  durch  Herabsetzung  ihrer  ehe- 
maligen Freunde  vor  der  Welt  und  vor  ihrem  eigenen  Gewissen 
zu  rechtfertigen  versuchen  mussten. 

Zur  Stunde  ist  der  Krieg  noch  nicht  zu  Ende.    Wirklich 
'zu  Ende  wird  er  überhaupt  niemals  sein,  bevor  ganz  Süd- 
afrika für  England  verloren  und,  wie  einst  die  amerikanischen 
Colonieu,  eine  grosse  selbständige  Republik  geworden  ist.    Es 
bildet  eine  Art  von  Entschuldigung  für  die  jetzige  englische 
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Regierung,  dass  sie  zum  Theil  durch  das  Schreckbild  dieser 
Zukunft  zu  ihrem  Eroberungskriege  veranlasst  worden  ist 
und  ihn  insofern  als  eine  Art  von  rechtzeitiger  Nothwehr, 
behufs  Erhaltung  des  bestehenden  Besitzes,  ansehen  konnte. 
Aber  sie  hat  die  Krisis  um  viele  Jahre,  vielleicht  Jahrzehnte, 
beschleunigt  und  sie  hätte  einen  legitimen  Einfluss  auf  die 
beiden  Republiken  auch  in  einer  andern  Form  gewinnen 
können,  als  in  der  ganz  rohen  und  unter  civilisirten  Staaten 
ausgeschlossenen  einer  förmlichen  Annexion,  die  unter  allen 
Umständen  weder  gerecht,  noch  klug  war.  Man  kann  da  mit 
dem  frivolen  Talleyrand  sagen:  C'est  pire  qu'un  crime, 
c'est  une  faute.  Und  zwar  ein  ganz  enormer  Fehler,  denn 
von  einer  Pazifikation  dieser  Gebiete  ist  nun  keine  Rede 
mehr  und  zu  einem  eigentlichen  Militärregiment  in  Südafrika 
auf  Jahrzehnte  hinaus  hat  sich  England  bereits  als  zu 
schwach  erwiesen. 

Die  Eidgenossenschaft  —  das  ist  für  uns  das  Nieder- 
drückende in  der  Sache  —  verliert  durch  diesen  Krieg  zwei 
Freunde.  Zunächst  die  beiden  Republiken,  mit  denen  sie 
durch  natürliche  Sympathie  und  durch  Verträge  verbunden 
war,  und  sodann  England,  zu  dem  sie,  als  zu  einem  mächtigen 
Schützer  der  grossen  Gedanken  von  Freiheit  der  Völker, 
Xichtintervention,  Gerechtigkeit  und  wahrem  Christenthum 
aufzublicken  gewohnt  war.  Dieses  ideale  Land  ist  durch  den 
Boerenkrieg  auf  lange  Zeit  hinaus  untergegangen  und  kann 
nur  durch  eine  grosse  Umkehr  wieder  auferstehen,  die  nicht 
anders  als  durch  Unglück  erfolgt.  Was  übrig  blieb,  ist  ein 
Grossstaat  gewöhnlicher  Art  mit  der  gewöhnlichen  Gewalt- 
politik dieser  Art  von  Staaten  und  ohne  die  dazu  gehörigen 
Machtmittel. 

Auch  in  Deutschland,  das  nun  doch  in  diesem  Jahre  noch 

seine  Truppen  über  das  Meer  sendeu  musste,  haben  wir  und 

13 
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wohl  alle  seine  Freunde  uns  getäuscht.  Ungemein  viel  zweck- 
mässiger als  der  chinesische  Feldzug,  gewiss  auch  dem  eigenen 
Volksgefühl  entsprechender  und  endlich  früherer  politischer 
Vorkommnisse  mehr  würdig  wäre  es  gewesen,  wenn  Deutsch- 
land rechtzeitig  und  im  rechten  Momente  der  englischen  Er- 
oberungspolitik in  Südafrika  einen  entschiedenen  Wider- 
spruch entgegengesetzt  hätte.  Damit  hätte  es  sich  als  den 
nunmehrigen  berufenen  Hüter  von  Eecht  und  Freiheit  in  der 
Welt  erwiesen,  nach  unserem  Dafürhalten  sogar  ohne  einen 
Krieg  dabei  zu  riskiren,  der  ihm  übrigens  auch  so  nicht  er- 
spart bleibt.  Zum  allermindesten  hätte  sich  die  Aufrecht- 
erhaltung des  stammverwandten  holländischen  Boerenelements 
und  die  feste  Begründung  des  deutschen  Einflusses  in  ganz 
Südafrika  erreichen  lassen  und  wahrscheinlich  doch  zuletzt 
besser  gelohnt,  als  das  Eintreten  mit  aller  Macht  in  die 
chinesische  Verwicklung,  wo  die  Deutschen  mit  ihrem  Geld 
und  Blut  wesentlich  für  Andere  werden  arbeiten  müssen.  Die 
edle  Politik  ist  mitunter  doch  die  klügste  zugleich,  nament- 
lich für  ein  Volk,  dessen  Mission  in  der  Weltgeschichte  nicht 
nur  die  ist,  es  Andern  an  «Realpolitik»,  oder  was  man  so 
nennt,  gleichzuthun.  Wir  wenigstens  haben  eine  grössere 
Vorstellung  von  Deutschlands  Beruf  und  glauben,  dass  sogar 
Bismarck  sich  das  afrikanische  Protektorat  nicht  so  leicht 
hätte  entgehen  lassen.  Das  ist  ein  gewaltiger  Fehler  der 
deutschen  Politik  gewesen,  der  sich  noch  schwer  rächen 
wird  und  kaum  mehr  jemals  wieder  gutzumachen  ist. 

Denn  das  siegende  England  von  Chamberlain  und  Cecil 
Rhodos  kann  die  deutschen  Besitzungen  in  Südafrika  noch 
viel  weniger  auf  die  Dauer  dulden,  als  die  beiden  Republiken, 
die  viel  leichter  seiner  thatsächlichen  Oberherrschaft  zugäng- 
lich zu  machen  waren,  und  es  wird  die  gleichen  «realpoliti- 
schen*  Grundsätze  von  der  Notwendigkeit  das  Bestehende 
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durch  weitere  Annexionen  zu  erkalten,  die  es  diesen  Staaten 
gegenüber  angewendet  hat,  auch  auf  Deutschland  anwenden, 
sobald  es  ihm  möglich  erscheint,  und  sich  dann  noch  über- 
dies auf  die  stillschweigende  (oder  vielleicht  gar  ausdrück- 
liche) Zulassung  dieser  Politik  durch  Deutschland  im  Jahre 
1900  berufen.  Wenn  man  unter  «Politik»  überhaupt  ein 
rechtzeitiges  und  richtiges  Voraussehen  muthmasslich  ein- 
tretender Verhältnisse,  verbunden  mit  thunlicher  Beförder- 
ung der  nützlichen  und  Verhinderung  der  schädlichen,  ver- 
steht, so  ist  die  Politik  Deutschlands  im  Boererikrieg  schwer- 
lich eine  gute,  und  jedenfalls  keine  für  uns  beruhigende  ge- 
wesen. 

Für  die  Boeren,  die  noch  aushalten,  gilt  jetzt  voll 
und  ganz  der  alte  Psalm,  der  schon  Cromwell  in  allen 
«einen  Kämpfen  aufrecht  hielt  und  der  daher  sein  «Leib- 
psalm» genannt  wird.1) 

Krüger,  Stejin  und  ihre  tapfern  Truppenführer  sind  in 
der  That  die  echten  Nachfolger  jener  grossen  Puritaner,  wie 
ihre  Gegnerschaft  ebensosehr  theilweise  den  übermüthigen 
Cavalieren,  theils  jener  in  der  grossen  englischen  Revolution 
auch   vorhandenen    für   alle    höheren    Ideen    gleichgültigen, 


*)  «Gott  ist  unsere  Zuversicht  und  Stärke,  eine  Hülfe  in  den 
grossen  Nöthen,  die  uns  getroffen  haben. 

Darum  fürchten  wir  uns  nicht,  wenn  gleich  die  Welt 
unterginge,  und  die  Berge  mitten  ins  Meer  sänken; 

Wenn  gleich  das  Meer  wüthete  und  wallete,  und  von  seinem 
Ungestüm  die  Berge  einfielen. 

Dennoch  soll  die  Stadt  Gottes  fein  lustig  bleiben  mit  ihren 
ßrünnlein,  da  die  heiligen  Wohnungen  des  Höchsten  sind. 

Gott  ist  bei  ihr  darinnen,  darum  wird  sie  wohl  bleiben;  Gott 
hilft  ihr  frühe. 

Die  Heiden  müssen  verzagen,  und  die  Königreiche  fallen;  das 
Erdreich  niuss  vergehen,  wenn  er  sich  hören  lässt. 
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bloss  noch  ökonomisch  denkenden  Mittelpartei  gleicht,  die 
kaum  ein  vernünftiger  Mensch  irgendwo  mit  Sympathie  be- 
trachtet, obwohl  sie  manchmal  zum  Unglück  der  Völker  den- 
noch das  letzte  Wort  behält. 

Die  von  Lord  Roberts  zur  Zeit  bereits  erklärte  Annexion 
der  beiden  Republiken  ist  völkerrechtlich  dermalen  noch  un- 
gültig und  vollends  die  Proklamirung  des  Standrechts  gegen 
die  noch  weiter  kämpfenden  Boeren  ebenso  ungültig,  als 
unausführbar.  Es  kann  nicht  bloss  von  dem  Belieben  eines 
Generals  abhängen,  ob  sein  noch  im  Felde  stehender  Gegner, 
den  er  bisher  als  Kriegführenden  anerkannt  hat,  ja  der 
sogar  von  seiner  eigenen  Regierung  s.  Z.  als  solcher  förm- 
lich anerkannt  worden  ist,  diese  Eigenschaft  von  heute  auf 
morgen  einbüssen  soll.  Kein  Mensch  ausserhalb  England 
wird  das  acceptiren,  sondern  viel  eher  als  ein  Zeichen  einer 
Schwäche  betrachten,  die  mit  unzulässigen  Mitteln  ein  Ziel 
zu  erreichen  versucht,  das  bei  regelmässiger  Kriegführung 
immer  noch  als  in  weiter  Ferne  stehend  erscheint.  An  der 
Weltpostfeier,  welche  in  Bern  vom  2.  Juli  ab  stattfand, 
musste  es  sich  die  Vertretung  von  England  gefallen  lassen, 
sowohl  den  Oranje-Freistaat,  als  die  südafrikanische  Republik, 
noch  als  bestehende  selbständige  Staaten  von  der  ganzen 
Welt  anerkannt  zu  sehen,   und   Niemand  wagte  es,  dagegen 


Der  Herr  Zebaoth  ist  mit  uns,  der  Gott  Jakobs  ist  unser 
Schutz. 

Kommt  her  und  schauet  die  Werke  des  Herrn,  der  auf  Erden 
solches  Zerstören  anrichtet; 

Der  den  Kriegen  steuert  in  aller  Welt;  der  Bogen  zerbricht, 
Spiesse  zerschlägt  und  Wagen  mit  Feuer  verbrennet. 

Seid  stille  und  erkennet,  dass  ich  Gott  bin.  Ich  will  Ehre 
einlegen  unter  den  Heiden,  ich  will  Ehre  einlegen  auf  Erden. 

Der  Herr  Zebaoth  ist  mit  uns,  der  Gott  Jakobs  ist  unser 
Schutz.» 
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Einsprache  zu  erheben.  Thatsächlich  allerdings  ist  die  Phi- 
losophie Nietzsche's  von  dem  unbedingten  Rechte  des  Stär- 
kern und  der  Unverträglichkeit  alles  Mitleids  mit  der 
modernen  Civilisation  zur  Ausführung  gelangt,  und  ist  dieser 
Krieg  eine  wahre  Offenbarung  Alles  dessen,  was  nun  kommen 
wird  und  muss  in  den  nächsten  Zeiten.  Bei  den  kleinen 
Staaten  eine  Erschütterung  des  Vertrauens  auf  einen  Rechts- 
zustand zwischen  Staaten,  der  es  keinem  Mächtigen  erlaubt, 
•einfach  zu  erklären:  «Wir  sind  nicht  weiter  disponirt  Euch 
Eure  Selbständigkeit  zu  lassen»,  ohne  dass  sich  die  ganze 
Welt  dagegen  erhebt,  eine  Erschütterung,  wie  sie  seit  den 
Zeiten  Napoleons  I.  nicht  mehr  vorhanden  war.  Bei  den 
grossen  Mächten,  Deutschland  in  erster  Linie,  sodann  aber 
auch  Russland  und  Frankreich  eine  viel  nähere  Aussicht  auf 
einen,  trotz  ihrer  heutigen  Neutralität,  unvermeidlichen  Krieg 
mit  England,  und  in  Folge  davon  eine  Vermehrung,  statt 
Verminderung  der  Kriegsrüstungen  und  des  allseitigen  Miss- 
trauens,  ein  Desavouiren  der  Haager-Friedensideen,  wie  es 
nicht  grösser  sein  kann.  Bei  Englands  dermaliger  Regierung 
ein  G-efühl  der  Isolirung,  der  tiefgründigen  Abneigung  in 
allen  andern  Staaten  und  sogar  in  grossen  Theilen  des  eigenen 
Landes,1)  das  kein  noch  so  mächtiger  Staat  auf  die  Dauer 
aushält  und  das  ihn  zu  beständig  neuen  Gewaltmassregel u 
treiben  wird.     «Denn  es  ist  der  Fluch  der  bösen  That,  dass 


*)  Der  intellektuelle  Urheber  dieses  Krieges,  Ghamberlain,  ge- 
stand bereits  selbst  iu  einer  Rede,  dass  sein  Land  jetzt  der  «best- 
gebasste»  Staat  der  Welt  sei,  und  auch  im  Innern  Englands  wird 
sich  allmählig,  sobald  der  Krieg  vorüber  ist,  während  dessen  eine 
kräftige  Opposition  gegen  die  Regierung  unmöglich  erschien,  eine 
starke  Gegenströmung  zeigen.  Bereits  hat  der  grosse  Jahreskon gress 
der  mächtigen  «Trade  Unions»  in  einer  Resolution  es  ausgesprochen, 
dass  dieser  Krieg  nur  im  Interesse  eines  kosmopolitischen  Kapi- 
talisten-Ringes unternommen  worden  und  von  verderblichen  Folgen 
für  die  Arbeiterschaft  Englands  sei. 
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sie  beständig  Böses  muss  gebären.»    Das   sind  die  jetzt  be- 
reits greifbaren  Resultate  des  Boerenkriegs. 

Dem  tapfern  Häuflein,  das  ihn  zur  Zeit  noch  führt, 
rufen  wir  mit  einem  alten  Liede  aus  den  letzten  Jahren 
des  dreissigjährigen  Krieges  zu: 

«Verzage  nicht,  du  Häuflein  klein, 
Obschon  die  Feinde  Willens  sein 
Dich  gänzlich  zu  zerstören 
Und  suchen  deinen  Untergang, 
Davor  dir  wird  recht  angst  und  bang, 
Es  wird  nicht  lange  währen. 

Dich  tröste  nur,  dass  deine  Sach 

Ist  Gottes;  dem  befiehl  die  Räch, 

Lass  ihn  alleine  walten. 

Er  wird  durch  seinen  Gideon, 

Den  er  schon  kennt,  dir  helfen  schon, 

Dich  und  sein  Wort  erhalten. 

So  wahr  Gott  Gott  ist  und  sein  Wort, 
Muss  Teufel,  Welt  und  Höllenpfort 
Und  was  dem  thut  anhangen, 
Endlich  wenden  zu  Hohn  und  Spott; 
Gott  ist  mit  uns  und  wir  mit  Gott 
Den  Sieg  woll'n  wir  erlangen.'» 


Wir  fügen  zum  Schluss  noch  einige  Aktenstücke  aus 
der  spätem  Periode  des  Krieges1)  bei,  welche  der  Erhaltung 
würdig  sind,  hoffen  übrigens  eine  aktenmässige  Geschichte 
dieses  Krieges  mit  allen  Belegen  aus  dem  geretteten  Archiv 
der  Transvaalrepublik  werde  bald  erscheinen  und  auch  die- 
jenigen bei  uns  überzeugen,  wer  dabei  im  Rechte  war,  welche 
sich  durch  einzelne  Broschüren  und  Zeitungsartikel  bestechen 
Hessen,    die   leider  auch  in  unserem  Lande,    wiewohl  in  der 

')  Für  die  frühere  vgl.  den  Anhang  des  Vortrags:  «Der 
ßoerenkrieg.» 
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Minderzahl  unserer  Bevölkerung,  etwelchen  Anklang  gefunden 
haben. 

Ein  amtlicher  Telegrammwechsel  über  die  englische  Krieg- 
führung: 
Sir   Donald   Currie   an    den    Transvaal-Konsul   Pott   in 
Lonrengo  Marques: 

«Bitte  Präsidenten  in  meinem  Namen  zu  ersuchen,  er 
möge  erlauben,  dass  ich  Ihnen  alle  nothwendige  Nahrung 
und  Kleidung  für  die  britischen  Gefangenen  in  Nooitgedacht 
zusende,  worunter  ich  Freunde  habe,  die  mir  als  verhungernd 
geschildert  werden  und  die  in  traurigen  Umständen  leben. 
Geld  ist  schon  gesandt  zur  Verfügung  von  Oberst  Spragge. 
Generalkonsul  Growe  hat  bereits  Regierungserlaubniss,  jede 
Unterstützung  zu  gewähren.  Bitte  telegraphiren  Sie,  und 
ich  werde  antworten.    Alle  Ihre  Kosten  trage  ich.» 

Konsul  Pott  an  Currie  durch  Duncuree,  London  : 
«Auf  Nachricht  vom  Staatssekretär  ist  Ihr  Kabel  tele- 
gramm  betreffs  Kleidung  und  Nahrung  bereits  zwischen 
Kommandant  Louis  Botha  und  Lord  Roberts  ausgewechselt 
worden.  Die  Regierung  ist  Ihren  Wünschen  wohlgeneigt, 
will  Ihnen  aber  ihre  Meinung  darüber  mittheilen.  Die  Re- 
gierung würde  nichts  dagegen  haben,  Ihre  Bitte  zu  erfüllen, 
hätte  nicht  die  englische  Regierung,  entgegen  ihrem  Ver- 
sprechen, die  portugiesische  Regierung  veranlasst,  jegliche 
Nahrungsmittel  für  Kontrebande  zu  erklären  und  sogar 
Kleider  zu  beschlagnahmen.  Wenn  durch  diese  Handlungs- 
weise auch  einige  englischen  Gefangene  Mangel  leiden 
müssen,  so  dulden  sie  mit  unsern  eigenen  Bürgern  und  Eng- 
land ist  Schuld.  Die  Gefangenen  werden  in  derselben  Weise 
wie  unsere  Bürger  ernährt  und  haben  genügend  Kleider. 
Die  Behauptung,  dass  sie  verhungern,  ist  eine  grobe  Un- 
wahrheit. Die  englischen  Truppen  verbrennen  auf  den 
Farmen  nicht  nur  die  Häuser,  sondern  auch  die  Betten,  und 
werfen  die  Frauen  und  alle  Hinterbliebenen  hinaus.  Lord 
Roberts  nimmt  vielfach  den  Frauen  auch  die  Nahrungsmittel 
fort  und  schickt  sie  uns  ohne  Nahrung  zu.  Eben  theilt  er 
mit,    dass  er   einige  Tausend  Frauen    uns  wieder  zuschicke. 
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Die  Regierung  hält  Sir  Donald  Currie  für  einen  ehren werthen 
Mann  und  bittet  ihn,  dieses  zu  veröffentlichen.» 

Sechsmonatlicher  Urlaub  des  Präsidenten  Krüger. 

«Attendu  que  le  grand  äge  de  Son  Honneur  le  Presi- 
dent l'empeche  de  suivre  les  commandos  et  attendu  que  le 
Conseil  executif  est  convaincu  que  les  Services  de  Son  Hon- 
neur peuvent  encore  etre  utilisßs  dans  l'intere't  du  territoire 
et  de  la  nation,  le  Conseil  ex6cutif  a  dßcide  qu'il  accorde  ä 
Son  Honneur  un  conge*  pour  une  periode  de  six  mois,  afin 
de  visiter  l'Europe,  dans  le  but  d'y  soutenir  notre  cause. 

Et  inoi,  Schalk-Burger,  je  prendrai  sa  place,  conforrne- 
ment  ä  la  loi. 

B arger ,  vice-president. 

F.-W.  Beitz,  secretaire  d'Etat. 

Office  du  gouvernement,  Nelspruit,  10  septembre.» 

Der  neunte 

„internationale  Friedenskongresse 
in  Paris  hat  mit  allen  gegen  Eine  Stimme  folgende  Resolu- 
tionen und  hierauf  einstimmig  folgenden  Aufruf  beschlossen: 

«Le  neuvteme  congrös  international  de  la  paix,  aprös 
avoir  entendu  le  rapport  sur  les  ßvenements  de  l'annee,  pre- 
sente*  par  le  bureau  de  Berne,  sans  pretendre  s'arroger  le 
droit  de  s'immiscer  dans  les  affaires  d'une  nation  amie,  au- 
trement  que  pour  affirmer  ä  haute  voix  les  principes  im- 
muables  de  la  justice  internationale,  declare: 

1.  La  responsabilite*  de  la  guerre  qui  devaste 
actuellement  TAfrique  du  Sud  incombe  ä  celle  des  deux 
parties  qui,  ä  diverses  reprises,  a  refuse  Tarbitrage,  c'est-ä- 
dire  au  gouvernement  britannique; 

2.  Le  gouvernement  anglais,  en  meconnaissant  les 
principes  de  droit  et  de  justice  qui  ont  fait  la  gloire  de  la 
grande  nation  britannique,  c'est-ä-dire  en  refusant  tout  ar- 
bitrage  et  en  se  livrant  ä  des  menaces  qui  devaient  fatale- 
ment  amener  la  guerre  dans  un  differend  qui  pouvait  6tre 
tranche*  par  des  moyens  juridiques,  a  commis  un  attentat 
au  droit  des  peuples.  de  nature  ä  retarder  Involution 
pacifique  de  Thumanitä; 
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3.  Le  congres  ne  regrette  pas  moins  que  la  plupart  des 
gouvernements  repräsentes  ä  la  Conference  de  la  Haye  n'aient 
tente*  aucune  demarche  pour  assurer  le  respect  des  räsolutions 
-qui  constituaient  pour  eux  un  engagement  d'honneur; 

4.  Le  congres  croit  utile  d'adresser  un  appel  ä  l'opinion 
publique  au  sujet  du  Transvaal; 

5.  II  exprime  ä  ses  membres  anglais  sa  profonde  Sym- 
pathie et  son  admiration  pour  la  däclaration  courageuse 
qu'ils  viennent  de  faire,  et  exprime  le  vceu  que  les  autres 
nations  agissent  de  la  meme  facon  dans  les  cas  analogues. 

Le  congres  de  la  paix  a  adoptä  ä  l'unanirait6  1' appel 
ä  ropinion  suivant: 

La  deplorable  guerre  qui  ensanglante  depuis  un  an 
TAfrique  du  Sud  aboutit  pour  Theure  präsente  a  une  d6cla- 
ration  d'annexion  militairement  proclam6e.  II  y  a  appel  du 
jugement  provisoire  de  la  force  devant  le  tribunal  de  l'opi- 
nion  dem  and  an  t  des  reparations  de  l'histoire.  Le  neuvieme 
congres  universel  de  la  paix,  reuni  ä  Paris  en  octobre  1900, 
se  reconnait,  ä  defaut  du  droit,  le  devoir  de  parier  en  quel- 
que  sorte  comme  parlerait  un  ministere  public.  II  emet  l'avis 
que,  devant  la  violation  du  privilege  le  plus  sacr6  des  horn- 
mes,  collectivite  ou  individu,  de  disposer  librement  d'eux- 
memes,  les  peuples  ne  peuvent,  au  moment  supr^ine,  absoudre 
de  leur  silence  le  sequestre  de  deux  republiques  dont  la 
vaillance  n'a  pu  racheter  la  faiblesse. 

Les  peuples,  quon  nomme  «puissances>,  sont  aussi  des 
consciences.  Tous  les  peuples  d'ailleurs  doivent  ä  leur  propre 
conservation  de  condamner  et,  par  l'influence  pacifique  dont, 
legitimement,  ils  disposent,  d'empecher  un  pareil  abus  de 
force.  La  libert6  des  autres  importe  ä  leur  liberte  propre. 
Lour  plus  grand  inte>£t  est  la  conqu6te  de  la  justice.  C'est 
pourquoi  le  9me  congres  universel  de  la  paix  adresse  cet 
appel  ä  toutes  les  nations  en  les  priant  de  le  räpandre  par 
la  voie  de  la  presse,  d'affiches,  de  p6titions,  de  reunions  pu- 
bliques,  de  Conferences  ou  autres  moyens.  11  les  sollicite 
d'user  de  tous  les  moyens  pacifiques  et  qu'ils  jugeront  effi- 
caces  en  un  nouvel  et  plus  large  effort. 

Paris,  4  octobre.» 
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Antwort  des  schweizerischen   Bundesrathes  anf  das  Inter- 
ventionsgesuch der  beiden  Republiken. 

«Le  Conseil  föderal  suisse  aurait  volontiers  cooperö  a, 
une  mädiation  amicale  en  vue  de  mettre  fin  ä  l'effusion  da 
sang.  Mais  comme  les  deux  räpubliques  de  l'Afrique  du  Sud 
ont  fait  auprös  du  gouvernement  de  la  Grande-Bretagne  des 
demarches  directes  pour  conclure  la  paix  sur  les  bases  con- 
nues,  et  que  le  gouvernement  de  la  Grande-Bretagne  a  pris 
ä  cet  ägard  une  attitude  de  refus;  le  gouvernement  de  la 
Grande-Bretagne  ayant  en  outre  declarä  au  cabinet  de  Wa- 
shington qu'il  n'est  pas  dans  ses  intentions  d'accepter  l'entre- 
mise  d'une  puissance  quelconque,  le  Conseil  fädäral  suisse 
doit  aussi,  ä  son  regret,  renoncer  ä  faire  des  dämarches 
quelconques  dans  le  sens  de  la  demande  formulee  par  les 
pr^sidents  de  l'Afrique  du  Sud.  Dans  les  circonstances  actuel- 
les,  il  ne  lui  reste  autre  chose  ä  faire  qu'ä  exprimer  son 
vif  däsir  que  les  belligörants  räussissent,  dans  un  temps  qui 
ne  soit  pas  trop  ßloigne,  ä  trouver  un  terrain  d'entente 
honorable  pour  les  deux  parties.» 

Adresse  von  zahlreichen  hervorragenden  Personen  der 
Schweiz  an  Herrn  Leonard  Courtney,  Parlamentsmitglied  in 

England. 

Monsieur, 

Admirateurs  sincöres  de  l'Angleterre,  dans  laquelle  nous 
avons  salue  jusqu'ici  la  gardienne  des  libertes  näcessaires 
aux  sociätäs  comme  aux  individus  —  nous  sera-t-il  permis, 
dans  les  graves  conjonctures  que  traverse  actuellement  votre 
pays,  de  faire  entendre  une  parole  que  nous  dicte  le  senti- 
ment  du  devoir? 

Le  Royaume-Uni  soutient  une  longue  guerre  contre  un 
petit  peuple  auquel  il  avait  refusö  la  demande  d'arbitrage 
qui  revieut  en  priores  instantes  dans  les  pages  du  Livre  Bleu. 
Maintenant  qu'aprös  des  rencontres  sanglantes  et  häroi'ques 
de  part  et  d'autre,  l'heure  de  la  paix  ne  semble  plus  pouvoir 
tarder  beaucoup,  quel  sera  le  mot  prononcß  en  ce  qui  touche 
la  condition  des  r6publiques  sud-africaines  ? 

Si  l'Angleterre  ßcoutait  certains  conseils  qui  jurent  aveo 
ses  meilleures  traditions,  ce  mot  serait  de  nature  ä  affliger 


Auswärtige  Verhältnisse.  Der  Boeren krieg.  Aktenstücke.     203 

profonde*ment  tous  ses  amis  du  dehors,  qui,  regardant  un  peu 
loin  dans  l'avenir,  ne  se  consoleraient  pas  d'une  atteinte 
portee  ä,  la  vraie  civilisation,  laquelle  est  faite  du  respect  de 
l'äine  et  de  la  liberte  d'autrui  autant  et  plus  que  de  tout 
autre  element. 

Des  voix  affirment  qu'il  existe  des  races  superieures,  aux- 
quelles  il  appartiendrait,  de  par  le  voeu  de  la  nature,  de 
s'assujettir  les  races  dites  inferieures.  Cet  argument,  que 
l'on  comprendrait  peut-etre  cbez  des  pai'ens  d'avant  l'ere 
chretienne,  nous  semble  avoir  ete"  räfute"  par  l'histolre  des 
ligues  helvetiques.  Dans  leurs  conflits  avec  l'Autriche  et 
avec  Charles  le  Temeraire,  nos  peres  repre"sentaient  manifeste- 
ment  nne  civilisation  pa}Tsanne  et  rudimentaire.  II  n'en  est 
pas  moins  vrai  qu'en  luttant  contre  des  ennemis  qui  pouvaient 
justement  pretendre  ä  la  superiorite  de  la  culture,  ils  ont 
servi  le  progrös  humain  et  que,  sans  leur  passion  de  l'in- 
dependance,  nous  ne  serions  pas  ce  que  nous  sommes,  ni 
n'aurions  pu  contribuer  ä  l'essor  de  la  liberte*  dans  le  monde. 

C'est  parce  que  nous  croyons  ä  la  mission  civilisatrice 
de  l'Angleterre  que  nous  esperons  encore  la  voir  respecter 
le  droit  des  peuples  dans  le  reglement  ä  intervenir.  Nul,  en 
Angleterre,  apres  les  epreuves  eclatantes  de  discipline,  de 
valeur  personnelle  et  surtout  d'humanite  que  viennent  de 
donner  les  Boers,  ne  pourra  disconvenir  que  ces  hommes  ne 
soient  dignes  de  vivre  de  leur  vie  propre  et  n'aient  etabli 
corame  ä  nouveau  leurs  titres  &  une  existence  independante. 

Yeuillez,  Monsieur,  faire  de  ces  lignes  tel  usage  que 
vous  jugeriez  utile  pour  la  defense  des  petites  nationalites 
du  Transvaal  et  de  l'Orange  et  pour  la  conclusion  d'une  paix 
qui  soit  ä  Phonneur  de  1' Angleterre  liberale  —  et  agreer 
l'assurance  de  notre  consideration  tres  distinguee. 

Schreiben  der  Präsidenten  Krüger  und  Stejin  an  Lord 

Salisbury. 
«Wir  haben  die  Ehre,  den  Empfang  Ew.  Excellenz  Tele- 
gramm vom  4.  Juli  anzuerkennen.  Wenn  nicht  alle  jene 
Personen,  welche  die  Schuld  an  diesem  uns  in  ungerechter 
Weise  aufgezwungenen  Krieg  tragen,  in  sicherer  Entfernung 
vom  Kriegsschauplatz  sich  befänden,  so  könnten  wir   es  un» 
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allenfalls  erlauben,  Drohungen  gegen  diejenigen  auszustossen, 
welche  wir  persönlich  verantwortlich  halten  für  all  das  un- 
schuldige Blut,  welches  jetzt  auf  beiden  Seiten  in  Südafrika 
vergossen  werden  muss.  Da  wir  konstatiren  müssen,  dass  die 
Drohungen  Ew.  Excellenz  von  einem  Platze  aus  gerichtet 
werden,  wo  Sie  durchaus  keine  Gefahr  laufen,  mit  Ihrer 
Person,  für  irgendwelche  ungerechtfertigte  Aktion  in  Ver- 
bindung mit  diesem  Krieg,  an  welchem  Ew.  Excellenz  Ihren 
guten  Antheil  haben,  zur  Verantwortung  gezogen  werden  zu 
können,  so  überlassen  wir  die  Beurtbeilung  des  eigenartigen 
Verhaltens  Ew.  Excellenz  mit  Vertrauen  der  ganzen  civili- 
sirten  Welt,  welche  übrigens  zu  unserer  grossen  Befriedigung 
allmählig  aber  sicher  sich  von  den  Absichten  und  Zielen 
überzeugt,  mit  welchem  das  britische  Kabinet  diesen  Krieg 
hervorgerufen  hat.  Wir  versichern  Ew.  Excellenz,  dass  Ihre 
Drohungen,  die  Sie  von  einem  Platz  völliger  Sicherheit  gegen 
uns  ausstossen,  uns  in  keiner  Weise  abhalten  werden,  unsre 
Pflicht  nicht  nur  im  Interesse  der  Republiken  und  ihrer  alten 
Burghers  zu  thun,  sondern  auch  zu  Gunsten  derjenigen,  welche 
als  Verbündete  und  neue  Burghers  sich  mit  uns  in  dem  Kampf 
für  unsere  Existenz  und  unsere  Freiheit  verbündet  haben  und 
die  wir  bis  zum  äussersten  zu  beschützen  beabsichtigen.» 

Bede  des  Präsidenten  Krüger  nach  der  Einnahme  von 
Bloemfontein  auf  dem  Bahnhof  von  Pretoria. 

«Schweres  Leid  ist  für  Land  und  Volk  hereingebrociien, 
und  man  kann  wohl  mit  Hiskia  sagen :  «Das  ist  ein  Tag  der 
Noth  und  Scheltens  und  Lästerns.  Die  Kinder  sind  gekommen 
an  die  Geburt,  und  ist  keine  Kraft  da  zu  gebären.»  Aber 
was  antwortet  der  Herr  durch  den  Mund  Jesajas  dem  Könige 
Hiskia?  —  «Fürchte  Dich  nicht  vor  den  Worten,  die  Du 
gehört  hast,  damit  mich  die  Knaben  des  Königs  von  Abys- 
sinien  gelästert  haben.»  *) 

Ich  wünsche,  dass,  wenn  ich  dieses  «Fürchte  Dich  nicht  I» 
allen  Offizieren  und  Bürgern  zurufe,  dass  sie  das  richtig 
verstehen  mögen.  Viele  geben  die  Sache  der  beiden  Repu- 
bliken verloren,  weil  die  Uebermacht  des  Feindes  so  gewaltig 


*)  2.  Könige  19,  V.  3  und  6. 
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ist.  Sicher,  wenn  man  die  Sache  nur  mit  natürlichen, 
menschlichen  Augen  ansieht,  erscheint  sie  beinahe  hoffnungs- 
los :  denn  es  sind  jetzt  Feinde  ringsum,  und  nicht  nur  aussen, 
sondern  auch  im  Lande  selbst. 

Nein,  nein,  Brüder;  nicht  so.  Stehet  fest  im  Glauben, 
als  eine  gottesfürchtige  Schaar.  In  Eurer  Schwachheit  wird 
der  Herr  seine  Stärke  zeigen.  Doch  wenn  wir  unser  Leben 
nicht  einsetzen,  können  wir  das  Leben  auch  niemals  ge- 
winnen. 

0,  dass  der  Herr  heiligen  Muth,  der  aus  dem  leben- 
digen Glauben  entspringt,  aufs  Neue  senken  möge  in  die 
Herzen  aller  Bürger,  dass  sie  aufstehen  wie  ein  Mann  und 
standhalten  als  eine  lebendige  Mauer  gegen  den  mächtigen 
Unterdrücker. 

Der  Herr  wird  seine  Kraft  nicht  zurückziehen,  wenn 
auch  viele  Kleingläubige  unter  uns  sind.  Petrus  schwankte 
mehr  denn  einmal  und  wurde  schwach  im  Glauben,  aber  der 
Herr  liess  ihn  nicht  fallen.  Dasselbe  sehen  wir  bei  Moses, 
David,  Jakob  und  Abraham.  So  wird  unser  barmherziger 
Hohepriester  uns  auch  nicht  fallen  lassen;  denn  er  ist  ver- 
sucht worden  wie  wir,  er  kennt  unsere  menschliche  Schwach- 
heit und  hat  sie  mit  aufgenommen  und  berücksichtigt  in 
seinen  göttlichen  Plänen. 

Es  sind  Tausende,  die  für  uns  beten,  und  deren  Gebete 
kräftig  wirksam  sind  vor  Gottes  Thron;  nur  sehen  wir  jetzt 
noch  nicht  den  Erfolg.  So  z.  B.  glaube  ich  fest,  dass  die 
vielen  heissen  Gebete,  die  für  General  Cronje  und  seine 
Heldenschaar  emporgesandt  sind,  vor  allein  in  der  Nacht 
vom  26.  zum  27.  Februar  und  am  Majuba-Tage,  dass  gerade 
diese  Gebete  grosse  Dinge  bei  Gott  ausgerichtet  haben,  nur 
verstehen  wir  jetzt  noch  nicht,  was  und  wie.  Gottes  Ge- 
danken und  Wege  sind  höher,  als  unsere  Gedanken  und  Wege. 
Ich  bin  überzeugt,  dass  niemals  für  ein  Volk  auf  Erden  so- 
viel Gebete  zum  Herrn  emporgesandt  sind,  als  für  das  Buren- 
volk in  diesen  Tagen  unseres  Kampfes.  Bis  an  das  Ende 
der  Erde,  beinahe  bei  allen  Völkern  der  Erde  wird  für  uns 
gebetet.  Noch  niemals  ist  so  etwas  geschehen.  Sollten  denn 
alle  diese  Gebete  vergeblich  sein?  —  Nein,  nie  und  nimmer! 
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Sondern   sie    werden   noch   Wunder    wirken   zur   Ehre   von 
Oottes  heiligem  Namen. 

Ja,  Brüder,  die  letzten  Berichte  über  unser  Land  sind 
traurig.  Aber  es  ist  gut,  dass  wir  nicht  unter  einem  blinden 
Zufall  oder  Fatum  stehen,  sondern  unter  der  Leitung  unseres 
Vaters,  ohne  dessen  Willen  kein  Haar  von  unserm  Haupte 
fällt.  Das  Unglück  aber  soll  uns  Alle  in  den  Staub  nieder- 
drücken, damit  wir  uns  demüthigen  vor  dem  Herrn  um  un- 
serer Sünden  willen. 

Es  scheint,  dass  noch  viel  Blut  soll  vergossen  werden, 
und  das  ist  das  Schlimmste.  Aber  es  steht  geschrieben: 
■Gott  ist  getreu.  Er  wird  uns  nicht  mehr  aufbürden,  als  wir 
zu  tragen  vermögen  und  er  wird  uns  mit  den  Schickungen 
auch  die  Kraft  geben,  auf  dass  wir  dieselben  ertragen  können. 
—  Aber  es  geht  durch  Nacht  zum  Licht,  durch  Kreuz  zur 
Krone.  Unser  Herr  Jesus  musste  erst  nach  Gethsemane  und 
Golgatha,  ehe  der  Tag  seiner  Auferstehung  und  Herrlichkeit 
anbrach.  Ich  glaube,  dass  auch  wir  erst  unser  Gethsemane 
iind  Golgatha  durchmachen  müssen,  ehe  der  Tag  unserer  Be- 
freiung anbrechen  kann.  Aber  ich  bin  im  innersten  Herzen 
überzeugt,  dass  dieser  Tag  anbrechen  wird,  so  sicher  der 
Tag  der  Auferstehung  unsers  Herrn  Jesus  aus  der  Finster- 
niss  angebrochen  ist;  wenn  es  auch  noch  einige  Zeit  dauern 
wird.  Niemals  schien  eine  Sache  so  hoffnungslos,  als  die  des 
Herrn  Jesus,  als  er  gestorben  war  und  im  Grabe  lag.  Seine 
Feinde  triumphirten,  seine  Freunde  und  Schüler  trauerten. 
So  geht  es  auch  jetzt.  Der  Herr  aber,  Brüder,  wird  seine 
mächtigen  Wunder  thun,  wenn  seine  Stunde  gekommen  sein 
wird. 

Wir  haben  in  seinem  heiligen  Namen,  in  der  Furcht 
vor  ihm,  im  Vertrauen  auf  seinen  allmächtigen  Arm  den 
Krieg  begonnen.  Wir  müssen  aber  auch  ausharren  im  un- 
erschütterlichen Vertrauen  auf  ihn,  dass  er  diesem  Kampf 
ein  Ende  machen  wird. 

Dieser  Krieg  ist  ein  Kampf  der  Finsterniss  gegen  das 
Licht,  der  Lüge  gegen  die  Wahrheit,  des  Mammons  gegen 
Gott.  Wer  wird  ihn  gewinnen  ?  Unzweifelhaft  der  all- 
mächtige Gott.     Wie  in  den  Tagen  Elias  Jehova  sich  offen- 
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barte  vor  allem  Volke  auf  dem  Berge  Karmel,  so  wird  er 
«ich  wieder  offenbaren  auch  in  unsern  Tagen  auf  den  Bergen 
Südafrikas.  Und  alle  Kinder  Gottes  in  der  weiten  weiten 
Welt  werden  jauchzen  und  rufen:  «Gott  ist  der  Herr!  Gott 
ist  der  Herr!     Gebt  unsenn  Gott  die  Ehre!» 

Einige  Urtheile  Sachverständiger. 

Ueber  die  voraussichtliche  Gestaltung  Südafrikas  nach 
dem  Kriege  spricht  sich  Dr.  Karl  Peters,  der  jetzt  in 
England  lebt,  folgendem) assen  in  der  Londoner  «Finanz- 
chronik» aus : 

«Der  Rand  wird  überhaupt  nicht  wieder  werden,  was 
er  vor  dem  Kriege  war.  Denn  auch  das  siegreiche  England 
wird  für  seine  Schadloshaltung  in  erster  Linie  auf  die  Er- 
träge des  Minenbetriebes  angewiesen  sein  und  ich  vermuthe, 
4ass  eine  für  das  Spekulantenthum  sehr  unerfreuliche  Be- 
steuerung und  Kontrolle  der  Goldminen  das  Ende  vomLiede 
sein  wird.  Der  „südafrikanische  Millionär"  ist  heute  hier 
nicht  mehr  populär,  denn  man  weiss  sehr  wohl ,  wenn 
man  es  auch  nicht  gerade  offen  ausspricht,  dass  er  und 
«eine  Interessen  Grossbritannien  in  diese  ganze  Krisis  hin- 
eingetrieben haben.  Es  ist  natürlich,  wenn  der  Wunsch  sich 
überall  regt,  dass  er  auch  in  erster  Linie  zur  Bezahlung  der 
Zeche  herangezogen  werden  soll.  Somit  werden  die  Ver- 
hältnisse zu  einfacheren  und  gesunderen  Grundlagen  zurück- 
pendeln ;  die  Börsen  von  Johannisburg  und  Kimberley  werden 
kaum  mehr  allein  die  Triebfedern  der  britischen  Politik  in 
Südafrika  in  Bewegung  setzen,  nun,  da  die  leitenden  Köpfe 
im  Reich  sich  intensiver  mit  diesen  Zuständen  haben  befassen 
müssen.  Wenn  der  Krieg  theilweise  aus  Reaktion  der  «Ar- 
beit» gegen  das  «Grosskapital»  entstanden  ist,  so  dürfte  der 
Sieg  Englands  für  letzteres  sich  als  ein  «Pyrrhus-Sieg»  er* 
weisen. 

Politisch  ist  eine  Entwicklung  Südafrikas  in  doppelter 
Richtung  denkbar.  Es  könnte  sein,  dass  der  Krieg  für  Süd- 
afrika etwa  dieselbe  Rolle  erlangte,  wie  der  canadische  um 
1760  für  Nordamerika,  dass  nämlich  aus  der  erwarteten  Ver- 
schmelzung der  beiden  kolonialen  Elemente  ein  neues  und 
kräftigeres  Afrikanderthum  hervorgienge,    welches    sich   mit 
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der  Zeit  geschlossen  gegen  die  britische  Vorherrschaft  wenden 
könnte.  Dies  kann  eintreten,  wenn  die  grosskapitalistische 
Ausbeutung  zu  drückend  wird.  Auch  der  englische  Koloniale 
in  Südafrika  ist  nicht  gerade  erbaut  davon,  dass  der  Reich- 
thum  des  Landes  dauernd  nach  Europa  abfliesst;  dass  das 
Gold  von  Johannesburg  und  die  Diamanten  von  Kimberley 
nur  dazu  da  sein  sollen,  um  die  Schätze  von  London,  Paris 
und  Berlin  zu  vermehren;  dass,  so  viele  Millionen  auch  in 
Südafrika  erworben  werden  mögen,  die  stagnirende  Be- 
völkerung dort  doch  dauernd  arm  bleiben  muss.  Die  geplante 
Conföderation  unter  britischer  Oberhoheit  wäre  dann  viel- 
leicht nur  das  Durchgangsstadium  zu  den  «Vereinigten  Staaten 
von  Südafrika»,  welche  aus  einem  Siege  der  Buren  schwer- 
lich hervorgegangen  sein  würden.  Wenn  die  englischen  Staats- 
männer es  verstehen,  die  wirtschaftlichen  Interessen-Gegen- 
sätze in  ein  gesundes  Verhältniss  zu  bringen,  so  dass  der 
grössere  Theil  der  Bevölkerung  nicht  schlechtweg  der  Aus- 
beutung durch  eine  kleine  internationale  Minderheit  ausge- 
setzt ist,  dann  ist  es  sehr  wohl  möglich,  dass  Südafrika  in 
eine  loyale  Kolonie,  wie  Australien,  Canada  und  Neuseeland,, 
zusammenwachsen  und  zur  Macht  Grossbritanniens  in  der 
Zukunft  beitragen  wird.> 

Femmes  boeres. 

Von  M.  L6on,  Ingenieur  in  Transvaal: 
«Vous  nie  demandez  s'il  est  exact  que  les  femmes  boeres 
fassent  le  coup  de  feu  pres  de  leurs  maris  ou  de  leurs  frSres. 
Oui  et  non,  Oui,  car  ce  sont  des  braves,  et  dejä  contre  les 
Cafres,  et  en  1881,  notamment,  elles  ont  pris  le  fusil  et  se 
sont  meines  ä  Taction ;  non,  pour  ^instant,  mais  ce  n'est  point 
leur  faute.  Le  gene>al  Joubert  a  döfendu  PentrSe  de  Bon 
camp  aux  femmes,  leur  prösence  alourdissant  la  marche  des 
troupes.  J'en  ai  rencontre  beaucoup,  suivant  de  loin  Tarmeer 
soignant  les  blessäs,  les  reconfortant,  mais  je  n'en  ai  pas  vu 
tirer  sur  l'ennemi.  Au  demeurant,  ce  sont  des  opiniätresr 
des  vaillantes,  de  vraies  Eomaines,  qui  exhortent  au  combat 
pöres,  freres,  epoux,  enfants.  Elles  n'ont  eure  de  se  briser 
le  coeur,  et  elles  preförent  voir  perir  tous  ceux  qu'elles  aiment,. 
plutöt  que  de  supporter  la  domination  de  l'Angleterre.  / 
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Ce  sont  des  paysannes,  trös  fortes,  bien  d6conpl6es, 
d'allure  male.  Nulle  coquetterie,  des  bourgeoises  simple», 
plutöt  laides,  qui  ne  songent  pas  ä  la  parure.  Intelligentes, 
certes,  mais  saus  aueune  eulture  de  Tesprit. 

Elles  n'ont  qn'un  id£al:  l'amour  de  Findßpendance  et  de 
la  libertö.  Pour  conserver  leurs  droits,  pour  reponsser 
l'Anglais  qu'elles  hai'ssent  profondeinent,  elles  fönt  taire  leurs 
emois  maternels.  C'est  ainsi  que  j'ai  observe"  le  cas  d'une 
niöre  qui,  ayant  trois  fils  ä  la  guerre,  vit  un  de  ses  enfants 
tomber  ä  la  bataille  de  Belmont,  la  poitrine  travers^e  de 
part  en  part.  Si  le  garcon  ne  mourut  point,  il  le  dut  ä  la 
maman  qui  le  soigna  jour  et  nuit.  Mais  comme  il  se  relevait 
trois  semaines  apres,  recouvrant  peu  ä  peu  sea  forces,  eile 
lui  präsenta  son  fusil  et  le  renvoya  coinbattre,  l'ceil  sec, 
Texhortant  äprement  au  devoir. 

Les  femmes  boeres  ont  une  teile  confiance  dans  la  bra- 
voure  de  leurs  defenseurs,  que  les  familles  ne  quittent  point 
les  fermes  echelonnees  le  long  du  territoire  que  les  Anglais 
commencent  ä  envahir.  J'en  faisais  un  jour  l'observation  ä 
plusieurs  bonnes  vieilles,  leur  disant  combien  il  6tait  impru- 
dent  de  demeurer  ä  attendre  Fennemi.  Elles  eurent  un  geste 
dedaigneux. 

Pourquoi  aurions-nous  peur,  s'6crierent-elles,  nos  hommes 
sont  lä,  ils  arreteront  bien  les  soldats  de  la  reine. 

Et  insouciantes,  elles  continuerent  ä  vaquer  ä  leurs 
oeenpations,  sans  se  soucierdu  sifflement  des  balles,  des  cris 
des  blesses  et  du  bruit  du  canon  tonnant  sans  reläche.» 

Lehren  des  Buren-Kriegs. 

„Der  Buren-Krieg  und  die  europäische  Kriegs- 
kunst" (deutsches  Militär- Wochenblatt.) 
«Das  moderne  Leben  stellt  uns  militärisch  vor  einen 
merkwürdigen  Gegensatz.  Auf  der  einen  Seite  fordert  das 
durch  die  modernen  Waffen  bedingte  Schützengefecht  erhöhte 
persönliche  Leistnngsfähigkeit  und  auf  der  andern  Seite  er- 
schwert das  moderne  Leben  im  höchsten  Grad  die  Entwick- 
lung der  Individualität  und  die  Erziehung  zu  wirklich  krie- 
gerischer Tugend. 
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Diese  Betrachtung    findet,    wie  gesagt,    eine   schlagende 
Bestätigung  in  dem  südafrikanischen  Krieg;  die  kriegerische 
Tugend    des  Einzelnen    ersetzt   bei    den    Buren    die    äussere 
Gewohnheit  der  Disciplin,  und  alle  Ueberlegenheit  und  mili- 
tärische Routine    der  Engländer    lässt  sie  trotz  des  unzwei- 
felhaften Schneids   der  Offiziere    dagegen    nicht   aufkommen. 
Es  ist  uns  das,    meine    ich,    eine    ernste  Mahnung,    auch    in 
unserm  Volk  die   kriegerische  Gesinnung,  die  die  Grundlage 
kriegerischer   Tugend   bildet,  zu    erhalten   und   zu   fördern. 
In    erster   Linie   bleibt   das    natürlich  Aufgabe   der    Armee. 
Sie  muss  die   heranwachsende  Jugend  zu  Kriegern  erziehen, 
aber    auch  sie   als   solche  erhalten,   und    dazu    gehört,    dass 
Reservisten   und   Wehrleute    in    erhöhtem  Maase  nach  ihrer 
Dienstzeit  zu  Uebungen   einberufen  werden.     Eine  gar  nicht 
zu  überschätzende  Gefahr   liegt    in  dem  Umstände,   dass  ein 
grosser  Theil   der   entlassenen  Mannschaften    selbst   zu    den 
geringen    gesetzlichen  Uebungen    aus  Mangel    an  Zeit,    Geld 
und  Arbeitskraft  nicht  mehr  einberufen  werden  kann.  Unser 
ganzes  Bestreben    muss    daher   in  Zukunft   darauf  gerichtet 
sein,  unsere  Infanterie   zu   verbessern.     Die  stehende  Armee 
allein  ist  hiezu  nicht   mehr  imstande.    Je  mehr  durch  Ver- 
kürzung der  Dienstzeit  ihre  Einwirkung  in  dieser  Richtung 
unterbunden  ist,  desto  mehr  muss  man  danach  trachten,  dass 
auch  alle  anderen  Faktoren   des  öffentlichen  Lebens  das  Of- 
fizierskorps in  dieser  Arbeit  unterstützen,   von   deren  Erfolg 
die  Zukunft  unsres  Volkes  abhängt.  In  den  Kolonien  müssen 
wir  neue  Gebiete   für  eine  Lebensführung   gewinnen,    deren 
Element   die  Gefahr   ist   und   der  Kampf  mit  den  Naturge- 
walten;   in  unserm  Volke   müssen  wir  die  Lust  am  Waffen- 
wesen und  Schiessen  fördern,    wie  das  in  der  Schweiz  in  so 
erfolgreicher  Weise  geschieht,   Schule  und  Haus  müssen  zu- 
sammenwirken   und    die  Notwendigkeit    und  Bedeutung  des 
Kriegs  immer  von  neuem    dem   heranwachsenden  Geschlecht 
vor  Augen  führen.  Die  Presse  vor  allem  muss  sich  von  der 
krankhaften  Friedensthümelei  und.  allen  ihren  kraft-  und  saft- 
losen Bestrebungen  entschlossen  abwenden  und  immer  wieder 
darauf  hinweisen,  dass  der  Frieden  niemals  Selbstzweck  sein 
kann,  und  dass  ein  Volk  ihn  nur  dann  ohne  Niedergang  er- 
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tragen  kann,  wenn  es  die  kriegerische  Tugend  sich  bewahrt, 
♦den  kriegerischen  Willen,  die  Freude  an  Gefahr  und  Wagniss.» 
Artikel  der  «Army  and  Navy  Gazetto  London 
Juli  1900:  „Man  kann  es  als  unbedingt  sicher  annehmen, 
-dass,  wenn  1899  unsere  Regierung  die  geringste  Ahnung  ge- 
habt hätte  von  dem,  was  heute  in  China  ihrer  wartet,  die 
meisterhaften  dialektischen  Leistungen  des  Herrn  Chamberlain 
in  etwas  modifizirt  worden  wären,  die  zu  diesem  südafrikani- 
schen Imbroglio  geführt  haben  und  jetzt  den  Feldmarschall 
Roberts  mit  über  200,000  Mann  britischen  Militärs  in  einem 
gar  nicht  absehbaren  Unternehmen  festnageln.  Wir  haben 
zwar  noch  keine  Veranlassung,  zu  schreien :  «Indien  ist  ver- 
loren!» und  wollen  auch  an  eine  solche  Gefahr  noch  nicht 
glauben.  Ein  einiges  Südafrika  mit  Diamant-  und  Goldminen, 
eine  Eisenbahn  vom  Kap  nach  dem  Nil  via  Ehodesia  etc. 
und  Mr.  Rhodes  als  Prokonsul,  alles  das  mag  verlockende 
Aussichten  bieten,  aber  wir  glauben  nicht,  dass  es  im  Ver- 
gleich mit  dem  Besitz  von  Indien  als  ein  Faktor  in  der 
«Grösse  unsres  Weltreichs  auch  nur  annähernd  ein  Aequivalent 
bietet,  das  unser  verlorenes  Prestige  unter  den  übrigen 
Mächten  und  speziell  im  fernen  Osten  aufwiegt.  Es  ist  von 
der  grössten  Wichtigkeit,  dass  dieser  elende  Guerillakrieg 
in  den  Republiken  beendet  wird,  und  so  schnell  und  voll- 
ständig dies  jetzt  auch  geschehen  mag,  so  wird  es  doch 
nichts  an  der  traurigen  Thatsache  ändern  können,  dass  der 
Krieg  viel  zu  lange  gedauert  hat.» 

Aufruf  der  ausserordentlichen  Boeren-Gesandtschafb. 

«Der  den  südafrikanischen  Republiken  aufgezwungene 
Krieg,  der  Krieg,  den  die  Republiken  auf  alle  mögliche  Weise, 
auch  durch  angebotenes  Schiedsgericht,  zu  vermeiden  ver- 
buchten, dauert  fort,  unter  Schändung  aller  Rechte,  und  gegen 
alle  civilisirten  Kriegsgebräuche  folgt  eine  Proklamation  der 
anderen  auf  dem  Fuss,  Grossbritannien  erklärt  durch  das 
Wort  seines  Ersten  Ministers,  keine  Gebietserweiterung  zu 
beabsichtigen.  Eitle  Worte,  die  gesprochen  wurden,  um  ge- 
brochen zu  werden! 

Auch  die  Annexion  der  Südafrikanischen  Republik  ist 
proklamirt  worden.    Zur  Unterwerfung  aber  wird  und  kann 
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sie  nicht  fahren,  ebensowenig  wie  dies  vor  Monaten  der  Fall 
mit  dem  Oranje-Freistaat  war.  Das  mächtige  Grossbritaa- 
nien  weiss  es  aus  Erfahrung !  Dies  ist  ja  auch  vorerst  nicht 
der  Zweck.  Die  Proklamation  der  Annexion  wurde  erlassen,, 
um  den  Krieg  auf  unmenschliche  Art  und  Weise  fortzusetzen,, 
allen  Principien  des  Völkerrechts  zum  Hohn.  Die  britischen 
Befehlshaber  wünschen  die  bereits  schon  so  zusammenge- 
schmolzene Bevölkerung  der  südafrikanischen  Republiken,  die 
zuerst  als  kriegführende  Partei  anerkannt  worden  war,  jetzt 
als  Rebellen  behandelu  zu  können,  sie  zu  verfolgen,  bis  dass- 
die  ermatteten  Streiter  erschöpft  zu  Boden  sinken. 

Dies  ist  der  eigentliche  Zweck  der  Proklamation,  aber 
mit  Gottes  Hülfe  wird  dies  nicht  erreicht  werden.  Die* 
Bürger  der  Republiken  werden  den  Kampf  fortsetzen,  so 
lange  noch  ein  Funke  von  Kraft  in  ihnen  bleibt.  Haben  sie 
sich  der  Erhaltung  ihrer  Freiheit,  ihres  Vaterlandes  nicht 
würdig  gezeigt  ?  Wird  die  Welt  es  zulassen,  dass  sie  nieder- 
gehauen werden?  Den  formell  durch  die  Mächte  anerkannten 
Principien,  um  Blutvergiessen  und  die  Greuel  eines  Kriegw 
zu  vermeiden,  ist  vor  nicht  zu  langer  Zeit  gehuldigt  worden. 
Bis  zum  heutigen  Tag  sind  aber  die  Mächte  im  südafrikani- 
schen Krieg  nicht  dazwischen  getreten.  Wie  schmerzlich 
auch  dies  Verhalten  für  unser  Volk  gewesen  sein  mag,  es 
war  vielleicht  begreiflich,  so  lange  es  sich  um  einen  regel- 
rechten Krieg  handelte. 

Aber  wird  denn  das  Wort  zu  einer  Friedensvermittelung" 
nicht  mehr  gesprochen?  Auch  jetzt  nicht,  wo  Grossbritan- 
nien durch  seine  theoretische  Annexion  jedes  Prinzip  des 
Völkerrechts  mit  Füssen  tritt,  um  sich  auf  diese  Weise  den 
Weg  zu  bahnen  zur  Ausübung  von  Gewalt  und,  wenn  mög- 
lich, zur  völligen  Ausrottung  eines  freien  Volkes? 

So  wenden  wir  uns  denn  im  Namen  der  Gerechtigkeit, 
im  Namen  der  Menschlichkeit  an  alle  Völker,  deren  Herz  für 
uns  schlägt,  unserm  Volk  noch  in  dieser  Stunde  beizustehen, 
unser  Vaterland  zu  retten,  und  wir  vertrauen  zu  Gott,  dass 
unsere  Stimme  nicht  ungehört  verhallen  wird. 

Die  Sondergesandtschaft  der  südafrikanischen  Republiken  ^ 
Fischer.     Wessels.     Wo  1  mar  ans.» 
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Aas  dem  Haager-Congress. 

Im  Haag  gab  im  Namen  seiner  Regierung  Sir  John 
Ardagh  bei  Abtheilung  IV  (Landkrieg)  folgende  Erklärung  ab : 

«Nichts  in  diesem  Abschnitt«  soll  so  angesehen  werden, 
als  ob  es  die  Hechte  verweigerte  oder  unterdrückte,  die  der 
Bevölkerung  eines  Landes  zustehen,  welche  die  Pflicht  er- 
füllt, dem  eindringenden  Feinde  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln 
«einen  energischen  und  patriotischen  Widerstand  entgegenzu- 
«ctzen.»  Dieselfee  wurde  jedoch  nicht  Beschluss  der  Ver- 
sammlung. 

Die  Paragraphen  der  Haager  Konvention  über  den  Land- 
krieg, welche  von  England  unterzeichnet  sind,  lauten: 

«Abtheilung  IV.  §  44.  Jeder  der  Bevölkerung  aufer- 
legte Zwang,  an  den  militärischen  Operationen  gegen  das 
eigene  Land  theilzunehmen,  ist  verboten.  §  45.  Jeder  Druck 
auf  die  Bevölkerung  besetzten  Gebiets,  einen  Treueid  zu 
leisten,  ist  verboten.  §  46.  Familienrecht,  Leben  und  Eigen- 
tum des  Einzelnen,  religiöse  Ueberzeugung  und  Freiheit 
Müssen  geachtet  werden.  Privateigentum  darf  nicht  kon- 
fisziert werden.  §  50.  Keine  Strafe,  in  Geld  oder  sonst, 
kann  der  Bevölkerung  wegen  Handlungen  von  Einzelnen 
(Soldaten  im  Felde)  auferlegt  werden,  für  die  sie  nicht  in 
ikrer   Gesammtheit   verantwortlich    gemacht  werden    kann.» 

Die  Allg.  Zeitung  vom  16.  Sept.  d.  J.  sagt  hiezu: 

«Der  Feldmarsehall  Lord  Roberts  hat  in  allen  diesen 
und  ähnlichen  Fällen  jetzt  das  Gegentheil  von  dem  gethan, 
was  der  von  seiner  Regierung  gesiegelte  Vertrag  bestimmt! 
Er  hat  diese  Gesetze  mit  Füssen  getreten !  Hier  hätte  Czar 
Nikolaus,  der  Einberufer  der  Friedenskonferenz,  der  diese 
4ort  erfolgte  Konvention  ebenfalls  unterzeichnet  hat,  sehr 
gründliche  Ursache,  sich  persönlich  wie  als  Staatsoberhaupt 
beleidigt  zu  fühlen  und  durch  seinen  Vertreter  in  Downing- 
£treet  und  in  Schloss  Windsor  dringenden  Einspruch  zu  er- 
heben. England  missachtet  feierlich  abgeschlossene  Verträge 
in  Südafrika  —  es  wird  dies  auch  anderswo  thun.» 

Unserer  Ansicht  nach  hätte  der  deutsche  Kaiser,  als 
Nachbar  in  Südafrika,  die  gleiche  Veranlassung. 
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Ein  Pastor  van  Broeckhuisen,  welcher,  nachdem  er 
den  bisherigen  Feldzug  als  Feldprediger  der  Boeren  mitge- 
macht hatte,  von  der  englischen  Occupationsregiemng  aus- 
gewiesen wurde,  veröffentlichte  im  „  Figaro a  von  Paris  seine 
Beobachtungen,  welche,  neben  andern  sehr  gewichtigen  An- 
klagen gegen  die  englische  Soldateska,  u.  A.  folgenden  Aus- 
blick auf  die  zukünftige  Gestaltung  des  Krieges  enthalten» 
Dieselben  sind  als  das  Urtheil  eines  anständigen  und  glaub- 
würdigen Mannes  von  Werth,  obwohl  wir  persönlich  glaubenr 
dass  zu  einem  zweiten  Krieg  erst  eine  neue,  weniger  passive, 
sondern  in  ihrer  ganzen  Existenz  durch  die  eintretende  Militär- 
herrschaft bedrohte  Generation  der  Südafrikaner  fähig  sein 
wird. 

«Vous  me  demandez  si  je  me  suis  battu?  Puis-je  vrai- 
ment  dire  cela?  ...  Je  ne  sais.  Nos  paysans  disäient  ä 
leurs  pasteurs:  „Vous  nous  envoyez  nous  battre,  mais  vous 
vous  contentez  de  precher.  . .  .a  Alors,  nous  avons  pris  un 
t'usil  et  un  cheval,  et  nous  avons  accompagn6  nos  troupes 
partout.  Pour  ma  part,  je  n'ai  pas  tue\  Je  l'aurais  pu. 
A  douze  ans,  j'etais  Tun  des  plus  adroits  tireurs  du  pays. 
Mais  je  me  suis  contente  de  ne  pas  quitter  mes  fr&res  qui 
combattaient,  de  courir  aprös  eux,  prös  d'eux,  les  memes 
dangers;  de  les  soutenir,  certes,  de  les  encourager,  de  le& 
servir  au  besoin.  Je  leur  disais  matin  et  soir  Poffice  divinr 
je  soignais  les  blesses,  je  consolais  les  mourants,  je  les  ex- 
hortais  ä  songer  ä  leur  äme,  je  priais  avec  eux,  et  quand 
ils  etaient  morts,  je  leur  fermais  les  paupiöres. 

Apräs  lä  bataille,  les  Boers  se  montraient  pleins  d'huv 
manit6  et  de  pitie*  pour  les  adversaires,  blesses  ou  tues.  Je- 
les  voyais  leur  porter  de  l'eau,  panser  m§me  leurs  blessures- 

Moi-meme,  apres  Dundee,  je  vis  passer  quinze  cents 
prisonniers  anglais  abattus  et  tristes;  parmi  eux  se  trouvait 
un  officier  qui  marchait  avec  peine  et  qui  paraissait  vrai- 
ment  bien  fatigue;  je  lui  offris  mon  cheval  qu'il  accepta.  Je 
ne  dis  pas  cela  pour  me  vanter,  comprenez-moi  bien.  Car 
je  ne  faisais  lä   que  mon   devoir,    et   tous   mes   freres  boers. 
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agissaient  ainsi  dans  la  mesure  de  leurs  moyens.  Dans 
Texercice  de  mon  ministöre,  je  ne  faisais  aucune  difference 
entre  les  malheureux.  SMls  etaient  blesses  ou  qu'ils  sentaient 
qu'ils  allaient  mourir,  sur  le  champ  de  bataille  ou  ä  l'höpi- 
tal,  ils  me  racontaient  leur  histoire,  me  donnaient  lenrs  noms, 
l'adresse  de  leurs  ferames,  leurs  papiers,  leur  argent  meme, 
ejt  me  dictaient  pour  ainsi  dire  leur  testament.  J'eerivis 
ainsi  bien  des  lettres  lamentables.  J'apportai  un  jour  ä 
Pretoria  une  valise  pleine  de  ces  lettres  que  je  mis  ä  la 
poste. 

Au  commencement  de  la  guerre,  qaand  les  Anglais 
etaient  constaminent  battus,  ils  nous  rendaient  nos  bons  pro- 
ced6s.  Mais  depuis  quMls  sont  vainqueurs,  leurs  maniöres 
ont  change.  Ils  sont  devenus  cruels,  impitoyables  et  bar- 
bares.   —  —  — 

Et  puisque  vous  voulez  savoir  ce  que  je  pense  de  la  fin 
de  la  guerre,  je  vous  dirai  qu'elle  durera  au  moins  six 
mois  encore.  Mais  qu'alors,  si  l'Angleterre  ne  consent  pas 
ä  laisser  aux  deux  republiques  leur  independance,  eile  se 
trouvera  aux  prises,  non  seulement  avec  les  Burghers  du 
Transvaal  et  de  l'Etat  libre  d'Orange,  mais  avee  tont  1*616- 
ment  afrikander  du  Sud  africain.  Ce  sera  unsouleve- 
ment  immense  et  une  guerre  sans  mercicontre 
la  nation  spoliatrice.  Tout  le  monde  lä-bas 
pense  ainsi.» 

Ein  Blick  in  die  Zukunft. 

Welche  schwierige  Aufgaben  —  wenn  einmal  der  Krieg 

zu  Ende  sein  wird  —  Englands  jedenfalls  noch  warten,  lässt 

die  Stimmung  des   holländischen   Elements   am   Kap   ahnen. 

Ein  solcher  Afrikander  schreibt  darüber  an  die  «Times»: 

«Wir  sind  von  den  europäischen  Mächten,  die  uns 
sogar  materielle  Hülfe  versprochen  hatten,  grossartig  ge- 
täuscht worden.  Wir  selbst  haben  auch  den  Einfluss  der 
liberalen  Partei  in  England  weit  überschätzt;  einige  Mit- 
glieder derselben  haben  uns  in  dieser  Hinsicht  irregeführt. 
Dennoch  verzage  ich  noch  nicht  und  hoffe,  dass  eines 
Tages    die    Liberalen    uns    doch    wieder    zu   unserer   Unab- 
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hängigkeit  verhelfen  werden.  Unter  keinen  Umständen  ver- 
zichten wir  Afrikander  vom  Kap,  vom  Oranje-Freistaat  und 
Transvaal  auf  unsere  Unabhängigkeit!  Wenn  alle  Burg- 
hers so  ihre  Pflicht  gethan  hätten,  wie  meine  Vaterstadt 
Golesberg,  dann  hätten  wir  längst  unsern  eigenen  Präsidenten 
am  Kap  und  Lord  Eoberts  wäre  nicht  einmal  zum  Landen 
gekommen.  Für  den  Augenblick  ist  unser  Versuch,  die  Eng- 
länder aus  Südafrika  wieder  zu  vertreiben,  gescheitert.  Das 
gebe  ich  zu,  aber  dabei  haben  wir  unsere  Riesenkraft  erst 
kennen  gelernt,  und  zugleich  Eure  grosse  Schwäche.  Ihr 
habt,  was  Ihr  nur  an  Kombattanten  heranholen  konntet,  d.  h. 
Eure  gesammte  Streitmacht  aus  England  und  den  Kolonien 
uns  entgegenstellen  müssen,  uns  allein !  Wenn  wir  Afrikander 
nun  auch  verdammt  sind,  wieder  während  einer  gewissen 
Periode  unter  der  englischen  Flagge  zu  wohnen,  so  werden 
wir  uns  doch  in  der  Zeit  für  den  Haupttag  vorbereiten,  wo 
wir  imstande  sein  werden,  Euren  Feinden  zu  helfen  und  den 
englischen  Garnisonen  dasselbe  Schicksal  zu  bereiten,  das 
einst  die  Mexikaner  den  Franzosen  vorbehalten  hatten.  Eitle 
Hoffnung  ist  es,  wenn  Ihr  denkt,  Ihr  könntet  uns  durch  die 
Zahl  Eurer  Ansiedler  erdrücken.  Ihr  habt  keine  koloni- 
satorische Kraft  mehr.  Ihr  habt  nicht  mehr  die  Kraft  und 
die  Fruchtbarkeit  von  einst.  Wir  aber,  wir  vermehren  uns 
immerfort  noch  so  stark,  dass  unsere  Zahl  eines  Tages  Euch 
erdrücken  wird,  und  zwar  schon  in  kurzer  Zeit !  Unser  ehr- 
würdiger, allverehrter  Präsident  Krüger,  gebrochen  durch 
Alter,  Krankheit  und  Herzenskummer,  hat  uns  ein  grosses 
Beispiel  gegeben.  Solange  noch  Steijn,  Botha,  De  Wet  und 
mein  junger  Freund  Viljoen  im  Felde  stehen,  so  lange  besteht 
noch  Hoffnung.» 

«Die  «Times»  drucken  dieses  «Eingesandt»  des  Boeren- 
Patrioten  ab,  unterlassen  es  aber,  dazu  eine  Bemerkung  zu 
machen.  Sind  doch  die  Worte  des  unverzagten  Boeren  nur 
dazu  Bngethan,  Besorgnisse  zu  bestätigen,  die  man  längst 
hegte.  Die  Einzigen,  welche  sich  dieses  für  England  ebenso 
unbequemen  wie  gefährlichen  Zustandes  in  Südafrika  jetzt 
und  in  der  Zukunft  freuen  können,  sind  Ehodes  und  Cham- 
berlain.     Sie  haben  das  geplante  Geschäft  mit  anderer  Leute 
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'Geld  gemacht  —  und  dürfen  auf  noch  mehr  rechnen-  Cham- 
berlain  und  seine  Familie  wird  für  Südafrika  noch  lange 
Waffen  Hefern  können!»    (Allg.  Zeitung,  Ki&ohen,  13.  Oct.) 


In  der  grossen  Politik  trat  in  diesem  Jahre  neben  diesen 
in  gewissem  Sinne  kleinen  Krieg  der  grosse  Krieg  um  den 
Besitz  von  Ostasien,  in  unerwartet  rascher  Entwicklung.  Als 
Strafe  für  England  zunächst,  das  mit  dem  Herzog  von  Bur- 
gund  ausrufen  kann:  Schon  diese  Wenigen  haben  uns  er- 
müdet, was  soll  werden,  wenn  nun  erst  die  grossen  Gewalt- 
haufen kommen?  Sodann  als  Antwort  auf  die  russische 
Friedensproklamation  und  den  vorzeitigen  Jubel  der  Frie- 
densfreunde, endlich  als  deutliche  Mahnung  für  die  ganze  Welt, 
<lass  es  sich  jetzt  nicht  um  das  Herankommen  einer  Friedens-, 
sondern  einer  Kriegsperiode  handelt.  Vielleicht,  wenn  näm- 
lich die  Verhandlungen  im  Haag  ganz  aufrichtig  gewesen 
wären  und  wenn  die  dort  versammelten  Mächte  den  Muth 
gehabt  hätten  England  den  Krieg  gegen  die  beiden  Repu- 
bliken zu  untersagen  und  es  zur  Annahme  der  von  diesen 
angebotenen  schiedsgerichtlichen  Entscheidung  über  alle  Dif- 
ferenzen zu  nöthigen,  vielleicht  hätten  in  diesem  Falle  die 
•Geschicke  sich  gewendet.  Nun  aber  müssen  alle  diese  Neu- 
tralen, Deutschland  zunächst,  dessen  Beruf  es  gewesen  wäre, 
dem  Recht  nachdrücklich  zum  Siege  zu  verhelfen,  dafür 
schwerere  Kriegsrüstungen  und  wahrscheinlich  sogar  Kriege 
ertragen.  Vorsicht  ist  die  Mutter  der  Tapferkeit,  aber  nicht 
immer  die  Tochter  der  Weisheit. 

Historisches.  Die  Angriffe  der  europäischen  Mächte  auf 
das  chinesische  Reich,  welche  nunmehr  in  ein  Stadium  gehingt 
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sind,  welches  dessen  allmählige  Auflösung  in  verschiedene  Pro* 
tektorate,  oder  direkte  Annexionen  wahrscheinlich  macht,  sind 
nicht  neu,  sondern  datiren  schon  in  das  16.  Jahrhundert  zurück» 
Damals  waren  es  die  Portugiesen,  welche  im  Jahre  1516 
sich  in  der  Nähe  der  grossen  Stadt  Canton  festsetzten,  an- 
fänglich im  guten  Einvernehmen  mit  den  Chinesen,  bis  sie 
sicli  Uebergriffe  erlaubten,  die  ihre  Vertreibung  zur  Folge 
hatten.  Doch  behielten  sie  seit  jener  Zeit  noch  eine  Nie- 
derlassung, das  genaue  Vorbildder  heutigen  B Pachtverträge u, 
in  Macao.  Ihnen  folgten  die  Missionäre  der  Spanier,  von. 
denen  namentlich  die  Jesuiten  eine  Zeitlang  einen  bedeutenden 
Einfluss  selbst  am  chinesischen  Hofe  hatten,  so  dass  der 
zweite  Kaiser  der  jetzigen  Dynastie  im  17.  Jahrhundert  den 
Uebertritt  zum  Christen thum  durch  ein  Gesetz  gestattete  und 
sogar  an  seinem  Hofe  eine  Kirche  baute.  Auch  das  nahm, 
aber  ein  Ende,  als  der  chinesischen  Regierung  diese  Einflüsse 
und  besonders  die  direkten  Befehle  der  römischen  Curie  zu 
unbequem  wurden. 

Im  vorigen  Jahrhundert  waren  es  die  Engländer,  welche 
zunächst  um  ihres  Opiumhandels  willen  in  den  Jahren  1839 
bis  1841  die  Chinesen  durch  Krieg  zwangen,  diesen  ihr  Volk 
demoralisirenden,  für  Indien  aber  sehr  vortheilhaften  Handel 
zuzugeben  und  ihnen  zugleich  Hongkong  abzutreten,  sowie  einige 
andere  Häfen  zu  öffnen.  Seit  diesem  ersten  Kriege  der 
jetzigen  Königin  begannen  dann  von  Neuem  die  Missionen  und 
was  damit  leider  nothwendig  zusammenhing,  die  Missions- 
Rachekriege,  wenn  etwa  einzelne  Missionsniederlassungen, 
zerstört,  oder  Missionare  getödtet  wurden.  Die  bedeutendste 
dieser  Aktionen  war  die  gemeinsame  der  Engländer  und 
Franzosen  unter  dem  französischen  General  Montauban,  welcher 
1856  mit  der  Einnahme  von  Peking  und  der  Zerstörung  des 
kaiserlichen  Sommerpalastes  auf  eine  für  den  Ruhm  der  öst- 
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liehen  Civilisation  nicht  gerade  sehr  vortheilhafte  Art  endete. 
Von  da  ab  folgten  die  ständigen  Gesandtschaften  der  grossen 
europäischen  Mächte  und  Nordamerika^  am  Hofe  von  Peking, 
die  beständige  Ausdehnung  der  «Einflusssphären»,  namentlich 
der  Russen  vom  Amur  her,  dann  der  Tonkinkrieg  mit  Frank- 
reich und  der  japanische  Krieg,  welche  die  Schwäche  des 
grossen  in  seinen  Einrichtungen  ganz  veralteten  Reiches 
deutlich  zeigten  und  in  Folge  dessen  dann  die  sogenannten 
«Pachtverträge»,  an  denen  nun  auch  Deutschland  sich  be- 
theiligte und  eine  Zeitlang  sogar  Italien,  Österreich  und 
Spanien  sich  betheiligen  zu  wollen  schienen.  Neue  Ermor- 
dungen von  Missionären  und  schliesslich  eines  kaiserlich- 
deutschen  Gesandten  führten  zu  einer,  vorläufig  wenigstens, 
gemeinsamen  Aktion  von  Deutschland,  Frankreich,  Russland, 
England,  Nordamerika  und  Japan,  deren  interessanteste 
Aktenstücke  bisher  ein  russisches  Annexionsdekret  und  eine 
Rede  des  deutschen  Kaisers  an  die  nach  China  abgehenden 
Truppen  sind.  Sie  lauten  nach  den  bezüglichen  Zeitungs- 
berichten : 

«La  Mandchourie  annexöe.  On  telegraphie,  de  Saint- 
Petersbourg,  le  24  septembre,  que  le  g6ne>al  Gribsky,  gou- 
verneur  militaire  de  l'Amour,  vient  de  publier  un  reglement 
raotive  par  le  tel6gramme  du  general  Grodekof,  gouverneur 
du  district  de  l'Amour;  ce  telegramme  ordonnait  que  toutes 
les  regions  de  la  Mandchourie  oecupees  par  les  troupes  russes 
seront  dorenavant  placees   sous   les  lois  et  l'autorite  russes: 

Reglement  du  general  Gribsky,  gouverneur  militaire  de 
l'Amour : 

«1.  Je  proclame  que  le  territoire  des  Mandchous,  la 
Transzea,  ainsi  que  la  rive  droite  de  l'Amour  oecupee  par 
les  troupes  russes  sont  annexees  ä  la  Russie; 

2.  Le  retour  des  sujets  chinois  dans  le  territoire  de  la 
Transzea  ainsi  que  sur  la  rive  russe  ou  sur  la  rive  gauche 
du  fleuve  est  interdit.  Ces  terrains  seront  consacres  ä  la 
colonisation  russe; 
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3.  La  ville  d'Aigoun,  auparavant  chinoise,  et  les  Etablisse- 
ments de  Sakhalin,  ainsi  que  les  territoires  limrtrophes,  «out 
provisoirement  remis  exclusivement  entre  les  malus  des  aato- 
riteß  militaires  russes,  et  aucun  particulier,  sous  aucun  motif, 
ne  pourra  s'etablir  dans  ces  rögions; 

4.  La  dite  ville  d'Aigoun  et  les  Etablissements  de  Sac- 
halin ne  pourront  £tre  relev&  de  leurs  ruines.  Seuls,  les 
edifices  chinois  encore  debout  seront  epargnes  pour  servir 
au  cantonnement  des  troupes  russes  et  ä  l'emmagasinement 
des  provisions; 

5.  L'administration  du  territoire  occupe  sur  la  rive 
gauche  du  fleuve  par  les  troupes  russes,  ainsi  que  l'admini- 
stration  temporaire  des  rägions  au-delä  de  la  riviere  Zea, 
sont  confiees  au  commissaire  russe  de  la  frontiere,  jusqu'ä 
-ce  que  ces  territoires  soient  concedes  ä  des  populations  de 
race  russe.  Aigoun  servira  de  residence  au  commissaire  de 
la  frontiöre.» 

Ansprache  des  deutschen  Kaisers  an  die  von 
Bremerhaven  abgegangenen  ostasiatischen  Truppen 
unmittelbar  vor  deren  Abfahrt: 

«Grosse  überseeische  Aufgaben  sind  es,  die  dem  neu  ent- 
standenen Deutschen  Reich  zugefallen  sind,  Aufgaben,  weit 
grösser,  als  Viele  meiner  Landsleute  es  erwartet  haben.  Das 
Deutsche  Reich  hat  seinem  Charakter  nach  die  Verpflichtung, 
seinen  Bürgern,  wofern  diese  im  Auslande  bedrängt  werden, 
beizustehen.  Die  Aufgaben,  welche  das  alte  römische  Reich 
deutscher  Nation  nicht  hat  lösen  können,  ist  das  neue  Deutsche 
Reich  in  der  Lage  zu  lösen.  Das  Mittel,  das  ihm  dies  er- 
möglicht, ist  unser  Heer.  In  30jähriger  treuer  Friedens- 
arbeit ist  es  herangebildet  worden  nach  den  Grundsätzen 
meines  verewigten  Grossvaters.  Auch  ihr  habt  eure  Aus- 
bildung nach  diesen  Grundsätzen  erhalten  und  sollt  nun  vor 
•dem  Feinde  die  Probe  ablegen,  ob  sie  sich  bei  euch  bewährt 
haben.  Eure  Kameraden  von  der  Marine  haben  diese  Probe 
bereits  bestanden;  sie  haben  euch  gezeigt,  dass  die  Grund- 
sätze unsrer  Ausbildung  gute  sind,  und  ich  bin  stolz  auf  das 
Lob  auch  aus  dem  Munde  auswärtiger  Führer,  das  eure 
Kameraden  draussen  sich  erworben  haben.    An    euch   ist   es 
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jetzt,  es  ihnen  gleichzuthun.  Eine  grosse  Aufgabe  harrt 
euer.  Ihr  sollt  das  schwere  Unrecht,  das  geschehen  ist, 
sühnen.  Die  Chinesen  haben  das  Völkerrecht  umgeworfen;, 
sie  haben  in  einer  in  der  Weltgeschichte  nicht  erhörten  Weise 
der  Heiligkeit  des  Gesandten  und  den  Pflichten  des  Gast' 
rechts  Hohn  gesprochen.  Es  ist  das  um  so  empörender,  als- 
dieses  Verbrechen  begangen  worden  ist  von  einer  Nation, 
die  auf  ihre  uralte  Kultur  stolz  ist.  Bewährt  die  alte 
preussische  Tüchtigkeit:  Zeigt  euch  als  Christen,  im  freu- 
digen Ertragen  von  Leiden!  Möge  Ehre  und  Kuhm  euren* 
Fahnen  und  Waffen  folgen  I  Gebt  der  Manneszucht  und 
Disciplin  aller  Welt  ein  Beispiel!  Ihr  wisst  es  wohl,  ihr 
sollt  fechten  gegen  einen  verschlagenen,  tapferen,  gut  be- 
waffneten und  grausamen  Feind.  Kommt  ihr  an  ihn,  so 
wisst:  Pardon  wird  nicht  gegeben,  Gefangene  werden  nicht 
gemacht!  Führt  eure  Waffen  so,  dass  auf  tausend  Jahre 
hinaus  kein  Chinese  mehr  es  wagt,  einen  Deutschen  scheel 
anzuseilen.  Wahrt  Manneszucht!  Der  Segen  Gottes  sei  mit 
euch!  Die  Gebete  eines  ganzen  Volkes  und  meine  Wünsche 
begleiten  euch  und  jeden  Einzelnen.  Oeffnet  der  Kultur  den 
Weg  ein-  für  allemal.  Nun  könnt  ihr  reisen,  adieu  Kameraden !» 

Ein  englischer  Kenner  der  chinesischen  Ver- 
hältnisse schreibt  darüber: 

«Vor  40  Jahren  schon  begann  die  heutige  Bewegung,  in 
je&em  Augenblick,  als  Russland  zum  erstenmal  am  Stillen 
Ozean  auftauchte.  Aus  derselben  Zeit  datirt  Japans  Wieder- 
gebart und  dessen  Entwicklung.  Allmählich  erschienen  dann 
die  europäischen  Mächte  auf  der  Scene.  Dies  sind  die  äusseren 
Faktoren,  die  die  Entwicklung  der  Lage  in  China  beeinflusst 
und  nahezu  ein  halbes  Jahrhundert  gebraucht  haben,  um  die 
Situation  auf  ihren  Höhepunkt  zu  bringen. 

Zwei  Hauptumstände  sind  es,  denen  die  gegenwärtige 
Lage  in  China  entsprungen  ist  —  der  innere  Verfall  und  das 
Eindringen  der  Fremden.  An  dem  inneren  Verfall  trägt  die 
Regierungsform  die  meiste  Schuld.  Die  herrschende  Klasse 
—  die  militärische  Clique  der  Mandschus,  die  kein  terri- 
toriales   oder    ererbtes    Interesse   am   Land   besitzt  —  wird. 
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vom  Volk  als  Blutsauger  betrachtet.  Korruption  ist  das 
Losungswort  in  der  Beamtenschaft,  wie  unvermeidlich  überall 
dort,  wo  das  Regierungssystem  bis  aufs  Mark  verfault  ist; 
Verkehrswege  werden  vernachlässigt,  öffentliche  Gebäude  und 
Brücken  verfallen ;  nichts  geschieht  für  die  Entwicklung  und 
Fortbildung  des  Landes;  die  Mandschus  haben  nur  ein  Ziel 
im  Auge,  sich  das  Land,  in  dem  sie  von  der  Arbeit  Anderer 
leben  und  sich  mästen  können,  frei  von  allem  Einfluss  von 
aussen  zu  erhalten.  Unter  solcher  Wirthschaft,  die  jeder 
wahren  Kontrole  entbehrt  und  nur  den  äusseren  Schein  durch 
die  Befolgung  unzähliger  Ceremonien  wahrt,  ist  der  Hass 
ungehemmt  in  die  Halme  geschossen.  Geheime,  vom  Gesetz 
verbotene  Gesellschaften  tauchen  an  allen  Ecken  und  Enden 
auf,  und  das  korrupte,  beschwerliche  und  veraltete  System 
der  literarischen  Prüfung  überschwemmt  das  Land  mit.  Leuten, 
die,  ausserstande  staatliche  Stellungen  zu  erlangen,  und  für 
die  kaufmännische  Laufbahn  überbildet,  in  die  grosse  Masse 
der  Thunichtgute  und  Unzufriedenen  aufgehen  —  eine  in  China 
überaus  zahlreich  vertretene  Klasse.  Diese  Elemente  allein 
hätten  notwendigerweise  und  ohne  jeden  äusseren  Anstoss 
einen  Zusammenbruch  oder  eine  Revolution  in  China  her- 
beigeführt. Arbeiten  sie  doch  seit  Hunderten  von  Jahren 
langsam,  aber  sicher  darauf  hin.  China  ist  gewiss  ein  lang- 
lebiges Bei cli,  aber  nichts  zwingt  zum  Glauben,  dass  es 
ewig  leben  werde.  In  letzterer  Zeit  ist  der  Vergleich  des 
«kranken  Mannes  in  Ostasien»  mit  dem  anderen  langlebigen 
Invaliden  in  Europa  sehr  beliebt  geworden,  obgleich  sich 
die  Situationen  Beider  nicht  im  geringsten  ähneln.  Nur  eine 
einzige  Macht  hatte  Interesse  an  der  Auflösung  der  Türkei, 
die  durch  den  Willen  der  anderen  Mächte  am  Leben  erhalten 
wurde,  während  nicht  eine  Macht,  sondern  ein  halbes  Dutzend 
sich  heute  um  den  chinesischen  Leichnam  ängstlich  besorgt 
zeigen  und  auch  nicht  eine  von  diesen  ernstliches  Interesse 
an  dessen  Wiederbelebung  besitzt.  Das  ist  rohe,  aber  des- 
halb nicht  weniger  unumstössliche  Wahrheit. 

Was  das  Eindringen  der  Fremden  in  China  anlangt,  so 
hat  es  seit  dem  chinesisch-japanischen  Kriege  im  Jahre  1895, 
in   dem    der  Konflikt   zwischen    dem    westlichen  Fortschritt, 
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wie  die  Japaner  ihn  vertraten,  und  den  veralteten  Methoden 
chinesischer  Routine  zu  Gunsten  des  ersteren  endete,  mächtig 
und  rasch  zugenommen.  Der  Zwerg  hatte  dem  Riesen  eine 
empfindliche  Schlappe  beigebracht.  Da  Japan  jedoch  im 
Grunde  genommen  der  russischen  Taktik  nur  um  einige  Jahre 
zuvorgekommen  war,  wurde  ihm  nicht  gestattet,  die  Früchte 
«eines  Sieges  auch  einzuheimsen.  Es  mögen  hier  die  That- 
sachen  kurz  rekapitulirt  sein:  Ein  Bund  zwischen  den  drei 
grossen  Kontinentalmächten  Deutschland,  Russland  und  Frank- 
reich kam  zustande:  England  blieb  draussen  und  Japan 
wurde  vom  Festland  ferngehalten.  Die  genannten  drei  Mächte 
zogen  Vortheil  von  der  in  China  herrschenden  Verwirrung, 
um  sich  gewisse  Concessionen  und  Rechte  im  himmlischen 
Reiche  zu  sichern.  Stück  für  Stück  wurde  das  Land  in 
Interessensphären  getheilt  und  die  besten  Ernten  durch  99 
Jahre  währende  Rechtsverträge  den  europäischen  Mächten 
gesichert.  Unnöthig,  den  Zweck  dieser  Theilung  zu  verheim- 
lichen. Welchen  Namen  immer  die  gegenwärtige  Stellung 
einer  Macht  in  ihrer  Interessensphäre  führen  mag,  diese  ist 
ja  doch  nur  der  erste  Schritt  zur  Errichtung  eines  Protek- 
torats. Von  diesem  aber  zur  Occupation  ist  der  Weg  nicht 
weit.  Abgesehen  von  diesem  Eindringen  fremden  Einflusses  ist 
die  Missionärfrage  seit  langem  ein  Dorn  im  chinesischen 
Fleische  geworden.  Die  Missionäre  sind  ohne  Zweifel  von 
mehr  als  einer  Macht  zu  politischen  Zwecken  gebraucht  wor- 
den (in  erster  Linie  aber  von  Frankreich  und  dann  auch 
von  Deutschland).  Was  immer  aber  auf  beiden  Seiten  auch 
verschuldet  sein  mag,  so  liegt  der  unausweichliche  Anlass 
zvl  Konflikten  doch  hauptsächlich  in  der  religiösen  Propa- 
ganda. Die  Missionäre  haben  stets  und  überall  Anspruch 
auf  den  Schutz  seitens  ihrer  respektiven  Flaggen  besessen, 
sobald  ihre  Missionsthätigkeit  von  ihren  Regierungen  einmal 
anerkannt  worden  ist.  Die  christliche  Religion  befiehlt  die 
Bekehrung  der  Ungläubigen;  die  Missionsthätigkeit  geht 
demnach  mit  dem  Bewusstsein  der  Pflicht  vor,  wenn  sie  bei 
jedem  Schritt  fast  die  Grundideen  des  betreffenden  Volkes 
verletzt  und  dessen  so  gewiss  begreiflichen  Widerstand  her- 
vorruft. Ausser  den  Missionären  ist  noch  eine  Unzahl  anderer 
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Leute  in  China  thätig,  deren  Bestrebungen  weit  gefährlicher 
sein  dürften,  da  ihre  Regierungen  nicht  verfehlen  werden, 
sie  zu  decken.  Es  sind  dies  die  Konzessionsjäger,  die  sieh. 
um  die  Erlaubnis«  zur  Ausheute  von  Minen,  zuru  Bau  von. 
Eisenbahnen  u.  s.  f.  bewerben.  Hunderte  von  diesen  Leuten 
zerstreuen  sich  von  jedem  europäischen  Lande  und  von 
Amerika  aus  über  China.  Ihre  Ansprüche  und  Interessen, 
können,  obwohl  sie  von  den  Chinesen  mit  Verachtung  und 
Misstrauen  betrachtet  werden,  doch  nicht  ausser  acht  ge- 
lassen werden.  Manche  haben  den  Vorwand  der  Konzession 
bereits  fallen  gelassen  —  wie  z.  B.  die  Unternehmer  der 
Peking-Hankau-Bahn  — ,  von  der  bereits  die  Rede  war,  sie 
unter  militärischen  Schutz  zu  stellen.  Dasselbe  wird  über 
kurz  oder  lang  mit  den  ungeheuren  Bergwerksunternehm- 
ungen in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landes  der  Fall  sein.»1) 

Ueber  die  direkten  Ursachen  des  chinesischen 
Krieges,  der  eine  vieljährige  Aktion  mit  mancherlei  Phasen 
sein  wird,  gibt  neben  dem,  was  wir  schon  in  dem  voran- 
gehenden Jahrbuch  in  dieser  Erwartung  gesagt  haben,  den 
besten  Aufschluss  ein  deutscher  Bericht  aus  Peking  vom  Fe- 
bruar d.  J.,  vor  dem  Ausbruch  des  Krieges,  in  welchem  es- 
heisst : 


l)  Der  internationale  Friedenskongress  in  Paris  schreibt,  um  das 
auch  noch  zu  erwähnen,  die  chinesischen  Wirren  den  Umständen 
zu:  «1.  dass  gewisse  Missionäre,  statt  ihren  religiösen  Pflichten  nach- 
zukommen, immer  diplomatische  Verwicklungen  verursachen;  2. 
dass  die  ansässigen  Europäer  vielfach  die  Eingeborenen  provozirenj 
3.  dass  die  Rivalität  der  europäischen  Mächte  gegenseitig  Intriguen 
anzettelt;  4.  dass  unberechtigte  Annexionen  stattgefunden  haben; 
6.  dass  die  cynische  Absiebt  der  abendländischen  Plutokratie  an- 
gekündigt wird,  die  Landesreichthümer  zu  usurpiren.  Der  Kongress 
meint  daher,  dass  die  Politik  der  Zukunft  das  formelle  Aufgeben 
des  religiösen  Protektorats  und  die  Begünstigung  einer  fortschritt- 
lichen Eingeborenen-Regierung  gebietet,  welche  fähig  wäre,  interne 
Reformen  für  einen  ehrlichen  europäischen  Handel  und  eine  wirk- 
liche Civilisation  durchzuführen.» 
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Peking,  27.  Februar. 

«...  Der  Winter  ist  nun  so  ziemlich  vorüber.  Noch 
einige  Wochen,  und  es  wird  wieder  lebendig:  nicht  nur  in 
Flur  und  Feld,  sondern  auch  in  den  eigenen  vier  Wänden. 
Dann  wimmelts  wieder  von  Skorpionen,  Tausendfüsslern, 
Moskitos  u.  s.  w.,  und  hierzu  die  tropische  Hitze,  sodass  man 
keinen  ruhigen  Augenblick  mehr  hat.  Im  vergangenen  Jahre 
hatte  ich  innerhalb  vier  Wochen  etwa  100  Skorpione  in 
meiner  Wohnung  gefunden,  sie  sitzen  jetzt  alle  in  Spiritus. 
Man  schläft  natürlich  im  Moskito-Netze  und  die  Beine  des 
Bettes  stehen  in  Schüsseln  voll  Desinfektionsmitteln,  so  dass 
dem  Gewürm  das  Heraufkrabbeln  wenigstens  etwas  erschwert 
wird.  Im  Winter  sind  es  die  Sandstürme,  die  einem  das 
Leben  erschweren.  Am  hellen  lichten  Tage  wird  es  plötz- 
lich Nacht,  und  ein  Glück,  wenn  man  nicht  gerade  unter- 
wegs ist.  Aber  auch  im  Hause  ist's  noch  schlimm  genug; 
da  hilft  kein  Thüren-  und  Fensterschliessen,  der  Staub  aus 
der  mongolischen  Wüste,  vom  Sturme  gepeitscht,  dringt 
überall  durch,  benimmt  einem  den  Athem  und  lagert  sich 
zollhoch  auf  den  Möbeln.  Was  einem  aber  jetzt  vor  allen 
Dingen  das  Dasein  verbittert  —  egal  ob  Winter  oder  Sommer 

—  das  sind  die  hiesigen  politischen  bezw.  sozialen  Verhält- 
nisse, die  sich  in  letzter  Zeit  geradezu  in  erschreckender 
Weise  zugespitzt  haben  und  mich  veranlassen,  trotz  meiner 
Abneigung  vor  derartigen  Publikationen,  hierüber  nach  Europa 
zu  berichten  —  wenn  es  nicht  schon  zu  spät  ist. 

So  lange  ich  in  China  bin,  war  stets  Aufruhr  im  Lande, 
Missionarmorde  und  dergleichen  an  der  Tagesordnung  — 
jetzt  stehen  wir  unmittelbar  vor  dem  grossen  Kladderadatsch! 
Tant  va  la  cruche  ä  l'eau  qu'ä.  la  fin  eile  se  brise  —  ich 
begreife  nur  nicht  die  Kurzsichtigkeit  der  fremden  Regier- 
ungen und  ihrer  hiesigen  Vertretungen.  Gestern  waren  aller- 
dings vier  Gesandte  (der  deutsche,  der  englische,  der  ameri- 
kanische und  der  französische)  im  Tsungli-Yamen  und  haben 
Radau  gemacht,  und  doch  bin  ich  überzeugt,  dass  sie  sich 
wieder  mit   leeren  Versprechungen   werden    abspeisen  lassen 

—  bis  es  zu  spät  ist!  Ich  bin  kein  Politiker,  dazu  habe 
ich  keine  Zeit;   ich   stehe   aber   mitten    im  Leben    drin  und 
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halte  Fühlimg  mit  den  Chinesen,  so  dass  ich  die  Situation 
vielleicht  besser  überschauen  kann  wie  mancher  andere,  der 
ausschliesslich  zu  diesem  Zwecke  hier  ist.  Es  würde  zu  weit 
führen,  dies  alles  auseinanderzusetzen,  nur  so  viel: 

Wenn  die  Mächte  nicht  schleunigst  energisch  eingreifen, 
wird  China  in  Kürze  ein  grosses  Leichenfeld  sein.  Das 
tausendjährige  morsche  Reich  liegt  in  den  letzten  Zügen, 
durch  einen  Gewaltstreich  hofft  es  noch,  sein  Leben  zu  ver- 
längern. Aber  es  wird  zusammenbrechen ;  und  wenn  Tausende 
von  Leben  und  Existenzen  dabei  zu  Grunde  gehen,  und  wenn 
wir  Kiautschau  nochmals  erwerben  müssen  (aber  diesmal 
blutiger),  um  es  zu  besitzen,  so  haben  wir  dies  alles  der 
Sorglosigkeit^  um  nicht  zu  sagen  dem  Leichtsinn,  der  hie- 
sigen Diplomaten  zu  verdanken. 

Gerade  heute  Nachmittag  habe  ich  die  Bestätigung 
meiner  Auffassung  erhalten,  und  augenblicklich  schwanke  ich 
noch,  ob  ich  nicht  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft,  die  ja 
zwar  immer  „alles  besser  weiss",  Mittheilung  machen  soll. 
Die  Revolutionäre  stehen  80  Kilometer  von  Peking  entfernt, 
auf  ihre  Fahnen  haben  sie  „Tod  allen  Ausländern a  ge- 
schrieben. Der  ihnen  nach  Schantung  entgegengesandte  Ge- 
neral (mit  den  Truppen,  die  ich  selbst  ausgebildet  habe) 
fraternisiert  im  Geheimen  mit  ihnen.  Man  plant  eine  Ueber- 
rumpelung  von  Kiautschau  und  gleichzeitig  ein  Blutbad  an 
anderen  Plätzen!    Hoffentlich  täusche  ich  mich!!» 

Über  die  geheime  Gesellschaft  der  «Boxer»,  welche 
den  Krieg  gegen  die  Fremden  scheinbar  selbständig,  ohne 
Zweifel  aber  im  geheimen  Einverständniss  mit  der  chine- 
sischen Regierung  begannen,  sagt  ein  anderer  Bericht  glaub- 
würdiger Art  folgendes: 

«Diese  Sekte  besteht  keineswegs  ausschliesslich  aus  den 
rohen  Elementen  der  unteren  Volksschichten.  Sie  rekrutirt 
sich  vielmehr  auch  aus  den  jungen  Leuten  der  besten  Fami- 
lien, nicht  nur  der  Mandschus,  sondern  auch  der  Nordchinesen 
selbst  und  besonders  auch  aus  Studentenkreisen.  Ihre  eigent- 
lichen Führer  gehören  zu  den  einflussreichsten  Leuten  des 
Landes.     Sie   stehen   ihrerseits    mit    den    geheimen   Gesell- 
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«ehalten  Süd-  und  Mittelcbina's  in  Verbindung  und  haben 
diese  stets  gegen  die  englandfreundlichen  Vizekönige  von 
Caoton  und  Nanking  u.  s.  w.  aufgereizt.  Diese  Gesellschaft 
stellt  etwa  eine  Art  Patriotenliga  in  chinesischer  Übertragung 
dar.  Sie  fuhrt  als  Motto  die  Worte:  «Für  die  Dynastie, 
wider  die  Fremden !»  und  nennt  eich  offiziell  «Die  kaiser- 
liche gerechte  Harmonie  der  Faustkämpfer.»  Noch  im  Herbst 
vorigen  Jahres  versuchte  die  Regierung  ihren  Einfluss  zu 
brechen,  als  sie  in  den  Distrikten  von  En-Hsien  und  Ping- 
Yuang  (Schantung)  die  bekannten  Unruhen  und  Christenver- 
folgungen organisirte,  welche  ihren  Abschluss  in  dem  Gefecht 
vom  18.  Oktober  fanden,  in  welchem  sechzig  «Faustkampfer» 
todt  blieben  und  über  hundert  derselben  verwundet  wurden. 
Dass  sie  in  diesen  drei  Monaten  so  erfolgreich  operiren 
konnten,  um  sich  jetzt  (Januar)  der  Regierung  bemächtigt 
2u  haben,  beweist  die  Grösse  ihres  Einflusses.» 

Ein  kaiserliches  Edikt,  dessen  Echtheit  zwar  natürlich 

von  chinesischer  Seite  bestritten  wird,  welches  direkt  diesen 

Volkskrieg   anordnet,    trägt   das  Datum  vom    25.  Juni   und 

lautet  wie  folgt: 

«Wir  führen  jetzt  mit  den  Ausländern  Krieg.  Die  Boxer, 
Patrioten  und  das  Volk  sind  gemeinsam  mit  den  Regierungs- 
truppen wiederholt  in  ihren  Schlachten  gegen  die  auslän- 
dischen Feinde  siegreich  gewesen.  Wir  haben  schon  kaiser- 
liche Kommissäre  ausgesandt,  um  kaiserliche  Lobeserhebungen 
und  Ermahnungen,  diese  Erfolge  zu  erneuern,  zu  überbringen. 
Es  müssen  in  allen  Provinzen  des  Reiches  Männer  von 
gleichem  Patriotismus  und  gleicher  Kühnheit  aufstehen  und 
wir  befehlen  desshalb  allen  Vicekönigen  und  Gouverneuren, 
solche  Männer  in  die  Listen  aufzunehmen  und  als  Truppen 
zu  organisiren.  Sie  werden  zweifellos  in  dem  Krieg  mit  den 
fremden  Mächten  von  grossem  Nutzen  uud  Hülfe  sein.  Dieses 
Dekret  soll  allen  hohen  Würdenträgern  des  Reiches  mit  einer 
Schnelligkeit  von  200  Meilen  per  Tag  zugesandt  werden.» 

Eine  Proklamation  der  «Boxer»,  welche  hierauf  den 

Kampf  eröffneten,  lautete: 
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«Das  chinesische  Reich  hat  sich  von  jeher  hervorgethan 
durch  seine  heiligen  Lehren,  die  den  Willen  des  Himmels 
kundthun  und  den  Menschen  ihre  Pflichten  predigen.  Der 
sittigende  Einfluss  dieser  Lehren  breitete  sich  in  früheren 
Tagen  wie  ein  Strahlenglanz  über  Berge  und  Ströme.  Aber 
alles  dies  ist  anders  geworden,  und  wir  wissen  wohl,  wie  es 
gekommen  ist.  Während  der  letzten  fünf  oder  sechs  Gene- 
rationen haben  schlechte  Beamte  die  Gewalt  in  den  Händen 
gehabt.  Verkaufsstellen  sind  eröffnet  worden  für  das  Feil- 
halten von  Aemtern,  und  nur  diejenigen,  die  sich  ihre 
Stellung  erkaufen  konnten,  durften  eine  solche  in  der  Re- 
gierung einnehmen.  Die  Prüfung  der  Gelehrten  ist  nutzlos 
geworden ,  und  die  Mitglieder  der  Haulin-Hochschule  und 
solche,  die  ihre  Prüfung  mit  den  höchsten  Ehren  bestanden 
hatten,  verbringen  ihre  Tage  nutzlos  daheim.  Ein  öffentliches 
Amt  kann  nur  mit  Silber  erkauft  werden.  Den  Kaiser  ge- 
lüstet es  nach  den  Reichthümern  seiner  Minister,  und  diese 
erpressen  Geld  von  den  unteren  Klassen  des  Beamtentkums. 
Die  niederen  Mandarinen  wiederum  müssen  das  Volk  aus- 
saugen. Die  ganze  Bevölkerung  liegt  in  tiefem  Elend.  Der 
Zustand  der  Yamens  ist  unbeschreiblich.  Auf  keinem  Markt- 
platz kann  ein  Geschäft  abgeschlossen  werden  ohne  Bestechung. 
Das  unwissende  und  hülflose  Volk  steht  allein  und  verlassen. 
Das  Recht  ist  aus  der  Welt  verschwunden.  Nichts  als  Un- 
einigkeit und  Erpressung !  Es  ist  nutzlos,  vor  den  Yamens 
mit  einer  gerechten  Sache  zu  erscheinen  —  kannst  du  nicht 
zahlen,  so  verlierst  du  den  Rechtshandel.  Da  ist  Niemand, 
an  den  die  Unrecht  Leidenden  sich  wenden  könnten.  Die 
einfachen  Leute  erliegen  unter  dem  Drucke,  und  ihr  Schrei 
steigt  zum  Himmel  empor  und  Gott  hat  ihn  gehört.  Nun 
senden  die  himmlischen  Mächte  in  ihrem  Zorn  Heerschaaren 
von  Geistern  zur  Erde  hernieder,  um  Aller  Herzen  zu 
prüfen,  hoch  und  niedrig.  Der  Kaiser  selbst,  der  Erzsündery 
ist  seiner  Nachkommenschaft,  beraubt  und  kinderlos.  Noch 
grösseres  Elend  hat  das  Reich  befallen.  Fremde  Teufel  sind 
mit  ihrer  Christenlehre  gekommen.  Viele  von  uns  haben 
den  Glauben  der  römisch-katholischen  und  der  protestan- 
tischen Kirche  angenommen.     Die   fremden  Teufel  entbehren 
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aller  gesunden  Grundsätze  und  sind  voller  List.  Sie  üben 
Erpressung  nnd  Bestechung,  so  dass  selbst  die  guten  Beam- 
ten nach  den  Reich thümern  der  Ausländer  Verlangen  tragen 
und  deren  Sklaven  werden.  Eisenbahnen  und  Telegraphen 
sind  errichtet  worden;  Kanonen  und  Flinten  werden  ver- 
fertigt; Dampf  wagen  und  elektrische  Lampen  sind  das  Er- 
götzen der  fremden  Teufel.  Sitzen  sie  gleich  in  Sänften,  die 
ihrem  Rang  nicht  zukommen,  so  betrachtet  sie  China  doch 
immer  als  Barbaren,  die  dem  Himmel  missfallen ;  und  um  sie 
zu  vernichten,  werden  nun  himmlische  Geister  und  Gewalten 
zur  Erde  gesendet.  Die  erste  dieser  Gewalten  ist  die  «Rothe 
Laterne»,  die  «Geeinte  Faust».  Durch  sie  werden  die  Fremden 
ausgerottet  werden;  ihre  Häuser  werden  verbrannt  und  die 
Tempel  wieder  aufgerichtet  werden.  Fremdes  Eigenthum 
jeder  Art  wird  vernichtet  werden;  denn  der  Wille  des 
Himmels  steht  fest,  die  Tenne  zu  fegen.  Alles  dies  wird 
sich  vollziehen  innerhalb  dreier  Jahre,  und  der  Böse  wird 
dem  Netz  seines  Verderbens  nicht  entrinnen.  Niemand  ent- 
hülle leichtfertig  die  heiligen  Geheimnisse.  Die  Tage  des 
Friedens  liegen  noch  in  weiter  Ferne.  Das  Yen  Mao-Jahr 
muss  kommen,  ehe  die  Tage  eines  ruhigen,  langen  Lebens 
wiederkehren.  Unser  Lied  ist  zu  Ende.  Niemand  halte  dies 
für  eine  leere  Drohung.» 


Das  sind  die  Anfänge  eines  gewaltigen  Ereignisses1)  Was 
die  Zukunft  desselben  und  der  Ausgang  sein  wird,  darüber 
gehen  die  Ansichten  jetzt  noch  weit  auseinander,  und  keiner 
der  jetzt  lebenden  Menschen  wird  den  letztern  erleben.    Un- 


*)  Ein  deutsches  Blatt  sagte  darüber:  «Zuletzt  möchten  wir 
noch  eine  besonders  interessante  Ursache  berühren.  Der  «Figaro» 
veröffentlicht  heut  mehrere  Briefe  des  französischen  Konsuls  Chay- 
lard  in  Tientsin  aus  den  Monaten  März  bis  Mai,  in  denen  der 
Schreiber  ausführt,  dass  das  Anschwellen  der  Boxer-Bewegung  durch 
den  Krieg  in  Südafrika  sehr  begünstigt  wurde.  Der  Widerstand 
des  kleinen  Buren volkes  ermuthigte  die  Boxer,  während  die  Miss- 
erfolge der  Engländer,  die  zuvor  den  Mund  so  voll  genommen 
hatten,  die  Achtung  der  Chinesen  vor  den  europäischen  Streitkräften 
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zweifelhaft  sind  natürlich  bloss  die  Absichten  Bttsslands.. 
Ein  Artikel  der  «Gazette  de  Lausanne»  sagte  darüber  mit 
Recht: 

«La  Kassie  se  considere  comme  la  principale  herittererde 
la  Chine.  Elle  s'est  depois  de  longues  annäes  preparee  ©n 
Ifandehourie  poar  l'eventualite'  da  deces.  Mais  eile  n'est  p&8 
pressee  de  prendre  possession  de  l'heritage.  Elle  ne  de- 
mande  pas  nüeax  qae  d'ajourner  les  proces  inevitables  que 
lui  vaudra  cette  riche  saccession  et  yerrait  sans  deplaisir 
la  maladie  chronique  lente  dont  souffire  la  raletudinaire  se 
prolonger  encore  le  plus  possible.  Une  lente  decomposition 
sert  ses  plans  mieux  qu'une  brusque  catastrophe.  Aussl  ne 
plait-il  nnllement  ä  la  diploroatie  russe  de  voir  tant  de  gen» 
penetrer  dans  la  chambre  du  malade  et  eile  a  hate  qu'ils 
prennent  la  porte.  Elle  pretend  que  leur  presence  enraie  la 
guärison.  II  est  hors  de  doate  que  cette  sollicitude  est  la 
bienvenue  de  la  patience  et  donnera  ä  la  Bussie  le  rdle 
d'une  araie  bienveillante  de  la  Chine.  C'est  exactement  la 
inerae  methode  qu'ä  l'autre  bout  de  son  immense  empire  le 
tsar  emploie  ä  l'egard  du  suitan.tt 

Was  aus  China  zuletzt  werden  soll,  wenn  es  einmar  defi- 
nitiv in  «Interessensphären >,  oder  «Pachtgebiete»,  oder  «Eisen- 
bahn-Konzessionen», oder  in  irgend  eine  andere  moderne 
Form  der  Annexion  getheilt  ist,  das  ist  eine  schwer  zu  be- 
antwortende Frage.  Eine  wirkliche  Angliederung  eines  so- 
grossen und  von  seiner  älteren  Kultur  so  eingenommenen 
Volks  an  die  westliche  Civilisation  ist  —  im  besten  Falle  — 


sehr  verminderte.  Die  Boxer  sprachen  es  offen  aus,  dass  Europa 
nichts  vermöge  gegen  die  Millionen  Chinas.  Da  haben  die  euro- 
päischen Völker  eine  dokumentarische  Bestätigung,  weiche  Wirk- 
ungen die  englische  Kainsthat  gegen  das  Buren volk  in  Südafrika 
erzeugt  hat.  Es  ist  nichts  anderes,  die  chinesische  Heimsuchung 
ist  eine  erschütternde  Busspredigt  auch  für  das  von  der  Cham- 
berlain'schen  Mammonspolitik  fascinierte  Europa,  und  wenn  nicht 
alle  die,  welche  es  angeht,  in  sich  gehen,  werden  Gottes  Gerichte 
noch  stärkeren  Donner  rollen.» 
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das  Werk  von  Jahrhunderten  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  diese  letztere  sich  im  Sinne  Darwin's,  oder  Nietzsche's 
entwickelt  hat,  steht  dann  noch  die  Frage  erst  offen,  ob  die 
«christliche»  Civilisation  auch  die  Kraft  haben  wird  die  an 
Volkszahl  weit  grössere  islamitische  und  buddhistische  in  sich 
aufzunehmen  und  zu  verdauen.  Darüber  sind  wir  nicht  so  ganz 
beruhigt,  wenn  wir  namentlich  nur  unsere  gegenwärtigen 
Kirchen  und  nicht  die  innere  Kraft  und  Wahrheit  der 
christlichen  Ueberzeugung  in  Betracht  ziehen.  Jedenfalls 
muss  eine  Keform  unserer  eigenen  Civilisation  vorangehen 
und  namentlich  mnss  Europa  mit  der  thatkräftigen  Verurthei- 
lung  und  Verhinderung  solcher  Kriege,  wie  der  Boerenkrieg, 
voranschreiten,  wenn  es  dem  Eindringen  des  asiatischen 
Geistes,  den  wir  mehr  zu  fürchten  haben  als  mongolische 
Heeresmassen,  wirksamen  Widerstand  leisten  soll.  Es  handelt 
sich  in  der  That,  wie  schon  gesagt,  in  der  Fortsetzung  dieses 
chinesischen  Krieges  um  unsere  höchsten  Güter.  Wer  die- 
selben aber  erhalten  will,  der  darf  nicht  zusehen,  wie  sie 
in  edeln  und  tapfern  civilisirten  Völkern  zu  Boden  getreten 
werden.  Der  chinesische  Krieg  und  was  er  Alles  noch  bringen 
wird,  ist  die  erste  Strafe  für  den  Boerenkrieg,  die  sich  zunächst 
an  den  Deutschen  und  Engländern  vollzieht.  Das  Weitere 
kommt  aber  noch;  auch  die  allzu  grosse  Freundschaft  der 
Deutschen  mit  dem  türkischen  Regimenter  dessen  Untergang, 
wenigstens  in  Europa,  nur  noch  eine  Frage  sehr  kurzer  Zeit 
sein  kann,  muss  ihr  Urtheil  aus  der  Hand  einer  ewigen  Ge- 
rechtigkeit, die  sich  durch  keine  opportunistische  Politik  be- 
stechen, oder  beeinflussen  lässt,  gewärtigen. 

Die  europäische  grosse  Politik  hat  jetzt  jedenfalls  noch 
auf  manche  Jahre  hinaus  zwei  grosse  permanente  Aufgaben 
und  zwei  Heerde  beständiger  Aufregung,  die  Türkei  und  China, 
und  die  Aera  eines  ewigen  Friedens  ist  jetzt  weiter  entfernt 
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von  einer  baldigen  Verwirklichung,  als  sie  es  vor  fast  hun- 
dert   Jahren,   nach   Schluss  der  Napoleonischen  Kriege  war. 

Seitdem  dies  geschrieben  wurde,  wurde  die  Welt  durch 
ein  Uebereinkommen  Deutschlands  mit  England  über  die 
chinesische  Politik  überrascht,  welches  sofort  in  seinem,  wir 
wollen  annehmen  ganzen,  Wortlaute  bekannt  gegeben  wurde, 
und  demnach,  wie  folgt,  lautet: 

«Zwischen  dem  deutschen  Botschafter  Grafen  v.  Hatzfeldt 
und  dem  englischen  Premierminister  Marquis  of  Salisbury 
wurde  am  16.  Oktober  in  London  durch  Notenaustausch  fol- 
gende Vereinbarung  getroffen:  Die  deutsche  und  die  gross- 
britannische Regierung,  von  dem  Wunsche  geleitet,  ihre  In- 
teressen in  China  und  ihre  Rechte  aus  den  bestehenden  Ver- 
trägen aufrecht  zu  erhalten,  sind  übereingekommen,  für  die 
beiderseitige  Politik  in  China  nachstehende  Grundsätze  zu 
beobachten:  1.  Es  entspricht  einem  gemeinsamen  dauernden 
internationalen  Interesse,  dass  die  an  den  Flüssen  und  der 
Küste  China's  gelegenen  Häfen  dem  Handel  und  jeder  son- 
stigen erlaubten  wirthschaftlichen  Thätigkeit  für  die  Ange- 
hörigen aller  Nationen  ohne  Unterschied  frei  und  offen 
bleiben.  Beide  Regierungen  sind  einverstanden,  dies  ihrer- 
seits für  alle  chinesischen  Gebiete  zu  beobachten,  wo  sie 
ihren  Einfluss  ausüben  können.  2.  Die  deutsche  und  die 
grossbritannische  Regierung  werden  ihrerseits  die  gegen- 
wärtigen Verwicklungen  nicht  benutzen,  um  für  sich  irgend- 
welche territoriale  Vortheile  auf  chinesischem  Gebiete  zu 
erlangen.  Sie  werden  ihre  Politik  darauf  richten,  den  terri- 
torialen Bestand  des  chinesischen  Reiches  unverändert  zu 
erhalten.  3.  Sollte  eine  andere  Macht  die  chinesischen  Kom- 
plikationen benutzen,  um  unter  irgend  einer  Form  solche 
territoriale  Vortheile  zu  erlangen,  so  behalten  sich  beide 
Kontrahenten  vor,  über  etwaige  Schritte  zur  Sicherung  ihrer 
eigenen  Interessen  in  China  sich  vorher  untereinander  zu 
verständigen,  4.  Beide  Regierungen  werden  diese  Ueberein- 
kunft  den  übrigen  betheiligten  Mächten,  insbesondere  Frank- 
reich, Italien,  Japan,  Oesterreich-Ungarn,  Russland  und  den 
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Vereinigten  Staaten  von  Amerika,   inittheilen   und   dieselben 
einladen,  den  darin  niedergelegten  Grundsätzen  beizutreten». 

Was  das  eigentlich  zu  bedeuten  hat,  ob  und  welche  ge- 
heime Artikel  einer  solchen  «entente  cordiale»  noch  etwa  be- 
stehen und  was  der  Preis  für  eine  so  grossartige  Erleichter- 
ung Englands  gewesen  ist,  das  entzieht  sich  jeder  Verinuthung; 
nur  so  viel  ist  gewiss,  dass  es  dabei  «realpolitisch»  zuging 
und  dass  dieser  Vertrag  nur  ein  weiterer  Theil  einer  allge- 
meinen Verständigung  sein  muss,  welche  schon  im  Boeren- 
krieg  ihre  Wirkungen,  entgegen  allen  Sympathien  des  deutschen 
Volkes  selbst,  gezeigt  hat.  Natürlich  werden  sich  alle  andern 
in  China  thätigen  Nationen,  vor  allem  Russland,  dem  Vertrage 
pro  forma  anschliessen ;  das  verbindet  zu  nichts  und  ist  einst- 
weilen besser,  als  grollend  abseits  stehen  zu  bleiben.  Aber 
•die  deutsche  Regierung  hat  jetzt  zwischen  dem  Anhalt  an 
Bussland,  wie  es  bisher  traditionelle  preussische  Politik 
war,  und  demjenigen  an  England  gewählt  und  überdies  die 
Verantwortlichkeit  für  Alles,  was  in  China  fortan  geschieht, 
übernommen;  sie  wird  nun  dieses  Programm  durchführen 
müssen. 

Für  uns  bedauern  wir  es,  dass  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  eine  grosse  «Frage»,  die  beseitigt  zu  werden 
schien,  wieder  zu  einer  offenen  geworden  ist  und  der  alte 
Gegensatz  neu  befestigt  wird.  Der  Gegenschachzug  Russlands 
wird  schwerlich  lange  auf  sich  warten  lassen. 

In  dieser  Weise  sehen  die  allgemeinen  Verhältnisse  der- 
malen aus.  Für  uns,  wie  schon  gesagt,  insoweit  günstig,  dass 
ein  Krieg  zwischen  unsern  nächsten  Nachbarn  und  an  unseren 
Gränzen  immerhin  in  etwas  weniger  naher  Aussicht  steht.  Un- 
heimlich bleibt  für  die  kleinen  Staaten  das  Beispiel  des  Boeren- 
krieges,   die  Tendenz  der  Agglomeration   durch  Protektorate 
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in  irgend  einer  Form1)  und  die  Neigung  eines  Theik  der 
kleinen  Völker  selbst,  ihre  grossen  Kriegslasten  zu  ver- 
mindern, ihre  Zoll-  und  Handelsverhältnisse  zu  verbessern 
und  so  mit  dem  Verlust  der  Freiheit  die  Wohlfahrt,  oder 
wenigstens  den  Schein  einer  solchen  für  einen  Theil  ihrer 
Bevölkerung,  zu  erkaufen.  Daran  sind  auch  wir  krank  und 
werden  es  in  wenigen  Jahren  noch  mehr  sein. 

Von  den  uns  näher  interessirenden  Staaten  ist  folgendes- 
zu  berichten: 

In  erster  Linie  steht  für  uns  immer  Deutschland^ 
welchem  der  weitaus  grösste  Theil  der  Eidgenossen  durch 
natürliche  Abstammung,  Sprache  und  Charaktereigenschaften 
angehört  und  dessen  Wohl  und  Wehe  daher  mit  dem  unsrigen 
auf  das  engste  verbunden  ist.  Dieses  Land  befindet  sich  in 
einem  starken  Widerspruch  zwischen  den  Anforderungen  einer 
expansiven  Politik,  deren  sich  kein  heutiger  Grossstaat 
ganz  entschlagen  kann,  und  seiner  innersten  Natur,  seinem 
Lebenszweck  in  der  Weltgeschichte,  der  nach  Verinnerlichungr 
Vertiefung  der  grössten  Gedanken  der  Menschheit  und  Idealität 
in  der  Auffassung  des  staatlichen  Berufes  zielt.  Einmal  muss 
man  sich  auch  in  der  Politik  entschliessen,  so  gut  wie  im 
Einzelleben,   ob    man   für  das  Wahre  und  Rechte,    oder  für 


x)  In  einem  Artikel  einer  deutschen  Zeitung  stand  darüber 
etwas,  was  ganz  an  die  Vorschläge  Humboldts  von  1815  erinnert* 
Ein  höherer  bayrischer  Offizier  drückte  sich  so  aus:  «Das  zu  er- 
strebende Ziel,  die  politische  und  militärische  Lage,  welche  die 
aufgeklärten  Leute  Europas  so  bald  als  möglich  im  Interesse  der 
Givilisation  herbeiführen  sollten,  ist  die  Conföderation,  die  enge 
Verbindung  Belgiens,  Hollands,  der  Schweiz,  Picmonts,  Tirols,  Oester- 
reichs,  Ungarns  mit  Frankreich  und  Deutschland.  Auf  diese  Weise 
werden  wir  die  mächtigen  Vereinigten  Staaten  Europas  bilden  und 
im  Frieden  sowohl  als  im  Krieg  unüberwindlich  sein.»  Glücklicher- 
weise ist  das  noch  weniger  erreichbar,  als  der  ewige  Friede,  oder 
die  allgemeine  Abrüstung. 
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das  Kluge  und  Vorteilhafte  ist  und  einstehen  will,  was 
nicht  immer,  und  gerade  gegenwärtig  in  Deutschland  nicht 
das  Gleiche  ist.  Einstweilen  hat  das  Letztere,  die  «Real- 
politik*, wie  man  es  nennt,  die  Mehrheit  der  handelnden, 
Personen  für  sich.  Seinen  «Platz  an  der  Sonne  erobern», 
die  «gepanzerte  Faust  zeigen»,  «Deutschlands  Adler»,  der  an 
und  für  sich  schon  ein  unschönes  Symbol  für  einen  Staat  ist, 
«einen  neuen  Horst  überall  in  allen  Welttheilen  bereiten»,  das 
hört  man  in  vielen  deutschen  Blättern  aussprechen,  oft 
sogar  von  Leuten,  deren  Beruf  diese  Aufstachelung  des  na- 
tionalen Egoismus  eigentlich  am  wenigsten  wäre.  Und  damit 
geht  unmittelbar  Hand  in  Hand  eine  Vermehrung  der  rea* 
listischen  Lebensauffassung  überhaupt  in  allen  Klassen,  die 
uns  auch  an  den  in  der  Schweiz  reisenden  Deutschen  mit 
jedem  Jahre  mehr  auffällt.  Dass  die  andere,  sympathischere, 
Seite  des  deutschen  Wesens  auch  fortbesteht,  das  wissen  wir, 
and  dafür  hatte  in  diesem  Jahre,  neben  ganz  andern  Kund- 
gebungen, eine  Ansprache  des  Oberhofpredigers  Dr.  Dryander 
an  den  deutschen  Kronprinzen,  bei  der  Feier  seiner  Gross- 
jährigkeit,  einen  besonders  charakteristischen  Ausdruck  ge- 
funden, worin  es  heisst: 

«Sei  fest  und  sei  ein  Mann!  —  Grosse  und  schlichte 
Losungen  bei  Eintritt  in  einen  neuen  Lebensabschnitt,  in 
dem  vor  anderen  der  Charakter  sich  zeigt!  Um  wirken  zu 
können,  muss  man  zuvor  etwas  sein.  Nicht  was  wir  zu* 
leisten  haben,  ist  das  Erste,  sondern  was  wir  werden  sollen^ 
Ein  Mann  ist  nicht  nur  ein  Held,  wenn  er  mit  dem  Schwert 
dreinschlägt  —  so  mag  es  der  stürmische  Muth  der  Jugend 
sich  vorstellen;  nein,  ein  Schwert  kann  man  auch  mit  Un- 
recht ziehen.  Des  Mannes  Art  aber  ist  Festigkeit,  das  be- 
stimmte Gepräge,  der  Charakter,  der  fest  ist  in  dem,  was 
er  soll.  Diess  «Soll»  aber  besteht  nicht  in  den  wandelbaren 
Erwartungen  des  Menschen,  sondern  in  dem,  was  Gott  aus 
uns   machen   will,    und  was   wir  vor  Gott    sein    sollen.     In 
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solchem  Ziele  fest  sei  ein  Mann,  der  Fuss  fest  auf  der  Erde, 
aber  das  Auge  gerichtet  auf  den  lebendigen  Gott.  Sei  ein 
Mann,  unverdorben  vom  Lob,  unerbittert  von  Lüge  und  Bos- 
heit, gegen  unzeitiges  Nachgeben  ebenso  gefeit  wie  gegen 
eigensinniges  Trotzen,  ein  Mann,  dessen  Fuss  sicher  wandelt 
auf  der  Bahn  der  Pflicht,  ein  Fels  im  wilden  Meer,  ein  Hort 
und  Halt,  an  dem  die  Schwankenden  sich  aufrichten,  weil 
mit  seinem  Gewissen  gebunden  an  den  lebendigen  Gott,  ein 
Mann,  der,  mit  Ernst  Moritz  Arndt  zu  reden,  beten,  lieben, 
glauben,  streiten  und  sterben  kann.  Was  braucht  unsere 
Zeit  mehr  als  solche  Männer?!  Was  brauchen  wir  mehr,  als 
Herrscher,  die  solche  Männer  sind?!» 

Das  ist  die  Wahrheit,  buchstäblich.  Damit  stimmt  aber 
nicht  überein,  um  nur  zwei  Punkte  zu  erwähnen,  die  viel 
izu  passive  Haltung  der  deutschen  Regierung  gegenüber  dem 
himmelschreienden  Unrecht,  das  ihren  Nachbaren  in  Südafrika 
geschieht,  ebensowenig  die  grosse  Freundschaft  mit  dem 
Schlächter  der  armenischen  Christen,  und  auch  nicht  ganz 
eine  Eede  des  bisherigen  Staatssekretärs  des  Aeussern,  jetzigen 
Reichskanzlers,  im  Reichstage,  welche  sagte: 

«Die  Politik  des  Kaisers  und  der  kaiserlichen  Regierung 
-wird  ausschliesslich  durch  nationale  Gesichtspunkte  be- 
stimmt, für  uns  sind  lediglich  die  nationalen  deutschen  In- 
teressen und  Ziele  massgebend.  Die  Politik  eines  grossen 
Landes  kann  weder  durch  Sympathien  noch  durch  Anti- 
pathien bestimmt  werden,  sondern  nur  nach  sorgsamer  Ab- 
wägung der  Frage :  Wohin  weist  der  reale  deutsche  Vortheil, 
resp.  Nachtheil?»  Das  ist  nach  unserer  Meinung  auch  zu 
eng  gefasst  für  die  Politik  des  grossen  deutschen  Staats,  die 
keine  blosse  «Kaufmannspolitik»  werden  darf. 

Das  deutsche  Reich  muss  ein  Hort  des  Rechtes 
auf  Erden  sein,  dessen  man  in  allen  solchen  Fragen, 
die  namentlich  unsern  Welttheil  betreffen,  sicher  sein  kann. 
Es  ist  dieser  Beruf  ein  noch  dringenderer  geworden,  seitdem 
England  durch   seine   afrikanische  Politik  sich  dazu  unfähig 
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gezeigt  hat.  Der  Erzengel  Michael,  der  gepanzert  auf  der 
Wache  für  die  «heiligsten  Güter»  nicht  bloss  der  deutschen 
Nation,  sondern  aller  Völker  steht,  handelt  nicht  nach  sorg- 
samer Abwägung  der  Frage,  was  «realen»  Vortheil  bringe, 
sondern  nach  Grundsätzen,  die  unerschütterlich  sind  und  nicht 
nach  diesem  augenblicklichen  Vortheil  fragen.  Das  ist  unsere 
Beschwerde  gegen  das  jetzige  Deutschland,  im  Uebrigen  sind 
wir  mit  ihm  in  guter  Freundschaft  und  wünschen  ihm  alles 
wahre  Heil  auf  seinem  ferneren  Lebenswege. 

Typisch  für  die  ans  unsympathische  Eichtung  des  mo- 
dernen deutschen  Charakters  war  die  Figur  des  in  diesem 
Jahre  endlich,  nach  lOjähriger  Geistesumnachtung,  gestor- 
benen Friedrich  Nietzsche,  in  welchem  sich  der  rück- 
sichtslose Kraftkultus,  den  schon  Hegel,  Schopenhauer  und 
nicht  am  wenigsten  in  England  auch  Carlyle  vorbereitet 
hatten,  in  fast  dämonischem  Ausdruck  bis  zu  einer  eigent- 
lichen Wahnidee  ausgebildet  hatte. 

Menschlich  gesprochen  war  in  ihm,  wahrscheinlich  in 
Folge  zu  schwacher  Körperanlage,  oder  Uebertreibung  der 
Studien,  eine  beständige  ungestillte  Sehnsucht  nach  Kraft  vor- 
handen, die  ihn  zu  keiner  gedeihlichen  Wirksamkeit  auf  dem 
Basler  Lehrstuhle  der  Philosophie  gelangen  Hess,  auf  welchen 
ihn  ein  seltsamer  Unverstand  berufen  hatte,  sondern  zu  einer 
rein  aphoristischen  Schriftstellerei  trieb,  an  welcher  eigent- 
lich bloss  der  volle  Gegensatz  gegen  alles  Wahre  das  In- 
teressante bildete  und  die  überhaupt  nicht  Kraft  war,  sondern 
der  Verzweiflungsschrei  einer  ihrer  unheilbaren  Schwäche 
tief  bewussten  Seele  nach  Kraft.  Wirklich  kraftvolle  Na- 
turen sind  niemals  für  diese  Kraftbestialität  eingenommen, 
sondern  im  Gegentheil  eher  für  das  Zarte  und  Liebliche  im 
menschlichen  Dasein.  Nur  solche  unglückliche  Neurastheniker, 
die  jetzt  in  beiden  Geschlechtern  Legion  geworden  sind,  ver- 
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göttern  die  Kraft.  Ganz  ähnlich  wie  die  grössten  «Erotiker» 
unter  den  Dichtern  meistens  Männlein  wie  eine  gespaltene 
Bube  sind  (wie  der  Friedensrichter  Schaal  bei  Shakespeare), 
welche  ein  rechtes  Mägdlein  niemals  angesehen  hat  und  die 
überhaupt  die  wahrhaft  Guten  und  Schönen  des  weiblichen 
Geschlechts  gar  nie  kennen  gelernt  haben,  sondern  nur  den 
Aussohuss  desselben.  Darauf  kann  man  mit  aller  Sicherheit 
zählen.  Es  ist  das  gleiche  Gefühl  der  decadenten  Schwäche, 
welches  in  den  Völkern  wieder  den  Napoleon-Kultus  hervor- 
ruft, in  dem  eine  ähnliche,  schwach  gewordene  Zeit  auch  einst 
ihr  Ideal  sah,  bis  eine  kraftvollere,  durch  Leiden  gestärkte 
Generation  dieses  ganze  Theatergebäude  eines  ephemeren  «Welt- 
reichs» über  den  Haufen  warf.  Das  wird  und  muss  auch  wieder 
kommen  and  zwar  von  Deutschland  ausgehend,  sofern  es 
seine  erlangte  Machtstellung  in  der  Welt  mit  Recht  und  von 
Gottes  Gnaden  behaupten  will. 

Die  innern  Fragen  Deutschlands  berühren  uns 
weniger  direkt,  obwohl  sie  mit  denjenigen  unserer  Politik 
in  Bezug  auf  Ultramontanismus,  Sozialismus,  Verhältniss  von 
Centralgewalt  zu  den  Einzelstaaten,  Gesetzgebung  vielfach 
parallel  laufen,  und  auch  manche  unserer  eigenen  Politiker 
ihre  Ideen  aus  Deutschland  beziehen.  Von  allgemeinerem  In- 
teresse war  bloss  die  längere  Diskussion  im  Parlamente  und 
der  Presse  über  die  sogenannte  «lex  Heinze»  zur  Bekämpf- 
ung der  Unsittlichkeit,  welche  ohne  allen  Zweifel  neben 
-der  Trunksucht  die  grösste  Gefahr  für  das  deutsche  Volk 
.(auch  für  uns  gesprochen)  bildet,  durch  welche  es  allein  von 
andern  Völkern  zu  Boden  gedrückt  und  um  seine  ihm  ge- 
bührende Machtstellung  gebracht  werden  kann.  Eine  der 
besten  unter  den  vielen,  oft  ganz  verkehrten  Aeusserungen 
der  Presse  über  diesen  grösstentheils  gescheiterten  Gesetz- 
_gebungsversuch  war  die  folgende  (in  der  «Allg.  Zeitung» 
vom  3.  April  d.  J.) : 
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<Der  Widerstand  gegen  die  lex  Heinze  hat  während  der 
letzten  Wochen  in  dem  geistigen  Leben  Berlins  eine  grosse 
Bolle  gespielt.  Und  wer  wollte  ihm  die  Berechtigung  ab- 
sprechen! Das  Kunstwerk,  das  eine  gesellschaftliehe  Auf- 
gabe hat,  steht  unter  dem  Sittengesetz,  und  wenn  es  nicht 
sittlich  schön  ist,  so  verdient  es  seinen  Namen  überhaupt 
nicht  mehr.  Aber  die  Kunst  wird  von  anderen  Gesetzen  be- 
herrscht wie  die  Wirklichkeit,  und  so  deckt  sich  der  Begriff 
•der  Sittlichkeit  und  Unsittlichkeit  hier  und  dort  durchaus 
nicht.  Die  Unsittlichkeit  in  der  Kunst  kann  durch  einen 
Gesetzesparagraphen  meist  gar  nicht  getroffen  werden, 
während  andrerseits  die  Gefahr  besteht,  dass  die,  welche  ihn 
anzuwenden  haben  und  nicht  kunstverständig  sind,  sich  nur 
an  das  halten  werden,  was  man  im  Leben  unsittlich  nennt, 
ohne  zu  berücksichtigen,  dass  es,  wie  das  Nackte,  wie  bei- 
spielsweise die  im  Reichstag  viel  citirte  Leda  mit  dem 
Schwan,  durch  die  Kunst  geadelt  wird  und  seinen  unsitt- 
lichen Charakter  dadurch  verliert.  Die  Unsittlichkeit  in  der 
Kunst  besteht  in  der  Form,  in  der  ein  Stoff  behandelt  wird, 
beziehungsweise  in  der  Formlosigkeit,  die  beispielsweise  für 
die  den  Stoff  nicht  meisternden,  sondern  von  ihm  bemeisterten 
Naturalisten  bezeichnend  ist,  sie  besteht  in  der  Charakteristik 
der  Figuren,  in  einem  falschen  Realismus,  im  Pessimismus, 
in  der  Freude  am  Schmutz  und  an  der  Schlüpfrigkeit  in  ge- 
wissen mystisch-sinnlichen  Vorstellungen,  in  einer  egoistischen 
und  anarchistischen,  gesellschaftsfeindlichen  Tendenz  u.  s.  w. 
Unsere  moderne  Kunst  ist  zum  grössten  Theil  stark  unsitt- 
lich, wie  ich  nachher  auch  an  einigen  Beispielen  zeigen 
werde,  welche  uns  hier  in  der  letzten  Zeit  viel  beschäftigt 
haben,  aber  mit  Gesetzesparagraphen  ist  daran  nichts  zu 
Ändern.  Immerhin  hat  es  mich  überrascht,  unter  den  eifrigsten 
Wortführern  der  Opposition  gegen  die  lex  Heinze  gerade 
viele  Naturalisten  zu  finden,  die  an  der  zur  Anwendung  jenes 
Gesetzes  berufenen  armen  Polizei  auch  nicht  ein  gutes  Haar 
iiessen.  Und  doch  sind  sie  dazu  am  allerwenigsten  berufen, 
denn  indem  sie  das  Niveau  der  Kunst  auf  das  der  Wirklich- 
keit herabdrücken,  befähigen  sie  ja  gerade  den  vielge- 
schmähten Unterthanenverstand  des  Polizisten  zur  Beurthei- 
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lung  ihrer  Werke.  Der  Polizist,  der  Corregio's  «Leda»  au& 
dem  Schaufenster  entfernen  lässt,  weil  die  Königstochter 
nackt  und  der  Vorgang  unsittliche  Vorstellungen  weckt,  uj> 
theilt  nicht  banausischer,  als  der  Dichter,  der  jenen  Vorgang 
oder  Vorgänge  ähnlicher  Natnr  realistisch  ausmalt  und  kein, 
höheres  künstlerisches  Ziel  hat,  als  die  möglichst  treue 
Wiedergabe  der  äusseren  Wahrheit. 

Die  Verfuhrung  Gretchens,  die  Kuppelei  Martha's  sind 
in  Wirklichkeit  gewiss  sehr  unsittliche  Dinge,  aber  sie  wirken 
so  nicht  im  Kunstwerk,  weil  die  Läuterung  Gretchens,  die 
Reue  Fausts,  Inhalt  und  Verlauf  der  Handlung  deutlich 
zeigen,  dass  sich  Goethe  dem  Sittengesetz  unterwirft.  Ich 
kenne  andrerseits  nichts  Unsittlicheres,  als  Ibsens  «Nora», 
in  der  Frau  Sorma  übrigens  demnächst  im  Lessing-Theater 
wieder  auftreten  wird,  nachdem  das  von  ihr  geplante  Pariser 
Gastspiel  zu  Wasser  geworden  ist.  Gegen  diese  sich  wider 
das  Sittengesetz  auflehnende  Frauengestalt  ist  die  lex  Heinze 
ganz  ohnmächtig,  und  doch  wirkt  ihr  Beispiel  sehr  viel  ent- 
sittlichenderer,  als  alle  Frauengestalten  Goethes  zusammen- 
genommen, die  doch  längst  nicht  alle  auf  dem  Pfade  der 
Tugend  wandeln.  Durch  den  Mund  des  Dichters  verkündet 
Nora,  dass  die  Frau  nur  Rechte  und  keine  Pflichten  gegen 
Mann  und  Kinder  und  gegen  die  Gesellschaft  hat,  was  auf 
viele  Zuschauerinnen  oder  Leserinnen  einen  sehr  bösen  Ein- 
fluss  ausüben  dürfte.  Es  kommt  hinzu,  dass  diese  unglück- 
selige Dichterfigur,  dank  der  von  Ibsen  auf  unsere  Modernen 
geübten  Suggestion,  auf  der  Bühne  eine  Fülle  von  Unter- 
noras, von  wildgewordenen,  anarchistisch  gesonnenen,  halb- 
amazonenhaft,  halb  mannstoll  sich  gebärdenden  Frauen  ge- 
zeitigt hat,  genug,  um  damit  die  Phantasie  einer  ganzen 
Generation  von  Töchtern  Eva's  zu  vergiften.  Ein  solcher 
Ueberraensch  im  Unterrock  ist  beispielsweise  die  Magda  in 
Sudermanns  «Heimath»,  ein  Seitenstück  zur  Nymphomanin 
Rebekka  in  «Rosmersholm».  Auch  Ibsen  hat  neben  seiner 
Nora  mit  Vorliebe  Frauen  gezeichnet,  die,  um  «sich  aus- 
leben» zu  können,  ihrem  Mann  einfach  entlaufen  sind,  ent- 
laufen oder  entlaufen  wollen,  so  Frau  Alving  (Gespenster),. 
Frau  Elvstedt   (Hedda  Gabler),    Ellida    (Frau    vom   Meere),, 
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und  da  die  Handlung  ihnen  recht  zu  geben  scheint,  da  Ibsen 
ersichtlich  der  freien  Liebe   das  Wort   redet  und  es  als  ein 
Selbstbestimmungsrecht  des  Individuums  geltend  macht,  jeder 
seiner  krankhaften  Launen,  jedem  thierischen  Triebe  zu  ge- 
horchen,   so  sind  jene  Figuren  nebst  den  Stücken,   in  denen 
sie  des  angeblich  die  «Lebenslüge»  bekämpfenden  Ibsens  ge- 
sellschaftsfeindliche Weisheit  verkünden,   in  höchstem  Grade 
unsittlich   und   unwahr   dazu.     In  Reicke's  «Freilicht*,    das 
vor  kurzem   im  «Berliner  Theater»    nicht   ohne  Erfolg  auf- 
geführt wurde,  wird  die  neue  Lehre  vom  «Selbstbestimmungs- 
recht des  weiblichen  Geschlechts»,  über  das  sich  cum  grano 
salis  ja  reden  lässt,   mit  derselben  Verachtung  des  Sittenge- 
setzes gepredigt,   und   so   verlässt   die  Heldin,  die,  wie  Su- 
dermanns Magda,   angeblich   weit   über    den  engen  Horizont 
ihrer  Familie   herausblickt,   ohne   weiteres   ihren  Bräutigam 
und  wirft  sich,  dem   ersten   besten  Maler  an  den  Hals.    Das 
Publikum  nimmt  daran  kaum   noch  Anstoss,    so  sehr  fördert 
die  neueste  Mode   derartige   unerquickliche  Frauengestalten, 
in  deren  Verkörperung  unsere  hervorragendsten  Darstellerinnen 
ihren    höchsten  Triumph    suchen.     Ich    erinnere    nur   an  die 
Sorma  und  an  die  Triesch,  an  die  Sandrock,  Düse  und  Sarah 
Bernhardt,    die    sämmtlich    mit    Vorliebe    hysterische    oder 
schwindsüchtige,    sich    gegen    die  Gesellschaftsordnung    auf- 
lehnende,   ihren    sexuellen    Zwangsantrieben    blindlings    ge- 
horchende Frauenzimmer  spielen  oder  sich  gar  in  Hosenrollen 
verlieben.     Was  ist  es  denn,  was   einigen  von  ihnen  an  der 
Hamlet-Rolle  oder   an  der   des  jungen  Herzogs    von  Reich- 
stadt   so   verlockend   erscheint  — ?  wieder   nur    krankhafte 
Züge,  welche  dem  Geist  unsrer  an  Nervenüberreizungen  und 
geistiger  Ermüdung  so    reichen  Zeit  entsprechen,    vor   allem 
der    Pessimismus,    die    Willensunfähigkeit.    Der    eigentlich 
zum  Handeln  geborene  Sohn  des    ersten  Napoleon   ist  mehr 
noch  durch  sein  Temperament  als  durch  die  Verhältnisse  zur 
Unthätigkeit  verdammt,  das  ist  die  Tragik  seines  Schicksals. 
Er  ist  eine  Abart  des  Hamlet.  Statt  zu  handeln,  vermag  er 
nur  endlos  zu  schwatzen,  und  das  ist's,  was  Sarah  Bernhardt 
triebhaft  anzog.    Des  «Aiglon»  patriotische  Tiraden  sind  ein 
Seitenstück  zur  anarchistischen  Kannegiesserei  der  Ibsen'schen 
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Helden,  von  denen  nun  wieder  die  Helden  «unsres  Gerhart» 
abstammen,  dessen  *  Weber»  besonders  unsittlich  sind,  weil 
sie  nach  Agitatorenmanier  nur  zur  Empörung  aufreizen,  statt 
den  Klassengegensatz  im  Licht  einer  höheren  Weltanschauung 
dichterisch  auszugleichen.  Jene  Willens  Unfähigkeit  ist  in  der 
That  charakteristisch  für  die  neue  Richtung  in  der  Literatur, 
welche  in  den  breiteren  Schichten  des  Volkes  glücklicher- 
weise nur  wenig  Anklang  findet,  obwohl  die  unerhörte  Re- 
klame der  Herren  darüber  leicht  täuschen  kann.» 

Das  Kesume*  der  ganzen  Sache  ist  eigentlich  das,  dass 
die  gesammte  «moderne»  Litteratur  und  Kunst  dermalen  etwas 
ungesund  ist,  theilweise  wegen  Nervenüberreizung,  theilweise 
weil  sie  nichts  Gesundes  zu  schaffen  vermag  und  daher  in 
dem  bloss  Pikanten  ihr  Unterkommen  suchen  muss.  Allerdings 
aber  kann  dieser  Zustand  nicht  mit  blossen  Polizeimassregeln 
gebessert  werden,  welche  weit  hinauf  in  die  Kreise  der 
dermaligen  Litteratur  und  Kunst  reichen  müssten,  sondern 
dazu  gehört  eine  gründliche  Verbesserung  unserer  ganzen 
Denkungsart  in  Bezug  auf  viele  Gebiete  des  menschlichen 
Daseins,  namentlich  die  auf  das  sexuelle  Leben  sich  bezie- 
henden. Dann  hört  diese  ganze  Decadenz  von  selber  auf, 
vorher  nicht.  Dass  es  aber  noth wendig  geworden  ist  die 
deutsche  Jugend  vor  diesem  Wege,  auf  dem  sie  sich  befindet, 
ernstlich  zu  warnen,  beweist  ein  Aufruf  von  zwanzig  Pro- 
fessoren deutscher  und  deutsch-österreichischer  Universitäten, 
welcher  in  der  «Allg.  Zeitung»  vom  4.  Oktober,  wie  folgt, 
resümirt  wird: 

«Die  Professoren  konstatiren  zunächst  die  zu  ernsten 
Besorgnissen  Anlass  gebende  Wahrnehmung,  dass  die  zuneh- 
mende Verbreitung  gewisser  Krankheiten  für  unser  gesammtes 
Volk  eine  überaus  ernste  und  dringliche  Gefahr  bedeutet. 
An  die  Jugend  der  Hochschulen  richten  die  Professoren  zu- 
erst ihre  warnende  Stimme,  indem  sie  hervorheben,  dass  die 
Verbreitung   jener  Erkrankungen   namentlich   unter  den  Be- 
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wuchern  der  grossen  Universitäten  sehr  erheblich  und  weit 
höher  sei,  als  man  dies  nach  der  gesellschaftlichen  Stellung 
und  der  Erziehung  der  Studirenden  erwarten  sollte.  Das  sei 
freilich  eine  Folge  des  vom  Zwang  der  Schule  befreiten 
Lebens,  aber  gerade  der  grösseren  Versuchung  gegenüber 
.glauben  diese  Autoritäten  ihrer  Fächer  darauf  hinweisen  zu 
müssen,  dass  nach  tausendfältiger  Erfahrung  die  Abstinenz 
ohne  jeden  Schaden  für  die  körperliche  und  geistige  Ent- 
wicklung der  Jugend  sei.  Der  Aufruf  gibt  hierauf  eine  Be- 
schreibung jener  verhängniss vollen  Leiden,  wobei  auf  die 
.Rückwirkung"  auf  Gehirn  und  Rückenmark,  auf  häufige  Nach- 
krankheiten, wie  Gelenk-  und  Herzleiden,  sowie  auf  deren 
Vererblichkeit  hingewiesen  wird.  Mit  besonderem  Nachdruck 
ivird  auf  die  spätere  Ehe  solcher  Menschen  hingewiesen. 
Fast  die  Hälfte  aller  kinderlosen  Ehen  soll  in  früheren  Er- 
krankungen des  Mannes  ihre  Veranlassung  haben.  Die  Pro- 
fessoren bemerken  ausdrücklich,  dass  sie  sich  in  dieser  Schil- 
derung der  Gefahren  jener  Erkrankungen  von  jeder  Ueber- 
treibung  ferngehalten  haben  und  nur  die  Dinge  in  ihrer 
wahren  Gestalt  zeigten,  die  freilich  nicht  mit  dem  Auge  des 
Leichtsinnes  und  der  Gleichgültigkeit  gesehen  werden  dürften. 
Die  Professoren  fordern  also  die  Studenten  zu  möglichst  voll- 
ständiger Enthaltsamkeit  auf.  Zum  Schluss  hebt  der  Aufruf 
hervor,  dass  die  Unterzeichner  bloss  als  Aerzte  und  Ver- 
treter der  Gesundheitspflege  gesprochen  und  die  Gebote  der 
Moral  vollständig  beiseite  gelassen  haben.  Aber  es  sei  be- 
merkt, heisst  es  weiter,  dass  kaum  in  einem  anderen  Punkte 
sich  zu  den  Schäden  des  Körpers  so  oft  und  so  leicht  solche 
des  Charakters,  der  ganzen  Denk-  und  Sinnesart  gesellen  wie 
gerade  hier.  Darum  mögen  die  Studirenden  der  Versuchung 
widerstehen,  indem  sie  zuletzt,  aber  nicht  am  wenigsten  auch 
•der  Forderungen  eingedenk  sind,  die  ihr  Vaterland  an  sie 
richtet.  «Ihr  seid  die  edelste  und  kostbarste  Jugendblüthe 
4er  Nation,  des  Staates,  auf  euch  beruht  die  Hoffnung  der 
-Zukunft.»  —  Dieser  Aufruf  wurde  sämmtlichen  Studirenden 
«ingehändigt,  die  sich  heuer  an  den  Universitäten  neu  in- 
skribiren  Hessen.» 
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Das  ist  die  Eine  grosse  Gefahr,  welche  Deutschland 
droht,  die  Verschlechterung  der  Sitten,  die  mit  dem  rasch 
zunehmenden  Wohlstand  der  bürgerlichen  Kreise  einzutreten, 
droht;  die  andere  ist  der  ganz  unaufhaltbare  ökonomische 
Niedergang  des  preussischen  Gutsbesitzerstandes,  der  die 
herrschende  Kaste  in  Preussen  und  in  Folge  der  Stellung 
dieses  Staates  vorläufig  auch  noch  auf  längere  Zeit  hinaus 
im  ganzen  Reiche  ist. 

Eine  Differenz  bestand  mit  der  preussischen  Regier* 
ung  über  den  Niederlassungsvertrag  mit  Deutschland 
und  die  Militärdienstverhältnisse  der  dort  lebenden  Schweizer. 
Der  Geschäftsbericht  des  politischen  Departements  gibt  dar- 
über folgende  Auskunft: 

«Mehrere  in  Preussen  niedergelassene,  im  militärpflich- 
tigen Alter  stehende  Schweizer  hatten  von  den  preussischen 
Behörden  die  Aufforderung  erhalten,  sich  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  darüber  auszuweisen,  dass  sie  in  ihrem  Heimat- 
land der  Militärpflicht  genügt  haben,  widrigenfalls  sie  sich 
in  der  gleichen  Frist  für  die  Aufnahme  in  den  preussischen. 
Staatsverband  anzumelden,  sonst  die  Ausweisung  aus  dem 
deutschen  Reichsgebiet  zu  gewärtigen  hätten.  Diese  Mass- 
regel schien  uns  mit  Art.  5  des  Niederlassungsvertrages  mit 
Deutschland  vom  31.  Mai  1890  in  Widerspruch  zu  stehen, 
welcher  lautet;  „Die  Angehörigen  des  einen  der  beiden  Län- 
der, welche  in  dem  anderen  wohnhaft  sind,  bleiben  den  Ge- 
setzen ihres  Vaterlandes  über  die  Militärpflicht  oder  die  aa 
deren  Stelle  tretende  Ersatzleistung  unterworfen,  und  können 
deshalb  in  dem  Lande,  in  welchem  sie  sich  aufhalten,  weder 
zu  persönlichem  Militärdienste,  noch  zu  einer  Ersatzleistung 
angehalten  werden. 

Wir  beauftragten  unsere  Gesandtschaft  in  Berlin,  bei 
der  deutschen  Reichsregierung  auf  Grund  dieser  Bestimmung 
gegen  das  Vorgehen  der  preussischen  Behörden  Einsprache 
zu  erheben.  Von  deutscher  Seite  wurde  eingewendet :  Jenem 
Verfahren   stehe    der   deutsch-schweizerische  Niederlassungs- 
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vertrag  aus  dem  Grunde  nicht  entgegen,  weil  im  Art.  4 
dieses  Vertrages  das  Recht  eines  jeden  der  vertragschlies- 
senden  Theile,  Angehörigen  des  andern  Theiles  aus  Gründen 
4er  innern  und  äussern  Sicherheit  des  Staates  den  Aufenthalt 
zu  versagen,  ausdrücklich  vorbehalten  sei.  Eine  Gefährdung 
der  innern  Sicherheit  des  Staates  müsse  in  dem  demorali- 
sirenden  Einfluss  erblickt  werden,  welchen  im  militärpflich- 
tigen Alter  stehende,  keinen  Dienst  leistende  und  auch  keine 
Ersatzsteuer  bezahlende  Ausländer  auf  die  zum  Militärdienst 
in  der  deutschen  Armee  herangezogenen  Reichsangehörigen 
ausübten.  Demgegenüber  vertraten  wir  den  Standpunkt, 
dass  bei  dem  Vertragsabschlüsse  beiderseits  zweifellos  aus- 
schliesslich solche  Handlungen  als  die  innere  und  äussere 
Sicherheit  des  Staates  gefährdend  ins  Auge  gefasst  worden 
seien,  welche  sich  als  politische,  gegen  die  staatliche  Ord- 
nung direkt  oder  indirekt  gerichtete  Umtriebe  darstellten. 
Einer  über  diese  Grenze  hinausgehenden  Interpretation  der 
gedachten  Vertragsbestimmung  stünden  nach  der  Auffassung 
des  Bundesrathes  ernste  Bedenken  prinzipieller  Natur  ent- 
gegen. 

Da  indess  die  deutsche  Reichsregierung  auf  dem  von  ihr 
vertretenen  Standpunkt  beharren  zu  müssen  erklärte,  und  da 
anderseits  bei  den  fortgesetzten  Verhandlungen  uns  hinsicht- 
lich des  in  den  betreffenden  Fällen  einzuschlagenden  Ver- 
fahrens für  die  Folge  nach  verschiedenen  Richtungen  Zuge* 
ständnisse  in  Aussicht  gestellt  wurden,  welche  als  den  von 
uns  geltend  gemachten  Bedenken  in  ziemlich  weitgehendem 
Masse  Rechnung  tragend  angesehen  werden  konnten,  so 
ermächtigten  wir  schliesslich  den  schweizerischen  Gesand- 
ten in  Berlin,  dem  Auswärtigen  Amt  des  deutschen  Reiches 
unter  Wahrung  unseres  prinzipiellen  Standpunktes  die  Er- 
klärung abzugeben,  der  Bundesrath  sei  bereit,  in  der  Weise 
zu  einer  Verständigung  Hand  zu  bieten,  dass  er  das  Ver- 
fahren der  preussischen  Behörden  bis  auf  weiteres  nicht 
beanstanden  wolle,  wenn  die  kaiserliche  Regierung  sich 
damit  einverstanden  erkläre:  a)  dass  ein  Ausweis  darüber, 
dass  die  betreffenden  Schweizerbürger  die  durch  die  Gesetze 
ihres  Heimathlandes  an  Stelle  des  persönlichen  Militärdienstes 
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vorgesehene  Ersatzleistung  entrichtet  haben,  ebenfalls  als 
vollgültiger  Beweis  für  die  Erfüllung  der  Militärpflicht  an- 
erkannt werden  soll,  und  b)  dass  die  zuständigen  Provinzial- 
behörden  anzuweisen  seien,  bei  der  Fristansetzung  für  die 
Beibringung  der  erforderlichen  Ausweise  oder,  eventuell  bei 
der  Vollziehung  der  Ausweisung  von  jeder  ungerechtfertigtem 
Härte  Unigang  zu  nehmen. 

Eine  Verständigung  kam  denn  auch  auf  dieser  Basis  zu 
stände  und  wir  haben  seither  von  in  Preussen  niedergelassenen 
Schweizern  keine  Beschwerden  mehr  erhalten.» 

Ueber  eine  andere  Schwierigkeit  in  Bezug  auf  Ehe- 
scheidungen Deutscher  in  der  Schweiz,  welche  durch  das 
mit  dem  1.  Januar  d.  J.  in  Kraft  getretene  deutsche  bürger- 
liche Gesetzbuch  sich  ergeben  hat,  sagt  ein  Bericht  des- 
Bundesgerichtes  das  Folgende: 

«Selon  l'article  56  de  la  loi  föderale  sur  l'6tat-civil  et  le- 
mariage,  les  tribunaux  suisses  ne  peuvent  admettre  une  action 
en  divorce  6manant  d'etrangers  que  s'il  est  prouve"  que  l'fitatr 
dont  les  6poux  sont  ressortissants,  reconnaitra  le  jugement 
prononce\ 

Pour  faire  cette  preuve,  on  invoque  genäralement  tout 
d'abord  les  prescriptions  regissant,  dans  le  pays  d'origine  des 
äpoux,  l'exäcution  des  jugements  rendus  &  l'etranger.  En 
Allemagne,  depuis  le  1er  janvier  1900,  de  nouvelles  dispo- 
sitions  sont  entrees  en  vigeur. 

Le  Tribunal  f6de>al  s'est  recemment  prononce  sur  la 
question  de  savoir  quel  est  Peffet  de  ces  dispositions  quant 
ä  la  preuve  exigee  par  l'article  56  de  notre  loi  sur  l'etat- 
civil  et  le  mariage,  et  il  est  arrive"  ä  la  conclusion  qu'elles 
n'offrent  pas  la  garantie  que  le  jugement  rendu  en  Suisse 
soit  exßcutoire  en  Allemagne. 

En  effet,  la  nouvelle  legislation  allemande  ne  permet  de- 
de"clarer  executoires  les  jugements  rendus  ä  l'etranger  et 
specialement  en  matiere  de  divorce,  qu'apres  les  avoir  soamis 
ä  un  examen  en  vue  de  constater  s'ils  concordent  avec  les 
prescriptions  du  droit  materiel  allemand.  Le  Tribunal  fedöra* 
relöve  entre   autres   le   fait   qu'il    est   impossible   de   savoir 
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quelle  Interpretation  les  tribunaux  allemands  donneront  ä 
l'article  328,  chiffre  4,  de  la  loi  allemande  sur  la  procädure 
civile,  qui  declare  non  exßcutoire  le  jugement  d'un  tribunal 
contraire  aux  bonnes  mceurs  et  au  bat  d'une  loi  allemande. 
En  outre,  d'apres  la  loi  allemande,  le  juge  qui  a  ä  prononcer 
sur  l'execution  d'un  jugement  etranger  doit  examiner,  si  ce 
dernier  a  6t6  rendu  conformement  au  droit  allem  and  ou  s'il 
ne  s'en  est  pas  6cart6  dans  l'interet  d'une  des  parties.  Or,  le 
tribunal  suissc  devant  rendre  son  jugement,  d'apres  le  droit 
suisse,  raeme  lorsqu'il  s'agit  de  sujets  allemands,  il  est  Evident 
que  les  prescriptions  du  code  allemand  ont  pour  effet  de 
faire  juger  le  proces  une  seconde  fois  sur  la  base  du  droit 
matrimonial  allemand. 

Le  Tribunal  federal  conclut  qu'ä  l'avenir  les  tribunaux 
suisses  ne  doivent  plus  admettre  d'action  en  divorce  emanant 
d'epoux  allemands,  ä  moins  que  la  preuve  exigee  par  l'ar- 
ticle 56  de  la  loi  sur  l'etat-civil  et  le  mariage  ne  pnisse  etre 
fournie  d'une  autre  facon,  c'est-ä-dire  sans  s'appuyer  sur  les 
dispositions  du  code  allemand  relatives  ä  l'exäcution  des  Jäge- 
rn ents  rendus  ä  l'etranger. 

Les  consequences  rigoureuses  de  cette  decision  sont 
toutefois  attenuees,  sinon  supprimees  pour  les  inte>esses,  par 
le  fait  que,  depuis  le  Ier  janvier  1900,  en  vertu  de  l'article 
606,  alinea  2,  soit  de  l'article  15  du  nouveau  code  allemand 
de  procedure  civile  les  epoux  allemands  domicilies  hors  de 
l'empire  auront  dans  leur  etat  d'orgine  un  for  devant  lequel 
ils  pourront  porter  leurs  instances  en  divorce,  soit  au  domi- 
cile  de  l'epoux,  en  Allemagne,  soit  au  chef-lieu  de  l'Etat 
dont  il  est  ressortissant.» 

In  Frankreich  wurde  die  Dreyfus-Affaire  durch  eine 
Amnestie  für  alle  in  dieselbe  Verwickelten  erledigt,  welche 
jedes  weitere  damit  zusammenhängende  gerichtliche  Vorgehen 
unmöglich  macht ,  blosse  Civilstreitigkeiten  allein  ausge- 
nommen. Damit  erreichte  diese  Sache,  die  auch  in  unseren 
schweizerischen  Blättern  einen  ganz  ungebührlichen  Kaum 
einnahm,   ihr  Ende,   und  es  wird  den  sogenannten  «Intellek- 
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tu  eilen  >    schwerlich  gelingen,    sie  von  Neuem    in  Bewegung 

zu  bringen. 

Da   wir   s.  Z.    zu   denjenigen   gehörten,   welche   keinen 

vollen  Glauben    an   die  absolute    Unschuld    des   Hauptmanns 

Dreyfus  besassen  (obwohl  wir  denselben  vielleicht  schon  das 

erste  Mal   nicht  verurtheilt   und   das   zweite  Mal  jedenfalls 

«wegen  Mangels  an  Beweis»  freigesprochen  hätten),  so  halten 

wir  es  nur  für  gerecht,  die  Protestation  desselben  gegen  die 

Amnestie  in  das  Jahrbuch  aufzunehmen.     Sie  lautete: 

Carpentras,  8  mars. 
«Monsieur  le  President, 

En  presence  du  projet  dont  le  S6nat  vient  d'6tre  saisi, 
j'ai  le  devoir  de  renouveler  la  protestation  que  j'ai  eu  Phon- 
neur  de  vous  adresser  au  mois  de  däcembre,  quand  la  ques- 
tion  de  l'amnistie  a  6te*  posäe. 

Ce  projet  Steint  des  actions  publiques  dont  j'espe>ais 
voir  sortir  des  reVelations,  des  aveux  peut-Gtre,  qui  m'au- 
raient  permis  de  saisir  la  cour  de  Cassation,  de  lui  deraander 
la  revision  de  la  condamnation  inique,  dont  j'ai  6t6  de  nou- 
veau  frappe\ 

II  me  prive  ainsi  de  ma  plus  chöre  esperance,  celle  de 
voir  proclamer  loyalement  mon  innocence,  cette  innocence 
qui  est  si  Evidente,  si  manifeste,  que  le  gouvernement  de  la 
Kepublique  a  tenu  ä  honneur  de  ne  pas  laisser  exäcuter 
Parr§t  du  8  septembre,  et  qu'il  Pa  bris6,  sur  la  proposition 
du  ministre  de  la  guerre  lui-meme,  au  lendemain  memo  du 
jour  oü  il  a  ete*  rendu. 

Je  n'avais  sollicite*  aueune  gräce;  le  droit  de  Pinnocent, 
ce  n'est  pas  la  clämence,  c'est  la  justice. 

La  libertä,  quand  eile  m'a  6t6  rendue,  m'a  6t6  surtout 
chöre,  parce  qu'elle  semblait  me  devoir  permettre  de  pour- 
suivre  plus  librement  la  räparation  de  Patroce  erreur  judi- 
ciaire  dont  j'ai  6t6  la  victime. 

J'ose  le  demander,  monsieur  le  präsident,  aux  juriscon- 
sultes  öminents  du  S6nat:  si  Pamnistie  est  votäe,  si  les  ac- 
tions publiques  sont  6teintes,  quel  est  le  moyen  juridique  qui 
me  reste  pour  obtenir  la  revision? 
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Les  ecrivains,  &  qui  6taient  intente*s  les  proces  dont  ils 
•comptaient  faire  jaillir  une  nouvelle  lumiere,  ont  proteste*  an 
nom  de  la  verite,  une  fois  de  plus  6cart6e. 

Je  proteste  plus  douloureusement  encore  au  nom  de  la 
justice,  contre  une  mesure  qui  me  laisse  dgsarme'  contre  J'iniquite\ 

Nul  ne  souhaite  plus  arderament  que  moi  l'apaisement, 
la  r^conciliation  des  bong  Francis,  la  fin  des  horribles  pas- 
sions  dont  j'ai  ete  la  premiere  victime.  Mais  la  justice  seule 
peut  faire  l'apaisement. 

L'ainnistie  me  frappe  au  coeur,  eile  ne  profite  qu'aux 
scelerats  qui  ont  surpris  la  bonne  foi  des  juges,  qui  ont  fait 
sciemment  condamner  un  innocent  ä,  coup  de  forfaitures,  de 
faux  temoignages  et  de  faux  et  m'ont  präcipite*  dans  1'abime. 

Cette  amnistie  ne  se  ferait  qu'au  profit  exclusif  du 
general  Mercier,  l'auteur  principal  du  crime  judiciaire  de 
1894,  qui,  par  une  ironie  du  sort,  va  ötre  appelä,  corome 
senateur,  ä  la  voter  ä  son  propre  profit. 

Je  supplie  le  S6nat  de  me  laisser  mon  droit  &  la  ve>it6, 
&  la  justice. 

Veuillez  agräer,  etc. 

Signa:  Alfred  Dreyfus.» 

Diese  Sache  wird  vielleicht  in  der  künftigen  Geschichte 
<ler  dritten  französischen  Bepublik  ungefähr  die  Stelle  der 
«Halsbandgeschichte»  unmittelbar  vor  dem  Beginn  der  ersten 
-einnehmen.  Bedauerlich  bleibt,  neben  dem  Zweifel  an  den  völlig 
erreichbaren  Sieg  der  Gerechtigkeit  auf  Erden  für  die,  welche 
in  Dreyfus  einen  vollständig  unschuldigen  Märtyrer  der  Justiz 
erblicken,  die  Heldenrolle,  die  sich  einer  der  unsaubersten 
und  verderblichsten  Schriftsteller  des  19.  Jahrhunderts,  Zola, 
in  dieser  Sache  aneignen  konnte,  da  bessere  Vertreter  der- 
selben anfangs  nicht  vorhanden  waren.  Es  gehört  das  zwar 
zu  der  «Ironie  in  der  Weltgeschichte»,  welche  die  Todten 
immer  dureh  Todte  begraben  lässt  und  für  die  Beinigung  der 
Augiasställe  keine  ganz  reinlichen  Arbeiter  verwenden  kann. 
Ohne    diese    beständige    Reflexion   wird    man  Vieles    in   der 
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gegenwärtigen  und  vergangenen  Geschichte   nicht  verstehen 
können,  allerdings  aber  auch  der  Frage  lieber  aus  dem  Wegfr 
gehen,  ob  die  Politik  immer  und   unter  allen  Umständen   zu 
den  ganz  sauberen  Beschäftigungen  gehört,  was  zwar  dringend 
der  Fall  sein  sollte. 

Wie  wenig  der  unbedingte  Drang  nach  Gerechtigkeit 
das  ausschlaggebende  Motiv  in  dieser  Dreyfus-Bewegung  warr 
beweist  nachträglich  der  Umstand,  dass  die  gleichen  Zeitungen, 
bei  welchen  dieser  Prozess  tägliche  spaltenlange  Entrüstungs- 
artikel hervorrief,  die  Ermordung  zweier  Eepubliken  und  den 
Tod  von  vielen  tausend  Unschuldigen  mit  ziemlicher  Gemüths- 
ruhe  ertrugen.  Das  beweist  für  uns,  dass  es  sich  in  der 
Dreyfus-Sache  nicht  bloss  um  Gerechtigkeit  oder  Mitleid 
handelte,  und  das  ist  das  widerliche  Gefühl,  welches  dieser 
ganze  Sturm  in  allen  Unbefangenen  zurücklässt. 

Die  inneren  Verhältnisse  von  Frankreich  sind  stets 
unsicherer  Natur  und  man  wird  wohl  kaum  irren,  wenn 
man  annimmt,  es  fehle  bloss  an  einem  ganz  geeigneten  Gegner 
der  Eepublik,  um  der  Fortexistenz  derselben  Schwierigkeiten 
zu  bereiten.  Einstweilen  versucht  es  der  Herzog  von  Orleans 
die  Prätendentenrolle  bei  jeder  Gelegenheit  zu  spielen  und 
seine  jüngste  Quasi-Proklamation,  an  einen  Zeitungsredaktor 
gerichtet,  verdient  wirklich  in  dem  Archiv  menschlicher  Irr- 
thümer,  um  uns  parlamentarisch  auszudrücken,  aufbewahrt 
zu  werden.     Sie  lautete: 

Marienbad. 
«Mon  eher  Maurras, 

C'est  avec  le  plus  grand  intßret  que  j'ai  suivi  votre 
enquete  sur  la  monarchie  et  lu  les  declarations  que  vous  ont 
faites  MM.  Büffet  et  Lur-Saluces.  Tous  mes  amis  peuvent 
differer  sur  des  nuances  d'opinions  ou  des  pre>isions  de  re"- 
formes,  c'est  leur  droit;  —  mais  ce  qui  ressortira  d6sormaisr 
c'est   l'unite"    profonde  de   la   coneeption   royaiiste.    Elle  est 
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reformatrice.  —  Reformer  pour.  conserver,  c'est  tout  mon 
Programme.  Je  ne  me  prononcerai  pas  sur  le  detail.  Un 
prince  qui  aurait  la  Prätention  de  regier  d'aTance  serait  peu 
de  chose.  Un  prince  qui  ne  se  declarerait  pas  sur  les  prin- 
cipes  ne  serait  rien.  Je  me  suis  dejä  explique  sur  quelques 
questions  essentielles  ä  la  vitalite  du  pays.  —  J'ai  dßfendu 
l'armee,  honneur  et  sauvegarde  de  la  France.  J'ai  denoncö 
le  cosmopolitisme  juif  et  franc-macon,  perte  et  deshonneur 
du  pays.  II  en  est  d'autres  sur  lesquelles  les  Francis  ont 
le  droit  de  me  demander  une  determination  nette  et  catägo- 
rique.  De  ce  nombre  est  Celle  qui  vous  tient  le  plus  au 
coeur:  la  decentralisation.  La  decentralisation!  c'est  l'eco- 
nomie !  c'est  la  liberte !  c'est  le  meilleur  contre-poids  comme 
la  plus  solide  defense  de  l'autorite!  C'est  donc  d'elle  que 
dopend  l'avenir,  le  salut  de  la  France.  Aucun  pouvoir  faible 
ne  saurait  däcentraliser.  Appuye*  sur  l'armee  nationale,  consti- 
tuant  moi-meme  un  pouvoir  central  energique  et  fort,  parce 
que  traditionnel,  je  suis  seul  en  mesure  de  ramener  la  vie 
spontanee  dans  les  villes  et  les  campagnes,  et  d'arracher  la 
France  ä  la  compression  administrative  qui  l'ätotiffe.  La 
decentralisation  depend  en  partie  du  pouvoir  royal  et  du 
sentiment  qui  l'anime,  comme  de  la  direction  que  le  roi  peut 
imprimer  de  lui-meme;  mais  c'est  aussi  un  probleme  d'orga- 
nisation  politique  et  gäographique.  J'y  donnerai  ma  premiere 
pensee.  La  question  sera  mise  sur-le-champ  ä  l'6tude,  avec 
la  ferme  volonte,  non  pas  seulement  d'aboutir,  mais  d'aboutir 
rapidement.  —  Je  tiens  ä"  ce  qu'on  le  sache. 

Croyez-moi,  mon  eher  Maurras. 

Votre  affectionne,  Philippen 

Also  die  «Monarchie  ist  die  Decentralisation»,  ein  Satz 
beinahe  so  klar  und  wahr,  wie  s.  Z.  der  berühmte :  «das 
Kaiserreich  ist  der  Friede».  Die  Eidgenossenschaft  hat  ein 
entschiedenes  Interesse  an  der  Erhaltung  der  Republik  in 
Frankreich,  nicht  bloss  der  gleichförmigen  Staatsordnung 
wegen,  die  ja  auch  unter  der  jetzigen  französischen  Ver- 
fassung   sehr   viel  Monarchisches   und   noch    mehr  unrichtig 
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Republikanisches  an  sich  trägt,  sondern  weil  wir  mit  dieser 
Regierung  stets  auf  gutem  Fusse  werden  stehen  können,  was 
mit  andern,  ganz  besonders  mit  der  orleanistischen  unter 
Louis  Philippe,  keineswegs  immer  der  Fall  gewesen  ist. 

Wir  sind  daher  auch  glücklich  konstatiren  zu  können, 
dass  die  schon  seit  1891  von  dem  französischen  Senate  nicht 
ratiüzirte  Gränzkonvention  betreffend  die  Grränze  vom 
Mont  Dolent  bis  zum  Genfersee  endlich  am  15.  Juli  d.  J. 
zu  einem  definitiven  Staatsvertrage  geworden  ist.  Die  Ver- 
handlung darüber  im  Senate  hatte  nach  einer  Zeitungsdepesche 
folgenden  Verlauf: 

«Paris,  15  juillet  1900.  —  Au  Senat,  l'ordre  du  jour 
appelle  la  discussion  du  projet  approuvant  la  Convention  re- 
lative ä  la  värification  et  au  bornage  de  la  frontiere  franco- 
suisse  entre  Je  Mont-Dolent  et  le  lac  Leuian.  M.  Folliet 
demande  Tajournement  de  la  discussion,  qui  est  combattu  par 
M.  Delcassä  et  repousse  par  Passemblee.  M.  Cesar  Duval 
proteste  au  nom  des  senateurs  de  la  Savoie  contre  cette 
•Convention,  «qui  aboutit  ä  la  cession  ä  la  Suisse  d'une  partie 
du  territoire  savoisien*.  II  s'oppose  ä  cette  cession  non  pas 
seulement  en  vertu  du  traitö  de  1860,  mais  en  vertu  du 
plßbiscite.  II  rappeile  qu'une  deputation  envoyee  aux  Tui- 
leries  avait  convaincu  l'enipereur  Napoleon  qui  renonca  ä  ce 
projet,  deja  notifiä  cependant  ä  la  Confäderation  helv6tique. 
«Depuis  longtemps,  dit  M.  Duval,  la  Suisse  essaie  d'gtendre 
son  territoire  ä  notre  dätriment.  L'Italie  a  fait  des  tenta- 
tives  analogues  aupres  de  l'empereur  Napoleon,  qui  lui  a 
cede*  le  plateau  du  Mont-Cenis.» 

«Les  Savoisiens,  dit  en  terminant  M.  Duval,  se  consi- 
derant  comme  les  gardiens  de  la  frontiere,  ne  veulent  pas 
la  laisser  violer  et  se  sont  toujours  eiev6s  contre  ces  tenta- 
tives.  Nous  resterons  fideles  ä  ces  traditions.»  M.  Cesar 
Duval  demande  que  le  traite*  de  1816  soit  respectä  par  la 
Suisse,  «qui  6tablit  un  cordon  douanier  pour  proteger  le 
canton  de  Geneve».  M.  Delcassä  fait  observer  que  M.  Duval 
ne  dit  pas  un  mot  de  la  Convention,  au  sujet  de  laquelle  il 
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donne  lui-meme  les  explications  suivantes:  «La  däliinitation 
entre  la  Savoie  et  le  Valais,  dit-il.  n'a  jamais  6t6  terminöe. 
Certaines  bornes  ayant  6t6  enleväes,  les  gouvernements  fran- 
Qais  et  suisse  essayerent,  dös  1888,  de  räsoudre  la  question 
et,  en  1891,  ils  ont  sign6  la  Convention  actuelle  que  M. 
Duval  conteste.  Le  pas  de  Morgere  est,  dit-on,  trös  Import 
tant  pour  la  defense  nationale !  Or  le  ministöre  de  la  guerre 
declare  que  ee  pas,  ainsi  que  d'autres  positions  signalees^ 
n'ont  aucun  inte>et  strategique. 

D'ailleurs,  depuis  1737  les  terrains  dont  il  s'agit  ont 
toujours  ete"  exploites  par  les  Suisses.  M.  Delcasse  pense  que 
le  Senat  voudra  rendre  definitive  une  Convention  que  les 
Chambres  fede>ales  ont  adopted  depuis  huit  ans.  (Tres  bien.) 
Apres  quelques  observations  de  M.  Cäsar  Duval,  qui  regrette 
que  la  commission  n'ait  pas  entendu  les  intäressös,  M.  Drou- 
het,  president  de  cette  commission,  expose  les  travaux  aux- 
quels  eile  s'est  livröe  et  declare  qu'elle  ne  conclut  ä  Padop- 
tion  de  la  Convention  qu'apres  s^tre  parfaitement  e*claire"e. 
M.  Droubet  demande  le  vote  de  la  Convention.  La  Conven- 
tion est  adoptee  par  137  voix  contre  99.> 

Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Verhandlung  und  den  ableh- 
nenden Stimmen,  dass  gewisse  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf 
die  sogenannten  «Zonen>  bestehen,  welche  ohne  Zweifel  bei 
den  demnächst  beginnenden  Verhandlungen  über  einen  Han- 
delsvertrag neuerdings  in  Betrachtung  fallen  werden.  Wir 
verweisen  darüber  auf  unsern  Aufsatz  „die  Genferzonen"  im 
Jahrbuch  Band  IX. 

Eine  völlige  Aufhebung  der  Zonen  und  Einverleibung 
derselben  in  das  gewöhnliche  französische  Zollgebiet,  wie  es 
die  Handelskammer  von  Chambery  in  einer  Schlussnahme 
vom  11.  April  d.  J.  verlangt  zu  haben  scheint,  würde  nicht 
allein  den  politischen  und  commerziellen  Interessen  von  Genf, 
sondern  auch  den  europäisch  festgestellten  Verträgen  zu- 
widerlaufen, durch  welche  diese  Zonen,  theilweise  wenigstens, 
instituirt  worden  sind.    Frankreich  kann  nur  diejenige  Aus- 
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dehnung  der  Einen,  südlichen,  ehemals  sardinischen,  Zone  ein- 
seitig beschliessen,  welche  im  Jahre  1860  bei  Anlass  der 
Annexion  von  Hochsavoyen  an  Frankreich  durch  kaiserliches 
Dekret  stattgefunden  hat  und  zu  deren  Aufrechthaltung  Frank- 
reich uns  gegenüber  nicht  verpflichtet  ist.  Ebenso  könnte  die 
iSchweiz  einseitig  die  jetzt  bestehenden  Einfuhrvergünstigungen 
für  die  Produkte  aus  den  Zonen  aufheben,  welche  in  den 
Verträgen  von  1815  auch  nicht  gewährleistet  sind. 

Ueber  die  Pariser  Ausstellung  dieses  Jahres,  soweit 
sie  uns  betrifft,  vergleiche  «Statistisches». 

Am  29.  Juli  wurde  bei  Anlass  eines  Turnfestes  in  Monza 
der  König  von  Italien  durch  einen  italienischen  An- 
archisten Namens  Gaetano  ßresci  von  Prato  (Toscana)  er- 
mordet. Bei  uns,  wie  allenthalben  in  der  Welt,  herrschte 
Trauer  und  Entrüstung  über  diese  neue  Demonstration  des 
Anarchismus.  Die  zahlreiche  Klasse  der  arbeitenden  Italiener 
benahm  sich  hier  würdig;  wir  sahen  wenigstens  solche 
Gruppen  mit  ernsten  Gesichtern  die  bezüglichen  Maueran- 
schläge  lesen.  Anders  scheint  es  zum  Theil  in  Brieg  gewesen 
zu  sein  und  ebenso  sahen  wir  selbst  einige  junge  elegante 
Italiener,  die  offenbar  der  sogenannten  «bessern»  Gesellschaft 
angehörten,  eine  empörende  Gleichgültigkeit  zur  Schau  tragen. 

Der  Mörder  wurde  nach  der  italienischen  Gesetzgebung 
nicht  zum  Tode,  sondern  zu  lebenslänglicher  verschärfter 
Zuchthausstrafe  verurtheilt,  die  übrigens  nach  Mittheilungen 
.der  Presse  härter  ist,  als  selbst  der  Tod  und  in  ihrer  An- 
wendung in  civilisirten  Staaten  etwas  Grausames  hat.  Weniger 
das  menschliche  Gefühl  beleidigend  wäre  ohne  Zweifel  die 
Todesstrafe  für  solche  Verbrechen.  Die  bezüglichen  Mitthei- 
lungen der  Presse  lauten,  wie  folgt: 

«Bresci  est  condamne"  par  la  Cour  au  bagne  ä  perpetulte. 
Le  bagne  sera  aggrave*  de   la   Sequestration   de  nuit  et 
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«le  jour.  Le  condamne  sera  probablem ent,  des  Pexpiration 
«les  delais  de  recours,  conduit  au  bagne  de  Saint-Etienne,  oü 
il  revetira  l'uniforme  ä  raies  jaunes  et  noires.  Dans  les 
preinieres  annees,  il  habitera  une  cellule  large  d'un  metre 
et  longue  de  deux  metres  et  demi,  oü  ne  regne  jamais  qu'une 
«lemi-clarte.  Plus  tard,  il  sera  transfere  dans  une  cellule  un 
peu  plus  large  et  eclairee  completement.  Une  table,  legere- 
xnent  inclinee,  large  de  50  centimetres,  lui  servira  de  cou- 
«ihette  et  de  mobilier.  Sa  nourriture:  du  pain  et  de  l'eau, 
et  seulement  une  fois  par  jour.  Les  gardiens  le  serviront 
par  un  trou,  qu'une  vitre  coloriee  ferme  pour  permettre  de 
*voir  le  prisonnier  sans  etre  vu  par  lui. 

Les  jours  doivent  s'6couler  dans  un  silence  absolu.  Voici 
les  chätiments  qui  menacent  le  prisonnier  qui  ne  se  soumet 
pas  ä  cette  discipline: 

1°  La  chemise  de  force;  2°  les  fers  qui  relient  les  mains 
;aux  pieds,  obligeant  le  eorps  ä  rester  pli6  en  avant;  3°  le 
lit  de  force,  caisse  de  bois,  pareille  ä  un  cercueil,  perce"  au 
fond  de  deux  trous  pour  laisser  passer  les  pieds  et  empeeher 
le  mouvement  des  jambes.  Les  bras  sont  immobilises  par  la 
•chemise  de  force. 

Apres  dix  annees  de  ce  regime,  le  prisonnier  a  la  libertö 
-du  travail  pendant  le  jour;  la  nuit,  il  retombe  ä  l'isolement 
-et  au  silence.     Ni  visites  ni  lettres,   rien  ne   doit  p6n6trer». 

(Gazette  de  Lausanne.) 

Umgekehrt  fand  sich  der  Staatsanwalt  von  Genf  be- 
rufen, dem  Mörder  der  Kaiserin  von  Oesterreich  diese  ihn 
natürlich  sehr  erfreuende  Nachricht  mitzutheilen,  worüber 
-die  Presse  aller  Länder  ihre  Bemerkungen  uns  nicht  vor- 
enthielt: Die  «Vossische  Zeitung»  sagte  z.  B.  noch  mild:  «Da 
Luccheni  seit  beinahe  zwei  Jahren  eingekerkert  ist,  dürfte  er 
kaum  etwas  von  der  vermutheten  Verschwörung,  als  deren 
Werkzeug  Gaetano  Bresci  gehandelt  haben  soll,  wissen.  Bei 
«der  bekannten  Sinnesart  des  Mörders  der  Kaiserin  Elisabeth 
hätte  der  Herr  Generalprokurator  in  Genf  wohl  besser  daran 
gethan,  ihm  die  Nachricht  von  der  Ermordung  König  Hum- 
berts vorzuenthalten,  da  sie  in  ihm  höchstens  ein  Gefühl  der 
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Befriedigung  darüber.  Schule  gemacht  zu  haben,  hervorrufen 
konnte.» 

In  der  That  wird  der  Anarchismus  durch  nichts  mehr 
gefördert,  als  wenn  man  von  diesen  ohnehin  gewöhnlich  an 
einer  Art  von  Grössenwahn  leidenden  Menschen  sehr  viel  Auf- 
hebens  in  der  Presse  macht.  Professor  Lombroso,  dessen 
Theorie  für  jedes  Verbrechen  eine  »Erklärung»  findet,  welche 
für  gewöhnliche  Geister  beinahe  den  Charakter  einer  Ent- 
schuldigung annimmt,  fand  auch  hier  das  erlösende  Wort  in 
folgenden  Betrachtungen,  die  ebenfalls  ein  Zeichen  der  ab- 
strusen Zeit  sind,  in  welcher  wir  leben: 

«En  somme,  ce  n'est  ni  un  fou,  ni  un  passionnä,  ni  un 
criminel  n6,  c'est  ce  que  nous  appelons  un  delinquant  d'oecasion. 
Et  ce  qu'il  y  a  de  plus  singulier  et  de  plus  important,  c'est 
que  cette  espöee  ne  vient  ni  en  premiere  ligne  ni  en  seconde 
ligne  dans  les  crimes  politiques.  Jusqu'ici,  parmi  les  anar- 
chistes  rägieides  ou  homieides,  il  y  en  eu  quelques-uns  de 
fous:  Passanante,  Acciarito,  etc.;  beaueoup  de  criminels: 
Ravachol,  Pini,  Parmeggiani,  Ortiz,  etc.;  des  passionnäs  en 
plus  grand  nombre  encore:  Caserio,  Vaillant,  Henry.  Chez 
tous  ces  criminels,  l'organisme  int6rieur  a  eu  plus  d'aetion 
que  la  cause  extörieure.  Ici,  au  contraire,  c'est  l'occasion 
qui  i'a  empörte"  sur  les  conditions  de  l'organisme. 

Le  sejour  dans  un  pays  vraiment  libre  fait  Sprouver  un 
frisson,  une  horreur  pour  les  violences  statutaires  du  gouver- 
nement,  horreur  beaueoup  plus  grande  que  celle  qu'Sprouve 
un  Italien  plonge*  dans  l'atmosphöre  h6b6tante  de  la  servitude, 
de  teile  sorte  qu'un  homme,  meme  moyen,  peut  s'imaginer 
qu'un  acte  aussi  odieux  que  le  rägieide  est  justifie\» 

Der  Thronwechsel  vollzog  sich  ohne  die  befürchteten 
revolutionären  Bewegungen.  Einzig  der  unversöhnliche  Ge- 
gensatz zwischen  der  italienischen  Staatseinheit  und  dem  auf 
den  Kirchenstaat  beständigen  Anspruch  erhebenden  Papstthum 
machte  sich  auch  bei  diesem  Anlasse  in  Kundgebungen  einzelner 
kirchlichen  Würdenträger,  sogar  in  unerwartet  scharfer  Weise 
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geltend.  Daran,  an  einer  ungehörigen  Vertheilang  des  Grundes 
und  Bodens  und  des  Wohlstandes  überhaupt,  sowie  an  dem 
Fehlen  eines  starken  und  gebildeten  Mittelstandes  krankt 
dieses  schöne  Land,  das  für  jeden  klassisch  gebildeten  Menschen 
ein  zweites  Vaterland  ist. 

In  Oesterreich  scheint  ein  neues  Provisorium  einer 
absolutistischen  Regierung  bevorzustehen,  da  mit  dem  Par- 
lamentarismus auch  in  diesem  Staate  nicht  recht  durchzu- 
kommen ist.  Der  Reicbsrath  soll  aufgelöst  und  vorläufig 
nicht  wieder  einberufen  werden.  Das  Genfer-Journai  be- 
sprach bei  diesem  Anlass  auch  das  AUerweltshülfsmittel 
der  Proportionalvertretung  in  einer  Weise,  die  für  unsere 
Verhältnisse  höchst  anwendbar  ist,  und  kommt  ganz  zu  dem 
richtigen  Schluss,  den  auch  wir  aus  den  verworrenen  öster- 
reichischen Verhältnissen  ziehen,  dass  die  Zukunft  dieses  be- 
reits zweigeteilten  Staatswesens  eine  weitere  Auflösung  in 
einen  monarchisch  organisirten  Bundesstaat  sein  müsse.  Es  sagt : 

«Introduire  la  repräsentation  proportionnelle?  Mais  ce 
remede,  efficace  dans  les  pays  oü  une  minorite*  sacrifi6e 
ne  räclame  que  son  droit  ä  l'existence,  ne  servirait  ä  rien 
ici  oft  il  ne  s'agit  pas  d'une  action  de  justice  politique,  mais 
d'une  guerre  de  pr6pond6rance.  Ghacun  des  partis  ne 
se  contente  pas  d'obtenir  sa  part  de  repräsentation,  il  veut 
avant  tout  opprimer  Taulre  qui  est  pour  lui  Tennemi.  Ce 
n'est  pas  une  lutte  electorale,  c'est  une  guerre  de  races,  la 
plus  acharnee  de  toutes  et  la  plus  implacable.  Ce  qu'il 
faudrait  c'est  de  remanier  la  carte  pour  corriger  les  erreurs 
de  l'histoire,  en  mettant  chacun  ä  sa  place,  tous  les  Tche- 
ques  ensemble,  tous  les  Ruthenes,  tous  les  Polonais,  tous  les 
Italiens  et  tous  les  AUemands,  chacun  avec  les  siens,  dans 
des  limites  bien  däterminees,  et  transformer  ainsi  l'empire 
d'Autriche  en  une  conf6d6ration  d'Etats  homogenes  ayant 
chacun  son  Grand  Conseil  et  vivant  sous  ses  propres  lois, 
les  discutant  en  sa  langue,   avec  un  parlement  central  pour 
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träiter  les  affaires  communes:  quelque  chose  comme  notre 
Confede>ation  suisse,  qui  a  resolu  d'une  facon  absolument 
satisfaisante  la  double  difficulte  des  differences  d'origine  et 
de  la  variete  de  langues.» 

Eine  morganatische  Ehe  des  Thronfolgers,  die  erste, 
welche  in  dem  habsburgischen  Hanse  stattfindet,  wird  zu  der 
«Sanirung»  dieser  Verhältnisse  nicht  beitragen.  Diese  Art 
von  Ausnahms-Ehen  sollte  überhaupt  ans  dem  heutigen  Staats- 
recht verschwinden  und  entweder  der  freien  Wahl,  wie  sie 
in  der  ältesten  Zeit  der  deutschen  Monarchie  und  noch  jetzt 
rechtlich  in  manchen  Staaten  besteht,  oder  dann  einer  strengen 
Ebenbürtigkeitsordnung  Platz  machen,  die  auch  ihre  Be- 
rechtigung hat.  Die  Ausnahmsstellung  der  regierenden  Per- 
sonen in  monarchischen  Staaten  hat  eine  Begründung  nur, 
wenn  den  Rechten  auch  Pflichten  gegenüber  dem  Staat  ent- 
sprechen, über  die  man  sich  wegen  blossen  Privatgefühlen 
nicht  hinwegsetzen  kann. 

Das  Beispiel  einer  freien  Gattinwahl  ans  bürgerlichen 
Kreisen,  die  immer  noch  besser  ist,  als  eine  morganatische 
Ehe,  gab  kurz  darauf  der  junge  König  von  Serbien,  aller- 
dings auch  vielleicht  nicht  zum  Yortheil  seiner  Dynastie, 
wobei  er  diesen  wichtigen  Schritt  mit  einer  öffentlichen  An- 
sprache an  das  Volk  seiner  Hauptstadt  begleitete,  die  als 
ein  Zeichen  einer  mit  den  alten  monarchischen  Begriffen 
stark  aufräumenden  Zeit  auch  festgehalten  zu  werden  verdient : 

«Niemals,  meine  lieben  Brüder  und  Mitbürger,  seid  ihr 
aus  einem  freudigeren  Anlass  vor  mir  erschienen,  als  heute. 
Denn  heute  wurde  als  Vorläuferin  der  Trauung  jene  kirch- 
liche Ceremonie  vollzogen,  die  mich  für  mein  ganzes  Leben 
an  die  Frau  bindet,  welche  ich  aus  tiefster  Tiefe  meiner 
Seele  liebe.  Es  ist  nicht  nur  mein  menschliches  Recht,  mir 
euie  Gefährtin  zu  suchen,  die  mir  das  Glück  meines  Lebens 
verbürgt,  sondern  ich  erachte  es  auch  als  Recht  und  Pflicht 
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<les  Königs,  eine  Gattin  zu  wählen,  welche  mir  die  häusliche 
Buhe  bringt.  Der  heutige  Augenblick  ist  wichtig  und  glück«* 
lieh  für  mich,  und,  so  Gott  will,  auch  für  Serbien.  Wenn 
bisher  ein  Wurm  an  dem  Lebensbaume  unseres  serbischen 
Landes  nagte,  wenn  das  serbische  Volk  bisher  keine  Ruhe 
und  keine  gedeihliche  Entwicklung  genoss,  so  war  daran  der 
.Zwist  in  unserem  Königshaus  schuld.  Ich  habe  hierunter 
-viel  in  meiner  Kindheit  gelitten,  und  ihr  wisst,  dass  unser 
Land  aus  eben  diesem  Grund  ein  Land  der  Ueberraschungen 
gewesen  ist.  Die  Ueberraschung,  die  ich  euch  jetzt  bereitet 
habe,  wird  die  letzte  sein.  Bisher  hat  die  Politik  auch  auf 
die  häuslichen  Verhältnisse  der  Königsfamilie  ihren  Einfluss 
ausgeübt:  das  muss  aufhören.  Mein  Haus  aber  muss  mein 
arnhiges  Heim  bleiben.  Es  kamen  Manche  zu  mir  und  sagten, 
4ch  möge  solche  Frau  nehmen;  wieder  Andere  wollten,  ich 
•solle  eine  anders  Geartete  heimführen;  Jeder  wollte  eine 
Königin  nach  seiner  eigenen  Facon  haben,  ich  aber  wähle 
«ine  Königin,  wie  ich  sie  will.  Und  ich  trete  offen  vor  das 
Volk  und  nenne  euch  die  Auserwählte  meines  Herzens,  von 
der  ich  überzeugt  bin,  dass  sie  mir  eine  treue  Lebensgefährtin 
«ein  wird  und  dass  mit  ihr  zugleich  Glück  und  Zufriedenheit 
in  mein  Haus  einkehren  werden.  Die  Intriguen  am  Hofe 
müssen  ein  für  allemal  aufhören  und  Serbien  wird  sich  gewiss 
normal  entwickeln.  Und  wenn  ich  auf  mein  Privatleben  wie 
auf  einen  ruhig  dahinfliessehden  Strom  werde  blicken  können, 
dann  werde  ich  imstaftde  sein,  mit  fünfzigfacher  Thatkraft 
•dem  Wohle  meines  Volkes  mich  zu  widmen.  Ich  danke  euch, 
dass  die  Frau,  die  ich  in  Liebe  fand,  von  euch  so  warm 
•aufgenommen  wird.  Hoch  meine  lieben  und  getreuen  Bel- 
grader I> 

In  England  fanden  Parlaments-Neuwahlen  statt,  deren 
Zeitpunkt  der  liberalen  Partei,  welche  seit  dem  Tode  ihres 
grossen  Führers  Gladstone  ohnehin  gegenüber  der  Allianz  der 
Konservativen  mit  dem  Imperialismus  stark  an  Boden  verloren 
hatte,  nicht  günstig  sein  •  konnte.  Der  «Einpeitscher»  der- 
selben, ein  Sohn  Glads tone's,  äusserte  sich  vor  der  Wahl 
über  die  Situation,  wie  folgt: 
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«Dicht  vor  der  Auflösung  des  Parlaments  stehend,  em- 
pfindet der  Liberalismus  mit  leichtem  Schaudern,  dass  er  den 
grossen  Sprung  machen  muss,  wie  es  auch  immer  ausgehen 
mag.  Jeder  von  uns  in  der  Opposition  weiss,  dass,  wenn 
Ohamberlain  durchgedrungen  wäre  und  Neuwahlen  im  Juli 
stattgefunden  hätten,  die  Opposition  vernichtet  worden  wäre. 
Die  neuerliche  Entwicklung  des  Kriegs  hat  die  Begeisterung 
hinweggenommen  und  einen  bitteren  Nachgeschmack  hinter- 
lassen. De  Wet  ist  heute  so  populär  wie  Baden-Powell. 
Die  Khaki -Periode  ist  vorbei  und  könnte  selbst  bei  der 
Heimkehr  der  Garde  ihre  frühere  Höhe  nicht  mehr  erreichen» 
Dank  Lord  Salisbury  ist  sozusagen  der  psychologische  Augen- 
blick für  einen  ministeriellen  Sieg  ohnegleichen  verpasst 
worden  und  heute  sind  vielen  Radikalen  Sitze  wieder  sicher, 
die  vor  zwei  Monaten  ebenso  sicher  verloren  schienen.  Hätte 
man  den  Kampf  gar  noch  bis  zum  Frühjahr  hinziehen  können, 
dann  wären  die  Aussichten  für  uns  noch  vorteilhafter.  Das 
hat  man  denn  im  Ministerium  eingesehen  und  so  entschied 
man  sich  für  Herbstwahlen  als  Kompromiss  zwischen  dem 
Uebereifer  des  Kolonialsekretärs  und  der  Lässigkeit  Saiis- 
burys.  Der  Liberalismus  muss  nun  zum  Tanze  antreten. 
Die  Aussichten  sind  für  ihn  nicht  so  gut,  wie  sie  in  einem 
halben  Jahre  wären,  aber  jedenfalls  besser,  als  vor  wenigen 
Monaten,  immer  aber  sind  sie  schlechter,  als  jemals  in  der  Ge- 
schichte unserer  Partei.  Selbst  1877  behielten  250  Liberale 
ihren  Sitz,  1885  noch  190  und  1895  noctt  180.  Aber  mag  dies- 
mal die  Regierung  auch  einen  fabelhaften  Sieg  erringen,  mag 
ihre  Mehrheit  überwältigend  gross  sein,  der  Rückgang  des 
Handels,  die  Zeit  hoher  Steuern  und  niedriger  Löhne  wird 
kommen.  Dann  wird  die  Mehrheit  in  den  Ersatzwahlen  zu- 
sammenschmelzen. Inzwischen  ist  es  jetzt  für  alle  Liberalen 
an  der  Zeit,  mit  stoischer  Ruhe   in    den  Kampf  zu  ziehen.» 

Ueber  den  «Imperialismus»  Englands,  eine  Art  von  neuer 
Auflage  des  napoleonischen  Weltreichsgedankens  in  mehr  kauf- 
männischer Auffassung,  äusserte  sein  dermaliger  Hauptver- 
treter Ohamberlain  in  einer  Rede  an  seine  Mitbürger  und 
Wähler  in  Birmingham  folgendes: 
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«Ich  verdiene  vielleicht  einen  solchen  Empfang  darch 
zwei  Eigenschaften,  die  ich  mir  zuschreiben  darf:  nämlich 
durch  meinen  Glauben  an  das  Reich  nnd  durch  meinen  Glauben 
an  die  englische  Rasse.  Ja.  ich  glaube  an  diese  Rasse,  die 
grösste  unter  den  regierenden,  welche  die  Welt  jemals  ge- 
kannt hat,  an  diese  stolze,  zähe,  entschlossene  und  auf  sich 
selbst  vertrauende  Rasse  der  Anglosachsen,  welche  kein  Klima, 
kein  Wandel  verkümmern  und  aus  der  Art  schlagen  lässt, 
und  welche  unfehlbar  in  der  Geschichte  und  der  ganzen 
Civilisation  der  Zukunft  die  prädominirende  Macht  sein 
wird.  Und  ich  glaube  an  dieses  Reich,  das  so  weit  reicht 
als  die  Erde  (worldwide)  und  von  dem  kein  Engländer  ohne 
einen  Schauer  von  Verzückung  sprechen  kann.»  «Joe*  Cham- 
l>erlain»7  fügt  die  «Allg.  Schw.  Ztg.»  hiezu  bei,  «ist  Im- 
perialist geworden  von  dem  Tage  an,  wo  er  sich  überzeugte, 
dass  das  Interesse  seines  Volkes  dieses  «Reich»  gebieterisch 
verlangt.  Er  arbeitet  für  den  Ruhm,  aber  vor  allem  für 
den  Nutzen  von  Birmingham  und  der  «Mittelländer».  Den 
Handelsleuten,  den  Fabrikanten,  den  grossen  Syndikaten,  den 
Handels-  und  Schiffahrtskammern,  dem  ganzen  in  Eisen,  Stein- 
kohlen und  Geweben  arbeitenden  England,  das  durch  den 
Schutzzoll  aus  den  alten  Ländern  vertrieben,  und  in  den  neuen 
Ländern  durch  die  Konkurrenz  der  Deutschen,  der  Belgier, 
der  Japaner  und  der  Hindus  sich  wie  ein  Wild  gehetzt 
oder  zum  mindesten  belästigt  fühlt,  das  mit  der  Gegen- 
wart nicht  zufrieden  und  um  die  Zukunft  in  grosser  Angst 
ist,  verspricht  Chamberlain  ein  Reich,  das  in  einer  Zoll- 
union eingegliedert  ist,  wo  ausschliesslich  die  angelsäch- 
sischen Erzeugnisse  in  den  Handel  kommen  und  umgetauscht 
werden  können,  und  von  welchem  die  fremden  Erzeugnisse 
durch  Differenzialzölle  und,  wenn  nöthig,  Bogar  durch  einen 
Schutztarif  ausgeschlossen  werden  sollen.  Das  «Reich» 
werde  eine  und  nur  eine  ungeheuer  grosse  korporative  und 
produktive  Konsumgesellschaft  sein,  von  welcher  England 
nebst  seinem  Gründerantheil  auch  den  grössten  Nettogewinn 
ziehen  werde.  Den  Kapitalisten,  den  Leuten  der  Börse  und 
den  Bankhaltern  verspricht  er  die  staatliche  Garantie  für 
die   mehr   oder  weniger  wucherischen  Anleihen,    welche    die 
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Kolonien  bei  ihnen  kontrahirt  haben,  das  Reich  leistet 
Bürgschaft  für  alle  seine  Mitglieder.  Einige  der  Kolonien,. 
Tasmanien,  Queensland  oder  Nenseeland,  stehen  vor  dem 
Bankbruch.  Die  Verzinsung  der  Schuld  verschlingt  in  Tas- 
manien 43%,  in  Neuseeland  38%,  in  Queensland  36%  des, 
jährlichen  Budgets.  Dieses  Kolonialpapier  wird  binnen  kurzem! 
auf  Null  fallen,  wenn  das  Reich  durch  seine  Unterschrift 
seinen  Werth  nicht  wiederherstellt.» 

Es  sind  dies  Erklärungen,  wenn  auch  in  unseren  Augen 
nicht  Rechtfertigungen  dieser  Politik,  wobei  wir  uns  nicht 
verhehlen  wollen,  dass  auch  bei  uns  dieselben  Anschauungen 
bestehen,  welche  sich  in  naher  Zukunft  noch  mehr,  als  bisher, 
geltend  machen  werden. 

Dieser  Kaufmannspolitik  zu  lieb  wurden  die  beiden  süd- 
afrikanischen Republiken  geopfert,  Tausende  braver  Soldaten 
in  den  Tod  geschickt  und  die  hohe  Achtung,  die  England 
bei  allen  Völkern  genoss,   auf   lange  Zeit  hinaus  verscherzt. 

Zum  Theil  ist  es  ohne  Zweifel  auch  das  bittere  Vorge- 
fühl eines  unvermeidlichen  Sinkens  gewesen,  welches  die  der* 
malen  herrschende  Partei  zu  ihrer  Rücksichtslosigkeit  ver- 
anlasste, ähnlich  wie  Napoleon  I.  sich  auch  beständig  in 
Gewaltthaten  überbieten  musste,  weil  er  auf  dem  einmal 
betretenen  Wege  nicht  mehr  stillstehen  konnte. 

«Wie  der,  der  eifrig  zu  gewinnen  strebt, 
Wenn  zum  Verlieren  jetzt  die  Zeit  gekommen, 
In  Kümmerniss  und  bangen  Sorgen  lebt, 
So  machte  dieses  Unthier  mich  beklommen.» 

Das  ist  jetzt  wohl  die  vorherrschende  Stimmung  Englands,, 
trotz  allem  Siegesjubel  über  die  Vernichtung  der  Freiheit 
in  Afrika.  Der  liberalen  Partei  wird  es  obliegen,  wenn  sie 
es  vermag,  eine  Aenderung  in  dieser  Politik  herbeizuführen^ 
es  wird  dies  nun  aber  nicht  mehr  anders  möglich  sein,  als  durch 
Verstärkung  der  Arbeiterpartei  im  Parlamente  und  durch  eine 
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Annäherung  an  die  sozialistischen  Ideen  überhaupt,  was  in 
einem  zum  Theil  noch  ganz  mittelalterlich  aussehenden,  weil 
nicht  durch  die  französische  Revolutionsperiode  umgestalteten 
Staatswesen  noch  grössere  Bedenken  hat,  als  in  jedem  andern 
europäischen  Staat.  Die  glorreiche  Reaktion  von  1660  und  die 
sehr  schwächliche  Umgestaltung  von  1689,  auf  der  das  seit- 
herige englische  Staatsrecht  beruht,  die  noch  der  Histo- 
riker Macaulay  als  die  Summe  aller  politischen  Weisheit 
preist,  kommt  jetzt  zur  Abrechnung  mit  den  gänzlich  ent- 
gegenstehenden Thatsachen  eines  Zurückbleibens  grosser  Volks- 
massen und  vieler  rechtlicher  Zustände  hinter  dem,  was  man 
in  einem  liberalen  Staate  verlangen  darf  und  muss.  Darüber 
kann  eine  gewaltthätige  Politik  nach  Aussen  augenblicklich 
hinwegtäuschen,  solange  sie  erfolgreich  ist,  ein  Staat  aber, 
der  Alles  auf  diese  Eine  Karte  setzt,  spielt  ein  gefährliches 
Spiel,  wozu  überdies  eine  ganz  andere  militärische  Organi- 
sation gehören  würde,  als  sie  England  dermalen  besitzt. 

Es  giebt  sicherlich  keinen  irgendwie  liberal  denkenden 
Menschen  in  ganz  Europa,  welcher  nicht  dieses  Herunter- 
sinken Englands  in  der  öffentlichen  Meinung,  welches  durch 
den  Boerenkrieg  entstanden  ist,  auf  das  Tiefste  bedauert. 

Auch  in  Amerika  hat  der  «Imperialismus»,  d.  h.  die 
Idee  eines  Weltreichs,  durch  die  Besetzung  der  Philippinen, 
(nicht  durch  diejenige  Cuba's,  die  noch  zu  der  panameri- 
kanischen Idee  gehörte)  einen  starken  Anhalt  gewonnen  und 
auch  hier  sind  es  vorzugsweise  kaufmännische  Ideen  und 
Interessen,  nicht  politische,  die  dazu  führten.  Ein  Mitglied 
des  Unions-Senats  äusserte  sich  darüber  in  der  Sitzung  vom 
9.  Janaar  d.  J.  ganz  deutlich  wie  folgt: 

«Hinter  den  Philippinen  liegen  China's  unbeschränkte 
Märkte.     Das  philippinische  Inselreich  war  das  letzte  in  allen 
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Meeren  zum  Zagreifen  übriggebliebene  Land.  Wenn  sich 
sein  Wiederaufgeben,  nachdem  wir  es  einmal  in  Besitz  ge- 
nommen haben,  hinterher  als  ein  Fehler  erweisen  sollte,  so 
wäre  derselbe  nicht  mehr  gut  zu  machen.  Gesetzt  aber, 
unsere  Besitzergreifung  stellte  sich  früher  oder  später  als 
ein  Missgriff  heraus,  so  könnte  er  in  jedem  Augenblick  redres- 
sirt  werden,  denn  jede  andere  fortschreitende  Nation  würde 
sofort  bereit  sein,  uns  eine  solche  Bürde  abzunehmen.  Aber 
ich  bin  überzeugt,  dass  wir  recht  thun,  die  Inseln  dauernd 
festzuhalten.  Unser  hauptsächlichster  Handel  wird  in  Zukunft 
nach  Asien  gerichtet  sein.  Der  Stille  Ozean  ist  unser  Meer. 
Europa  wird  je  länger  umsomehr  alles,  was  es  braucht, 
selbst  erzeugen  oder  aus  seinen  eigenen  Kolonien  beziehen. 
Wohin  sollen  wir  uns  unter  solchen  Umständen  wenden,  um 
Abnehmer  für  unsern  Ueberschuss  zu  finden?  Die  Erdkunde 
gibt  die  Antwort  auf  die  Frage.  China  ist  unser  natürlicher 
Abnehmer.  Es  liegt  uns  näher  als  den  europäischen  Mächten, 
als  unsern  Konkurrenten  England,  Deutschland  und  Eussland, 
den  handeltreibenden  Nationen  der  Gegenwart  und  der  Zu- 
kunft. Aber  sie  geben  sich  Mühe,  die  Entfernung  auszu- 
gleichen. Sie  sind  näher  an  China  herangerückt,  indem  sie 
sich  durch  Basen  den  Zugang  zu  den  Grenzen  desselben 
gesichert  haben.  Die  Philippinen  geben  uns  nun  eine  treff- 
liche Basis  an  dem  Thor  des  ganzen  Ostens  ....  Der  Stille 
Ozean  ist  das  Meer,  auf  dem  der  Handel  der  Zukunft  sich 
entwickeln  wird.  Die  künftigen  Kriege  werden  zumeist 
Handelskriege  sein.  Die  Macht,  welche  die  Philippinen  be- 
herrscht, wird  daher  die  Macht  sein,  welche  die  Welt  be- 
herrscht. Halten  wir  die  Philippinen,  so  wird  unsere  ameri- 
kanische Republik  diese  weltbeherrschende  Macht  sein.  Auf 
China's  Handel  werden  wir  unsere  kommerzielle  Zukunft  zu 
gründen  haben.  Der  jeder  Steigerung  fähige  auswärtige 
Handel  des  chinesischen  Reichs  repräsentirte  1897  einen 
Werth  von  beinahe  286  Millionen  Dollars  (ä  5  Fr.  20  Cts.), 
von  denen  auf  uns,  seine  Nachbarn,  weniger  als  9  Prozent 
entfielen.  Das,  was  wir  an  China  verkauften,  erreichte  dabei 
kaum  die  Hälfte  jener  9  Prozent.  Wir  sollten  aber  50  Pro- 
zent  dieses  Handels   haben  und   wir   werden   sie   erlangen« 
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Ohina's  auswärtiger  Handel  steht  erst  im  Anfang;  seine 
Hülfsmittel,  seine  Möglichkeiten,  seine  Bedürfnisse  —  alles 
ist  noch  unentwickelt.  Es  besitzt  zur  Zeit  nur  340  engl. 
Meilen  Eisenbahn,  dabei  aber  habe  ich  ganze  Eisenbahnzüge 
voller  Eingeborener  gesehen  und  längs  der  Linie  alle  Zeichen 
reger  Thätigkeit  des  modernen  Lebens  wahrgenommen.  China 
braucht  statt  der  340  gnt  20,000  engl.  Meilen  Eisenbahnen 
und  in  50  Jahren  wird  es  sie  auch  haben.  Wer  kann  seinen 
Handel  dann  schätzen!  Der  amerikanische  Staatsmann,  der 
es  unterlassen  wollte,  die  amerikanischen  Fabrikanten  und 
Produzenten  dahin  zu  stellen,  wo  sie  herrschen  könnten, 
würde  ein  Verbrechen  gegen  den  amerikanischen  Baumwollen-, 
Weizen-  und  Tabakspflanzer,  gegen  den  amerikanischen  In- 
dustriellen begehen ....  Und  doch  gibt  es  amerikanische 
Staatsmänner,  die  daran  denken,  den  Handelsthron  des  Ostens 
aufzugeben,  den  beherrschenden  Punkt,  den  die  Vorsehung 
und  das  Blut  unserer  Soldaten  uns  gesichert.  Wenn  die 
Geschichtschreibung  einst  dazu  kommt,  über  diesen  geplanten 
Verrath  an  der  amerikanischen  Oberhoheit  und  damit  an  der 
amerikanischen  Civilisation  zu  berichten,  so  möge  sie  gnädig 
sein  und  sagen,  dass  diejenigen,  die  solche  Absichten  hegten, 
nur  blind  waren  und  nichts  weiter.» 

Auch  hier  ist  es  sehr  fraglich,  ob  die  Vereinigten 
Staaten  die  Machtmittel  und  die  konstitutionelle  Organisation 
besitzen,  um  eine  derartige  Politik  durchzuführen,  für  die 
nur  ein  starker  und  unumschränkt  regierter  Militärstaat  voll- 
kommen geeignet  erscheint.  Auch  hier  spielt  bereits  die 
Beherrschung  China's  zu  Handelszwecken  ihre  verderbliche 
Bolle.  Es  ist  überhaupt  die  unheilvolle  Natur  dieser  Kauf- 
mannspolitik, dass  sie  immer  mehr  verlangen  muss,  um  das 
zu  sichern,  was  man  schon  hat,  bis  schliesslich  das  Reich, 
das  in  irgend  einer  Art  von  Unterthänigkeit  beherrscht  und 
ausgebeutet  wird,  für  das  Mutterland  zu  gross  wird  und 
dasselbe  verlässt,  oder  dem  nächsten  besten  stärker  organi- 
sirten  Militärstaat  anheimfällt.    Das   ist  ja   die    eigene  Ent- 
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stehungsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten,  die  Geschichte* 
des  spanischen  Kolonialreichs  und  in  alter  Zeit  diejenige- 
Carthago's  gewesen.  Aber  wer  einmal  auf  diesem  Wege  istr 
der  kann  nicht  leicht  mehr  umkehren.  Es  klingt  bloss  wie 
ein  melancholischer  Epilog  ohne  praktische  Wirksamkeit  zu 
der  schönen  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten,  wenn  sich 
ein  anderer  Senator  (Hoar  von  Massachusetts)  folgender- 
maßsen  (nach  einer  Version  des  Genfer  Journals)  ausspricht  r 

«Les  prineipes  de  justice  et  de  liberte  pour  lesquels  nous 
avons  combattu,  nous  obligent  ä  respecter  l'independance  des- 
aut res  peuples  et  les  droits  des  autres  horames.  Nous  avonsr 
en  outre,  des  traditions  nationales.  Depuis  le  president  Wash- 
ington jusqu'ä  M.  MacKinley,  une  longue  lignee  de  magistrats- 
nous  ont  declare  que  c'est  un  crime  de  s'assujettir  un  peuple 
par  la  force  des  armes.  Voila  les  arguments  dont  nous  usons^ 
mais  &  cela  on  nous  objecto  qu'il  y  a  aux  Philippines  une 
prodigieuse  abondance  de  fer,  des  richesses  inepuisables  en 
charbon,  que  Ton  y  ramasse  des  pepites  sur  les  bords  du 
Luzon,  et  que  ces  iles  seront  un  excellent  pied-ä-terre  pour 
notre  commerce  avec  la  Chine,  dont  l'importance  est  dejä. 
considerable  et  ne  pourra  que  grandir.» 

Niemals  wird  man  die  beiden  politischen  Grundprin- 
zipien der  Freiheit  und  der  materiellen  Wohlfahrt  gänzlich 
und  für  alle  vorkommenden  Fälle  vereinigen  können,  sondern 
immer  von  Zeit  zu  Zeit  in  die  Lage  kommen,  das  eine  dem 
andern  vorzuziehen.  Daran  arbeiten  dermalen  alle  Völker  der 
civilisirten  Welt,  auch  das  unsrige  nicht  am  wenigsten,  und  es 
ist  zu  fürchten,  dass  der  ganz  materielle,  bloss  auf  den  Fort- 
schritt in  diesen  Gebieten  gerichtete  Zug  der  Zeit  eine  Zeit- 
lang die  Menschen  unempfänglich  für  das  machen  werde,  was- 
eigentlich  den  Werth  des  Lebens  ausmacht  und  was  eine 
bessere  Generation,  als  die  jetzige  es  überall  ist,  mit  Auf- 
opferung ihres  ganzen  materiellen  Wohlseins  für  uns  er- 
obert hat. 
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In  Russland  interessiren  uns  zunächst  die  Schritte 
des  dortigen  Imperialismus  gegen  das  kleine  und  tapfere 
Völkchen  der  Finnen,  die  sich  mit  ebenso  viel  Würde,  als 
Muth  und  Zähigkeit  für  ihr  unzweifelhaftes  Recht  wehren, 
ein  besonderes,  konstitutionell  regiertes  Grossfürstenthum  im 
Schosse  des  grösseren  Reiches  zu  bleiben.  Die  kaiserliche 
Regierung  scheint  hingegen  entschlossen  zu  sein,  diese  Selb- 
ständigkeit, sogar  soweit  es  die  Landessprache  betrifft,  auf- 
zuheben. 

cDurch  ein  kaiserliches  Manifest,  datirt  aus  St.  Peters- 
burg vom  20.  Juni,  werden  folgende  Beschlüsse  der  vom 
Kaiser  eingesetzten  Konferenz  zur  Berathung  über  die  Ein- 
führung der  russischen  Sprache  in  Finnland  bestätigt:  Das 
Staatssekretariat  des  Grossfürstenthums  Finnland,  die  finn- 
ländische  Passexpedition  in  St.  Petersburg  und  die  Kanzlei 
des  Generalgouverneurs  sollen  sich  vom  1.  Oktober  1900  ab 
ausschliesslich  der  russischen  Sprache  als  Geschäftssprache 
bedienen.  Vom  selben  Zeitpunkt  ab  muss  das  Oekonomie- 
Departement  des  finnländischen  Senats  die  Originale  der  Vor- 
stellungen an  den  Kaiser  und  die  Originale  aller  an  den 
Generalgouverneur  gehenden  Schriftstücke  russisch  abfassen. 
Vom  1.  Oktober  1903  ab  wird  die  russische  Sprache  Ge- 
schäftssprache des  Senats  im  mündlichen  und  schriftlichen 
Verkehr,  ausgenommen  im  Justizdepartement.  Vom  1.  Oktober 
1905  ab  haben  die  Gouverneure,  die  Gouvernementsverwal- 
tungen und  die  dem  Senat  unterstellten  Hauptverwaltungen 
im  Verkehr  mit  dem  Generalgouverneur,  dem  Senat  und 
anderen  über  ihnen  stehenden  Behörden  ausschliesslich  die 
russische  Sprache  zu  benutzen.  Femer  wird  bestimmt,  dass 
Privatgesuche  von  allen  Behörden  Bowohl  in  russischer  Sprache 
wie  in  der  Landessprache  entgegengenommen  werden  sollen. 
Die  betreffenden  Behörden  haben  unter  Leitung  und  Aufsicht 
des  Generalgouverneurs  rechtzeitig  Massregeln  zu  ergreifen, 
um  das  Personal  der  ihnen  unterstellten  Aemter  zu  den  an- 
gegebenen Zeitpunkten  so  zusammenzusetzen,  dass  die  Be- 
dingungen  zu  der   erfolgreichen  Einführung    der   russischen 
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Sprache    in    die    Geschäftsführung    und    die    Korrespondenz 
•dieser  Aemter  erfüllt  werden.»     (AUg.  Zeitung.) 

Die  Ständeversammlung  in  Helsingfors  richtete  am  Schlüsse 
ihrer  diesjährigen,  (vielleicht  überhaupt  ihrer  letzten)  Berath- 
ungen  eine  ehrerbietige  Vorstellung  an  den  Kaiser,  welche 
-eine  Zusammenstellung  aller  Verfassungsverletzungen  enthält, 
•die  durch  den  Generalgouverneur  Bobrikoff  offenbar  mit  Zu- 
stimmung, oder  sogar  im  Auftrage  der  Regierung  erfolgt 
waren.  Die  Antwort  des  Kaisers,  die  an  Deutlichkeit  nichts 
zu  wünschen  übrig  lässt,  lautete  wie  folgt: 

«1.  La  Petition  des  Etats,  comme  6tant  survenue  en  Oppo- 
sition au  §  51  de  la  loi  sur  la  diete  et  comme  contenant  en 
outre  une  critique  impudente  de  mesures  prises  conformement 
aux  droits  du  pouvoir  Bupreme,  ne  donne  Heu  ä  aucune 
mesure. 

2.  Le  g6ne>al  Bobrikoff  est  informä  que  sa  conduite  est 
consideräe  comme  absolument  correcte  et  conforme  aus  In- 
structions recues  par  lui  en  haut  lieu. 

3.  Le  Senat  de  Finlande  est  chargä  d'elaborer  imm£- 
4iatement  une  revision  de  la  loi  sur  la  diete,  en  vue  d'obtenir 
une  delimitation  plus  ätroite  de  la  compätence  des  Etats  et 
de  Vordre  de  discussion  des  affaires  dans  son  sein.» 

Mit  Recht  wird  von  einer  deutschen  Zeitung  unmittelbar 
neben  diese  Erklärung  die  Proklamation  gestellt,  mittelst 
welcher  am  6.  November  1896  die  Regierung  von  Finnland 
Angetreten  wurde  und  die  folgenden  Wortlaut  hat: 

«Etant  entre*  par  les  däcrets  du  Tres  Haut  dans  la 
possession  häräditaire  du  Grand-Duch6  de  Finlande,  nous 
avons  voulu  par  les  präsentes  sanctionner  et  conformer 
ulterieurement  la  religion,  les  lois  fondamentales  et  les  droits 
4t  Privileges  dont  chaque  ordre  en  particulier  dans  ledit 
grand  duchä,  et  tous  les  habitants  en  gänäral  ont  joui  jusqu'ä 
present  en  vertu  de  la  Constitution  de  ce  pays.  Nous  pro- 
mettons  de  les  maintenir  en  pleine  vigueur,  sans  alte>ation 
ni  changement.» 
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Dem  Staatssekretär  von  Plewe  wurde  folgendes  Memoire 
zugestellt,  welches  nach  Schluss  der  Ständeversainmlung  von 
79  Mitgliedern  aller  vier  Stände,  die  sich  zu  diesem  Zwecke? 
noch  einmal  vereinigt  hatten,  unterzeichnet  ist: 

«A  Son  Excellence  monsieur  de  Plewe, 

ministre-secrätaire  d'Etat, 

Ayant  appris  qu'un  projet  de  däcret  imperial  a  6t6  61a- 
bor6,  d'aprös  lequel  la  langue  russe  devrait  6tre  introduite, 
dans  des  dälais  determinls,  comme  langue  administrative 
obligatoire  dans  les  Services  gouvernementaux  et  administra* 
tifs  de  Fililande,  les  soussignes,  membre  de  la  Diete  r6cem- 
ment  close,  se  sont  räunis  ä  Helsingfors  pour  ächanger  leurs. 
vues  sur  ce  grave  sujet. 

L'avis  unanime  exprime  dans  cette  räunion  a  6t6  qu'un 
dßcret  de  cette  portäe  impliquerait  une  läsion  du  droit,  so* 
lennellement  garanti  au  peuple  finlandais  en  1809,  d'avoir 
une  existence  nationale  et  politique  propre. 

On  ne  saurait  comparer  le  peuple  finlandais  aux  groupes- 
ethniques  h6te>ogönes  qui  vivent  melös  au  peuple  principal 
de  l'empire,  le  peuple  russe,  sous  les  mömes  lois  et  la  meine 
administration  que  ce  peuple  et  qui,  par  suite,  ne  peuvent 
pr6tendre  ä  ce  que  tous  les  idiomes  qu'ils  representent  soient 
reconnus  comme  langues  offizielles  dans  l'enipire.  Le  grand- 
duche*  de  Finlande  constitue,  au  point  de  vue  du  droit  public, 
un  pays  distinct  de  Tempire  de  Russie  proprement  dit :  il  est 
gouverne"  par  le  souverain  de  la  Russie  en  sa  qualite  de 
grand-duc  de  Finlande,  conformäment  ä  la  Constitution  et 
aux  autres  lois  de  la  Finlande.  En  vertu  de  cette  Situation, 
reconnue  et  conformße  par  tous  les  empereurs  depuis  1809, 
le  peuple  finlandais  possede  un  droit  incontestable  ä  main- 
tenir  son  administration  sur  des  bases  nationales.  Les  deux 
langues  de  ce  pays  ne  sont  pas  des  langues  «locales»  subor- 
donnäes  ä  une  «langue  de  l'empire».  Ce  sont  les  langues- 
nationales  de  la  Finlande,  les  seules  qui  puissent  y  ötre 
langues  officielles  dans  toute  l'acception  de  ce  terme. 

La  loi  fondamentale  stipule  que  seuls  des  nationaux 
peuvent   avoir  acces   aux   fonctions   publiques  dans  le  pays. 
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Les  seules  exceptions  ä  cette  regle  sont:  celle,  fondäe  sür  la 
tradition,  en  vertu  de  laquelle  au  Russe  peut  etre  nomine 
au  poste  de  gouverneur  general,  et  celle,  Stabile  par  voie 
d'ordonnance  administrative  et  contraire  ä  la  loi  fundamen- 
tale, selon  laquelle  des  juristes  russes  peuvent  etre  attaches 
A  la  chancellerie  du  gouverneur  general. 

•  La  regle  constitutionnelle  ci-dessus  consacre  le  principe 
qu'il  doit  y  avoir  entente  et  correlation  entre  le  peuple  et 
les  autorites  publiques.  Mais  ce  principe  se  trouvera  ren- 
vers6,  si  Ton  statue  qu'une  langue  comprise  seulement  par 
un  nombre  infime  des  habitants  du  pays  doit  etre  employee 
par  les  autorites,  car  il  se  creera  un  fosse  entre  le  peuple 
et  les  fonctionnaires  de  PEtat. 

Une  mesure  de  ce  genre  serait  donc  contraire  ä  Pesprit 
des  lois  fundamentales;  mais  eile  serait,  meine  sans  cela, 
eontraire  ä  Pequite,  car  eile  porterait  atteinte  ä  un  droit 
qui,  pour  etre  valable,  n'a  pas  besoin  d'etre  confiroiß  par  la 
loi  ecrite  —  le  droit  du  peuple  ä  une  administration  qui, 
meme  au  point  de  vue  de  la  langue,  soit  en  conformite  avec 
«on  caractere  national. 

La  Finlande,  lors  de  son  union  ä  la  Russie,  est  devenue 
un  grand-duche"  qui  jouit  d'une  autonomie  interieure  et  d'une 
Administration  et  a  sa  propre  Constitution;  eile  a  6te  ainsi 
elevee  au  rang  des  nations:  il  ätait  par  suite  necessaire  que 
les  deux  langues  nationales  se  fissent  jour  dans  la  vie  poli- 
tique.  La  täche  surgit  des  lors  pour  l'Etat  de  realiser  gra- 
duellement  Pegalite  des  deux  langues  comme  langues  offi- 
zielles des  tribunaux  et  des  autorites  administratives,  et  de 
promulgüer  les  prescriptions  necessaires  pour  assurer  les 
droits  des  habitants  des  deux  races  au  point  de  vue  de  la 
langue. 

En  outre,  la  Situation  politique  du  pays  a  exige  des 
arrangements  speciaux  pour  que  les  affaires  finlandaises  pus- 
sent  £tre  soumises  au  souverain  en  langue  russe  et  que  les 
decisions  de  Sa  Majeste  pussent  etre  expediees  dans  la  meme 
langue.  Ces  arrangements^  ainsi  que  les  mesures  prises  pour 
faciliter  aux  Russes  et  aux  autorites  russes  l'entree  en  rap- 
ports   avec  les   autorites   finlandaises,    ont  eu   Heu  dans  les 
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liurites  indiquäes  par  la  nature  des  choses  et  n'ont  pas  em- 
pi6t6  sur  les  droits  des  nationaux.  Abolir  ces  limites  natu- 
relles entre  l'emploi  des  langues  du  pays  et  celui  de  la 
iangue  russe  au  sein  de  l'administration  finlandaise,  ce  serait 
aneantir  les  conditions  qui  seules  mettent  l'administration  en 
6  tat  de  s'acquitter  de  sa  tacke  vis-ä-vis  de  la  nation.  Aucun 
pouvoir  legislatif  n'a  le  droit  de  nägliger  &  ce  point  les 
•exigences  de  la  Situation  reelle. 

En  affirmant  que  la  revolution  projetäe  dans  la  question 
-des  langues  est  näcessaire  pour  faciliter  au  gouvernement 
gen6ral  l'accoinplissement  de  sa  mission,  Von  a  envisagä  la 
question  d'un  point  de  vue  extremement  6troit.  Placer,  dans 
Tinteret  du  gouverneur  general,  radministration  finlandaise 
en  face  de  difficultäs  insurmontables,  ce  serait  ne  pas  tenir 
compte  de  la  täche  essentielle  de  cette  administration,  qui  est 
<le  travailler  pour  le  bien  de  la  Finlande,  —  täche  qui  doit 
aussi  guider  le  gouverneur  general  dans  l'exercice  de  ses 
tbnctions.  —  L'ignorance  des  langues  du  pays  n'a  jusqu'ici 
«empeche"  aucun  des  gouverneurs  gene"raux  de  concourir  avec 
ie  Senat  au  gouvernement  de  la  Finlande  ä  la  pleine  satis- 
faction  du  souverain;  car  on  a  toujours  veill6  ä  ce  que  le 
.gouverneur  general  füt  tenu  completement  au  courant  de  la 
marche  et  de  la  gestion  des  affaires. 

C'est  en  ontre  une  opinion  entiereinent  erronnöe  qui  s'est 
fait  jour  quand  on  a  präsente"  la  mesure  comme  realisable. 
♦3i  les  hommes  qui  l'ont  soutenue  avaient  connu  et  compris 
2'etat  des  choses  en  Finlande,  ils  auraient  du  reconnaitre 
•qu'il  ne  sera  pas  possible  de  trouver,  pour  tous  les  postes, 
•dans  l'administration,  qui  sont  vises  par  le  däcret  propose, 
•des  hommes  competents,  joignant  ä  une  connaissance  appro- 
fondie  du  russe,  celle  des  langues  su6doise  et  finnoise,  car 
•celle-ci  sera  en  tous  cas  indispensable ;  et  des  examens  ri- 
goureux  ne  pourront  rien  changer  ä  cet  6tat  de  choses. 

Quand  meme  on  renforcerait  l'etude  de  la  Iangue  russe 
•dans  les  ecoles  aux  depens  des  autres  matieres,  le  resultat 
serait  le  m£me,  car  on  ne  peut  rester  familiarisö  avec  une 
Iangue,  que  si  on  la  parle  dans  la  vie  quotidienne.  Et  comme, 
parmi    les   2,700,000   habitants    de  la  Finlande,   il  n'y  en  a 
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pas  plus  de  8000  environ,  dont  le  russe  soit  la  langue  ma~ 
ternelle,  il  est  evident  que  cette  langue  sera  toujours  d'nn 
emploi  trös  rare  dans  la  vie  sociale.  Un  certain  nombre 
d'employäs  des  postes  et  des  chemins  de  fer  ont  bien  appris 
les  quelques  phrases  russes  dont  on  a  besoin  pour  räpondre 
en  cours  de  Service  &  de  simples  questions  pos£es  par  des 
Busses.  Mais  ce  n'est  rien  en  comparaison  des  connaissances 
nßcessaires  pour  preparer  et  rapporter  les  affaires  au  Senat, 
pour  rädiger  les  mämoires  ä  l'adresse  de  Sa  Majeste,  et  les 
projets  de  loi  ä  soumettre  &  la  Diäte,  ou  bien  pour  traiter 
dans  les  administrations  centrales  subordonnees  au  Senat  le& 
affaires  qui  leur  incotnbent.  La  concession  de  dälais,  raeme 
beaucoup  plus  longs  que  ceux  indiques  dans  le  projet,  ne 
sauraient  le  rendre  applicable. 

De  ineme,  on  ne  peut  s'expliquer  que  les  intSrets  gene- 
raux  de  Fempire  russe  aient  6galement  6t6  invoqu&s  pour 
motiver  une  dösorganisation  de  l'administration  fiulandaise. 
Les  inter£ts  de  l'Empire  ne  sauraient  exiger  que  l'on  prenne,. 
dans  les  affaires  intärieures  finlatodaises,  une  mesure  violant 
les  droits  d'un  peuple  qui,  depuis  son  union  ä  la  Eussie,  ne 
lui  a  jamais  fait  tort  et  qui  n'a  jamais  61ev6  d'autre  pre- 
tention  que  celle  de  vivre  de  sa  vie  nationale  sous  la  pro- 
tection des  lois  que  les  puissants  souverains  de  la  Eussie 
ont  promis  de  maintenir. 

La  mesure  projetee  maintenant  provoquerait  dans  tont 
le  peuple  finlandais  un  m^contentement  profond  et  ineffagable, 
Un  decret  visant  ä  enlever  aux  langues  nationales  leur  place 
legitime  dans  le  fonctionnement  des  autoritös  finlandaises 
serait,  dös  son  apparition,  regarde  comme  non  valable,  et  ue 
pourrait  etre  applique*  sans  susciter  de  conflits  avec  l'ordre 
16gal  etabli  dans  le  pays. 

Si  nous  avons  adressä  ä  Votre  Excellence  cet  expose 
sincere  du  jugement  qui  ne  peut  manquer  d'Stre  port6  en  Fin- 
lande  sur  ce  projet,  c'est  dans  le  dessein  qu'il  soit  porte*  & 
la  connaissance  de  Sa  Majeste*  Imperiale. 

Helsingfors,  le  22  juin  1900.» 

(Suivent  79  signatures.) 

Scripta  manebunt. 
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In  der  grossen  auswärtigen  Politik  dieses  bereits  unge- 
heuren Reichs  vollzieht  sich  mit  fast  mathematischer  Notwen- 
digkeit nun  in  kürzerer  Zeit  die  Annexion  eines  grossen  Theils 
von  Centralasien  und  China1),  sowie  die  Angliederung  mittelst 
Protektorat  eines  Theils  von  Kleinasien,  von  ganz  Persien, 
von  Afghanistan,  endlich  die  Auflösung  der  europäischen  Türkei. 
Bereits  sind,  um  mit  dem  letzten  Punkte  zu  beginnen,  vier 
russische  Kriegsschiffe  ohne  alle  Umstände  durch  den  Bos- 
porus und  die  Dardanellen  passirt  und  es  liegt  nicht  mehr 
in  der  Macht  des  Uferstaates,  dies  in  Zukunft  zu  verhindern. 
In  Afghanistan  sind  nach  dem  Urtheil  von  Kennern  dieser  Ver- 
hältnisse Verwicklungen  bei  dem  bald  zu  erwartenden  Tode  des 
jetzigen  von  England  1880  eingesetzten  Emirs  gewiss,  welche 
zu  einer  russischen  Besetzung  von  Herat  und  zum  mindesten 
des  Theils  von  Afghanistan  führen  werden,  der  nördlich  vom 
Hindukusch  liegt.  Auch  In  diesem  Lande  hat,  wie  überall, 
das  englische  Ansehen  durch  den  Boerenkrieg  eine  grosse 
Einbusse  erlitten  und  es  ist  der  Weg  nach  Indien  für  Russ- 
land ein  offener  geworden. 

Mit  Persien   wurde  ein  Finanzabkommen   getroffen,   zu- 


*)  Der  Redaktor  einer  rassischen  einflussreichen  Zeitung,  der 
t  Petersburgski  ja  Wedomosti»  veröffentlichte  darüber  vor  Kurzem 
eine  Broschüre,  welche  u.  a.  folgendes  sagt: 

«Für  Russland  gibt  es  sonst  keinen  anderen  Ausweg,  als  ent- 
weder das  zu  werden,  wozu  es  die  Geschichte  bestimmt  hat,  eine 
Weltmacht,  welche  den  Westen  und  den  Osten  umfasst,  oder  aber 
unmerklich  und  ruhmlos  den  Weg  des  Verfalls  zu  betreten,  denn 
Europa  wird  uns  endlich  durch  seine  äussere  Superiorität  erdrücken 
und  die  nicht  von  uns  wachgerufenen  asiatischen  Völker  werden 
uns  mit  der  Zeit  gefährlicher  werden  als  die  westlichen  Völker. 
Asien,  das  ist  die  einzige  Bestimmung  Russlands.  In  Asien  gibt 
es  und  kann  es  für  uns  keine  Grenzen  gehen,  ausser  dem  frei  an 
seinen  Ufern  plätschernden  unermesslichen  blauen  Meere.» 

Das  ist  der  Fluch  der  sogenannten  «Weltreiche»,  dass  sie 
keine  Gränzen  und  kein  Mass  für  ihre  Politik  mehr  finden  können. 

18 
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folge  welchem  die  persische  Regierung  mit  russischem  Geld 
alle  ihre  auswärtigen  Schulden ,  namentlich  an  englische 
Gläubiger,  zurückzahlt,  unter  der  Zusicherung  gegenüber 
Russland,  dass  sie  innert  75  Jahren  keine  neuen  auswärtigen 
Anlehen  aufnehmen  darf.  Dadurch  werden  die  Häfen  am 
persischen  Golf,  deren  Zolleinnahmen  bisher  für  die  englische 
Anleihe  von  1892  hafteten,  die  in  40  Jahren  zurückzuzahlen  war, 
sofort  frei  und  kommen  unter  russischen  Einfluss,  wie  über- 
haupt der  ganze  Staat  fortan  in  Folge  dieser  Finanzoperation 
in  Wirklichkeit  nichts  anderes  mehr  ist  als  ein  russisches 
Protektorat.  Fast  gleichzeitig  wurde  mit  der  Türkei,  trotz 
ihres  längern  Widerstandes,  ein  Eisenbahn- Abkommen  ge- 
troffen, welches  folgenden  Inhalt  haben  soll: 

«II  sera  accorde  ä  un  syndicat  russe  un  droit  de  pre- 
färence  pour  la  construction  et  l'exploitation  de  toutes  les 
lignes  ferr6es  ä  l'interieur  d'une  zone  ä  determiner  exacte- 
ment,  comme  cela  a  ete  fait  pour  un  syndicat  allemand  dans 
le  cas  des  chemins  de  fer  d'Anatolie. 

«Cette  zone  comprend  presque  toute  la  region  cötiere 
de  la  Mer  Noire,  savoir  le  villayet  de  Castamouni  jusqu'ä 
Eregli  (Tancienne  Heraclee)  ä  Pouest,  et  ceux  de  Trebizonde 
et  d'Erzeroum,  ainsi  que  des  portions  des  villayets  de  Sivas, 
de  Karpont  et  de  Bitlis  (Mousch). 

«La  limite  au  sud  est  marquee  par  la  ligne  brisöe 
Eregli-Angora-Sivas-Van,  respectant  ainsi  les  droits  anterieu- 
rement  acquis  ä  la  compagnie  des  chemins  de  fer  anatoliens, 
notamment  le  troncon  Adabazar-Eregli  ä  Touest.» 

Diese  russische  Eisent»ahnsphäre  dehnt  sich  also  aber 
einen  grossen  Theil  Kleinasiens  aus;  Eregli  befindet  sich  in 
einer  Distanz  von  bloss  200  Kilometern  von  Konstantinopel. 
Schon  der  Nationalökonom  Friedrich  List  sagte:  «Wer  die 
Verkehrsmittel  des  Landes  in  seiner  Gewalt  hat,  hat  auch, 
falls  Recht  und  Vernunft  ihm  zur  Seite  stehen,  das  Land 
selbst  in  der  Gewalt.»   Und  es  ist  hier  wohl  zuzugestehen,  das» 
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Hecht  und  Vernunft  schon  längst  nicht  mehr  für  den  Fort- 
bestand der  türkischen  Regierung  in  diesen  ehemaligen 
Kulturländern  spricht. 

Die  «Gazette  de  Lausanne»  enthielt  am  3.  September 
bei  Anlass  des  Reg]  erungs- Jubiläums  des  gegenwärtigen  Sultans 
-einen  bemerkenswerthen  Leitartikel,  welcher  die  Gefühle  eines 
sehr  grossen  Theils  der  gebildeten  Bevölkerung  Europa's  in 
dieser  Hinsiebt  ausdrückt.     Er  sagte: 

«Sultan  Abdul-Hamid  est  monte  sur  le  tröne  le  1er  sep- 
tembre  1876.  Mais,  ä  Yildiz-Kiosk,  on  a  compte,  comme  en 
Allemagne,  ä  propos  du  renouvellement  du  siecle.  Le  Grand 
Türe  aura  regne  vingt-cinq  ans  le  Ier  septembre  1901;  on 
lui  a  fait  son  jubile*  le  premier  jour  de  la  vingt-cinquieme 
-annee  de  son  regne. 

Tons  les  fonetionnaires  du  serail,  du  palais  et  de  la 
Porte  se  sont  mis  ä  plat  ventre  devant  leur  maitre  omni- 
potent. L'Europe  a  tenu  ä  etre  aussi  de  la  fete.  La  Russie, 
la  France,  l'Allemagne,  le  Royaume-Uni,  l'Italie,  la  Roumanie 
et  la  Bulgarie  ont  däsigne  des  missions  speciales  chargöes  de 
complimenter  le  sultan  et  de  lui  porter  les  sympathies  des 
prioces  et  des  gouvernements.  Dans  les  adresses  remises  ä 
Abdul-Hamid,  on  exalte  ses  vertus  et  les  bienfaits  qu'il  a 
repandus  sur  son  peuple.  Le  tsar  a  envoye  un  aide-de-camp 
personnel.  La  reine  Victoria  a  ecrit  une  lettre  autographe 
£  celui  que  le  plus  illustre  de  ses  ministres  a  appele*  le  «grand 
assassin.» 

«Ce  sont  politesses  obligees,  mais  ce  ne  sont  que  politesses», 
ecrit  le  Temps.  Oui,  cela  est  vrai  dans  Tintention  des  diplo- 
mates,  chez  qui  la  parole  est  Part  de  deguiser  la  pensee  et 
qui  ont  soumis  leur  esprit  ä  une  longue  et  laborieuse  dis- 
cipline  professionnelle,  pour  supprimer  en  politique  le  sens  du 
juste  et  du  vrai,  n'apercevoir  en  toute  chose  que  l'intere't 
qu'ils  ont  ä  servir  et  conclure  ä  l'excellence  de  n'importe 
quel  moyen  par  eux  juge*  efficace  ä  cet  egard. 

L'histoire  n'offre  pas  d'exemple  d'un  regne  plus  malheur 
reux  que  celui  du  sultan  actuel.     Au  point    de  vue    turc  — » 
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qu'il  taut  bien  conside>er   quand  il   s'agit   da    souverain   de- 
rempire  ottoman,  — •  il  a  abouti    en  un  quart  de  siecle  aux 
plus  lamentables  d6sastres.    II  a  perdu  la  Bosnie,  l'Herzägo- 
vine,  la  Bulgarie,  la  Ronmelie  Orientale,  la  Thessalie,  File  de 
Chypre,  la  Crete  et  des   territoires    conquis   par   les  Bosses 
en  Asie-Mineure ;  il  a  vu  s'evanouir  la  suzerainet6  s6culaire 
du  sultan  snr  la  Valachie,  la  Moldavie,  la  Serbie,  la  Tunisie 
et  FEgypte.    L'empire  qu' Abdul-Hamid  a  recu  de  Mourad  Vr 
par  lui  d6trön6  et  incarcerä  comme  fou,  est  aujourd'hui  reduit 
presque  de  moittä.     Ces  r6sultats  du  regne  actnel,   s'ils  sont 
mortifiants   pour   les   Turcs,    sont    du    reste    les    seuls    qua 
FEurope  chrätienne  puisse  döcemment  et  sincerement  celäbrer. 
Quant  ä  Finterieur,  dans  les  grands  massacres  de  189$ 
&  1896,  le  jubüaire  a  fait  egorger  tout  un  peuple  soumis  et 
laborieux,   avec  des  raffinements  d'atrocite';   trois    cent  inille> 
Armeniens  ont  pe>i  sous   le    couteau,    soit   &  Constantinople 
meme,  soit  en  Asie;  par  centaines  de  inille,  les  fem m es,  les 
jeunes  filles,  les  enfants,    ont  e*te*  tortnres,    souilles,    mutiles, 
dßchiquetös,   brülös  vifs.     Ce  furent   les  grandes  p6riodes  de 
massacre.    Mais  la  boucherie  n'a  jamais  cess6  completement. 
II  ne  se  passe  pas  de  semaine  que  les  correspondances  d'Orient 
n'annoncent  de  nouveaux  drames:    tel  viUage   incendiö,   tant 
de  centaines  d'habitants  abattas  oa  vendns  comme  esclaves. 
Tous  les  jours,    il  disparait  des   hommes,   dont  nul   n'entend 
plus  parier.   Un  mot  les  a  perdas.   Des  enfants  sont  enleves 
des   bancs   du   College,    exp6di6s   aux  bagnes   de  Tripoli  de 
Barbarie  pour   avoir   tenu    des    tpropos   inconside>6s».    Les 
prisons  regorgent  de  victimes,  qui  pourrissent  toutes  Vivantes, 
sans  connaitre  meme  le  pr6texte  de  leur  incarceration. 

Les  gouvernements  de  l'Europe  «chrätienne»,  renseignes 
an  jour  le  jour  par  les  rapports  de  leurs  agents,  pourraient 
dire,  &  quelques  milliers  pres,  combien  le  Sultan  Rouge  a  fait 
de  cadavres.  Tout  ce  que  nous  en  savons  vient  d'eux.  Dans 
de  courtes  heures  d'önergie  suivies  de  defaillances  plus  dura- 
bles,  ils  ont  dit,  en  leur  langage,  toutes  ces  choses  au  sultan 
lui-meme  et  avaient  mission  speciale  de  les  lui  dire  puisqu'ils 
avaient  assume  la  protection  des  chr&iens  en  geu6ral  et  celle 
des  Armeniens  en  particulier. 


Auswärtige  Verhältnisse.    Griechenland.  277 

Eh  bien!  que  doivent  penser  des  salamalecs  actuels  les 
-esprits  simples,  logiques  et  droits?  L'autorite",  la  couronne, 
repre*sentent  pour  eux  Fexpression  la  plus  haute  de  la  loi, 
-de  la  bienveillance  et  de  la  sollicitude  äclairäes  envers  les 
penples.  11s  leur  doivent  le  respect  et  la  sonmission.  Tout 
propos  irrespectueux  ä  l'adresse  des  goavernements  est  chätiä 
nomine  an  crime.  Et  ils  voient  les  personnages  les  plus 
sacr&s,  ceux  qui  se  proclament  61ns  de  Dien  m&me,  porter 
ou  envoyer  des  felicitations  et  des  remercieraents  ä  an  homme 
•charg^  de  tant  de  crimes,  qu'il  a  penr  de  sa  propre  ombre, 
y  croit  voir  des  reflets  de  sang  et  n'ose  jamais  passer  de 
suite  dans  le  inline  palais  denx  de  ses  nuits  hantäes. 

Les  gouvernements,  avant  de  se  livrer  ä  des  manifes- 
tations  de  ce  genre,  devraient  penser  ä  ceux  dont  le  cerveau 
n'a  pas  subi  de  däformation  diplomatique.  On  cherche  a 
enrayer  la  propagande  anarchiste.  C'est  lä  un  devoir  pres- 
sant. Croit-on  que  les  hommages  prodiguäs  ä  ce  sultan  soient 
a  cet  6gard  fort  opportunes?» 

Einstweilen  ist  es  noch  das  kleine  Griechenland, 
welches  den  Gedanken  an  eine  Befreiung  der  christlichen 
Bevölkerungen  von  dieser  Herrschaft  aufrecht  hält,  bis  der 
geeignete  Zeitpunkt  dazu  gekommen  sein  wird,  der  jedenfalls 
in  nicht  sehr  grosser  Ferne  steht.  Die  Vorgänge  in  Kreta 
haben  es  gezeigt,  wie  rasch  sich  ein  Herd  beständiger  Unruhe 
in  ein  ruhiges  Kulturland  verwandeln  lässt,  sobald  die  tür- 
kische Herrschaft  beseitigt  ist,  welche  in  allen  ihren  Länder- 
gebieten eine  Gewaltherrschaft  gewesen  ist,  und  diesen  Charakter 
niemals  verlieren  wird.  Die  Türken  haben  als  Volk  sehr 
achtungswerthe  Eigenschaften,  aber  ihre  Regierungsart  ist 
zu  keinen  Zeiten  eine  gute,  ja  nicht  einmal  eine  erträgliche 
gewesen. 

Es  wird  die  Aufgabe  Griechenlands  sein,  sich  zunächst 
selbst  durch  den  engen  Zusammenschluss  aller  tapfern  und 
tüchtigen  Elemente,  die  sich  in  diesem  Volke  reichlich  vor- 
finden, und  durch  die  Bildung  einer  zwar  kleinen,  aber  durch 
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und  durch  feldtüchtigen,  and  von  zuverlässigen  Offizieren: 
kommandirten  Armee  ungefähr  diejenige  Stellung  zu  ver- 
schaffen, welche  Sardinien  seit  der  Niederlage  von  Novara 
bis  zum  Jahre  1859  in  Italien  innegehabt  hat.  Dann  wird 
sich  mit  aller  Sicherheit,  unter  günstigen  andern  Verum- 
ständungen,  die  nicht  ausbleiben  können,  diejenige  Vereinigung- 
der  gleichartigen  Länder  der  Balkanhalbinsel  zu  einem  Ban- 
desstaat unter  der  Führung  Griechenlands  vollziehen,  die  auch 
in  Italien  die  richtigste  Lösung  der  dortigen  nationalen  Be- 
strebungen gewesen  wäre  —  ohne  den  Kirchenstaat,  welcher 
daselbst  ein  bedeutendes  Hinderniss  dafür  bildete.  Es  wird 
die  spezielle  Aufgabe  der  Universität  von  Athen  einerseits  und 
des  griechischen  Kronprinzen  andrerseits  sein,  diesem  Gedanken, 
zum  Anhaltspunkt  zu  dienen  und  es  ist  auch,  soweit  uns  bekann tr 
und  trotz  manchen  entgegengesetzten  Ansichten,  in  diesen 
beiden  Centren  der  nationalen  Bewegung  der  Glaube,  der 
gute  Wille  und  die  Fähigkeit  vorhanden,  um  die  Berge  zu 
versetzen,  welche  dem  bedeutenden  Ziele  dermalen  noch  im» 
Wege  stehen. 

Mit  diesem  kleinen  Lichtpunkte  in  den  düstern  Zukunfts- 
aussichten wollen  wir  diese  Uebersicht  über  die  äussern  Ver- 
hältnisse, von  unserm  Standpunkte  aus  betrachtet,  schliessen^ 
Jedes  Jahr  scheint  nun  dazu  bestimmt  zu  sein,  irgend  einen, 
grossen  Schritt  nach  der  einen  oder  andern  Richtung  hin  zu 
machen.  Fortschritt  oder  Rückschritt  hängt  dabei  nach 
unserer  Auffassung  weit  weniger  von  den  blossen  Macht- 
mitteln ab,  die  zwar  stets  einen  gewichtigen  Faktor  des 
Geschehens  bilden  werden,  als  von  der  geistigen  Verfassung 
der  Völker  und  dem  Einfluss  der  Ereignisse  auf  ihre  Denk- 
ungsart  und  auf  ihre  Beurtheilung  in  den  Augen  Anderer». 
So  hat  England  durch  seinen,  nehmen  wir  für  den  Augenblick 
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an,  definitiven  Erfolg  in  Südafrika  einen  ungeheuren  Verlast 
an  Selbstachtung,  Zuversicht  auf  Gottes  Hilfe,  und  Achtung 
aller  Völker  der  Erde  bis  in  die  hintersten  Winkel  von  Asien 
und  Afrika  hinein  erlitten,  eine  Niederlage,  die  vielleicht  gar 
nie  mehr  gut  zu  machen  ist.  Von  Deutschland  sagte  vor 
nicht  sehr  langer  Zeit  eine  deutsche  Zeitung  unseres  Erach- 
tens  sehr  richtig,  nach  Schilderung  seiner  grossen  Fort- 
schritte seit  einem  halben  Jahrhundert: 

«Dagegen  ist  Deutschlands  früheres  Ueberge wicht  im 
Reiche  des  Gedankens  sichtlich  gesunken;  auf  geistigem  Gebiet 
zeigt  es  neuerdings  völligen  Mangel  an  Schöpfungskraft.  Es 
scheint,  $ls  habe  der  germanische  Genius  seit  Verwirklichung 
des  Reichsgedankens  es  jetzt  auf  die  Erlangung  der  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Herrschaft  abgesehen.  Der  deutsche 
Idealismus  von  ehedem  ist  veraltet;  man  hält  ihn  für  über- 
flüssig. Entweder  nach  der  Weltherrschaft  streben,  oder 
philosophiren  und  die  Welt  mit  ruhmvollen  Geistesthaten 
bereichern  —  beides  zu  vereinen  aber  ist  nicht  möglich.» 

Es  wird  sich  jetzt  jedes  Volk  mehr  als  gewöhnlich  in 
Acht  nehmen  müssen,  dass  es  über  den  wirthschaftlichen  In- 
teressen und  Vortheilen  seinen  eigentlichen  Beruf  nicht  verfehlt, 
welchen  es  in  der  Gemeinschaft  der  Nationen  zu  erfüllen  hat 
und  Ton  dessen  richtiger  Erfassung  und  Ausführung  nicht 
bloss  seine  eigentliche  Achtung  und  Geltung,  sondern,  was 
noch  mehr  zu  bedenken  ist,  auch  seine  Dauer  abhängt.  Die 
grössten  und  mächtigsten  Völker  des  Alterthums,  wie  die 
Römer,  sind  völlig  untergegangen,  weil  sie  schliesslich  keine 
menschheitliche  Bedeutung  mehr  besassen;  das  unbedeutende 
Völkchen  der  Juden,  das  eine  solche  besass,  ist  unter  allem 
Druck  und  ohne  seit  nahezu  2000  Jahren  je  mehr  ein  Staat 
gewesen  zu  sein,  noch  bis  heute  erhalten  geblieben. 

So  sind  auch  die  jetzigen  für  alle  Kleinstaaten  bedroh- 
lichen Gruppirungen  grosser  Interessen  nur  wirklich  gefähr- 
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lieh,  wenn  es  ihnen  gelingt,  in  diesen  Kleinstaaten  die  Sucht 
nach  Theilnahme  an  diesen  Interessen  zu  wecken  und  das 
Bewnsstsein  eines  bessern  und  selbständigen  Staatszweckes 
zu  zerstören. 

Wenn  wir  auf  längst  vergangene  Zeiten  und  Ver- 
hältnisse zurückblicken,  so  enthält  das  27.  Kapitel  des  Pro- 
pheten Jesaias  eine  völlig  gleiche  Situation,  wie  die  dermalige 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  zu  den  Vorgängen  auf 
dem  grossen  Schauplatz  der  Weltereignisse.  Sie  wird  den- 
selben gewachsen  sein,  wenn  sie  entschlossen  ist,  ihren  eigen- 
tümlichen (reist  und  Charakter  zu  bewahren,  nicht  aber, 
wenn  sie  mehr  und  mehr  bloss  ein  «Kurgarten  Europa's» 
werden  will  und  darin  ihre  Existenzberechtigung  erblickt. 

Von  den  bei  der  Eidgenossenschaft  akkreditirten  fremden 
Diplomaten  sind  im  Laufe  des  Jahres  der  französische 
Ambassadeur  und  der  russische  Minister  durch  neue  Würden- 
träger, Mr.  Bihourd  und  Kammerherr  von  Westmann,  ersetzt 
worden.  Die  neue  türkische  Vertretung  durch  einen  eigenen 
Generalkonsul  fand  in  der  Nationalrathssitzung  vom  13.  Juni 
eine  nicht  ungetheilt  günstige  Aufnahme,  da  man  in  ihr  nicht 
eine  Vertretung  kommerzieller,  oder  anderweitig  offenkundiger 
und  gebilligter  Interessen  erblickte,  sondern  mehr  eine  Be- 
aufsichtigung der  türkischen  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter. Eine  Zeitlang  war  auch  von  der  Errichtung  eines 
ähnlichen  serbischen  Generalkonsulates  die  Bede,  das  jedoch 
nicht  zu  Stande  kam.  Für  Belgien  wurde  Graf  von  Lalaing 
bei  der  Eidgenossenschaft  aecreditirt.  Ebenso  präsentirten 
sich  zwei  neue  Vertreter  von  Chili  und  Japan,  die  aber  ihren 
gewöhnlichen  Wohnsitz  in  Paris  und  Wien  haben«  Das 
schweizerische  Konsulat  in  Johannesburg,  dessen  Inhaber 
faUirte,  wurde  aufgehoben  und  die  dortigen  Schweizer  deut- 
schem Schutze  anvertraut. 
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Staatsverträge  und  Kongresse. 

Zu  den  grossen  internationalen  Verträgen  sind  folgende 
Beitritte  erfolgt.  Zu  dem  Weltpostvertrag:  Hawaii,  Cnba, 
Porto  Rico,  die  Philippinen,  die  Insel  Guara  (amerikanische 
Gebiete),  Samoa  (deutsches  Gebiet),  Nicaragua.  Dieser  grösste 
internationale  Vertrag  umfasst  nun,  in  dem  25.  Jahre  seines 
Bestehens,  welches  vom  2.-6.  Juli  durch  ein  Jubiläum  in 
Bern  und  eine  (nicht  sehr  geschmackvolle)  Jubiläums-Post- 
marke  gefeiert  wurde,  54  Staaten,  nämlich: 

Deutschland  und  die  deutschen  Schutzgebiete,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  die  Inseln  Hawai,  Porto  Rico, 
die  Philippinen  und  die  Inseln  Guain  und  Cuba,  die  Argen- 
tinische Republik,  Oesterreich,  Belgien,  Bolivia,  Bosnien- 
Herzegowina,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  die  Republik  Colum- 
bia, der  unabhängige  Congostaat,  das  Kaiserthum  Korea,  die 
Republik  Costa  Rica,  Dänemark  und  die  dänischen  Kolonien, 
-die  dominikanische  Republik,  Aegypten,  Ecuador,  Spanien 
und  die  spanischen  Niederlassungen  im  Meerbusen  von  Guinea, 
Frankreich  und  die  französischen  Kolonien,  Grossbritannien 
und  verschiedene  britische  Kolonien,  Britisch-Indien,  die  bri- 
tischen Kolonien  von  Australasien,  Canada,  die  britischen 
Kolonien  von  Südafrika,  Griechenland,  Guatemala,  die  Re- 
publik Haiti,  die  Republik  Honduras,  Italien,  Japan,  die 
Republik  Liberia,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Nicaragua, 
Norwegen,  der  Oranje-Freistaat,  Paraguay,  Niederlande,  die 
niederländischen  Kolonien,  Peru,  Persien,  Portugal  und  die 
portugiesischen  Kolonien,  Rumänien,  Russland,  Salvador, 
Serbien,  das  Königreich  Siam,  die  Südafrikanische  Republik, 
Schweden,  die  Regentschaft  Tunis,  die  Türkei,  Ungarn, 
Uruguay  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 

Der  anfängliche  Verein,  der  am  1.  Juli  1875  in  Kraft 
trat,  hatte  bloss  aus  17  Staaten  bestanden.  Von  den  Spezial- 
verträgen,  die  neben  und  innerhalb  des  allgemeinen  Postver- 
trages noch  einzelne  Länder  verbinden,  ist  für  uns  der  wich- 
tigste neue  der  mit  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  vom 
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7. — 12.  August  d.  J.  in  Bregenz  vereinbarte,  welcher  von 
den  andern  Staaten  bereits  genehmigt  ist  und  von  uns  ohn& 
Zweifel  in  der  Dezembersitzung  der  Eidgen.  Käthe  genehmigt 
werden  wird. 

Nach  dem  neuen  deutsch-schweizerischen  Uebereinkom- 
men,  das  mit  Ausnahme  einzelner  Vorschriften  am  1.  Sep- 
tember in  Kraft  tritt,  dürfen  im  Verkehr  zwischen  Deutsch- 
land und  der  Schweiz,  abweichend  von  den  Vorschriften  des 
Weltpostvertrags,  künftig  die  Briefe  20  Gramm,  statt  wie 
bisher  15  Gramm  schwer  sein.  Von  sonstigen  wichtigeren 
Aenderungen  ist  hervorzuheben:  die  halbscheidliche  Theilung 
der  Gebühr  für  Postpakete  nach  den  Bestimmungen  der 
Washingtoner  Postpaketübereinkunft  an  Stelle  der  bisherigen 
für  die  Schweiz  ungünstigeren  Theilungsweise,  der  Wegfall 
der  Abrechnung  über  Nachnahmegebühren  bei  Postpaketen, 
die  Einführung  des  Frankozwanges  für  Postfrachtstücke  mit 
Nachnahme,  die  Zulassung  der  summarischen  Uebergabe  für 
Werthpakete  bis  zu  600  M.  ■=  750  Franken  und  die  am 
1.  November  in  Kraft  tretende  Bestimmung,  nach  der  die 
auf  Postpaketen  und  Postfrachtstücken  haftenden  Nachnahme- 
beträge nicht  mehr  durch  die  Abrechnung  auf  Grund  der 
Frachtkarten ,  sondern  mittelst  Nachnahmepostanweisungen 
ausgeglichen  werden  sollen. 

Das  zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich  getroffene 
neue  Uebereinkommen  schliesst  sich  in  den  wesentlichen  Punk- 
ten dem  deutschen  Uebereinkommen  an. 

Ein  neuer  Telephon-Vertrag  ist  mit  Frankreich  ab- 
geschlossen worden  und  in  der  Eidg.  Ges.  Sammlung  Band 
XVHI,  S.  27,  zu  finden. 

Der  Genfer-Konvention  ist  die  Republik  Uruguay 
beigetreten.  Dieses  nächstgrösste  internationale  Ueberein- 
kommen besteht  dermalen  aus  den  folgenden  Staaten: 

Argentinien,  Belgien,  Bolivia,  Bulgarien,  Chile,  Däne- 
mark, Deutschland,  Frankreich,  Griechenland,  Grossbritan- 
nien, Honduras,  Italien,  Japan,  Kongostaat,  Luxemburg,. 
Montenegro,  Nicaragua,  Niederlande,  Oranje-Freistaat,  Oester- 
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reich-Ungarn,  Persien,  Peru,  Portugal,  Rumänien,  Russland, 
Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  Serbien,  Slam,  Spanienr 
Südafrikanische  Republik,  Türkei,  Uruguay,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Vereinigte  Staaten  von  Venezuela,  Schweiz. 

Die  Haager-Konferenzbeschlüsse  bestehen  aus 
sechs  Aktenstücken  und  betreffen :  eine  bloss  fakultative  Mög- 
lichkeit internationale  Streitigkeiten  schiedsgerichtlich  zu  er- 
ledigen, eine  Ausdehnung  der  Genfer  Konvention  auf  den 
Seekrieg,  eine  allgemeine  Kodifizirung  der  Kriegsgebräuche 
für  den  Landkrieg  auf  Grund  des  Brüsseler-Projektes  vom 
1874,  drei  spezielle  kriegsrechtliche  Verbote.  Dann  folgen 
noch  ein  ganz  allgemeiner  frommer  Wunsch  nach  Erleichter- 
ung der  Militärlasten,  sechs  weitere  spezielle  Wünsche  nach 
der  Art  des  berühmten  «il  est  däsirable»  des  Arbeiterschutz- 
kongresses  in  Berlin,  und  ein  Schutzprotokoll.  Die  schweizeri- 
schen Abgeordneten  unterzeichneten  die  Vereinbarung  über 
die  Kriegsgebräuche  nicht  und  ebenso  nicht  den  zweiten  Wunsch Y 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen  durch  eine  Konferenz 
feststellen  zu  lassen.  Eine  eingehende  Verhandlung  über  die 
Annehmbarkeit  der  Haager-Beschlüsse  durch  die  Eidgenossen- 
schaft fand  am  15.  Oktober  d.  J.  im  Schoose  einer  ver* 
einigten  Kommission  der  beiden  Räthe  statt  und  wird  den- 
selben in  der  Dezembersitzung  unterbreitet  werden. 

Wir  werden  das  Resultat,  nebst  den  daran  zu  knüpfenden 
Auseinandersetzungen  über  den  künftigen  Stand  der  ganzen, 
Sache,  in  einem  besonderen  Aufsatze  des  Jahrbuches  mit* 
theilen  und  verweisen  inzwischen  auf  die  beiden  Aufsätze  in 
Jahrbuch  VlII  «Ueber  Krieg  und  Frieden  und  die  Voraus- 
setzungen schiedsgerichtlicher  Entscheidung  von  völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten»,  dessen  Vorschläge  über  die  Art  und 
Weise  eines  einzurichtenden  Schiedsgerichts  jetzt  von  der 
Haager-Konferenz  materiell  adoptirt  worden  sind,  und  Jahr- 
buch XIII  «Völkerrechtliche  Fragen  der  Gegenwart»,  welcher 


284    .  Jahresbericht  1900. 

sich  über  die  wesentlichen  Fragen  des  gegenwärtigen  Kriegs- 
rechtes und  seiner  Verbesserung,  namentlich  aber  auch  über 
die  Neutralität  und  das  spezielle  Verhältniss  der  sog.  ewigen 
Neutralität  ausspricht,  welches  vielleicht,  trotz  der  Abneigung 
der  Schweiz  gegen  eine  derartige  Besprechung,  dennoch  den 
Gegenstand  weiterer  internationalen  Konferenzen  ausmachen 
wird.  Um  so  mehr  noch,  als  auch  das  Institut  de  droit  inter- 
national eine  besondere  Kommission  bestellt  hat,  die  sich  damit 
beschäftigen  soll,  welcher  bereits  ein  ausführliches  Referat 
ihres  dermaligen  ständigen  Generalsekretärs,  Senator  Descamps 
von  Belgien,  über  das  sogenannte  «Pacigerat»,  eine  erweiterte 
Zusammenfassung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen 
vorliegt. 

Nachdem  der  Haager-Vertrag  über  die  Regelung 
des  internationalen  Privatrechtes  vom  14.  November 
1896  unter  den  betheiligten  Staaten  in  Kraft  getreten  ist, 
wurden  die  Verhandlungen  über  diesen  weitläufigen  Gegen- 
stand in  diesem  Jahre  in  einer  dritten  Staatenkonferenz, 
ebenfalls  im  Haag,  fortgesetzt.  Die  diesmal  vorliegenden 
Fragen  betrafen  wesentlich  Fragen  des  Eherechts,  Vormund- 
schaftsrechts und  Erbrechts.  Der  Gedanke,  welcher  dabei 
obwaltet,  ist  mehr  der,  die  Tragweite  der  Gesetzgebung  der 
einzelnen  Länder  festzustellen,  um  den  Ungewissheiten  des 
individuellen  Rechtszustandes  zu  begegnen,  als  direkt  eine 
internationale  Gesetzgebung  herbeizuführen;  mit  andern  Worten 
es  handelt  sich  nicht  um  eine  Unifizirung  und  Kodifizirung 
des  Privatrechts,  sondern  um  Fragen  des  bestehenden  inter- 
nationalen Privatrechts.  Auch  das  Institut  de  droit  inter- 
national hat  sich  in  seiner  diesmaligen  Sitzung  in  Neuchätel 
ausführlich  über  diesen  Gegenstand  berathen  und  dann  mit 
Mehrheit  von  31  gegen  6  Stimmen  einen  besonders  von  den 
Professoren  Buzzatti  in  Macerata,  Pillet  in  Paris  und  Streit 
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in  Athen  vertheidigten  grundsätzlichen  Beschluss  angenommen, 

welcher  folgendermassen  lautet: 

«Article  1.  Lorsqu'un  legislateur,  posant  une  regle  dö 
droit  international  privß,  designe  comme  directement  appli- 
cable par  ses  tribunaux  ä  une  certaine  mattere  une  loi  civile 
etrangere,  il  ne  doit  pas  subordonner  l'application  de  cette 
loi  ä  la  condition  qu'elle  soit  prescrite  ägalement  par  lä 
legislation  etrangere  dont  fait  partie  la  loi  civile  ainsi 
designee.» 

Zwei  andere  Artikel  des  Vorschlages  wurden  hingegen  zu 

weiterem  Studium  zurückgestellt.    Sie  lauten: 

«Article  2.  Les  dispositions  de  droit  international  priv6 
qui  declarent,  sans  autre  explication,  qu'en  teile  mattere  teile 
loi  etrangere  sera  applicable  ne  pourront,  pour  aucune  raison 
et  en  aucun  cas,  etre  interpr6t£es  par  les  juges  comme  se 
referant  aux  regles  6trangeres  de  droit  international  priv6 
concernant  la  mattere. 

Article  3.  L'adoption  par  l'Institut  de  droit  international 
d'un  principe  contraire  ä  celui  qui  est  ötabli  dans  l'article  1er 
serait  en  däsaccord  avec  les  Re*solutions  par  lesquelles  il  a 
precädemment  recommande  dans  plusieurs  cas  l'application 
des  lois  etrangöres.» 

Von  Professor  Meili  in  Zürich,  welcher  nebst  Professor 
Eoguin  in  Lausanne  die  Schweiz  im  Haag  vertrat,  ist  über 
die  Konferenzen  von  1893  und  1894  eine  Festschrift  zum 
Jubiläum  von  Professor  Dernburg  in  Berlin  unter  dem  Titel : 
«Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staatenkonferenz  im 
Haag»  erschienen. 

In  der  Märzsitzung  d.  J.  wurde  von  Herrn  Nationalrath 
Joos  von  Schaffhausen  im  Nationalrath  eine  Motion  folgenden 
Inhalts  gestellt  und  vertheidigt,  welche  im  Wesentlichen  den 
von  dem  Redner  schon  mehrmals  vorgebrachten  Vorschlag 
enthält,  den  lateinischen  Münzvertrag  aufzukünden 
und  die  Goldwährung  für  die  Schweiz  einzuführen.  Sie  lautet 
in  ihrem  ganzen  Wortlaut: 
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«Motion  tob  Herrn  Nationalrath  Joos,  vom  23.  März 
1900.     In  Anbetracht: 

1.  Dass  gegenwärtig  ein  vollwichtiger  Silberthaler  im 
Nennwerthe  von  fünf  Franken  bloss  noch  einen  Metallwerth 
von  zwei  Franken  dreiunddreissig  Kappen  besitzt,  während 
beim  vollwichtigen  Zwanzigfrankenstücke  in  Gold  Nennwerth 
«und  Metallwerth  sich  gegenseitig  decken, 

2.  dass  infolgedessen  die  Gefahr  einer  gesetzwidrigen 
Nachprägung  von  Silbermünzen,  gleichen  Metallgehaltes  wie 
die  echten,  ausserordentlich  nahe  liegt, 

3.  dass  laut  Cirkular  des  eidg.  Finanzdepartements  an 
die  schweizerischen  Emissionsbanken  vom  5.  Dezember  1885 
die  nachstehenden  Sorten  silberner  Fünffrankenstücke  (von 
Napoleon  I.  ohne  Lorbeer,  Napoleon  I.  mit  Lorbeer,  Louis 
XVIII.,  Charles  X.  ohne  Lorbeer,  Lonis  Philippe  ohne  Lor- 
beer, Lonis  Philippe  mit  Lorbeer)  wenigstens  theilweise  unter 
die  Grenze  des  Minimalgewichtes  gesunken  und  daher  im 
Sinne  des  lateinischen  Münzvertrages  nicht  mehr  kursfähig 
sind, 

4.  dass  die  silbernen  Fünffrankenthaler  französischen 
Gepräges  in  der  Schweiz  gesetzlichen  Kurs  haben,  während 
die  Fünffrankenthaler  schweizerischen  Gepräges  in  Frankreich 
und  seinen  Kolonien  des  gesetzlichen  Kurses  entbehren, 

5.  dass  laut  Angabe  des  eben  erwähnten  Cirkulars  die  ans 
der  Schweiz  nach  Italien  gelangenden  unterwichtigen  Fünf- 
frankenstücke nach  der  Schweiz  zurückgesandt  werden,  wäh- 
rend die  vollwichtigen  in  Italien  verbleiben, 

6.  dass  laut  Münzgesetz  sowie  laut  lateinischem  Münz- 
vertrag in  der  Schweiz  Zwangspflicht  besteht,  Silbermünzen 
ausländischer  Gepräge  in  dem  bestimmten  Werthverhältnisse 
von  1  Kilo  fein  Gold  zu  151/»  Kilo  fein  Silber  an  Zahlung 
zu  nehmen, 

7.  dass  im  Berichte  des  hohen  Bundesrathes  (Seite  185) 
an  die  Bundesversammlung  über  seine  Geschäftsführung  im 
Jahre  1889  der  Bundesversammlung  die  Mittheilung  gemacht 
wurde:  Infolge  des  am  5.  April  1889  erheblich  erklärten 
Postulates  des  Herrn  Nationalrat  Joos,  lautend :  «Der  Bundes- 
rath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber  Be- 
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rieht  zu  erstatten,  ob  das  eidgenössische  Münzgesetz  im  Sinne 
der  Einführung  der  Goldwährung  zu  revidiren  sei»,  wird 
•ein  bezüglicher  Gesetzesentwurf  ausgearbeitet  und  vorgelegt 
werden, 

wird  dem  Bundesrath  die  Vorlage  des  unter  Ziffer  7 
erwähnten  Gesetzesentwurfes  in  Erinnerung  gebracht.» 

Die  Motion  wurde,  nach  einer  gegensätzlichen  Beleuchtung 
durch  Bundesrath  Comtesse,  mit  allen  gegen  8  Stimmen  des 
Nationalrathes  abgelehnt. 

In  Bezug  auf  internationale  Zollverhältnisse 
-wurde  die  von  der  Türkei  bei  den  grösseren  Mächten  nach- 
gesuchte Erlaubniss  zu  einer  Erhöhung  ihrer  Eingangszölle, 
die  Werthzölle  sind,  von  8  auf  11  Prozent  abgelehnt. 

«In  der  letzten  Konferenz   der  Botschafter  gab  nämlich 
der  russische  Geschäftsträger  die  Erklärung  ab,   dass  Russ- 
land sich  dieser  Zollerhöhung  widersetze  und  Verhandlungen 
hierüber  ablehne,  dagegen  sei  Eussland   bereit,   in  Verhand- 
lungen mit  der  Türkei  wegen  Abschlusses  eines  Handelsver- 
trages  auf  der  Basis   spezifischer  Zölle   einzutreten.  —  Die 
Pforte   richtete   hierauf  eine  Note   an   die  Botschafter   und 
Gesandten,  in  der  sie  ankündigte,   dass   sie   behufs   genauer 
Anwendung  der  in  Kraft  getretenen  Differentialzölle  gegen- 
über Rumänien,  Serbien,   Griechenland,   Bulgarien  und  Mon- 
tenegro nach  einem  Monat  vom  Tage    der  Zustellung   dieser 
Note  ab  auch  von  aus  andern  Ländern  nach  der  Türkei  im- 
portierten ähnlichen  Artikeln  durch  die  türkischen  Konsulate 
legalisirte  Ursprungszeugnisse  fordern  werde.    Die  Vertreter 
der  Mächte,  welche  an  den  Verhandlungen  der  internationalen 
Konvention  zur  Regelung  der  Einfuhr  des  Alkohols  und  des 
Verkaufs  von  Spirituosen  in  Afrika  vom  8.  Juni  1899  theil- 
genommen  hatten,  unterzeichneten  das  Ratifikationsprotokoll. 
Die  Konvention  soll  am  8.  Juli  d.  J.  in  Kraft  treten.    Der 
Einfuhrzoll  nach  Afrika  soll  nicht  unter  60  oder  70  Fr.  per 
Hektoliter  des  fünfziggradigen  Alkohols  betragen,    d.  h.    die 
vierfache  Taxe  von  1890.»     (Frankf.  Ztg.) 
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In   der    «X.    Z.    Ztg.»    regte   ein   Mitarbeiter,   der  den 

Kreisen   der   Schweizer  Grossindustriellen   angehört,   wieder 

einmal  eine  Zollunion  mit  dem  Deutschen  Reiche  an. 

Er  schreibt:  «Deutschland  zählt  gewiss  viele  einsichtige  Köpfe, 
auch  unter  seinen  Staatsmännern,  denen  es  klar  ist,  dass  die 
Schweiz  wirtschaftlich  und  finanziell  von  einer  Bedeutung 
ist,  die  weit  über  das  Verhältniss  ihrer  Einwohnerzahl  hin- 
ausgeht. Ihnen  muss  auch  klar  sein,  dass  ein  europäischer 
Zollverband,  früher  oder  später,  als  einzig  wirksamer  Schutz- 
damm vor  der  Ueberschwemmung  mit  nordamerikanischen 
und  wohl  auch  japanischen  und  chinesischen  Industriepro- 
dukten kommen  muss;  dass  ein  solcher  durch  successive  An- 
gliederung  der  Nachbarstaaten  verhältnissmässig  leicht  zu- 
stande zu  bringen  ist,  während  der  Versuch,  sich  gleich  mit 
allen  Staaten  zu  einigen,  wohl  keinen  Erfolg  hätte,  da  gar 
zu  viele  und  zu  verschiedene  Meinungen  sich  bekämpfen 
würden,  als  dass  es  zu  einer  Einigung  kommen  könnte.  Dass 
ein  Krieg  zwischen  den  beiden  Ländern  den  von  uns  ange- 
regten Zollverein  stören  könnte,  ist  wohl  kaum  anzunehmen. 
Deutschland  weiss  den  Werth  der  Schweiz  als  Pufferstaat 
viel  zu  gut  zu  schätzen,  als  dass  es  sich  allen  Verträgen 
zuwider  an  ihr  zu  vergreifen  Lust  bekommen  sollte.  Gerade 
die  von  uns  empfohlene  wirthschaftliche  Vereinigung  hätte 
sicher  auch  in  Beziehung  auf  das  gute  Einvernehmen  den 
besten  Einfluss.  Den  politischen  Schwarzsehern  möchten  wir 
noch  zu  ihrer  Beruhigung  zu  bedenken  geben,  dass  die 
Schweiz  nicht  der  erste  Staat  ausserhalb  Deutschland  wäre, 
der  sich  im  deutschen  Zollverbande  befände.  Das  Grossher- 
zogthum  Luxemburg  gehört,  obschon  politisch  ganz  von 
Deutschland  getrennt,  dazu  und  ist  trotzdem  ganz  unabhängig 
von  diesem  in  politischer  Beziehung  und  auch  ein  neutraler 
Staat  wie  die  Schweiz.  Sollte  unser  Plan  zur  Stunde  noch 
keinen  Anklang  finden,  so  trösten  wir  uns  mit  der  Ueber- 
zeugung,  dass  eine  spätere  Zeit  denselben  reifen  wird.» 

Wir  hoffen  unsererseits  das  Gegentheil.  Dieser  Kauf- 
mannsgeist, dem  um  materieller  Vortheile  willen  alles  Andere 
feil  ist,  darf  in   der  Schweiz  niemals  vorherrschend  werden, 
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und  das  Beispiel  von  Luxemburg1  ist  keine  gerade  grosse  Be- 
ruhigung. 

In  Ausführung  des  Dresdener  Sanitätsvertrags  und  des 
Pestvertrags,  zwei  internationalen  Verträgen  gewichtigen 
Inhalts,  erliess  der  Bundesrath  am  30.  Dezember  1899  eine 
allgemeine  Verordnung  zum  Schutz  gegen  Cholera  und  Pest 
(Eidg.  Gesetz-Sammlung  XVII,  763)  und  erklärte  dann  in 
Folge  dessen  im  Mai  d.  J.  die  Häfen  Port-Said,  Sydney  in 
Australien,  und  alle  Häfen  des  rothen  Meeres  als  pestver- 
seucht, wonach  eine  in  den  Art.  37 — 48  der  obcitirten  Ver- 
ordnung vorgeschriebene  Ueberwachung  der  Personen  und 
Gepäckstücke,  die  daher  kommen,  stattfinden  muss.  (B.-Blatt 
1900,  Nr.  20.)  Der  internationale  Vertrag  über  die  Pest 
unter  19  Staaten,  der  seit  dem  31.  Oktober  1899  in  Kraft 
ist,  findet  sich  in  E.  G.  S.  XVII,  827,  und  eine  Verordnung 
über  Pestlaboratorien  in  XVIII,  104,  113. 

Das  Urtheil  des  Delagoa-Schiedsgerichts  ist  nach 
verschiedenen  Reklamationen  seitens  der  Betheiligten,  wor- 
unter sogar  eine  Interpellation  im  englischen  Oberhause,  über 
die  lange  Dauer  der  Verhandlungen  seit  dem  Schiedsvertrag 
von  1891,  endlich  erlassen  worden.  Die  «Lausanner  Zeitung» 
sagte  darüber: 

«II  va  sans  dire  que  ces  constatations  n'impliquent  pas 
un  bläme  ä  l'adresse  des  membres  de  la  cour  arbitrale.  Son 
President  a  et6,  depuis  quelques  annees,  assailli  ä  deux  reprises 
par  une  maladie  cruelle.  L'elat  de  sant6  d'un  antre  membre 
de  la  cour,  qui  est  un  grand  travailleur  et  le  plus  illustre  de 
nos  jurisconsultes,  a  inspirä,  il  y  a  un  peu  plus  d'une  annee, 
de  tres  vives  inquietudes. 

Mais  il  n'en  reste  pas  moins  acquis  que,  sans  la  faute 
des  deux  gouvernements  qui  ont  honor6  la  Suisse  de  leur 
confiance  en  lui  demandant  d'etre  leur  juge,  un  proces  ne 
presentant  pas  de  difficultäs  extraordinaires,  dure  depuis  neuf 
ans,  ce  qui  est  trop. 

19 
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Dans  une  autre  cause  internationale  soumise  ä  notre 
arbi trage,  nous  avons  vu  un  jugement  rendu  par  la  cour  ar- 
bitrale  en  juin  de  l'annee  derniere  n'etre  communique  aux 
parties,  dans  son  dispositif,  que  cinq  mois  plus  tard,  et,  dans 
le  texte  complet,  huit  mois  seuJement  aprös  le  prononce! 
C'est  encore  trop. 

C'est  trop.  Le  renom  de  sens  pratique,  d'activite,  de 
precision  en  affaires  que  notre  pays  a  au  dehors  en  souffre. 
Notre  neutralite,  la  stabilite  de  nos  institutions,  Ja  fonciere 
honnetete  de  notre  peuple  nous  ont  designe,  ä  plusieurs 
reprises,  au  clioix  d'autres  Etats  pour  les  fonctions  d'arbitres. 
Cherchons  ä  nous  acquitter  de  ce  beau  röle  non  seulement 
avec  l'impartialite  et  Ja  clairvoyance  qu'on  se  plait  ä  nous 
reconnaitre,  mais  veillons  aussi  ä  ce  que  notre  justice  soit 
prompte.  Ce  n'est  qu'ä  ce  prix  qu'elle  sera  bonne.  A  Fad- 
ministrer  avec  negligence,  nous  risquons  de  voir  attribuer 
ä  d'autres  qu'ä  nous  l'honorable  mission  de  servir  d'arbitres 
dans  les  conflits  entre  gouvernements  et  nations.» 

Das  Urtheil  befriedigte  keine  der  beiden  Parteien  (Eng- 
land und  Portugal),  was  wir  zum  Theil  der  schliesslich  in 
der  Eile  angeordneten  Publikation  des  Dispositivs  ohne  die 
Motive  zuschreiben,  deren  spätere  Veröffentlichung  durch  die 
Klarheit  und  die  Uebersichtlichkeit  der  Darstellung  auf  jeden 
Unbetheiligten  einen  guten  Eindruck  machte. 

lieber  eine  andere  noch  anhängige  schiedsgerichtliche 
Verhandlung,  wofür  im  Jahre  1897  von  den  Parteien,  Frank- 
reich und  Brasilien,  der  schweizerische  Bundesrath 
direkt  als  Schiedsrichter  gewählt  wurde,  sagt  eine  in  Paris  er- 
scheinende südamerikanische  Zeitung  „le  Bresil"  im  Mai  d.  J. : 

«La  Depeche  Coloniale  du  mardi  8  mai,  se  basant  sur  un 
resume  peu  fidöle  du  Message  du  President  Campos  Salles 
lors  de  Fouverture  du  Congres  Brasilien  ä  Rio  de  Janeiro, 
pretend  qu'il  a  manque  «ä  toutes  les  convenances  diploma- 
tique s  et  internationales  en  declarant  bruyamment  que  la 
sentence  arbitrale  du  Conseil  Fedßral  devait  etre  favorable 
au  Cabinet  de  Rio.» 
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Es  folgt  hierauf  ein  Abdruck  dieser  präsidentiellen  Bot- 
schaft, die  allerdings  die  Erwartung  einer  für  Brasilien  gün- 
stigen Entscheidung  deutlich  ausspricht,  wobei  sich  die  Zeitung 
u.  A.  auch  auf  die  Monroe-Doktrin  beruft ;  nach  unserer  An- 
sicht eine  ausserhalb  dem  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten 
etwas  gefährliche  Citation. 

Uns  scheint  es,  im  Ganzen  gesprochen,  nicht,  dass  diese 
Schiedssprüche,  wobei  man  immer  einen  der  Streitenden,  mit- 
unter sogar  beide  verletzt,  in  der  Aufgabe  unseres  Staats- 
wesens liegen. 

Von  Einzeln-Staatsverträgen,  welche  gegen- 
wärtig in  Frage  kommen,  ist  der  wichtigste  der  neue  Aus- 
lieferungsvertrag mit  Nordamerika  vom  14.  Mai 
d.  J,,  der  dort  bereits  ratifizirt  worden  ist,  bei  uns  in  der 
Dezembersitzung    zur   Behandlung   kommen  wird.     (B.  Blatt 

1900,  Nr.  39.)  Dieser  Vertragsentwurf  unterscheidet  sich 
von  den  gegenwärtig  geltenden  Bestimmungen  über  die  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  zwischen  der  Schweiz  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hauptsächlich  dadurch,  dass 
die  Zahl  der  Auslieferungsdelikte  wesentlich  vermehrt  worden 
ist,  dass  die  zur  Zeit  bestehende  Pflicht  der  Auslieferung 
der  eigenen  Staatsangehörigen  dahinfällt  und  dass  ein  Ver- 
fahren für  die  Erwirkung  der  provisorischen  Verhaftung 
flüchtiger  Verbrecher  geschaffen  wurde. 

Im  ersten  Artikel,  welcher  im  allgemeinen  die  Ver- 
pflichtung der  gegenseitigen  Auslieferung  der  von  dem  Ge- 
biete des  einen  Staates  in  das  des  anderen  geflüchteten  Ver- 
brecher aufstellt,  hat  sich  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten,  wie  sie  es  in  allen  ähnlichen  mit  fremden  Staaten  ab- 
geschlossenen Verträgen  gethan  hat,  die  Prüfung  der  Schuld 
der  requirirten  Person  vorbehalten.  Daher  müssen  den 
amerikanischen  Behörden  bei  der  Stellung  des  Auslieferungs- 
begehrens alle  die  Beweisstücke  mitgetheilt  werden,  welche 
darthun,  dass  der  Verfolgte  sich  wirklich  der  ihm  zur  Last 
gelegten  Strafthaten  schuldig  gemacht  hat.  Die  schweizerische 
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Gesetzgebung  kennt  eine  solche  Prüfung  der  Schuld  des  vom 
Ausland  requirirten  Individuums  nicht.  Da  indessen  in  der 
Zukunft  eine  Aenderung  der  gegenwärtig  in  der  Schweiz 
geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  eintreten  könnte,  wurde 
im  Vertrag  gesagt,  dass  «in  der  Schweiz  für  Bewilligung 
der  Auslieferung  die  zur  Zeit  des  betreffenden  Begehrens 
geltenden  Gesetzesbestimmungen»  in  Betracht  kommen  sollen. 
Die  Vertragsstaaten  sind  von  der  Auslieferung  der  eigenen 
Staatsangehörigen  entbunden.  Die  Eegierung  der  Vereinigten 
Staaten  wäre  zwar  durch  ihre  Gesetzgebung  nicht  gehindert, 
einen  amerikanischen  Bürger  an  einen  fremden  Staat  auszu- 
liefern, allein  sie  thut  dies  nur,  wenn  von  dem  andern  Staate 
die  Gegenseitigkeit  beobachtet  wird.  Auf  eine  solche  Reci- 
procität  kann  jedoch  die  Schweiz  in  Anbetracht  des  Aus- 
lieferungsgesetzes von  1892  nicht  eintreten  und  daher  wird 
die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  die  Auslieferung  eines 
Amerikaners,  der  sich  in  der  Schweiz  eines  Deliktes  schuldig 
gemacht  und  sich  nach  den  Vereinigten  Staaten  geflüchtet 
hat,  nicht  vornehmen.  Ein  solcher  wird  straflos  ausgehen, 
denn  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  gestattet 
nicht  die  Verfolgung  einer  Person  für  ein  ausserhalb  des 
Gebietes  der  Vereinigten  Staaten  begangenes  Verbrechen 
oder  Vergehen.  Den  Vorschlag  der  Schweiz,  an  diese  Stelle 
eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wonach  die  Exekutive  der 
Vereinigten  Staaten  ermächtigt  wäre,  nach  freiem  Ermessen 
ihre  eigenen  Staatsangehörigen  an  die  Schweiz  auszuliefern, 
während  sich  die  Schweiz  verpflichten  würde,  Schweizer- 
bürger, die  nach  Verübung  eines  Verbrechens  in  den  Ver- 
einigten Staaten  sich  in  unser  Land  geflüchtet  haben,  wegen 
desselben  strafrechtlich  zu  verfolgen,  hat  die  amerikanische 
Regierung  nicht  angenommen,  da  nach  ihrem  Ermessen  hier- 
durch keine  volle  Reciprocität  erzielt  würde. 

Der  zweite  Artikel,  welcher  die  einzelnen  Auslieferungs- 
delikte aufführt,  enthält  eine  wesentlich  grössere  Anzahl 
solcher  als  der  Vertrag  von  1850.  Es  kann  nun  danach  auch 
wegen  einfachen  Diebstahls  und  Betrugs,  sowie  wegen  Heh- 
lerei, sofern  der  verursachte  Schaden  Fr.  1000  übersteigt, 
die  Auslieferung  verlangt  werden.     Der  Vorschlag  des  Bun- 
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desrathes,  unter  jene  Delikte  auch  Erpressung  und  den  Angriff 
auf  die  Schamhaftigkeit  aufzunehmen,  wurde  von  der  ameri- 
kanischen Regierung  abgelehnt.  Ferner  ist  vorgesehen,  dass 
auch  wegen  Versuches  und  Theilnahme  die  Auslieferung  be- 
gehrt werden  kann,  wenn  sich  die  That  als  ein  Verbrechen 
qualifizirt,  beziehungsweise  als  solche  bestraft  wird.  Der 
Vertrag  wird  30  Tage  nach  dem  Austausch  der  Ratifikations- 
urkunden in  Kraft  treten.  Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten 
hat  den  Vertrag  bereits  am  5.  Juni  1900  ratifizirt.  Dabei 
brachte  er  zwei  Abänderungen  an  demselben  an,  mit  denen 
sich  der  Bundesrath  einverstanden  erklärt,  indem  er  der 
Bundesversammlung  die  Genehmigung  des  Vertrages  empfiehlt. 

Dagegen  ist  die  Meistbegünstigungsklausel  des  Handels- 
und Niederlassungsvertrages  mit  Nordamerika  vom  25.  Nov. 
1850  erloschen  und  es  wird  vom  1.  Nov.  d.  J,  an  einstweilen 
auf  diesen  Staat  der  schweizerische  Generalzolltarif  ange- 
wendet. 

Ferner  wurde  abgeschlossen  eine  Convention  über  Fabrik- 
und  Handelsmarken  mit  Russland  (B.Blatt  1899  Nr.  24). 

Das  Bundesblatt  d.  J.  Nr.  7  reproduzirt  die  folgende 
Bekanntmachung  betreffend  Italien,  die  für  uns,  bei  den 
vielen  Beziehungen  mit  diesem  Nachbarstaat,  von  Bedeutung  ist. 

«Die  im  Königreich  Italien  gebornen  Söhne  von  Schwei- 
zern, welche  seit  zehn  Jahren  in  Italien  domizilirt  waren, 
als  jene  geboren  wurden  (der  Aufenthalt  als  Kaufmann  gilt 
nicht  als  Domizil),  werden  hiermit  benachrichtigt,  dass  sie  ge- 
mäss Artikel  8  des  italienischen  Civilgesetzbuches  von  den 
italienischen  Behörden  als  Italiener  angesehen  und  daher  zum 
Militärdienst  in  der  italienischen  Armee  einberufen  werden 
müssen,  sofern  sie  nicht  im  Laufe  des  auf  die  erlangte  Voll- 
jährigkeit folgenden  Jahres,  d.  h.  zurückgelegtem  21.  Alters- 
jahre, vor  dem  Civilstandsbeamten  ihres  Wohnortes,  wenn 
sie  in  Italien  wohnen,  oder  vor  den  diplomatischen  oder  Kon- 
sularagenten des  Königreichs  Italien,  wenn  sie  ausserhalb 
dieses  Königreichs  wohnen,  eine  Erklärung  abgeben,  dass  sie 
die  Eigenschaft  als  Fremde  annehmen  und  daher  die  schwei- 
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zerische  Nationalität  beibehalten  wollen,  —  alles  im  Sinne 
von  Artikel  5  des   erwähnten  italienischen  Civilgesetzbuches. 

Ferner  werden  sie  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  nach  Ar- 
tikel 4  des  Niederlassungs-  und  Consularvertrages  zwischen 
der  Schweiz  und  Italien  vom  22.  Juli  1868  sie  nicht  in  den 
italienischen  Militärdienst  berufen  werden  dürfen,  bis  sie  das 
Alter  der  Majorennität  gesetzlich  erreicht  haben. 

Rom,  im  Februar  1879.» 

Indem  der  schweizerische  Bundesfath  die  abermalige  Veröf- 
fentlichung der  vorstellenden  Bekanntmachung  anordnet,  glaubt 
er  zugleich  die  Kantonsregierungen,  sowie  die  Gemeindebehörden 
darauf  aufmerksam  machen  zu  sollen,  dass  gemäss  der  Er- 
klärung zu  dem  Niederlassungs-  und  Consularvertrage  mit 
Italien  vom  22.  Juli  1868  diejenigen  Italiener,  welche  infolge 
Verzichtes  oder  Erwerbung  eines  fremden  Bürgerrechtes, 
oder  wegen  Annahme  eines  Amtes  von  einer  fremden  Re- 
gierung ohne  Bewilligung  ihrer  heimatlichen  Regierung,  die 
italienische  Nationalität  verlieren,  dennoch  vom  Militärdienste 
in  der  italienischen  Armee  nicht  enthoben  sind,  noch  von  den 
Strafen,  welche  diejenigen  treffen,  die  gegen  ihr  Vaterland 
(Italien)  die  Waffen  tragen  (Artikel  11  und  12  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  von  Italien). 

Die  Söhne  eines  Italieners,  welche  ihm  im  Auslande  ge- 
boren worden  sind,  bevor  er  die  italienische  Nationalität  ver- 
loren hat,  werden  als  Italiener  betrachtet. 

Sie  werden  selbst  dann  als  Italiener  betrachtet,  wenn 
sie  geboren  sind,  nachdem  ihr  Vater  die  italienische  Nationa- 
lität verloren  hat,  sofern  sie  im  Königreich  Italien  geboren 
sind  und  dort  wohnen.  In  diesem  Falle  sind  sie  aber  be- 
rechtigt, während  des  Jahres,  welches  dem  Zeitpunkt  des 
Eintrittes  ihrer  Volljährigkeit  folgt,  für  die  neue  Nationalität 
ihres  Vaters  zu  optiren.  (Siehe  Artikel  5  des  citirten  Ge- 
setzbuches.) 

Die  Söhne  eines  Italieners,  welche  ihm  im  Auslande  ge- 
boren worden  sind,  nachdem  er  die  italienische  Nationalität 
verloren  hat,  werden  als  Fremde  betrachtet,  es  sei  denn,  dass 
sie  nach  den  im  Artikel  5  des  italienischen  Civilgesetzbuches 
vorgeschriebenen    Formen    für    die    italienische   Nationalität 
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optiren  und   im  Laufe  des    auf   die  Option  folgenden  Jahres 
im  Königreich  Italien  den  Wohnsitz  nehmen. 

Sie  werden  ebenfalls  als  Italiener  betrachtet,  wenn  sie 
in  Italien  ein  öffentliches  Amt  angenommen,  oder  wenn  sie 
in  der  Landarmee,  oder  bei  den  Seetruppen  gedient,  oder  in 
anderer  Weise  im  Königreiche  der  Militärdienstpflicht  genügt 
haben,  ohne  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Fremde  Einwendung 
zu  erheben. 

lieber  die  Verbindung  der  Umbrailstrasse  mit  der  Stelvio- 
strasse,  welche  auf  italienischem  Gebiete  erfolgt,  wurde  eine 
Vereinbarung  mit  Italien  abgeschlossen.  Die  Verbindungs- 
strecke ist  von  dem  Kanton  Graubünden  zu  erstellen.  Italien, 
das  dieser  ganzen  Strassenbaute  nicht  sehr  gewogen  war, 
gestattet  sie  bloss  und  die  Eidgenossenschaft  gibt  dazu  eine 
Subvention,  wie  sie  überhaupt  die  Umbrailstrasse  stark  sub- 
ventionirt  hat.  Es  betrifft  übrigens  bloss  eine  ganz  kurze 
Strecke  und  ist,  soweit  uns  bekannt,  die  einzige  Strassenbaute 
der  Schweiz  auf  fremdem  Gebiet,  während  umgekehrte  Bei- 
spiele von  fremden  Bauten,  oder  Subventionen  dieser  Art  auf 
Schweizergebiet  nicht  selten  waren,  bis  auf  die  neuesten 
Eisenbahn-Subventionen  herab.  So  wurde  z.  B.  s.  Z.  die 
Splügenstrasse  von  der  italienischen  Gränze  bis  zum  Dorfe 
Splügen  herab  direkt  von  der  damaligen  österreichischen  Ke- 
gierung  in  der  Lombardei  gebaut. 

lieber  die  kommenden  Handelsverträge  sagt  die 
deutsche  Zeitschrift  «Nation»  : 

«Es  ist  erstaunlich,  wie  aufnahmefähig  dieses  kleine* 
industriell  selbst  so  hoch  entwickelte  Land  für  industrielle 
Erzeugnisse  ist,  der  beste  Beweis  dafür,  dass  es  für  unsere 
Ausfuhr  keine  Gefahr,  sondern  ein  Vortheil  ist,  wenn  die 
Länder,  nach  denen  wir  ausführen,  immer  reicher  werden, 
sich  auch  immer  mehr  industriell  entwickeln:  freilich  ist  es 
nothwendig,  dass  man  seine  Handelsbeziehungen  nicht  gewalt- 
sam stört.     Wenn  wir  dem  Rath  unserer  Agrarier  und  Hoch- 


296  Jahresbericht  1900. 

schutzzöllner  gefolgt  wären,  so  wären  wir,  ebenso  wie  Frank- 
reich, mit  der  Schweiz  in  einen  Zollkrieg  gekommen,  von 
dem  England,  Italien  und  Belgien  den  Vortheil,  wir  den 
Nachtheil  gehabt  hätten.» 

In  Bezug  auf  Italien  werden  in  den  industriellen  Kreisen 
der  Schweiz  immer  mehr  Klagen  darüber  laut,  dass  sich  die 
Ausfuhr  nach  diesem  Staat  stets  vermindere,  während  die 
Einfuhr  desselben  in  unser  Land  in  einem  ganz  unverhält- 
nissmässigen  Massstabe  zunehme  und  dass,  was  noch  bedenk- 
licher ist,  die  Sendungen  nach  Italien  nicht  einmal  sicher 
seien,  sondern  jenseits  der  Grenze  oft  erbrochen  und  beraubt 
werden.  Es  wird  also  sehr  am  Platze  sein,  in  dem  Handels- 
vertrag mit  Italien  auf  beides  Rücksicht  zu  nehmen  und  sich 
auch  gegen  solche  Vorkommnisse,  wie  die  s.  Z.  plötzlich 
verlangte  Zahlung  der  Zölle  in  Gold  und  Ablehnung  der  schieds- 
richterlichen Entscheidung,  zu  schützen.  Vgl.  die  Aktenstücke 
darüber  im  Jahrbuch  XIII,  pag.  122. 

Ueber  die  Revision  des  bekannten  Vertrags  mit 
Frankreich  über  civilrechtliche  Verhältnisse  und  beider- 
seitige Execution  der  rechtskräftigen  Urtheile  vom  15.  Juni 
1869  enthielt  die  französische  juristische  Zeitung  «Droit» 
vom  28.  September  d.  J.  ein  sehr  ausführliches  Projekt  von 
Lachau,  avocat  ä  la  cour  d'appel  ä  Paris,  das  unsere  Auf- 
merksamkeit verdient. 

Kongresse  und  Konferenzen.  Die  Stadt  der  Kon- 
gresse war  in  diesem  Jahre  Paris,  wo  bei  Anlass  der  Aus- 
stellung und  in  einem  besonders  dazu  bestimmten  Gebäude 
eine  grössere  Anzahl  derselben  abgehalten  wurden;  die  meisten 
davon  ohne  ein  sehr  erhebliches  Interesse,  oder  Vortheil  für 
die  Menschheit,  wie  dies  ja  eigentlich  die  Regel  bei  nicht 
direkt  von  Staaten  einberufenen  Versammlungen  der  Fall  ist. 

Bei   einem   «Kongress   der  politischen  Wissenschaften» 
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frischte  der  Nationalökonom  Leroy-Beaulieu  den  nicht  mehr 

neuen  Gedanken  von  «Vereinigten  Staaten  Europa's»  auf. 

Er  zählte  zuerst  auf,  welche  Vortheile  auf  dem  sozialen 
Gebiet,  und  für  die  Kolonial-  und  Handelspolitik  eine  innigere 
Verbindung  der  europäischen  Staaten  bieten  würde,  die  weit 
entfernt  von  einem  alles  gleich  machenden  Internationalismus 
sei.  Er  denke  nicht  an  einen  Bundesstaat,  wie  es  der  nord- 
amerikanische sei,  sondern  an  einen  Staatenbund,  der  die 
Rechte  und  Interessen  keiner  Nationalität  beeinträchtigen 
dürfe;  der  Gelehrte  bediente  sich  dabei  der  deutschen  Aus- 
drücke «Bundesstaat»  und  «Staatenbund»,  die  er  prägnanter 
fand,  als  die  entsprechenden  französischen.  Interessant  an 
Leroy-Beaulieu's  Zukunftsplan  ist,  dass  er  England  von  seinem 
Staatenbund  ausschliesst.  Dieser  soll  vielmehr  ebenso  gut 
gegen  England,  wie  gegen  Amerika  und  den  äussersten  Orient 
Front  machen.  Schon  das  allein  genügt  für  ein  Urtheil  über 
die  Sache. 

Ein  anderer  Kongress  beschloss,  ein  internationales 
Bureau  für  Arbeiterschutz  in  Bern  zu  gründen,  vor- 
läufig aber  nicht  durch  die  Staaten,  sondern  auf  dem  Vereins- 
wege, womit  auch  noch  nicht  viel  ausgerichtet  sein  wird. 

Ueber  den  internationalen  Schutz  des  Wildes 
vorläufig  in  Afrika  nur,  das  auch  hier,  wie  es  scheint,  der 
Versuchs-Continent,  wie  in  mehreren  andern  Dingen,  sein  soll, 
werden  ebenfalls  Verträge  angeregt.  Die  «Allgemeine  Zeitung» 
schreibt  darüber: 

«Es  sind  seit  Menschengedenken  fast  gar  keine  neuen 
Hausthiere  dem  Wirthschaftsbetrieb  der  Menschheit  einver- 
leibt worden:  man  kann  sie  an  den  Fingern  herzählen,  die 
ihre  paradiesische  Freiheit  aufgaben  und  sich  bequemten,  dem 
arbeitbelasteten  Adamssohn  zu  frohnen.  Und  doch  ist  die 
Thierwelt  nicht  weniger  mannigfaltig,  als  das  Reich  der 
Pflanzen.  Aber  der  Mensch  sah  von  jeher  die  Thiere  als 
Beine  Konkurrenten  im  Kampf  ums  Dasein  an,  und  er  führte 
als  oberster  der  Raubthiere  einen  Vernichtungskampf  gegen 
sie,  wohin  er  sein?  Schritte  wandte.  Zahlreiche  Tli'cr^ttTin^?:! 
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erlagen  so  der  fortschreitenden  Civilisation.  Man  achtete 
dessen  nicht,  weil  man  nicht  erkannte,  dass  auch  das  wilde 
Thier  seinen  werth vollen  Antheil  habe  im  Bereich  der  Volks- 
wirthschaft,  man  beachtete  nicht,  dass  das  gehegte  Wild 
dauernde  billige  Fleischnahrung  verbürge,  und  man  wusste 
nicht,  dass  aus  den  wilden  Rassen  die  nothwendige  Blutauf- 
frischung  für  die  überzüchteten  Hausrassen  zu  nehmen  sei. 
Das  Prinzip  der  Zuchtwahl  auf  die  Wildlinge  auszudehnen, 
fiel  niemand  ein.  Erst  in  jüngster  Zeit  ist  man  dahinter  ge- 
kommen, dass  der  Wildschütz  doch  noch  etwas  anderes  sei 
als  eine  Humanitätsduselei. 

In  Amerika  hat  man  das  heimische  Bison,  das  in  Mil- 
lionen das  Land  bevölkerte,  vernichtet;  jetzt  hat  man,  aller- 
dings zu  spät,  erkannt,  welch  ausserordentlichen  Vortheil  zur 
Erhöhung  der  Widerstandsfähigkeit  gegen  klimatische  Ein- 
flüsse die  Kreuzung  des  Hausrindes  mit  dem  Bison  bietet. 

In  Afrika  war  man  dabei,  dem  amerikanischen  Beispiel 
zu  folgen,  man  wüthete  und  mordete  unter  den  Heerden  von 
Elephanten,  Zebras,  Antilopen.  Ausgestorben  ist  bereits  das 
Equus  quagga,  das  dem  Pferde  ähnlichste  Wildpferd,  und 
das  Bergzebra;  diesem  Schicksal  nahe  ist  das  Weissschwanz- 
Gnu  und  die  rinderähnlichste  Antilope,  die  Elen- Antilope, 
Bos  elaphus  oreas,  und  die  Giraffe.  Angesichts  der  grossen 
Vieh-  und  Pferdesterbe,  unter  der  Afrika  leidet,  liegt  auf 
der  Hand,  was  das  Aussterben  der  Wildlinge  bedeutet:  es 
würde  dem  Menschen  unmöglich  werden,  den  schwarzen  Erd- 
theil  zu  erschliessen. » 

Es  ist  Alles  sehr  richtig,  dennoch  aber  ziehen  jährlich 
eine  Anzahl  solcher  mordlustiger  Nimrode  nach  Afrika,  um 
gedankenlos  und  gewaltthätig,  wie  diese  Species  Menschen 
ist,  Herden  von  Elephanten  oder  Flusspferden  niederzuknallen 
und  ihre  sehr  gefahrlosen  Abenteuer,  die  nicht  einmal  Muth 
erfordern,  dann  in  einem  Reisewerk  zu  veröffentlichen.  Und 
welcher  Jubel  in  der  ganzen  civilisirten  Welt,  wenn  Nansen 
nach  dem  Nordpol  reist,  ohne  ihn  zwar  zu  erreichen,  aber 
doch  einige,  vorher  photographirte,  Eisbären  erschiesst!   Ein 
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internationaler  Thierschutz- Vertrag,  namentlich  für  die  kleinen 
Singvögel  und  die  Zugvögel  überhaupt,  wäre  das  Dringendste, 
was  in  dieser  Richtung  geschehen  könnte  und  sollte.  Eine 
Konferenz  dieser  Art,  speziell  für  Afrika,  fand  im  April  im 
Foreign  Office  von  London  statt. 

Wir  hoifen  daselbst  früher  oder  später  auch  eine  von 
Staaten  beschickte  Konferenz  gegen  den  «weissen  Sklaven- 
han del»  d.  h.  den  schamlosen  Handel  mit  europäischen 
Mädchen,  welche  durch  förmliche  «Mädchenhändler»  und  ihre 
Agenten  und  Agentinnen  namentlich  nach  den  Bordellen  des 
Orients  und  von  Südamerika  verkauft  werden,  tagen  zu 
sehen.  Ohne  eine  internationale  Vereinbarung,  welche  es  er- 
laubt diese  Händler,  welche  für  jedes  «Stück»  eine  Summe 
von  wenigstens  500  Fr.  bekommen  sollen,  überall,  wo  man  sie 
antrifft,  nach  den  dortigen  Gesetzen  zu  verfolgen,  und  ohne 
eine  Anzahl  übereinstimmender  Strafgesetze,  die  auf  diesen 
Handel  und  alle  Beihilfe  dazu  Zuchthausstrafe  setzen,  ist 
diesem  schmählichen  Gewerbe  nicht  beizukommen.  Wir  werden 
darüber  in  einem  der  nächsten  Jahrbücher  das  Nähere  an- 
geben. Unser  Land  ist  dabei  auch  betheiligt,  indem  es  an 
verschiedenen  Orten  solche  Händler  und  Händlerinnen  gibt 
und  auch  ein  starker  Durchpass  solcher  Waare,  besonders 
auf  der  Gotthardbahn,  stattfindet.  Es  hat  sich  einstweilen 
in  der  Schweiz  eine  Sektion  des  internationalen  Vereins  gegen 
diesen  Sklavenhandel  organisirt. 

Die  Konferenz  für  internationales  Privatrecht 
im  Haag  bestellte  vier  Kommissionen  zum  fernem  Studium 
des  Ehe-,  Erb-  und  Vormundschaftsrechts  und  zur  Vorberei- 
tung einer  weitern,  vierten  Konferenz. 

Das  Institut  de  droit  international  nahm  in 
Neuchätel  eine  Anzahl  wichtiger  Sätze  über  die  Entschädigung 
von  Fremden  im  Falle  von  Insurrektion  und  Bürgerkrieg  an, 
welche  wie  folgt  lauten: 
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«1.  Independamment  des  cas  oft  des  indemnites  peuvent 
6tre  dues  aux  etrangers  en  vertu  des  lois  generales  da  pays, 
les  Etrangers  ont  droit  ä  un  dedommagement,  lorsqu'ils  sont 
leses  dans  leur  personne  ou  dans  leurs  biens  au  cours  d'une 
erneute,  d'ane  insurrection  ou  d'une  guerre  civile: 

a)  Lorsqae  l'acte  dont  ils  ont  souffert  est  dirige  contre 
les  etrangers  coinme  tels  en  general,  ou  contre  ceux-ci  comme 
ressortissants  d'un  Etat  d£termin6. 

b)  Lorsque  l'acte  dont  ils  ont  souffert  consiste  ä  fermer 
un  port  sans  notification  prealable  en  temps  utile  ou  ä  re- 
tenir  des  navires  6trangers  dans  un  port,  ou 

c)  Lorsque  le  dommage  räsulte  d'un  acte  contraire  aux 
lois,  coramis  par  un  agent  de  l'autoritä,  ou 

d)  Lorsque  l'obligation  du  dedommagement  est  fondee, 
en  vertu  des  principes  g6ne>aux  du  droit  de  guerre. 

2.  L'obligation  est  fond6e  egalement  lorsque  le  dommage 
a  6te  commis  (n08  1  o  et  d)  sur  le  territoire  d'un  gouverne- 
ment  insurrectionnel,  soit  par  celui-ci  lui-meme,  soit  par  un 
de  ses  fonctionnaires. 

Cependant  certaines  demandes  peuvent  £tre  ecartees, 
quand  elles  se  rapportent  ä  des  faits  qui  se  sont  produits 
aprös  que  le  gouvernement  de  l'Etat,  auquel  appartient  la 
personne  lesäe,  a  reconnu  le  gouvernement  insurrectionnel 
comme  puissance  belligerante,  et  quand  la  personne  les6e  a 
Continus  de  garder  son  domicile  ou  son  habitation  sur  le 
territoire  du  gouvernement  insurrectionnel. 

Tant  que  ce  dernier  est  conside>6  par  le  gouvernement 
de  la  personne  soi-disant  lesee  comme  puissance  belligerante, 
les  demandes  ne  pourront  etre  adressees  dans  le  cas  de 
l'alinäa  1  du  No  2  qu'au  gouvernement  insurrectionnel  et  non 
au  gouvernement  legitime. 

3.  L'obligation  de  dedommagement  disparait,  lorsque  les 
personnes  les6es  sont  elles-memes  causes  de  l'evenement  qui 
a  entraine  le  dommage.  II  n'existe  pas,  notamment,  d'obli- 
gation  d'indemniser  ceux  qui  sont  entr^s  dans  le  pays  en 
contrevenant  ä  un  arräte  d'expulsion,  ni  en  faveur  de  ceux 
qui  se  rendent  dans  un  pays  ou  veulent  s'y  livrer  au  com- 
merce et  ä  l'industrie,   alors  qu'ils  savent  ou   ont  du  savoir 
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que  des  troubles  y  ont  6clat6,  non  plus  que  ceux  qtii  s'äta- 
blissent  ou  sejournent  dans  une  contree  ne  Präsentant  aucune 
securite  par  suite  de  la  pre*sence  de  tribus  8  au  vages,  ä  moins, 
dans  ce  cas,  que  le  gouvernement  du  pays  n'ait  donne  anx 
immigrants  des  assurances  particulieres. 

4.  Le  gouvernement  d'un  Etat  föderal  compose*  d'un 
certain  nombre  de  petits  Etats  qu'il  repräsente  au  point  de 
vue  international,  ne  peut  invoquer,  pour  se  soustraire  ä  la 
responsabilite*  qui  lui  incombe,  le  fait  que  la  Constitution  de 
FE  tat  federal  ne  lui  donne  sur  les  Etats  particuliers  ni  le 
droit  de  contröle,  ni  le  droit  d'exiger  d'eux  qu'ils  satisfassent 
ä  leurs  obligations. 

5.  Le  recours  aux  commissions  internationales  d'enquetes 
et  aux  tribunaux  d'arbitrages  internationaux  est  en  g6ne>al 
recommande  pour  tous  les  diiferends  qui  peuvent  surgir  ä 
cause  de  dommages  soufferts  par  des  ätrangers  pendant  des 
troubles,  au  cours  d'une  ämeute  insurrectionnelle  ou  guerre 
civile.» 

In  London  fand  eine  auch  von  der  Schweiz  beschickte 
internationale  Konferenz  zur  Erstellung  eines  Catalogs  der 
wissenschaftlichen  Litteratur  statt,  in  Paris  eine  solche  für 
Wirthschafts-  und  Handelsgeographie,  ebenso  ein  inter- 
nationaler Sozialistenkongress,  der  von  11  Theilnehmern  aus 
der  Schweiz  besucht  war.  Eine  Delegirtenkonferenz  betref- 
fend die  Weidgerechtigkeiten  von  italienischem  Vieh  auf 
schweizerischen  Bergweiden,  die  man  abzulösen,  oder  wenig- 
stens zu  beschränken  sucht,  fand  in  Mailand  statt. 

In  der  Schweiz  selbst  war  bemerkenswerth  ein  Absti- 
nenten-Kongress  in  Zürich,  der  glaubte,  einen  sehr 
grossen  Fortschritt  dieser  Sache  konstatiren  zu  können,  was 
wir  bestens  hoffen  wollen. 

Der  Juristenverein  beschloss,  in  St.  Gallen  eine  Re- 
vision des  Obligationenrechts  und  ein  Fürsprecher-Patent  anzu- 
streben, ferner  die  vorbereitenden  Studien  für  das  Civilgesetz- 
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buch  an  Hand  zu  nehmen.  Der  gleiche  Vorschlag  wurde,  eben- 
falls in  St.  Gallen,  im  Jahre  1883  schon  von  dem  inzwischen 
verstorbenen  Professor  König  und  dem  Herausgeber  des  Jahr- 
buches gemacht,  damals  aber  von  der  weitaus  grössten  Mehr- 
heit der  versammelten  Juristen  auf  eine  nächste  Versammlung 
in  Lausanne  verschoben,  und  dann  1884  an  derselben  von  dem 
damaligen  Vorsteher  des  Eidgen.  Justizdepartements,  Bundes- 
rath  Ruchonnet,  auf  das  lebhafteste  bekämpft.  Nun  nach  16 
Jahren  findet  er  allgemeinen  Anklang,  aber  die  kostbare 
Zeit  inzwischen  ist  verloren  und  die  grosse  Gefahr,  vor  der 
damals  gewarnt  j  wurde,  die  Rechtseinheit  Deutschlands,  ist 
eingetreten.  Wie  viele  Male  hat  schon  die  Eidgenossenschaft 
in  ihrer  Geschichte  die  beste  Zeit  unwiederbringlich  verpasst! 
Eine  besondere  Versammlung  von  der  sozialistischen  Partei 
angehörigen  Juristen  in  Zürich  beschloss,  ebenfalls  Vorarbeiten 
für  die  beiden  grossen  Gesetzbücher,  von  ihrem  Standpunkte 
ausgehend,  zu  erstellen.  Sie  thun  sehr  wohl  daran,  ihre 
Forderungen  rechtzeitig  und  gehörig  zu  formuliren,  wenn  sie 
etwas  ausrichten  wollen.  Wir  hatten  das  ebenfalls  schon  in 
früheren  Jahrbüchern  als  ihre  Aufgabe  angeregt. 

Eine  Konferenz  von  in  Neuenburg  versammelten  Justiz- 
und  Polizeidirektoren  der  französischen  Schweiz  hat  fol- 
gende Beschlüsse  gefasst: 

«1)  Es  ist  das  eidgenössische  Justiz-  und  Polizei  departe- 
ment  zu  ersuchen,  die  Frage  des  Transports  in  Haft  befind- 
licher Frauen  zu  prüfen ;  2)  es  sei  das  eidgenössische  Justiz- 
und  Polizeidepartement  zu  ersuchen,  ein  mit  dem  Sammeln 
der  anthropometrischen  Masse  zu  betrauendes  Bureau  zu 
schaffen.  Diesem  Bureau  soll  ein  Veröffentlichungsdienst  für 
die  erhaltenen  Aufschlüsse  angeschlossen  und  die  Frage  ge- 
prüft werden,  ob  es  sich  empfehle,  ein  Centralstrafregister 
zu  gründen;  3)  die  Konferenz  spricht  den  Wunsch  aus,  dass 
anlässlich  der  Erneuerung  des  Niederlassungsvertrages  mit 
Frankreich  die  Heimschaffung  erleichtert  werden  soll.» 
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Konkordate.  Aargau  ist  dem  bestehenden  Konkordate 
über  Stellenvermittlung  im  Inland  und  Schutz  junger  Leute,  die 
in  der  Fremde  Stellensuchen,  beigetreten,  das  nunmehr  auch  zwei 
ganz  deutsche  Kantone  umfasst  und  den  Kern  für  eine  künftige 
eidgenössische  Verhinderung  des  Mädchenhandels  bilden  wird. 

Ueber  eine  zweckmässige  Erneuerung  des  Konkordates 
über  Viehhauptmängel,  welchem  jetzt  noch  die  Kantone 
Zürich,  Schwyz,  beide  Basel  und  Thurgau  angehören,  wurden 
iu  der  Ostschweiz  Verhandlungen  begonnen.  Der  Regierungs- 
rath  von  St.  Gallen  hat  ferner  bei  dem  Eidgen.  Justiz- 
departement ein  Konkordat  zur  Regelung  der  Prozesskau- 
tionen und  des  Armenrechtes  angeregt.  Der  Bundesrath  hat 
zunächst  die  sämmtlichen  Kantone  eingeladen,  sich  darüber 
zu  äussern. 

Es  wäre  bei  den  jetzigen  Verhältnissen  dringend  not- 
wendig, eine  officielle  Revision  der  noch  ganz  oder 
theilweise  bestehenden  Konkordate,  von  denen  ein  aller- 
dings wenig  beachtetes  noch  bis  in  die  Mediationszeit  hinauf- 
reicht, andere  beseitigt  oder  verändert  worden  sind,  vorzu- 
nehmen und  eine  solche  Zusammenstellung  offiziell  herauszu- 
geben. Nicht  weniger  angebracht  wäre  eine  Bearbeitung 
und  gründliche  Darstellung  aller  Staatsverträge  der 
Eidgenossenschaft,  zunächst  eine  Revision  und  Ergänzung  der 
drei  Quartbände  der  «offiziellen  Sammlung  der  das  schwei- 
zerische Staatsrecht  betreffenden  Aktenstücke»  von  1820  und 
folgenden  Jahren,  die  theils  veraltet,  theils  nicht  vollständig, 
und  dennoch  das  wesentliche  offizielle  Hilfsmittel  in  Bezug 
auf  die  Verträge  vor  1848  ist.  Daran  könnte  sich  dann  eine 
Sammlung  der  Verträge  seit  1848,  und  wenn  wir  einen  noch 
kühneren  Wunsch  aussprechen  wollen,  eine  Sammlung  der 
wesentlichen,  etwa  noch  in  Betracht  kommenden  historischen 
Staats  vertrage  der  Eidgenossenschaft  anschliessen.    Das  wäre 
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bedeutend  wichtiger,  als  manche  kostspielige  Arbeiten,  welche 
in  fremden  Archiven  gemacht  werden,  die  wir  zwar  durchaus 
nicht  tadeln  wollen.  Hier  aber  liegt  etwas  noch  Notwen- 
digeres vor,  das  unbedingt  unternommen  werden  sollte,  sobald 
die  dazu  nöthigen  Kräfte  verfügbar  werden. 

Militärwesen.  Für  dasselbe  ist  der  Boerenkrieg 
ein  Lehrmittel  gewesen,  wie  es  nicht  plastischer  gedacht 
werden  könnte.  Während  man  im  Anfang  desselben  eher 
geneigt  war,  die  schönen  Seiten  des  patriotischen,  volks- 
tümlichen Krieges  und  einer  diesfälligen,  mehr  auf  Frei- 
willigkeit beruhenden  Wehrverfassung  einigermassen  zu  über- 
schätzen, haben  die  späteren  Misserfolge  dieses  zwar  immer- 
hin ruhmvoll  geführten  Kampfes  doch  gezeigt,  dass  mehr 
Disziplin,  ein  geordneter  Oberbefehl  und  eine  gründlichere 
Offensive  zu  rechter  Zeit  der  Sache  hätten  eine  andere 
Wendung  geben  können.  Das  Resultat  für  uns  ist  daher 
nicht  ein  Nachlassen  in  unsern  Bestrebungen,  sondern  eine 
energische  Fortsetzung  aller  unserer  Vorbereitungen  und  der 
ganzen  militärischen  Ausbildung  unseres  Volkes  auf  einen 
Fall  hin,  den  wir  zwar  nicht  verhoffen,  aber,  bei  der  rück- 
sichtslosen Politik  der  heutigen  Staatslenker  und  der  Gleich- 
gilt ig-keit  aller  nicht  direkt  Betheiligten,  als  möglich  auch 
in  Europa  ansehen  und  daher  immer  im  Auge  behalten  müssen. 

Wir  dürfen  uns  darin  auch  nicht  irre  machen  lassen 
durch  das  Lob,  das  von  Zeit  zu  Zeit  in  fremden  Zeitungen 
oder.  Broschüren  dem  schweizerischen  Milizsystem  gespendet 
wird.  So  war  es  namentlich  in  letzter  Zeit  die  englische 
und  belgische  Presse,  die  solche  Artikel  enthielten  und  am 
auffallendsten  war  eine  Rede  des  englischen  Premierministers 
Lord  Salisbury,  welcher  in  der  Jahresversammlung  des 
«Primelnbundes»  das   Heil  Englands  nicht  in  einer,   wie   der 
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Krieg  gezeigt  hat,  doch  sehr  nothwendigen  Verbesserung  des 
ganzen  Wehrsystems,  sondern  in  einer  Ausbildung  von 
Schützengesellschaften  nach  schweizerischem  Muster  finden 
wollte.  Mit  Kecht  sagt  die  «Kölnische  Ztg.»  in  einer  Be- 
sprechung dieser  Rede:  «Blickt  man  sich  diese  Erklärung 
näher  an,  so  beruht  sie  wahrscheinlich  einmal  auf  der  per- 
sönlichen Abneigung  des  Premiers  gegen  den  Gedanken  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  und  dann  auf  der  Ueberzeugung, 
dass  die  Opposition  ein  fürchterliches  Geschrei  gegen  eine 
solche  Beschränkung  der  Freiheit  überhaupt  erheben  und 
hauptsächlich  gegen  die  von  der  allgemeinen  Wehrpflicht  un- 
zertrennliche Polizeikontrolle  erheben  würde.  Solchem  Lärm 
wird  sich  der  Premier  spät  am  Tage  nicht  mehr  aussetzen 
wollen.  Wenn  er  aber  kein  anderes  Abhilfsmittel  gegen  die 
Gefahren  der  Zukunft  weiss,  als  dem  Volke  und  dem  Primeln- 
bunde zu  empfehlen,  sich  selbst  die  Sache  angelegen  sein  zu 
lassen  und  in  Schützengesellschaften  das  Heil  zu  suchen,  so 
liegt  darin  kein  sonderlicher  Beweis  hoher  staatsmännischer 
Begabung  und  erleuchteter  Vaterlandsliebe.  Da  wäre  jeden- 
falls der  Vorschlag  der  «Times»,  die  Miliz  nach  schweizeri- 
schem Muster  auszugestalten,  noch  praktischer.  Eine  Art 
Krümpersystem  würde  zwar  kein  ideales  Heer  liefern,  aber 
immer  noch  bessere  Ergebnisse  bieten,  als  die  besten  Schützen- 
gesellschaften.» 

Noch  unpraktischer  ist  das  Buch  eines  französischen  Ar- 
tilleriekapitäns Gaston  Moch  «l'armee  d'une  dämocratie»  für 
einen  kriegerischen  Grossstaat  wie  Frankreich,  der  einer 
kräftigen  militärischen  Zusammenfassung  dringend  bedarf, 
wenn  er  auch  bloss  ein  Grossstaat  zweiter  Ordnung  bleiben 
will.  Es  ist  beinahe  eine  Copie  unserer  Wehreinrichtungen, 
die  gut  sind  für  einen  kleinen  Staat,  der  überhaupt  keine 
andere  haben  kann.    Der  Moch'sche  Vorschlag  ist  folgender: 

«Obligatorische  physische  Jugenderziehung  vom  10.  bis 
zum  vollendeten  13.  Jahre;  hieran  soll  sich  die  vorbereitende 
Militärerziehung  in  zwei  Abtheilungen  vom  13. — 16.  Jahre 
und  vom    16.   bis    vollendeten    19.  Lebensjahre    anschliessen. 

20 
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Dieser  letztere  Unterricht  soll  an  Sonntagen  stattfinden.  Mit 
dem  20.  Jahre  beginnt  die  eigentliche  militärische  Ausbildung 
in  der  Rekrutenschule.  Die  Dauer  der  Uebnngen  soll  für  die 
Infanterie,  Artillerie  und  die  Genietruppen  volle  60 — 70  Tage 
währen,  für  die  Kavallerie  90  Tage,  für  die  Verwaltungs- 
und Sanitätstruppen  42—49  Tage.  Für  diejenigen,  die  keine 
vorbereitende  Ausbildung  genossen  haben,  soll  die  Uebung 
15  Tage  länger  dauern.  Alsdann  treten  die  ausgebildeten 
Mannschaften  in  das  erste  Aufgebot  ein,  das  die  Altersklassen 
von  21 — 32  Jahren  umfasst;  das  zweite  Aufgebot  umfasst 
die  Jahrgänge  vom  33.  bis  zum  40.  Lebensjahre;  der  Land- 
sturm die  Jahrgänge  vom  40.  bis  45.  Lebensjahre.  Die  Ein- 
heiten des  ersten  Aufgebots,  mit  Ausnahme  der  Kavallerie, 
sollen  alle  zwei  Jahre  zu  Uebnngen  herangezogen  werden, 
die,  je  nach  der  Waffe,  einschliesslich  der  ausgeführten  Ma- 
növer 13  bis  20  Tage  dauern.  Die  Kavallerie  soll  während 
drei  Jahren  zu  je  10  Tagen,  im  vierten  Jahre  zu  je  20 
Tagen  Uebung  herangezogen  werden.  Das  zweite  Aufgebot 
soll  alle  vier  Jahre  zu  Uebungen  für  volle  13  Tage  einbe- 
rufen werden,  der  Landsturm  alle  zwei  Jahre  zu  einer  Kon- 
trollversammlung. Im  Kriegsfall  würden  als  Reserve  des 
ersten  Aufgebots  die  jungen  Leute  vom  14.  bis  zum  20. 
Lebensjahre  in  den  Rekrutenschulen  ausgebildet.» 

Der  Sozialistenführer  August  Bebel  stellte  diesen  Vor- 
schlag auch  für  Deutschland  als  ein  Strebeziel  auf,  was  den 
dermaligen  Verhältnissen  daselbst  ebenfalls  nicht  entspricht. 

Die  Kontrollstärke  der  Einheiten  des  Bundesheeres 
weist  auf  1.  Januar  1900  im  Auszug  folgende  Zahlen  auf: 
Armeestab  und  Truppen  der  Stabsquartiere :  584  Mann ;  erstes 
Armeekorps;  Division  1:  15,243,  Division  2:  16,486,  total 
35,300  Mann.  Zweites  Armeekorps:  Division  3:  16,216, 
Division  5:  16,473,  Korpstruppen:  3601,  total:  36,290  Mann. 
Drittes  Armeekorps:  Division  6:  16,673,  Division  7:  16,263, 
Korpstruppen:  3632,  total:  36,568  Mann.  Viertes  Armeekorps: 
Division  4:  15,496,  Division  8:  13,826,  Korpstruppen:  3602, 
total  32,924  Mann.  Besatzungstruppen:  Gotthard:  4112,  St. 
Maurice:    2027,    total:    6139    Mann.     Disponible    Truppen: 
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3071  Mann.  Total  Auszug:  150,876  Mann.  Davon  entfallen 
auf:  Infanterie  113,617,  Kavallerie  4551,  Artillerie  20,442, 
Genie  5586,  Sanität  4928,  Verwaltung  1451,  Radfahrer  301, 
total  150,876  Mann.  Landwehr  erstes  Aufgebot  zählt  62,789, 
die  Landwehr  zweites  Aufgebot  24,575  Mann.  Total  des 
Bundesheeres  (ohne  Landsturm):  238,240  Mann.  An  Infan- 
terie zählt  das  Heer  in  Auszug  und  Landwehr:  174,841, 
Kavallerie  7942,  Artillerie  34,083,  Genie  10,053,  Sanität 
£542,  Verwaltung  2301,  Badfahrer  378,  oder  Gesammttotal 
wie  oben  238,240.  Der  Landsturm  (bewaffnet  und  unbe- 
waffnet) zählt  in  den  neun  Territorialkreisen  277,007  Mann; 
-der  dritte  Territorialkreis  (Kanton  Bern)  zählt  53,359  Mann 
Landsturm. 

Die  eigentliche,  feldtüchtige  Armee  beträgt  also,  sofern 
wir  dazu  den  Auszug  und  die  Landwehr  ersten  Aufgebots 
rechnen,  213,000  Mann,  auf  die  man  sofort  zählen  kann. 
Die  freiwilligen  Schiessvereine  haben  etwas  über  300,000 
Mitglieder.  Ueber  den  diesjährigen  Truppenzusammenzug 
sagte  eine  urteilsfähige  schweizerische  Stimme. 

«Les  manoeuvres  de  cette  annäc  ont  laisse*  une  excellente 
Impression,  quant  ä  la  capacite  des  chefs  et  aux  qualitäs  des 
troupes  du  inme  corps  d'arme'e.» 

Zweifellos  ist,  dass  die  deutschsprechenden  Divisionen 
den  französisch-schweizerischen  in  Disciplin  und  militärischem 
Geiste  einstweilen  überlegen  sind. 

Für  die  Festungswerke  von  St.  Maurice  wurde  von  der 
diesjährigen  Bundesversammlung  ein  Nachkredit  von  185,000 
Franken  bewilligt.  Ein  Kredit  für  die  militärische  Sicherung 
des  Siraplon  wurde  dagegen  einstweilen  nicht  ertheilt.  Die 
Vergütungen  an  die  Kantone  für  die  Rekrutenausrüstung 
mussten  etwas  erhöht  werden,  u.  A.  auch  wegen  eines  «Ringes» 
der  Militärtuchfabrikanten,  welches  Unkraut  auch  auf  unserm 
Boden  emporschiesst. 
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Die  vom  statistischen  Bureau  des  eidgen.  Departements 
des  Innern  veröffentlichten  Resultate  der  im  letzten  Herbst 
vorgenommenen  Rekrutenprüfungen  erweisen  im  Allge- 
meinen keine  Fortschritte,  sondern  einen  Stillstand,  wie  der 
Bearbeiter  dieser  Statistik  selbst  sagt.  Wie  im  Herbst  1898 
stellt  sich  das  Verhaltniss  der  guten  Gesammtleistnngen 
(Note  1  in  mehr  als  zwei  Fächern)  für  die  ganze  Schweiz 
auf  29,  dasjenige  der  schlechten  Gesammtleistungen  (Note  4 
oder  5  in  mehr  als  einem  Fache)  auf  8  von  je  100  Geprüf- 
ten. Gute  Gesammtleistungen  weisen  auf  in  Prozenten  Basel- 
stadt und  Genf  48,  Schaffhansen  und  Thurgau  40,  Zürich  38, 
Obwalden  und  Ausserrhoden  36,  Neuenburg  34,  St.  Gallen, 
Aargau  und  Waadt  31,  Glarus  29  (hält  also  den  schweizeri- 
schen Durchschnitt),  Baselland  27,  Solothurn  26,  Wallis  25, 
Graubünden  24,  Bern  und  Luzern  23,  Zug  und  Freiburg  22, 
Nidwaiden  und  Innerrhoden  20,  Schwyz  18,  Tessin  17,  Uri 
16.  Von  je  100  Geprüften  hatten  schlechte  Gesammtleistungen 
Genf  1,  Baselstadt  2,  Obwalden  3,  Schaff  hausen,  Thurgau  und 
Neuenburg  4,  Aargau,  Waadt  und  Wallis  5,  Freiburg  6, 
Zürich  und  Baselland  7,  Glarus  8  (Durchschnitt  der  ganzen 
Schweiz  8),  Uri,  Solothurn  und  Ausserrhoden  9,  Bern,  Nid- 
walden,  Zug  und  St.  Gallen  10,  Graubünden  11,  Luzern  und 
Schwyz  13,  Innerrhoden  14,  Tessin  20.  Die  guten  Gesammt- 
leistungen sind  in  13  Kantonen  häutiger,  in  10  Kantonen 
seltener  geworden,  während  sich  in  Bezug  auf  die  schlechten 
Gesammtleistungen  bloss  in  8  Kantonen  eine  Besserung,  in 
4  Kau  tonen  ein  Stillstand  und  in  13  Kantonen  ein  Rückschritt 
einstellte. 

Es  ist  übrigens  schon  öfters  an  der  völligen  Zuverlässig- 
keit dieser  Statistik  gezweifelt  worden  und  steht  eine  be- 
zügliche Interpellation  aus  einzelnen  Kantonen  in  der  nächsten 
Bundesversammlung  bevor,  die  vielleicht  einiges  Licht  darüber 
verbreiten  wird. 

Wie  den  offiziellen  Tabellen  über  die  Ergebnisse  be- 
treffend Anlage  und  Bezug  des  Militärpflichtersatzes 
im  vergangenen  Jahre  zu  entnehmen  ist,  hat  die  Zahl  der 
im   wehrpflichtigen  Alter  stehenden  Männer  um   7339  zuge- 
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nommen,    diejenige  der  Eingeteilten   um  3150  und  diejenige 
der  Dienstbefreiten  um  4189. 

Die  Zahl  der  Taxirten  ist  um  4512  gestiegen,   während 
diejenige  der  Nichttaxirten  sich  um  323  vermindert  hat.  Das 
prozentuale  Verhältniss  der  Dienstbefreiten  zur  Gesainmtzahl 
der  im  wehrpflichtigen  Alter  stehenden  Männer  hat  um  0,06 
Prozent  zugenommen,  dasjenige  der  von  der  Ersatzpflicht  Be- 
freiten zu  den  Dienstbefreiten  sich  um  0,15  Proz.  vermindert. 
Auffallende   Abweichungen    gegenüber    den    Ergebnissen 
des  Jahres  1898  sind  nicht  vorhanden;  über  dem  Durchschnitt 
von  3,13  Proz.    stehen   Bern   mit    3,80  Proz.,    Schwyz    mit 
4,29  Proz.,    Obwalden    mit    7,59  Proz.,    Freiburg    mit   4,92 
Proz.,    Schaffhausen    mit    3,40  Proz.,    Appenzell  A.-Rh.   mit 
3,52  Proz.,    Graubünden    mit    4,62  Proz.,    Tessin    mit   5,22 
Proz.,  Wallis  mit  5,21  Proz.  und  Neuenburg  mit  3,80  Proz. 
Der   muthmassliche  Durchschnittsertrag   der  halben  Er- 
satzsteuer pro  1898  und  1899  ist  verzeigt  mit  Fr.  1,661,391.70 
oder  Fr.  59,815.28  höher    als    derjenige  pro  1897  und  1898. 
Der  Durchschnitt   per  Kopf   der  Dienstbefreiten    beträgt  Fr. 
5.67  gegenüber  Fr.  5.54  und  derjenige  per  Kopf  der  Taxirten 
Fr.  5.85   gegen    Fr.  5.73    im  Vorjahre.     Die  im  Rechnungs- 
jahre 1899  erfolgten  Ablieferungen  der  Kantone  belaufen  sich 
auf  Fr.  1,684,965.64    und   sind    um  Fr.  46,796  höher    als  im 
Jahre  1898.    Gegenüber  dem  Budget  ergiebt  sich  eine  Mehr- 
einnahme von  Fr.  134,965.64. 

Zu  den  Resultaten  einzelner  Kantone  übergehend,  wird 
bemerkt,  dass  der  Kanton  Bern  91,767  im  wehrpflichtigen 
Alter  stehende  Männer  aufweist.  Das  Total  der  Eingetheilten 
beträgt  43,693,  während  48,074  Männer  vom  Dienste  befreit 
sind.  Der  Kanton  Zürich  steht  mit  67,500  Männern,  von 
denen  31,861  eingetheilt  sind,  während  35,639  dienstfrei  sind, 
an  zweiter  Stelle.  Die  Waadt  hat  27,206  Eingetheilte  und 
21,583  vom  Dienste  Befreite,  während  Tessin  von  den  ersteren 
7489  und  von  den  letztern  19,855  zählt. 

Das  Total  der  im  wehrpflichtigen  Alter  stehenden  Männer 
beträgt  543,120,  von  denen  249,959  eingetheilt  sind. 

Das  Ergebniss  der  sanitarischen  Untersuchungen  im  Herbst 
1899  war  ein  weniger   günstiges  als  früher.    Es  betrug  das 
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Prozent  der  Tauglichen  unter  den  endgiltig  beurtheilten  Re- 
kruten 62,6,  gegenüber  63,5  pro  1897,  64,9  pro  1894  und 
63,3  pro  1890.  Von  obigen  Rekraten  wurden  im  folgenden 
Jahre  als  untauglich  erklärt  3,9  Proz.  pro  1898. 

Pro  1899  wurden  untersucht  total  41,228  Mann.  Von 
diesen  wurden  als  tauglich  erklärt  51,8  Proz.  gegenüber  52,4 
Proz.  pro  1898. 

Die  Gesammtzahl  der  im  letzten  Jahre  untersuchten  Re- 
kruten hat  sich  gegenüber  dem  Vorjahre  um  1112,  und  die 
Zahl  der  im  Berichtsjahre  diensttauglich  erklärten  Rekruten 
gegenüber  derjenigen  von  1898  um  760  vermindert. 

Die  Auslage  des  Bundes  für  die  Militär-Unfallver- 
sicherung, die  er  einstweilen  in  Regie  besorgt,  beliefen  sich 
im  letzten  Jahre  auf  87,000  Fr.  Für  die  Zukunft  ist  ein  be- 
sonderes Versicherungsgesetz  beabsichtigt,  dessen  Entwurf 
bereits  den  Räthen  vorliegt  und  das  wohl  zu  Stande  kommen 
wird,  wenn  nicht  inzwischen  die  ganze  Versicherungsgesetz- 
gebung wieder  neu  aufgenommen  wird. 

Der  neue  Gesetzestext  hat  gegenüber  demjenigen  der 
verworfenen  Vorlage  vom  5.  Oktober  1899  nur  sehr  unbe- 
deutende Abänderungen  erlitten;  dieselben  sind  zum  Theil 
administrativen  Charakters,  zum  Theil  waren  sie  nothwendig 
infolge  des  Wegfalles  der  allgemeinen  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung, indem  das  neue  Gesetz  völlig  selbständig  und 
von  andern  Versicherungsarten  unabhängig  gehalten  werden 
mus8te. 

«Betreffend  das  Anmeldungsverfahren  entspricht  die  Re- 
daktion des  neuen  Textes  genau  dem  jetzigen  Verfahren, 
welches  sich  bei  den  schweizerischen  Aerzten  eingelebt  hat 
und  den  Interessen  der  nachdienstlich  Erkrankten  und  des 
Bundes  gleichmässig  dient.  Die  wöchentliche  Auszahlung 
von  Krankengeld  und  Spitalersatz  hätte  sich  administrativ 
nur  äusserst  schwierig  durchführen  lassen;  der  Entwurf 
sieht  daher  als  Regel  monatliche  Auszahlung  vor.  Der  Bundes- 
rath  hält  die  neu  vorgeschlagene  Ordnung  der  Pensionsbe- 
rechtigung, welche  seinem  ersten  Entwürfe  vom  28.  Juni 
1898  entnommen  ist,  für  klarer  und  einfacher  und  überdies. 
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den  durchaus  gerechten  Bestimmungen  des  Pensionsgesetzes 
vom  13.  November  1874  entsprechender,  als  das  System  der 
verworfenen  Vorlage.  Zudem  hat  offenbar  der  Bund  weder 
eine  rechtliche  noch  eine  moralische  Pflicht,  an  Verwandte 
verstorbener  Versicherter  Renten  auszurichten,  wenn  diese 
Verwandten  durch  den  Tod  des  betreffenden  Versicherten 
keine  Störung  in  ihren  ökonomischen  Verhältnissen  erleiden. 
Diesem  Gedanken  hat  der  Entwurf  durch  eine  besondere  Be- 
stimmung Ausdruck  verliehen.  Das  Bundes  Versicherungs- 
gericht kann  als  Reknrsinstanz  nicht  mehr  in  Frage  kommen 
und  wird  ersetzt  durch  den  Bundesrath  als  letzte  Instanz. 
Ausserdem  war  noch  eine  Rekursfrist  anzusetzen,  welche  im 
alten  Texte  fehlte.  Da  ein  eidgenössisches  Versicherungsamt 
im  Sinne  des  verworfenen  Gesetzes  nicht  mehr  in  Frage 
kommt,  so  fällt  dessen  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  der 
Militärversicherung  weg.  Dafür  müssen  dem  Oberfeldarzte 
die  nöthigen  Beamten  gestellt  werden. 

Der  Bundesrath  schlägt  vor,  die  jährliche  Einlage  in 
den  Invalidenfonds  und  die  Minimalhöhe,  auf  die  derselbe  zu 
bringen  ist,  gesetzlich  festzulegen.  Er  beantragt  demgemäss 
folgende  Fassung  des  Art.  46:  «Die  Bundesversammlung  hat 
alljährlich  im  Voranschlag  einen  Posten  von  Fr.  500,000  zur 
Aeuffnung  des  Invalidenfonds  aufzunehmen.  Hat  derselbe  den 
Betrag  von  50  Millionen  Franken  erreicht,  so  beschliesst  die 
Bundesversammlung  darüber,  ob  und  welche  Einlagen  ferner- 
hin geleistet  werden  sollen.  Der  Invalidenfonds  sowie  der 
Grenus -Invalidenfonds  und  die  eidgenössische  Winkelried- 
stiftung dürfen  nur  im  Kriegsfalle  in  Anspruch  genommen 
werden.»  Betreffend  die  Pensionsberechtigung  bestimmt  der 
Entwurf  die  Höhe  der  jährlichen  Pension :  a)  für  Wittwen 
ohne  Kinder  auf  40  Prozent,  für  Wittwen  mit  Kindern  (zu- 
sammen) auf  65  Prozent  des  Jahresverdienstes  des  Ver- 
sicherten; b)  für  ein  oder  zwei  Waisenkinder,  für  jedes  auf 
25  Prozent,  für  mehr  als  zwei  Waisenkinder  zusammen  auf 
65  Prozent  des  Jahres  Verdienstes  des  Versicherten.  Die 
Pensionsberechtigung  für  Kinder  ist  ausgedehnt  bis  zum  zu- 
rückgelegten 18.  Altersjahr.  Eiue  Pensionsberechtigung  von 
Eltern,  Geschwistern   oder  Grosseltern    anerkennt   der  Bund 
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jedoch,  wie  oben  schon  angedeutet,  nur  dann,  wenn  solche 
Verwandte  durch  den  Tod  des  betreffenden  Versicherten  eine 
Störung  in  ihren  ökonomischen  Verhältnissen  erleiden.» 

Die  grösste  militärische  Gesetzgebungsfrage  ist  ausser  der 
eben  genannten  die  Neubewaffnung  der  Artillerie  mit 
.Schnellfeuergeschützen,  wie  sie  bisher  bloss  in  Deutschland 
besteht  und  in  Frankreich  in  der  Ausführung  begriffen  ist; 
während  Italien  und  Oesterreich  sich,  wie  wir,  im  Stadium 
der  Vorbereitung  befinden.  Jedenfalls  müssen  wir  das  Beste 
und  mindestens  etwas  ebenso  Gutes,  als  unsere  Nachbar- 
staaten haben ;  diese  Frage  beschäftigt  eine  besondere,  zweck- 
mässig zusammengesetzte  «Neubewaffnungskommission».  Der- 
selben wurden  neuerdings  300,000  Fr.  für  die  Fortsetzung  ihrer 
Versuche  bewilligt.  Ausserdem  beabsichtigt  der  Bund  eine 
neue  Ordonnanzpistole  mit  Magazin  einzuführen,  welche  die 
rasche  Abgabe  von  24  Schüssen  gestattet.  Im  weitern  ist  eine 
Neuanschaffung  von  tragbarem  Zeltmaterial  mit  einer  erst- 
maligen Ausgabe  von  873,000  Fr.  beschlossen.  Ueber  die 
Diensttauglichkeit  des  schweizerischen  Pferdebestandes  ist 
eine  neue  allgemeine  Enquete  durch  Bundesrathsbeschluss  vom 
13.  März  1900  angeordnet  worden. 

Eine  neue  Regelung  des  Einzugs  der  Militärp flieh t- 
ersatzbeträge  steht  noch  bevor,  nachdem  das  Bundes- 
gericht in  verschiedenen  Entscheiden,  allerdings  sehr  unrich- 
tiger Weise,  aber  in  Uebereinstimmung  mit  der  Praxis,  die 
Einberufung  zum  Abverdienen  dieser  Beträge  als  eine  von 
der  Bundesverfassung  verbotene  «Schuldhaft»  bezeichnet  hat. 
Durch  Schuldhaft  erlischt  eine  Schuld  nicht,  wie  es  hier 
geschieht,  sondern  es  wird  bloss  ein  Zwang  auf  Bezahlung 
ausgeübt;  das  allein  ist  verboten,  und  überdies  ist  eine 
solche  Einberufung  keine  Haft.  Man  wird  aber  dennoch  das 
oberste  Gericht  des  Landes  nicht  desavouiren  können  und  die 
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Kommission  des  Nationalraths  schliesst  sich  daher  mit  Mehr- 
heit dem  ständerathlichen  Entwarf  eines  Gesetzes  an. 

Von  anderweitigen  neuen  Gesetzen  wesentlicher  Art, 
die  das  Militärwesen  betreffen  und  die  in  dem  neuesten 
XVIII.  Band,  S.  21,  48,  49,  90  der  Eidg.  Gesetzessammlung 
enthalten  sind,  citiren  wir  hier  noch:  Ein  Regulativ  über 
das  Festungswesen;  die  Organisation  der  Maximgewehr-Com- 
pagnien;  die  Bewaffnung  der  Spezialwaffen  mit  Gewehren; 
endlich  Neubauten  an  der  Kaserne  in  Thun,  und  einen  Erlass 
des  Militärdepartementes  vom  24.  März  d.  J.  über  die  er- 
weiterte Abgabe  von  Exerzierkleidern  an  die  Kantone  (eine 
Unterstützung  derselben  von  Seite  des  Bundes,  die  eigentlich 
gar  nicht  verfassungsmässig  ist),  welcher  nicht  in  der  Ge- 
setzessammlung steht. 

Im  Allgemeinen  dürfen  wir  den  beruhigenden  Eindruck 
haben,  dass  sich  unser  schweizerisches  Militärwesen  auf  be- 
friedigendem Fusse  befindet,  hinreichend  entfernt  von  einer 
übermässigen  «Demokratie»,  welche  der  Militärdienst  nun 
•einmal  nicht  verträgt,  wie  es  die  armen  Boeren  deutlich 
genug  gezeigt  haben,  und  ebenso  von  einer  blinden  Nach- 
ahmung fremder  Muster,  die  für  unser  Land  und  Volk  nicht 
passen.  Dieser  letztere  Fehler,  in  den  wir  auch  schon  mit- 
unter in  einzelnen  Dingen  und  Personen  verfallen  waren, 
scheint  uns  im  Ganzen  bedeutend  abgenommen  zu  haben.  Er 
ist  auch  in  der  That  leichter  zu  beseitigen  als  der  andere, 
da  es  hiebei  nur  auf  den  Geist  der  leitenden  Persönlichkeiten 
ankommt^  während  die  demokratisirende  Tendenz  sich  stets 
an  die  vorwiegenden  Auffassungen  des  ganzen  bürgerlichen 
Lebens  und  nicht  am  wenigsten  an  die  schlechten  Eigen- 
schaften halten  kann,  die  bei  allen  Menschen  in  stetem  Kampfe 
mit  den  guten  sich  befinden. 
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II.  Inneres. 

Das  grösste  Ereigniss  des  Jahres,    mit  Bezug   auf  die 

Verfassung  und  ihre  Ausführung,  war  die  Verwerf  ung 

der   Unfall-,  Kranken-  und  Militärversicherung 

am  20.  Mai  d.  J.,  gegen  welche  mit  117,461  gültigen  Unter* 

Schriften  aus  allen  Kantonen  der  Schweiz   das  Referendum 

begehrt   worden   war.    Die   Verwerfung   des   Gesetzes   vom 

5.  Oktober  1899  (B.  Blatt  vom  11.  Okt.  1899)  erfolgte  mit 

341,914  gegen  148,035  Stimmen.    Ein  unparteiischer  Bericht 

eines  schweizerischen  Blattes  über  dieses  Ereigniss   lautete 

wie  folgt: 

«Am  26.  Oktober  1890  wurde  das  Volk  angefragt,  ob  e* 
den  Artikel  34bis  der  Bundesverfassung  genehmigen  wolle  r 
der  lautet :  «Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  einrichten,  unter  Be- 
rücksichtigung der  bestehenden  Krankenkassen.  Er  kann  den 
Beitritt  allgemein  oder  für  einzelne  Bevölkerungsklassen 
obligatorisch  erklären.»  Damals  ist  dieser  Artikel  mit  der 
überwältigenden  Mehrheit  von  283,228  gegen  92,200  Stimmen 
angenommen  worden;  nur  Wallis  und  Appenzell  T.-Rh.  ver- 
hielten sich  ablehnend.  Nach  neunjähriger  Arbeit  kam  das 
Bundesgesetz  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung 
mit  Einschlnss  der  Militärversich  er  ung  am  5.  Oktober  1899 
zu  Stande;  im  Ständerath  wurde  es  einstimmig,  im  Nationalrath. 
mit  allen  gegen  eine  Stimme  angenommen.  Einige  Zeit  schien 
es,  als  ob  gar  kein  Referendum  gegen  das  Gesetz  zu  Stande 
käme;  aber  plötzlich  kam  Bewegung  in  die  Sache  und  zu 
Anfang  dieses  Jahres  giengen  bei  der  Bundeskanzlei  über 
112,000  Referendum sunterschriften  ein,  die  aus  allen  Theilen 
des  Landes,  besonders  zahlreich  aber  aus  der  Westschweiz 
kamen.  Drei  Gegner  waren  es,  die  sich  vor  andern  dem  Gesetze 
gefährlich  erwiesen :  die  Bauern,  die  Krankenkassen  und  die 
welsche  Schweiz.  Ursprünglich  hatte  man  die  Landwirtschaft 
von  der  Versicherung  ausnehmen  wollen,  aber  Angesichts  der 
grossen  Beiträge,  welche  der  Bund  für  die  Versicherung  ia 
Aussicht  nahm,  wurde   sie  auf  das  Verlangen  der  Vertreter 
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ihrer    Interessen    in    der   Bundesversammlung   in    die    Ver- 
sicherung einbezogen.  Der  Bauer  aber  schrak  vor  den  Lasten 
zurück  ;  mit  der  gleichen  Wucht,  mit  der  er  vor  zwei  Jahren 
für    die  Verstaatlichung   der   Eisenbahnen    eingetreten   war, 
weil  er  sich  davon  billigere  Frachten  und  andere  Vortheile 
versprach,   schickte  er   dieses  Gesetz   bachab,   weil   er  sich 
nicht  zur  Prämienzahlung  entschliessen  konnte.  Die  Mitglieder 
der  freien  Krankenkassen,  die  ja,  was  anzuerkennen  ist,  in 
einem    grossen   Theile    unseres    Vaterlandes    gut    organisirt 
sind  und  wohlthätig  wirken,  standen  dem  Gesetze  trotz  allem 
Entgegenkommen,   das  ihnen   gezeigt  worden  war,   feindlich 
gegenüber,  weil  sie  sich  nicht  wollten  dreinreden  lassen  und 
fürchteten,   dass   mit    der   Zeit    ihre  Kassen  doch  eingehen 
würden.  Die  welsche  Schweiz  endlich  hat  eine  unüberwindliche 
Abneigung  gegen  Alles,  was   nach   Staatssozialismus  riecht, 
und  liess  diesen  Widerwillen  auch  an  dem  vorliegenden  Ge- 
setze aus.  Gegenüber  diesen  drei  Machten  war  alle  Liebesmüh 
vergebens.  Alle  Versammlungen,  Reden,  Broschüren,  Zeitungs- 
artikel halfen  da  nichts;  es  war  vergeblich,  dass  neben  den 
National-  und  Ständeräthen  auch  die  protestantische  und  ka- 
tholische Geistlichkeit  sich  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  warm 
für  Annahme   der   Gesetze  aussprach;    der  Widerstand   war 
nicht  zu  brechen.  Der  Kanton  Glarus  ist  der  einzige,  der  das 
Gesetz  angenommen  hat ;  selbst  Städte  wie  Zürich  und  Basel 
verwarfen,  und  obschon  auch  die  Sozialistenführer  ihr  Mög- 
lichstes thaten,  um  dem  Gesetze  zur  Annahme  zu  verhelfen, 
war    es    in  Basel  bezeichnenderweise   gerade    das    Arbeiter- 
quartier,   welches    die    grösste    Mehrheit    für    Verwerfung 
aufwies.» 

Dass  der  Glaube  an  die  Selbsthilfe  und  die  eigene  indi- 
viduelle Thätigkeit,  statt  der  Staatshilfe,  dadurch  gestärkt 
wird,  ist  die  einzige  gute  Seite,  die  man  dem  Ereignisse 
abgewinnen  kann,  ausser  dem  bekannten  Worte  von  St.  Just: 
«Les  longues  lois  sont  des  calamitäs  publiques.» 

Jedenfalls  wird  die  Sache  wieder  aufgenommen  werden 
müssen.  Ein  Programm  dazu  aus  der  französischen  Schweiz 
lautet  wie  folgt: 
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«D'abord,  pour  l'assurance  militaire,  reprise  pure  et  simple 
da  projet  qai  avait  6t6  anncxe  imprudemment  aux  assurances 
oavrieres  et  qui  a  sombre  en  raeme  temps  qu'elles  di man  che 
dernier.  Ce  projet  n'avait  soulevS  aucune  Opposition.  II  peut 
etre  vote  tel  quel  par  les  Chambres  dans  leur  prochainc 
Session  et  entrer  en  vigueur  le  1er  janvier  prochain.  On 
aura  ainsi  gagne*  deux  ans  sur  ce  qui  se  serait  passe  si  la 
loi  du  5  octobre  1899  avait  et6  votee  par  le  peuple. 

Pour  l'assurance  accidents,  Separation  de  cette  assurance 
d'avec  l'assurance  maladies.  Creation  d'une  assurance  mutuelle 
des  patrons  contre  rinsolvabilite  d'un  des  leurs.  Obligation 
pour  tous  les  patrons  qui  occupent  des  ouvriers  d'etre  assures, 
mais  en  leur  laissant  la  liberte  de  s'assurer  oü  ils  veulent. 
Creation  par  la  Confederation  d'une  caisse  nationale  pour  les 
mauvais  risques,  alimentee  en  partie  par  les  subsides  de  la 
Conf6deration. 

Pour  l'assurance-nialadie ,  Elaboration  d'une  bonne  loi 
nullement  tracassiere  ni  bureaucratique  sur  les  societes  libres 
de  secours  mutuels.  Subventions  de  la  Confederation  accor- 
dees  ä  ces  soci6t6s  pour  leur  permettre  ou  d'augmenter  leurs 
prestations,  ou  surtout  d'etre  plus  larges  dans  les  conditions 
qu'elles  iuiposent  ä  leurs  nouveaux  membres.  Subventions 
speciales  pour  les  assures  qui  presentent  de  mauvais  risques 
de  maladie,  pour  les  personnes  dejä  ägees  et  pour  Celles  qui 
gagnent  un  salaire  peu  eleve. 

Enfin,  creation  de  caisses  d'assurance  contre  la  vieillesse 
et  l'invalidite  soit  par  la  Confederation,  soit  par  les  cantons. 
En  ce  qui  concerne  Geneve,  le  Grand  Conseil  va  etre  appele 
prochainement  ä  discuter  le  projet  de  M.  Edouard  Odier. 
Nous  esperons  vivement  que  ce  projet  va  enfin  aboutir. 

Et  en  attendant  que  ces  differentes  mesures  legislatives 
puissent  &tre  acceptßes  par  les  Chambres,  que  tous  les  ci- 
toyens  qui  ont  vot6  non  dimanche  montrent  qu'ils  ne  sont 
pas  des  „egoistesa  en  entrant,  s'ils  n'en  fönt  pas  d6jä  partie, 
comme  membres  actifs  ou  comme  membres  pkilanthropes, 
dans  une  de  nos  excellentes  socielös  de  secours  mutuels.  Ils 
n'auront  que  l'embarras  du  choix.» 
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An  die  am  7.  Oktober  im  «Eldorado»  Basel  zusammen- 
getretene Delegiertenversammlung  des  Schweiz.  Grütli Vereins 
wurde  folgender  Antrag  bezüglich  Stellungnahme  zur  Kranken- 
versicherung gestellt:  «1.  Das  Centralcomite  möge  bei  den 
Bundesbehörden  dahin  wirken,  dass  der  bestehende  Ver- 
sicherungsfonds regelmässig  weiter  geäuffnet  wird;  2.  in  Zu- 
stimmung zu  den  vom  erweiterten  Centralcomite  am  22.  Juli 
d.  J.  gefassten  Beschlüssen  wird  das  Centralcomite  beauf- 
tragt :  a)  seine  Unterhandlungen  mit  Krankenkassenverbänden 
für  eine  Bewegung  zu  Gunsten  der  finanziellen  Unterstützung 
der  auf  Freizügigkeit  beruhenden  freiwilligen  Krankenver- 
sicherung durch  den  Bund  fortzusetzen ;  b)  über  eine  bessere 
Regelung  und  Ausdehnung  der  Unfallfürsorge  durch  die  Bundes- 
gesetzgebung unter  voller  Wahrung  der  Interessen  der  unter 
der  Haftpflichtgesetzgebung  stehenden  Arbeiterschaft  und  Be- 
theiligung der  Arbeiter  bei  der  Verwaltung,  Untersuchungen 
anzustellen  und  Vorschläge  auszuarbeiten;  3.  das  Central- 
comite erhält  den  Auftrag,  zu  prüfen  und  darüber  Bericht 
zu  erstatten,  ob  und,  wenn  ja,  in  welcher  Weise  die  unent- 
geltliche Krankenpflege  (ärztliche  Behandlung  und  Heilmittel) 
wenigstens  für  gewisse  Klassen  der  Bevölkerung  durch  die 
Kantone  und  Gemeinden  mit  finanzieller  Unterstützung  des 
Bundes  eingerichtet  werden  könnte.» 

An  dem  Referendum,  oder  gar  an  dem  Volk  braucht  man 
wegen  dieser  ersten  Verwerfung  des  Gesetzes  noch  nicht  zu 
verzweifeln  und  ebenso  würde  es  ziemlich  schwer  sein,  ein 
obligatorisches  Referendum  an  die  Stelle  des  fakultativen  zu 
setzen  und  dafür  die  richtige  Begränzung  zu  finden.  Mit  dem 
Volke  muss  man  überhaupt  in  einer  Demokratie  Geduld  und 
Ausdauer  haben,  wenn  es  auch  nicht  so  schnell  geht,  wie  da, 
wo  Gesetze  von  parlamentarischen  Versammlungen,  oder  gar 
von  regierenden  Kreisen  einfach  dictirt  werden  können;  da» 
liegt  in  der  Natur  der  demokratischen  Staatseinrichtung  und 
ist  nicht  einmal  unter  allen  Umständen  als  ein  Fehler  der- 
selben anzusehen.    Denn  was   dann  vom  Volke  angenommen 
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wird,  steht  fester,  als  tob  oben  herab  dictirte  Gesetze,  und 
was  verworfen  wird,  ist  mitunter  auch  schon  in  zweiter  Auf- 
lage besser  geworden.  Verwerflich  ist  bloss  die  Demagogie, 
welche  diese  Einrichtung  des  Referendums  allerdings  auch  zu 
ihren  Zwecken  verwenden  kann. 

Ein  Beispiel  hievon  konnte  man  bei  der  zweiten  grossen 
Volksabstimmung  dieses  Jahres  über  die  sogenannte  »Dop- 
pelinitiative* für  Proportionalwahlen  des  Nationalrathes 
und  Volkswahl  des  Bundesrates  sehen,  welche  am  4.  November 
d.  J.  erfolgte. 

Von  dem  Resultate  dieser  Abstimmung,  namentlich  über  die 
Volkswahl  der  obersten  Executiv-Behörde,  hing  der  gesunde 
Fortschritt  unseres  Staatswesens  im  Laufe  der  nächsten  Jahr- 
zehnte sehr  wesentlich  ab. 

Die  Abstimmung  ergab  glücklicherweise  eine  Verwerfung 
beider  Begehren,  sowohl  mit  Kantons-  als  mit  Volksmehrheit. 
Und  zwar  stimmten  gegen  die  Proportional  wähl  11  Vi  Kantone 
gegen  lO'/s  und  169,008  Volksstimmen  gegen  244,666.  Für 
die  Volkswahl  des  Bundesrates  alle  Kantone  gegen  8  und 
145,926  Volksstimmen  gegen  270,522. 

Eine    schweizerische  Zeitung   machte  zu   diesem   guten 

Resultate  noch  die  folgenden,  völlig  zutreffenden  Bemerkungen : 

«Ein  besonders  charakteristisches  Moment  muss  hier  her- 
vorgehoben werden :  Zu  den  101/»  Ständen,  welche  im  Prinzip 
der  Proporzwahl  beipflichteten,  gehören  vor  allem  sechs 
Bundesglieder,  für  welche  das  neue  Verfahren  auch  nach 
Annahme  der  Vorlage  nicht  hätte  Anwendung  finden  können, 
weil  sie  nur  einen  oder  zwei  Nationalräthe  zu  wählen  haben. 
Es  sind  dies  Uri,  beide  Unterwaiden,  Grlarus,  Zug  und  Appen- 
zell I.-Rh.  Diese  Kantone  stimmten  nach  dem  Worte  Ruedis, 
des  Fischers:  «Vom  sichern  Port  lässt  sich's  gemächlich 
rathen!»  Nur  Schaffhausen,  das  —  mit  ebenfalls  zwei  Ver- 
tretern —  sich  im  gleichen  Falle  befindet,  machte  eine 
ehrenvolle   Ausnahme   und    stimmte   Nein.    Ausserdem    ent- 
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schieden  sich  für  Annahme  des  Proporzes  Luzern,  das  vor 
wenig  Jahren  in  kantonalen  Angelegenheiten  das  hente  so 
sehr  empfohlene  System  schroff  von  der  Hand  gewiesen  hat, 
Schwyz,  Freiburg,  das  gegen  die  eigene  liberale  Minorität 
die  brutalste  Ausschliesslichkeit  befolgt,  Wallis  und  Genf. 
Für  die  Volkswahl  des  Bnndesrathes  sind  abgegeben  worden 
die  Standesstimmen  von  Uri,  Schwyz,  beiden  Unterwaiden, 
Olarus,  Zug,  Freiburg,  Tessin  und  Wallis.»     (Basler  Nachr.) 

Ein  anderer  Epilog  sagte: 

«Die   Unterschriftensammlung   der   Initianten   hatte   für 
den  Proporz  64,478  Unterschriften  aufgebracht,  für  die  Wahl 
des  Bundesrathes  durch  das  Volk  56,031.   Darauf  hatten  sich 
die  eidgenössischen  Räthe  darüber  auszusprechen,  ob  sie  den 
beiden  Initiativen  zustimmen  oder  dem  Volke  die  Verwerfung 
empfehlen  wollen.    Nach  gründlicher  Berathung  hatten  sich 
im  Nationalrathe  73  Stimmen  gegen  und  44  für  die  Propor- 
tionalwahl des  Nationalrathes  ausgesprochen  und  im  Stände- 
rathe  24  Stimmen  gegen  und  15  für  dieses  Initiativbegehren. 
Was  die  Volkswahl  des  Bundesrathes  betrifft,  so  hatten  sich 
im  Nationalrathe    79  Stimmen   gegen   und   33  Stimmen    für, 
im  Ständerathe  28  Stimmen  gegen  und  7  Stimmen  für  dieselbe 
ergeben.    Das  Stimmenverhältniss  vom  letzten  Sonntag  hat 
gezeigt,    dass  sich  das  Volk   und    die   eidgenössischen  Rätbe 
betreffend  die  Beurtheilung  der  Doppelinitiative  in  bester  Har- 
monie   befinden,    Da   die  Fanfaren   es  schon  zu  Beginn  des 
Feldzuges  laut  verkündeten,  dass  alle  Gruppen  und  Parteien 
der  Opposition  vom  Leman  bis  zum  Rhein  mobilisirt  haben, 
so  ist  heute  auch  erwiesen,  dass  die  freisinnig-demokratische 
Partei  die  grosse  Mehrheit  im  Volke  hat,  und  zwar  ziemlich 
genau  die  Mehrheit,   die  durch  das  Parteiverhältniss  in  den 
eidgenössischen  Rätben  dargestellt  wird.    Von  nun   an  wird 
man  uns  nicht  mehr  von  einer  künstlichen  Mehrheit  zu  reden 
wagen  und  der  Oltener  Tag  kann   seine  Nabelschere  in  die 
Scheide    stecken.     Denn    das    ist    die    Hauptbedeutung    des 
4.  November,   dass  der  Ansturm   auf  die  freisinnig-demokra- 
tische Partei  und  ihre  Politik,  welche  den  neuen  Schweizer- 
bund zu  Ruhm  und  Ehren  gebracht  hat,  wuchtig  abgeschlagen 
wurde. 
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Der  «Siegeslauf  des  Proporzes»  ist  mit  dem  4.  November 
1900  an  seinem  Ende  angelangt.  Der  Proporss  ist  an  diesem 
Tage  bankrott  erklärt.  Verworfen  haben  ihn  die  Proporz- 
kantone Solothurn  und  Neuenburg,  verworfen  hat  ihn  die 
Proporzstadt  Bern,  wo  die  Proporzfrüchte  in  den  letzten 
Wochen  und  Monaten  so  herrlich  gereift  waren.  Und  Basel- 
stadt !  Verworfen  hat  es  nicht  nur  den  Nationalrathsproporz, 
sondern  auch  mit  ebenso  wuchtigem  Mehr  den  kantonalen 
Grossrathsproporz.  Welche  Wandlung  aber  im  Kanton  Bern! 
Am  3.  Mai  1896  hat  das  Bernervolk  zum  ersten  Male  den 
Grossrathsproporz  mit  28,857  Ja  gegen  31,995  Nein,  also 
mit  einem  Mehr  von  3138  Stimmen  verworfen.  Am  11.  Juli 
1897  hat  das  Bernervolk  den  Grossrathsproporz  zum  zweiten 
Male  abgelehnt  und  zwar  mit  18,718  Ja  gegen  22,521  Nein, 
also  mit  einer  Mehrheit  von  3803  Stimmen.  Und  am  4.  No- 
vember 1900  hat  das  Bernervolk  den  Nationalrathsproporz 
mit  rund  19,000  gegen  40,000  Stimmen,  also  mit  einem  Mehr 
von  21,000  Stimmen  abgelehnt.»  (Bund.) 

Die  grosse  Bedeutung  dieser  Abstimmung  war  neben  der 
speziellen  Ablehnung  der  Initiativbegehren  die,  dass  sie  eine 
Kraftprobe  der  freisinnigen  Partei  in  der  Eidgenossen- 
schaft gegen  eine  Allianz  der  Sozialdemokraten,  Ultramon- 
tanen, protestantischen  Konservativen  und  aller  sonst  noch 
etwa  Unzufriedenen  war,  wie  sie  nicht  leicht  wieder  vor- 
kommen kann,  aus  welcher  die  Freisinnigen  glänzend  hervor- 
gingen. Viele  Vorurtheile,  namentlich  über  die  behauptete 
«Gerechtigkeit»  des  Proportionalsystems  und  über  die  angeblich 
wohlthätigen  Folgen  desselben,  da  wo  es  besteht,  sind  durch 
die  öffentliche  Diskussion  grösstenteils  beseitigt,  oder  wenig- 
stens berichtigt  worden  und  schon  nach  acht  Tagen  war  die 
ganze  Sache  völlig  vergessen;  ein  klarer  Beweis,  wie  kein 
anderer,  dass  überhaupt  kein  dringendes  Bedürfniss  einer 
Verfassungsrevision  vorlag,  sondern  die  Sache  eine  «gemachte» 
und  zwar  eine  ziemlich  ungeschickt  gemachte  war,  für  die 
man  die  aus  der  Verwerfung   der  Versicherungsgesetze  ent- 
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standene  Stimmung  hatte  benutzen  wollen.  Unsere  eigene 
Ansicht  darüber  findet  sich  in  Beilage  II  zum  Jahrbuch  aus- 
führlich dargelegt.  Wenn  die  freisinnige  Partei  ihre  Mehr- 
heit, die  unzweifelhaft  ist,  nun  in  wirklich  freisinnigem  Geiste, 
das  heisst  mit  Mässigung  benutzt,  so  hat  sie  durch  diese 
Carapagne  nur  eine  Stärkung  erfahren. 

Die  Eesolution  der  Delegirtenversammlung  der  Ini- 
tianten  in  Ölten  vom  30.  September  lautete,  wie  folgt: 

«Die  heutige  Versammlung  zieht  in  Erwägung:  Die  bis- 
herige Wahlart  des  Bundesrates  bietet  keine  Gewähr  für 
eine  richtige  Zusammensetzung  unserer  obersten  Exekutiv- 
gewalt. Die  Bundesversammlung  lässt  sich  oft  bei  der  Wahl 
der  Mitglieder  des  Bundesrates  durch  persönliche  Einflüsse 
und  kleinliche  Rücksichten  leiten,  statt  einzig  die  Eignung 
der  Kandidaten  für  dieses  wichtige  Amt  in  Betracht  zu  ziehen. 
In  That  und  Wahrheit  ist  die  Bestellung  des  Bundesrathes 
je  länger  je  mehr  zur  Domäne  eines  übermächtigen  politischen 
Klubs  geworden,  und  es  hat  sich  dadurch  zwischen  dem  Bundes- 
rate und  der  Mehrheit  der  Bundesversammlung  ein  gegen- 
seitiges Abhängigkeitsverhältnis  herausgebildet.  Bei  den  zahl- 
reichen zu  treffenden  Wahlen  begünstigt  der  Bundesrath  die 
Mitglieder  der  parlamentarischen  Mehrheit  auf  Kosten  der 
Landesinteressen.  Die  Bundesversammlung  ihrerseits  kann 
ihrer  Aufgabe  als  Aufsichtsbehörde  des  Bundesrathes  nicht 
gerecht  werden,  und  die  ihr  anvertraute  Kontrolle  über  die 
Bundesverwaltung  sinkt  je  länger  je  mehr  zu  blossem  Schein 
herab.  Die  heutige  Wahlart  des  Bundesrathes  gefährdet  aber 
auch  die  Freiheiten  des  Schweizervolkes,  indem  mit  dem  An- 
wachsen der  Centralisation  die  Bundesgewalt  vermehrt  wird, 
ohne  dass  damit  auch  die  Ausbildung  der  in  den  Kantonen 
errungenen  Volksrechte  im  Bunde  Schritt  hält.  Die  Volkswahl 
des  Bundesrathes  ist  berufen,  diesen  Uebelständen  gründlich 
abzuhelfen.  Durch  Vermehrung  der  Zahl  der  Bundesräthe  auf 
neun  wird  eine  bessere  Berücksichtigung  der  Minderheiten  und 
der  verschiedenen  Sprachgebiete  und  Landestheile  ermöglicht. 
Das  Gerechtigkeitsgefühl  und  der  Billigkeitssinn  des  Volkes 
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bürgen  dafür,  dass  die  jetzt  beklagte  Einseitigkeit  verschwin- 
den wird.  Das  Volk  wird  aus  allen  Parteien  die  Männer 
nehmen,  die  sein  Vertrauen  verdienen.  Achtzehn  Kantone 
haben  bereits  die  Volkswahl  ihrer  Regierungen  eingeführt. 
Niemand  denkt  daran,  diese  Einrichtung  wieder  zn  beseitigen. 
Die  damit  gemachten  Erfahrungen  beweisen,  dass  das  Volk 
der  Aufgabe,  seine  Regierang  selbst  zu  wählen,  durchaus 
gewachsen  ist.  Aus  diesen  Gründen  beschliesst  die  Versamm- 
lung, mit  aller  Kraft  für  die  Volkswahl  des  Bundesrates 
einzustehen.  Sie  fordert  überdies  alle  Gesinnungsgenossen 
auf,  sowohl  aus  sachlichen  wie  aus  taktischen  Granden  für 
die  Verhältnisswahl  des  Nationalrathes  einzustehen. > 

Die  Gegen-Resolution  der  Freisinnigen  an  dem 
Delegirtentage  in  Bern  am  7.  Oktober  lautete: 

«Die  Delegirtenversammlung  der  freisinnig-demokratischen 
Partei  der  Schweiz,  nach  Anhörung  der  Vorträge  von  Stände- 
rath  Hunzinger  und  Nationalrath  Decoppet  und  nach  gewal- 
teter  Diskussion,  empfiehlt  Verwerfung  der  beiden  Revisions- 
begehren  aus  folgenden  Gründen:  i.  Die  Parteien,  welche 
sich  in  der  Doppelinitiative  zusammengefunden  haben,  weichen 
in  ihren  politischen  Anschauungen  so  weit  von  einander  ab, 
dass  das  Schweizervolk  von  ihrem  Zusammengehen  kein 
lebensfähiges  Werk  des  Fortschritts  erwarten  darf. 

2.  Die  Proportional  wähl  befördert  der  Natur  der  Sache 
nach  die  Zersplitterung.  Sie  giebt  sehr  oft  politischen  und 
socialen  Liebhabereien  ein  ungehöriges  Uebergewicht,  zer- 
trümmert das  Gefühl  für  das  Gesammtinteresse  und  setzt  an 
dessen  Stelle  den  Parteigeist.  Sie  begünstigt,  mehr  als  der 
Grundsatz  der  Verhältnissmässigkeit  erträgt,  die  Parteien 
mit  der  blindesten  Gefolgschaft.  Die  Fehler  des  Proporzes 
sind  in  ihrer  Gesammtwirkung  verhängnissvoller  und  schwerer 
als  die  Mängel,  welche  der  bisherigen  Wahlart  anhaften 
mögen.  Sie  würden  sich  noch  in  erhöhtem  Maasse  bei  der 
von  den  Initianten  vorgeschlagenen  Wahlkreiseintheilung 
zeigen,  welche  im  Widerspruch  mit  der  von  ihnen  prokla- 
mirten  Gerechtigkeit  dadurch  zweierlei  Recht  schafft,  dass 
in  sieben  Kantonen  der  Proporz  nicht  zur  Anwendung  kommen 
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soll.  3.  Die  direkte  Wahl  des  Bundesrathes  durch  das  Volk 
steht  im  Widerspruch  mit  den  Grundlagen  unseres  Bundes- 
staates. Sie  würde  die  Macht  des  Bundesrathes,  welche  von 
den  Initianten  als  eine  schon  jetzt  zu  grosse  getadelt  wird, 
nicht  vermindern,  sondern  noch  erheblich  steigern.  4.  Die 
Annahme  der  Doppelinitiative  würde  unvermeidlich  schwere 
staatsrechtliche  Konflikte  hervorrufen,  das  Land  in  unabseh- 
bare politische  Kämpfe  stürzen,  den  nothwendigen  Ausbau 
der  Bundesgesetzgebung  hemmen  und  die  Kraft  der  Eidge- 
nossenschaft lähmen.  5.  Die  Nothwendigkeit,  die  schwebenden 
handelspolitischen  und  finanziellen  Aufgaben  ohne  Störung  zu 
lösen  und  die  von  den  Bundesbehörden  in  jahrelanger,  ziel- 
bewusster  Arbeit  vorbereiteten  volkswirtschaftlichen  und 
socialen  Reformen  ungesäumt  durchzuführen,  verbietet  uns, 
den  schweizerischen  Bundesstaat  zu  einem  Versuchsfeld  für 
staatsrechtliche  Experimente  zu  machen.» 

Das  Resultat  ist  ein  für  den  gesunden  Menschenverstand 
des  schweizerischen  Volkes  ehrenvolles.  Dasselbe  lässt  sich 
doch  nicht  so  leicht,  als  manche  Leute  es  meinen,  für  blosse 
Parteizwecke,  oder  für  Wünsche  Einzelner  gefangen  nehmen 
und  es  ist  auch  kaum  zu  bezweifeln,  dass  die  weit  über- 
treibende Resolution  des  Oltener-Tages  den  Initianten  der- 
selben mehr  geschadet,  als  genützt  hat.  Denn  an  eine  der- 
malen bestehende  Korruption  der  Bundesverwaltung  glaubte 
Niemand,  während  dieselbe  weit  mehr  von  einer  Volkswahl 
des  Bundesrathes  befürchtet  wurde.  Von  derselben  ist  nun 
in  irgendwie  absehbarer  Zeit  nicht  mehr  die  Rede,  und  auch 
die  Proportionalwahl  hoffen  wir  in  unserer  Lebenszeit  zum 
letzten  Male  bekämpft  zu  haben.  Dass  dieselbe  gleichzeitig 
für  Basel  verworfen  und  in  mehreren  Kantonen,  wo  sie  kan- 
tonal oder  städtisch  besteht,  wo  man  also  ihre  Resultate 
bereits  erlebt  hat,  ebenfalls  abgelehnt  wurde,  in  allen  andern 
derartigen  Kantonen  aber  sehr  starke  gegnerische  Minderheiten 
vorfand,  beweist  wohl  auch  das  Gegentheil  von  einem  Mittel 
allgemeiner  Befriedigung  und  Beruhigung. 
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Aus  der  Praxis:  Infolge  einer  gegen  die  Baslerischen 
Gerichte  eingereichten  Beschwerde  hat  sich  das  Bandesgericht 
dahin  ausgesprochen,  dass  in  Zukunft  eine  Ehescheidungs- 
klage deutscher  Eeichsangehöriger  durch  die 
schweizerischen  Gerichte  nicht  mehr  an  die  Hand  zu  nehmen 
sei,  da  der  Nachweis,  dass  ein  die  Auflösung  der  Ehe  von 
Deutschen  aussprechendes  schweizerisches  Urtheil  in  Deutsch- 
land anerkannt  und  vollstreckt  würde,  gemäss  der  mit  Beginn 
dieses  Jahres  in  Kraft  getretenen  deutschen  Gesetzgebung 
nicht  mehr  beigebracht  werden  könnte. 

Auch  das  Obergericht  des  Kantons  Zürich  hatte  in  einem 
Präjudizentscheid  die  Ehescheidung  deutscher  Eeichsange- 
höriger in  der  Schweiz  als  unstatthaft  erklärt.  Früher  waren 
solche  Scheidungen  unbeanstandet  ausgesprochen  worden,  weil 
nach  der  Praxis  die  Gegenseitigkeit  der  Urteilsvollstreckung 
zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz  eine  gegebene  und 
somit  die  in  Art.  56  des  Bundesgesetzes  betr.  Oivilstand  und 
Ehe  geforderte  Voraussetzung  der  Vollstreckbarkeit  der 
schweizerischen  Ehescheidungsurtheile  vorhanden  war.  Mit 
der  mit  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretenen  neuen  deutschen 
Civilprozessordnung  ist  die  Sache  anders  geworden.  Nach 
§  328  Ziifer  3  derselben  ist  die  Anerkennung  des  Urtheils 
eines  ausländischen  Gerichts  in  Ehescheidungssachen  deutscher 
Staatsangehöriger  ausgeschlossen,  wenn  zum  Nachtheil  einer 
Partei  statt  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzes  fremdes 
Recht  angewendet  worden  ist. 

Natürlich  wäre  das  schweizerische  Recht  kompetent, 
solche  Scheidungsurtheile  auszusprechen,  aber  es  fehlt  gegen- 
über Deutschland  nun  die  Voraussetzung  des  Art.  5  des 
Civilstandsgesetzes  betreffend  die  Vollstreckbarkeit. 

Das  Zürcher  Obergericht  hatte  in  seinem  Falle  auch 
noch  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  solche  Urtheile  wenig- 
stens anerkannt  werden  müssten,  wenn  die  Klage  vor  dem 
1.  Januar  1900  anhängig  gemacht  worden  sei.  Diese  Frage 
ist  verneint  worden,  denn  nach  Art.  201  des  Einführungs- 
gesetzes zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  bringt  der  deutsche 
Richter  seit  1.  Januar  1900  auch  für  die  vorher  anhängig 
gemachten  Scheidungsklagen  ausschliesslich  neues  Recht  zur 
Anwendung. 
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Das  Bandesgericht  hat  einem  Tessiner,  welcher  an  der 
Genfer  Universität  das  Licentiatsexamen  gemacht  hatte 
und  in  Folge  dessen  nach  den  Gesetzen  des  Kantons  Genf 
zur  Ausübung  des  Anwaltsberufes  daselbst  fähig  war,  auf 
Grund  des  Art.  5  der  Übergangsbestimmungen  zur  Bundes- 
verfassung auch  die  Praxis  im  Kanton  Tessin  gestattet. 

In  einem  Zuger-Wahlrekurs  ist  von  der  Bundes- 
versammlung entschieden  worden,  dass  der  Art.  4  der  Bundes- 
verfassung über  die  Rechtsgleichheit  es  nicht  gestatte,  einem 
Wahlgesetz  plötzlich  eine  ganz  andere  Auslegung,  als  die 
nach   bisheriger   konstanter  Praxis  gebräuchliche,    zu  geben. 

Infolge  der  im  Rheinbett  seitens  der  Kraftübertra- 
■gungswerke  Rheinfelden  vorgenommenen  Bauten  wurde 
die  Flösserei  auf  dem  Fluss  während  mehrerer  Jahre  gänzlich 
unmöglich  gemacht,  und  das  Handelsgericht  des  Kantons  Aargau 
Iiatte  deshalb  die  Gesellschaft,  der  diese  Werke  gehören,  zur 
Bezahlung  von  beträchtlichen  Entschädigungssummen  an  zwei 
Flösser  verurtheilt.  Auf  die  von  der  Gesellschaft  ergriffene 
Weiterziehung  ist  das  Bundesgericht  nicht  eingetreten,  da  für 
die  Beurtheilung  der  einschlägigen  Streitfragen  ausschliesslich 
die  Regeln  des  kantonalen  öffentlichen  Rechts  und  nicht  die- 
jenigen des  eidgenössischen  Privatrechts  als  massgebend  er- 
scheinen, und  das  Bundesgericht  deshalb  sieh  als  inkompetent 
erklären  müsse. 

Im  Ständerath  wurde  bei  Behandlung  des  Geschäftsbe- 
richts angeregt,  die  im  Geschäftsbericht  enthaltenen  Grund- 
sätze der  vom  Bundesrathe  durchgeführten  konstanten  Praxis 
bei  Wirthschaftsrekursen  möchten  den  Kantonen  in  Ab- 
zügen zugestellt  werden.  Desgleichen  sollte  eine  Ergänzung  des 
v.  Salis'schen  «Bundesrecht»  betr.  Wirthschaftsrekurse  ver- 
anstaltet werden.  Eine  solche  Ergänzung  wurde  von  dem 
Vertreter  des  Bundesraths  in  Aussicht  gestellt. 

Bei  Anlass  eines  Rekurses  an  die  Bundesversammlung 
wegen  Entschädigung  für  Erkrankung  im  Militär- 
dienst bemerkt  der  Bundesrath,  dass  nach  seiner  Ansicht  eine 
Berufung  gegen  Entscheide  des  Bundesrathes  in  Sachen  von 
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Militärpensionen  und  Entschädigungen  nicht  erhoben  werden 
kann.  Da  jedoch  die  Bundesversammlung  die  Frage,  ob  die 
eidgenössischen  Räthe  in  Bezug  auf  die  materielle  Prüfung 
von  Beschwerden  der  vorliegenden  Art  zuständig  seien,  in 
ihrer  bisherigen  Praxis  bejaht  hat,  so  sieht  der  Bundesrath 
In  dieser  Angelegenheit  davon  ab,  die  Kompetenzfrage  von 
Neuem  aufzuwerfen. 

Der  Bundesrath  hat  die  Beschwerde  des  Pfarrers  Henri 
Denkinger  in  Bulle  in  dem  Sinne  begründet  erklärt,  dass  konsta- 
tirt  wird,  es  sei  bei  der  Beerdigung  der  Margare tha  Stauden- 
mann in  Sales  die  Vorschrift  des  Art.  53,  Abs.  2,  der  Bundesver- 
fassung verletzt  worden.  Die  Regierung  des  Kantons  Freiburg 
wird  daher  wiederholt  eingeladen,  in  Zukunft  dafür  zu  sorgen, 
dass  in  ihrem  Kanton  Art.  53,  Abs.  2,  der  Bundesverfassung 
Nachachtung  finde.  Der  Bundesrath  hat  auf  ein  Gesuch  des 
reformirten  Pfarrgemeinderathes  in  Bulle  beschlossen:  Die 
Regierung  des  Kantons  Freiburg  wird  neuerdings  eingeladen, 
dafür  zu  sorgen,  dass  Art.  53,  Abs.  2,  der  Bundesverfassung 
in  ihrem  Kanton  Nachachtung  finde  und  im  Sinne  der  Er- 
wägungen das  Glockengeläute  bei  Beerdigungen  reformirter 
Personen  in  gleicher  Weise  wie  bei  Beerdigungen  katho- 
lischer Personen  stattfinde.  Es  sind  seither  wieder  ähnliche 
Beschwerden,  auch  aus  Wallis  z.  B.,  vorgekommen. 

Die  freiburgische  Regierung  hatte  gesagt,  dass  mit  Aus- 
nahme von  einer  oder  zwei  Gemeinden  keine  politische  Ge- 
meinde über  das  Glockengeläute  zu  verfügen  habe,  da  letz- 
teres ausschliessliches  Eigenthum  der  Kirchgemeinde  sei  und 
nur  auf  Anordnung  des  Pfarrers  oder  des  Kirchgemeinde- 
präsidenten bei  Begräbnissen  verwendet  werden  dürfe.  Die 
Frage  sei  daher  eine  civilrechtliche  und  es  hätten  bereits 
zwei  Gemeinden  die  freiburgische  Staatsbehörde  eingeklagt, 
bezw.  sie  seien  auf  dem  Wege,  dies  zu  thun,  um  diese  Frage 
vor  Gericht  austragen  zu  lassen.  Der  Staat srath  von  Freiburg 
werde,  so  schliesst  das  Schreiben,  den  Bundesrath  vom  Ver- 
laufe der  gerichtlichen  Verhandlungen  in  Kenntniss  setzen. 
Der  «Bund»  bemerkt  hiezu :  «Das  ist  ein  alter  Kniff,  der  schon 
so  oft  gebraucht  und  längst  abgethan  wurde.  Es  kommt  nicht 
darauf  an,  wem  die  Glocken  gehören,  sondern  darauf,  dass  sie 
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geläutet  worden,  wie  es  die  schickliche  Beerdigung  verlangt.» 
Das  sollte  wirklich  einmal  klar  werden. 

Mit    Bezug    auf    das    Proportionalwahlverfahren 

wurde   vom  Bundesrathe,    auf   einen   Rekurs   aus   der  Stadt 

Bern  hin,   folgende  Rechtsanschauung   in  einem  Berichte    an 

die  Bundesversammlung  ausgesprochen.     (Bbl.  1900,  Nr.  40.) 

«Zu  prüfen  ist  von  der  h.  Bundesversammlung  einzig  noch, 
ob,  in  Abweichung  von  der  bisherigen  Praxis,  in  der  Ein- 
führung des  Proportionalwahlverfahrens  eine  Verletzung  von 
Verfassungsgrundsätzen  erblickt  werden  müsse,  und  ob  ins- 
besondere, bei  Anerkennung  der  grundsätzlichen  Verfassungs- 
mässigkeit dieses  Wahlsystems,  eine  Verletzung  der  Rechts- 
gleichheit der  Bürger  in  der  angefochtenen  Gemeindeordnung 
für  die  Stadt  Bern  zu  finden  sei. 

Bezüglich  der  erstem  Frage  beschränkt  sich  der  Bundes- 
rath  darauf,  an  die  von  Ihnen  geübte  Praxis  zu  erinnern, 
ohne  die  für  und  gegen  das  Proportion alwahlverfahren  spre- 
chenden grundsätzlichen  Erörterungen  einer  materiellen  Prü- 
fung zu  unterziehen.  Sie  haben,  unserm  Antrage  gemäss, 
folgenden  Verfassungen,  in  welchen  das  Proportionalwahl- 
verfahren anerkannt  worden  ist,  die  eidgenössische  Gewähr- 
leistung ertheilt:  dem  tessinischen  Verfassungsgesetze  vom 
2.  Juli  1892,  durch  Bundesbeschluss  vom  23.  Dezember  1892; 
dem  Verfassungsgesetze  des  Kantons  Genf  vom  6.  Juli  1892, 
durch  Bundesbeschluss  vom  selben  Datum;  der  Verfassung 
des  Kantons  Zug  vom  31.  Januar  1894,  durch  Bundesbe- 
schluss vom  26.  Juni  1894;  der  Partialrevision  der  Ver- 
fassung des  Kantons  Solothurn  vom  23.  Oktober  1887,  durch 
Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1895;  der  Partialrevision  der 
Verfassung  des  eidgenössischen  Standes  Schwyz  vom  23. 
Oktober  1898,  durch  Bundesbeschluss  vom  21.  Dezember  1899. 

Was  sodann  den  vom  Rekurrenten  in  zweiter  Linie  ver- 
tretenen Standpunkt  anbetrifft:  Bundesrath  und  Bundesver- 
sammlung haben,  ungehindert  der  Anerkennung  der  grund- 
sätzlichen Verfassungsmässigkeit  des  Proportionalwahlver- 
fahrens, in  jedem  einzelnen  Falle,  der  zu  ihrer  amtlichen 
Kenntniss  gelangt,  nachzuprüfen,  ob  nicht  in  der  praktischen 
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Durchführung  des  Grundsatzes  auf  dem  Wege  der  kantonalen 
Gesetzgebung  und  Verordnungspraxis  eine  Verletzung  der 
jedem  Bürger  garantirten  Verfassungsrechte  liege,  so  stehen 
wir  nicht  an,  dessen  Eichtigkeit  anzuerkennen;  wir  behalten 
uns  und  Ihnen  das  Prüfungsrecht  für  jeden  Fall  vor,  in 
welchem  eine  Verletzung  einer  kantonalen  oder  der  Bundes- 
verfassung durch  derartige  Wahlvorschriften  behauptet  wird. 

Nun  bestehen  aber  sämmtliche  Behauptungen,  welche  der 
Rekurrent  in  dieser  Eichtung  vorbringt,  in  theoretischen, 
grundsätzlichen  Einwänden,  die  sich  dem  Proportionalwahl- 
verfahren überhaupt  entgegenstellen  lassen  ;  einen,  über  solche 
Befürchtungen  hinausgehenden  Nachweis  wirklich  vorhandener 
Beeinträchtigung  von  Verfassungsrechten  hat  der  Rekurrent 
nicht  geleistet.  Es  kann  also  seine  Beschwerde,  soweit  sie 
sich  gegen  die  in  derselben  aufgeführten  Verordnungsbe- 
stimmungen richtet,  nicht  gutgeheissen  werden.  > 

Soviel  ist  richtig  an  der  Eekursbeschwerde,  dass  der 
Zustand,  wie  er  in  mehreren  Kantonen  mit  Zustimmung  des 
Bundes  besteht,  wornach  einige  Wahlkreise  nach  propor- 
tionalem Verfahren,  andere  mit  Mehrheit  wählen,  im  ent- 
schiedenen Widerspruch  mit  dem  Grundsatz  der  Rechtsgleich- 
heit steht.  Die  Bundesversammlung  hat  sich  bei  der  Garantirung 
dieser  kantonalen  Verfassungsbestimmungen  nicht  von  einem 
grundsätzlichen  Rechtsstandpunkt,  sondern  von  der  augen- 
blicklichen Opportunität  leiten  lassen. 

Bei  Anlass  der  Besoldungsgesetze  der  künftigen  Eisen- 
bahnen kam  wieder  einmal  der  Art.  89  der  Bundesver- 
fassung in  Diskussion  und  hörte  man  einige  sonderbare 
Theorien  über  dessen  Sinn  und  Tragweite.  So  sollte  man  ein- 
fach auch  «Beschlüsse  ohne  Referendumsklausel»  fassen  können, 
wenn  man  wolle,  oder  einen  solchen  Beschluss  «Verordnung» 
der  Bundesversammlung  nennen  und  dadurch  dem  Referendum 
entziehen  können.  Der  Nationalratli  lehnte  aber  doch  mit 
Mehrheit  diese  Auffassungen  höchst  opportunistischer  Art  ab, 
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wie  es  schon  der  Ständerath  gethan  hatte.  Das  Richtige  ist 
Folgendes:  Gesetze  sind  immer  dem  Eeferendum  zugänglich, 
Bundesbeschlüsse  ebenfalls,  ausgenommen  wenn  sie  dringlich  er- 
klärt werden,  oder  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  sind. 
Nach  der  Praxis  und  den  Ausführungsgesetzen  kann  dieser 
Charakter  der  nicht  allgemeinen  Verbindlichkeit  allerdings 
durch  einen  Beschluss  der  Bundesversammlung  einem  ihrer 
Beschlüsse  auch  mit  Unrecht  beigelegt  werden,  d.  h.  es  kann 
etwas  als  nicht  allgemein  verbindlich  erklärt  werden,  was 
allgemein  verbindlich  ist.  Dagegen  gibt  es  eben  keinen 
Weiterzug.  Aber  dabei  muss  man  stehen  bleiben,  eine  dritte 
Art  von  Bundesbeschlüssen,  die  eo  ipso  schon  nicht  dem  Ee- 
ferendum unterstehen,  oder  irgend  eine  Art  von  Mandat, 
oder  Delegationsrecht,  wonach  die  Bundesversammlung  durch 
ein  Gesetz  ein  für  alle  Male  ganze  Kategorien  von  Beschlüssen 
dem  Eeferendum  entziehen  könnte,  kennt  die  gegenwärtige 
Verfassung  nicht;  so  etwas  müsste  zuerst  durch  eine  Revision 
des  Art.  89  der  Bundesverfassung  eingeführt  werden.  Ebenso 
kennt  die  Verfassung  keine  blossen  «Verordnungen»  der 
Bundesversammlung,  welche,  weil  sie  diese  Ueberschrift  tragen, 
dem  Eeferendum  entzogen  sind. 

Von  Kantonal  Verfassungen  wurden  diejenigen  von 
Uri  und  Schwyz  partiell  revidirt  und  in  dieser  Form 
garantirt.  Die  Urner-Partialrevision  betrifft  bloss  eine  andere 
Zusammensetzung  des  Schulraths,  wobei  man  sich  lediglich 
fragt,  ob  solche  blosse  Organisationen  von  Behörden  eigent- 
lich in  eine  Verfassung  gehören.  Wichtiger  war  prinzipiell 
die  Verfassungsrevision  von  Schwyz.  Bezüglich  derselben 
wurde  zunächst  ein  Vorbehalt  mit  Bezug  auf  die  Bildung  be- 
sonderer römisch-katholischer  Kirchgemeinden  (Art.  92)  ge- 
macht, welche  nur  unter  Vorbehalt  des  Art.  50  Abs.  2  der 
Bundesverfassung   garantirt    werden.     Dagegen    enthält    die 
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Verfassung  ungleiches  Recht,  indem  in  einzelnen  Bezirken 
die  Proportionalwahl  besteht,  in  andern  nicht.  Bloss  in  der 
Äussern  Form  ist  die  Wahlart  eine  gleichmässige  geworden 
und  daher  die  frühere  Beanstandung  des  früheren  Art.  95  durch 
die  jetzige  Fassung  des  Art.  71  erledigt.  Die  Anwendung  gänz- 
lich verschiedener  Wahlsysteme,  Proportionalwahl  und  Majori- 
tätswahl, in  dem  gleichen  Kanton,  gilt  hingegen  nach  dem  jetzigen 
sehr  opportunistischen  Bundesstaatsrecht  einstweilen  für  er- 
laubt, während  blosse  Form-Ungleichheiten,  wie  offene  oder 
geheime  Abstimmung,  ausgeschlossen  sind.  Damit  wird  eine 
Möglichkeit  geschaffen,  das  Proporz-System  ganz  nach  dem 
jeweiligen  Parteibedürfniss  nur  theilweise  anzuwenden,  die 
wir  für  noch  bedenklicher  halten,  als  die  allgemeine  Ein- 
führung dieses  Systems. 

Die  statistischen  Angaben  dieses  Jahrbuchs  können 
sich  auf  Weniges  beschränken,  da  die  Volkszählung  vom 
Dezember  dieses  Jahres  Manches  auf  eine  neue  Basis  stellen 
wird.  Hoffen  wir  dabei,  dass  wir  über  einige  wichtige 
Fragen  unseres  Staats-  und  Volkslebens  eine  bessere  Aus- 
kunft erhalten  werden,  als  sie  bis  jetzt  in  allen  statistischen 
Darstellungen  geboten  wird. 

Bei  der  Besprechung  des  «statistischen  Jahrbuchs»  der 
Schweiz  im  Nationalrath  wurde  namentlich  von  verschiedenen 
Seiten  die  Bemerkung  gemacht,  dass  darin  allerlei  Spielereien, 
z.  B.  eine  ausführliche  Behandlung  der  studentischen  Vereine, 
vorkommen,  während  man  dagegen  sehr  wichtige  Dinge,  wie  den 
Bestand  der  Aktiengesellschaften,  oder  der  Bodenverschuldung 
in  der  Schweiz  vergeblich  suche.  Wir  fügen  bei,  dass  wir  auch 
die  genauen  Gründe  kennen  lernen  müssen,  aus  denen  die 
enorme  jährliche  Unterbilanz,  d.  h.  Differenz  zwischen  der  Ein- 
fuhr und  Ausfuhr  der  Schweiz,  anscheinend  ohne  Verminderung 
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des  Nationalvermögens  ausgeglichen  wird.  Ebenso  wünschten 
wir  dringend  den  genauen  Bestand  der  Wirtschaften  und  den 
Verbrauch  des  Alkohols  in  jeder  Form,  mit  einer  Bezifferung  der 
Ausgaben,  die  für  das  Trinken  gemacht  werden,  zu  kennen,  wo- 
für man  bisher  auf  blosse  Schätzungen  angewiesen  ist.  Da  die 
Statistik  unmöglich  Alles  ermitteln  und  darstellen  kann,  was 
besteht,  so  ist  der  Wunsch  berechtigt,  dass  sie  sich,  soweit  sie 
eine  offizielle,  vom  Staate  bezahlte,  ist,  an  das  Wichtigste 
halte,  woraus  Schlüsse  für  die  Politik  und  Gesetzgebung  des 
Landes  gezogen  werden  können,  und  alles  Andere  der  Privat- 
thätigkeit  überlasse,  die  sich  mit  persönlichen  Liebhabereien 
beschäftigen  mag. 

Die  dermaligen  statistischen  Verhältnisse  sind,  wie  schon 
gesagt,  provisorische  und  beruhen  im  letzten  Grunde  auf 
einer  nun  bereits  12  Jahre  alten  Volkszählung.  Das  etwa 
noch  Wissenswerthe  daraus  ist  kurz  folgendes:  Die  offi- 
zielle Bevölkerungsziffer  ist  bisher  2,917,754  Seelen, 
die  weibliche  Bevölkerung  ist  um  circa  82,000  Seelen  grösser, 
als  die  männliche.  Der  natürliche  Bevölkerungszuwachs  ist 
dermalen  sehr  erheblich  grösser,  als  die  Abnahme  durch  Aus- 
wanderung, Die  fremde  Wohnbevölkerung  beträgt  ungefähr 
8  Prozent  der  Gesammteinwohnerschaft,  die  grösste  Zahl  davon 
sind  Deutsche.  Berufstreibend  waren  nach  der  letzten  Volks- 
zählung 42  Prozent  der  Bevölkerung,  der  grössere  Theil  ge- 
hört noch  den  Berufs  arten  an,  die  sich  mit  der  Gewin- 
nung von  Naturerzeugnissen  beschäftigen,  doch  überwiegt 
Industrie  und  Handel  zusammengerechnet;  der  Fabrikbetrieb 
beschäftigt  etwas  über  200,000  Personen  in  nahezu  5000 
Fabriken,  deren  Betriebskräfte  meistens  noch  mit  Wasser 
hergestellt  wurden.  Die  letzte  Viehzählung  von  1896 
ergab:  108,529  Pferde,  1,304,788  Stück  Rindvieh,  beide  Klassen 
von  Schweinen  haben  bedeutend  zugenommen,  ebenso  die  Bienen- 
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Stöcke  (253,108).  Die  Sparkasseneinlagen  waren  1895: 
894  Millionen,  296  Franken  auf  den  Kopf,  Einleger  waren 
40  Prozent  der  Gesammtbevölkerung.  Auf  das  Leben  ver- 
sichert waren  1898  beinahe  700  Millionen  Franken,  mit 
einer  jährlichen  Prämienzahlung  von  über  23  Millionen.  Auch 
die  Versicherungen,  wie  die  Sparkasseneinlagen,  haben  zuge- 
nommen. 

Die  Eisenbahnen  hatten  (1898)  eine  Ausdehnung  von 
3766  Kilometer  mit  27,428  Angestellten,  einer  Betriebs- 
einnahrae  von  gegen  131  Millionen  und  einem  Anlagekapital 
von  1,237  Millionen  Fr.  Hiezu  kommen  noch  183  Kilometer 
Drahtseilbahnen  und  Tramways  und  178  Dampfschiffe.  Die 
Post  hatte  1899  ein  Personal  von  9856  Angestellten  und 
1,357,636  Beisende.  Die  inländischen  Briefe  und  Postkarten 
betrugen  113  Millionen  Stück,  die  internen  Telegramme 
1,660,994  Stück. 

Die  kantonalen  Volksvertretungen.  Im  Bericht 
des  Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung ,  betreffend  die 
nächste  eidgenössische  Volkszählung  und  ihre  Anwendung 
auf  die  Nationalrathswahlen  (Motionen  Amsler  und  Hoch- 
strasser-Fonjallaz)  vom  6.  April  1898,  ist  mittelst  einer  be- 
sonderen Darstellung  Aufschluss  geboten,  auf  welchen  Grund- 
lagen die  kantonalen  Volksvertretungen  eingerichtet  sind. 
«Im  Jahre  1897  wurden  danach  die  kantonalen  Volksvertre- 
tungen (Grosser  Bath,  Kantonsrath  u.  s.  w.)  in  folgender 
Weise  gewählt:  Zürich  (nach  dem  Wortlaut  der  kantonalen 
Verfassung  von  1894)  auf  1500  Schweizerbürger  ein  Mit- 
glied; Bern  (1893)  auf  2500  Seelen  der  Wohnbevölkerung  1 
Mitglied;  Luzern  (1882)  auf  1000  Seelen  der  schweizerischen 
Wohnbevölkerung  1  Mitglied;  üri  (1888)  auf  400  Schweiz. 
Einwohner  1  Mitglied;  Schwyz  (1876)  auf  600  Seelen  der 
Wohnbevölkerung  1  Mitglied;  Obwalden  (1867):  die  80  Mit- 
glieder werden  nach  der  Gesammtbevölkerung  vertheilt.  Nid- 
walden  (1877)  auf  250  Seelen  der  rechtlichen  Bevölkerung, 
<mit  Ausschluss  der  Ausländer,  1  Mitglied;  Glarus(1887)  auf 
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500  Seelen  der  Bevölkerung  1  Mitglied ;  Zug  (1894)  auf  350 
Einwohner  1  Mitglied;  Freiburg  (1857)  auf  1200  Seelen  der 
Bevölkerung  1  Mitglied;  Solothurn  (1887)  auf  800  Einwohner 
1  Mitglied;  Baselstadt  (1889):  die  130  Mitglieder  werden 
im  Verhältniss  der  Bevölkerung  vertheilt;  Baselland  (1892) 
auf  800  Seelen  1  Mitglied;  Schaffhausen  (1876)  auf  500 
Seelen  der  Gesammtbevölkerung  1  Mitglied;  Ausserrhoden 
(1876)  auf  1000  Einwohner  1  Mitglied;  Innerrhoden  (1872) 
auf  250  Seelen  1  Mitglied;  St.  Gallen  (1890)  auf  1500  Seelen 
1  Mitglied;  Graubünden  (1892)  Vertheilung  nach  dem  Ver- 
hältnisse der  Bevölkerung;  Aargau  (1885)  auf  1100  Ein- 
wohner 1  Mitglied ;  Thurgau  (1869)  auf  250  Stimmberechtigte 
1  Mitglied;  Tessin  (1892)  auf  1200  Seelen  der  niederge- 
lassenen tessinischen  und  schweizerischen  Bevölkerung  1  Mit- 
glied ;  Waadt  (1885)  auf  300  eingeschriebene  Wähler  1  Mit- 
glied; Wallis  (1875)  auf  1000  Seelen  Bevölkerung  1  Mit- 
glied; Neuenburg  (1858)  auf  1000  Seelen  Bevölkerung  1 
Mitglied;  Genf  (1882)  auf  1000  Einwohner  1  Mitglied.  Als 
Schlussbild  ergiebt  sich :  Zwei  Kantone  (Thurgau  und  Waadt) 
wählen  nach  der  Zahl  der  Stimmberechtigten,  fünf  Kantone 
(Zürich,  Luzern,  Uri,  Nidwaiden  und  Tessin)  nach  der  Zahl 
der  schweizerbürgerischen  Bevölkerung,  die  übrigen  18  Kan- 
tone oder  Stände  nach  der  Gesammtbevölkerung.  Den  in 
obiger  Musterkarte  dargestellten  rechtlichen  Verhältnissen 
wird  man  wohl  den  Vorwurf  der  Gleichmässigkeit  und  Gleich- 
artigkeit nicht  machen  können.» 

Ueber  die  Handels-  und  Industrieverhältnisse 
der  Schweiz  gibt  eine  gute  Auskunft  der  Jahresbericht  des 
schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins,  welchem  wir 
in  Bezug  auf  die  allgemeinen  Geldverhältnisse  die  folgende 
Stelle  entnehmen: 

«Was  im  vorhergehenden  Jahr  schon  kräftig  zum  Ausdruck 
gekommen  war,  hat  sich  im  Berichtjahr  in  überraschendem 
Mass  weiter  entwickelt,  nämlich  eine  allgemeine,  ausserge- 
wöhnliche  Vertheuerung  des  Geldwerths.  Immerhin  muss  diese 
Erscheinung  nicht  ohne  weiteres  als  eine  ungesunde  bezeichnet 
werden,  da  ihre  Ursache  nicht  in  Uebertreibungen  der  Börsen 
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zu  suchen  ist,  sondern  mehr  in  der  fortschreitenden  Ent- 
wicklung von  Handel  und  Industrie,  besonders  einzelner 
Gebiete  der  letztern,  sodann  im  Steigen  des  Preises  der  be- 
deutendsten Rohprodukte.  Im  zweiten  Halbjahr  traten  mit 
dem  Ausbruch  des  südafrikanischen  Kriegs  Faktoren  hinzu, 
welche  die  ohnehin  grosse  Spannung  auf  den  europäischen 
Geldmärkten  noch  verschärften.  Der  vermehrte  Geldbedarf 
für  Kriegszwecke  und  dazu  das  Ausbleiben  des  Goldzuflusses 
aus  Südafrika  erzeugten  vorübergehend  einen  krisen ähnlichen 
Zustand,  der  indessen  glücklicherweise  ohne  Katastrophe 
überwunden  werden  konnte.  London,  das  den  Geldbegehren 
wie  immer  zuerst  zu  begegnen  hatte,  suchte  selbstverständlich 
die  anderen  Goldvorrathskammern,  Paris  und  Berlin,  in  Mit- 
leidenschaft zu  ziehen,  die  ihrerseits  ihre  Vorräthe  mittels 
Disconto-Erhöhungen  zu  vertheidigen  wussten.  So  stiegen 
allmälig  die  Discontosätze  in  London  auf  6  %,  ia  Deutsch- 
land auf  7  °/°,  in  Frankreich  auf  41/»  °/°.  In  London  war  der 
höchste  offizielle  Satz  zudem  nur  ein  nomineller,  da  in 
Wirklichkeit  unter  67« — 7%  nicht  diskontiert  werden  konnte. 
Der  Satz  von  7%  in  Deutschland  bedeutet  das  Maximum  seit 
dem  Bestehen  der  Deutschen  Reichsbank.  Dass  die  Banque 
de  France  neben  der  Goldprämie  bis  auf  4 7»  °/°  zu  gehen 
genöthigt  war,  kennzeichnet  ebenfalls  deutlich  die  Begehr- 
lichkeit nach  ihrem  Goldbestand. 

In  der  Schweiz  gestalteten  sich  die  Geldverhältnisse 
ziemlich  analog  den  Vorgängen  im  Ausland,  wenn  auch  zum 
Theil  noch  andere  Einflüsse  mitwirkten.  Die  regere  Thätigkeit 
der  Industrie  stellte  auch  hier  stärkere  Anforderungen  an 
den  Geldmarkt.  Daneben  aber  bildete  der  ungünstige  Stand 
der  Kurse  der  fremden  Wechsel,  vorab  des  französischen, 
eine  beständige  Gefahr  für  die  Emissionsbanken,  und  diese 
waren  gezwungen,  mit  Rücksicht  hierauf  den  Discontosatz 
möglichst  hoch  zu  halten.  Schon  im  Oktober  wurde  er  auf 
6  %  festgesetzt ;  damit  war  es  möglich,  über  die  Bedürfnisse 
der  Herbst-Epoche  und  des  Jahresschlusses  hinwegzukommen. 
Das  Mittel  des  Disconto  betrug  ungefähr  5  %,  gegenüber  nur 
4 1/i  °/o  im  Vorjahr. 

Der  Rückzug  von  Silber  aus  den  Beständen  der  Emissions- 
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banken  dauerte  das  ganze  Jahr  hindurch  an;  er  hat  sich 
nach  und  nach  zu  einer  förmlichen  Erwerbsthätigkeit  gewisser 
Bankkreise,  hauptsächlich  ausländischer,  entwickelt.  Leider 
stehen  zur  Abwehr  nur  ganz   ungenügende  Mittel   zu  Gebot. 

Diese  professionsmässige  Ausbeutung  des  Metallbestandes 
der  Schweiz  und  die  fortwährend  grossen  Zahlungsverpflich- 
tungen ihres  legitimen  Handels  mit  Frankreich  haben  nicht 
verfehlt,  ihre  Valuta,  verglichen  mit  den  früheren  Jahren, 
weiter  zu  verschlechtern.  Da  die  Schweiz  als  Glied  der 
Lateinischen  Münzunion  in  einer  gewissen  finanziellen  Ab- 
hängigkeit von  Frankreich  steht,  so  haben  die  Vorgänge 
auf  dem  Geldmarkt  dieses  Landes  unmittelbar  Einwirkung 
auf  ihre  Valuta.  Es  bietet  somit  für  den  auswärtigen  Be- 
obachter der  Stand  des  französischen  Wechselkurses  den 
Massstab  für  die  Beurtheilung  der  schweizerischen  Währungs- 
verhältnisse. Dass  dieses  Urtheil  seit  einigen  Jahren  kein 
günstiges  sein  konnte,  liegt  auf  der  Hand.  Es  wird  eine 
der  ersten  Aufgaben  der  zukünftigen  Bundesbank  sein,  hierin 
Wandel  zu  schaffen,  was  ihr  nur  mittels  eines  starken  Porte- 
feuille von  Wechseln  auf  das  Ausland  und  unter  schweren 
finanziellen  Opfern  möglich  sein  wird. 

Auf  dem  Markt  für  festverzinsliche  Papiere  setzte  sich 
der  mit  dem  grossen  Geldbedarf  zusammenhängende  Rückgang 
der  Kurse  im  Berichtjahr  auch  in  der  Schweiz  fort:  erst- 
klassige 4  °/°  Werthe  erreichten  den  Pari-Kurs  oder  notirten 
sogar  noch  Bruchtheile  darunter,  und  die  3 7»-prozentigen 
Obligationen  hatten  unter  merklicher  Unbeliebtheit  zu  leiden. 
Das  musste  auch  der  Bund  erfahren.  So  kann  man  bei  der 
Subskription  auf  die  zweiten  20  Millionen  Franken  des  vom 
Bund  garantirten  3  7a-prozentigen  Simplon-Anleihens  von 
einem  Fiasco  sprechen. 

Auch  der  Umtausch  von  37»-prozentigen  Eisenbahn- 
Obligationen  gegen  gleichverzinsliche  Obligationen  des  vom 
Bund  geschaffenen  Bundesbahn-Anleihens  hatte  nur  einen 
mageren  Erfolg;  auf  Ende  des  Berichtjahrs  waren  von  den 
insgesammt  vorhandenen  rund  400  Millionen  Fr.  3V2  %  Obli- 
gationen der  schweizerischen  Hauptbahnen  nur  53  Millionen 
umgetauscht.     Gerade  bei   den  Banken   und    anderen  Gesell- 
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Schäften,  auf  die  man  am  meisten  gerechnet  hatte,  zeigte  sich 
im  allgemeinen  wenig  Geneigtheit  zum  Umtausch,  obschon 
Ton  gewisser  Seite  aus  versucht  worden  war,  die  Besitzer 
von  Eisenbahn-Obligationen  glauben  zu  machen,  ihr  Besitz 
biete  nicht  genügende  Garantie  gegen  unliebsame  Möglich- 
keiten gelegentlich  der  bevorstehenden  Verstaatlichung.  Wie 
hierüber  die  Börse  dachte  und  noch  denkt,  lehrte  eben  die 
Zurückhaltung  der  Inhaber  gegenüber  den  zum  Eintausch 
angebotenen  Bundesbahn-Obligationen.  Es  ist  eben  auch  nicht 
zu  übersehen,  dass  die  Bedingung  einer  Vertheilung  des 
Risico  —  welche  sich  für  kleine  wie  für  grosse  Vermögen 
empfiehlt  —  bei  einem  Besitz  von  je  Einer  Obligation  der 
fünf  Hauptbahnen  besser  erfüllt  ist  als  bei  einem  Besitz  von 
fünf  Obligationen  der  Bundesbahnen.  Schon  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  wird  die  Bundesbahnverwaltung  damit 
rechnen  müssen,  dass  sie  für  ihre  Obligationen  einen  weit 
grösseren  Kreis  von  Gläubigern  braucht  als  die  fünf  Haupt- 
bahnen zusammen  für  die  ihrigen,  ganz  abgesehen  davonr 
dass  für  manchen  Kapitalisten  die  Eigenschaft  der  Bundes- 
bahn-Obligationen als  halber  Staatspapiere  keine  Empfehlung 
bildet. 

Nachdem  der  Versuch  eines  Kantons,  ein  38/*  %- Anleihen 
unterzubringen,  schon  im  Anfang  des  Jahres  gescheitert  warr 
wagte  es  keine  Bank  und  kein  öffentlicher  Verband  mehr, 
für  neue  Bedürfnisse  weniger  als  4°/°  anzubieten,  und  auch 
bei  diesem  Zinsfuss  konnte  nicht  immer  der  Pari-Kurs  ge- 
fordert werden.  Für  kleinere  Banken,  Gemeinden  und 
Eisenbahn-Gesellschaften  war  Geld  in  der  Regel  nicht  unter 
47*°/°  erhältlich,  und  Industrie-Gesellschaften  mussten  sich 
bereits  bis  zu  472  %  bequemen.» 

Wir  lassen  es  dahin  gestellt,  ob  Alles,  was  in  diesem  Be- 
richte gesagt  ist,  eine  hinreichende  Erklärung  für  die  ziemlich 
plötzliche  Vertheurung  des  Geldes  bildet,  und  sehen  jedenfalls 
auch  in  dieser  Hinsicht  der  nächsten  Zukunft,  welche  gleich- 
zeitig die  Erneuerung  unserer  wichtigsten  Handelsverträge 
und  den  faktischen  Rückkauf  der  Bundesbahnen  bringt, 
während  die  Bundesbank  noch  nicht  erstellt  ist,   nicht  ohne 
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Beunruhigung  entgegen.  Ueber  die  Handelsbilanz  der  Schweiz 
ist  an  Hand  dieses  und  anderer  Berichte  allgemein  folgendes 
zu  sagen:  Unser  Handelsverkehr  mit  den  vier  Gränzländern 
bezifferte  sich  auf  827  Millionen  Einfuhr  und  382  Mil- 
lionen Ausfuhr,  ergibt  also  eine  kolossale  Unterbilanz.  Da- 
gegen führen  wir  noch  nach  England  ein  für  166  Millionen, 
während  wir  bloss  für  56  Millionen  von  dort  her  beziehen. 
Auch  die  Vereinigten  Staaten*  sind  noch  günstig  mit  30  Mil- 
lionen Ueberschuss  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr.  Die 
gesammte  Unterbilanz  im  Jahre  1899  beträgt  386  Millionen 
Franken,  für  die  wir  gerne  eine  gründlichere  Erklärung 
hätten,  als  die  oberflächliche  Annahme  von  einer  «Aus- 
gleichung» durch  den  Fremdenverkehr,  die  Bezüge  aus  an- 
gelegten Kapitalien  vom  Ausland  her  und  dgl.  mehr,  was 
alles  wirklich  dazu  dienen  mag,  aber  in  einer  so  wichtigen 
und  geradezu  lebensgefährlichen  Sache  einer  genaueren  Be- 
zifferung und  Belehrung  würdig  wäre. 

Von  den  Hauptindustrien  der  Schweiz  gieng  die  Seiden- 
industrie gut,  in  Folge  starker  Preiserhöhung  des  Artikels, 
was  in  den  letzten  Jahren  nicht  der  Fall  gewesen  war; 
hierüber  ist  noch  ein  spezieller  Jahresbericht  der  zürcher- 
ischen Seiden  webschule  vorhanden.  Der  beste  Abnehmer  ist 
immer  England,  was  die  Adresse  einiger  zürcherischen  Kreise 
an  Herrn  Chamberlain  einigermassen  erklärt.  Auch  die  Beutel- 
tuchweberei und  Seidenfärberei  steht  günstig.  Ebenso  hob  sich, 
gegen  das  Erwarten  der  betheiligten  Kreise,  die  Stickerei; 
sowohl  Maschinenstickerei  als  Handstickerei  waren  stark 
beschäftigt,  der  durchschnittliche  Taglohn  für  sogenannte 
Schifflisticker  betrag  nicht  unter  5  Fr.,  bei  Akkordarbeit 
gieng  er  höher,  die  weiblichen  Hilfskräfte  erhielten  einen 
Taglohn  von  2 — 2*/2  Fr.  Die  Wollindustrie  war  ebenfalls 
gut  beschäftigt,  dagegen  scheint  die  Leinenindustrie  für  dieses 
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Jahr  keine  günstigen  Aussichten  zu  haben.  Die  Confektion 
von  Kleidern  und  Schuh waaren  hat  stets  eine  starke  Kon- 
kurrenz des  Auslandes  auszuhalten.  Die  Strohflechterei  gieng 
gut,  die  Papierfabrikation  und  die  chemischen  Produkte 
weniger  gut,  ebensowenig  die  neue  Calcium-Carbid-Industrie, 
was  wir  speziell  nicht  bedauern,  denn  sie  verunziert  mit 
ihrem  Rauch  ganze  Thalschaften.  Ueber  die  Maschinenindustrie 
sagt  der  Bericht  des  Vereins  schweizerischer  Maschinen-In- 
dustrieller, es  habe  im  Jahre  1899  eine  weitere  bedeutende 
Steigerung  der  Thätigkeit  der  schweizerischen  Maschinenin- 
dustrie stattgefunden.  Dies  ergiebt  sich  auch  aus  den  zur  Ver- 
gleichung  verfügbaren  Zahlenangaben,  nämlich  den  Ausfuhr- 
ziffern, den  Summen  für  eingeführte  Rohmaterialien  und  Halb- 
fabrikate, sowie  der  Anzahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  im 
Vergleich  zu  den  entsprechenden  Zahlen  des  Vorjahres.  Beson- 
ders bemerkenswerth  für  das  Anwachsen  der  Produktion  in 
der  Metall-  und  Maschinenindustrie  ist  die  Mehreinfuhr  bei 
Positionen  wie  Roheisen,  wo  sie  volle  26  Proz,  beträgt.  Die 
Arbeiterzahl  bei  den  dem  Verein  schweizerischer  Maschinen- 
iudustrieller  angehörenden  Firmen  ist  daher  auch  von  23,731 
auf  26,358  gestiegen,  was  eine  Vermehrung  von  11  Proz. 
bedeutet. 

Die  Uhrenindustrie  war  günstig ,  nur  die  Vereinigten 
Staaten  sind  dieser  Industrie  durch  hohe  Zölle  fast  ganz 
verschlossen.  Deutschland  ist  hier  der  beste  Abnehmer. 
Ebenso  war  die  Bijouterie  in  günstigem  Fortgange  begriffen, 
obwohl  noch  immer  mehr  von  solchen  Artikeln  eingeführt, 
als  ausgeführt  wird.  Die  Holzschnitzlerei  arbeitete  gut  trotz 
sehr  billigen  Preisen,  die  Ziegelei  und  Töpferei  dagegen  nicht. 

Von  den  andern  grossen  Erwerbszweigen  des  schwei- 
zerischen Volks  waren  der  Viehhandel  und  die  Käserei  im 
Jahre  1899    nicht    günstig   bestellt.     Der   grösste  Abnehmer 
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für  Käse  ist  Frankreich.  Ebenso  war  der  schweizerische 
Weinhandel  wenig  günstig  in  Folge  der  ausländischen  Kon- 
kurrenz und  leider  auch  der  Chemie,  die  in  diesem  Geschäft, 
wie  es  scheint,  eine  grosse  Rolle  spielt.  Die  Bierbrauerei 
litt  durch  den  eigenen  Konkurrenzkampf,  den  zahllose  Braue- 
reien mit  allen  möglichen  Mitteln  führen.  Am  Gedeihen  dieser 
Industrie  haben  wir  übrigens  gar  kein  nationales  Interesse. 
Ebenso  soll  die  Abträglichkeit  der  Tabakindustrie  nicht  gross 
sein,  obwohl  die  Tabakernte  gut  war  und  gut  bezahlt  wurde. 
Ueber  den  Absynth  vernehmen  wir  aus  allen  schweize- 
rischen Berichten  nichts  Genaues;  wenn  es  richtig  ist,  was 
Angaben  von  Abstinenzbroschüren  enthalten,  dass  in  unseren 
und  den  benachbarten  Fabriken  täglich  40,000  Liter  dieses 
Gifts  erzeugt  werden,  so  wäre  eine  grosse  Abnahme  auch 
dieser  Industrie  dringend  zu  wünschen.  Die  Kohleneinfuhr 
aus  dem  Ausland  steigert  sich  noch  immer,  der  Bericht  des 
Handels-  und  Industrievereins  sagt,  sie  habe  sich  seit  10 
Jahren  verdoppelt,  namentlich  durch  die  Eisenbahnen,  und 
die  Preise  sind  in  der  letzten  Zeit  erheblich  gestiegen.  Dieser 
Abhängigkeit  vom  Ausland  durch  eine  energische  Anhand- 
nahme  und  Entwicklung  der  schweizerischen  Wasserkräfte  ein 
Ende  zu  machen,  würde  eine  Hauptaufgabe  der  schweizeri- 
schen industriellen  Politik  sein. 

Ueber  eine  unserer  Hauptindustrien,  die  Hotellerie, 
hören  wir  immer  viel  zu  wenig  und  meistens  bloss  allge- 
meine Redensarten.  Die  Summe  der  wirklichen  Reisenden 
mit  ihren  Logirtagen  wird  wahrscheinlich  zu  hoch  taxirt  und 
über  den  wirklichen  Gewinn,  den  sie  im  Lande  zurücklassen, 
haben  wir  immer  nur  ziemlich  vage  Schätzungen  gesehen. 
Gewiss  aber  ist,  dass  die  grossen  Fremdenorte  angefangen 
haben  mittelst  Spielanstalten,  Veranstaltungen  von  allerlei 
Divertissements,    wie  Wettrennen  u.   dgl.,   eine  Klasse    von 
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Fremden  heranzuziehen,  die  wir  lieber  entbehren  möchten. 
Die  Gesundheit  und  Sittlichkeit  unseres  Volks  ist  uns  um 
einen  solchen  Gewinn  doch  nicht  feil  und  darauf  sollte  die 
Eidgenossenschaft  in  ihren  Behörden  ein  aufmerksameres  Auge 
richten,  wenn  die  Kantone  es  nicht  selber  thun.  In  Bezug 
auf  die  Landwirthschaft  verweisen  wir,  neben  dem 
später  folgenden  besonderen  Abschnitt  darüber,  auf  einen  in- 
teressanten Bericht  von  Professor  Anderegg  in  Bern  über: 
<Die  Hebung  der  schweizerischen  Landeskultur  durch  den 
Bund  und  die  Förderung  der  schweizerischen  Alpwirthschaft 
durch  Bund  und  Kantone»,  sowie  auf  den  zweiten  Jahres- 
bericht des  schweizerischen  Bauernsekretariates.  Eine  beson- 
ders interessante  Stelle  des  letztern  sagt: 

«Mit  Schreiben  vom  1.  März  1899  lud  das  schweizerische 
Handels-,  Industrie-  und  Landwirthschafts-Departement  den 
Bauernverband  ein,  eine  Delegation  zu  einer  Konferenz  zu 
entsenden,  in  welcher  die  Vorbereitung  der  Handelsverträge 
besprochen  werden  sollte.  Gerne  haben  wir  der  Einladung 
Folge  geleistet.  An  dieser  Konferenz  wurde  beschlossen,  zur 
Vorbereitung  der  Handelsverträge  eine  Enquete  zu  organi- 
siren,  die  den  Zweck  hat,  die  Wirkungen  unserer  bisherigen 
Zollpolitik  darzulegen  und  die  Wünsche  und  Anregungen 
der  Interessenkreise  zu  sammeln.  Die  Durchführung  der 
Enquete  wurde  den  drei  grossen  wirtschaftlichen  Ver- 
einigungen, dem  Handels-  und  Industrieverein,  dem  Gewerbe- 
verein und  dem  schweizerischen  Bauernverband,  übertragen. 
Selbstverständlich  haben  wir  uns  sofort  bereit  erklärt,  diese 
Aufgabe  zu  übernehmen.  Zum  ersten  Male  hat  nun  die 
Landwirthschaft  Gelegenheit,  gleichgestellt  mit  Handel,  In- 
dustrie und  Gewerbe,  bei  der  Neugestaltung  unserer  Handels- 
verhältnisse mitzuwirken.  Die  frühere  Zersplitterung  und 
Uneinigkeit  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  wird  auf  diesem 
Wege  gemieden  werden.  Es  ist  dies  als  ein  grosser  Erfolg 
der  Gründung  des  Bauernverbandes  zu  betrachten,  der  aufs 
Neue  die  Notwendigkeit  und  Berechtigung  unseres  Verbandes 
darlegt.     Zur  Wegleitung  für  die  Enquete  wurde  von  jener 
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Konferenz  ein  Programm  aufgestellt,  im  Uebrigen  aber  die 
Organisation  derselben  den  Verbänden  überlassen.  Wir  haben 
nun  die  Durchführung  der  Enqu&te  in  der  Weise  angeordnet, 
dass  das  Sekretariat  das  statistische  Material  zusammenstellt 
und  soweit  es  ihm  möglich  ist,  die  nothigen  Vorarbeiten 
trifft.  Sodann  haben  wir  4  Spezialkommissionen  eingesetzt, 
die  unter  Benutzung  der  vom  Sekretariate  bearbeiteten  Ma- 
terialien, die  Frage  berathen  und  zu  den  einzelnen  Positionen 
Anträge  stellen,  die  sodann  dem  leitenden  Ausschusse  und 
nachher  dem  Verbands  vorstände  unterbreitet  werden  sollen. 
Soweit  es  unbeschadet  der  konfidentiellen  Behandlung  möglich 
ist,  soll  sodann  noch  die  Delegirtenversaminlung  begrüsst 
und  von  dieser  Wegleitung  für  das  weitere  Vorgehen  geholt 
werden. » 

Es  wird  das  ein  wesentlicher  Beitrag  zur  Aufklärung 
unserer  gesammten  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  werden. 

An  der  Pariser  Ausstellung  dieses  Jahres  bestand 
der  reelle  Erfolg  der  Schweiz  in  den  Gebieten  der  Elek- 
trizitäts- Einrichtungen,  der  Uhrenraacherei,  Seidenindustrie, 
theilweise  auch  noch  der  Lebensmittel-  und  Konservenindustrie 
und  der  Kartographie.  Dagegen  lieferte  die  schweizerische 
Kunstausstellung  nach  allen  unbefangenen  Berichten  und 
trotz  der  freigebig  ausgetheilten  goldenen  Medaillen  ein  ziemlich 
klägliches  Bild,  was  wir  begreifen.  Auch  das  Schweizerdorf  er- 
zielte bei  weitem  nicht  die  gehoffte  Rendite.  Im  Ganzen  war 
die  Meinung  der  Besucher  dieses  Welt-Jahrmarktes  die,  dass 
er  auf  geraume  Zeit  der  letzte  gewesen  sei  und  dass  der 
Nutzen  dieser  Aussteilungen  überhaupt  ein  problematischer  sei. 

Für  die  nächste  Zukunft  ist  nicht  lauter  Sonnenschein 
in  unserem  materiellen  Volksleben  vorauszusehen. 

In  der  Mitte  des  Jahres  schon  brach,  zunächst  in  Zürich, 
ein  bedeutender  «Baukrach»  aus,  der  viele  Millionen  von  an- 
geblichen Vermögen  verschlang  und  auch  in  den  andern 
grösseren  Städten  der  Schweiz  bald  folgen  wird,  indem  überall 
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weit  über  das  Bedärfhiss  hinaus  und  oft  mit  ganz  unzureichen- 
den eigenen  Mitteln  gebaut  wird.  Tritt  dann  der  nothwendige 
Bückschlag  ein,  so  soll  der  Staat  für  die  gefährdeten  Spe- 
kulanten eintreten  und  die  künstlich  herbeigezogenen  zahl- 
reichen Arbeiter  versorgen. 

Das  Endresultat  aller  solcher  statistischen  Betrachtungen 
bleibt  für  uns  immer  das,  dass  der  Mensch  nicht  bloss  vom 
Brot  allein  lebt,  sondern  auch  noch  ganz  andere  und  wich- 
tigere Interessen  und  Bedürfnisse  kennt,  die  weniger  sta- 
tistisch zu  ermitteln  sind  und  von  denen  doch  sein  Gluck 
mehr,  als  von  dem  allgemeinen  Stand  der  Industrie  und  der 
Geldverhältnisse  abhängig  ist.  Diesen  Interessen  eine  viel 
grössere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  die  sehr  materielle 
Tendenz  des  19.  Jahrhunderts  im  gegenwärtigen  wieder  auf 
ihr  richtiges  Verhältniss  zu  den  geistigen  Interessen  zurück- 
zuführen, scheint  uns  ein  Hauptbedürfniss  der  dermaligen 
«Kultur»  zu  sein. 

Parteiwesen.  Im  August  dieses  Jahres  starb  der 
auch  in  der  Schweiz  durch  öftere  Beden  wohlbekannte  sozia- 
listische Agitator  Wilhelm  Liebknecht.  Mit  ihm  ist  nun  auch 
die  Aera  des  sogenannten  «Marxismus»,  namentlich  also  die 
Theorie  von  der  Unmöglichkeit  auf  Grund  der  jetzigen  Staats- 
ordnung den  ärmeren  Klassen  eine  bessere  Existenz  zu  ver- 
schaffen, zu  Grabe  getragen  worden  und  der  Sozialismus  wird 
—  wenigstens  bei  uns  —  unaufhaltsam  das,  was  er  sein  kann 
und  soll,  der  linke  Flügel  einer  radikalen  Partei,  während 
er  sich  allerdings  augenblicklich  bemüht,  in  einer  Allianz  mit 
ganz  entgegengesetzten  Anschauungen,  dieselbe  ihrer  Macht- 
stellung in  unserem  Lande  zu  berauben.  Es  würde  ihm  dies 
vielleicht  vorübergehend  gelingen,  wenn  nicht  hinter  dieser 
Partei    doch    der   grösste  Theil    des    schweizerischen  Volkes 
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-stünde,  der  sich  niemals  seiner  Führung  unterziehen  wird. 
Mit  gutem  Willen  hingegen,  von  beiden  Seiten,  wäre  noch 
Vieles  in  unserem  Staatswesen  zu  bessern,  nicht  aber  mit  der 
Theorie,  dass  alles  zuerst  umgestürzt  sein,  oder  dass  bei  der 
jetzigen  Staatsordnung  mit  Notwendigkeit  eine  allgemeine 
«Verelendung»  eintreten  müsse.  Sobald  einmal  auch  noch 
dieser  Gedanke,  wie  das  «eherne  Lohngesetz»,  aus  dem  Pro- 
gramm des  Sozialismus  entfernt  sein  wird,  welches  sich  ja 
überhaupt  seit  dem  «kommunistischen  Manifest»  schon  mehr- 
fach und  wesentlich  verändert  hat,  wird  derselbe  mit  andern 
Augen  betrachtet  werden.  Es  liegt  dabei  wesentlich  an  den 
sozialistischen  Führern  jedes  einzelnen  Landes,  dies  herbei- 
zuführen. 

Ueber  das  Versicherungsgesetz  richtete  der  Bischof  von 
St.  Gallen,  der  sich  desselben  in  rühmlichster  Weise  ange- 
nommen hatte,  ein  würdiges  Rundschreiben  an  seinen  Clerus, 
das  folgende  Stelle  enthielt: 

«Sollte  die  Vorlage  am  20.  Mai  begraben  .werden,  so 
wird  sie  eine  gewaltige  Summe  von  Segnungen  mit  ins  Grab 
nehmen,  welche  sie  unserm  Volke  hätte  bringen  können  und 
sollen.  Aber  das  ist  für  die  Katholiken  das  Ende  der  Ge- 
schichte noch  nicht,  sondern  höchstens  der  Anfang  von  Nieder- 
lagen. Wenn  das  Versicherungsgesetz  fällt,  so  fällt  es 
selbstverständlich  nicht  durch  die  Katholiken  allein;  aber  das 
Odium  der  Verwerfung  wird  auf  sie  gewälzt  werden  und 
namentlich  die  Seelsorger  dürften  die  Folgen  hievon  in  dop- 
pelter Weise  zu  fühlen  bekommen.  Auf  der  einen  Seite  wird 
die  Arbeiterwelt  der  Kirche  und  Seelsorge  noch  mehr  ent- 
fremdet werden,  auf  Bahnen  gelenkt  werden,  welche  vom 
christlichen  Standpunkt  nur  die  grössten  Bedenken  erregen 
können.  Der  20.  Mai  wird  so  oder  so  in  der  Geschichte  des 
sozialen  Lebens  in  der  Schweiz  einen  wichtigen  Wendepunkt 
bilden,  aber  nicht  bloss  für  dieses,  sondern  auch  für  das 
religiöse  Leben.     Wenn    dieser  Tag   uns   die  Arbeiter  nicht 
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näher  bringt,   so  wird   er    sie   von   uns  entfernen,   uns  ent- 
fremden, uns  immer  mehr  unzugänglich  machen.» 

Dass  unmittelbar  nachher  die  Kirche  und  Seelsorge  katho- 
lischer und  protestantischer  Confession  in  enger  Verbindung 
mit  dem  Sozialismus  einen  Ansturm  gegen  die  politischen 
Grundlagen  unseres  Staatswesens  unternahm  und  beinahe  die 
Brandfackel  einer  Alles  zerstörenden  Zwietracht  in  das  Land 
geworfen  hätte,  das  wird  ihr  unzählige  Herzen  in  den  besten 
Kreisen  der  schweizerischen  Bevölkerung  noch  viel  mehr  ent- 
fremden. 

In  Deutschland  folgte  der  einstige  Generalsekretär  der 
«Evangelisch-Sozialen»,  Göhre,  dem  natürlichen  Zuge,  der 
alle  solche  halb  Christlichen,  halb  Sozialen  schliesslich  zum 
ganzen  Sozialismus  führt,  indem  er  in  einer  Schneiderver- 
sammlung  in  Berlin  am  1.  Mai  seinen  Schritt  mit  der  fol- 
genden charakteristischen  Rede  begründete: 

«Genossinnen  und  Genossen!  Es  ist  heute  das  erste 
Mal,  dass  ich  diese  Anrede  in  einer  grossen  öffentlichen  Ver- 
sammlung gebrauche.  (Lebhafter,  anhaltender  Beifall.)  Heute 
vollziehe  ich  in  der  Oeffentlichkeit  meinen  Uebertritt  in  die 
Reihen  des  kämpfenden  Proletariats.  Von  Jugend  auf  die 
Bestrebungen  der  Arbeiterklasse  mit  lebhaftem  Interesse  ver- 
folgend, bin  ich  dahin  gekommen,  wohin  Jeder,  dem  es  mit 
der  Vertretung  der  Arbeiterinteressen  ernst  ist,  kommen 
muss:  zur  Sozialdemokratie.  Von  heute  an  marschire  ich  als 
einer  der  Euren  in  den  Reihen  des  kämpfenden  Proletariats.» 
(Stürmischer,  langdauernder  Beifall.) 

Die  andern  Führer  der  Christlich-Sozialen,  denen  es  mit 

der  Sache  Ernst  ist,  werden  auch  noch  folgen.  Das  Christen- 

thum    ist    eben  «sozial»    genug  in  sich    selbst  und    braucht 

diesen  Zusatz  nicht,   wo  es  richtig  ist.     Wo  dies   aber  nicht 

der  Fall  ist,  hält  es  in   der  Verbindung   mit   dem   stärkeren 

und  seiner  Natur  nach  atheistischen  Sozialismus  nicht  lange 

vor.      Ueber    den    französischen  Sozialismus    äusserten  sich 
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Stimmen  der  dortigen  Presse  bei  Anlass  eines  Congresses  in 
Paris,  welcher  die  «Internationale»  wieder  aus  ihrem  zwei- 
maligen Einschlafen  erwecken  wollte,  wie  folgt: 

«Der  internationale  Sozialistenkongress  ist  für  uns  nicht 
sehr  interessant;  wir  sehen  mit  grösserer  Spannung  dem 
französischen  entgegen.  Nicht  als  ob  der  französische  Sozia- 
lismus sich  in  einer  günstigem  Lage  befände,  als  der  deutsche, 
im  Gregentheil.  Er  ist  ein  aus  Deutschland  oder  Oesterreich 
eingeführter  Artikel,  wie  alle  die  «ismus»,  auch  der  Anti- 
semitismus und  sogar  der  Nationalismus,  die  in  Frankreich 
nur  zum  Konsum  von  Tinte  und  Papier  dienen.  Der  Sozia- 
lismus hat  keine  Existenzberechtigung  in  einem  Lande,  wo 
die  Mehrheit  der  Bürger  Grundbesitzer  sind  und  wo  das 
Elend  nirgends  heimisch  ist.  Der  französische  Sozialismus 
ist  nichts  weiter,  als  ein  ausgedehnter  Roman,  in  dem  einige 
Politiker,  ziemlich  viele  Professoren  der  Philosophie,  zahl- 
reiche Witzbolde  und  eine  mehr  oder  weniger  dichte  Schicht 
von  Leuten,  welche  tausendmal  leichtgläubiger  sind  als  die 
Lourdes-Pilger,  über  die  sie  sich  lustig  machen,  eine  Rolle 
spielen.  Dazu  gehören  auch  noch  gewisse  Elitenaturen, 
welche  die  Gerechtigkeit  lieben  und  sich  theilnehmend  um 
das  Loos  der  Kleinen  bekümmern.  Sie  spenden  ein  Laien- 
Almosen.» 

Das  Letzte  ist  namentlich  sehr  richtig.  Diese  Elitenaturen, 
denen  die  heutige  bürgerliche  Gesellschaft  zu  wenig  Anregung 
und  Befriedigung  bietet,  halten,  neben  der  unbestreitbaren 
Mangelhaftigkeit  vieler  wirthschaftlichen  und  politischen  Zu- 
stände, den  Sozialismus  über  Wasser,  der  sonst,  nur  mit 
Führern  und  Genossen,  wie  sie  in  der  Mehrzahl  vorhanden 
sind,  schon  längst  wieder  verschwunden  wäre. 

Gegen  den  Anarchismus  wurde  in  diesem  Jahre  der 
erste  Prozess  vor  dem  Bundesstrafgericht  nach  dem  soge- 
nannten «Anarchistengesetz»  vom  12.  April  1894  geführt. 
Die  Anklage  erfolgte  gegen  einen  «Almanacco  socialista 
anarchico   per   l'anno    1900»,  speciell    gegen    einen    Artikel 
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«Contra  la  monarchia»,  welcher  aufforderte  gegen  die  Gewehre 
und  Kanonen  derselben  Bomben,  Minen  und  Feuersbrünste  an- 
zuwenden. Die  Angeklagten  Bertoni,  Frigerio  und  Held 
wurden  sämmtlich  freigesprochen  und  die  Kosten  der  Eid- 
genossenschaft auferlegt.  Die  Art.  4  und  5  des  Gesetzes,  auf 
welche  der  Bundesanwalt  sich  berufen  hatte,  lauten  wie  folgt: 

«Art.  4.  Wer  in  der  Absicht,  Schrecken  zu  verbreiten 
oder  die  allgemeine  Sicherheit  zu  erschüttern,  zu  Verbrechen 
gegen  die  Sicherheit  von  Personen  oder  Sachen  aufmuntert 
oder  Anleitung  giebt,  wird  mit  Gefängniss  nicht  unter  6  Monaten 
oder  mit  Zuchthaus  bestraft.  —  Art.  5.  Werden  die  in  Art.  4 
bedrohten  Verbrechen  durch  die  Druckerpresse  oder  durch 
ähnliche  Mittel  begangen,  so  sind  die  sämmtlichen  Theilnehmer 
(Thäter,  Anstifter,  Gehülfen  und  Begünstiger)  strafbar  und 
es  finden  auf  dieselben  die  Vorschriften  des  Art.  69  bis  72 
des  Bundesstrafgesetzes  vom  4.  Februar  1853  keine  Anwendung. 
Gegen  den  Begünstiger  kann  auf  blosse  Geldbusse  erkannt 
werden. » 

Es  lässt  sich  aus  diesem  Vorkommniss  für  die  Zukunft 
der  Schluss  ziehen,  dass  man  dieses  Gesetz  lieber  nicht  an- 
rufen, als  Freisprechung  riskiren  sollte,  und  dass  es  überhaupt 
schwierig  sein  wird  gegen  Schweizerbürger  Verurtheilungen 
herbeizuführen,  während  man  sich  bei  Ausländern  mit  der 
Ausweisung  helfen  kann. 

Das  Gesetz  selbst  war  ein  Gelegenheitsgesetz,  das  in 
seiner  Ausführung  eine  sehr  grosse  Abmüderung  des  geradezu 
ungeheuerlichen  ersten  Entwurfes,  welchen  der  Bundesrath 
den  Käthen  vorgelegt  hatte,  enthielt.  Vergl.  darüber  Jahr- 
buch IX,  pag.  651. 

Heute  erscheint  aber  auch  die  jetzige  Fassung  dem 
Bundesgerichte  auf  solche  Aeusserungen,  wie  die  bezeichneten, 
unanwendbar.     So  ändern  sich  die  Stimmungen. 

Die  deutschen  Sozialisten  hielten  ihren  Parteitag  in  Mainz 
ab,  kurze  Zeit  nachdem  die  Katholiken  in  Bonn  getagt  hatten. 


\ 
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Ueber  den  Ersteren  äusserte  sich  eine  deutsche  Zeitung  wie 

folgt : 

«Dieselben  Männer,  die  sich  anheischig  machen,  Staat 
und  Gesellschaft  auf  eine  vollständig  neue  Basis  zu  stellen, 
die  unsere  politische  und  soziale  Ordnung  von  Grund  aus  um- 
gestalten und  durch  eine  vollständige  Aenderung  der  wirt- 
schaftlichen Existenzbedingungen  das  Proletariat  aus  der  Welt 
schaffen  wollen,  sind  eben  selbst  Angesichts  weit  geringfügigerer 
Probleme  durchaus  nicht  einig.  So  lange  es  sich  nur  darum 
handelt,  in  starken  Worten  oder  leuchtenden  Farben  irgend 
ein  Partei-Ideal  auszumalen  und  durch  eine  derartige  billige 
Leistung  den  Massen  zu  imponiren,  macht  sich  die  Sache  ganz 
leidlich.  Solange  herrscht  das  beste  Einvernehmen  und  so- 
lange bleibt  alle  Welt  im  Banne  der  Phrase,  mag  sie  auch 
noch  so  hohl  sein.  Sobald  es  aber  auf  die  Bezeichnung  der 
Mittel  ankommt,  die  von  Parteiwegen  oder  im  Interesse  der 
Partei  in  Anwendung  gebracht  werden  sollen,  um  das  Ideal 
zu  verwirklichen,  wogen  die  Ansichten  sofort  wild  durch- 
einander. Das  Wort:  «So  viel  Köpfe,  so  viel  Sinne»  bewahr- 
heitet sich  dann  gerade  in  dieser  anscheinend  so  gut  ge- 
festigten und  disziplinirten  Gemeinschaft.  Ja  selbst  über 
Zeit-  und  Streitfragen,  die  nicht  etwa  nur  von  sozialdemo- 
kratischer Seite,  sondern  in  allen  Parteilagern  diskutirt  werden, 
hat  ein  wirklicher  consensus  omnium  auf  dem  Mainzer  Kon- 
gresse nicht  erzielt  werden  können.  Man  hat  dort  über 
Schutzzoll  und  Freihandel,  über  Tarifentwürfe  und  Handels- 
verträge, über  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen  und  der- 
gleichen mehr  tagelang  hin-  und  herdebattirt  und  schliesslich 
auch  entsprechende  Resolutionen  gefasst;  wer  aber  aus  den 
Verhandlungen  und  den  Beschlüssen  über  das  Credo  der 
Sozialdemokratie  in  diesen  Dingen  sich  unterrichten  wollte, 
dürfte  kaum  zum  Ziele  gelangen.» 

Etwas  von  diesem  Urtheil   trifft   auch   bei  uns  zu.     Im 

Uebrigen  hat  der  4.  November  mit  seiner  Abstimmung  über 

die   Proportionalwahl    entschieden,    ob    wir    einer    stärkeren 

Betonung  des  Parteiwesens  anheimfallen,  oder  ob  das  Wort 

«Wir  wollen  sein  ein  einig  Volk  von  Brüdern,  in  keiner  Noth 
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nns  trennen  und  Gefahr»,  auf  dem  die  Fortexistenz  der 
Schweiz  beruht,  der  Wille  der  Mehrheit  ist.  Falls  am  4. 
November  die  Proportionalwahl  dem  Willen  der  Mehrheit 
entsprochen  hätte,  so  würden  sich  neue  Parteiverhältnisse, 
namentlich  eine  Anzahl  von  kleineren  Parteigruppirungen  ge- 
bildet haben,  die  den  bisherigen  nicht  ganz  entsprechen,  nnd 
hätte  es  dann  nichts  genützt,  sich  in  diesem  Jahrbuche  weiter 
über  das  Parteiwesen  auszusprechen«  Die  grösste  Partei  wäre 
dann,  falls  nicht  der  Stimmzwang  hätte  eingeführt  werden 
können,  die  der  Gleichgültigen  geworden,  denen  die  ganze  Wahl- 
und  Parteitreiberei  zum  Ekel  wird  und  die  sich  nicht  in  den 
scharfen  Parteischematismus  einschachteln  lassen  will,  welchen 
die  Proportionalwahl  mit  Notwendigkeit  nach  sich  zieht. 

Diese  Gleichgültigkeit  ist  aber  der  Anfang  vom  Ende 
der  Bepubliken  in  der  Welt. 

In  Bezug  auf  die  Frauenbewegung,  die  in  allen 
civilisirten  Ländern  eine  zunehmende  Bedeutung  gewinnt,  steht 
noch  immer  Amerika  an  der  Spitze.  Ein  amerikanischer 
neuerer  Bericht  sagt  darüber  folgendes: 

«Seit  30  Jahren  stehen  die  Frauen  Wyomings  auf 
gleichem  Fusse  mit  den  Männern  hinsichtlich  politischer 
Rechte,  und  das  Experiment  hat  sich  als  höchst  fruchtbringend 
erwiesen.  1893  gewährte  Colorado  den  Frauen  das  Recht, 
zu  stimmen  und  öffentliche  Aemter  zu  bekleiden,  und  drei 
Frauen  sind  in  seine  gesetzgebende  Körperschaft  gewählt 
worden.  Frauen  haben  in  diesem  Staate  aktives  und  passives 
Wahlrecht  für  den  Kongress.  Die  Verfassung  Utahs  giebt 
den  Frauen  dieselben  politischen  Rechte,  die  Männer  gemessen. 
Mrs.  Martha  Hughes  Cannon  ist  in  den  Staatssenat  gewählt 
worden  und  kandidirte  auch  für  das  Mandat  eines  Senators 
der  Vereinigten  Staaten. 

Idaho  fügte  1896  seiner  Verfassung  das  Amendement 
gleicher  politischer  Rechte  für  beide  Geschlechter  hinzu.   Ein 
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Jahr  später  ertheilte  Kansas  seinen  Bürgerinnen  das  Gemeinde- 
wahlrecht, und  einige  Städte  sind  von  Zeit  zu  Zeit  bloss  von 
Frauen  verwaltet  worden,  mit  einer  Bürgermeisterin  und 
einem  ausschliesslich  weiblichen  Gemeinderathe.  Heutzutage 
haben  die  Frauen  in  23  Staaten  und  einem  Territorium  das 
Recht,  in  Schulangelegenheiten  zu  stimmen.  Die  allgemeine 
Bewegung  nach  völliger  Befreiung  unseres  Geschlechtes  gährt 

_  * 

im  ganzen  Lande.  Die  ersten  Frauen,  die  im  Dienste  der 
Regierung  standen,  wurden  von  General  Spinner  schon  im 
Bürgerkrieg  angestellt,  um  Banknoten  zuzuschneiden  und  aus- 
zufertigen. Sie  erwiesen  sich  um  so  viel  tüchtiger  als  ihre 
Vorgänger,  dass  man  sie  auch  später  beibehielt,  und  heute 
wird  die  ganze  Arbeit  des  Geldzäblens  und  -Berechnens  in 
der  Finanzkammer  und  den  Münzämtern  von  Frauen  ver- 
richtet. 6100  Staatsbeamtinnen  arbeiten  für  Onkel  Sam  in 
der  Hauptstadt,  und  ein  gut  Theil  von  ihnen  hat  höchst  ver- 
antwortliche Stellen  als  Bureauchefs  inne.  Ausserdem  versieht 
eine  weibliche  Armee  den  Postdienst,  und  viele  fähige  Frauen 
sind  von  der  Regierung  zu  Fabrikinspek torinnen,  Marktkom- 
missärinnen  und  Zollbeamtinnen  bestellt  worden.» 

Ausserdem  giebt  es  nach  der  letzten  Zählung  1235  weib- 
liche angestellte  Geistliche,  15  Juristinnen,  welche  vor  dem 
obersten  Bundesgericht  plädiren  dürfen,  ebenso  haben  die 
Frauen  in  allen  Staaten,  wo  sie  wahlberechtigt  sind,  auch 
das  Recht  als  Richter,  und  Geschworne  zu  fungiren.  Von  der 
Regierung  des  Staates  Jowa  wurde  eine  Frau  zur  Exaini- 
natorin  bei  den  juristischen  Staatsprüfungen  ernannt.  Die 
amerikanische  Presse  verwendet  sich  auch  für  die  grundsätz- 
liche Gleichstellung  der  Frauen  in  allen  Gehältern,  die  viel- 
fach noch  ungleich  sind.  Im  Staate  Ohio  wurde  ein  Bolches 
Gesetz  bereits  erlassen.  Ausserhalb  Amerika's  wurde  die 
völlige  politische  Rechtsgleichheit  der  Frauen  in  West- 
Australien  eingeführt,  in  Neuseeland  und  Südaustralien 
bestand  sie  bereits. 

In  England  wurde  eine  Union  für  die  Rechtsgleichheit 
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der  Frauen  gegründet.  Im  Parlament  fand  eine  neue  grosse 
Diskussion  über  die  Wählbarkeit  der  Frauen  in  die  Gemeinde- 
räthe  statt  (Londoner-Verwaltungsbill),  die  schon  einmal  mit 
35  Stimmen  Mehrheit  bejaht,  dann  aber  vom  Oberhaus  ver- 
worfen worden  war.  Diesmal  sprach  sich  neben  dem  Premier- 
minister, Lord  Salisbury,  eine  Mehrheit  von  119  Stimmen 
dafür  aus.  In  N  o  r  w  e  g  e  n  ist  eine  Frau  zum  Konservator  des 
zootomischen  Museums  der  Universität  Christiania  ernannt 
worden.  In  Belgien  soll  ein  Gesetz  erlassen  werden,  wonach 
verheirathete  Frauen  selbständig  und  ohne  Bewilligung  ihrer 
Ehemänner  ein  Sparkassenbuch  halten  können,  mit  der  Be- 
schränkung, dass  die  monatliche  Einzahlung  nicht  100  Fr. 
übersteige.  In  Russland  ist  eine  Frauenhochschule  in 
Moskau  eröffnet  worden  und  sollen  auch  Ackerbauschulen  für 
dieselben  errichtet  werden. 

In  der  Schweiz  wurde  in  der  Sitzung  des  National- 
rathes  vom  21.  März  d.  J.  die  Gleichstellung  der  Frauen  in 
Bezug  auf  kommerzielle  Bildung  und  Lehrlingsprüfungen  mit 
60  gegen  bloss  10  Stimmen  beschlossen.  Alle  Vereine,  die 
eidgenössische  Subventionen  beziehen  wollen,  müssen  sich 
darnach  richten.  Der  grösste  und  zweckmässigste  Fortschritt 
wäre  es  gewesen,  wenn  die  Frauen  im  Kanton  Bern  in  die 
Schulkommissionen  wählbar  erklärt  worden  wären,  worüber 
das  Volk  dieses  Kantons  am  4.  November  abzustimmen  hatte. 
Das  Gesetz  ist  einstweilen,  zu  unserem  Bedauern,  verworfen 
worden. 

Für  das  künftige  Civilgesetz  haben  eine  Anzahl  Frauen- 
vereine bereits  gemeinsame  Postulate  zu  Händen  des  Eidgen. 
Justizdepartements  aufgestellt,  welche  wie  folgt  lauten: 

«Mit  Annahme  der  Rechtseinheit  durch  die  Revision  der 
Bundesverfassung  ist  der  Bund  zur  Gesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Civilrechtes  befugt,  wonach  alle  bisherigen  kan- 
tonalen Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  Personen-  und  Familien- 
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rechtes  aufgehoben  werden.  Bereits  ist  durch  die  Fürsorge 
Ihres  Departementes  der  Vorentwurf  des  Herrn  Professor 
Dr.  Eugen  Huber  erschienen  und  soll  in  nächster  Zeit  den 
Herren  Fachexperten  zur  Prüfung  vorgelegt  werden. 

Bei  aller  Anerkennung  für  die  äusserst  sorgfältige  und 
wohldurchdachte  Arbeit  des  Herrn  Professor,  müssen  wir 
uns  erlauben,  einige  Punkte  hervorzuheben,  welche  unserer 
Ansicht  nach  den  gegenwärtigen  Zeit  Verhältnissen  nicht  ge- 
nügend Eechnung  tragen. 

Diese  Punkte  betreffen  u.  A. 

I.  die    vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  (Art. 

179,  195  und  196); 
II.  das  Vormundschafts wesen  (Art.  308,  312  und  406,  franz. 

Text  auch  Art.  407); 
m.  das  Recht  der  geschiedenen  Frau  (168). 
Wir  veröffentlichen  nachstehend  die  einzelnen  Postulate 
unter  Beziehung  des  Wortlautes  des  Entwurfes. 

I.     Die  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe. 

Vorentwurf:  179.  «Er  (der  Ehemann)  bestimmt  die  ehe- 
liche Wohnung  und  hat  für  den  Unterhalt  von  Weib  und  Kind 
in  gebührender  Weise  Sorge  zu  tragen.» 

Postulat.  «Der  Ehemann  bestimmt  die  eheliche  Wohnung, 
wenn  er  für  den  Unterhalt  von  Frau  und  Kind  allein  aufkommt.» 

1896.  Vorentwnrf:  «Ordentlicher  Güterstand  ist  die 
Güterverbindung. » 

Postulat:  «Ordentlicher  Güterstand  ist  die  Güterunab- 
hängigkeit oder  Gütertrennung.» 

II.     Vormundschaftswesen. 

Vorentwurf:  308.  Bei  pflichtwidrigem  Verhalten  der 
Eltern  hat  die  Vormundschaft  die  geeigneten  Vorkehrungen 
zu  treffen,  um  Uebelstände  zu  beseitigen  und  ihrer  Wieder- 
holung vorzubeugen. 

Postulat :  Bei  pflichtwidrigem  Verhalten  der  Eltern  oder 
wenn  sie  in  schwierigen  Fragen,  bei  denen  das  Interesse  der 
Kinder  auf  dem  Spiele  steht,  uneinig  sind,  hat  die  Vormund- 
schaftsbehörde die  geeigneten  Vorkehrungen  zu .  treffen,  um 
Uebelstände  zu  beseitigen  und  ihrer  Wiederholung  vorzubeugen. 
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Vorentwurf:  312.  Verheirathet  sich  eine  Mutter,  die 
die  elterliche  Gewalt  über  die  Kinder  hat,  wieder,  so  hat  die 
Vormundschaft  den  Kindern  einen  Vormund  zu  setzen. 

Postulat :  Verheirathet  sich  ein  Ehegatte,  der  die  elter- 
liche Gewalt  über  die  Kinder  hat,  wieder,  so  hat  die  Vormund- 
schaft den  Kindern  einen  Vormund  zu  setzen. 

Vorentwurf:  406.  Zur  Uebernahme  des  Amtes  sind  ver- 
pflichtet : 

Die  Verwandten  und  der  Ehemann  der  zu  bevormun- 
denden Person,  sowie  alle  in  bürgerlichen  Ehren  stehenden 
Männer,  die  Einwohner  der  Gemeinde  sind,  wo  die  Vor- 
mundschaft stattfindet. 
Postulat:  Zur  Uebernahme  des  Amtes  sind  verpflichtet: 
Die  Verwandten  und  der  Ehegatte  der  zu  bevormun- 
denden Person,  sowie  alle  in  bürgerlichen  Ehren  stehenden 
Personen,  die  Einwohner  der  Gemeinden  sind,  wo  die  Vor- 
mundschaft stattfindet. 

III.     Das  Recht  der  geschiedenen  Frau. 

Vorentwurf:  168.  Ist  die  Ehe  geschieden,  so  nimmt  die 
Ehefrau  den  Namen  ihrer  angestammten  Familie  wieder  an, 

Postulat :  Die  geschiedene  Frau  —  insofern  das  Scheidungs- 
urtheil  sie  weder  des  Ehebruchs  noch  entehrender  Handlungen 
schuldig  spricht  —  hat  das  Recht,  den  Namen  des  geschie- 
denen Gatten  weiter  zu  führen  oder  ihren  Mädchennamen 
wieder  anzunehmen,  wrenn  sie  es  wünscht. 

Das  Frauencomite  Bern  hat  sich  mit  den  obgenannten 
Vereinen  bemüht,  die  jeweiligen  Wünsche  und  Beiträge  zur 
Vereinheitlichung  des  Civilrechtes  in  dieser  Kollektiv-Eingabe 
zusammen  zu  fassen  und  beehrt  sich  hiermit,  dieselbe  dem 
Tit.  Justiz-Departement  zu  unterbreiten. 

Wir  verdanken  Ihnen  die  Zusicherung,  dass  Sie  unsere 
Eingabe  der  Expertenkommission  vorlegen  und  zu  thunlichster 
Berücksichtigung  empfehlen  werden,  und  verbinden  mit  dieser 
Eingabe  die  dringende  Bitte,  Sie  möchten  in  einer  Ihnen  gut 
scheinenden  Weise  einer  Vertretung  der  mitunterzeichneten 
Frauenvereine  Gelegenheit  geben,  ihre  Ansichten  über  die  be- 
sonderen Fragen  vor  den  vorberathenden  Organen  (Kom- 
missionen u.  8.  w.)  zu  verfechten.» 
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Wesentlich  zn  diesem  Zwecke  eines  stärkeren  Zusammen- 
haltens in  allen  wichtigen,  das  Loos  der  Frauen  betreffenden 
Fragen,  wurde  im  Laufe  des  Jahres  ein  „Bund  schweizerischer 
Frauenvereine*  gegründet,  mit  der  dreifachen  Aufgabe: 

«Gegenseitige  Anregung  und  bessere  Verständigung  unter 
einander,  ein  gemeinsames  Vorgehen  bei  den  eidgenössischen 
Behörden,  endlich  eine  angemessene  Repräsentation  der 
Schweizerfrauen  dem  Ausland  gegenüber.  Was  den  letzten 
Punkt  betrifft,  so  rufen  die  sich  stets  mehrenden  Anfragen 
und  Aufforderungen  der  Frauen  im  Ausland  dringend  nach 
einer  solchen  repräsentativen  Centralstelle,  und  der  Mangel 
einer  solchen  wird  um  so  mehr  empfunden,  als  die  meisten 
andern  Länder  sich  schon  derartige  Organe  geschaffen  haben, 
oder  im  Begriffe  sind,  es  zu  thun.» 

Vertreten  bei  dem  Bunde  waren  in  der  konstituirenden 
Versammlung  desselben  bereits  17  Frauen  vereine.  Andere 
hielten  sich  vorläufig  noch  zurück,  werden  sich  aber  mehr 
und  mehr  überzeugen,  dass  sie  nur  durch  Zusammenhalten 
etwas  Rechtes  erreichen  können.  Das,  was  man  speziell 
«emanzipirt»  nennt,  wollen  wir  in  der  Schweiz  gar  nicht  be- 
fördern. Wir  Bind  selbst  für  die  weiblichen  Studirenden  in 
massenhafter  Anzahl,  vollends  für  die  Radlerinnen  oder 
sonstigen  Sportweiber,  oder  für  die  Verehrerinnen  von  Ibsen, 
Zola,  Schopenhauer,  oder  gar  Nietzsche  nur  höchst  massig 
eingenommen.  Es  ist  auch  ganz  wahr,  dass  die  Frau  in 
erster  Linie  in  ein  eigenes  Haus  hineingehören  würde  und 
dass  sie  selbst  weit  mehr  nach  Liebe  und  Verständniss  ihres 
eigentümlichen  Wesens,  als  nach  Regiment,  oder  Bethei- 
ligung an  demselben  verlangt.  Aber  das  Alles  beseitigt  die 
Thatsache  nicht,  dass  eine  immer  noch  steigende  Anzahl 
von  vielen  Tausenden  weiblicher  Wesen  eben  eine  Stellung 
in  einem  Hause,  durch  Heirath,  oder  sonstige  passende  Thätig- 

keit,  nicht  finden  können,  andere  Tausende  in  dieser  Stellung 
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durch  schlechte  Behandlung  und  Rechtlosigkeit  zu  einem 
halben  Sklavenleben  verurtheilt  sind,  und  dass  namentlich  in 
einem  republikanischen  Staatswesen  und  zur  Erziehung  der 
Söhne  eines  solchen  die  Beihilfe  und  das  lebhafte,  auf  eigener 
Theilnahme  an  den  Geschicken  des  Landes  beruhende  Interesse 
der  grösseren  Hälfte  der  ganzen  Bevölkerung  desselben  gar 
nicht  entbehrt  werden  kann.  Wir  wollen  doch  nicht  immer 
die  «Stauffacherin»  loben,  ihr  sogar  Denkmäler  projektiren 
und  das,  was  sie  nach  der  Volkssage  gethan  hat,  als  unweib- 
lich erklären.  Eine  grössere  aktive  Betheiligung  der  Frauen 
im  Schulwesen  scheint  uns  der  erste  Schritt  zur  Herstellung 
einer  grössern  Rechtsgleichheit  zu  sein,  nachher  wird  die 
Civilgesetzgebung  für  die  Frauen  eine  in  mancher  Hinsicht 
noch  gesichertere  Existenz  schaffen  müssen,  und  in  einer  ent- 
fernteren Zukunft  hätten  wir  auch  gar  kein  Bedenken,  sie 
unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  Männer,  denen  sie 
oft  genug  an  Einsicht  und  Charakter  überlegen  sind,  zu  dem 
aktiven  Stimmrechte  zuzulassen.  Es  scheint  sich  das  auch 
überall,  wo  es  bereits  besteht,  ausnahmslos  bewährt  zu 
haben  und  unsere  schweizerischen  Frauen  besitzen  im  Ganzen 
die  Eigenschaften,  welche  dafür  Garantie  bieten,  so  gut  wie 
die  Amerikanerinnen,  Australierinnen,  Engländerinnen,  die 
ihnen  darin  jetzt  voraus  sind. 

Von  der  Kirche  wäre  es  an  und  für  sich  gut,  so  wenig 
als  möglich  zu  berichten  zu  haben,  da  sie  eigentlich  dem 
inneren  Leben  der  Menschen  angehört.  Dennoch  aber  muss 
sie  doch  auch  aktiven  Einfluss  auf  das  ganze  Leben  besitzen, 
und  es  ist  gerade  die  Klage  unserer  Zeit,  dass  dies  bei 
sehr  grossen  Volkskreisen  nicht  mehr  stattfinde.  Das  aber 
mit  äusserer  Agitation  zu  verbessern,  das  ist  ein  Irrthum; 
das  religiöse  Bewusstsein  und  Leben  der  Völker  muss  sich  von 
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Innen  heraus  wieder  neu  aufbauen,  auf  den  ewigen  Grund- 
lagen des  Bedürfens  der  menschlichen  Seele  nach  einem  solchen 
besseren  Inhalt  des  Lebens,  während  die  blosse  Kirchenzu- 
gehörigkeit ohne  inneres  Bedürfniss  der  naturwissenschaft- 
lichen Strömung  der  Zeit  nicht  genügenden  Widerstand  leisten 
kann. 

Ueber  den  «Anierikanismus»  in  der  katholischen 
Kirche  veröffentlichen  wir  den  interessanten  Aufsatz  des 
schweizerischen  Gesandten  in  Washington,  welcher  über  diese 
Bewegung  im  Schosse  derselben  klaren  Aufschluss  giebt.  Die 
Trennung  von  Kirche  und  Staat  nach  dem  Muster  der  ame- 
rikanischen Bundesverfassung  ist  übrigens  natürlich  nur  ein 
Auskunftsmittel  vorübergehender  Art,  wie  noch  vieles  in  der 
Politik.  Das  Ideale  ist  eine  solche  Trennung  der  höchsten 
menschlichen  Interessen  nach  zwei  meistens  stark  diver- 
girenden  Centren  hin  nicht,  so  wenig  als  die  Trennung  von 
Philosophie  und  Religion,  aber  es  ist  oft  für  längere  Zeit- 
perioden schwer  die  höhere  Einheit  zu  finden. 

Der  Amerikanismus  ist  vorzugsweise  interessant  als  der 
Anfang  einer  Decentralisationsbewegung  in  der  römisch-katho- 
lischen Kirche,  welche  mit  der  Regierung  des  gegenwärtigen 
Papstes  muthmasslich  den  höchstmöglichen  Grad  der  Centrali- 
sation  erreicht  hat.  Nach  der  Einen  dieser  beiden  Richtungen 
werden  komplicirte  Organisationen  immer  tendiren,  die  politische 
Klugheit  besteht  meistens  darin,  diesen  Fortschritt  in  massigen 
Schranken  zu  halten.  Diese  Klugheit  hat  aber  das  Vatika- 
nische Conzil  s.  Z.  nicht  besessen. 

Mit  einer  Beschwerdeschrift  vom  16.  März  d.  J.  ver- 
langte der  Staatsrath  von  Waadt  auf  Grund  von  Art.  50  der 
B.-V.  von  dem  Bundesrathe  Massnahmen  gegen  den  Hilfs- 
bischof von  Sitten  wegen  eines  Fastenmandates  desselben! 
das  geeignet  sei,  die  guten  Beziehungen  zwischen  dem  Wallis 
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lind  dem  Kanton  Waadt  zu  beeinträchtigen.  Der  Bundesrate 
billigte  in  seiner  Entscheidung  vom  19.  Juni  (B.-Bl.  1900, 
Nr.  26)  den  bischöflichen  Erlass  nicht,  fand  sich  aber  auch  zu 
keinem  weitern  Einschreiten  veranlasst,  sondern  behaftete 
nur  den  Staatsrath  von  Wallis  bei  seiner  Erklärung,  den 
religiösen  Frieden  zwischen  den  beiden  Konfessionen  wahren 
zu  wollen.  Der  Staatsrath  von  Wallis  und  die 'katholischen 
Pressorgane  hatten  sich  u.  A.  auch  auf  protestantische,  aller- 
dings nicht  offizielle  Publikationen  berufen,  die  es  ebenfalls 
an  der  nöthigen  Toleranz  fehlen  Hessen.  Die  schweizerische 
(katholische)  Kirchenzeitung  sagt  von  einem  solchen  «Aufruf» : 

«Unsere  Leser  werden  sofort  bei  den  ersten  Zeilen  er- 
kennen, dass  der  Hauptzweck,  den  der  Verfasser  im  Auge 
hatte,  kein  anderer  ist,  als  den  römisch-katholischen  Christen 
den  gefährlichen  Irrthum  ihrer  Kirche  zu  zeigen  und  sie  zu- 
gleich zu  beschwören,  ihrem  Irrthum  zu  entsagen  und  im 
wahren  Sinne   des  Wortes   Christen   zu   werden,   d.  h.    sich 

als    eifrige    und    treue   Mitglieder der    evangelischen 

Kirche  zu  bekennen.  Dann  folgt  eine  Schmähschrift  gegen  die 
katholischen  Dogmen.  Wie  wagen  es  diese  Leute,  die  in  ihrer 
eigenen  Kirche  nicht  einmal  das  Grunddogma  der  Gottheit 
Christi,  mit  dem  das  Evangelium  steht  und  fällt,  zu  schützen 
vermögen,  eine  solche  Sprache  zu  führen  und  die  katholische 
Bevölkerung  mit  ihren  Zudringlichkeiten  und  Verläumdungen 
zu  behelligen !  Wir  erwarten  von  der  schweizerischen  Presse, 
namentlich  von  den  grössern  nicht  katholischen  Organen,  dass 
sie  bei  einer  event.  Besprechung  auch  die  Voraussetzungen 
und  Veranlassungen  dieses  Schreibens  erwähnen  und  klar- 
legen, nicht  aber,  wie  es  in  ähnlichen  Fällen  auch  schon  ge- 
schehen ist,  dasselbe  als  einen  Angriff  gegen  die  Protestanten 
hinstellen.  Wenn  man  einen  katholischen  Kanton  mit  be- 
rechneter Ausdauer  durch  eine  Fluth  von  Flugschriften,  Ka- 
lendern, Traktätchen,  Büchern,  Aufrufen  etc.  zu  Gunsten  der 
protestantischen  Propaganda  überschwemmt,  wenn  man  im 
Sommer  die  Fremdencentren  als  Operationspunkte  für  der- 
gleichen Unternehmen  ausbeutet  —  dann  darf  man  sich  nicht 
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wundern,  wenn  der  Diöcesanbischof  über  dergleichen  Propa- 
gandalitteratur,  über  Geschichtsfälschungen  in  scheinbar  pa- 
triotischen Werken,  über  Nebenabsichten,  die  protestantischen 
Mässigkeitsvereine  nur  als  Mittel  zu  andern  Zwecken  ge- 
stalten, über  die  gemischten  Ehen  u.  8.  f.  ein  scharfes,  ernstes 
und  klares  Wort  spricht.» 

Die  Thatsache,  dass  auch  von  Protestanten  mitunter  eine 
eifrige  Propaganda  in  katholischen  Ländern  versucht  wird,  lässt 
sich  wohl  nicht  leugnen ;  es  liegt  freilich,  wie  es  auch  der  Walliser 
Staatsrath  sagt,  in  der  Natur  eines  jeden  wahren  Glaubens, 
eifrig  zu  sein;  das  Masshalten  beidseitig  ist  die  Frage. 

Eine  Zeitlang  hatte  in  der  Presse  die  Nachricht  die 
Runde  gemacht,  es  bestehe  die  Absicht  für  den  römisch- 
katholischen Clerus  von  Südamerika  das  Cölibat  aufzuheben, 
da  dasselbe  dort  ausser  Gebrauch  gekommen  sei.  Es  hat 
sich  das  aber  nachträglich  nicht  bestätigt,  sondern  es  handelte 
sich  nur  um  die  nähere  Feststellung  eines  allerdings  weit- 
gehenden Dispensationsrechts,  nach  einem  päpstlichen  Erlass 
vom  15.  Dezember  1899. 

Ebenso  geringen  Weith  legen  wir  unsererseits  der  sogen. 
„Los  von  Rom-Bewegung*  in  Oesterreich  bei,  oder  umge- 
kehrt den  momentanen  Bekehrungen  einiger  Freidenker,  wie 
z.  B.  des  Herrn  Brünettere,  zu  den  Lehren  der  katholischen 
Kirche.  Zu  der  wirklichen  Bekehrung  zu  einer  christlichen 
Lebensanschauung  gehört  viel  mehr,  als  alle  diese  Convertiten 
an  innerer  Lebenskraft  aufzuwenden  haben.  Es  ist  auch  an 
sich  ganz  richtig,  was  der  Vorsitzende  eines  in  diesem  Jahre 
in  Deutschland  abgehaltenen  internationalen  Kongresses  katho- 
lischer Gelehr ter,  Prof.  Grauert,  in  seiner  Eröffnungsrede 
sagte : 

«Wir  wagen  es  nicht,  an  die  heiligen  Dogmen  der 
Kirche  zu  greifen.  Wir  beschränken  uns  auf  das  natürliche 
Erkennen,  wo  der  Mensch  und  sein  Geist  gewisse  Triumphe 
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gefeiert  hat.  Wir  glauben  aber  nicht  nur  an  die  gesicherten 
Wahrheiten  der  Wissenschaften,  sondern  auch  daran,  dass 
im  Interesse  des  Einzelnen  wie  der  Völker  und  Staaten  eine 
gefestigte  allgemeine  christliche  Weltanschauung  nicht  ent- 
behrt werden  kann.» 

Das  natürliche  Erkennen  ist  selbstverständlich  nicht 
alles ;  jenseits  desselben  befindet  sich  eine  andere  viel  be- 
sprochene, aber  trotzdem  unbekannte  Welt,  in  die  einzu- 
dringen unser  ewiges  Sehnen  bleiben  wird.  Nur  beginnt 
jenseits  der  Schranken,  welche  für  das  natürliche  Erkennen 
bestehen,  für  die  Einen,  die  einfach  angenommene  Lehre  einer 
alleinseligmachenden  Kirche,  für  die  Andern  die  individuelle 
Glaubensfreiheit  und  die  direkte  Beziehung  des  Menschen  zu 
den  übersinnlichen  Dingen.  Darin  liegt  eigentlich  jetzt  die 
Differenz;  mit  der  rein  freidenkerischen,  oder  was  ziemlich 
gleichbedeutend  ist,  oberflächlich  naturwissenschaftlichen  An- 
schauung des  menschlichen  Lebens  wird  eine  weniger  äusser- 
lich  glückliche  Zeit,  als  die  gegenwärtige,  leicht  fertig  werden, 
diese  Aera  ist  eigentlich  schon  jetzt  vorüber.  Aber  die  andere 
Differenz  besteht  fort,  solange  nicht  eine  sehr  viel  tiefere 
religiöse  Bildung  allgemein  wird,  und  darin  liegt  eigentlich 
der  Grundunterschied  zwischen  katholischer  und  protestan- 
tischer Glaubensauffassung,  obwohl  es  ja  auch  unter  den  Pro- 
testanten solche  giebt,  die  in  eine  noch  engere  kirchliche 
Dogmatik  gebannt  sind,  als  die  Katholiken,  welche  doch 
wenigstens  einer  viel  grossartigeren  und  weiteren  Gemeinschaft 
angehören. 

Auch  der  katholisirenden  Bewegung  in  England  legen 
wir  keinen  Wertli  bei.  Für  einen  Theil  der  heutigen  Eng- 
länder, welche  es  wagen  für  ihren  Erfolg  in  Südafrika  Gtott 
anzurufen,  passt  in  der  That  der  Protestantismus,  sogar  das 
Christenthum  nicht  mehr,  und  sie  tendiren  ganz  naturgemäss 
wenigstens  nach  einer  möglichst  äusserlichen  Gestaltung  des- 
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selben,  wie  sie  ja  übrigens  schon  in  der  dortigen  Hochkirche 
längst,  besteht.  Ein  Geistlicher  dieser  Kirche  schrieb  an  den 
Herausgeber  des  Jahrbuches  anlässlich  seiner  Broschüre  über 
den  «Boerenkrieg»  wörtlich,  die  Königin  von  England  müsse 
am  Besten  wissen,  was  Recht  und  Unrecht  sei,  daran  könne  man 
sich  einfach  halten.  Für  solche  Leute  passt  auch  ein  kirch- 
liches  unfehlbares  Lehramt  besser  als  die  protestantische 
eigene  Verantwortlichkeit  für  seine  üeberzeugungen.  Die  «Freie 
Kirche»  in  Schottland,  die  sich  1843  von  der  «established 
church  of  Scotland»,  der  dortigen  Staatskirche,  getrennt  hatte, 
hat  sich  jetzt  mit  einer  andern  freien  Kirche,  der  «United 
Presbyterian  Church  of  Scotland»,  vereinigt,  welche  ihrer- 
seits 1847  aus  zwei  freien  Kirchen  von  1733  und  1761  sich 
zusammengethan  hatte.  Die  jetzige  Verbindung  heisst  nun 
«The  united  free  church  of  Scotland.»  Viel  Werth  ist  solchen 
ausser  liehen  Vereinigungen  nicht  beizulegen,  die  Zukunft  des 
Protestantismus  liegt  in  einer  Vertiefung  seines  inneren  Gehalts. 

Ueber  die  wichtige  Angelegenheit  des  «Index»  ent- 
nehmen wir  einem  katholischen  Blatte  folgenden  Aufschluss: 

«Mit  der  am  25.  Januar  1897  erschienenen  Bulle  Offi- 
ciorum  ac  munerum  ist  eine  klare  Rechtslage  geschaffen 
bezüglich  jenem  Zweig  der  kirchlichen  Lehramtsverwaltung, 
welcher  mit  Präventivmassregeln  der  verderblichen  Lektüre 
zu  begegnen  sucht.  Infolge  der  beigefügten  Decreta  generalia 
de  prohibitione  et  censura  librorum  sind  alle  frühern  «Index- 
regeln, Observationen,  Instruktionen,  Dekrete  und  Monita» 
abrogirt  und  das  kirchliche  Bücherverbot  in  einer  den  heutigen 
Verhältnissen  Rechnung  tragenden  Weise  neugeordnet ,  wobei 
auch  das  Zeitungswesen  angemessene  Berücksichtigung  ge- 
funden hat.  Nicht  betroffen  von  der  Abrogation  ist  einzig 
die  Konstitution  Benedikt  XIV.  Sollicita  ac  provida  (über 
das  Censurverfahren)  und  das  amtliche  Verzeichniss  der  ver- 
botenen Bücher  (Index),  dessen  gründliche  Revision  durch 
eine    besonders    hiefür   eingesetzte    Kommission   übrigens   in 
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baldige  Aussicht  gestellt  ist.  Durch  den  Art.  45  der  neuen 
Dekrete  ist  auch  die  frühere  Controverse  abgeschnitten  worden, 
ob  die  Kegeln  hinsichtlich  des  Bücherverbots  in  einzelnen 
Ländern  zumal  der  deutschen  Zange  unverbindlich  seien.» 

Es  handelt  sich  also  nicht  um  eine  Aufhebung  der  früheren 
Bücherverbote  und  gewissermassen  eine  Freigebung  der  Lit- 
teratur  für  die  gläubigen  Katholiken,  sondern  nur  um  eine 
Revision  der  bisherigen  Register  der  verbotenen  Bücher,  die 
zu  gewärtigen  ist. 

Das  deutsche  Reichsgericht  hat  in  jüngster  Zeit 
zwei  Entscheidungen  getroffen,  durch  deren  Eine  festgestellt 
wird,  dass  der  Jesuitenorden  nicht  als  eine  «Einrichtung  der 
katholischen  Kirche»  zu  betrachten  sei,  durch  die  Andere 
«dass  die  öffentliche  Behauptung,  Luther  habe  sich  das  Leben 
genommen  (die  auch  bei  uns  noch  hie  und  da  vorkommt)  als 
Beschimpfung  der  protestantischen  Kirche  zu  betrachten  sei, 
auch  wenn  sie  im  Glauben  an  ihre  Richtigkeit  gethan  werde.» 

Die  Zeitschrift  «Kantstudien»  veröffentlicht  ein  päpst- 
liches Schreiben  an  den  französischen  Klerus  über  das 
StudiumderPhilosophie.  Dies,  schon  im  Urtext  französisch 
abgefasste,  vom  8.  September  1899  datirte  Schreiben  ist  in 
seinem  vollen  Wortlaut  in  der  Civiltä  Cattolica  (Ser.  XVII, 
Vol.  VIII,  S.  5—28)  veröffentlicht  und  die  Hauptstelle  lautet 
wie  folgt; 

«Lettre  Encyclique  de  S.  S.  le  Pape  Le*on  XIII  aux 
Archeveques,  Eveques,  et  au  Clerge"  de  France.  Nous  le 
disions  dans  Notre  Encyclique  Storni  Patris,  dont  nous  re- 
commandons  de  nouveau  la  lecture  attentive  ä  vos  Semina- 
ristes  et  k  leurs  maitres,  et  nous  le  disions,  en  nous  appuyant 
sur  l'autoritö  de  saint  Paul:  c'est  par  les  vaines  subtilit& 
de  la  mauvaisc  philosophie,  per  philosophiam  et  inanem  falla- 
ciam,  que  Tesprit  des  fideles  se  laisse  le  plus  souvent  tromper; 
et  que  la  purete  de  la  foi  se  corrompt  parmi  les  hommes. 
Nous  ajoutions,  et  les  evenements  accomplis  depuis  vingt  ans 
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ont  bien  tristement  confirme*  les  reflexions  et  les  apprähensions 
que  nous  exprimions  alors:  «Si  l'on  fait  attention  aux  con- 
ditions  critiques  du  temps  oü  nous  vivons,  si  l'on  embrasse 
par  la  pensee  l'etat  des  affaires  tant  publiques  que  privöes, 
on  d6couvrira  sans  peine  que  la  cause  des  mauz  qui  nous 
oppriment,  comme  de  ceux  qui  nous  menacent,  consiste  en 
ceci  que  des  opinions  erron6es  sur  toutes  choses,  divines  et 
humaines,  des  äcoles  des  philosophes  se  sont  peu  ä  peu  glissees 
dans  tous  les  rangs  de  la  societe  et  sont  arriv6es  ä  se  faire 
accepter  d'un  grand  nombre  d'esprits.» 

Nous  röprouvons  de  nouveau  ces  doctrines  qui  n'ont  de 
la  vraie  philosophie  que  le  nora,  et  qui,  ßbranlant  la  base 
meme  du  savoir  humain,  conduisent  logiquement  au  scepticisme 
universel  et  ä  l'irreligion.  Ce  nous  est  une  profonde  douleur 
d'apprendre  que,  depuis  quelques  ann£es,  des  catholiques  ont 
cru  pouToir  se  mettre  ä  la  remorque  d'une  philosophie,  qui, 
sous  le  spöcieux  pretexte  d'affranchir  la  raison  huraaine  de 
toute  id6e  preconcue  et  de  toute  illusion,  lui  d6nie  le  droit  de 
rien  affirmer  au  delä,  de  ses  propres  op6rations,  sacrifiant 
ainsi  ä  un  subjectivisme  radical  toutes  les  certitudes  que  la 
mätaphysique  traditionnelle,  consacree  par  Tautoritö  de  plus 
vigoureux  esprits,  donnait  comme  necessaires  et  inebranlables 
fondements  ä  la  d&nonstration  de  l'existence  de  Dieu,  de  la 
spiritualite  et  de  l'immortalite  de  l'äme,  et  de  la  röalite"  ob- 
jective  du  monde  exteneur.  II  est  profondement  regrettable 
que  ce  scepticisme  doctrinal,  d'importation  6trangöre  et  d'ori- 
gine  protestante,  ait  pu  etre  accueilli  avec  tant  de  faveur 
dans  un  pays  justement  celebre  par  son  amour  pour  la  clarte" 
des  idees  et  pour  celle  du  langage.  Nous  savons,  Venerables 
Freres,  ä  quel  point  vous  partagez  lä-dessus  nos  justes  prö- 
occupations,  et  nous  comptons  que  tous  redoublerez  de  sollici- 
tude  et  de  vigilance  pour  6carter  de  l'enseignement  de  tos 
S  6min  ai  res  cette  fallacieuse  et  dangereuse  philosophie,  in  et  tant 
plus  que  jamais  en  honneur  les  methodes  que  nous  recom- 
mandions  dans  notre  Encyclique  precitee  du  4  aoüt  1879.» 

Eine  andere  Encyclica  «De  Redemptore»  Tom  1.  Nov. 
d.  J.  hat  folgenden  Inhalt :  Der  Papst  spricht  zuvörderst  seine 
Freude  darüber  aus,  dass  die  Katholiken  aus  der  ganzen  Welt 
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anlässlich  des  heiligen  Jahres  nach  Eom  pilgern,  was  beweise, 
dass  die  Völker  sich  Christo  zuwenden.  Er  ermahnt  sodann 
jedermann,  zum  Erlöser  zu  kommen,  welcher  der  Weg,  die 
Wahrheit  und  das  Leben  ist.  Die  Entfremdung  von  Gott 
führe  zu  so  vielen  Verirrungen,  wie  auch  jetzt  besonders 
die  Völker  durch  Befürchtungen  und  immerwährende  Be- 
ängstigungen bedrückt  seien. 

Eine  römische  Meldung  kündigt  ferner  die  unmittelbar 
bevorstehende  Veröffentlichung  einer  päpstlichen  Encyclica 
über  die  «christliche  Demokratio  an.  Dieselbe  soll  al» 
eine  Art  Fortsetzung  der  Belehrungen  zu  betrachten  sein,  welche 
in  der  Encyclica  «Rerum  novarum»  enthalten  sind.  Man 
glaubt,  dass  die  neue  päpstliche  Kundgebung  gewisse  Forder- 
ungen der  christlichen  Demokratie  als  berechtigt  anerkennen, 
sich  aber  gegen  Missbräuche  und  Unzukömmlichkeiten,  die 
sich  manche  ihrer  Anhänger  zu  schulden  kommeu  lassen, 
wenden  wird.  Die  Encyclica,  welche  vornehmlich  für  die 
Katholiken  Belgiens,  Frankreichs  und  Italiens  bestimmt  ist, 
werde  somit  den  Zweck  verfolgen,  die  guten  Elemente  in  der 
katholisch-sozialen  Bewegung  von  den  schlechten  zu  sondern. 

Gestützt  auf  ihre  vorn  Bundesgericht  ausgesprochene 
Anerkennung  als  öffentlich-rechtliche  Korporation  hat  die 
christkatholische  Gemeinschaft  der  Stadt  St.  Gallen  be- 
schlossen, Anspruch  auf  das  Vermögen  des  katholischen  Kon- 
fessionstheiles,  das  «Erbe  des  hl.  Gallus»,  zu  erheben  und  dessen 
Theilung  zu  verlangen.  Sie  ersuchte  den  katholischen  Ad- 
ministrationsrath,  mit  ihr  in  Verhandlungen  darüber  zu  treten, 
erhielt  aber  die  Antwort,  dass  auf  katholischer  Seite  ein  der- 
artiger Anspruch  nicht  anerkannt  werde.  Die  Christkatho- 
liken wollen  sich  nun  an  das  Bundesgericht  wenden. 

Die  protestantische  Kirche  ringt  in  ihrem  Innern 
nach  grösserem  Lebensinhalt,  der  sich  ohne  Zweifel  aus  ihr 
selber  entwickeln  lässt,  ohne  dass  sich  die  dem  reellen  Glauben 
zugethane  Kirche  in  einzelne  Sekten  zu  zersplittern  nöthig 
haben  wird,   wie   es   die  Katholiken   oft  für   unausweichlich 
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halten.  Der  Katholizismus  ist  nicht  ihr  grösster  Gegner, 
selbst  nicht  in  der  Form  des  aggressiven  Ultramontanismus, 
wie  er  jetzt  namentlich  in  Deutschland  zur  Macht  zu  gelangen 
scheint,  sondern  die  Indifferenz  grosser  Massen,  auch  selbst 
unter  den  Gebildeten,  für  alles  Andere,  ausser  den  sogen, 
«wirtschaftlichen  Fragen>,  d.  h.  in  Wirklichkeit  und  un- 
Terblümt  gesagt,  einem  blossen  Genussleben  ohne  jedes  über 
das  irdische  Dasein  hinausreichende  Denken.  Wir  begegneten 
diesem  Gedanken  selbst  in  der  diesjährigen  Generalver- 
sammlung des  «Evangelischen  Bundes»,  der  sich  vorzugsweise 
immer  nur  mit  dem  Ultramontanismus  beschäftigt,  allerdings 
mit  einer  nach  unserer  Ansicht  unrichtigen  Schlussfolgerung. 

«Professor  Dr.  Seil  in  Bonn  über  Verlust  und  Gewinn 
des  Protestantismus  an  der  Jahrhundertwende.  Der  Pro- 
testantismus, sagte  er,  ist  die  Kraft  des  sich  immerfort  ver- 
jüngenden, neuen  Verhältnissen  sich  anpassenden,  fortschrei- 
tenden Christenthums,  während  der  Katholizismus  das  im 
Allgemeinen  stationäre  Christenthum  darstellt.  Wesen  und 
Entwicklung  des  Protestantismus  erkennt  man  am  besten  an 
seinen  Hauptvertretern,  Luther  für  den  religiösen,  Cromwell 
für  den  politischen  und  Kant  für  den  intellektuellen  Pro- 
testantismus, die  den  freien  Glauben,  den  freien  Staat,  die 
freie  Wissenschaft  repräsentiren.  So  stellt  der  Protestantismus 
ein  System  der  Freiheiten  dar,  die  den  Einzelnen,  die  Religion, 
die  Kirche  und  den  Staat  vor  gegenseitiger  Vergewaltigung 
bewahren  und  ein  Gleichgewicht  der  religiösen,  politischen 
und  intellektuellen  Kräfte  der  Menschheit  zur  Erreichung 
wahrer  Humanität  schaffen.  Das  Vordringen  der  Freiheiten 
in  der  Welt  ist  daher  die  Geschichte  des  Protestantismus  im 
19.  Jahrhundert.  Sein  Feind  ist  nicht  der  Unglaube,  der  auch 
der  Freiheit  bedarf,  auch  nicht  der  Katholizismus,  sondern  das 
von  der  offiziellen  römischen  Kirche  adoptirte  System  des 
Ultramontanismus,  der  Anspruch,  dass  dem  Papst  die  Herrschaft 
über  die  Geister  und  eine  indirekte  Herrschaft  über  die  Welt 
zur  grössern  Ehre  Gottes  gebühre.  Einen  sichern  Ueberblick 
über  die  Fortschritte  des  protestantischen  Kirchengebietes  zu 
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geben,  ist  bei  der  Unsicherheit  der  Statistik  nicht  möglich,  doch 
ergiebt  sich  so  viel,  dass  bei  dem  Vordringen  der  einen  Kon- 
fession in  das  Gebiet  der  andern  sich  die  Minoritäten  in  stärkerer 
Zunahme  befinden.  Der  Katholizismus  ist  da  am  stärksten, 
wo  er  im  kräftigsten  Wettbewerb  mit  dem  Protestantismus 
steht,  nämlich  in  Deutschland  und  Nordamerika.» 

Wenn  der  Ultramontanismus  und  nicht  der  Unglaube  der 

Hauptfeind  des  protestantischen  Glaubens  ist  und  derselbe  da 

am  meisten  blüht,  wo  der  Protestantismus  ebenfalls  am  stärksten 

vertreten  und  entwickelt  ist,    so  wäre  ja,    nach  den  Regeln 

der  gewöhnlichen  Logik,  eine  geringere  Thätigkeit  des  letztern 

zu  wünschen,  was  doch  nicht  wahr  sein  kann. 

«Die  Versammlung  nahm  sodann  zwei  Eesolutionen  an, 
von  denen  die  erste  die  ungerechtfertigten  öffentlichen  An- 
griffe gegen  die  evangelische  Mission ,  insbesondere  den 
Vorwurf,  dass  protestantische  Missionare  schuld  seien  an  den 
Wirren  in  China,  zurückweist.  Der  Evangelische  Bund  hofft 
zuversichtlich,  dass  in  kürzester  Zeit  in  der  gesainmten  evan- 
gelischen Bevölkerung  Deutschlands  die  Ueberzeugung  zum 
Durchbruch  kommen  wird,  dass  die  evangelische  Mission  die 
friedliche  Kulturentwicklung  Chinas  keineswegs  aufhält,  viel- 
mehr an  erster  Stelle  berufen  ist ,  die  Wiedergeburt  des  im 
Aberglauben  und  in  einer  todten  Kultur  erstarrten  chinesischen 
Volkes  zu  bewirken.  Die  zweite  Resolution  verurtheilt  in 
scharfen  Worten  das  Schreiben  des  Papstes  an  den  Kardinal- 
vikar von  Rom,  vom  19.  August,  gegen  die  Duldung  des 
Protestantismus  in  Italien.» 

«Die  evangelische  Synode  in  St.  Gallen  ertheilte  dem 
zwischen  dem  zürcherischen  Initiativcomite*  für  die  Erwerbung 
und  den  Unterhalt  des  Zwinglihauses  in  Wildhaus  einer- 
seits und  dem  evangelischen  Kirchenrathe  des  Kantons  St.  Gallen 
andererseits  abgeschlossenen  Abtretungs-  und  Uebernahms- 
vertrag  die  Genehmigung.  Der  Kirchenrath  ist  ermächtigt  und 
beauftragt,  die  noch  ausstehenden  Reparaturen  auszuführen.» 

«In  Lausanne  fand  die  feierliche  Enthüllung  des  Vinet- 
Denkmals  auf  der  Montbenonpromenade  vor  dem  Bundesge- 
richtsgebäude statt.     Vor  der  Enthüllung  versammelten  sich 
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die  Hochschuldelegationen  und  die  Behörden  in  der  Kirche 
zu  St.  Francris  zur  Anhörung  mehrerer  Vorträge  über  Vinet. 
Sodann  formierte  sich  der  Zug  nach  dem  Denkmal.  Der 
Präsident  der  «Beiles  lettres»  übergab  dasselbe  unter  dem 
Beifall  der  Anwesenden  der  Stadt  Lausanne,  in  deren  Namen 
Stadtpräsident  Gagnaux  dankte.  Hierauf  fand  im  Hotel 
«Beausite»  ein  Festbankett  statt,  an  dem  abermals  mehrere 
Reden  gehalten  wurden.» 

In  einer  derselben  fanden  wir,  neben  dem  üblichen  etwas 

überschwänglichen  Lobe  des  Gefeierten,    doch  auch  folgende, 

etwas  vorsichtig  ausgedrückte,  Bemerkungen: 

«A  l'heure  oü  parut  Vinet,  Papologätique  protestante 
faisait  pauvre  figure.  Infidöle  ä  1'esprit  de  la  Reformation 
et  captive  d'une  scolastique  bätarde,  eile  combinait  les  pro- 
cedes  les  plus  heterogenes  et  le  moins  satisfaisants.  Tantöt 
eile  prötendait  imposer  les  Ecritures  et  les  affirmations  du 
dogme  ä  coup  d'autoritö;  tantöt  eile  demandait  ä  l'histoire, 
particuliörement  au  miracle  historique,  la  preuve  d'une  rev6- 
lation  surnaturelle;  tantöt  enfin  eile  appuyait  l'objet  de  la 
foi  sur  des  arguments  rationnels  et  croyait  le  demontrer  par 
voie  syllogistique. 

Vinet  touche  au  point  culminant  de  la  conception  qu'il 
entretenait  de  la  realite*  spirituelle  du  christianisme.  Mais 
j'avoue  qu'il  possede  la  chose  mieux,  qu'il  ne  la  d6gage  ou  ne 
l'explique.  Sa  pens6e  n'est  pas  toujours  6gale  ä  son  intuition 
et  les  definitions  manquent  parfois  ä  sa  pensee.  II  y  a  des  lacunes, 
des  obscurit6s,  des  oscillations.  Un  travail  restait  ä  faire  que 
nous  aurions  du  reprendre  et  que  nous  avons  trop  ne"glige\» 

Für  uns  ist  Alles,  was  der  fanzösische  Protestantismus 
seit  Calvin  bis  jetzt  geleistet  hat,  mehr  Theologie  als  Christen- 
thum;  auch  Vinet  hat  von  demselben  entweder  nur  eine  un- 
vollkommene Vorstellung  gehabt,  oder  seine  Gedanken  nicht 
hinreichend  klar  auszudrücken  vermocht.  Das  muss  noch  in 
den  leitenden  Kreisen  klarer  werden,  als  bisher. 

Ueber  den  «christlichen  Sozialismus»  in  Deutsch- 
land, der  bei  uns  kein  grosses  Feld  der  Thätigkeit  erlangte, 
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weil  ihm  eben  das  christliche  Element  stark  fehlt,  spricht  sich 
Stadtdekan  Braun  von  Stuttgart  in  einem  Vortrag  im  Schosse 
des  Evangelischen  Vereins  in  Berlin,  wie  folgt  aus: 

«Lassen  wir  die  evangelisch-soziale  Form  beiseite,  die 
einen  mehr  akademischen  Charakter  trägt  und  mit  ihrem 
Kongress  einem  übrigens  höchst  werthvollen  und  fruchtbaren 
Gedankenaustausch  über  soziale  und  sozialethische  Fragen 
dient  —  so  stellen  die  beiden  andern,  unmittelbar  am  prak- 
tischen öffentlichen  Leben  betheiligten,  die  an  die  Namen 
Stöcker  und  Naumann  anknüpfen,  gleichsam  zwei  Etappen 
dar:  Stöcker  wollte  und  will  mit  seiner  christlich-sozialen 
Partei  und  seiner  kirchlich-sozialen  Konferenz  weitgehende 
wirtschaftliche  Reformen,  Förderung  des  vierten  Standes  in 
seinem  Streben  nach  besserer  Lebenshaltung,  aber  das  alles 
theils  als  Vorbedingung  und  Vorbereitung,  theils  als  Er- 
gänzung geistlich  sittlicher  Erneuerung  des  Volksganzen, 
die  ihm  die  Hauptsache  bleibt. 

Für  Naumann  und  seine  national-soziale  Partei  ist  das 
wirthschaftliche  Volkswohl  als  Selbstzweck  dem  sittlich- 
religiösen koordinirt  und  ebenbürtig,  und  als  dritter  Faktor 
tritt  der  nationale  hinzu.  Aber  das  religiöse  Element  verträgt 
eine  solche  Koordinirung  nicht,  es  wird  in  diesem  Triumvirat 
von  selbst  zum  Lepidus  —  das  zeigt  schon  der  Name  «national- 
social»,  in  dem  gerade  der  religiöse  Faktor  ignorirt  ist. 

Den  letzten  Schritt  auf  dieser  Bahn  hat  Christof  Blum- 
hardt  der  Sohn  gethan  mit  seinem  Uebergang  zur  Sozial- 
demokratie. Auswärts  hat  diese  Thatsache  wohl  noch  mehr 
Befremden  erregt  als  bei  denen,  die  die  Verhältnisse  und 
Personen  in  Württemberg  kennen.  So  schmerzlich  uns  die 
Thatsache  sein  muss,  dass  ein  geistlicher  Segensquell  wie 
Boll  ein  sozialistisches  Hauptquartier  werden  soll,  so  wenig 
ist  die  Sache  unvermittelt  gekommen.  Schon  seit  Jahren 
hat  Blumhardt  in  eigentümlicher  Eeaktion  gegen  die  phan- 
tastisch-übersinnliche Gedankenwelt  des  alten  Boll  das  Werth- 
legen  auf  jenseitige  Ziele  und  rein  geistliche  Güter  bekämpft 
und  das  kommende  Gottesreich  fast  ausschliesslich  gesucht 
in  einer  möglichst  befriedigenden  und  behaglichen  Gestaltung 
der  irdischen  Verhältnisse  für  alle  Menschen.    Er  bildet  damit 
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nur  ein  Glied  in  der  grossen  Heerscbar  des  praktischen 
Materialismus,  die  sich  von  der  äussersten  Linken  der  irre- 
ligiösen Sozialdemokratie  herüber  erstreckt  bis  zur  äussersten 
Rechten  jener  vermeintlich  frommen  Theorien  und  Anstalten, 
in  denen  Krankenheilung  und  Abwendung  irdischer  Uebel 
überhaupt  als  hauptsächlicher  Glaubensgewinn  erstrebt  und 
als  hauptsächlicher  Gebetsgegenstand  gepflegt  wird.  (Selbst 
an  sich  löbliche  Bestrebungen  wie  Temperenz  oder  Vegeta- 
rianismus  gehören,  wo  man  sie  einseitig  auf  die  Spitze  treibt 
und  ihre  Sache  als  einziges  Vademecum  des  Glücks  prokla- 
mirt,  in  diese  Reihe).  Blumhardt  ist  langsam  vom  rechten 
Flügel  auf  den  linken  herübergewandert  und  bringt  nun  dahin 
den  Zauber  des  Namens  Boll  mit.  Ob  dieser  Zauber  weiter 
wirken  und  ob  er  selbst  dort  stehen  bleiben  wird,  wissen 
wir  heute  nicht.  Vor  etlichen  Tagen  hat  Chr.  Blumhardt 
in  einer  Versammlung  der  Stuttgarter  Vorstadt  Ostheim,  den 
Unglauben  der  sozialen  Genossen  entschuldigend,  nach  den 
Berichten  der  Tagesblätter  gesagt:  «Glaube  an  die  Mensch- 
heit ist  so  viel  werth  wie  Glaube  an  Gott.» 

Dass  dem  geschilderten  Materialismus,  dem  frommen  wie 
dem  anfrommen,  die  Kirche  Christi  nicht  nachgeben  darf  und 
dass  vor  ihm  auch  die  Innere  Mission  die  Segel  nicht  streichen 
darf,  das  ist  selbstverständlich,  so  gewiss  die  Kirche  sich  an 
das  Wort  Jesu  bindet:  «Was  hülfe  es  dem  Menschen,  so  er 
die  ganze  Welt  gewönne  und  nähme  doch  Schaden  an  seiner 
Seele.» 

Eine  grosse  Lebensfrage  für  die  protestantische  Kirche 
wird  die  Pazifikation  in  China  werden,  welche  nicht  ohne  eine 
starke  Beschränkung  ihrer  Missionsthätigkeit  daselbst, 
oder  wenigstens  einen  Anlauf  hiezu  stattfinden  wird.  Es  ist 
fast  zur  Kegel  geworden  die  Aufregung  im  chinesischen  Volke 
den  Missionaren,  statt  den  habgierigen  Kaufleuten,  in  die 
Schuhe  zu  schieben.  Typisch  dafür  war  eine  Rede  von  Lord 
Salisbury  vom  19.  Juni,  ein  wahres  Prachtstück  jener  eng- 
lischen Heuchelei,  welche  dort  vielen  aufrichtigen  Menschen 
die  Beligion   überhaupt  verdächtig  macht   und    sie   in   das 
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entgegengesetzte  Lager  der  Religionsverächter  treibt.     Der 
Zeitungsbericht  darüber  lautet: 

«Lord  Salisbury  hielt  gestern  im  Missionärverein  zu 
Exeterhall  eine  Eede.  Er  wies  darauf  hin,  dass  die  Missionäre 
im  auswärtigen  Amte  nicht  populär  seien.  Die  Martyrien 
der  alten  Zeiten  wirkten  nicht  in  der  Weise  auf  die  Tages- 
ereignisse zurück  wie  die  von  heutzutage,  die  je  weilen  zu 
einem  Appell  an  den  Konsul  führen.  Das  Verhalten  der 
Missionäre  hat  die  Vermuthung  aufkommen  lassen,  dass  ihre 
Absichten  nicht  rein  religiöser  Natur  seien.  Ein  arabisches 
Sprichwort  sagt:  Zuerst  kommt  der  Missionär,  dann  der 
Konsul  und  schliesslich  der  General.  (Richtig !)  Die  Christen- 
metzeleien sind  nicht  auf  den  Hass  der  Chinesen  gegen  die 
Religion  zurückzuführen,  der  gegenüber  die  Chinesen  sich 
sehr  gleichgültig  verhalten,  sondern  auf  den  Glauben,  dass 
die  Thätigkeit  der  Missionäre  zu  den  von  der  Regierung  an- 
gewendeten Mitteln  gehöre,  um  zu  ihren  Zwecken  zu  gelangen. 
(So  ist  es  bei  England  in  der  That.)  Daraus  entspringen  blutige 
Dramen.  Salisbury  beschwört  die  Missionäre,  Alles  zu  ver- 
meiden, was  den  Schein  der  Verletzung  einer  fremden  Religion 
erwecken  könnte  (!).  Die  Versammlung  nahm  einstimmig  eine 
von  Salisbury  vorgeschlagene  Tagesordnung  an,  welche  Gott 
ihren  Dank  für  die  erreichten  Erfolge  ausspricht.» 

Also  missioniren  soll  man,  aber  jeden  Schein  der  Ver- 
letzung einer  fremden  Religion  völlig  vermeiden.  Die  Mis- 
sionare in  China  und  Indien  werden  dieses  Kunststück  eines 
Equilibristen  schwerlich  fertig  bringen.  Mit  Recht  sagte 
darauf  eines   unserer  religiösen  Blätter : 

«Es  sind  wohl  schon  Fehler  gemacht  worden  und  es  gilt 
für  unsere  Missionare  vorsichtiger  zu  sein.  Aber  durch  die 
gemachten  Fehler  wäre  nie  ein  solcher  Aufstand  entbrannt! 
Man  vergleiche  mit  den  Reizungen  der  Missionare  das,  was 
die  Weltmächte  nach  dem  japanisch-chinesischen  Krieg  an 
Verletzungen  geleistet  haben,  einen  Hafen  um  den  andern 
haben  sie  weggenommen,  europäische  Zeitungen,  die  jetzt  auch 
in  China  gelesen  werden,  reden  von  der  «  Auf th  eilung  Chinas». 
Und    das    sollen    sich   die    Chinesen    alles    gefallen    lassen?! 
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Die  Kulturcrzeugnisse,  Telegraph  und  Eisenbahn,  kommen 
ganz  anders  in  Konflikt  mit  dem  chinesischen  Glauben,  als 
die  stille  Arbeit  der  Mission.  Rücksichtslos  wird  gegraben, 
ausgefüllt,  Gräber  verletzt  durch  die  Eisenbahnbauten.  So 
sehr  werden  die  Chinesen  in  ihren  Anschauungen  verletzt 
durch  den  Bau  der  Telegraphen,  dass  man  die  drakonische 
Schutzmassregel  aufstellen  musste :  wer  einen  Telegraph  ver- 
letzt, wird  an  der  Telegraphenstange  aufgeknüpft!  Dazu 
kommt  noch  das  Gerücht,  die  Europäer  brauchten  zu  ihren 
Wallarbeiten  Kinderleichname.  Nicht  die  Mission  ist  also 
Schuld,  aber  die  Diplomaten  und  Handelsleute  suchen  nach 
einem  Sündenbock,  damit  sie  nicht  gestehen  müssen:  wir 
sind  schuld.» *) 

Und  eine  deutsche  Zeitung  fügt  bei: 

«Die  Stimme  des  deutschen  evangelischen  Volkes  geht 
meist  dahin,  in  dem  chinesischen  Kriege  eine  Art  Nemesis 
zu  sehen,  die  der  christlichen  Kultur  Europas  als  Vergelt- 
ung für  die  schweren  Sünden,  die  sie  sich  in  Süd- 
afrika gegen  ein  braves  christliches  Volk  hat  zu 
schulden  kommen  lassen,  zu  theil  wird.» 

In  einer  Schrift  von  Dr.  Löwenthal,  Berlin  «Der  Ban- 
kerott der  Darwin-Hacckel'schen  Entwicklungstheorie»  wird, 
nach  der  Darstellung  der  Mängel  dieser  Theorie,  deren  kurzer 
Ruhmestag  selbst  in  den  nahestehenden  Kreisen  schon  vor- 
über zu  sein  scheint,  eine  neue  «Kogitanten-Keligion»  vor- 
geschlagen, deren  oberste  Leitung  in  den  Händen  eines 
«Kultuspräsidenten»  (des  Verfassers  der  Broschüre)  und  in 
den  einzelnen  Ländern  in  der  von  «Kultuspräfekten»  und  «Ge- 
meinderektoren» ruhen  soll.  Die  Kogitanten  haben  drei 
Jahresfeste:  Neujahr,  Frühlings-  und  Herbstfest.  Freiwillige 
Beiträge  (die  wohl  nicht  sehr  reich  sein  dürften)  werden  «am 
schwarzen  Brett  der  Kultushalle»  verdankt. 


*)  Ein  gutes  Schriftchen  darüber  ist:  «Die  chinesische  Mission 
im  Gerichte  der  deutschen  Zeitungspresse»   von  Prof.  Dr,  Warneck. 
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Es  liegt  nahe,  von  dieser  Schrift  auf  das  Volk  Israel 
überzugehen.  Von  der  zionistischen  Bewegung  ist  diesmal 
nichts  zu  berichten ;  sie  wird,  so  lebhaft  sie  begann,  dennoch 
im  Sande  verlaufen,  weil  sie  das  wirklich  gläubige  Judenthum 
nicht  hinter  sich  hat  und  in  dem  Reformjudenthum  keinerlei 
Segen  ist.  Mit  drei  Eiden,  sagt  der  Talmud,  schickte  Gott 
sein  Volk  ins  Exil:  Es  darf  nicht  eigenmächtig  die  Rückkehr 
suchen,  sondern  muss  warten,  bis  Gott  es  zurückführt;  es 
darf  sich  nie  gegen  die  Staaten  empören,  die  es  zeitweilig 
beherbergen;  der  dritte  Eid  legt  diesen  Staaten  auf,  dieses 
Volk  auf  Gefahr  eigenen  Unheils  nicht  zu  drücken.1)  Im 
Uebrigen  ist  sein  Schicksal  schon  in  seinem  eigenen  Religions- 
buche V.  Mose  Kap.  XXX  so  deutlich  als  nur  möglich  voraus- 
gesagt und  Jeremias  III  13—25;  IX,  14,  15;  VII,  22,  23  g^ebt 
die  weitere  Erläuterung  dazu.  Anderes,  als  vorerst  die  volle 
Rückkehr  zu  ihrem  Gott,  wird  den  Juden  niemals  aufhelfen. 
In  ganz  ähnlichem  Sinne  sprach  sich  der  Kölner  Erzbischof 
gegenüber  einer  Deputation  der  jüdischen  Gemeinde  über  den 
„ Antisemitismus to  aus,  der  nur  eine  Folge  des  beidseitigen 
Mangels  an  Religion,  bei  Juden  und  Christen  gewesen  ist. 
Er  sagte  unter  Anderem: 

„Er  werde  wie  bisher  den  Israeliten  die  wohlwollendste 
Gesinnung  entgegenbringen.  Wie  einst  vor  2000  Jahren  einer 
der  grössten  Männer  des  jüdischen  Stammes  (der  Apostel 
Paulus)  in  seinem  Sendschreiben  an  die  Römer  hervorgehoben 
habe,  indem  er  fragte:  „Was  haben  die  Juden  vor  den  Heiden 
voraus?"  und  antwortete:  „Sie  haben  den  Vorzug,  dass  sie 
im  Besitze  des  Gotteswortes  sinda,  und  ein  anderes  Mal,  „dass 
sie  das  Volk  des  Bundes  sind",  so  erkenne  auch  er  (der  Erz- 
bischof) diesen  Vorzug  des  israelitischen  Volkes  an.  „Sie 
sind   nun    einmal    das    von  Gott    auserwählte  Volk,  von  ilim 


*)  Vgl.  Hirsch  «Gutachten   an   den   russischen  Kaiser  über  die 
Beziehungen  des  Talmud  zum  Judenthum.» 


•Inneres,    Kirchen.  371 

ausgezeichnet  durch  den  Besitz  des  Gotteswortes  und  der 
Verheissung  des  Heils  für  die  ganze  Menschheit."  Von 
diesem  religiösen  Standpunkt  ans  sei  seine  Stellung  gegen 
Israel  gegeben  und  vom  christlichen  Grundgesetze  der  Liebe 
bestimmt.  So  wie  er,  denke  jeder  katholische  Bischof.  Diese 
Gesinnung  werde  er  den  Israeliten  der  Diözese  bewahren  und 
gegebenenfalls  praktisch  bethätigen.  Der  Erzbischof  schloss: 
„Und  wenn  auch  einstweilen  bezüglich  des  religiösen  Glaubens 
eine  Scheidewand  uns  von  Ihnen  trennt,  so  halten  wir  doch 
an  der  Hoffnung  fest,  dass  die  Zeit  kommen  wird,  wo  es 
einen  Hirten  und  eine  Heerde  geben  werde/ 

Mit  der  griechisch- orthodoxen  Kirche  haben  wir  — 
zum  Glück  —  wenig  zu  thun.  Es  gehört  aber  zu  den  Zeichen 
der  Zeit  zu  berichten,  dass  der  «heilige  Synod»,  die  oberste 
russische  Kirchenbehörde,  beschlossen  haben  soll,  dem  weitaus 
berühmtesten  Russen  der  jetzigen  Zeit,  dem  Grafen  Tolstoi', 
für  den  Fall  seines  Todes  das  kirchliche  Begräbniss  zu  ver- 
sagen. Das  vertrauliche  Circul arschreiben  an  alle  Erz- 
bischöfe vom  31.  März  russischen  Kalenders  soll  folgenden 
Inhalt  haben : 

«Dans  une  des  rSunions  des  membres  du  Saint  Synode  a 
£t£  soulevße  la  question  de  6avoir  si  le  clerge*  devait  en  cas 
de  mort  du  comte  Leon  Tolstoi',  dire  ä  son  intention  des 
messes  expiatrices.  Le  Saint  Synode,  jaloux  de  sauvegarder 
de  toute  heresie  la  Sainte  Eglise  orthodoxe,  a  decidä  de  dis- 
cuter  cette  question  immädiatement,  car  la  mort  du  comte 
Tolstoi  pourrait  donner  ä  ces  nombreux  admirateurs,  dont  la 
plupart  ne  connaissent  ses  oeuvres  que  par  oui-dire,  Toccasion 
de  prier  le  clerge*  de  dire  ä  son  intention  des  messes  funebres 
et  une  partie  du  clerge"  serait  capable,  par  pure  ignorance, 
d'acquiescer  ä  ces  demandes.  Or,  par  les  nombreux  ouvrages 
dans  lesquels  il  expose  ses  principes  religieux,  le  comte  Tolstoi' 
s'est  manifeste  comme  un  ennemi  declarö  de  l'Eglise.  II  ne 
reconnait  pas  l'existence  du  Dieu  unique  en  trois  personnes; 
—  il  renie  le  car  acter  e  divin  de  la  seconde  per  sonne  de  la 
Trinite,  le  Fils  de  Dieu,    qu'il   considere    comme   un    simple 
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mortel;  —  il  blaspheme  le  saint  mystere  de  l'Incarnation, 
et  fausse  le  texte  saint  de  l'Evangile;  —  il  renie  la  sainte 
Eglise  qu'il  considere  comme  une  Institution  humaine ;  —  il 
renie  la  hierarchie  eccläsiastique  et  blaspheme  les  saints 
mysteres  et  les  cer6monies  da  calte.  II  appartient  en  an  mot 
&  ceax  que  la  sainte  Eglise  orthodoxe  repousse  solennellement 
de  son  sein  et  excommnnie  publiquement  pendant  la  semaine 
de  l'orthodoxie.  La  c616bration  des  messes  expiatoires  en 
cas  de  la  mort  du  comte  Tolstoi'  sans  que  celui-ci  ne  se  soit 
r6tract6  ne  manquerait  donc  pas  de  blosser  les  sentiments 
religieux  des  vrais  croyants  et  provoquerait  une  Indignation 
qu'il  faut  e>iter.  Par  consequent,  le  saint  Synode  juge  bon 
d'interdire  la  celäbration  de  tous  Services  divins  et  de  toutes 
messes  expiatoires  en  cas  de  la  mort  du  comte  L6on  Tolstoi' 
si  celui-ci  ne  s'est  r6tract6,  ce  dont  je  suis  charg6  d'informer 
Votre  Eminence. » 

Tolstoi  wird  dennoch  bleiben,  was  er  ist,  der  bedeutendste 
unter  den  bekannten  Vertretern  eines  aufrichtigen  und  that- 
kräftigen  Christenthums  in  unserer  Lebensperiode. 

m.    Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Unter  den  herrlichen  Aussichten  für  die  Zukunft,  welche 
dem  scbweizerischen  Volke    von    den   Freunden    der  propor- 
tionalen Vertretung  eröffnet  wurden,  befand  sich  u.  A.  auch  die, 
dass  eine  proportional  gewählte  Bundesversammlung  das  viele 
Gesetzemachen  einstellen  werde.    «Lorsque  le  Conseil  National 
sera  l'image  fidele  des  älecteurs,  par  le  principe  proportionnel, 
les  Chambres  seront  d'accord  avec  les  ölecteurs,    moyennant 
que  ceux-ci,  les  seuls  maitres,  soient  assures  qu'on  ne  Ugiffae 
plus  ä  la  machine.»      Wir   fürchten,    das    würde    mit   allem 
Andern,  was    man   sich  von  diesem  Wahlsystem   verspricht, 
welches  wie  ein  Zaubermittel  plötzlich  alle  politischen  Schäden 
heilen  soll,  eine  grosse  Täuschung  gewesen  sein.  Zunächst  schon 
deshalb,  weil  diese  Veränderung  selber  eine  ganze  Keine  von 
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gesetzgeberischen  Versuchen  des  Bundes  und  der  Kantone 
nach  sich  ziehen  niüsste,  die  wahrscheinlich  nicht  einmal  zu 
einem  dauernden  Eesultate  gelangten.  Sodann  weil  alle  sich 
neu  bildenden  Wahlparteien,  deren  «getreues  Abbild»  dann  das 
Parlament  sein  soll,  auch  etwas  von  diesem  ihrem  Parlamente 
verlangen  würden,  denn  sonst  hätte  ja  der  ganze  Lärm  gar 
keinen  Zweck  gehabt.  Und  dieses  Etwas  wird  sich  eben  stets 
in  neuen  Gesetzen  ausdrücken  müssen.  Es  ist  also  diese  Er- 
wartung einer  Verminderung  der  Gesetzgebung  durch  das 
Mittel  der  Proportionalvertretung  nur  ein  Beweis  mehr,  wie 
wenig  politisches  Verständniss  hinter  dieser  Forderung  eigent- 
lich steckt. 

Dass  die  modernen  Parlamente  in  einer  beständigen,  oft 
sogar  übermässig  hastigen,  oder  sonst  wenig  glücklichen 
Gesetzesfabrikation  sich  befinden,  das  ist  nicht  zu  leugnen. 
Die  Frage  ist  aber  die,  woher  die  Besserung  kommen  kann. 
Zu  weniger  Gesetzgebung,  als  sie  jetzt  in  allen  sogenannten 
Kulturstaaten  gebräuchlich  ist,  braucht  es  entweder  eine 
Rückkehr  zu  einem  sehr  viel  einfacheren,  weniger  kompli- 
zirten  Leben,  oder  eine  starke,  monarchische  Regierung, 
bei  welcher  nur  ein  einziger  Wille  im  Staate  besteht.  «Sic 
volo,  sie  jubeo,  stat  pro  ratione  voluntas.»  Ohne  Eines  oder 
das  Andere  wird  sich  die  moderne  Gesetzgebungsarbeit,  unter 
jedem  Wahlsystem,  leider  sagen  wir,  ungefähr  gleich  bleiben ; 
man  könnte  höchstens  etwas  kürzere  und  einfachere 
Gesetze  machen,  also  das  Wort  von  St.  Just  beherzigen: 
«Les  longues  lois  sont  des  calamitßs  publiques.»  Hoffen  wir, 
dass  dasselbe  s.  Z.  über  den  neuen  Rathssäälen  der  «  Curia 
Helvetiorum»  schweben  und  dass  der  geistige  Inhalt  derselben 
einfacher  ausfallen  werde,  als  ihre  Aussenseite. 

Die  Vorarbeiten  für  das  künftige  schweizerische  Civil- 
gesetzbuch  sind  soweit  gediehen,  dass  der  ganze  Entwurf 
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in  deutscher  und  französischer  Sprache  auf  Ende  dieses  Jahres 
znr  Veröffentlichung  gelangen  kann.  Dann  wird  zunächst  von 
dem  eidgenössischen  Justizdepartement  eine  grössere  Experten- 
ComnÜ88ion  zur  Durchberathong  desselben  ernannt  werden, 
deren  Werk  dann  zuletzt  vor  die  Räthe  gelangen  wird. 

Ueber  die  Einführung  des  deutschen  Civilgesetzbuches, 
welche  mit  dem  1.  Januar  dieses  Jahres  erfolgte,  schreibt 
Professor  Sohm  in  Leipzig  etwas,  was  wir  uns  jetzt  auch  zu 
merken  haben,  denn  die  schwierigste  Zeit  für  ein  solches 
Werk  beginnt  erst,  wenn  es  in  die  allgemeine  Bekanntschaft 
und  Diskussion  aus  dem  Kreise  weniger  Vorarbeiter  hinaustritt. 

«Es  war  eine  hochbedeutende  Arbeitsleistung,  die  mit 
einer  Summe  von  juristischem  Könuen  und  von  gewissen- 
haftester Sorgfalt  zu  Stande  gekommen  war.  Ueber  der 
Fassung  des  Entwurfes  hatte  aber  ein  seltenes  Missgeschick 
gewaltet.  Auch  der  Inhalt  der  Bestimmungen  forderte  viel- 
fach die  Kritik  heraus.  Die  formale  juristische  Dialektik, 
zugleich  die  individualistische  Art  des  römischen  Pandekten- 
rechtes, hatte  noch  zu  starken  Einfluss  ausgeübt.  Der  soziale 
Gedanke,  der  gerade  während  der  Arbeit  der  Kommission  im 
deutschen  Volk  zu  immer  stärkerer  Machtentwicklung  gelangt 
war,  hatte  nur  wenig  Eingang  in  die  Berathungen  gefunden. 
Zu  ausschliesslich  war  der  Geist  des  formal  gerichteten  Juristen 
für  den  Inhalt  des  Entwurfes  massgebend  geworden.  Ueberall 
regte  sich  der  Widerspruch,  eine  ganze  Reihe  von  Praktikern 
und  Gelehrten  machten  sich  an  die  Kritik  des  Entwurfs,  so 
dass  der  Bundesrath  sich  veranlasst  sah,  eine  Kommission  für 
die  Umgestaltung  des  Entwurfs  zu  bestellen.  Diese  Kommission 
suchte  nun  auf  dem  gegebenen  Boden  eine  Fortsetzung  des  Ge- 
setzeswerkes zu  erzielen.  Zunächst  war  die  Fassung  des  Gesetz- 
buches zu  ändern.  Dann  mannigfach  auch  der  Inhalt.  Es 
galt,  den  deutschen  Rechtsgedanken  und  den  sozialen  Forder- 
ungen der  Gegenwart  breitern  Raum  zu  schaffen.  Die  Kräfte 
von  ganz  Deutschland  arbeiteten  mit.  Noch  während  die 
zweite  Kommission  berieth,  ward  ununterbrochen  die  Fühlung 
mit  der  Oeffentlichkeit  aufrecht  erhalten.    Im  Gegensatz  zu 
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dem  Geheinmiss,  in  welches  die  Berathangen  der  ersten 
Kommission  sich  gehüllt  hatten,  wurden  jetzt  alle  Beschlüsse 
sofort  öffentlich  bekannt  gemacht.  Ohne  Aufhören  fand  die 
Wechselwirkung  zwischen  den  Berathungen  der  Kommission 
und  dem  Urtheil  der  weitesten  Kreise  statt.  Alle  kamen  sie 
zu  Wort,  die  Juristen  und  die  Interessenten  des  wirtschaft- 
lichen Lebens,  die  Landwirthe,  die  Gastwirthe,  die  Handels- 
kammern, die  Wortführer  der  Arbeiterkreise.  Im  Februar 
1896  fand  die  erste  Lesung  im  Reichstag  statt.  Es  war  — 
wenn  wir  von  den  Vorgängen  bei  der  Reichsbegründung  ab- 
sehen —  die  grossartigste  Vorlage,  die  je  an  den  deutschen 
Reichstag  gekommen  war,  und  zugleich  die  schwierigste. 

Am  1.  Juli  1896  ward  der  Entwurf  des  B.  G.  B.  und  des 
Einführungsgesetzes  mit  überwältigender  Mehrheit  vom  Deut- 
schen Reichstage  angenommen.  Ausser  einigen  Sonderlingen 
stimmte  nur  die  sozialdemokratische  Fraktion  dagegen.  Es 
war  ein  grosser  Augenblick.  Die  Zeit  des  alten  Rechtes,  der 
Zersplitterung  des  Rechtes,  der  Fremdherrschaft  des  römischen 
Rechtes  gieng  zu  Ende.  Ein  Neues  sollte  werden.  Auf  das 
deutsche  bäuerlich-adelige  Recht  des  Mittelalters,  das  römische 
bürgerliche  Recht  des  16.  Jahrhunderts  ist  endlich  die  Zeit 
des  deutschen  bürgerlichen  Rechts  gefolgt.  Die  Wissenschaft 
und  Praxis  in  Deutschland  stehen  nun  vor  der  grossen  Auf- 
gabe, das  Gesetz  anzuwenden  und  das  Recht  im  Geiste  des 
neuen  Gesetzbuches  fortzubilden.» 

Natürlich  wird  mit  Einführung  des  Civilgesetzbuches 
auch  das  Obligationenrecht  einer  neuen  Durchsicht  und  Revision 
zu  unterwerfen  sein.  Ebenso  wird  eine  baldige  Revision  des 
sehr  unzulänglichen  Gesetzes  über  die  Schuldbetreibung  und 
den  Konkurs  von  den  nächstbetheiligten  Kreisen  als  uner- 
lässlich  angesehen.  Ferner  werden  einige  Theile  des  Gesetzes 
über  Civilstand  und  Ehe,  ganz  besonders  die  allzusehr  er- 
leichterte Scheidung  als  die  Ursache  ungehöriger  Zustände  in 
unserem  Volksleben  betrachtet  und  der  schweizerische  evan- 
gelische Predigerverein  hat  bereits  eine  Kommission  nieder- 
gesetzt, welche  bezügliche   Vorschläge  formuliren  soll.     Ein 


376  Jahresbericht  1900. 

Gesetz  über  die  Viehhauptmängel  ist  s.  Z.  abgelehnt  worden 
und  ebenso  haben  auf  Anfrage  des  Eidg.  Justizdepartements 
die  meisten  Kantone  es  für  unthunlich  gefunden,  diese  gesetz- 
geberische Arbeit  von  Neuem  zu  beginnen.  Der  Kanton  St. 
Gallen  hat  in  Folge  dessen  die  ersten  Schritte  zur  Errichtung 
eines  neuen  Konkordates  über  diesen  Gegenstand  gethan. 
Ein  Wahl-  und  Stimmrechtsgesetz  würde  schon  längst  als 
ein  Bedürfnis 8,  auch  ohne  eine  Reform  des  Wahlsystems,  an- 
gesehen worden  sein,  wenn  man  hätte  hoffen  können  es  durch 
die  Klippen  der  Volksabstimmung  zu  bringen.  Im  Falle  der 
Annahme  der  Proportionalwahl  würde  dem  Versuch  nicht  aus- 
zuweichen gewesen  sein.  Das  Eidg.  Strafgesetz,  ein  Eidg. 
Forstgesetz  und  ein  Eidg.  Lebensmittelgesetz  sind  durch  die 
nächstliegende  Arbeit  an  der  Versicherungsgesetzgebung 
einigermassen  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden,  werden 
aber  nebst  dieser  Versicherungsgesetzgebung  selbst  und  einem 
neuen  Militärpensionsgesetz  bald  wieder  in  Berathung  kommen 
müssen.  Die  Eisenbahnverstaatlichungsgesetze  und  die  Staats- 
bankgesetzgebung stehen  dermalen  in  weiterer  erster  Linie. 
Ebenso  ist  eine  Gesetzgebung  über  elektrische  Starkstrom- 
leitungen und  vielleicht  über  die  Wasserrechtsverhältnisse 
zwischen  den  Kantonen  in  ihren  Anfängen  begriffen.  Ein  ganz 
bestimmtes  Postulat  betrifft  ferner  die  Eevision  des  veralteten 
Expropriationsgesetzes  von  1850,  worüber  folgende 
wesentliche  Gesichtspunkte  aufzustellen  sind: 

Es  wird  besonders  ein  rascheres  Verfahren  gewünscht 
und  sofortige  Ausbezahlung  wenigstens  der  nichtstreitigen 
Beträge  an  die  Exproprianten.  Auch  ist  das  jetzige  Gesetz 
eigentlich  ganz  auf  Eisenbahn-Expropriation  zugeschnitten 
und  passt  nicht  für  andere  Verhältnisse,  z.  B.  auf  das  neue 
Forstgesetz,  oder  das  Gesetz  über  die  elektrischen  Anlagen. 

Man  sollte  auch  den  Exproprianten  verpflichten  können, 
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nicht  bloss  seinen  Plan  irgendwo  aufzulegen  und  das  in  einem 
Amtsblatte  zu  pnbliziren,  sondern  seine  Expropriationsbegehren 
jedem  zu  Expropriirenden  persönlich  anzuzeigen. 

Eine  prinzipielle  Frage  ist  ferner  die,  ob  man  nur  den 
effektiven  Werth  bezahlen  soll,  oder  noch  einen  Zuschlag 
dazu,  wie  es  einzelne  kantonale  Gesetze  verlangen,  während 
das  bisherige  eidgenössische  Gesetz  nur  den  vollen  Werth  zu 
entschädigen  vorschreibt. 

Ferner  ob  nicht  auch  faktische  Nachtheile  entschädigt 
werden  müssen,  die  nicht  gerade  eine  Abtretung  von  Privat- 
eigenthnm  zur  Grundlage  haben,  z.  B.  wenn  eine  städtische 
Strasse  verlegt  wird,  für  Häuser,  die  früher  an  einer  Strasse 
lagen  und  nun  die  direkte  Verbindung  mit  einer  solchen  verlieren. 
Auch  umgekehrt  sollte  eine  stärkere  Compensation  stattfinden 
können,  wenn  ein  Grundstück  vielleicht  ein  Stück  abtreten 
muss,  aber  mit  dem  Beste  sehr  an  Werth  gewinnt.  Ueber- 
haupt  ist  es  auch  an  dem,  dem  überwuchernden  Spekulanten- 
timm, das  Grundstücke  auf  eine  bevorstehende  Expropriation 
hin  aufkauft  und  vertheuert,  einigermassen  entgegenzutreten. 

Eine  Frage  ist  auch,  ob  ein  besonderer  Gerichtshof  für 
Expropriationen  aufzustellen  sei,  oder  vielleicht  manche  Fälle 
den  Kantonen  zum  Entscheide  überlassen  werden  sollen. 

Endlich  ist  auch  die  ganze  Gesetzgebung  über  litterarisches 
und  künstlerisches  Eigenthum  der  Revision  bedürftig  und  in 
neuester  Zeit  verlangen  die  Handelsreisenden  fast  stürmisch 
eine  Gesetzgebung  über  den  sog.  unlauteren  Wettbewerb.  Diese 
kleine  Uebersicht  des  Allernoth wendigsten,  die  noch  mit  mehr 
oder  weniger  nothwendigen  weitern  Gesetzen  stark  ergänzt 
werden  könnte,  wird  einstweilen  den  Verfasser  des  oben 
citirten  Wortes  aus  einem  Genfer  Blatte  überzeugen,  dass 
auch  eine  ganz  nach  Proportionalsystem  gewählte  Versamm- 
lang die  Gesetzgebungsmaschinerie  noch  für  ein  halbes,  oder 


378  Jahresbericht  1900. 

ganzes  Menschenalter  schwerlich  würde  bremsen  können. 
Wir  wünschten  es  selber  dringend,  dass  für  die  mit  fast  von 
Niemand  mehr  übersehbaren  Gesetzesbibliotheken  geplagte 
Menschheit  einmal  wieder  eine  Zeit  eintrete,  wie  sie  Plato  in 
seinem  Idealstaat  und  anfänglich  offenbar  auch  Moses  beab- 
sichtigte, wo  «das  Wissen  um  das  Rechte»,  das  völlig  richtige 
Verhalten  der  Menschen  gegeneinander  aus  innerster  Ueber- 
zeugung  vom  Guten  und  Rechten,  jede  Aufstellung  von 
Regeln  für  dieses  Verhalten  überflüssig  macht;  aber  dazu  ge- 
hörten —  wenn  sich  so  etwas  überhaupt  in  einem  nicht  ganz 
einfachen,  rein  patriarchalisch  regierten  Staatswesen  denken 
lässt  —  ganz  andere  Vorbedingungen  als  die  Proportional- 
vertretung. 

Die  wichtigsten  jüngsten  Erzeugnisse  der  Gesetzgebung, 
nicht  alle  ganz  nach  St.  Jast's  Vorschrift  gerathen,  waren  die 
folgenden : 

Das  neue  Alkoholgesetz.  «Bundesgesetz  über  ge- 
brannte Wasser»  vom  29.  Juni  1900  (B.  Bl.  1900  Nr.  28), 
eine  blosse  Revision  des  altern  vom  23.  Dezember  1886  und 
eine  rein  fiskalische  Arbeit,  ohne  jeden  höheren  moralischen 
Gesichtspunkt.  Es  knüpfte  sich  daher  daran  ein  Postulat  über 
eine  Revision  des  Artikels  31  der  Bundesverfassung,  um  den 
Kampf  gegen  diesen  grossen  Volksfeind  Alkohol  wenigstens 
zu  ermöglichen,  was  aber  vorläufig  im  Schosse  der  Eidgen. 
Räthe  nicht  gelungen  ist;  darüber  spricht  unser  besonderer 
Artikel  «Das  Alkohol-Postulat».  Traurig  bleibt  es,  dass  in 
unserem,  doch  vorzugsweise  für  praktisch  und  thatkräftig  an- 
gesehenen Volke,  selbst  in  den  wohlmeinendsten  Kreisen,  die 
Einen  sich  durch  einen  solchen  Widerstand  (wie  er  ver- 
nünftigerweise gar  nicht  anders  vorauszusehen  war)  ab- 
schrecken lassen,  Andere  hingegen  das  Heil  des  schweize- 
rischen Volks  in  solchen  rein  formalen  Dingen,  wie  die  Doppel- 
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initiative  suchen,  die  im  allerbesten  Falle,  ihre  Zweckmässig- 
keit selbst  angenommen,  das  Leben  dieses  Volks  um  kein 
Haarbreit  verbessern  würde,  wogegen  sie  den  wirklichen 
Forderungen  der  Zeit,  die  dahin  tendiren,  eine  gewisse 
Gleichgiltigkeit  entgegensetzen. 

Ein  zweites  sehr  wesentliches  neues  Gesetz  ist  das  neue 
Bundesgesetz  betreffend  die  gewerblichen  Muster  und 
Modelle,  erlassen  nach  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
24.  Nov.  1899  (E.  G.  S.  XVIII,  126).  Auch  dies  ist  ein 
Gesetz,  das  eigentlich  nur  in  den  davon  speziell  berührten 
Kreisen  bekannt  werden  wird  und  ebenfalls  einen  stark  büreau- 
kratischen  Stempel  an  sich  trägt,  der  jedoch  in  einer  solchen 
Sache  schwer  zu  vermeiden  sein  würde.  Diese  ganze  Gesetzes- 
materie ist  neu  und  erst  mit  der  modernen  Entwicklung  der 
Industrie  nothwendig  geworden.  In  Frankreich  allein  bestand 
ein  solcher  Schutz,  in  dem  Gesetz  über  die  Prud'hommes, 
schon  seit  1806,  in  den  andern  Staaten  hat  diese  Gesetz- 
gebung, welche  die  Industrie  gegen  unbefugte  Nachahmungen 
schützen  will,  erst  im  Laufe  der  60ger  Jahre  des  verflossenen 
Jahrhunderts  begonnen. 

Aus  der  beginnenden  neuen  Eisenbahngesetzgebung 
ist  von  Wichtigkeit  das  Gesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Nebenbahnen  (E.  G.  S.  XVIII,  42),  das  Besoldungsgesetz,  das 
Tarifgesetz  und  endlich  der  Vertrag  über  den  Anschluss  der 
Simplonbahn  vom  22.  Dezember  1899  (E.  G.  S.  XVIII,"  205). 
Im  Uebrigen  ist  natürlich  diese  Eisenbahngesetzgebung  erst  in 
ihren  Anfängen  begriffen,  die  erste  Versammlung  des  neuen  Ver- 
waltungsratb.es  fand  im  Oktober  statt.  Von  wesentlich  politischer 
Gesetzgebung  ist  die  Verordnung  über  die  Erleichterung 
des  Stimmrechts  und  die  Vereinfachung  der  Wahlen 
vom  3.  März  1900,  eine  Abänderung  des  Wahlgesetzes  vom 
19.  Juli  1877  und  des  Referendumsgesetzes  vom  17.  Juni  1874, 


380  Jahresbericht  1900. 

und  die  Abänderung  der  Besoldungen  von  Bundesrath  und 
Kanzler  (E.  G.  S.  XVIII,  38)  besonders  bemerkenswerte  In 
sanitärer  Hinsicht  ist  eine  Zusatzerklärung  zu  der  Pestkon- 
vention (E.  G.  S.  XV1I1,  159)  zu  bemerken,  in  militärischer: 
die  Organisation  der  Maximgewehrcompagnien  (E.  G.  S.  XVIII, 
48,  49)  und  die  Bewaffnung  der  Spezialwaffen  mit  Gewehren 
(E.  G.  S.  XVIII,  90),  ebenso  eine  neue  Verordnung  über  die 
Pferdestellung  für  den  Instruktionsdienst.  Die  Botschaft  über 
die  Militärversicherung  findet  sich  im  B.  Blatt  1900  Nr.  25. 
Ausserdem  wurde  ein  neues  Gesetz  über  die  Arbeitszeit  bei 
den  Transportanstalten  beschlossen  und  ein  Gesetz  über  elek- 
trische Anlagen  in  Berathung  genommen. 

Eine  weitere  neue  Vorlage  betrifft  die  Beschädigung  und 
Gefährdung  von  Eisenbahnzügen,  Posten  und  Dampfschiffen. 
Der  Bundesrath  beantragt  den  eidgen.  Käthen,  es  sei  dem 
Art.  67  des  Bundesgesetzes  über  das  Eisenbahnstraf  recht 
vom  4.  Februar  1853  folgende,  den  neuen  Verhältnissen  an- 
gepasste  Fassung  zu  geben:  «Gegen  Beschädigung  und  Ge- 
fährdung des  Verkehres  von  Eisenbahnen,  Dampfschiffen  und 
Postwagen  gelten  folgende  Vorschriften :  a)  Wer  durch  irgend 
eine  Handlung  oder  Unterlassung  absichtlich  die  Sicherheit 
des  vom  Bunde  betriebenen,  bezw.  concessionirten  Eisenbahn-, 
Dampfschiff-  und  Postwagenverkehrs  in  erheblicher  Weise 
gefährdet,  wird  mit  Gefängniss  und,  wenn  dabei  ein  Mensch 
bedeutend  verletzt  oder  sonst  ein  erheblicher  Schaden  ver- 
ursacht worden  ist,  mit  Zuchthaus  bestraft;  b)  wer  leicht- 
sinniger- oder  fahrlässigerweise  durch  eine  Handlung  oder 
Unterlassung  oder  durch  Nichterfüllung  einer  ihm  obliegenden 
Dienstpflicht  eine  solche  Schädigung,  bezw.  eine  derartige 
erhebliche  Gefahr  herbeiführt,  ist  mit  Gefängniss  bis  auf  ein 
Jahr,  verbunden  mit  Geldbusse  und,  wenn  ein  beträchtlicher 
Schaden  entstanden  ist,  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Jahren 
und  mit  einer  Geldbusse  zu  belegen.  In  leichteren  Fällen 
von  fahrlässiger  Gefährdung  oder  Schädigung  kann  der  Richter 
auch  blosse  Geldbusse  anwenden.» 

Die   nationalräthüche  Kommission   beantragte   zum  Ge- 
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Schäftsbericht  pro  1899  zwei  Postalate:  das  eine  betreffend 
Eevision  des  Expropriationsgesetzes,  wovon  schon  die  Rede 
war,  und  das  andere  betreffend  Massregeln  gegen  die  Silber- 
drainage. 

Ein  weiteres  angenommenes  Postulat  betrifft  die  Erstel- 
lung eines  Gesetzes  für  den  Cheque-Verkehr  bei  den  Post- 
anstalten, wesentlich  nach  österreichischem  Muster. 

In  der  nächsten  Sitzung  der  eidgen.  Eäthe  wird  ganz 
besonders  die  Frage  über  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes 
über  die  Bundesbank  sich  entscheiden,  die  noch  immer  nicht 
ihren  richtigen  Boden  finden  kann.  Bei  Anlass  des  Geschäfts- 
berichtes fanden  folgende  Erörterungen  statt: 

Durch  die  Annahme  des  Bundesgesetzes  vom  30.  März 
1900  betreffend  Erleichterung  der  Ausübung  des  Stimm- 
rechtes und  Vereinfachung  des  Wahl  Verfahrens  ist  der  eine 
Theil  der  im  Jahre  1897  erheblich  erklärten  Motion  Heller 
erledigt  worden.  Der  andere,  schwierigere  Theil,  welcher  die 
Einführung  eines  gleichartigen  Verfahrens  bei  eidgenössischen 
Wahlen  und  Abstimmungen  bezweckt,  wird  erst  dann  in  Be- 
handlung genommen  werden  können,  wenn  über  das  Schicksal 
der  Initiative  betreffend  Einführung  des  proportionalen  Wahl- 
verfahrens entschieden  sein  wird.  Auf  eine  bezügliche  An- 
frage erklärte  Bundesrath  Brenner,  dass  den  Käthen  voraus- 
sichtlich im  Verlaufe  des  nächsten  Jahres  eine  neue  Vorlage 
betr.  die  Eevision  des  Eisenbahnhaftpflichtgesetzes  zugehen 
werde.  Der  Umstand,  dass  der  französische  Konsul  in  Genf 
an  die  dortige  Staatskanzlei  das  Gesuch  gestellt  hat,  es  möchten 
ihm  die  Geburten  von  Kindern  französischer  Eltern  mitgetheilt 
werden,  veranlasst  die  Kommission,  den  Wunsch  nach  Ab- 
schluss  einer  Vereinbarung  mit  Frankreich  betreffend  gegen- 
seitige kostenfreie  Mittheilung  von  Civilstandsakten  auszu- 
sprechen. Eine  solche  Vereinbarung  besteht  bereits  mit  Baden, 
Bayern,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien  und  Italien.  Frühere 
Unterhandlungen  mit  Frankreich  haben  zu  keinem  Resultat 
geführt.  Der  Schritt  des  französischen  Konsuls  in  Genf  könnte 
vielleicht    den   Anknüpfungspunkt   zu   neuen   Verhandlungen 
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bieten.  Auch  mit  Deutschland  wäre  der  Abschluss  einer  solchen 
Vereinbarung  sehr  erwünscht.  Auf  eine  Anregung,  es  möchte 
untersucht  werden,  ob  nicht  die  Befähigungsausweise  für  An- 
wälte für  die  ganze  Schweiz  einheitlich  erworben  werden 
könnten,  erwiderte  Bundesrath  Brenner,  dass  dieses  Ziel  kaum 
erreicht  werden  könne,  bevor  wir  wenigstens  in  seinen  Haupt- 
t  heilen  ein  einheitliches  schweizer.  Eecht  besitzen  werden. 

Behufs  Wiederaufnahme  der  Versicherungsgesetz- 
gebung wurde  in  einer  Versammlung  der  Glarnerischen 
Kranken-  und  Alterskassen  folgender  Vorschlag  aufgestellt: 

«Der  Artikel  34  bis  B.  V.  soll  dahin  abgeändert  werden, 
dass  der  Bund  jährlich  für  die  Zwecke  der  Kranken-,  Inva- 
liden- und  Altersversicherung  jedem  Kanton  2  Franken  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  zahlen  soll,  sofern  die  betreffenden 
Kantone  jährlich  ebenfalls  Fr.  1  auf  den  Kopf  dafür  ver- 
wenden und  soweit  die  Versicherten  selbst  mindestens  ebenso 
viel  leisten  wie  Bund  und  Kanton  zusammen.  Die  grund- 
sätzliche Frage,  ob  auf  eidgenössischem  oder  aber  auf  kanto- 
nalem Boden  eine  neue  Lösung  versucht  werden  solle,  wurde 
von  der  Versammlung  mit  grosser  Mehrheit  zu  Gunsten  einer 
kantonalen  Regelung  entschieden  und  eine  Kommission  mit 
den  nöthigen  Vorarbeiten  betraut.> 

Der  Verein  schweizerischer  Handelsreisenden  beabsichtigt, 
wie  schon  erwähnt,  eine  Agitation  zu  Gunsten  eines  Gesetzes 
über  die  Colportage  und  über  den  Ausschluss  der  illoyalen 
Concurrenz. 

Der  schweizerische  ornithologische  Verein  wünscht  ein 
Eidgenössisches  Vogelschutzgesetz  und  sogar  einen  ständigen 
«Vogelsekretär»,  zur  Ueberwachung  und  zur  Vorbereitung 
internationaler  Verträge,  die  allerdings  in  dieser  Sache  allein 
Abhülfe  schaffen  könnten. 

Eine  Vollziehungs Verordnung  über  das  Zündhölzchen- 
gesetz erklärte  das  Verbot  der  Fabrikation  mit  gelbem 
Phosphor  auf  den  1.  Juli  1900  und  das  Verbot  der  Ausfuhr  und 
des  Verkaufs  solcher  Waaren  auf  1.  April  1901  in  Kraft  tretend. 
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Für  die  künftigen  Zündbolzfabriken  gelten  folgende  Voraus- 
setzungen : 

«Zur  Fabrikation  von  Zündhölzchen  und  Streichkerzchen 
bedarf  es  einer  Bewilligung  der  Kantonsregierung,  welche 
dieselbe  jedoch  erst  nach  Zustimmung  des  Bundesrathes  er- 
tbeilen  darf.  Zur  Erlangung  dieser  Bewilligung  sind  der 
Kantonsregierung  Gesuche  einzureichen,  welche  enthalten 
müssen :  a.  die  detaillirten  Pläne  der  für  den  Betrieb  zu  ver- 
wendenden Räumlichkeiten ;  b.  eine  Darstellung  der  beabsich- 
tigten Fabrikationsweise  und  der  Zusammensetzung  der  Zünd- 
und  Streich massen ;  c.  die  Angabe  der  zu  verwendenden 
technischen  Einrichtungen ;  d.  die  Angabe  der  in  Aussicht 
genommenen  Verpackungs-  und  Transportweise  des  Fabrikates, 
unter  Beilage  von  Mustern  der  Packung.  Die  Kantonsre- 
gierung legt  diejenigen  Gesuche,  denen  sie  zu  entsprechen 
beabsichtigt,  mit  ihrem  Berichte  und  Antrag  dein  Bundesrate 
vor  behufs  Erlangung  seiner  Zustimmung.  In  denjenigen 
Fällen,  wo  die  Kantonsregierung  von  sich  aus  die  Bewilligung 
verweigert  hat,  kann  der  Rekurs  an  den  Bundesrath  ergriffen 
werden.  Alle  Arbeitsräume  in  Zündholzfabriken  müssen  den 
Anforderungen  der  bundesräthlichen  Vorschriften  betreffend 
den  Neu-  oder  Umbau  von  Fabrikanlagen  vom  13.  Dezember 
1897  in  jeder  Hinsicht  entsprechen.  Für  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  von  Fabriken,  welche  Zündhölzchen  oder  Streich- 
kerzchen  mit  explosiven  Bestandtheilen  herstellen,  gelten 
überdies,  unter  Vorbehalt  weitergehender  Vorschriften  für 
bisher  nicht  gebräuchliche  Fabrikationsverfahren,  eine  Reihe 
weiterer,  in  der  Verordnung  aufgeführten  Bestimmungen.  Für 
die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Fabriken,  welche  Zünd- 
hölzchen oder  Streichkerzchen  ohne  explosive  Bestandtheile 
herstellen,  werden  die  technischen  und  hygienischen  Anfor- 
derungen in  jedem  einzelnen  Falle  festgesetzt.  In  jeder  Fabrik 
sind  zweckdienliche  Feuerlöscheinrichtungen  zu  treffen  und 
stets  in  gebrauchsfähigem  Zustande  zu  erhalten.  Kinder  bis 
und  mit  dem  vollendeten  16.  Jahre  dürfen  in  Zündholzfabriken 
nicht  beschäftigt  werden.  Eine  Ausnahme  ist  gestattet  für 
Kinder  über  14  Jahren,  welche  nur  in  der  Schach telfabrikation 
verwendet  werden.  Denselben  ist  aber  das  Betreten  der  andern 
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Fabrikationsräume  strenge  verboten.  Der  Aufenthalt  in  Zünd- 
holzfabriken ist  Kindern  wie  erwachsenen  Personen,  die  nicht 
in  der  Fabrik  beschäftigt  sind,  untersagt.  Ausgenommen  sind 
Personen,  welche  zur  Besichtigung  der  Fabriken  von  den  Be- 
triebsleitern eingeführt  werden.  —  Der  Verkauf  von  Zünd- 
hölzchen und  Streichkerzchen  darf  nur  in  Verpackungen,  in- 
begriffen Packete  und  Schachteln,  stattfinden,  welche  die 
Firma  oder  die  auf  dem  eidgenössischen  Amt  für  geistiges 
Eigenthum  in  Bern  deponirte  Fabrikmarke  des  Fabrikanten 
tragen.  Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  importirte  oder 
zu  exportirende  Zündwaaren  Anwendung.  Die  Schachteln 
müssen  von  solider  Konstruktion  und  aus  vollständig  dem 
Zwecke  entsprechendem  Materiale  erstellt  sein.  Die  Streich- 
masse darf  niemals  auf  die  Stirnseite  von  Schachteln,  Hülsen 
und  dergleichen  aufgetragen  werden;  diese  Vollziehungsver- 
ordnung tritt  sofort  in  Kraft.» 

Es  handelt  sich  nun  für  die  schweizerischen  Zündholzfa- 
briken darum,  eine  Herstellung  von  phosphorfreien  Zündhölzern 
zu  finden,  die  sich  an  jeder,  nicht  bloss  an  einer  künstlich  her- 
gestellten Reibfläche  (wie  die  schwedischen  Hölzer)  entzünden. 
Ein  solches  Verfahren  ist  bereits  dem  Bundesrath  von  einer 
Firma  proponirt  worden,  und  es  ist  zu  hoffen,  dass  die  Arbeiter 
dieser  Industrie  wieder  bald  volle  Beschäftigung  finden  werden. 

Seit  1874  sind  bis  zum  1.  März  dieses  Jahres  221  Bundes- 
gesetze und  Bundesbeschlüsse,  welche  der  Volksabstimmung1 
zugänglich  waren,  von  den  gesetzgebenden  Behörden  der  Eid- 
genossenschaft erlassen  worden,  von  denen  22  sodann  durch 
Volksentscheid  verworfen  worden  sind.  Dass  dieselben  dieses 
Schicksal  mit  Grund  und  auch  ohne  Partei -Agitationen  gehabt 
hätten,  ist  bei  dem  grösseren  Theile  derselben  nicht  mit  ge- 
nügender Wahrscheinlichkeit  anzunehmen. 

Ueber  die  Verwaltung  ist  im  Allgemeinen  zu  sagen, 
dass  die  Bundesverwaltung  ziemlich  naturgemäss  immer  grösser 
wird,  und  was  noch  schlimmer  ist,  sich  in  immer  mehr  Einzel- 
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Verwaltungen  zersplittert,  von  denen  jede  nur  ihre  Spezialität 
mehr  kennt,  auf  dieselbe  allein  Rücksicht  nimmt,  so  dass 
zuletzt  Niemand  mehr  einen  Ueberblick  über  das  Ganze  des 
Staatswesens  hat.  Es  geht  dann  dem  Staatskörper  wie  dem 
menschlichen,  wenn  er  in  die  Hände  von  lauter  «Spezialisten > 
kommt.  Uns  scheint  dies  der  Punkt  zu  sein,  an  welchem  die 
Centralisation  Gefahr  läuft,  schliesslich  nicht  mehr  zu  fungiren, 
worauf  dann  nur  ein  Eückgang  auf  mehr  kantonales  Leben, 
ähnlich  wie  vor  hundert  Jahren  von  der  Helvetik  auf  die  Me- 
diationsverfassung, übrig  bleibt.  Die  Volkswahl  des  Bundes- 
rathes  und  die  Vermehrung  der  Bundesräthe  würde  diesen 
Prozess  nur  noch  beschleunigt  haben. 

Uns  scheint  es  überhaupt,  die  Arbeitskraft  der  Menschen 
habe  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  abgenommen.  Nament- 
lich die  jüngere  Generation  braucht  immer  mehr  Erholung, 
ist  leicht  abgespannt,  oder  gar  neurasthenisch,  und  jeder 
wirklich  konsequenten  Arbeit  abgeneigt.  Das  wird  durch 
keinerlei  Verwaltungseinrichtungen  irgend  einer  Art  ver- 
bessert werden  können. 

Ueber  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichts, 
welches  einen  Theil  der  Bundesadministration,  namentlich  des 
Justiz-,  vielleicht  auch  des  Eisenbahn-  und  Postdepartementes 
und  Militärdepartementes  zu  übernehmen  hätte,  bestehen  zur 
Zeit  noch  keine  Vorlagen,  sogar  nicht  einmal  ganz  festge- 
stellte Ansichten.  Es  liegt  bloss  eine  vorläufige  Aeusserung 
des  Justizdepartementes  und  zwei  Gutachten  nicht  erschöpfen- 
der Natur  vor.  Ein  eigentlicher  Verwaltungsgerichtshof  wäre 
auch  ohne  eine  Verfassungsrevision  gar  nicht  einzuführen. 

Das  Bundesgericht   beklagt    sich    ebenfalls  über  zu 

viele  Arbeit  und  denkt  bereits  an   eine  neue  Revision  seiner 

zweiten  Organisation,  worin  unter  Anderem  die  Verpflichtung 

dahin   fallen    sollte,   Prozesse   eines   gewissen    Streitbetrages 
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erst-  und  letztinstanzlich  zu  entscheiden,  die  ihm  von  den 
Parteien  freiwillig  übertragen  werden  wollen.  Das  Publikum 
seinerseits  beklagt  sich  dagegen  bitter  über  die  lange  Daner 
der  Prozesse,  namentlich  dieser  letztgenannten  Art,  von  denen 
einer  sogar  noch  in  dae  Jahr  1888  zurückdatiren  soll.  All- 
gemein ist  man  daher  der  Ansicht,  dass  die  Ernennung  von 
Bundesrichtern  zu  Schiedsrichtern  in  internationalen  Streit- 
sachen, bei  ihrer  sonstigen  Ueberhäufung  mit  Amtsgeschäften, 
unzweckmässig  und  künftighin  zu  vermeiden  sei. 

Mit  Bezug  auf  die  Bundesanwaltschaft  spricht  die 
nationalräthliche  Geschäftsprüfungskommission  die  Ansicht 
aus,  dieselbe  sollte  gegen  die  auffallend  milden  Urtheile  der 
kantonalen  Gerichte  in  Fällen  von  Eisenbahngefährdungen  und 
von  Uebertretungen  eidgenössischer  Fiskalgesetze  von  dem 
Rechte  der  Kassationsbeschwerde  öfteren  Gebrauch  machen. 

Aus  Beamtenkreisen  wurde  die  Gründung  einer  eidg. 
Alters-  und  Invalidenkasse  für  sämmtliche  eidg.  Beamten 
und  Angestellten  angeregt.  Die  Gründung  sollte  demnach 
durch  die  Beamten  und  Angestellten  selbst  erfolgen,  jedoch 
mit  Unterstützung  des  Bandes,  ähnlich  wie  das  Eisenbahn- 
personal sie  bereits  hat. 

Eine  sehr  bedeutende  Thätigkeit  der  Eidgenössischen 
Verwaltung  sind  die  Bauten,  namentlich  Postbauten,  wofür 
in  den  letzten  15  Jahren  über  15  Millionen  Franken  ausge- 
geben worden  sind.  Einzelne  dieser  Gebäude,  besonders  das 
in  Lausanne  und  in  Zürich,  gehen  weit  aus  dem  Rahmen  der 
«republikanischen  Einfachheit»  heraus.  Dieser  Gedanke  kam  bei 
dem  Plan  für  ein  neues  Postgebäude  in  Bern  wenigstens  einiger- 
massen  wieder  zur  Geltung,  indem  die  ursprüngliche  Bau- 
sumine  um  600,000  Fr.,  nach  einer  anfänglichen  Zurückweisung 
der  Pläne  durch  die  Eidg.  Käthe,  gekürzt  und  die  allgemeine 
Instruktion  ertheilt  wurde,  etwas  kleinere  Räume  und  nicht 
für  jeden  Beamten  möglichst  einen  eigenen  zu  erstellen.    Die 
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Architekten  sind  natürlich  immer  sehr  dafür,  möglichst  grosse 
und  stattliche,  stark  devisirte  Bauten  zu  erstellen,  da  sie  nach 
ihrem  «Trust»  10  Proz.  der  Bausumme  für  sich  beanspruchen, 
und  dessenungeachtet  gehört  es  zu  den  Ausnahmen,  wenn 
nicht  noch  Devisüberschreitungen  stattfinden.  Es  ist  historisch 
bekannt,  dass  schon  Napoleon  I.  darüber  in  stetem  Krieg  mit 
seinen  Baumeistern  lag,  die  er  für  die  Ueberschreitung  der 
Voranschläge  verantwortlich  machen  wollte  und  deren  Rech- 
nungen er  «Zauberbücher  nannte,  aus  denen  sich  kein  Mensch 
auskennt».  Es  musste  daher  einer  seiner  Minister  im  Jahre 
1808  eine  «Civilbauördnung»  ausarbeiten,  welche  ganz  anders 
lautete,  als  die  jetzigen  Vereinbarungen  der  Architekten- 
vereine. Die  grösste  eidgenössische  Baute,  das  Parlamentsge- 
bäude in  Bern,  steht  seit  kurzem  äusserüch  nahezu  vollendet 
auf  einem  freigelegten  Platze  da.  Das  Urtheil  des  Publikums 
darüber  ist  ein  getheiltes ;  jedenfalls  wirkt  es  von  der  Stadt- 
seite gesehen  erdrückend  auf  die  anstossenden  beiden  Bundes- 
rathshäuser.  Die  innere  Vollendung  wird  auf  Dezember  1901 
erwartet. 

Ein  Bundesrathsbeschluss  vom  23.  Januar  verfügt  über 
Entschädigungen  von  Bundesbeamten  und  Angestellten 
für  ausserordentliche  Dienstleistungen  folgendes  : 

«Die  Departemente  werden  an  die  Bestimmungen  des 
Art.  5  des  Bundesrathsbeschlusses  vom  5.  Dezember  1898, 
betreffend  Entschädigungen  für  ausserordentliche  Dienstleis- 
tungen von  Beamten  und  Angestellten  der  Bundesverwaltung, 
erinnert,  wonach  die  erstgenannten  ihre  Anträge  auf  Aus- 
richtung von  Gratifikationen  jeweilen  bei  Beendigung  der 
ausnahmsweise  zur  Entschädigung  berechtigenden 
Verhältnisse  dem  Bundesrath  einzureichen  haben  (E.  G.  S. 
XVI,  Seite  867  ff.).» 

Die  Besoldungserhöhungen  für  die  Mitglieder  des 
Bundesrathes  und  den  Kanzler  sind  mit  dem  1.  Januar  dieses 
Jahres  in  Wirksamkeit  getreten. 
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Finanzen.    Die  eidgenössischen  Finanzverhältnisse  im 
Allgemeinen  zeigen  mit  Ablauf  dieses  Jahres  ein  etwas  weniger 
rosiges  Gesicht,  als  dies  seit  einer  Anzahl  Jahre  herkömmlich 
war  und  stets  erwartet  wurde,  indem  einerseits  das  Budget  für 
1901  ein  ernsthaft  zu  nehmendes,  nicht  bloss  zur  Warnung  auf« 
gestelltes  Defizit  enthalten  wird,  andererseits  die  Eisenbahnver- 
staatlichung muthmas8lich  erheblich  höher  zu  stehen  kommen 
wird,  als  vorauszusehen  war.     Der  Geldwerth  ist  wieder  ge- 
stiegen und  3  ll%  prozentige  Anlagen  sind  nicht  mehr  so  beliebt, 
als  noch  vor  kurzer  Zeit,  so  dass  auf  Ende  vorigen  Jahres 
von  den  ungefähr  400  Millionen  ausmachenden  Obligationen  der 
Bückkaufbahnen  nur  53  Millionen  einfach    in  eidgenössische 
3V2  %  Obligationen  umgetauscht  werden  konnten   und  auch 
die  zweiten  20  Millionen  des  vom  Bunde  garantirten  Simplon- 
Anleihens  nicht  gedeckt  wurden. 

Die  Staatsrechnung  des  Jahres  1899  war,  im  Ganzen  be- 
trachtet, noch  günstig.  Vorgesehen  war  ein  Defizit  von  über 
7  Millionen.  Statt  dessen  sind  2,423,692  Fr.  Ueberschuss  vor- 
handen, ein  um  über  9  Millionen  günstigeres  Resultat,  als  das 
Budget  es  voraussah.  Hauptsächlich  hat  dabei  die  Zollver- 
waltung 3l/2  Millionen  mehr  als  büdgetirt  eingetragen,  was 
jedoch  nicht  immer  so  fortgehen  kann. 

Ungünstig  sind  immer  die  Resultate  der  Telegraphenver- 
waltung.  Der  beschlossene  Beitrag  an  den  Amortisationsfonds 
kann  sogar  nicht  ohne  einen  Bundesbeitrag  von  1,158,000  Fr. 
geleistet  werden,  die  Telegraphenverwaltung  gibt  nur  300,000 
dazu  her.  Der  Bund  muss  also  mit  andern  Worten  die  Tele- 
graphenverwaltung mit  Bezug  auf  die  Amortisation  ihres 
Baufonds  unterstützen.  Der  Baukonto  beträgt  circa  12  MilL 
dermalen,  die  amortisirt  werden  müssen.  Auch  das  Telephon 
erzeigt  einen  Ausfall  gegenüber  dem  Budget,  die  Gespräche 
haben  ehreblich  abgenommen. 
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Die  Post  dagegen  hat  eine  Reineinnahme  von  2,788,000 
gehabt  (brutto  über  39  Millionen).  Die  Einnahme  resultirt 
aber  wesentlich  aas  den  Werthzeichen,  nicht  aus  dem  Reisenden- 
verkehr, der  im  Gegentheil  einen  Ausfall  von  1,913,547  zeigt. 
Der  Fremdenverkehr  rentirt  uns  also  direkt  nichts,  sondern 
kostet  uns  noch  beinahe  2  Millionen ;  dagegen  weisen  natürlich 
die  Kurorte  einen  sehr  grossen  Verbrauch  von  Werthzeichen 
auf,  z.  B.  11  Millionen  Postkarten  mehr,  besonders  sogen. 
Ansichtspostkarten. 

Auf  dem  Versandt  von  Zeitungen  und  Zeitschriften  wird 
ebenfalls  kein  Gewinn  erzielt,  im  Gegentheil.  Das  gibt  also 
nicht  gerade  Anlass  zu  der  stets  wieder  begehrten  Reduktion 
der  Taxen. 

Die  effektiven  Ausgaben  des  Bundesgerichts,  nach  Abzug 
der  Einnahmen  von  ca.  35,000  Fr.,  betragen  316,000  Fr.  Der 
Bundesrath  dagegen  kostete  84,960  Fr.  bisher,  künftig  etwas 
mehr  in  Folge  der  Besoldungserhöhungen. 

Die  Gesammteinnahmen  betrugen  100,476,336;  die  Ge- 
sammtausgaben  98,052,644  Franken. 

Der  Betrag  der  Spezialfonds,  welche  zum  Tlieil  bloss 
in  Depot  der  Eidgenossenschaft  stehen,  oder  wenn  sie  auch 
ihr  Eigenthum  sind,  doch  bloss  eine  bestimmte  Verwendung  für 
einen  besondern  Zweck  haben,  hat  sich  im  Ganzen  genommen 
stark  vermehrt.     Der  Bericht  darüber  ist  der  folgende: 

«.Das  Vermögen  der  im  Eigenthum  des  Bundes  liegenden 
Spezialfonds  ist  von  Fr.  24,653,274.  53  auf  Fr.  28,278,502.  64 
gestiegen  und  hat  sich  somit  um  Fr.  3,625,123.  13  vermehrt; 
davon  fallen  Fr.  2,214,500  auf  den  Fonds  für  Versicherungs- 
zwecke, der  nunmehr  auf  Fr.  7,364,500  angewachsen  ist.  In 
dieser  Vermehrung  ist  ebenfalls  inbegriffen  die  neue  Berset- 
Müller-Stiftung  mit  einem  Vermögen  auf  Ende  1898  von 
Fr.  893,941.  55.  Die  Depots  haben  sich  von  Fr.  1,555,014. 20 
auf  Fr.  1,452,128.  53  vermindert,  hauptsächlich  in  Folge  der 
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im  Laufe  des  Rechnungsjahres  vollzogenen  Liquidation  der 
Sold-  und  Pensionär ückstände  der  alten  Schweizerregimenter 
in  spanischen  Diensten.  Die  zu  Militärpensionszwecken 
bestimmten  Fonds  (Invalidenfonds,  Grenus-Invalidenfonds  und 
eidgenössische  Winkelriedstiftung)  sind  von  Fr.  14,983,999. 51 
auf  Fr.  15,541,919.05  angewachsen  und  haben  sich  somit  um 
Fr.  557,919.54  vermehrt.» 

Der  einstweilen  nur  von  dem  Bundesrath  aufgestellte 
Voranschlag  für  1901  enthält  folgende  Ziffern.  Einnahmen: 
Liegenschaften  Fr.  865,275,  Kapitalien  Fr.  2,158,390,  Bundes- 
kanzlei Fr.  29,100,  Bundesgericht  Fr.  28,000,  politisches  De- 
partement Fr.  41,500,  Departement  des  Innern  Fr.  55,700, 
Justiz-  und  Polizeidepartement  Fr.  519,400,  Militärdepartement 
Fr.  2,976,900,  Finanz-  und  Zolldepartement  Fr.  50,220,000, 
Handels-,  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement  Fr. 
507,500,  Post-  und  Eisenbahndepartement  Fr.  47,445,800.  Un- 
vorhergesehenes Fr.  12,435.  Total  der  Einnahmen  Franken 
104,860,000.  Ausgaben:  Amortisation  und  Verzinsung  der 
Anleihen  Fr.  4,249,055,  Nationalrath  Fr.  250,000,  Ständerath 
Fr.  40,000,  Bundesrath  Fr.  107,000,  Bundeskanzlei  Franken 
482,400,  Bundesgericht  Fr.  357,500,  Politisches  Departement 
Fr.  671,100,  Departement  des  Innern  Fr.  13,293,535,  Justiz- 
und  Polizeidepartement  Fr.  527,400,  Militär departement  Fr. 
28,120,923,  Finanz-  und  Zolldepartement  Fr.  5,558,900,  Han- 
dels-, Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement  Franken 
5,293,035,  Post-  und  Eisenbahndepartement  Fr.  46,862,435. 
Unvorhergesehenes  Fr.  41,717.  Total  der  Ausgaben  Franken 
105,855,000,  Total  der  Einnahmen  wie  oben  Fr.  104,860,000, 
muthmasslicher  Ausgabenüberschuss  Fr.  995,000. 
Der  Voranschlag  für  1900  sah  ein  Total  der  Einnahmen  von 
Fr.  102,825,000,  ein  Total  der  Ausgaben  von  Fr.  103,665,000, 
also  einen  Ausgabenüberschuss  von  Fr.  840,000  vor. 

Massregeln  gegen  die  Silber-Drainage.  Die  Kom- 
mission, welche  der  Bundesrath  einberief,  schliesst  in  ihrer 
Begutachtung  auf  die  Notwendigkeit  einer  centralen  BanL 
Das  Bankgesetz  liegt  vor  dem  Ständerath,  der  es  einstweilen 
verschoben  hatte,  um    sich    mit  den  Kantonalbanken  ausein- 
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anderzusetzen.  Die  Hauptsache  ist,  dass  der  Cheque-  und 
Giro-Verkehr  sich  vermehre,  was  aber  auch  nur  durch  eine 
Centralbank  vollständig  geschehen  kann.  Theilweise  soll  in 
dieser  Richtung  geholfen  werden  durch  die  in  der  Junisitzung 
d.  J.  begründete  und  einstimmig  angenommene  Motion  (Köchlin) 
mit  dem  folgenden  Wortlaut: 

«Der  Nationalrath,  in  Berücksichtigung  1.  dass  durch 
den  wachsenden  Handel  und  Verkehr,  Mangels  eines  ausge- 
bildeten Cheque-  und  Giroverkehrs,  die  Nachfrage  nach  Noten 
und  Baarmitteln  stets  vermehrt  und  dadurch  der  Zahlungs- 
verkehr im  Lande  immer  mehr  erschwert  wird,  und  dass 
diese  Umstände  wenigstens  indirekt  die  Silberdrainage  sowie 
die  Verschlechterung  der  Valuta  fördern ;  2.  dass  die  Lage 
der  Dinge  gebieterisch  die  Anwendung  aller  erreichbaren 
Mittel  zur  Abhülfe  verlangt,  und  3.  dass  einerseits  die  von 
den  Emissionsbanken  angestrebte  Ausgleich  stelle  bloss  diesen 
Banken,  und  andererseits  das  Girosystem  einer  Centralbank 
erfahrungsgemäss  fast  ausschliesslich  nur  dem  grössern  Ge- 
schäftsverkehr, nicht  aber  dem  Kleinverkehr  zu  Gute  kommt, 
beechliesst:  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  eine  Untersuchung 
anzustellen  und  Bericht  und  Antrag  zu  bringen,  ob  sich  nicht 
ähnlich  dem  Vorgehen  des  Auslandes,  zunächst  durch  die 
Post  ein  Cheque-  und  Giroverkehr  einführen  liesse,  ohne  dass 
desshalb  die  Lösung  der  Bankfrage  irgendwie  hinausgeschoben 
werden  soll.» 

Aus  der  mündlichen  Begründung  der  Motion  war  folgendes 
zu  entnehmen : 

Dieselbe  soll  die  gegenwärtigen  Valuta- Verhältnisse  ver- 
bessern und  schliesst  sich  an  an  den  Bericht  über  das  Bank- 
notenwesen von  diesem  Jahre.  Die  Notencirciilation  muss  ein- 
geschränkt werden.  Der  Umsatz  beträgt  jetzt  1,995  Millionen, 
die  Banknotenemission  70  Fr.  per  Kopf  der  Bevölkerung,  in 
Deutschland  30,  in  England  28.  Das  kommt  davon,  dass  sich 
der  Zahlungsverkehr  bei  uns  in  baar  vollzieht,  in  England 
nur  zu  5  %.  Hier  werden  daher  die  Noten  stets  noch  vermehrt, 
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in  Deutschland  hingegen  vermindert,  60%  der  Notenemission 
sind  ungedeckt  und  nur  20  der  40  Emissionsbanken  haben  eine 
Kantonsgarantie.  Jetzt  ist  ein  Betrag  von  807"  Millionen  in 
dieser  Weise  ungedeckt  (Bankinspektorat-Bericht  Tabelle  3). 
Die  ganze  Emission  beträgt  225  Millionen,  die  also  lange 
nicht  durch  baar  gedeckt  sind.  Silber  können  wir  nicht  mehr 
prägen,  das  Gold  geht  aus  dem  Land,  oder  verkriecht  sich 
in  Baarschätzen.  Die  wirkliche  Abhilfe  wird  eine  centrale 
Notenbank  sein.  Eine  theilweise  Ausgleichung  entsteht  jedoch 
durch  die  Cheques  als  allgemeines  Zahlungsmittel,  welche 
Ch&ques  dann  durch  ein  sogen.  «Clearing  -house»  ausgetauscht 
und  verrechnet  werden,  so  dass  in  England  und  Amerika  viele 
Milliarden  einfach  durch  Buchungen  ausgetauscht  werden, 
ohne  dass  überhaupt  Baargeld  dabei  gebraucht  wird.  Der 
Giroverkehr  beruht  auf  einem  Depot  bei  Banken,  wofür 
ein  übertragbares  Conto  besteht.  Diese  Banken  haben  dann 
eine  Reihe  von  Filialen,  oder  Nebenstellen,  die  ebenfalls  die 
Zahlungen  annehmen  und  besorgen.  Dies  Institut  der  Filialen 
oll  nun  aber  auf  die  Post  zum  Theil  verlegt  werden,  die 
Post  ist  also  auch  eine  Art  Girobank.  Es  hängt  das  in  ein- 
zelnen Ländern  mit  der  Frage  der  Postsparkassen  zusammen, 
so  ursprünglich  in  Oesterreich.  Wer  100  fl.  bei  der  Post 
deponirt,  erhält  ein  Postcheque-Conto,  auf  das  er  nun  weiter 
einzahlen  und  darüber  auch  durch  Cheques  verfügen  kann. 
Die  Guthaben  werden  zu  2%  verzinst.  Sogar  die  Landbrief- 
träger können  bis  zu  300  fl.  Einzahlungen  annehmen.  Auch 
kann  man  Coupons  von  Staatsanleihen  auf  diese  Weise  einfach 
der  Post  zum  Einzug  übergeben.  Ebenso  kann  man  Steuern 
aller  Art  durch  die  nächste  Postanstalt  bezahlen,  die  sie  an  Ort 
und  Stelle  abliefert.  42,000  Theilnehmer  mit  über  4  Milliarden 
Verkehr  waren  1899  in  Oesterreich  vorhanden,  die  Post  erzielte 
1,600,000  fl.  Gebühren  dafür.     In  Deutschland  ist  das  Reichs- 
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postamt  auch  ermächtigt  worden,  eine  solche  Errichtung  zu 
treffen,  wenigstens  provisorisch,  (Mit  Ausnahme  von  Württem- 
berg und  Bayern).  Es  sollen  9  Post-Cheques-Aemter,  statt 
bloss  1  in  Oesterreich  entstehen.  Die  Minimaleinlage  soll  100 
Mark  sein,  die  Verzinsung  1,2%*  Man  glaubt  etwa  3  Milliarden 
Mark  weniger  Baarmittel  und  Banknoten  dann  in  Deutschland 
zu  gebrauchen.  Jetzt  findet  durch  die  Post  ein  Baarverkehr 
von  etwa  20  Millionen  täglich  statt.  In  England  besteht 
dieser  Post-Cheque- Verkehr  ebenfalls.  Man  kann  solche  Post- 
Cheques  bei  jedem  Postbüreau  kaufen  und  bei  jedem  ein- 
ziehen. Der  Cheque  ist  besseres  Zahlungsmittel  als  die  Bank- 
note, weil  er  volle  Deckung  hat.  Der  Giro  ist  noch  besser, 
weil  er  überhaupt  ohne  Baarmittel  sich  vollzieht  und  dazu 
würden  unsere  1505  Postämter  (im  Ganzen  2800  Stellen  mit 
den  Ablagen)  am  besten  sich  eignen.  Die  Postmandate  waren 
1899  5  Millionen  an  der  Zahl,  im  Betrag  von  603  Millionen, 
oder  2  Millionen  per  Tag. 

Der  Vorsteher  des  Finanzdepartements  sprach  sich  am 
23.  Juni  über  diese  Idee  günstig  aus,  die  Motion  wurde  in 
Folge   dessen    angenommen   und   erwartet   ihre  Ausführung. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  sländeräth- 
lichen  Kommission  in  Sachen  der  Bundesbank  wurde  aus 
Bankkreisen  folgende  Stimmung  verlautbart: 

*  Allgemeine  Genugthuung  haben  in  Fachkreisen  die  Be- 
schlüsse der  kürzlich  tagenden  ständeräthlichen  Kommission 
in  Sachen  der  Bundesbank  verursacht.  Auch  wir  zollen  diesen 
Verbesserungen  des  bisherigen  Gesetzesvorschlags  unsere  auf- 
richtigste Anerkennung.  Dass  man  in  Folge  des  allseitig  an- 
ziehenden Geldstands  den  allenfallsigen  Liebhabern  von 
Bundesbankantheilen  eine  bessere  Verzinsung  anbieten  muss, 
als  eine  magere  3V2°/o  oder  auch  4%ige  Rendite  (in  einem 
Augenblick,  wo  festverzinsliche  erstklassige  Valoren  4°/0  und 
darüber  abwerfen),  ist  doch  sonnenklar.  4!/2%  für  ein  solches 
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Papier  scheint  angemessen,  soll  nicht  die  Auflegung'  zur 
Zeichnung  eine  reine  Farce  und  die  künftige  Centralbank  eine 
blosse  Staatsbank  werden.  Sehr  zu  billigen  ist  das  Prinzip, 
auf  Depositengelder  keine  Zinse  zu  vergüten.  Schon  die 
Rücksicht  auf  die  bestehenden  Notenbanken,  und  auch  auf 
die  Handelsbanken,  dürfte  dies  natürlich  erscheinen  lassen; 
ferner  aber  ist  es  notorisch,  dass  alle  grossen  Centralbanken 
auch  ohne  Zinsvergütung  ganz  enorme  Summen  in  Cheque  und 
Giro-Conti  anzuziehen  verstehen.  Vis-a-vis  der  Staatskasse 
dürfte  sich  allenfalls  eine  Ausnahme  empfehlen,  für  welche 
Ausnahme  denn  auch  ein  bekannter  Fachmann  in  der  „ All- 
gemeinen Schweizer  Zeitung'*'  eintritt.  Dass  der  Sitz  der 
Bank  nach  Zürich  kommen  soll,  wurde  in  der  Ostschweiz  mit 
lebhafter  Freude  vernommen;  man  hofft,  dass  auch  die  übrigen 
Landestheile  sich  mit  dieser  so  natürlichen  Lösung  befreunden 
werden.  Die  Emissionsbanken  studiren  soeben  ein  neues  Projekt 
einer  Compensatiouskammer ;  eine  solche  Einrichtung  hätte 
insbesondere  dann  grossen  Werth,  wenn  wider  Erwarten  die 
Debatten  über  die  Bundesbank  im  kommenden  Winter  end- 
gültig scheitern,  oder  das  von  den  Kammern  genehmigte 
Gesetz  in  der  Volksabstimmung  verworfen  und  damit  die  so 
nothwendige  Centralbank  von  Neuem  ad  calendas  graecas 
verschoben  werden  sollte.» 

Es  mag  einstweilen    dahingestellt   bleiben,    ob    das  alles 

gerade  die  allgemeine  Volksstimmung  ist.   Dieselbe  ist  unseres 

Erachtens,  noch  mehr  als  vor  2  Jahren,   gegen  eine    reine 

Staatsbank  gerichtet,    verlangt    aber   doch    eine  Lösung  der 

Bankfrage   und  zwar    eine  solche,    wie  sie   im  Interesse  des 

gesammten  Verkehrs  und  nicht  etwa  im  einseitigen  Interesse 

der  Kantonalbanken  liegt,   die  sich  in    dieser  Sache   zu  sehr 

in  den  Vordergrund    gedrängt   haben.     Da  und  dort  machte 

sich  schon  jetzt  eine  derartige  Knappheit  des  Baarbestandes 

geltend,    dass  z.  B.    (wie    wir    es    selbst   bezeugen  können) 

kleinere  Postbüreaus  Banknoten  von  100  Fr.  nicht  wechseln 

konnten   oder  wollten,    und  in    einem    drohenden  Kriegsfalle 

würden   uns    die  jetzigen  Banknotenverhältnisse    kein  unbe- 
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dingtes  Vertrauen  einflössen,  so  dass,  wenn  die  Lösung  der 
Bankfrage  noch  stark  auf  sich  warten  lassen  sollte,  eine 
Reduktion  der  Banknotenemission  durch  die  Bundesversamm- 
lung nicht  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  liegen  dürfte. 
Es  ist  in  dieser  ganzen  Sache  s.  Z.  der  rechte  Zeitpunkt 
versäumt  worden,  eine  gemischte  Bank  in  der  Art  aller  und 
jeder  Staatsbanken  Europas,  ausser  der  russischen  und 
schwedischen,  zu  schaffen,  was  wahrscheinlich  zu  gar  keiner 
Referendumsabstimmung  geführt  haben  würde. 

Regalien.  Post  und  Telegraph.  Am  2.  Juli  und 
folgende  Tage  fand  die  Eröffnung  der  Jubelfeier  des  Welt- 
postkongresses statt.  Die  Eröffnungsrede  des  Vorstehers  des 
Eidgen.  Postdepartements  ist  in  den  diesjährigen  Beilagen 
zum  Jahrbuche  abgedruckt.  Die  Jubiläumspostmarke,  welche 
die  Eidgenossenschaft  erstellen  Hess  und  die  bis  zum  Ende  des 
Jahres  ihre  Gültigkeit  behält,  fand  die  allgemeine  Billigung 
des  Publikums,  das  doch  noch  einen  besseren  Geschmack  be- 
sitzt, nicht.  Aus  der  Poststatistik  pro  1899  sind  folgende 
Angaben  von  Werth: 

Die  Arbeiten  der  Centralpostverwaltung  besorgen  67 
Beamte  und  sechs  Angestellte;  auf  den  11  Kreispostverwal- 
tungen werden  250  Beamte  und  47  Angestellte  verwendet. 
Es  bestehen  11  Bureaus  erster  Klasse  am  Sitze  der  11  Kreis- 
postdirektionen mit  2256  Beamten  und  Angestellten,  132 
Bureaus  zweiter  Klasse,  in  den  übrigen  Ortschaften  mit 
grösserem  Verkehr;  in  diesen  Bureaus  werden  1796  Beamte 
und  Angestellte  beschäftigt.  Die  Zahl  der  Bureaus  dritter 
Klasse  beträgt  1330,  diejenige  der  Filialbüreaus  32  und  der 
Ablagen  1997;  hierfür  werden  4629  Arbeitskräfte,  wovon 
1306  Landbriefträger  und  Landboten  verwendet.  Agenturen 
im  Auslande  sind  13  eingerichtet  mit  einem  Personalbestande 
von  22  Mann.  Zu  diesem  Personal  kommen  sodann  noch  239 
Kondukteure,   416  Aspiranten   (Anwärter  auf  Commisstellen) 
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und  128  Lehrlinge.  Das  im  Ganzen  bei  den  Verwaltungen 
und  bei  3515  Poststellen  verwendete  Personal  besteht  somit 
aus  9856  Köpfen.  Im  Jahre  1849  betrug  die  Zahl  der  Post- 
angestellten 2341,  sie  hat  sich  seither  somit  mehr  als  ver- 
vierfacht. 

Die  Einnahmen  betrugen  im  Jahr  1899  Franken 
33,977,310.46.  Es  ist  dies  der  höchste  Ertrag  seit  der  Cen- 
tralisation  des  schweizerischen  Postwesens  im  Jahre  1849. 
Damals  ergab  sich  eine  Einnahme  von  Fr.  4,898,327.85. 
Diese  stieg  auf  Fr.  6,916,911.56  im  Jahre  1860,  auf  Fr. 
9,603,839.07  im  Jahre  1870,  auf  Fr.  15,513,439  im  Jahre 
1880  und  auf  Fr.  24,180,020.02  im  Jahre  1890. 

An  Ausgaben  sind  zu  verzeichnen:  Fr.  3,348,203.30  im 
Jahre  1849,  Fr.  5,750,488.58  im  Jahre  1860,  Fr.  8,382,513.74 
im  Jahre  1870,  Fr.  13,501,574.66  im  Jahre  1880,  Fr. 
21,908,657.79  im  Jahre  1890  und  Fr.  31,188,870.91  im  Jahre 
1899.  Der  Aktivsaldo  für  1899  mit  Fr.  2,788,439.55  ist 
ebenfalls  der  grösste,  der  seit  dem  Bestände  dieser  Verwal- 
tung eingetreten  ist.  Am  nächsten  kommt  das  Ergebniss 
vom  Jahre  1896  mit  Fr.  2,547,870.32.  Den  kleinsten  Aktiv- 
saldo mit  Fr.  100,452.28  ergiebt  das  Jahr  1876.  Die  grössten 
Rückschläge  zeigen  sich  überhaupt  in  der  Periode  1873/77, 
innert  welchem  Zeitraum  die  Nettoeinnahme  stets  unter  einer 
Million  geblieben  ist.  Die  Nettoeinnahme  des  ersten  Betriebs- 
jahres 1849  betrug  Fr.  1,050,464.55. 

An  Postreisenden  wurden  befördert  im  Jahre  1849 
448,809  und  dafür  an  Taxen  erhoben  Fr.  2,112,242.80  gegen 
1,357,636  Reisende  im  Jahre  1899  mit  einem  Ertrage  von 
Fr.  2,345,565.92.  Die  Durchschnittstaxe  für  einen  Reisenden 
betrug  somit  im  Jahre  1849  Fr.  4.70  gegen  Fr.  1.72  im 
Jahre  1899.  Die  Zahl  der  Postwagen  betrug  im  Jahre  1899 
1639,  diejenige  der  Schlitten  874  gegenüber  498  Wagen 
und  247  Schlitten  im  Jahre  1850.  Der  Schatzungswerth  be- 
trug im  Jahre  1899  Fr.  1,334,190  gegenüber  Fr.  689,202  im 
Jahre  1850.  Von  559  Postpferdehaltern  wurden  im  Jahre 
1899  753  Postkurse  ausgeführt  und  hierfür  981  Postillone 
und  2201  Postpferde  verwendet.  Es  wurden  durchschnittlich 
pro  Tag  21,337  Kilometer   in   den  Postwagen   zurückgelegt. 
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Portofreie  Korrespondenzen  hatte  die  Postverwaltung  im 
Jahre  1899  12,147,606  zu  befördern,  hiezu  kommen  2,670,437 
portofreie,  abonnirte  Zeitungen  und  ausser  den  post-  und 
telegraphenamtlichen  253,873  portofreie  Geldanweisungen  mit 
einem  Werthbetrage  von  Fr.  51,704,376.  Die  Zahl  der  tax- 
pflichtigen  Briefe  beträgt  im  Lokalrayon  31,754,827,  in  der 
übrigen  Schweiz  50,888,625,  für  das  Ausland  20,089,701. 
Postkarten  wurden  befördert  im  Innern  der  Schweiz  33,717,012, 
nach  dem  Auslande  12,007,867.  Die  Zahl  der  Drucksachen 
und  Waarenmuster  beträgt  im  Innern  der  Schweiz  37,865,226, 
nach  dem  Auslande  8,761,542.  Die  Gepflogenheit  des  Fran- 
kirens  der  Postsendungen  nimmt  immer  mehr  zu.  Während 
noch  im  Jahr  1856  nur  25  Prozent  des  Gesammtbriefver- 
kehrs  frankirt  wurden,  ist  im  Jahre  1870  schon  84  Proz.,  im 
Jahre  1890  98,8  Proz.  und  im  Jahre  1899  99,4  Proz.  des 
Korrespondenzverkehrs  frankirt  worden. 

An  Postwerthzeichen  wurden  aufgewendet  257,293,002 
Stück,  Werth  Fr.  28,127,293.  Taxpflichtige  interne  Geldan- 
weisungen wurden  aufgegeben:  im  Jahre  1899  5,010,531 
Stück  mit  Fr.  426,048,060  Werth,  im  Jahre  1890  2,653,029 
Stück  mit  Fr.  253,105,154  Werth,  im  Jahr  1880  1,450,491 
Stück  mit  Fr.  156,546,359  Werth  und  im  Jahre  1870 
599,394  Stück  mit  Fr.  57,912,890  Werth. 

Die  Zahl  der  aufgegebenen  internen  Fahrpoststücke  betrug 
im  Jahre  1899  16,910,708  Stuck.  Im  Versandt  nach  dem  Aus- 
lande ergaben  sich  1,520,651  Stück,  im  Empfang  2,374,823 
Stück;  durch  die  Schweiz  transitirt  haben  642,941  Stück. 

Eine  wichtige  Abänderung  der  Post-Transportordnung 
enthält  der  Bundesrathsbeschluss  vom  19.  Dezember  1898, 
E.  G.  S.  XVI,  871.  Eine  andere  wesentliche  neuere  Verordnung 
ist  die  über  die  Errichtung  von  Telegraphenbüreaux  und  Ge- 
meinde-Telephonstationen, E.  G.  S.  XVI,  862.  Das  Telephon- 
Netz  zählte  1899:  297  Netze  mit  35,056  Abonnenten, 
13,475  km.  Linie,  100,361  km.  Drähten,  637  km.  Kabel  mit 
19,320,000  Lokalgesprächen  und  4,200,000  interurbanen  Ge- 
sprächen« 
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Infolge  einer  Motion  (Pestalozzi)  vom  22.  April  1898  soll 
ein  Eidgen.  Gesetz  über  die  Anlage  von  elektrischen  Leitungen 
erlassen  werden,  das  bereits  den  Eidgen.  Käthen  zur  Beschluss- 
fassung vorliegt. 

Zoll.  «Im  Jahre  1899  erreichten  die  Gesammtrohein- 
nahmen  der  schweizerischen  Zollverwaltung  die  Summe  von 
Fr.  51,091,754.  31  gegenüber  einer  Gesammteinnahme  von  Fr. 
48,807,512.  65  im  Jahre  1898.  Es  ergiebt  sich  somit  für  1899 
eine  Mehreinnahme  von  Fr.  2,284,241.  66.  Dieser  Totalein- 
nahme an  Zollerträgnissen  steht  eine  Totalausgabe  im  Be- 
trage von  4,495,053. 64  gegenüber.  Im  Voranschlag  von 
1899  war  eine  Gesammtausgabe  von  Fr.  4,828,200  vorgesehen. 
Es  ergiebt  sich  somit  eine  Ausgabenersparniss  von  Franken 
333,146.  36.  Rechnet  man  hierzu  den  Ertrag  der  Gesanimt- 
roheinnahmen  pro  1899  mit  Fr.  51,091,754.31,  so  ergiebt  sich 
eine  Totalsumme  von  Fr.  51,424,900. 67.  Im  Voranschlag 
pro  1899  war  als  Gesammtertrag  der  Zölle  ein  Betrag  von 
Fr.  47,500,000  angenommen.  Das  Rechnungsresultat  des  Be- 
richtsjahres stellt  sich  somit  inkl.  Ausgabenersparniss  um 
Fr.  3,924,900.67  günstiger,  als  büdgetirt*  Nach  Büdget- 
rubriken  vertheilen  sich  die  Zolleinnahmen  wie  folgt :  Einfuhr- 
zölle Fr.  50,578,683.71  (1898:  Fr.  48,314,099.15),  Ausfuhr- 
zölle Fr.  133,529.30  (Fr.  120,830.55),  Statistische  Gebühren 
Fr.  149,528.75  (Fr.  154,134.18),  Niederlags-  und  Wagge- 
bühren Fr.  21,627.63  (Fr.  22,610. 17),  Bussenantheile  und 
Ordnungsbussen  Fr.  14,309.  75  (Fr.  17,779.  99),  üntermiethen 
Fr.  46,149. 43  (Fr.  44,087.  70),  Erlös  aus  dem  Verkauf  von 
statistischen  Tabellen,  Zolltarifen,  Formularen  etc.  Franken 
100,780.  09  (Fr.  89,470.  91),  Beitrag  der  Alkohol  Verwaltung 
an  die  Kosten  des  Zolldienstes  Fr.  47,415.65  (Fr.  44,500). 
Nach  den  einzelnen  Zollgebieten  vertheilen  sich  die  Zollein- 
nahmen wie  folgt :  erstes  Zollgebiet  Basel  Fr.  18,931,360.  70 
(1898:  Fr.  18,423,957.45),  zweites  Zollgebiet  Schaffhausen 
Fr.  11,673,982.  86  (Fr.  10,891,380.36),  drittes  Zollgebiet  Chur 
Fr.  4,909,289.21  (Fr.  4,525,604.79),  viertes  Zollgebiet  Lugano 
Fr.  4,748,781.  37  (Fr.  4,349,609.  20),  fünftes  Zollgebiet  Lau- 
sanne Fr.  3,170,891.  51  (Fr.  3,338,230.  70),  sechstes  Zollgebiet 
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Oenf  Fr.  7,460,774.26  (Fr.  7,080,095.97),  total  Franken 
60,895,079.  91  (Fr.  48,608,878.  47).  Hierzu  kommen  noch  die 
bei  der  Oberzolldirektion  verrechneten  Einnahmen  für  statis- 
tische Gebühren  und  der  Beitrag  der  Alkoholverwaltung : 
Fr.  196,674. 40  (Fr.  198,634. 18).  Die  Zahl  der  Zollämter, 
welche  über  Fr.  100,000  Jahreseinnahmen  haben,  ist  von  39 
auf  41  angewachsen.  Diese  41  Zollämter  hatten  zusammen 
eine  Einnahme  von  Fr.  49,304,921.  Der  Rest  der  Gesamint- 
roheinahmen  mit  Fr.  1,786,833.31  vertheilt  sich  auf  die 
übrigen  226  Zollämter.  Die  Anzahl  derjenigen  Zollämter, 
welche  eine  Einnahme  von  über  eine  Million  haben,  ist  sich 
mit  15  gleich  geblieben.» 

Der  schweizerische  Grenzschutz  wurde  im  Jahre  1899 
.von  753  Soldaten,  46  Unteroffizieren  und  9  Offizieren  des 
eidgenössischen  Grenzwachtkorps  auf  295  Posten  besorgt.  Als 
Neuerung  im  Grenzwachtdienst  ist  die  Einführung  von  ein- 
tägigen militärischen  Uebungen  unter  der  Leitung  von  Grenz- 
wachtoffizieren  zu  erwähnen.  —  Die  im  fünften  Zollgebiet 
bestandene  mobile  Grenzwachtsektion  (in  Civil),  welche  zur 
Zeit  des  Zollkrieges  mit  Frankreich  gute  Dienste  geleistet 
hat  und  seither  zur  Verstärkung  von  Posten  und  zur  Ueber- 
wachung  schmuggelverdächtiger  Grenzpunkte  verwendet  wurde, 
ist  aufgehoben  worden. 

Ein  Bundesrathsbeschluss  betreffend  Erhebung  von  Ver- 
zugszinsen bei  Zollzahlungen  (vom  3.  Nov.  1900)  lautet: 

«Der  schweizerische  Bundesrath  in  Ergänzung  von  Art.  63 
der  Vollziehungsverordnung  zum  Zollgesetz  vom  12.  Februar 
1895  (A.  S.  n.  F.  XV,  22)  betreffend  die  Erhebung  von  Ver- 
zugszinsen auf  Transitsendungen,  welche  nachträglich  zur 
Einfuhrverzollung  gelangen  und  für  welche  Baarhinterlage 
nicht  geleistet  worden  ist ;  auf  den  Antrag  seines  Zolldeparte- 
ments, beschliesst: 

1.  Von  der  Erhebung  des  Verzugszinses  ist  Umgang  zu 
nehmen  bei  allen  mit  Geleitschein  vom  Eintrittszollamt  direkt 
nach  einem  Zollamt  im  Innern  oder  einem  andern  Grenzzoll- 
amt abgefertigten  Sendungen,  welche  daselbst  innert  der  Frist 
von  sechs  Tagen  nach  Ankunft  zur  Einfuhrverzollung  ange- 
meldet werden. 
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Wird  eine  mit  Geleitschein  abgefertigte  Waare  erst  nach 
dieser  sechstägigen  Frist  zur  Einfuhrverzollung  gebracht,  so 
ist  der  Verzugszins  für  die  ganze  Frist  seit  Ausstellung  des 
Geleitscheines  zu  erheben. 

Bei  allen  andern  Geleitscheinverbuchungen  ist  der  Ver- 
zugszins nach  Mitgabe  von  Art.  63  der  Vollziehungsverordnung 
zum  Zollgesetz  zu  berechnen. 

2.  Im  Postverkehr  ist  bei  der  Verbuchung  von  Transit- 
scheinen  von  der  Erhebung  von  Verzugszinsen  abzusehen. 

3.  Im  Reparatur-  und  Veredlungsverkehr  wird  bei  der 
Verbuchung  von  Freipässen  ein  Verzugszins  nicht  erhoben. 

Im  übrigen  Freipassverkehr  ist  mit  der  Berechnung  von 
Verzugszinsen  nach  Analogie  von  Art.  63  der  Vollziehungs- 
verordnung zu  verfahren  (vgl.  Art.  125  dieser  Verordnung). 

4.  Verzugszinse,  die  den  Betrag  von  10  Cts.  nicht  er- 
reichen, sind  nicht  zu  beziehen.  Bruchtheile  von  5  Happen 
werden  nach  oben  aufgerundet,  z.  B.  von  12  auf  15,  von  18 
auf  20  Rappen. 

5.  Dieser  Beschluss  tritt  sofort  in  Kraft.» 

Im  Oktober  nächsten  Jahres  wird  in  Mexiko  der  zweite 
panamerikanische  Kongress  zusammentreten.  In  einer  Note 
des  Auswärtigen  Amtes  ist  bereits  das  Programm  festgestellt, 
welches    zur   Berathung    gelangen    soll.      Dasselbe    umfasst 

folgende  vier  Hauptpunkte: 

1.  Wiederaufnahme  der  Behandlung  solcher  Fragen,  die 
bereits  auf  dem  letzten  Kongresse  berathen  wurden,  soweit 
die  Wiederaufnahme  von  den  Theilnehmern  am  neuen  Kongress 
beschlossen  wird. 

2.  Schiedsgerichte. 

3.  Internationaler  Reklamations-Hof. 

4.  Mittel  zum  Schutze  der  Industrie  (d.  h.  Ab- 
sperrung von  europäischem  Import);  des  Ackerbaues 
und  des  Handels;  Mittel  zur  Errichtung  eines  amerika- 
nischen Zollvereins  zur  grösstmöglichen  Förderung  des 
gegenseitigen  Zwischenhandels;  Herstellung  regelmässiger  Ver- 
bindungen zwischen  den  Häfen  der  amerikanischen  Staaten; 
Annahme  eines  gemeinsamen  Systems  gleichförmiger  Zollvor- 
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Schriften  für  Waarenimport  und  -Export  und  für  Zahlung  von 
Zoll-  und  Hafenabgaben ;  Aufstellung  einer  gemeinsamen  Methode 
zur  Klassiflzirung  und  Werthermittlung  der  Waaren,  für  die 
Abfassung   der  Zollfakturen   und   identische  Vorschriften  für 
Sanitätswesen  und  Quarantäne;   Annahme  gleicher  Gewichte 
und  Masse  und  gleicher  Bestimmungen  zum  Schutz  von  Patenten, 
Privilegien  und   geistigem   Eigenthum ;   Aufstellung  gleicher 
Vorschriften  betreffs  Auslieferung  der  Verbrecher;  Annahme 
einer  gemeinsamen  Silbermünze  mit  Zwangsumlauf;  Aufstellung 
eines  endgültigen  Schiedsgerichtsplans  zur  friedlichen  Schlich- 
tung aller  Differenzen  zwischen  den  verschiedenen  amerikanischen 
Staaten.     In  Anbetracht  der  geringen  Erfolge  des  ersten  pan- 
amerikanischen Kongresses  ist  kaum   zu  erwarten,    dass   der 
zweite  Kongress  grössere,  namentlich  aber  sofortige  Resultate 
ergeben  werde.  Der  Natur  der  Sache  nach  sind  die  politischen, 
wirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Interessen  und  Bedürf- 
nisse der  amerikanischen  Staaten  so  verschiedene  und  häufig 
entgegengesetzte,  dass  für  die  Gegenwart   eine  Vereinigung 
derselben  nach  Art  des   deutschen  Zollvereins   fast  undurch- 
führbar erscheint,  dem  steht  schon  die  Ungleichheit  der  poli- 
tischen   und   wirtschaftlichen   Entwicklung    und   Leistungs- 
fähigkeit der  auf  ihre  Souveränität  so  eifersüchtigen  einzelnen 
Republiken  entgegen.   Auf  jenem  ersten  Kongresse  wurde  nach 
langen  Verhandlungen  u.  a.  der  Bau  einer  Eisenbahn,  die  den 
Kontinent  vom  Norden  zum  Süden  durchqueren  sollte,  und  die 
allgemeine    Einführung   des    Dezimal-   und    Metermasses   be- 
schlossen, es  wurde  die  Errichtung  und  Ausdehnung  kontinen- 
taler Dampferlinien  an  den  Ost-  und   Westküsten  empfohlen 
und  über  den  Zollhausdienst,  die  Konsular- Vertretungen  und 
ähnliche  Dingo  Beschluss  gefasst.    Bis  zum  heutigen  Tag,  also 
in  beinahe  zehnjähriger  Frist,  ist  von  der  praktischen  Durch- 
führung solcher  Beschlüsse  nichts  bekannt  geworden.     Unter 
solchen  Umständen  ist   es   weise  von  der  mexikanischen  Re- 
gierung,  dass   sie   auf  die  Tagesordnung   des   zweiten  Kon- 
gresses wenige,  nicht  nur  der  Berathung,   sondern   auch  der 
praktischen  Durchführung  leicht  zugängliche  Vorschläge  von 
interkontinentaler    Bedeutung    setzt,    deren    Verwirklichung 
eine   Basis    bilden    mag,    um    weitergehende  Wünsche    einer 
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späteren  Ausführung  näher  zu  bringen.  Für  die  Auffassung 
des  spanischen  Ainerika's,  gegenüber  den  panamerikanischen 
Bestrebungen  und  Tendenzen,  ist  die  enge  Umgrenzung  und 
Kürze  des  mexikanischen  Programms  charakteristisch,  im 
Vergleich  zu  der  früheren  Blaine'schen  Vorlage  der  Vereinigten 
Staaten  mit  den  tief  einschneidenden  vielseitigen  Ansprüchen, 
Wünschen  und  Vorschlägen.  (Allg.  Zeitung.) 

Die  Zollbehandlung  erfolgt  nach  dem  jetzt  bestehenden 
Zollgesetz  vom  28.  Juni  1893,  besonders  aber  nach  einer  aus- 
führlichen Vollziehungs Verordnung  vom  12.  Febr.  1895,  welche 
folgende  Abschnitte  hat: 

I.  Abschnitt:  Allgemeine  Vorschriften. 
II.  »  Verfahren  bei  der  Zollabfertigung: 

A.  Zolldeklaration  und  Berechnung  der  Ge- 
bühren. 

B.  Zollabfertigung  und  Zöllscheine. 

C.  Zollamtliche  Kontrolle  u.  Waarenrevision. 

III.  »  Die  Abfertigung  mit  Geleitschein. 

IV.  »  Eidgenössische  Niederlagshäuser. 
V.          »           Die  Abfertigung  mit  Freipass. 

VI.  »  Ausnahmen  von  der  Zollpflicht,  Eetourwaaren. 

VII.  »  Landwirthschaftlicher  Grenz  verkehr. 

VIII.  »  Allgemeine  Schlussbestimmungen. 

Das  Genfer  Zollamt  hatte  eine  Sendung  «abgerichteter 
Flöhe»  zollamtlich  zu  taxiren.  Da  dem  Beamten  der  Entscheid 
zu  schwer  fiel,  stellte  er  in  der  Bundesstadt  Einfrage  bei  der 
höheren  Instanz,  worauf  die  Flöhe  in  die  Rubrik  Menagerie 
verwiesen  wurden. 

Patenttaxen  der  Handelsreisenden.  Veranlasst 
durch  die  ungleiche  Gerichtspraxis  in  verschiedenen  Kantonen 
und  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Mittheilung  der  Urtheile 
bisher  nur  sehr  unvollständig  erfolgte,  hat  der  Bundesratli 
verfügt,  dass  in  Zukunft  alle  Urtheile  und  Entscheidungen 
der  kantonalen  Behörden  in  Sachen  der  Patenttaxen  der 
Handelsreisenden  dem  eidgen.  Handelsdepartement  sofort  nach 
ihrem  Erlass    eingereicht   werden    sollen.     Diese    Verfügung 
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stützt  sich  auf  Artikel  155  des  Gesetzes  über  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege  und  bezweckt,  die  Ergreifung  der 
Kassationsbeschwerde  zu  ermöglichen,  wenn  Divergenzen  von 
grundsätzlicher  Bedeutung  zu  Tage  treten. 

Eine  Eingabe  des  schweizer.  Gescbäf tsreisenden  Vereins 
mit  56,000  Unterschriften  behauptet,  dass  alles,  was  bisher 
auf  kantonalem  Boden  in  Sachen  des  Hausirwesens  und  des 
unlauteren  Wettbewerbes  durch  Behörden  geschehen  sei,  an 
einem  Grundübel  leide:  Mangel  an  Grundsätzlichkeit,  her- 
rührend von  einem  Mangel  an  gründlicher  Erfassung  des 
Wesens  der  in  Frage  stehenden  Erscheinungen,  vom  staats- 
rechtlichen und  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus.  Speziell 
fehle  es  den  eidgen.  Behörden  an  Verständniss  für  die  Ent- 
wicklung des  Kleinverkehrs,  den  sie  auf  die  Selbsthülfe  an- 
weisen, während  er  gesetzlichen  Schutzes  bedürfe.  Die  Forder- 
ungen lauten:  «Das  Hausirwesen  ist  einheitlich  zu  regeln; 
der  Hausirhandel  ist  auf  den  Verkauf  von  solchen  Waaren 
zu  beschränken,  deren  Werth  allgemein  bekannt  ist,  in  denen 
das  Publikum  nicht  leicht  übervortheilt  werden  kann.  Diese 
Waaren  sind  speziell  zu  bezeichnen.  Es  ist  eine  eidgen.  Ge- 
setzgebung zu  schaffen  gegen  den  unlautern  Wettbewerb.» 

In  den  Münzangelegenheiten  bildet  stets  der  Uebergang 
zur  Goldwährung,  der  bereits  von  Deutschland  gemacht  worden 
ist,  die  Hauptfrage.     Darüber  lauten  die  Berichte  wie  folgt: 

«In  Deutschland  ist  die  Goldwährung  durchgeführt,  nur 
hat  sie  einen  Schönheitsfleck,  den  Rest  der  alten  Silber- 
thaler,  welche  noch  auf  ca.  400  Millionen  Mark  geschätzt 
werden.  Gesetzlich  sind  diese  Thaler  einstweilen  «Courant- 
geld»  und  müssen  überall  voll  an  Zahlungsstatt  genommen 
werden.  Faktisch  stellt  sich  daher  die  deutsche  Reichswährung 
immer  noch  als  «hinkende»  Währung  dar.  Jedoch  schadete 
das  nichts :  manchmal  hatte  es  sogar  seine  Bequemlichkeit  für 
die  Reichsbank;  sie  durfte  legalerweise  statt  Goldes  Silber 
offeriren,  obwohl  sie  hievon  unseres  Wissens  höchst  selten 
Gebrauch  gemacht  hat.  Nun  ist  aber  diese  Uebergangsperiode 
überwunden:  Deutschlands  Goldumlauf  ist  so  reichlich  gespeist, 
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da ss  man  den  Schritt  zur  completen  Durchfahrung  der 
Währungsreform  und  Abstossuug  des  Thaler-Bestes  wagen 
darf.  Die  Thaler  sollen  successive  in  Scheidemünzen  umge- 
prägt werden.  Das  Gesetz  soll  den  Umlauf  von  silbernen 
Scheidemünzen,  der  bisher  10  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
nicht  übersteigen  durfte,  auf  14  oder  15  Mark  pro  Kopf 
flxiren.  Bei  70  Millionen  Bevölkerung  (die  Deutschland  im 
Jahr  1920  haben  dürfte)  könnten  daher  bis  ca.  eine  Milliarde 
Scheidemünzen  geprägt  werden.  (Heutige  Circulation  von 
Scheidemünzen  bloss  ca.  500  Millionen;  alte  Thalerbestände 
400  Millionen.)  Für  natürliche  Absorption  der  Thaler  wäre 
also  in  absehbarer  Frist  gesorgt.» 

Das  kaufmännische  Direktorium  von  St.  Gallen  hatte 
einen  deutschen  Gelehrten  mit  einer  Untersuchung  über  das 
schweizerische  Geldwesen  betraut.  Die  Arbeit  des  Herrn 
Dr.  Kalkmann  kommt  zum  Schlüsse :  es  solle  die  Schweiz  aus 
der  lateinischen  Münzunion  austreten  und  die  Goldwährung 
durchführen.  Als  nothwendige  Vorbedingung  zu  diesem  Schritte 
sieht  der  Verfasser  die  Schaffung  einer  Schweiz.  Centralbank 
an.  Neu  ist  das  alles  gerade  nicht,  aber  zum  Theil  schwierig. 

Gegen  die  Ausfuhr  der  schweizerischen  Silber- 
münzen hat  die  vom  eidgenössischen  Finanzdepartement  ein- 
berufene Expertenkommission  gefunden,  dass  das  einzige,  auch 
auf  die  Dauer  wirksame  Hülfsmittel  darin  bestehe,  die  Ursache 
dieses  Baarschaftsexportes,  nämlich  den  ungünstigen  Wechsel- 
kurs auf  das  Ausland,  speziell  Paris,  zu  beseitigen.  Der  hohe 
Wechselkurs  habe  in  erster  Linie  seine  Ursache  in  der  passiven 
Handelsbilanz  der  Schweiz  an  sich  und  diese  ergiebt  sich  aus 
dem  ganzen  Stande  unserer  Volks wirthschaft.  Auf  diese  einen 
direkten  Einfluss  auszuüben,  ist  für  die  Banken  unmöglich, 
wohl  aber  ist  es  in  hohem  Grade  wünschenswerth ,  dass 
Seitens  der  eidgenössischen  Behörden  beim  bevorstehenden 
Abschlüsse  neuer  Handelsverträge  auf  eine  Verbesserung  der 
Handelsbilanz  durch  Ermöglichung  einer  Vermehrung  der 
Ausfuhr  hingearbeitet  wird,  zu  welchem  Zwecke  vor  allem 
aus  für  eine  sorgfältige  Ausrüstung  unserer  Handelsvertrags- 
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Unterhändler  gesorgt  werden  muss.  Für  die  schweizerischen 
Banken  bleibt  nur  übrige  den  sich  aus  der  gegenwärtigen 
passiven  Handelsbilanz  naturgemäss  ergebenden  hohen  Wech- 
selkurs auf  das  Ausland  durch  die  überall  anerkannten  Mittel 
einer  richtigen  Währungspolitik  zu  bekämpfen  und  auf  diese 
Weise  den  Abflugs  von  Baargeld  ins  Ausland  zu  verhüten. 
Hiezu  gehören  vor  allem  die  endliche  Einführung  eines 
richtigen  schweizerischen  Giroverkehrs,  ferner  eine  Ein- 
schränkung der  Notencirkulation  auf  das  durch  den  Verkehr 
geforderte  Mass,  wie  es  sich  aus  dem  Vorhandensein  der  als 
wirtschaftliche  Unterlage  der  Notencirkulation  dienenden 
Diskontowechsel  ergiebt,  sodann  eine  richtige  Handhabung 
der  Diskontopolitik  und  der  gelegentliche  An-  und  Verkauf 
von  Auslandswechseln  in  grossem  Massstab  behufs  Regulirung 
des  Wechselkurses  auf  das  Ausland  auf  dem  natürlichen 
Wege  von  Angebot  und  Nachfrage.  Die  Expertenkommission 
mit ss  anerkennen,  dass  die  heutige  Organisation  der  schwei- 
zerischen Notenbanken  trotz  aller  anerkennenswerthen  Be- 
mühungen der  letztern,  ihrer  Aufgabe  gerecht  zu  werden, 
doch  nur  sehr  unvollkommen  im  Stande  ist ,  diese  Aufgabe 
zu  lösen,  dass  die  Aufgabe,  den  Geldumlauf  des  Landes  zu 
regeln  und  gleichzeitig  auch  den  Zahlungsverkehr  im  Lande 
zu  erleichtern,  richtig  und  vollständig  nur  durch  eine  starke 
centrale  Notenbank  gelöst  werden  kann.  Die  Expertenkom- 
mission empfiehlt  daher  dringend  die  möglichst  beförderliche 
Errichtung  einer  centralen  Notenbank. 

Die   Einfuhr   von   italienischen    Silberscheidemünzen    ist 

bei  Strafe  der  Konfiskation  verboten  worden  (E.  G.  S.  XVII,  67). 

Der  Bundesrath  ist  eingeladen  worden,  zu  untersuchen 
und  zu  berichten,  in  welcher  Weise  für  die  Münzstätte  und 
die  Werthzeichenfabrikation  rationellere  Einrichtungen  ge- 
troffen werden  können,  und  ob  die  Deckung  der  entstehenden 
Kosten  aus  dem  Münzreservefonds  statthaft  sei. 

Banknoten.  Die  Emission  derselben  beträgt  jetzt 
225  V»  Millionen,  70  Fr.  auf  den  Einwohner,  der  Baargeld- 
vorrath  bei  den  Banken  bloss  circa  104  Millionen.  Beruhigend 
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ist  dieser  Zustand  nicht.  Daraus  entsteht  auch  z.  Theil  die 
sog.  Silber-Drainage,  indem  viele  Leute  sich  gern  für  ihre 
Banknoten  baares  Geld  auszahlen  lassen.  Die  Emissions- 
banken selbst  haben  vorläufig  eine  Verständigung  auf 
folgenden  Grundlagen  abgeschlossen: 

«Art.  1.  Das  Comitö  ist  befugt,  sobald  die  allgemeine 
Lage  des  Geldmarktes  es  erheischt  und  die  Summe  der  Noten 
in  den  Kassen  der  Emissionsbanken  stark  anwächst,  eine  Be- 
schränkung der  gesammten  Notencirkulation  anzuordnen. 

Art.  2.  Eine  einmalige  Beschränkung  darf  5°/0  der  be- 
willigten Emissionssumme  nicht  übersteigen.  Eine  Wieder- 
holung ist  vor  Ablauf  von  vier  Wochen  vom  Datum  des  vor- 
hergehenden nicht  zulässig. 

Art.  3.  Das  Comite"  setzt  innerhalb  der  in  Art.  2  ge- 
zogenen Grenze  die  aus  der  Cirkulation  zurückzuziehende 
Summe   in  Prozenten  der  bewilligten  Gesammtemission  fest. 

Die  Beschränkung  darf  im  Ganzen  10°/0  der  Emission 
nicht  übersteigen.  Wenn  ausserordentliche  Verhältnisse  die 
Einziehung  eines  grössern  Prozentsatzes  der  Noten  noth- 
wendig  machen,  so  kann  diese  nur  durch  eine  vom  Comite 
angeordnete  Urabstimmung  vorgenommen  werden.  Zu  einem 
gültigen  Beschluss  bedarf  es  einer  Majorität  der  Banken, 
welche  im  Minimum  60%  der  gesammten  Notenemission  der 
Schweiz  repräsentiren. 

Art.  4.  Die  Banken  sind  verpflichtet,  sofern  sie  die 
ihnen  bewilligte  Notenemission  nicht  schon  durch  Ablieferung 
von  eigenen  Noten  an  das  Inspektorat  der  Schweizerischen 
Emissionsbanken  um  den  vom  Comite*  beschlossenen  Betrag 
reduzirt  haben,  die  auf  ihre  Emission  entfallenden  Quoten 
in  eigenen  Noten  oder  in  Noten  anderer  Emissionsbanken 
binnen  längstens  14  Tagen  nach  erfolgter  Aufforderung  franko 
abzuliefern.  Die  Noten  anderer  Banken  sind  an  die  Central- 
stelle  der  Konkordatsbanken,  die  eigenen  Noten,  nach  Wahl 
einer  jeden  Bank,  entweder  an  die  Centralstelle  oder  an  das 
Inspektorat  der  Schweizerischen  Emissionsbanken  abzuliefern. 

Art.  5.     Die  Centralstelle  der  Konkordatsbanken  nimmt 
die    Sendungen    unter    dem    Titel    «Noten-Reserve»    in  Vor- 
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Währung  und  ertheilt  den  Banken  dafür  Gutschrift  auf  einem 
Spezialkonto.  Ueher  diese  Noten-Reserve  und  über  die  an 
das  Inspektorat  der  Schweizerischen  Emissionsbanken  abge- 
lieferten eigenen  Noten  darf  nur  nach  Massgabe  der  Be- 
schlüsse des  Comitös  verfügt  werden. 

Art.  6.  Sobald  die  Lage  des  Geldmarktes  eine  Ver- 
mehrung der  Notencirkulation  gerechtfertigt  erscheinen  lässt, 
beschliesst  das  Comitö,  in  welchem  Umfange  und  auf  welchen 
Zeitpunkt  die  Noten-Eeserve  wieder  frei  zu  geben  ist. 

Art.  7.  In  Vollziehung  eines  solchen  Beschlusses  stellt 
die  Centralstelle  der  Konkordatsbanken  den  einzelnen  Banken 
ihre  Quoten  ganz  oder  theilweise  wieder  zur  Verfügung. 
Ebenso  können  die  einzelnen  Banken  über  die  dem  Inspektorat 
der  Emissionsbanken  abgelieferten  eigenen  Noten  nach  Mass- 
gal>e  der  Beschlüsse  des  Comitäs  wieder  verfügen.  Die 
Centralstelle  ist  nicht  verpflichtet,  den  Banken  dieselben  Noten 
zur  Verfügung  zu  stellen,  welche  sie  seiner  Zeit  abgeliefert 
haben. 

Art.  8.  Die  Beschlüsse  des  Comitös  betr.  Beschränkung 
bezw.  Vermehrung  der  Notencirkulation  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Zustimmung  von  wenigstens  vier  Stimmen, 
die  zusammen  mindestens  60%  der  Emissionssumme  vertreten, 
welche  den  dem  Comite*  angehörenden  Banken  bezw.  Plätzen 
bewilligt  ist.» 

Ueber  den  mangelhaften  Baargeld-Umlauf  sagte 
ein  sachverständiger  Artikel  der  N.  Z.  Zeitung: 

«Es  Ist  vor  allem  zu  berücksichtigen,  dass  wir  faktisch 
so  gut  wie  kein  Gold  in  Cirkulation  haben.  Zwischen  den 
schweren,  unhandlichen  Fünffrankenstücken  und  dem  kleinsten 
Typus  der  Banknoten  von  50  Fr.  existirt  in  der  Schweiz 
überhaupt  kein  Umlaufsmittel  mehr.  Alle  Bemühungen,  das 
Gold  in  den  Verkehr  zu  leiten  und  darin  zu  erhalten,  z.  B. 
durch  Bezahlung  der  eidgenössischen  Gehälter  etc.  in  Gold, 
sind  seit  manchem  Jahr  an  dem  Faktum  des  hohen  Agios 
gescheitert.  Ob  nun  die  Beamten  das  Gold  selbst  sammeln 
und  zur  Bank  tragen,  oder  ob  das  der  Metzger  und  der 
Bäcker,  der  Krämer  und  der  Schneider  besorgt,  jedenfalls 
verlässt  es  regelmässig   rasch  die  Cirkulation.     Die   Bank, 
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wenn  sie  es  einmal  hat,  gibt  es  nicht  so  leicht  wieder  heraus. 
Im  besten  Falle  wird  es  dort  thesaurirt,  z.  B.  auf  den  Noten- 
banken zur  Baardecknng  verwendet.  Weitaus  das  meiste  aber 
verlässt  unser  Land  auf  dem  nächsten  Wege  auf  Nimmer- 
wiedersehen. Ausserdem  kommt  jeweilen  während  der  Fremden- 
saison auf  kurze  Zeit  etwas  importirtes  Gold  in  Umlauf,  um 
denselben  ebenso  rasch  wie  jene  Bundesgelder  wieder  zu  ver- 
lassen. Faktisch  haben  wir  in  der  Schweiz  kein  Gold  mehr 
im  Umlauf.  Einer  Täuschung  darüber  kann  man  sich  nur  in 
Bern  hingeben,  wo  ganz  nutzloser  Weise  dem  bodenlosen 
Danaidenfass  unseres  Geldumlaufs  allmonatlich  ein  neuer  Gold- 
strom zugeführt  wird.  Wirklich  anders  und  besser  kann  es 
im  schweizerischen  Geldumlauf  erst  werden,  wenn  unsere  ein- 
heimische Volkswirtschaft  dem  Auslande  gegenüber  stark 
genug  sein  wird,  um  das  Gold  im  freien  Umlauf  zu  halten  und 
es  womöglich  von  aussenher  wieder  anzuziehen.  Solange  wir 
aber  das  hohe  Disagio  der  Valuta  haben,  ist  an  eine  Aendernng 
dieses  Zustandes  ebensowenig  zu  denken,  als  bei  der  Silber- 
drainage. 

Qualitativ  und  quantitativ  viel  ärger  ist  die  Ausdehnung 
des  Notenbedarfs  auf  alle  möglichen  volkswirtschaftlich  un- 
richtigen Verwendungen.  Schon  vor  IV2  Jahren  legte  das 
Eidg.  Banknoteninspektorat  den  Finger  auf  diese  Wunde,  indem 
es  betonte,  dass  es  nicht  nur  die  reellen  Bedürfnisse  der 
natürlichen  Handels-  und  Verkehrsthätigkeit  seien,  welche 
diese  Noteninflation  hervorrufen,  sondern  dass  die  Noten  viel- 
fach einer  ungesunden  Spekulation  dienstbar  gemacht  werden. 
«Sie  werden  ihrer  eigentlichen  Zweckbestimmung  dadurch 
entfremdet,  dass  sie  für  Geschäfte  verausgabt  und  verwendet 
werden,  die  nicht  mehr  den  Charakter  der  Kurzfristigkeit  der 
stetigen  Abwicklung  tragen,  wie  Gründungen  der  verschieden- 
sten Art,  spekulative  Bauthätigkeit,  Hypothekargeschäfte  etc. 
Sie,  die  selber  nur  Kreditpapiere  sind,  werden  zur  Schaffung 
neuer  Kreditmittel  verwendet.  Sie  dienen  vor  allem  un- 
gesunden Banktransaktionen,  einer  eigentlichen  Kredit-  oder 
Finanzwechselfabrikation  im  grossen  Stil,  die,  wenn  auch  das 
Material  von  unanfechtbarer  Qualität  ist,  das  Land  allmälig 
doch    einer   Kreditwirthschaft  zutreiben,   die   bei  einer  ein- 
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tretenden  Krisis    dasselbe   in  schwere    Katastrophen  stürzen 
könnte.» 

Alkohol-Monopol.  Der  Gesammtkonsum  beläuft  sich 
jährlich  auf  6 — 61/«  Liter  50-grädigen  Alkohols  per  Kopf. 
Es  ist  dies  im  Vergleich  zu  andern  Staaten  eine  Durch- 
schnittsziffer. 1898  wurden  folgende  Quantitäten  konsumirt 
in  Litern  und  per  Kopf:  Dänemark  15,  Frankreich  9,4,  Bel- 
gien 8,7,  Deutschland  8,4,  Niederlande  8,2,  Schweden  8, 
Russland  4,9,  Grossbritannien  4,7,  Vereinigte  Staaten  4,2, 
Norwegen  2,6.  In  den  letzten  10  Jahren  ist  sich  der  Konsum 
von  Spirituosen  in  der  Schweiz,  abgesehen  von  etwelchen 
Schwankungen,  ziemlich  gleich  geblieben.  Jedenfalls  hat  eine 
erhebliche  Abnahme  des  Konsums  von  Spirituosen  in  Folge  des 
Alkoholmonopols  nicht  stattgefunden.  Der  Erfolg  des  Mono- 
pols war  vor  allem  ein  finanzieller,  indem  die  Kantone  ohne 
dasselbe  finanziell  schon  längst  nicht  mehr  hätten  bestehen 
können. 

Aus  dem  Erträgniss  des  Monopols  erhielten  die  Kantone 
zusammen  Fr.  6,453,335,  wovon  sie  4,106,000  vorausbezogen 
hatten.  Die  einzelnen  Kantone  erhalten :  Zürich  Fr.  745,923, 
Bern  1,186,691,  Luzern  298,588,  Uri  38,027,  Schwyz  110.831, 
Obwalden  33,066,  Nidwaiden  27,544,  Glarus  74,346,  Zug 
50,870,  Freiburg  262,963,  Solothurn  183,559,  Baselstadt 
163,339,  Baselland  136,738,  Schaffhausen  83,327,  Ausser- 
rhoden  119,222,  Innerrhoden  28,388,  St.  Gallen  504,607, 
Graubünden  211,717,  Aargau  426,434,  Thurgau  231,266, 
Tessin  279,281,  Waadt  552,853,  Wallis  224,041,  Neuenburg 
239,881,  Genf  234,823.  Der  Reingewinn  war  mit  6,267,000 
büdgetirt,  1898  betrug  er  7,249,782. 

Seit  dem  Bestände  des  Alkoholmonopols  haben  die  Kantone 
daraus  im  Ganzen  bezogen  67,976,105;  für  die  Verminderung 
der  Trunksucht  ist  verhältnissmässig  wenig  geschehen.  Immer- 
hin mehren  sich  die  Anzeichen  dafür,  dass  man  anfängt,  dieses 
Uebel  wirklich  als  ein  ernstes  ansehen  zu  wollen.  Der  Direktor 
der  aargauischen  Strafanstalt  schreibt  in  seinem  letzten  Be- 
richte z,  B. :  «Die  ganz  enorme  Zunahme  der  Polizeivergehen 
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um  das  dreifache  (von  10,71  Prozent  auf  30,92  Prozent)  hat 
ihren  hauptsächlichen  Grund  in  der  Ueberhand nähme  der 
Trunksucht,  aus  der  die  meisten  Vergehen  gegen  die  öffentliche 
Ordnung,  Sicherheit  und  Sittlichkeit,  die  Vernachlässigung 
der  Elternpflicht  u.  s.  w.  hervorgehen.  Auch  ein  ziemlicher 
Theil  der  Vergehen  gegen  Gesundheit  und  Leben,  z.  B. 
Körperverletzungen  und  Misshandlungen,  sowie  der  Sittlich- 
keitsdelikte hat  seinen  Grund  im  übermässigen  Genüsse  des 
Alkokols.  Es  ist  daher  angezeigt  und  Pflicht,  dieser  Un- 
mässigkeifc  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  entgegen- 
zutreten. Die  Vergehen  gegen  Treue  und  Glauben  hingegen 
gehen  merklich  zurück,  was  wohl  auch  ein  gut  Stück  der 
besseren  Bildung  durch  die  Schule  gutgeschrieben  werden 
darf.i 

Aus  dem  Waadtland  kommt  folgende  gute  Nachricht: 

«Le  Conseil  d'Etat  a  autorise  la  direction  de  l'interieur 
ä  aecorder  un  subside  de  50  ä  100  francs  aux  aubergistes 
qui  renoncent  ä  toute  vente  de  boissons  distillees,  soit  sur 
place,  soit  ä  empörter  et  n'en  auront  point  dans  leurs  caves. 
Ce  subside  sera  pris  sur  la  dime  de  l'alcool,  et  c'est  la  com- 
mission  locale  de  salubrite  publique  qui  sera  chargee  du 
contröle.»  Eine  grosse  Anzahl  von  Frauen  verlangen 
daselbst  vom  Grossen  Käthe  eine  stärkere  Beschränkung  des 
Wirthschaftsgewerbes  überhaupt.   (Vgl.  unter  « Soziales  •) 

Dagegen   fand   in  Genf   folgende  ziemlich  erstaunliche 

Beschwerdeführung  im  Grossen  Eathe  statt: 

«A  propos  d'un  cours  de  repötition  d'un  bataillon  de  land- 
wehr  I,  qui  vient  d'avoir  lieu  ä  Genöve,  Mr.  Sigg,  depute 
au  Grand  Conseil,  s'est  plaint  de  ce  qu'il  ait  etö  place  dans 
les  couloirs  des  casernes  des  affiches  rouge  et  jaune  de 
F Union  chrötienne  convoquant  les  soldats  aux  locaux  de 
TUnion  chretienne.  Que  se  serait-il  passe*  si  les  catholiques 
ou  les  socialistes  avaient  convoque  les  soldats  dans  leurs 
cercles?  En  outre,  deux  messieurs  ont  repandu  dans 
la  caserne  une  brochure  contre  l'absinthe.(!)  Lalutte 
contre  l'alcoolisme  fait  partie  de  la  question  sociale.  Qu'aurait-on  . 
dit  si  on  avait  distribue  aux  soldats  des  brochures  sur  d'autres 
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chapitres  de  la  question  sociale,  par  exemple  sur  la  nationa- 
lisation  du  sol?  Mr.  Sigg  estime  que  la  caserne,  com  nie 
l'äcole,  doit  §tre  neutre.  II  compte  sur  le  Conseil  d'Etat  et 
specialement  sur  le  chef  du  döpartement  militaire  pour  faire 
respecter  cette  neu  traute".» 

Also    neutral    zwischen    «Gut  und  Böse»    soll   die  Stadt 

Calvin 's  sein;  gegen  ein  offenbares  Gift  soll  man  die  Jugend 

derselben  nicht  einmal  mehr  warnen  dürfen.1) 

Der  nationale  Kongress  der  Alpinisten  hat  umgekehrt 
folgende  Resolution  gefasst:  «Der  Kongress  der  Alpinisten  ist 
darin  einstimmig,  den  Gebrauch  alkoholischer  Getränke  und 
besonders  des  Absynthes  zu  verdammen,  da  diese  nur  einen 
verderblichen  Einfluss  haben  können  und  keineswegs  dazu  dienen, 
die  Kräfte   des   erschöpften  Reisenden  wieder  herzustellen.» 

Im  Kanton  Graubünden  ist  ein  Wirthschaftsgesetz  an- 
genommen worden,  das  eine  etwelche  Beschränkung  des  Alkoho- 
lismus  beabsichtigt.  Ebenso  in  Thurgau  ein  solches,  welches 

bestimmt:  «Den  Mitgliedern  des  Obergerichts,  der  Bezirks- 
gerichte, der  Bezirksräthe,  den  Friedensrichtern  und  Notaren, 
den  Gemeindeammännern,  Gern einderathsschr eibern  und  Ka- 
tasterführern, den  Civilstandsbeamten  und  Ortsvorstehern  ist 
es  untersagt,  eine  Wirthschaft  selbst  zu  betreiben,  oder  auf 
ihre  Rechnung  durch    eine  Drittperson  betreiben  zu  lassen.» 

Dagegen  wurde  im  Nationalrath  ein  Antrag  abgelehnt, 

der  wie  folgt  lautete:  «Der  zur  Verfertigung  pharmazeutischer 
Produkte  bestimmte  Alkohol  wird  den  auf  Schweizergebiet 
niedergelassenen  patentirten  Apothekern  zum  Selbstkosten- 
preise abgegeben,  unter  Bedingungen,  welche  eine  Kontrolle 
der  Verwendung  der  gelieferten  Quantitäten  sichern.» 

Der  diesjährige  reiche  Obstsegen  muss  natürlich  auch 
wieder  zum  Theil,  statt  gedörrt,  oder  sonst  nützlich  ver- 
wendet zu  werden,  in  Alkohol  sich  verwandeln  lassen.  Die 
eidgenössische  Alkoholverwaltung  hat  die  Inhaber  der  Monopol- 


*)  Vgl.  hiezu  einen  abgezeichneten  Artikel  von  T.  Combe  «Une 
taehe  ä  l'ecusson»,  in  der  «Lausanner-Zeitung»  vom  22./23.  Nov. 
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brennereien  ermächtigt,  für  ihre  Kechnung  Aepfel  und  Birnen 
zu  brennen  nnd  zwar  gewährt  sie  für  das  Prodnkt  einen 
Preis  von  Fr.  76.  25  pro  Hektoliter.  Soweit  diese  Obst- 
spiritus-Produktion 10%  der  vertraglichen  Kartoffelspiritus- 
Produktion  nicht  tibersteigt,  darf  sie  über  diese  hinaus 
hergestellt  werden,  und  nur  ein  allfälliges  Plus  würde  an 
der  Kartoffelspiritus  -  Produktion  gekürzt.  Wer  also  ein 
Brennloos  von  400  Hekto  Kartoffelspiritus  hat,  kann  dazu 
noch  40  Hekto  Obstspiritus  liefern;  wenn  er  jedoch  100 
Hekto  Obstspiritus  herstellt,  so  darf  er  nur  noch  340  Hekto 
Kartoffelspiritus  liefern.  Die  gewährten  10%  machen  rund 
3000  Hektoliter  aus.  Zur  Herstellung  von  soviel  Obstspiritus 
sind  60,000  Doppelzentner  Obst  nöthig. 

Inzwischen  «bewegt  sich  doch»  die  Alkoholfrage,  wenn  auch 
langsam;  eine  rasche  und  gründliche  Besserung  kann  unserer 
Ansicht  nach  nur  von  einer  Massregel  erwartet  werden,  wie 
sie  in  dem  speziellen  Aufsatze  «das  Alkohol -Postulat»  aus- 
einander gesetzt  ist. 

Ueber  die  Fortschritte  der  Temperenz  enthält 
ein  Bericht  des  Genfer  Journals  folgende  allgemeine  Angaben : 

«Jusqu'il  y  a  dix  ans,  la  Suisse  ne  connaissait  guöre 
que  deux  types  principaux  d'  «Etablissements  publics  »  :  celui 
oü  se  döbite  le  vin  et  celui  oü  se  debite  la  biöre.  Pendant  les 
dix  dernieres  ann6es  du  siöcle  expiraut,  un  nouveau  type  a 
surgi,  le  cafe"  ne  vendant  ni  vin,  ni  biere,  ni  boisson  alcoolique 
quelconque.  L'ann6e  derniöre,  les  restaurants,  cafes  et  hoteis 
d'oü  Talcool  se  trouve  exclu  etaient  en  Suisse  au  nombre  de 
455  (Berne  129,  Vaud  107,  Zürich  45).  C'est  peu,  si  on 
considöre  que  notre  pays  s'offre  le  luxe  de  24,000  cafes  et 
restaurants  ä  alcool  et  fait  vivre,  en  outre,  d'innombrables 
däbits  ä  l'emporte*  bänificiant  de  la  loi  des  « deux  litres». 
Mais  la  vitalite"  et  la  bonne  Organisation  des  30,000  ab- 
stinent s  suisses  permettent  d'esperer  un  mouvement  offensif 
toujours  plus  accentue*  de  leur  petite  arinäe  et  une  multipli- 
cation  de  leurs  postes  de  combat.    Des  455  restaurants  anti- 
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alcooliques ,  74  pour  cent  datent  de  ces  onze  derniöres 
annäes.  En  1880,  les  *caf6s  de  temperance»  n'etaient  qu'au 
nombre  de  19.     En  1890,  ils  Staient  123. 

Les  quatre  cinquiömes  des  cafßs  sans  alcool  sont  en 
menie  temps  restaurants  ot  döbitent  des  mets  solides.  Lefait 
vaut  la  peine  d'etre  note.  Dans  le  restaurant  ordinaire  ou 
ä  la  brasserie,  le  citoyen  qui  veut  prendre  un  repas  est 
inoralem ent  forc6,  ou  tout  au  moins  invite*  ä  boire.  Le  cafe* 
du  type  nouveau  n'oblige  pas  le  consommateur  ä  se  restaurer 
avec  du  liquide.     II  sauvegarde  sa  liberte\ 

Quatre  cantons  ont  Theureuse  inspiration  d'exempter  les 
cafes  de  temperance  de  toute  patente.  Neuchätel,  les  Grisons, 
Appenzell  (Rh.-Ext.)  et  Uri.  Dans  cinq  autres  cantons  — 
Vaud,  Genöve,  Berne,  Bäle-Ville,  Schaffliouse  —  un  certain 
nombre  de  ces  entreprises  sont  6galement  affranchies  de  toute 
taxe.  Presque  partout,  les  cafes  exploitßs  par  les  societes 
d'utilite  publique  sont  au  benefice  de  Texemption.  Les  pa- 
tentes varient  de  cinq  francs  ä  cent  francs.  Les  cantons  oü 
le  prix  de  la  patente  depasse  100  francs  sont  Vaud,  Genöve, 
Bäle-Ville,  Zürich  (200  fr).  C'est  Lucerne  qui  a  Thonneur 
d'exiger  la  contribution  la  plus  61ev6e,  364  francs !  La  ville 
de  Zürich  en  a  un  plus  enviable.  C'est  dans  ses  murs  qu'ont 
6te  installßs  les  caf6s  de  temp6rance  les  plus  nombreux,  les 
mieux  pourvus  et  les  plus  confortables.  Ceux  qu'a  crees  et 
qu'exploite,  avec  autant  de  devouement  que  de  savoir-faire, 
T«  Union  des  femmes  pour  la  temperance  et  le  bien  du  peuple», 
sont  des  entreprises  modöles  et  dont  le  succös  augmente 
d'annäe  en  annee. 

La  Suisse  est  dös  maintenant,  avec  TAngleterre  et  les 
Etats  scandinaves,  parmi  les  pays  qui  comptent  le  plus  de 
restaurants  ne  vendant  pas  de  boissons  fermentees.» 

Das  ist  immerhin  bereits   ein  bedeutender  Fortschritt  in 

dieser  bedeutenden  Sache. 


Subventionen.  Aus  diesem  grossen  Gebiete  ist  als  ein 
besonderes  interessantes  Ereigniss  des  Jahres  die  Eröffnung 
des  neuen,  untern  Rheinkanals  zu  verzeichnen,  die  durch 
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die  Frühjahrsschneeschmelze  von    selbst  erfolgte.     Zwei  Zei- 
tungsberichte über  diesen  Vorgang  lauten  wie  folgt : 

«  Eine  grosse  Menschenmenge  hat  am  Sonntag  auf  der 
schweizerischen  und  der  vorarlbergischen  Seite  dem  zu  früh 
erfolgten  Einbrach  di»s  Eheins  in  das  neue  Bett  beigewohnt. 
Die  Techniker  hätten  es  zwar  gerne  gesehen,  schreibt  die 
«Thurgauer  Zeitung»,  wenn  das  Ereigniss  etwas  mehr  nach 
Programm,  d.  h.  etwa  acht  Tage  später  eingetreten  wäre, 
da  die  Sicherangsarbeiten  noch  nicht  ganz  vollendet  waren. 
Die  Schneeschmelze  hat  aber  in  den  letzten  Tagen  ganz  un- 
gewöhnliche Dimensionen  angenommen,  so  dass  der  Strom  zu 
einem  kräftigen  Anlauf  ausholte  und  die  letzte  Scheidewand 
durchbrach,  die  ihn  noch  von  dem  neuen  geraden  Bette 
trennte.  Anfangs  nur  ein  geringes  Wasserläuflein,  ist  der 
Fluss  im  neuen  Bett  von  Minute  zu  Minute  gewachsen  und 
am  Sonntag  Nachmittag  strömte  bereits  die  Hälfte  des  Ehein- 
wassers  im  neuen  Kurs  nach  Fussach  hinab ,  so  dass  bei 
Eheineck  das  Niveau  des  Flusses  gegen  Abend  um  einen 
Meter  gefallen  war.  Wie  der  Blitz  verbreitete  sich  am  Sonntag 
die  Kunde  von  dem  Ereigniss  rheinauf  und  rheinab,  denn  für 
die  Eheinthalbe wohner  ist  diese  Ueberleitung  des  Eheines  in 
sein  neues  Bett  mehr  als  ein  interessantes  Schauspiel,  er 
bedeutet  für  sie  das  langersehnte  Ende  jahrhundertlangen 
Unheils  mit  bangen  Nächten  und  trostlosen  Ueberschwemmungs- 
tagen.  Die  Gefahr  ist  nun  nach  menschlichem  Ermessen  für 
alle  Zeiten  vorbei,  Dank  dem  Eiesenwerke,  das  durch  das 
einträchtige  Zusammenstehen  zweier  Nationen  in  seinem  ersten 
Theile  wenigstens  vollendet  ist.  Dieser  erste  Theil  umfasst 
bekanntlich  den  unteren  oder  Fussacher  Durchstich,  durch 
welchen  die  Eheinmündung  weiter  ostwärts  von  Eheineck  in 
die  Gegend  von  Fussach  verlegt  und  der  Strom  von  Brugg 
in  geradem  etwa  4800  Meter  langem  Lauf  in  den  See  gezogen 
wird,  während  vorher  der  Ehein  in  etwa  doppelter  Länge 
und  in  vielen  Krümmungen  an  Höchst,  Gaissau,  Eheineck  und 
Altenrhein  vorbei  den  Bodensee  erreicht  hat.  Eheineck  verliert 
die  Berechtigung,  seinen  Namen  zu  tragen,  denn  in  dem 
breiten  Einnsal  werden  zukünftig  nur  noch  die  zahmen 
Wässerlein    der   Binnengewässer    an    die   mächtigen  Wogen 
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der  alten  Eheinherrlichkeit  erinnern.  Im  Fussacher  Durch- 
stich sind  insgesanimt  Erdbewegungen  von  1,500,000  Kubikmeter 
gemacht  worden ;  doch  hat  man  keineswegs  das  ganze  neue 
Bett  ausgegraben.  Der  Aushub  ist  vom  See  aufwärts  nur 
etwa  auf  1000  Meter  Länge  vollständig  in  voller  Profil  weite 
durchgeführt  worden,  weiter  hinauf  hat  man  zwischen  den 
beiden  Dämmen  nur  einen  Leitkanal  von  40  bis  50  Meter 
Breite  erstellt;  alle  übrige  Arbeit  muss  der  Rhein  selber 
besorgen  und  es  zeigt  sich  bereits,  dass  diese  Berechnungen 
richtig  waren  und  der  kräftige  Strom  den  schmalen  Leitungs- 
kanal rasch  zum  Bette  von  voller  Breite  erweitert.  Die 
Rheinunternehmung  wird  sich  nun  an  den  oberen,  den  soge- 
nannten Diepoldsauer  Durchstich  machen,  der  den  grossen 
Bogen  nach  Osten  zwischen  Kriesern  und  Au  durch  einen 
geraden  Flusslauf  von  6200  Meter  Länge  ersetzen  soll.  Dieser 
zweite  Theil  der  Rheinregulirung  ist  zwar  bereits  in  Angriff 
genommen  worden;  man  hat  jedoch  diese  Arbeiten  zurück- 
gehalten und  die  Subventionsquoten  der  beitragleistenden 
Staaten  hauptsächlich  für  die  Förderung  des  Fussacher 
Durchstichs  verwendet,  so  dass  dieser  Theil  der  Rheinregu- 
lirung auf  den  vertraglichen  Termin,  d.  h.  sechs  Jahre  nach 
Abschluss  des  Staatsvertrages  fertig  erstellt  werden  konnte.» 

«C'est  tout  pres  de  la  gare  de  Lustenau,  grand  village 
autrichien,  que  le  nouveau  Rhin  commence.  On  est  bien 
ötonne  de  ne  pas  voir  de  constructions  fermant  Fanden  lit 
du  Rhin.  En  effet,  celui-ci  est  reste  tout  ouvert;  pas  de 
mur,  pas  de  digue  qui  defendrait  aux  eaux  de  passer  dans 
ce  lit.  En  revanche,  il  y  a  un  grand  banc  de  sable  et  de 
gravier  (cailloux  etc.),  qui  doit  avoir  existe"  depuis  longtemps 
et  sur  lequel  passaient  auparavant  les  eaux.  Depuis  que  le 
Rhin  s'est  enfonce"  dans  son  nouveau  lit,  ce  banc  de  sable 
et  de  gravier  surmonte  les  Hots  du  Rhin  et  il  faudrait  dejä 
une  grande  crue  pour  que  l'eau  puisse  passer  dessus. 

Le  lit  du  nouveau  Rhin  contraste  beaucoup  avec  celui 
de  Tancien  Rhin.  On  admire  la  regularite  de  la  construction 
du  canal,  tandis  que  Pancien  Rhin,  rempli  de  sable  et  de 
pierres,  est  Pirregularite  meine.  Le  canal  reQoit  le  fleuve 
en  ligne  droite  sur  une  longueur  de  480  mötres,    puis   vient 
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une  courbe  longue  de  1280  metres  avec  im  rayon  de  1800 
mötres,  aprös  quoi  le  canal  suit  une  ligne  droite  de  3165 
metres  jusqu'au  bord  du  lac.  Le  canal  entier  est  long  de 
4925  metres;  il  raccourcit  de  7105  mötres  la  route  suivie 
par  le  Rhin.  Le  fond  du  lit  a  une  largeur  de  75  mötres; 
les  bords  ont  une  hauteur  de  3,5  mötres,  et  los  angles  in- 
te>ieurs  des  deux  bords  ont  en  haut  unedistance  de  110  metres. 
Voila  le  lit  pour  le  Rhin,  quand  il  a  sa  hauteur  ordinaire. 
Pour  pre>enir  des  catastrophes,  il  y  a  une  rampe  de  chaque 
cöte,  large  de  79  mötres,  et  montant  du  bord  jusqu'ä  la 
digue.  Aprös  quoi  viennent  les  digues  ayant  une  hauteur  de 
3,20  metres.  En  somme,  une  masse  d'eau  de  3000  metres 
cubes  peut  passer  dans  ce  canal  sans  aucnne  difficulte*  et 
sans  porter  de  dangers  aux  environs;  il  fand rait  4500  metres 
cubes  pour  döbordcr  les  digues,  et  une  pareille  masse  d'eau 
n'a  jamais  et6  constatee.  Tout  prös  de  la  gare  de  Lustenau 
so  trouvent  les  usines  pour  Tentreprise  du  Rhin,  qui  fönt 
des  reparations  de  machines,  etc. 

II  a  6t6  fixe\  pour  la  correction  entiöre,  dont  la  moitie 
vient  d'Gtre  terminöe,  un  delai  de  14  ans;  les  travaux  ont 
commence'  en  1894 ;  voila  donc,  en  moins  de  sept  ans,  la 
premiöre  partie  de  la  grande  entreprise  achevee. 

Nos  historiens  sont  d'accord  pour  reconnaitre  que  le 
Rheinthal  actuel  faisait,  il  y  a  des  milliers  d'annees,  partie 
du  lac  de  Constance,  et  on  a  constate"  que  cette  vallee ,  il  y 
a  mille  ä  deux  mille  ans  environ,  n'etait  habitee  que  sur  ßes 
bords,  du  cöt6  des  montagnes.  La  promiöre  inondation  que 
le  Rhin  a  caus6e  et  dont  nos  historiens  fönt  mention,  eut  lieu 
en  1276.  Depuis,  il  n'y  a  plus  de  siecle  dans  lequel  ce  fleuve 
n'ait  pas  cause*  de  grands  dommages;  ainsi,  en  1343,  1480, 
1511,  1553,  1618,  1677,  1679,  1686,  1770,  1816,  1817,  1846, 
1855,  1868,  1871,  etc.,  etc. 

La  premiöre  initiative  pour  l'entreprise  de  la  correction 
du  Rhin  date  de  1788,  et  eile  partait  de  trois  communes 
autrichiennes  (Brugg,  Höchst  et  Gaissau),  qui,  de  tous  temps, 
avaient  ete  les  premiöres  frappöes  par  les  ddsastres  que  le 
fleuve  avait  causäs.» 

Ausserdem  ist  bemerkenswert!!  der  Anschluss   der  um- 
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brailstrasse  an  die  italienische  Stelviostrasse,  welcher 
nach  etwelchen  Unterhandlungen  mit  der  dortigen  Regierung 
nun  gesichert  ist  und  auf  schweizerische  Kosten  ausgeführt 
wird.  Die  Umbrailstrasse  wurde  durch  Bundesbeschluss  von 
1897  mit  163,333  Fr.  subventionirt  und  ist  imBau  begriffen, 

Eisenbahnen.  Vom  nächsten  Jahre  ab  werden  wir 
die  Eisenbahnen  unter  die  Rubrik  der  allgemeinen  Verwaltung 
aufnehmen  müssen.  Denn  wenn  auch  einerseits  der  Rück- 
kauf erst  im  Jahr  1903  eintreten  muss  und  gesetzlich  lange 
nicht  alle  bestehenden  Bahnen  umfasst,  so  ist  doch  die  Ver- 
waltung bereits  gewählt  und  in  Funktion  eingetreten  und  ist 
es  für  uns  wenig  zweifelhaft,  dass  auf  die  Dauer  zweierlei 
Arten  von  Bahnverwaltungen  in  einem  kleinen  Lande  nicht 
neben  einander  bestehen  können.  Die  privaten  Nebenbahnen 
werden  in  ein  so  stark  untergeordnetes  Verhältniss  zu  den 
Hauptstaatsbahnen  gelangen,  dass  es  sich  ernstlich  bloss  noch 
um  eine  allmählige  Aufsaugung  derselben,  oder  um  eine  üeber- 
nahme  mit  verbleibender  Privatbetheiligung  und  separater 
Rechnung  handeln  wird.  Es  ist  auch  möglich,  dass  noch  vor 
dem  Mai  1903  ein  freihändiger  Rückkauf  einzelner  Haupt- 
bahnen eintritt,  während  allerdings  der  Gotthardbahn  noch 
eine  Lebensfrist  bis  1908  garantirt  bleibt,  falls  sie  davon 
Gebrauch  machen  will.  Die  erstere  Voraussetzung  ist  zur 
Zeit  bereits  eingetreten,  indem  ein  Ankauf  der  Central- 
bahn  vereinbart  ist  und  der  nächsten  Bundesversammlung 
vom  Dezember  d.  J.  zur  Ratifikation  vorgelegt  werden  kann. 

Das  eigene  Netz  umfasst  die  Strecken  Basel-Olten,  Olten- 
Aarau,  Olten-Biel,  Olten-Bern-Thörishaus,  Bern-Thun-Scherz- 
ligen,  Herzogenbuchsee-Lyss,  Aarburg -Luzern  und  Basler 
Verbindungsbahn.  Dazu  kommen  noch  die  Antheile  der 
Schweizer.  Centralbahn  an  gemeinsamen  Bahnen,  nämlich  die 
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-Hälfte  der  Bözbergbahn-Basel ,  resp.  Pratteln-Brugg,  die 
Hälfte  der  ehemaligen  Nationalbahn,  Strecke  Zofingen-Aarau, 
die  Hälfte  der  aargauischen  Südbahn  Aarau-Rothkreuz-Immen- 
see  und  zwei  Fünftel  der  Linie  Wohlen-Bremgarten.  Endlich 
ist  die  Schweizer.  Centralbahn  Besitzerin  von  annähernd  einem 
Viertel  des  Actienkapitals  der  Emmenthalbahn,  Langnau- 
Burgdorf-Solothurn.  Der  vereinbarte  Preis  beträgt  750  Fr. 
per  Actie. 

Dass  der  Kauf  für  den  Bund  ein  sehr  günstiger  sei,  kann 
mit  Zuhülfenahme  alles  möglichen  Optimismus  kaum  behauptet 
werden ;  er  ist  vielmehr,  selbst  unter  Berücksichtigung  der 
Chancen  einer  rechtlichen  Entscheidung,  um  50  bis  100  Fr. 
per  Actie  zu  theuer  und  wird  natürlich  auch  noch  auf  die 
Kauf  summen  der  andern  Rückkaufsobjekte  einen  starken 
Einfluss  ausüben,  selbst  wenn  dort  das  Bundesgericht  zu  ent- 
scheiden haben  würde.  Jedenfalls  ist  nun  die  Verwerfung 
des  früheren  Centralbahn ank aufs  durch  die  Volksabstimmung 
vom  6.  Dez.  1891  als  ein  Fehler  konstatirt,  aber  da  heisst 
es  eben:  «Selber  than,  selber  han».  Die  «Gazette  de  Lausanne» 
sagte  darüber: 

«La  Convention  au  sujet  du  rachat  ä  l'amiable  du  Central 
vient  d'etre  signee  par  les  delegues  du  Conseil  föderal  et  par 
la  direction  du  Central.  Pour  qu'elle  soit  definitive,  il  faudra 
encore  la  ratification  du  conseil  d'administration  de  la  compagnie, 
du  Conseil  föderal,  de  l'assemblee  generale  des  actionuaires  et 
de  l'assemblee  federale.  D'apres  cet  arrangement,  la  Con- 
föderation  reprend  tout  l'actif  et  le  passif  de  la  compagnie, 
ä  l'exception  du  solde  non  distribue*  du  compte  de  profits  et 
pertes  de  1899  et  du  produit  de  Tannee  1900,  en  tant  qu'il 
revient  ä  la  compagnie  et  dont  le  montant  a  ete*  fix6,  mainte- 
nant  dejä,  ä  4,700,000  fr.,  pour  eviter  des  divergences  qui 
pourraient  se  produire  ult6rieurement  relativement  au  calcul 
de  ce  produit.  La  compagnie  recoit  de  la  Conföderation, 
comme  somme  d'achat,  un  titre  de  rente  par  action,   soit  au 
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total  100,000  titres  de  rente  föderale  de  30  fr.  de  rente 
annuelle,  payables  par  semestre,  en  monnaie  suisse,  aux  places 
de  paiement  fixöes  pour  les  obligations  födörales.  Ces  titres 
ne  peuvent  &tre  denoncös  par  leur  possesseur;  par  contre, 
la  Confederation  a  le  droit,  apres  l'ecoulement  d'uno  päriode 
de  20  ans  et,  pour  la  premtere  fois,  le  31  döeembre  1920,  de 
les  rembourser,  en  tout  ou  en  partie,  contre  le  versement  de 
750  fr.  par  titre.  La  somme  d'achat  s'ötablit  ainsi,  au  total, 
a  75  millions  de  francs.  La  Confederation  s'engage  ä  exöcuter 
tous  les  engagements  de  la  compagnie,  notamment  aussi  ceux 
«nrers  les  cröanciers  des  eniprunts  et  ceux  vis-a-vis  de  la 
caisse  de  secours  des  employös;  eile  peut  6tre  tenue  pour 
directement  responsable  de  tous  ces  engagements.  Afin  de 
faciliter  la  prompte  delivrance  de  la  fortune  revenant  aux 
actionnaires,  le  Confederation  s'engage  en  outre  ä  donner  la 
garantie  prevue  par  la  loi  pour  tous  les  engagements  encore 
pendants  ou  en  litige  de  la  compagnie,  notamment  aussi  en 
ce  qui  concerne  les  emprunts  non  encore  echus.  La  Confädö- 
Tation  reprend  ä  son  service  les  fonctionnaires  et  employös  du 
€entral,  et  cela  aux  conditions  de  traitement  ac*uelles  jusqu'au 
30  avrü  1903.  La  direction  exploitera  l'entreprise,  pour  le 
compte  de  la  Confederation,  jusqu'ä  fin  1901.  La  creation  de 
la  direction  d'arrondissement  est  preVue  pour  le  commencement 
-de  1902. 

La  supposition,  que  Ton  compte  se>ieuseinent  au  Palais 
federal  sur  la  possibilit6  d'acquerir  ä  l'amiable,  et  avant  le 
30  avril  1903,  d'autres  reseaux  que  celui  de  Central,  est 
confirm6e  par  un  disposition  de  la  Convention  pour  l'achat  du 
Central.  D'aprös  celle-ci  en  effet,  l'exploitation  du  reseau 
«ontinuera  ä  §tre  dirigäe  jusqu'ä  fin  1901,  par  l'administration 
actuelle.  Cette  disposition  a  et6  introduite  dans  la  pensee  que 
Ton  saurait,  dans  le  courant  de  l'annäe  prochaine,  d'une  maniere 
«ertaine,  si  une  entente  peut  &tre  obtenue  avec  d'autres  com- 
pagnies.  Suivant  l'ötendue  du  rachat  ä  l'amiable,  le  provisoire 
«ontinuerait  ou  l'administration  serait  döfinitivement  organisöe, 
-d'aprös  les  prescriptions  de  la  loi  föderale.» 

Von  den  Gesetzen  der  IV.  Eisenbahnperio de  unseres 
Landes,  in  die  wir  mit  dem  Rückkaufgesetz  vom  5.  Oktober 
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1897  eingetreten  sind,  sind  bereits  erlassen  worden:  das 
Gesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Nebenbahnen  (  E.  G. 
S.  XVIII,  42),  dann  das  Besoldungsgesetz  (E.  G.  S.  XVIII, 
227 — 230)  und  das  Tarifgesetz  für  die  Bundesbahnen,  das 
zur  Zeit  noch  nicht  definitiv  beschlossen  ist.  Der  Art.  67 
des  Bundesstrafrechts,  der  sich  auf  die  Eisenbahngefährdungen 
bezieht  soll  einer  Abänderung  im  Sinne  der  Erleichterung 
unterzogen  werden  (Botschaft  darüber  im  B.-Blatt  Nr.  44  d.  J.) 
Damit  sollte  jedoch  eine  weit  schärfere  Beaufsichtigung  des 
Fahrdienstes,  vielleicht  auch  eine  Vermehrung  der  unteren 
Angestellten  verbunden  sein,  da  gerade  in  diesem  Herbst 
allenthalben  und  auch  mehrfach  in  unserem  Lande  Eisenbahn- 
unfälle eintraten,  die  meistens  von  falscher  Weichenstelhmg 
herzurühren  scheinen.  In  weiterer  Ausführung  des  Kück- 
kaufsgesetzes  wurde  der  Rückkauf  auf  1.  Mai  1903  ange- 
kündigt für  die  Jura-Simplonbahn,  die  Linie  Bülach-Eglisau- 
SchafFhausen  der  Nordostbahn  und  den  Antheil  der  Einwohner- 
gemeinde Bremgarten  an  der  Bahn  Wohlen-Bremgarten. 

Bereits  beiderBüdgetberathung  von  1898  wurde  beantragt, 
es  6olle  der  Bundesrath  die  Verhältnisse  des  Baues  und  Be- 
triebes elektrischer  Bahnen  studiren,  die  eine  grosse 
Zukunft  zu  haben  scheinen.  Für  nns  wären  die  elektrischen 
Bahnen  schon  deshalb  von  grossem  Vortheil,  weil  wir  damit 
unsere  Wasserkräfte  nutzbar  machen  könnten  und  den  Kohlen- 
bedarf reduziren,  durch  den  wir  vom  Auslande  abhängig  sind, 
eine  Frage,  die  gerade  jetzt  eine  sehr  grosse  Tragweite  auch 
politischer  Natur  anzunehmen  droht.  Der  Bundesrath  gab 
damals  die  Auskunft,  es  werde  ein  neues  Gesetz  über  elek- 
trische Eisenbahnen  in  kürzerer  Zeit  vorgelegt  werden,  das 
auch  die  bisher  einzig  bestehende  Verordnung  von  1887  er- 
setzen soll.  Dazu  gehört  aber  auch  eine  ernsthaftere  Be- 
handlung der  Wasserrechtsfrage  überhaupt. 
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In  Bezug  auf  Rechtsfragen  stellt  der  Bericht  des 
eidgenössischen  Eisenbahndepartements  über  seine  Geschäfts- 
führung im  Jahre  1899  fest,  dass  durch  dieXJrtheile  deg 
Bundesgerichtes  in  den  Rekursstreitengegen  die  Schwei- 
zerische Centralbahn  und  gegen  die  Schweizerische  Nordost- 
bahn die  grundsätzlichen  Differenzen  zwischen  dem  Bundes- 
rate und  den  Bahn  Verwaltungen  über  die  Berechnung  des 
konzessionsgemässen  Reinertrages  und  des  Anlagekapitales  in 
der  Hauptsache  entschieden  worden  sind,  und  zwar  im  Wesent- 
lichen zu  Gunsten  der  Auffassung  des  Bundesrathes.  Im  Falle 
der  Centralbahn  wurde  festgestellt,  dass  unter  dem  für  den 
Rückkauf  laut  Konzession  massgebenden  Reinertrag  der 
Ueberschuss  der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebsausgaben 
zu  verstehen  ist.  Es  falle  somit  nur  die  mit  dem  Eisenbahn- 
betriebe, (mit  dem  Transportgeschäft)  zusammenhängenden 
Rechnungsposten  in  Betracht,  nicht  aber  die  auf  die  Finanz- 
verwaltung der  Aktiengesellschaft  sich  beziehenden  Einnahmen 
und  Ausgaben.  Bei  seinen  Entscheiden  hat  das  Bundesgericht 
allerdings  erklärt,  dass  für  die  Beurtheilung  nicht  die  Vor- 
schriften des  Rechnungsgesetzes  vom  27.  März  1896  mass- 
gebend seien,  wie  der  Bundesrath  angenommen  hatte,  sondern 
dass  auf  den  Wortlaut  und  Inhalt  der  Konzessionen  abzu- 
stellen sei;  insoweit  zwischen  den  beiden  Normen  Wider- 
sprüche bestehen,  seien  letzere  für  den  Richter  verbindlich. 
Die  materielle  Prüfung  führte  aber  in  den  wesentlichsten 
Punkten  zur  Anerkennung  der  Forderungen  des  Bundesrathes, 
indem  konstatirt  wurde,  dass  die  Vorschriften  des  Rech- 
nungsgesetzes in  der  Hauptsache  mit  den  allgemein  gültigen 
Rechts-  und  Verwaltungsgrundsätzen  und  mit  den  Bestimm- 
ungen   der  Konzessionen    sich  in  Uebereinstimmung  befinden. 

Das  Bundesgericht  ist  (auf  Antrag  der  Centralbahn)  nicht 
eingetreten  auf  die  Differenzen  betreffend  die  Abzüge  für 
Minderwerthe. 

Das  Urtheil  des  Bundesgerichtes  im  Rekurs  der  Nord- 
ostbahn hat  bezüglich  der  das  Anlagekapital  betreffenden 
Differenzen  in  den  Hauptpunkten  die  Auffassung  des  Bundes- 
rathes materiell  als  begründet  anerkannt.  Konsequenterweise 
wurde    allerdings    auch  hier   das  Rechnungsgesetz   als  nicht 
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anwendbar  erklärt,  insofern  es  mit  den  Konzessionen  in 
Widerspruch  stehe;  solche  Abweichungen  wurden  aber  nur 
in  verhältnissmässig  weniger  wichtigen  Punkten  konstatirt. 
Unter  Anlagekapital  im  Sinne  der  Konzessionen  ist  nicht  so- 
wohl das  Kapital  zu  verstehen,  welches  thatsächlich  in  der 
Bahn  verkörpert  ist ,  sondern  vielmehr  das  Geldkapital, 
welches  zur  Herstellung  der  Bahn  aufgewendet  wurde,  die 
nachgewiesenen  erstmaligen  Anlagekosten  der  bestehenden 
Einrichtungen.  Wie  die  Festsetzung  des  konzessionsgemässen 
Beinertrages  die  Aufstellung  einer  Sonderbilanz  erfordert, 
welche  nur  diejenigen  Faktoren  umfasst,  die  sich  auf  den 
Betrieb  der  dem  Rückkäufe  unterliegenden  Linien  beziehen, 
und  welche  alle  übrigen,  die  Verfolgung  des  Gesellschafts- 
zweckes betreffenden  Geschäftsvorgänge  ausschliesst,  so  ist 
auch  hier  von  den  persönlichen  Schuldverhältnissen  des  Bahn- 
eigenthümers  gänzlich  abzusehen  und  zur  Ermittlung  der 
Anlagekosten  eine  Sonderrechnung  aufzustellen,  bei  welcher 
Geschäftsvorgänge,  welche  die  Finanzverhältnisse  der  Bahn- 
gesellschaft im  Allgemeinen  betreffen,  ausser  Betracht  fallen. 
Wenn  dem  Bunde  als  Rückkäufer  nicht  der  erste  Konzes- 
sionär, der  die  Bahn  erstellt  hat,  gegenübersteht,  sondern 
ein  Rechtsnachfolger  desselben,  welcher  die  Bahn  billiger  als 
zu  den  ursprünglichen  Erstellungskosten  erworben  hat  und 
welchem  dieselbe  mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung 
auf  Grundlage  der  ursprünglichen  Konzession  übertragen 
worden  ist,  können  die  nachgewiesenen  Anlagekosten  ver- 
nünftigerweise nur  darin  bestehen,  was  der  neue  Konzessionär 
selbst  ausgelegt  hat.  Das  Minimum  der  Entschädigungssumme 
besteht  dann  in  der  Summe,  welche  der  Eigenthümer  der 
Bahn,  d.  h.  derjenige,  welcher  sie  an  den  Bund  verkaufen 
muss,  als  Anlagekapital  aufgewendet  hat.  Es  kann  daher 
von  der  Nordostbahn  nicht  mehr  als  die  Rückerstattung  der 
von  ihr  auf  die  Anschaffung  und  Herstellung  der  Bahnan- 
lagen und  Einrichtungen  ausgelegten  Gelder  verlangt  werden; 
was  dagegen  die  frühere  Inhaberin  der  Konzession  aufge- 
wendet hat,  kommt  für  die  Festsetzung  der  Minimalentschä- 
digung nicht  in  Betracht.  Diese  Kontroverse  betrifft  die 
Linien  der  ehemaligen  Nationalbahn,  sowie  die  Bahnen  Effre- 
tikon-Hinweil    und    Sulgen-Gossau.     Bei    einem    ungünstigen 


Eisenbahnen.    Urtheile  und  noch  pendente  Rechtsfragen.    423 

Entscheide  des  Bandesgerichtes  wäre  das  Anlagekapital  der« 
selben  um  ungefähr  20  Millionen  erhöht  worden.  Bezüglich 
des  Beinertrages  wurden  lediglich  die  Entscheide  im  Rekurs- 
falle der  Centralbahn  bestätigt;  neu  zu  beurtheilen  war  nur 
die  Frage,  ob  die  an  den  Bund  bezahlten  Konzessionsgebühren 
als  Betriebsausgaben  zu  betrachten  seien ;  dieselbe  wurde 
gemäss  der  Forderung  des  Bundesrathes  bejaht. 

Ein    Zeitungsbericht    über    den    Fall    der    Nordostbahn 

kommt  zu  dem  folgenden  allgemeinen  Resultat,  das  auch  für 

allfällige  künftige  Entscheide  massgebend  sein  dürfte: 

«Es  ist  bezeichnend,  dass  die  Eisenbahnrekurse,  die  in 
der  Presse  mit  vielem  Lärm  eingeleitet  worden  waren,  sich 
vor  Bundesgericht  so  leicht  und  glatt  abwickeln.  Es  giebt 
kaum  mehr  eine  grundsätzliche  Streitfrage;  die  wichtigen 
Beschlüsse  werden  einhellig  gefasst,  indem  sich  die  einzelnen 
Mitglieder  des  Gerichtshofes  darauf  beschränken,  diesen  oder 
jenen  Gesichtspunkt  mehr  hervorzukehren.  Auch  tritt  der 
Schiedsrichter,  der  das  aequum  et  bonum  besonders  berück- 
sichtigen möchte,  immer  mehr  zu  Tage.  Herr  Vicepräsident 
Winkler  und  Herr  Monnier  wiesen  ausdrücklich  darauf  hin, 
dass  das  Bundesgericht  nur  an  Stelle  der  in  den  Konzessionen 
vorgesehenen  Schiedsrichter  getreten  sei  und  daher  gewisser- 
massen  die  Rolle  derselben   übernehmen  könne.» 

Damit  wird  eine  Ungerechtigkeit  thatsächlich  wieder  gut- 
gemacht, die  darin  bestand,  dass  den  Bahnen  ihr  koiizessions- 
mässiges  Schiedsgericht  s.  Z.  abgesprochen  worden  ist.  Im 
Uebrigen  besorgen  wir  nach  dem  Kaufe  der  Centralbahn  nicht 
mehr,  dass  die  Aktionäre  zu  kurz  kommen  werden. 

In  der  «Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht»  besprach 
Centralbahndirektor  Dr.  Oberer  die  Rechte  und  Situation  der 
Gläubiger  in  der  Liquidation  von  Aktiengesellschaften.  Spe- 
zielle Bedeutung  für  den  schweizerischen  Eisenbahnrückkauf 
hat  folgende  von  ihm  aufgestellte  Schlussthese:  «Der  Bund 
kann  je  nach  der  Lage  des  Geldmarktes  ein  grosses  Interesse 
daran  haben,  nur  einen  möglichst  kleinen  Theil  des  Kauf- 
preises sofort  bei  Uebernahme  der  Bahnen  baar  bezahlen  zu 
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müssen.  Wenn  dieses  Interesse  besteht  und  mit  Kücksicht 
darauf  der  Bund  sich  mit  den  Bahngesellschaften  dahin  ver- 
ständigen will  und  kann,  dass  die  noch  nicht  fälligen  An- 
leihen bis  auf  weiteres  unverändert  auf  den  Namen  der  in 
Liquidation  tretenden  Gesellschaft  bestehen  bleiben  —  unter 
Garantieleistung  des  Bundes  für  vertragsgemässe  Verzinsung 
und  Rückzahlung  — ,  so  steht  einer  solchen  Abmachung  recht- 
lich kein  Hinderniss  im  Wege.  Durch  ein  solches  Abkommen 
erhielte  der  Bund  den  Vortheil,  die  fraglichen  Anleihen  nur 
successive  und  nach  eigener  Konvenienz  zu  künden  (bezw. 
durch  die  Liquidatoren  künden  zu  lassen)  und  heimzuzahlen 
und  sie  inzwischen  nur  zu  dem  in  den  Titeln  vereinbarten 
Zinsfusse  zu  verzinsen.» 

Ueber  eine  der  bedeutendsten  Rechtsfragen  des  Rück- 
kaufes wurden  vom  Eidg.  Eisenbahndepartement  Gutachten 
von  den  Professoren  Hub  er  in  Bern  und  Lab  and  inStrass- 
burg  eingeholt,  die  folgenden  Inhalt  haben  (Lausanner  Zei- 
tung) : 

«1.  Le  rachat  des  chemins  de  fer  et  leur  retour  ä  la 
Confederation  ä  la  date  du  1er  mai  1903  auront-ils  pour  con- 
sequence  de  rendre  exigibles  les  emprunts  contractes  ä  plus 
long  terine,  de  teile  sorte  que  le  creancier  serait  en  droit 
de  demander  son  paiement  immediat  ou  oblige  de  l'accepter 
des  mains  de  la  compagnie? 

Reponse:  Non. 

2.  La  reponse  ci-dessus  doit-elle  etre  modifiee  en  ce  qui 
concerne  les  obligations  pourvues  d'une  hypotheque  sur  les 
ligncs  rachetees? 

Reponse:  Non. 

3.  Etant  admis  que  le  rachat  n'avance  pas  le  terme  de 
remboursement,  les  compagnies  rachetees  devront-elles  pro- 
longer  leur  liquidation  jusqu'ä  l'epoque  du  remboursement  de 
leur  derniere  Obligation? 

Reponse:  Non,  si  elles  fournissent  aux  creanciers,  con- 
formßment  ä  l'article  667  du  code  des  obligations,  une  ga- 
rantie  süffisante. 

Existe-t-il  un  autre  moyen  d'abreger  le  delai  de  rem- 
boursement? 
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Response:  Sauf  la  liquidation  forc^e,  non. 

4.  La  Confederation  peut-elle  modifier  la  Situation  juri- 
dique  des  creanciers  en  prenant  Pengagement  de  faire  le 
Service  des  emprunts? 

Reponse :  Dans  le  sens  explique  par  la  consultation,  non. 

5.  La  Confederation  sera-t-elle  en  droit  d'operer  une 
compensation  entre  le  prix  de  rachat  et  les  obligations  de 
elremins  de  fer  acquises  par  eile  et  qui  ne  seraient  point 
encore  remboursables,  et  les  compagnies  devront-elles  accepter 
cette  compensation? 

Reponse:  Sans  autre,  non.  En  revanche,  cette  compen- 
sation ponrra  6tre  op6ree  en  vertu  d'une  Convention  par  la- 
quelle  la  Confederation  prendrait  les  emprunts  ä  sa  Charge 
ou  les  garantirait,  ce  qui  emporterait  une  compensation  ge- 
nerale du  capital  obligations  avec  Tindemnite  de  rachat. 

Les  questions  qui  precedent  sont  Celles  posees  par  le 
Departement  des  chemins  de  fer.  Elles  n'epuisent  pas  la  ma- 
tiere,  ou  du  moins  elles  ne  mettent  pas  en  relief  certains 
points  importants.  C'est  pourquoi  M.  le  professeur  Huber 
s'est  encore  pose  spontanement  les  questions  suivantes,  que 
nous  faisons  suivre  des  r^ponses  qu'il  y  a  donn6es: 

6.  L'entente  des  parties  interessees  au  rachat  (Confedö- 
ration  et  compagnies)  peut-elle  imposer  aux  creanciers  le 
remboursement  immediat  de  tous  les  emprunts? 

Reponse:  Non. 

7.  L'entente  de  la  Confederation  et  des  compagnies  peut- 
elle  obliger  les  creanciers  ä  accepter  la  Confederation  pour 
debitrice  en  lieu  et  place  des  compagnies? 

Reponse:  Non. 

8.  Les  creanciers  des  compagnies  sont-ils  obligäs  d'ac- 
cepter  ä  titre  de  garantie  conforme  au  droit  des  obligations 
Fengagement  de  la  Confederation  de  faire  le  Service  des 
emprunts  ? 

R6ponse:  Oui. 

9.  Les  creanciers  et  les  actionnaires  peuvent-ils  convenir 
du  remboursement  imm6diat  des  emprunts  contre  le  gre  de 
la  Confederation? 
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Reponse:  Oui,  mais  chaque  cr6ancier  reste  libre  de  se 
refuser,  en  ce  qui  le  concerne,  ä  un  pareil  arrangement. 

10.  La  Confederation  pourrait-elle  imposer  sa  garantie 
aux  compagnies  ? 

Räponse:  Non,  il  depend  des  compagnies  de  prolonger 
leur  liquidation  jusqu'a  Fextinction  de  tous  leurs  emprunts.* 

Die  «Lausanner  Zeitung>  fügt  bei: 

«La  premiöre  et  la  plus  grosse  consequence  pratiqne 
ä  tirer  des  consultations  de  MM.  Huber  et  Laband  est  evi- 
demment  la  faculte  reconnne  aux  compagnies  de  passer  leurs- 
emprunts  ä  la  Confe'de'ration  sans  que  les  creanciers  puissent 
s'opposer  ä  un  tel  arrangement.  Pour  obtenir  un  tel  resultat, 
le  consentement  des  compagnies  est  toutefois  indispensable, 
d'oü  il  suit  que  la  Confederation  devra  l'acheter.  Ce  sera 
pour  eile  une  raison  de  plus  d'operer  le  rachat  a  l'amiable. 

Dans  les  conditions  actuelles  du  march6  des  capitaux 
disponibles,  conditions  qui  paraissent  assez  stables,  la  Con- 
f&leration  est  grandement  interessee  ä  assumer  par  Conven- 
tion les  emprunts  des  compagnies  et  ä  compenser  le  montant 
avec  l'indemnite"  de  rachat.  L'operation  financiere  du  rachat 
s'en  trouvera  enormement  simplifiee  et  facilitee. 

Les  creanciers  auront  le  droit,  il  est  vrai,  d'en  appeler 
aux  tribunaux.  Ils  soutiendront  qu'on  ne  peut  pas  leur  im- 
poser un  changement  de  debiteur,  et,  en  cela,  M.  Huber  leur 
donne  raison.  Le  savant  professeur  se  d£fend  meme  d'une 
pareille  violation  de  la  loi.  S'il  fait  intervenir  la  Conf6d6- 
ration,  c'est  uniquement  comme  garante  des  engagements  de» 
compagnies  et  non  comme  däbitrice  proprement  dite.  Cette* 
distinction  subtile  s'autorise  de  Tarticle  667  du  droit  des- 
obligations  ainsi  concu: 

L'actif  de  la  soci^te"  (anonyme)  dissoute  est  r^parti,, 
aprös  paiement  des  dettes,  entre  les  actionnaires  en  Propor- 
tion de  leurs  actions. 

Cette  repartition  ne  peut  avoir  lieu  qu'aprös  l'expiratioa 
d'un  d61ai  d'un  an,  ä  dater  du  jour  de  la  troisieme  insertion 
faite  dans  les  feuilles  pnbliques  ä  ce  designe*es. 

Les  creanciers  dont  les  noms  sont  connus  par  les  livre& 
ou    autrement    doivent    £tre    invites    .  . .    ä    produire    leurs 
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creances.  S'ils  nSgligent  de  le  faire,  le  montant  de  leurs 
creances  doit  etre  consignä  en  justice. 

H  y  a  lieu  egalement  ä  consignation  pour  les  affaires 
pendantes  et  pour  les  creances  litigieuses,  ä  moins  que  le 
partage  de  Pactif  ne  soit  ajourne  jusqu'au  reglement  ou 
qu'on  ne  donne  aux  creancicrs  des  süretes  süffisantes. 

Strictement,  cet  article  ne  prevoit  les  süretes  que  pour 
les  «affaires  pendantes  et  pour  les  creances  litigieuses»,  et 
les  creanciers  des  conipagnies  pourront  soutenir  qu'il  n'est 
point  applicable  a  des  emprunts  consolidäs.  Ils  pourront 
meine  plaider  sans  tämerite  que  l'art.  667  leur  confere  le 
droit  d'&tre  payes  avant    toute   repartition  aux  actionnaires. 

M.  Huber  reconnait  toutefois  ä  PAssemblee  föderale  le 
droit  de  proclamer  par  un  arrete  obligatoire  pour  les  tri- 
bunaux  que  la  garantie  de  la  Confederation  constitue  les 
süretes  exigees  par  l'article  667.  Ce  point  pourrait  dono 
fctre  liquide  par  une  Intervention  legislative,  mais  non  celui 
de  savoir  s'il  y  a  lieu,  dans  l'espece,  ä  la  fourniture  de 
süretes.  La  Solution  de  cette  question  exigerait  un  jugement.» 

In  Bezug  auf  die  Finanzirung  des  Rückkaufs  wäre 
das  wichtigste  Ereigniss  die  Bildung  eines  kräftigen  Finanz- 
syndikates zur  Erleichterung  der  Rückkaufsoperation.  Damit 
würden  auch  die  politischen  Spekulationen  einiger  Blätter  auf 
eine  Finanzkalamität  des  Bundes  zu  nichte  gemacht,  die 
allerdings  Entwürfen,  wie  die  soeben  abgelehnten  der  Pro- 
portionalwahl und  Volkswahl  des  Bundesratlies,  den  besten 
Vorschub  geleistet  hätte,  wenn  sie  nämlich  wirklich  eintritt, 
und  wenn  die  Initianten  hätten  warten  können,  was  glück- 
licherweise nicht  der  Fall  war.  Der  Bundesbeschluss  betreffend 
die  einstweilige  Vollmacht  an  den  Bundesrath  zur  Erwerbung 
von  Eisenbahnobligationen  der  rückzukaufenden  Bahnen  und 
Aufnahme  eines  Staatsanlehens  im  Betrag  von  vorläufig  200 
Millionen  zum  Zweck  des  Rückkaufes  findet  sich  in  der  E. 
Gr.  S.  XVII  229.  Der  Eisenbahnrückkauffonds,  gebildet  aus 
den  Dividenden-Ueberschüssen  der  in  eidg.  Besitz  befindlichen 
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Eisenbahnobligationen  und  Prioritätsaktien  gegenüber  der 
Verzinsung  der  entsprechenden  Staatsanlehen,  betrug  nach 
der  letzten  Rechnung  Fr.  823,000. 

Der  Verwaltungsrath  der  Bundesbahnen,  bestehend 
aus  55  Mitgliedern,  von  denen  25  durch  den  Bundesrate, 
25  durch  die  Kantone  und  5  durch  die  Kreiseisenbahnräthe 
aus  ihrer  Mitte  gewählt  werden,  ist  gewählt  worden  und  bereits 
in  zwei  Sitzungen  in  Bern  versammelt  gewesen. 

«Bei  der  Wahl,  welche  die  Kantone  vorzunehmen  haben, 
hatte  es  verstimmt,  dass  fast  ausschliesslich  Regierungsräthe 
gewählt  wurden  und  die  Kantone  sich  hiebei,  wie  bei  der 
Wahl  der  Kreiseisenbahnräthe,  durchaus  nicht  beflissen,  auch 
ihrerseits  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  Landwirthschaft, 
Handel  und  Gewerbe  eine  angemessene  Berücksichtigung 
finden.  Die  Stellen  sind  wegen  der  vom  Bundesrath  an  sie 
so  freigebig  ausgetheilten  Freibillets  begehrt,  und  es  hatte  den 
Anschein,  als  ob  die  Kantonsregierungen  bei  ihren  Wahlen 
nur  darauf  au  sgiengen,  ihren  Mitgliedern  solche  Stellen  zu 
sichern.» 

Auch  die  Wahlen  des  Bundesraths  haben  natürlich  nicht 

Jedermanns  Beifall  gefunden. 

«Der  Verwaltungsrath  der  Bundesbahnen  wählte  zum 
Präsidenten  Herrn  Ständerath  C.  v.  Arx  in  Ölten  und  zum 
Vizepräsidenten  Herrn  Ruchonnet,  Direktor  der  Jura-Simplon. 
Als  Mitglieder  der  ständigen  Kommission  Keel,  Hirter,  Russen- 
berger,  Martin,  Duboux,  Heusler,  Pestalozzi,  Schobinger, 
Morgenthaler ,  Lachenal.  Alle  Wahlen  erfolgten  nach  den 
Vorschlägen  einer  Vorversammlung.  Die  Vorschläge  für  die 
WTahl  der  Generaldirektion,  die  durch  den  Bundesrath  vorzu- 
nehmen ist,  sollen  von  der  ständigen  Kommission  zuerst  dem 
Verwaltungsrathe  unterbreitet  werden.» 

Ueber  die  Verhandlungen  der  «Eisenbahner»  mit  der 
sozialistischen  Gruppe  der  Bundesversammlung  berichtete  die 
N.  Z.  Zeitung  vom  12.  Juni  folgendes: 

«Die  Verhandlungen    der  Union    der   Eisenbahnarbeiter 
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mit  den  sozialpolitischen  Mitgliedern  des  Nation alrathes  (die 
Besprechungen  haben  im  Gasthof  zum  Kreuz  in  Bern  statt- 
gefunden) haben  in  den  Kreisen  des  Verbandes  der  schwei- 
zerischen Eisenbahnangestellten  sichtlich  verschnupft.  Der 
Verband  hat  sich  bekanntlich  mit  der  nationalräthlichen 
Kommission  bezüglich  der  Lohnansätze  im  neuen  eidgenös- 
sischen Gesetz  betreffend  die  Angestellten  der  Staatsbahnen 
verständigt.  Die  Verständigung  bedeutet  für  sie  eine  wesent- 
liche Besserstellung  gegenüber  den  jetzigen  Verhältnissen. 
Die  die  Union  der  Eisenbahnarbeiter  bildenden  3500  Tag- 
löhner  gehen  augenscheinlich  in  ihren  Anforderungen  zu  weit. 
Die  Verwaltung  der  Staatsbahnen  muss  Angesichts  der  von 
allen  Seiten  an  sie  gelangenden  Anforderungen  auf  der  Hut 
sein,  damit  der  Betrieb  der  Bundesbahnen  nicht  mit  Defiziten 
beginnt.  Dies  liegt  nicht  ausserhalb  des  Bereiches  der  Mög- 
lichkeit, hat  doch  die  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  März 
1897  bei  Annahme  eines  Zinsfusses  von  4%  über  die  Amorti- 
sation und  die  Verzinsung  hinaus  den  Reinertrag  auf  nur 
50,425  Fr.  berechnet.  Wahrscheinlich  muss  der  Bund  höhere 
Entschädigungen  bezahlen,  als  in  der  Botschaft  angenommen 
sind,  dies  namentlich  in  dem  Fall,  dass  er  die  Bahnen  frei- 
händig erwerben  sollte,» 

Die  Eisenbahnverwaltung  des  Bundes  wird  eine  ziemlich 
grossartige  werden,  da  nicht  weniger  als  36  Millionen  Franken 
an  Besoldungen  und  Löhnen  jährlich  durch  sie  auszugeben  sind, 
wobei  es  allerdings  sehr  darauf  ankommen  wird,  das  richtige 
Mass  zwischen  übertriebenen  Ansprüchen  und  der  im  Ganzen 
allzubeliebten  «Sparsamkeit  bloss  nach  unten»  zu  treffen. 

Unter  den  noch  im  Bau  befindlichen  Eisenbahnen  ist 
natürlich  die  S  i  m  p  1  o  n  b  a  h  n  die  wichtigste  Unternehmung. 
Die  Bohrungen  des  Simplontunnels  werden  bis  Ende  des 
Jahres  auf  etwa  7*/2  Kilometer  vorgerückt  sein,  es  werden 
ungefähr  300  Meter  im  Monat  geleistet,  so  dass  noch  mehr  als  3 
Jahre  lang  zu  bohren  ist.  Zu  gleicher  Zeit  arbeiten  dermalen 
im  Innern  des  Tunnels  (auf  beiden  Seiten)  höchstens  1100  Mann. 

Es  fand  eine   Verständigung  betreffend    den    Anschluss 
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an  die  italienischen  Bahnen  und  den  Betrieb  einer  kurzen 
Strecke  auf  italienischem  Gebiet  durch  die  Simplonbahn,  resp.  die 
künftige  schweizerische  Staatsbahn  statt,  die  in  der  E.  G.  S. 
XVIII,  207,  zu  finden  ist. 

«Der  internationale  Bahnhof  wird,  gemäss  der  Natur  der 
Dinge,  in  Domo  d'Ossola  sein,  wo  die  Uebergabe  der  Bahn- 
züge erfolgt,  und  wo  der  Post-  und  Telegraphendienst,  sowie 
der  Dienst  der  Gesundheitspolizei  bei  der  Station  eingerichtet 
wird.  Was  den  Zolldienst  betrifft,  so  wird  derselbe  getheilt: 
das  italienische  Zollamt  wird  in  Domo  d'Ossola,  das  schwei- 
zerische Zollamt  für  Frachtgut  und  Eilgut  in  Brig  sein.  Nur 
die  schweizerische  Verzollung  der  aus  Italien  kommenden 
Poststücke  und  Fahrpostgegenstände  und  des  Reisendengepäcks 
hat,  im  Interesse  der  Raschheit  des  Verkehrs,  in  Domo 
d'Ossola  zu  geschehen.  Durch  besondere,  zwischen  den  beiden 
Staaten  vor  der  Betriebseröffnung  der  Linie  abzuschliessende 
Vereinbarungen  sollen  diese  verschiedenen  Dienstzweige,  und 
durch  Verträge  zwischen  den  schweizerischen  und  italienischen 
Eisenbahnverwaltungen  die  Verbindung  der  Netze  und  der 
Betrieb  der  Linie  Brig-Domo  d'Ossola  näher  geordnet  werden.» 

Die  Walliser  waren  dadurch  nicht  ganz  befriedigt  und 
ein  dortiger  Deputirter  sprach  sich  darüber  auch  im  National- 
rath  in  diesem  Sinne  aus,  worauf  die  c  Gazette  de  Lausanne» 
folgende  Erklärung  der  Sache  abgab: 

«La  re vision  douaniere  des  bagages  de  voyageurs  devait 
avoir  lieu  ä  Domo  d'Ossola  afin  d'utiliser  l'arret  d'une  vingtaine 
de  minutes  resultant  de  la  remise  du  train  ä  une  autre  com- 
pagnie  et  du  changement  du  personnel.  Les  voyageurs  venant 
d'Italie  auraient  eu  le  droit  de  se  plaindre  d'un  long  arret  & 
Brigue,  suivant  de  pres  celui  de  Domo.  A  supposer  que 
l'interet  du  traue,  ä  lui  seul,  n'eüt  pas  6te  decisif,  il  failait 
encore  considerer  qu'il  n'etait  nullement  de"sirable  d'installer 
&  Brigue,  ä  titre  permanent,  une  troupe  de  douaniers  Italiens 
autörisäs  &  faire  acte  de  souverainet6  sur  notre  territoire. 
II  y  a  dejä  des  douaniers  italiens  ä  Chiasso,  et  bien  que  cette 
gare  soit  ä  deux  pas  de  la  frontiere,  le  regret  a  6t6  exprimö 
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&  differentes  reprises  dans  la  presse  que  des  visites  douanieres 
tracassieres,  contraires  ä  nos  habitudes,  pussent  etre  passees 
sur  sol  suisse.  Outre  la  visite  des  bagages,  la  Conference  de 
Berne  a  concede  ä  Domo  d'Ossola  l'examen  sanitaire  et  le 
dedouanement  du  betail  entrant  en  Suisse.  Cette  mesure  aussi 
se  Justine  pleinement,  car  les  refoulements  du  betail  atteint 
de  maladies  contagieuses  s'effectueront  plus  facilement  a  Domo 
qu'ä  Brigue,  avant  que  les  betes  contaminäes  aient  franchi  la 
frontiere.  En  revanche,  les  autres  marcbandises  ä  destination 
de  Suisse  seront  dedouanäes  ä  Brigue,  ou  s'Stabliront  en  cons6- 
•quence  les  maisons  de  commission  qui  interviennent  dans 
cette  Operation.  A  cet  6gard,  Brigue  sera  gare  internationale 
6t  en  aura  les  avantages.» 

Ueber  die  übrigen  italienischen   Zufahrtslinien, 

ausser  dieser  Linie  Domo  d'Ossola-Isella  von   19  km.  Länge 

mit  einem  Kehrtunnel  von  3  km.  Länge  und  einer  mittleren 

Steigung  von  18  pro  mille,  wird  folgendes  von  mailändischen 

Zeitungen  berichtet: 

«In  dem  von  der  Verwaltung  der  Mittelmeerbahn  aus- 
gearbeiteten Programme  für  die  Zufahrt  zum  Simplon  ist 
der  Bau  einer  neuen  Linie  von  Arona  bis  nach  Domo  d'Ossola 
(nicht  nur  bis  Gravelona)  vorgesehen,  indem  die  schon  be- 
stehende Linie  (Borgomanero-)Gravelona-Domo  d'Ossola  wegen 
ihren  Steigungs-  und  Krümmungsverhältnissen  sich  nicht  für 
den  grossen  internationalen  Verkehr  eignet.  Die  genannte 
Verwaltung  schlägt  auch  vor,  an  die  von  Piemont  geforderte 
Verbindungslinie  Santhia-Borgomanero  noch  das  Stück  Borgo- 
manero-Arona  anzuhängen,  d.  h.  den  piemontesischen  Verkehr 
in  Arona  auf  die  Simplonroute  übergehen  zu  lassen.  Arona 
würde  zum  Knotenpunkte  des  Verkehrs  zwischen  Mailand, 
Genua  und  Turin  einerseits  und  dem  Simplon  andrerseits. 
Die  Verwaltung  der  Mittelmeerbahn  hat  sich  bereit  erklärt, 
gegen  eine  vom  Staate  70  Jahre  lang  zu  gewährende  jährliche 
Subvention  von  5000  Lire  pro  Kilometer,  einzelne  oder  alle 
Linien  dieses  Programmes  selbst  zu  bauen.» 

Von  weiteren  grossen  Bahnprojekten  stehen  die  Lötsch- 

bergbahn,  eine  Bahn  von  Aosta  nach  Martigny  über  den  Col 
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de  Ferret  und  eine  Faucille-  oder  sonst  benachbarte  Bahn  im 
Vordergrund. 

Eisenbahngefährdungen.  Diese  werden  zu  selten 
bestraft.  Von  91  Fällen  wurde  in  31  freigesprochen,  andere 
äusserst  mild  beurtheilt.  Die  Geschäftsprüfungs-Kommission 
des  Nationalrathes  meinte,  es  sollte  öfter  Kassation  von 
der  Bundesanwaltschaft  nachgesucht  werden ,  das  ist  aber 
doch  bloss  bei  Formfehlern  möglich.  Der  Fehler  liegt  meistens 
darin,  dass  das  jetzige  Gesetz  ausschliessliche  Geldbusse  nicht 
zulässt,  sondern  stets  Gefängniss  verlangt.  Da  spricht  eben  oft 
der  Richter  lieber  frei.  Es  wird  deshalb  eine  partielle  Revision 
des  Bundesstrafrechts  (Art.  67)  beantragt.  (B.  Blatt  1900, 
No.  44.) 

Von  allgemeinen  Verhältnissen  des  Eisenbahn- 
baues ist,  wie  schon  gesagt,  eine  grössere  Entwicklung  der 
elektrischen  Betriebe  sehr  zu  erhoffen,  schon  des  lästigen 
Rauches,  Dampfes  und  Kohlenschmutzes  wegen,  der  das  ganze 
19.  Jahrhundert  fast  un  wohn  lieh  gemacht  hat,  bei  uns  auch  der 
Abhängigkeit  von  dem  Ausland  wegen,  in  die  wir  der  Kohlen 
halber  immer  mehr  gerathen.  Die  grösste  Eisenbahnunter- 
nehmung der  gegenwärtigen  Zeit,  die  transsibirische 
Bahn,  vollendet  in  Kurzem  die  Theilstrecke  um  den  Baikalsee 
herum.  Nach  Vollendung  der  ganzen  Linie  hofft  man  auf  dem 
Landwege  in  10  Tagen  von  London  nach  Shanghai  gelangen 
zu  können,  während  der  Seeweg  36  Tage  wenigstens  in  An- 
spruch nimmt.  Damit  ist  die  Weltherrschaft  Englands  wieder 
um  ein  gutes  Theil  verringert  und  die  Macht  Russlands,  das 
*h  dieser  Weltbahn  besitzt,  um  ebenso  viel  vermehrt.  Der 
Welthandel  begibt  sich  auf  den  Landweg,  die  Zukunft  der 
Staaten  liegt  nicht  mehr  auf  dem  Meer.  Es  wird  sich  zeigen, 
ob  England  die  Kraft  hat,  auch  eine  Landmacht  zu  werden. 
Sicherlich  geschieht  es  nicht  durch  die  dermalige  Politik,  die 
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ihm  alle  freiheitsliebenden  Herzen  tief  entfremdet  hat.  Der 
Gedanke  der  Verstaatlichung  der  Hauptbahnen  macht  überall, 
u.  A.  auch  in  Frankreich,  Fortschritte  nnd  wir  können  uns  hie 
und  da  durch  solche  ausländische  Stimmen  überzeugen,  dass 
wir  uns  damit  auf  dem  richtigen  Wege  befinden.  Allen 
Schwierigkeiten  kann  man  im  Staatsleben  noch  weniger,  als 
4m  Privatleben,  ausweichen;,  und  auch  einem  Staat  und  einer 
Generation  von  Staatsbürgern  mangelt  es  sehr  leicht  an 
Kraft,  wenn  sie  allzugeringe  hat,  an  denen  sie  ihre  Kraft 
nicht  entwickeln  und  sich  selbst  zum  Bewusstsein  bringen 
kann.  Das  beängstigt  uns  also  nie,  viel  weniger  sogar  als 
das  allzugrosse  Glück,  welches  die  Schweiz  von  1848  bis 
auf  unsere  Zeit  gehabt  hat.  Die  Frage  ist  im  Menschen- 
leben immer  nur,  ob  man  auf  dem  rechten  Wege  ist.  Wenn 
dies  einmal  feststeht  in  einer  Sache,  dann  muthig  vorwärts. 
Auch  hier  ist,  wer  die  Hand  an  den  Pflug  legt  und  immer  wieder 
zurückschaut;  nicht  geeignet  zur  Staatsführung.  Das  ist,  bei- 
läufig gesagt,  einer  der  Hauptgründe,  weshalb  die  konservative 
und  föderalistische  Partei  in  der  Eidgenossenschaft,  trotz 
dem  Besitz  sehr  tüchtiger  Leute,  nicht  an  die  Leitung  der  Ge- 
schäfte gelangen  kann. 

Schulwesen.  Die  bedeutende  Frage  einer  eid- 
genössischen regelmässigen  Subvention  an  das  Schulwesen 
der  Kantone  hat  keinen  Fortschritt  gemacht ;  es  ist  im  Gegen- 
theil  anzunehmen,  dass  dieselbe  durch  die  weniger  günstigen 
Finanzaussichten  und  durch  eine  gewisse  Ermüdung  grosser 
Volkskreise,  welche  nicht  am  wenigsten  der  unfruchtbaren 
Doppelinitiative  zu  verdanken  ist,  etwas  an  Boden  verloren 
habe.  Auf  eine  Interpellation  des  bernischen  Erziehungs- 
direktors im  Nationalrath  vom  26.  Juni  d.  J.  wollte  sich  der 
Vertreter    des    Bundesrathes    auf  gar   keine  terminirte   Zu- 

28 


434  Jahresbericht  1900. 

Sicherungen    einlassen  nnd  eine   weitere  Diskussion   darüber 

fand  daher  nicht   statt.     Dagegen   wurde   von    32   National- 

räthen   und  20  Ständeräthen  am  folgenden  Tage   neuerdings 

die  nachstehende  Motion  eingereicht : 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Vorlage  betreffend 
Unterstützung  der  Volksschule  durch  den  Bund  den  eid- 
genössischen Räthen  zur  Berathung  zu  unterbreiten  und  zwar 
so  frühzeitig,  dass  dieselbe  in  der  Sommersession  1901  be- 
handelt werden  kann.» 

Eine  von  17  Kantonen  beschickte  Konferenz  von  Er- 
ziehungsdirektoren hat  ebenfalls  beschlossen : 

«Es  sei  eine  Eingabe  an  den  Bundesrath  zu  richten,  worin 
dieser  ersucht  wird,  eine  den  früheren  Beschlüssen  der  Kon- 
ferenz entsprechende  Vorlage  betreffend  die  Subventionirung 
der  Volksschule  beförderlichst  der  Bundesversammlung  ein- 
zureichen.» An  der  Konferenz  betheiligten  sich  nicht  die  Stände 
Luzern,  Uri,  Nidwaiden  und  Zug.  Gegen  die  Subventionen 
stimmten :  Winet  (Schwyz)  und  Wirz  (Obwalden).  Freiburg 
und  Waadt  stimmten  nicht.  Der  Vertreter  von  Wallis  stimmte 
gemäss  Instruktion  für  die  Subventionen  mit  der  Bedingung, 
dass  der  Kantonalsouveränität  nicht  Eintrag  geschehe.  Es 
scheint  demnach,  dass  die  Regierungen  aller  konservativ- 
katholischen Kantone,  einzig  Wallis  ausgenommen,  der  Sub- 
ventionsvorlage opponiren. 

Ueber    die   konstitutionelle    Seite    der    Sache    holte    das 

Eidg.    Departement    des    Innern    s.    Z.    das    Gutachten    des 

Herausgebers  ein,  welches  an   der  Spitze   dieses    Jahrbuches 

abgedruckt  ist. 

Die  schweizerischen  Universitäten  und  Akademien 
(Basel,  Zürich,  Bern,  Genf,  Lausanne,  Freiburg  und  Neuenburg) 
zählten  im  Sommer  1900  im  Ganzen  4549  Studenten  und  Zu- 
hörer, wovon  878  weibliche ;  im  Wintersemester  1899 — 1900 
betrug  die  Zahl  der  Studenten  4804,  wovon  1134  weibliche. 
Von  den  4549  Zuhörern  des  Sommersemesters  1900  waren 
3973  Studenten  (darunter  665  weiblicjie)  und  576  Zuhörer, 
Auskultanten    (darunter  213    weibliche).     Von  den  3973  im- 
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matrikulirten  Studenten  waren  2055  (worunter  93  weibliche) 
Schweizer,  1918  (worunter  572  weibliche)  Ausländer.  Deutsch- 
land liefert  von  den  ausländischen  Staaten  am  meisten  Stu- 
denten, nämlich  644  (worunter  49  weibliche).  Ihm  folgt  mit 
beinahe  der  gleichen  Zahl,  nämlich  635  Studenten,  Russland; 
fast  zwei  Drittel  (416)  der  russischen  Studenten  sind  weiblichen 
Geschlechts.  Dann  kommt  Bulgarien  mit  188  Studenten 
(worunter  29  weibliche).  Eine  noch  erhebliche  Zahl  von 
Studenten  liefert  auch  Oesterreich  mit  97  Studenten,  worunter 
15  weibliche.  Jedenfalls  ist  an  unsern  Hochschulen  unter 
den  ausländischen  Elementen  das  slavische  am  stärksten 
vertreten. 

Die  sämmtlichen  3973  immatrikulirten  Studenten  vertheilen 
sich  wie  folgt  auf  die  einzelnen  Fakultäten:  Theologie  293, 
Rechtswissenschaft  737  (worunter  11  weibliche),  Medizin 
1240  (worunter  403  weibliche)  und  Philosophie  1703  (worunter 
251  weibliche).  Auf  die  einzelnen  Universitäten  und  Akademien 
vertheilen  sich  die  immatrikulirten  Studenten  wie  folgt :  Basel 
483  (worunter  3  weibliche),  Zürich  713  (worunter  167  weib- 
liche), Bern  962  (worunter  193  weibliche),  Genf  809  (worunter 
211  weibliche).  Lausanne  569  (worunter  73  weibliche),  Freiburg 
319  und  Neuenburg  118  (worunter  18  weibliche). 

Bei  den  20  Universitäten  des  Deutschen  Reichs  und  der 
Akademie  zu  Münster  waren  zufolge  dem  Aschersonschen 
Universitätskalender  im  vorigen  Halbjahre  33,353  Studirende 
«ingeschrieben.  Davon  gehörten  11,522  den  philosophischen 
Fakultäten  an.  9804  studirten  Rechtswissenschaft,  Cameralia 
und  Forstwissenschaft,  8066  Heilkunde  und  Pharmacie.  Die 
Zahl  der  evangelischen  Theologie-Studirenden  belief  sich  auf 
2413,  diejenige  der  Studirenden  der  katholischen  Theologie 
auf  1548.  Was  die  Besuchszahl  der  einzelnen  Universitäten 
angeht,  so  steht  obenan  Berlin  mit  6478  eingeschriebenen 
Hörern.  Es  folgt  München  mit  4049,  sodann  Leipzig  mit 
3481  eingeschriebenen  Hörern.  Ueber  1000  Hörer  hatten  noch 
zehn  Universitäten.  Es  sind,  bei  absteigender  Ordnung  der 
Besuchszahlen:  Bonn  (1886),  Halle  (1636),  Breslau  (1618), 
Tübingen  (1361),  Heidelberg  (1250),  Göttingen  (1238),  Freiburg 
(1235),  Würzburg  (1215),  Strassburg  (1105),  Marburg  (1041). 


436  Jahresbericht  1900. 

Nahezu  1000,  974  eingeschriebene  Hörer  hatte  Erlangen. 
Die  übrigen  Universitäten  wiesen  die  folgenden  Besuchszahlen 
auf:  Königsberg  840,  Giessen  802,  Greifswald  759,  Kiel  757, 
Jena  655,  Rostock  464.  Die  Akademie  zu  Münster  hatte  620 
eingeschriebene  Hörer. 

Dem  Studium  derRechte  lagen  im  verflossenen  Sommer- 
semester  an  zwanzig  reichsdeutschen  Universitäten  10,232  von 
33,680  Studirenden,  das  sind  30.38  Proz.  der  Gesammtheit, 
ob,  und  zwar  in  Berlin  (5105)  1498,  Bonn  (2162)  614, 
Breslau  (1662)  482,  Erlangen  (974)  253,  Freiburg  (1766)  625, 
Giessen  (855)  240,  Göttingen  (1344)  431,  Greifs wald  (808)  198, 
Halle  (1602)  415,  Heidelberg  (1533)  564,  Jena  (758)  216, 
Kiel  (1056)  256,  Königsberg  (881)  282,  Leipzig  (3269)  1011, 
Marburg  (1184)  371,  München  (4391)  1579,  Rostock  (495)  95, 
Strassburg  (1145)  341,  Tübingen  (1544)  548  und  Würzburg 
(1126)  213.  Noch  bedeutender  ist  der  Prozentsatz  der 
Rechtsstudirenden  auf  den  vier  österreichischen  Universitäten, 
Czernowitz  (293:365),  Graz  (832:1366),  Prag  (546:946)  und 
Wien  (2685:4669),  an  denen  insgesammt  4356  von  7346 
Studirendon,  also  59.30  Prozent  der  Gesammtheit  dem  Studium 
der  Rechte  obliegen.  Ein  entgegengesetztes  Bild  zeigen  die 
Schweizer-Universitäten,  an  denen  759  von  3992  Studirenden, 
d.  h.  18.78  Proz.  der  Gesammtheit,  dem  Rechtsstudium  ob- 
liegen. Und  zwar  weisen  die  einzelnen  Universitäten  folgendes 
Verhältniss  auf:  Basel  (49:484),  Bern  (188:962),  Freiburg 
(66:319),  Genf  (148:809),  Lausanne  (164:569),  Neuchätel 
(24:118)  und  Zürich  (101:731). 

Das  Erziehungsdepartement  von  Genf  hat  auf  den  be- 
fürwortenden Antrag  der  Universitätsbehörden  den  Gerichts- 
assessor  Dr.  Meumann  ermächtigt,  im  nächsten  Semester  an 
der  juristischen  Fakultät  der  Universität  ein  vierstündiges 
Kolleg  über  die  Abtheilung  Sachenrecht  im  neuen  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuch  zu  halten,  sowie  praktische 
Uebungen  und  schriftliche  Arbeiten  in  wöchentlich  zwei  Stunden 
auszuschreiben.  Ausserdem  werden  noch  zwei  Kollegien  über 
das  deutsche  Gesetzbuch  an  der  Genfer  Universität  gelesen. 
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Staatsrate  Python  beabsichtigt,  der  Universität  Frei- 
burg eine  von  einer  französischen  Schwester  vom  heiligen 
Kreuz  geplante  höhere  Lehranstalt  für  Lehrschwestern 
anzugliedern.  An  der  gleichen  Universität  wird  von  nun  an 
ein  sächsischer  Prinz,  der  Priester  geworden  ist,  Vorlesungen 
über  die  Liturgie  der  Messe  und  des  Breviers  und  über  die 
Quellen  des  kanonischen  Rechts  halten.  Dieselbe  zählt,  ausser 
ihm,  und  trotz  des  berühmten  «Exodus»,  noch  zur  Zeit  13 
reichsdeutsche  Professoren. 

Die  eidgenössischen  Beschlüsse  über  die  Subvention  der 
Berufsbildung  wurden  einer  Revision  unterzogen,  welche 
neu  die  zweckmässige  Bestimmung  enthält,  dass  die  Anstalten 
und  Vereine,  welche  vom  Bunde  Subventionen  begehren, 
auch  weibliche  Schüler  zu  den  Prüfungen  unter  den  gleichen 
Bedingungen,  wie  männliche ,  zulassen  müssen.  Auch  die 
landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen  sollen  subventionirt 
werden  können.  (Vgl.  E.  G.  S.  XVIII,  261,  271,  Vollziehungs- 
verordnungen über  die  commerzielle  Bildung  und  über  die 
hauswirthschaftliche  und  berufliche  Bildung  des  weiblichen 
Geschlechts.) 

Eine  neue  Handelsschule  der  Schweiz  wurde  in 
Neuenburg  eröffnet.  Ebenso  wird  Basel  eine  «Handelshoch- 
schule» gründen.  Der  eidg.  Schulrath  hat  beschlossen,  bei 
dem  Bundesrath  zu  beantragen,  dass  das  eidg.  Polytechnikum 
in  Zürich  mit  dem  Rechte  der  Promotion  von  technischen 
Doktoren  ausgestattet  werden  solle.  Bei  Anlass  einer 
Feierlichkeit  der  «technischen  Hochschule»  in  Charlottenburg 

hielt  der  deutsche  Kaiser  folgende  Rede: 

«Es  hat  mich  gefreut,  die  technischen  Hochschulen  aus- 
zeichnen zu  können.  Sie  wissen,  dass  sehr  grosse  Wider- 
stände zu  überwinden  waren;  sie  sind  jetzt  beseitigt.  Ich 
wollte  die  technischen  Hochschulen  in  den  Vordergrund 
bringen.    Denn   sie  haben   grosse  Aufgaben   zu  lösen,    nicht 
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bloss  technische,  sondern  auch  grosse  soziale  Aufgaben.  Diese 
Bind  bisher  nicht  so  gelöst,  wie  ich  wollte.  Sie  können  auf 
die  sozialen  Verhältnisse  vielfach  einen  grossen  Einfluss  aus- 
üben, da  Ihre  vielen  Beziehungen  zu  Arbeitern  und  Arbeit 
und  zur  Industrie  überhaupt  eine  Fülle  von  Anregung  und 
Einwirkung  ermöglichen.  Sie  sind  deshalb  auch  in  der  kom- 
menden Zeit  zu  grossen  Aufgaben  berufen.  Die  bisherigen 
Eichtungen  haben  ja  leider  in  sozialer  Beziehung  vollständig 
versagt.  Ich  rechne  auf  die  technischen  Hochschulen.  Die 
Sozialdemokratie  betrachte  ich  als  vorübergehende  Erschei- 
nung ;  sie  wird  sich  austoben.  Sie  müssen  aber  Ihren  Schülern 
die  sozialen  Pflichten  gegen  die  Arbeiter  klar  machen  und 
die  grossen  allgemeinen  Aufgaben  nicht  ausser  acht  lassen. 
Also  Ich  rechne  auf  Sie.  An  Arbeit  und  Anerkennung  wird 
es  nicht  fehlen.  Unsere  technische  Bildung  hat  schon  grosse 
Erfolge  errungen.  Wir  brauchen  sehr  viele  technische  In- 
telligenz im  ganzen  Lande.  Was  brauchen  schon  die  Kabel- 
legungen  für  die  Kolonien  an  technisch  Gebildeten!  Das 
Ansehen  der  deutschen  Technik  ist  schon  jetzt  sehr  gross. 
Die  besten  Familien,  die  sich  anscheinend  sonst  ferngehalten, 
wenden  ihre  Söhne  der  Technik  zu,  und  ich  hoffe,  dass  das 
in  Zukunft  noch  mehr  der  Fall  sein  wird.  Auch  im  Aus- 
lande ist  Ihr  Ansehen  sehr  gross.  Die  Ausländer  sprechen 
mit  der  grössten  Begeisterung  von  der  Bildung,  die  sie  an 
Ihrer  Hochschule  erhielten.  Es  ist  gut,  dass  Sie  auch  Aus- 
länder heranziehen;  das  schafft  uns  Achtung  vor  unserer 
Arbeit.  Auch  in  England  habe  ich  überall  die  grösste  Hoch- 
achtung vor  der  deutschen  Technik  gefunden.  Das  habe  ich 
jetzt  selbst  wieder  erfahren,  wie  man  dort  die  deutsche  tech- 
nische Bildung  und  die  Leistungen  der  deutschen  Technik 
schätzt.  Wenden  Sie  sich  daher  auch  mit  aller  Kraft  den 
grossen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Aufgaben  zu.» 

In   dem  schweizerischen   Journalisten  verein   wurde   eine 

Journalistenhochschule  besprochen,  worüber  folgendes 

berichtet  wird: 

«M.  Bühler  presente  un  attachant  rapport  sur  l'enseigne- 
ment  professionnel  des  journalistes  aux  universites  suisses. 
Celles-ci  ont  6te*  consultees  par  M.  Bühler  et  se  sont  montröes 
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sympathiques  ä  l'idäe  de  tenir  compte  des  besoins  du  jour- 
naHste  dans  l'enseignement  acadämique,  lequel  devrait  etre 
elargi  dans  ce  but.  D'autre  part,  les  universitös  pensent 
que  Instruction  pratique  du  journaliste  ne  rentre  en  gäneral 
pas  dans  lenrs  attributions.  L'ßcole  superieure  du  commerce 
qui  sera  fondee  ä  Bäle  fera  pourtant  une  tentative  dans 
ce  sens.  Pour  le  moment,  il  existe  en  Enrope  une  seule  6cole 
de  journalistes,  ouverte  ä  Paris  depuis  le  6  novembre  1899. 
C'est  une  ecole  priväe,  instituöe  par  le  «Figaro».  A  Berlin, 
la  fondation  projetße  d'une  6cole  de  meme  genre  parait  avoir 
avorte.  Le  comit6  propose  l'impression  du  rapport  de  M.  Bühler 
et  la  continuation  des  pourparlers  avec  les  universitär  suisses 
pour  l'introduction  d'un  enseignement  ä  l'usage  special  des 
journalistes.  Dans  la  discnssion,  M.  Börlin  dit  qu'un  cours  pour 
journalistes  est  donne  ä  Heidelberg  par  M.  le  professeur  Koch, 
qui  se  declare  tres  satisfait  des  resultats  obtenus.  Les  pro- 
positions  du  comite  sont  acceptöes.» 

Wir  werden  uns  gelegentlich  darüber  in  einem  beson- 
deren Aufsatze  des  Jahrbuches  aussprechen  und  halten  einst- 
weilen dafür,  das  könnten  die  bestehenden  Universitäten  mit 
einigen  besondern  Kursen  ganz  gut  leisten,  ohne  eine  spezielle 
Fachschule.  Die  Hauptsache  für  einen  guten  Journalisten 
bleibt  eine  gute  litterarische,  geschichtliche  und  politische 
Bildung,  wie  sie  keine  Fachschule  jemals  so  gut,  als  eine  gute 
Hochschule  ihm  verschaffen  kann. 

Schweizerische  Gesellschaft  für  Schulge- 
sundheitspflege. Unter  dem  Vorsitz  von  Dr.  F.  Schmid, 
Direktor  des  schweizerischen  Gesundheitsamtes,  vereinigten 
sich  Sonntag  den  12.  Februar  einige  Schulmänner,  Aerzte, 
Hygieiniker,  Mitglieder  kantonaler  und  städtischer  Verwal- 
tungen zur  Besprechung  der  von  Zürich  aus  angeregten 
Frage,  ob  nicht  die  Gründung  einer  schweizerischen  Gesell- 
schaft für  Schulgesundheitspflege  am  Platze  sei.  Es  waren 
im  Ganzen  13  Kantone  vertreten,  die  Mehrzahl  stellten  Bern 
und  Zürich. 
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Die  Frage  der  Maturitätsprüfung  für  die 
Mediziner,  die  eidgenössisch  zu  lösen  ist,  wurde  eine 
sehr  bestrittene  in  Folge  einer  Verordnung  des  Eidg.  Departe- 
ments des  Innern  vom  14.  Dezember  1899,  welche  bloss  den 
Genfer -Verhältnissen  entspricht  und  überhaupt  zu  sehr  den 
modernen  Realismus  betont.  Dieselbe  ist  in  Folge  dessen 
einstweilen  wieder  aufgehoben  worden  und  es  bleibt  das  alte 
Reglement  vom  19.  März  1888  (E.  G.  S.  X,  533)  in  Kraft. 
Uns  scheint,  die  allgemeine  Bildung  der  Mediziner  sollte  nicht 
noch  weiter  herabgedrückt  werden,  indem  man  eine  sogenannte 
tRealmaturität»  für  sie  als  genügend  erklärt.  Die  Medizin  ist 
ohnehin  schon  auf  dem  besten  Wege  sich  in  lauter  Spezialisten- 
thum  aufzulösen,  dem  die  Uebersicht  über  das  Ganze  und  jede 
philosophische  Vorbildung  fehlt  und  das  daher  immer  mehr  das 
Zutrauen  des  Publikums  verliert,  welches  bereits  in  solchen 
Staaten,  wo  die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  frei  ist 
(wie  in  Deutschland),  massenhaft  allen  möglichen  Charlatanen 
in  die  Arme  läuft,  weil  es  zwischen  ihnen  und  den  blossen 
Spezialisten  kaum  noch  einen  Unterschied  macht.  Wir  brauchten 
ganz  gehörig  humanistisch  und  philosophisch  vorgebildete 
Mediziner,  wenn  diesem  Zuge  Widerstand  geleistet  werden  soll. 

Ueberhaupt  tritt  die  Frage  der  Schulreform  im 
Ganzen  und  Grossen  immer  mehr  in  den  Vordergrund  der 
Diskussion,  da  die  bisherigen  Schulen,  u.  A.  auch  das  Eidg. 
Polytechnikum,  immer  schwächer  werdende  Resultate  liefern. 

Die  Stimmen,  die  man  darüber  hört,  gehen  aber  vorläufig 
noch  weit  auseinander.  Um  nur  einige  zu  erwähnen,  so  publizirte 
der  Direktor  des  bekannten  Friedrich- Wilhelm-Gymnasiums  in 
Köln  jüngst  einen  gegen  den  modernen  «Realismus»  gerichteten 
Vortrag,  worin  er  sagt: 

«Für  den  ansehnlichsten  Theil  der  deutschen  Jugend,  der 
berufen  ist,  in  irgend  einer  Art  und  Form  das  Panier  strenger 
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und  uninteressirter  Wissenschaft  hochzuhalten,  für  die  künf- 
tigen Richter,  Lehrer  und  Geistlichen  und  so  viele  Andere, 
verlangen  wir  einen  frühen  Anfang  mit  einem  Wissen,  das 
keinen  einleuchtenden  Marktnutzen  gewährt,  einem  Wissen  um 
des  Wissens  willen,  das  allerdings  Keime  alles,  auch  des 
weiterhin  auf  das  sogenannte  Praktische  sich  richtenden 
Denkens  in  sich  enthält,  aber  nicht  unmittelbar  diese  seine 
Beziehungen  zum  Tages-  und  Marktleben  erkennen  lässt;  wir 
brauchen  ein  Wissensgebiet,  ein  Wissenssubstrat,  an  dem  der 
Knabe,  nicht  erst  der  vierzehnjährige,  stufenweise,  sich  die 
wichtigsten  Begriffe,  soziale,  ethische,  politische  etc.  von 
Staat,  Religion,  Recht,  Krieg,  Friede,  Freundschaft  und  die 
vielen  hundert  anderen  denkend  erarbeitet,  und  wir  verlangen, 
dass  er  in  diesen  denkenden  Arbeiten,  das  ihm  die  tägliche 
Vergleichung  des  Fremden  mit  dem  Eigenen,  der  fremden  mit 
der  Muttersprache  möglich  macht,  lebe,  sich  in  dasselbe  hinein- 
lebe. Hier  ist  Form  zugleich  Inhalt,  Lernen  zugleich  Er- 
ziehung, und  wir  haben  den  fundamentalen  Irrthum  aller 
Feinde  oder  falschen  Freunde  des  humanistischen  Gymnasiums 
immer  darin  gefunden,  dass  sie  meinten,  es  handle  sich  bei 
dem  Streit  nur  um  Lateinlernen  oder  nicht  Lateinlernen, 
um  ein  rascheres  oder  langsameres,  um  ein  bequemeres  oder 
lästigeres  Lateinlernen,  während  es  sich  doch  um  ein  viel 
Wichtigeres,  um  alle  die  ethischen,  psychologischen,  philo- 
sophischen, die  wissenschaftlichen  Momente  handelt,  die  man 
—  auch  schon  sieben-,  neun-,  zehn-  und  zwölfjährige  Knaben  — 
am  Lateinischen,  dem  weiterhin  das  Griechische  sich  gesellt, 
am  besten  lernt,  weil  es  eine  historische  Sprache  ist,  d.  h. 
eine  solche,  die  mit  jeder  Vokabel,  die  der  Knabe  lernt,  zugleich 
ein  Stück  Geschichte  mit  sich  führt. 

Ich  denke,  dass  die  Geschichte  des  abziehenden  Jahr- 
hunderts, wenn  irgend  etwas,  so  dies  mit  aller  Deutlichkeit 
zeigt,  dass  unsere  vielgetheilte  Nation  bei  allen  Schäden  doch 
das  eine  hohe  und  sehr  wirksame  Gut  besass,  eine  gut  unter- 
richtete zu  sein.  Sie  ist  in  der  trüben  und  politisch  so  un- 
fruchtbaren Zeit  von  1815  bis  1848  und  weiter  von  1852 
an  stetig  fortgeschritten;  sie  hat  die  grosse  Krisis  von  1848 
überstanden  ohne  eigentlichen  Umsturz;   sie   hat,   ihr  preus- 
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sischer  Theil  wenigstens,  im  Jahr  1866  bei  der  allerschwersten 
Probe  nicht  versagt  und  es  hat  dann  die  geeinte  Nation  im 
Jahre  1870  das  umfassendste  und  grossartigste  Examen,  in 
das  je  eine  Nation  eingetreten,  überaus  gut  und  glucklich  vor 
ganz  Europa  bestanden.  An  den  grossen  Entdeckungen  und 
Erfindungen  und  allem  Aufschwung  und  Umschwung,  der  in 
der  Richtung  der  Industrie,  des  Handels,  der  Technik  liegt, 
haben  die  aus  den  Gymnasien  Hervorgegangenen  denn  doch 
ihren  redlichen  und  rühmlichen  Antheil  gehabt.  Es  wird  also 
wohl  so  übel  nicht  sein,  dieses  höhere  Schulwesen,  und  gut 
war  es  in  diesem  ganzen  Jahrhundert  namentlich  darin,  dass 
seine  Lehrer  und  Leiter  niemals  stille  standen,  und  dass  siey 
was  das  Gymnasium  insbesondere  betrifft,  der  vernünftigen 
Erwägung  der  heutigen  Lebensbedingungen  sich  nicht  ver- 
schlossen, sondern  naturwissenschaftlichen  und  anderen,  an- 
geblich modernen  Unterricht  dem  Gymnasialorganismus  ein- 
fügten, ohne  dessen  Lebensgesetz  zu  schädigen.» 

Wir  theilen  unsererseits  diese  Ansichten  und  haben  selbst 
8.  Z.  am  Gymnasium  nichts  Besseres  und  im  Leben  Brauch- 
bareres gelernt,  als  das,  was  uns  dort  an  klassischer  Bildung 
zu  Theil  wurde. 

Von  dem  gleichen  Ausgangspunkte  kommt  dagegen  ein 
Kieler  Professor,  der  Geologe  Lehmann-Hohenberg,  zu  einem 
ganz  umgekehrten  Resultat,  indem  er  in  einer  jüngsten 
Broschüre  sagt: 

«Die  Universitäten  müssten  aus  der  Zersplitterung  der 
Wissenschaften  herauskommen  und  wieder  eine  geistige  Ein- 
heit werden.  Die  deutschen  Hochschulen  seien  dazu  berufen, 
dass  von  ihnen  die  geistig-sittliche  Führung  des  Volkes  aus- 
geht. Unser  Volk  bedürfe  mehr  denn  je  der  sicheren  Richt- 
linien für  sein  Handeln.  Im  Sinne  Kaiser  Wilhelm  II.  müsse 
die  Universität  ein  vollständig  modernes  und  deutsches  Ge- 
präge erhalten;  die  Pflege  der  Muttersprache  mit  ihren  un- 
gehobenen Schätzen  für  die  Denkbildung  müsse  auch  hier 
eine  beherrschende  Stellung  einnehmen,  und  als  Unterbau 
aller  Wissensgebiete  müsse  die  Naturerkenntniss  der  Gegen- 
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wart  verwerthet  und  allgemeines  Bildungsgut  werden.  Der 
Wille  des  Kaisers,  der  sich  besonders  an  die  Lehrer  der 
Technischen  Hochschulen  wandte,  müsse  zu  einer  gründlichen 
Erneuerung  des  gesammten  Unterrichts-  und  Erziehungswesens 
führen;  die  Schulreformen  hätten  indess  bei  den  Universitäten 
anzufangen;    die   übrigen  Schulen  würden  dann  nachfolgen.» 

Die  positiven  Vorschläge,  die  dem  folgen,  sind  dann  aller- 
dings, dementsprechend,  sehr  geringwerthig  und  gipfeln  in  volks- 
tümlichen Hochschulkursen,  ungefähr  dem,  was  man  bisher 
«university  extension»  nannte  und  was  auf  ein  paar  Vortrags- 
abende vor  einem  sonst  schon  von  Vorträgen  übersättigten 
Publikum  herauskommt,  einem  Leichtmachen  der  Studien,  oder 
«spielend  lernen»,  das  wahrlich  nicht  das  Hauptbedürfniss  der 
Zeit  ist. 

Ein  weiterer  Fachmann,  Gymnasialdirektor  Funk  in  Son- 
dershausen, sagt: 

«Gerade  die  Uniformirung  des  Unterrichts  ist  das  Ver- 
derbliche. Nicht  darauf,  dass  Jeder  auf  jeden  Platz  gestellt 
das  Gleiche  leiste,  wollen  wir  vorbereiten,  sondern  darauf, 
dass  Jeder  an  seinem  Platz  anspruchslos  und  gewissenhaft 
seine  Schuldigkeit  thue.  Dies  können  wir  nur,  wenn  wir 
nicht  gezwungen  werden,  oberflächlich  und  hastig  vielerlei 
zu  treiben,  sondern  wenn  Jedem  die  Freiheit  bleibt,  das 
Seine  gründlich  zu  thun.  Kein  Zweifel,  wrer  von  Jugend  auf 
gewöhnt  ist,  sich  mit  allem  Ernst  auch  im  Kleinen  an  seine 
Aufgabe  zu  halten,  wer  es  gelernt  hat,  den  Erfolg  in  eigener 
treuer  Arbeit  sich  selbst  zu  erringen,  der,  und  der  allein, 
darf  hoffen,  jedem  Anspruch,  den  das  Leben  an  sein  Wirken 
stellt,  auch  nur  leidlich  gerecht  zu  werden.  Indem  die  Schule 
unausgesetzt  darauf  dringt,  dass  der  Schüler  der  eigenen 
Kraft  bewusst,  immer  das  Beste  zu  leisten  strebt,  erzieht 
sie,  ohne  sich  viel  dessen  zu  rühmen,  den  Knaben  zum  Mann. 
Aber  freilich,  dazu  gelangen  wir  nicht,  wenn  wir  durch 
allerlei  Mittelchen  der  Erleichterung  das  an  sich  Schwere 
seines  Wesens  entkleiden,  sondern  nur  dadurch,  dass  wir  die 
Jugend  gewöhnen,  die  Schwierigkeit  fest  ins  Auge  zu  fassen 
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und  selbständig  durchzudringen,  so  weit  irgend  ihre  Kraft 
reicht.  Soll  aber  der  Muth  nicht  erlahmen,  so  muss  offen- 
kundig das  Ziel  so  gesteckt  werden,  dass  es  erreichbar  bleibt, 
es  muss  auf  dem  Wege  weder  die  Zeit  noch  die  Freiheit  der 
Bewegung  beknappt  werden.  Gerade,  wer  unsrer  Jugend 
wohl  will,  muss  es  dringend  wünschen,  dass  unsre  Schulen 
wieder  die  Müsse  gewinnen,  non  multa  sed  multum  zu  lehren. 
Möchten  die  Berathungen,  welche  in  der  Reichshauptstadt 
gepflogen  werden  sollen,  von  diesem  Geist  erfüllt  sein!» 

Das  Organ  der  Jesuiten  in  Deutschland,  «Stimmen  aus 
Maria  Laach»,  endlich  spricht  sich  von  seinem  Standpunkte 
namentlich  gegen  die  Bildung  des  katholischen  Clerus  auf 
Universitäten,  speziell  gegen  die  Errichtung  einer  katholischen 
Fakultät  an  der  Universität  Strassburg  aus.     Es  sagt: 

«Kann  man  uns  eine  Universität  bieten,  welche  ganz  von 
christlichem,  von  katholischem  Geiste  beherrscht  wird,  dann 
wird  der  Einfluss  der  Studirenden  anderer  Fakultäten  auf  den 
angehenden  Theologen  ein  günstiger  sein.  Kann  man  das 
nicht,  ist  vielmehr  der  vorherrschende  Geist  ein  atheistischer, 
ein  ungläubiger  oder  doch  ein  unkatholischer,  so  wird,  was 
die  Wissenschaft  angeht,  der  junge  Theologe  besser  von  den 
Universitäten  ferngehalten  und  in  gesonderten  Seminaren  aus- 
gebildet. Nur  zu  leicht  würde  der  Staat  Professoren  auswählen, 
welche  bei  einem  Konflikt,  wie  wir  ihn  im  Kulturkampf  erlebt 
haben,  auf  Seite  des  Staates  und  nicht  auf  Seite  der  Kirche 
stünden.  Und  auch  abgesehen  von  solchen  Konflikten  würde 
dor,  etwa  protestantische,  Kultusminister  bei  Auswahl  der 
Professoren  der  katholischen  Theologie  schwerlich  die  gleiche 
Sachkenntniss  und  das  gleich  warme  Interesse  haben  wie  der 
Bischof.  Durch  eine  katholische  Fakultät  an  einer  modernen 
deutschen  Universität  gliedert  man  sich  einer  konfessionslosen 
Lehranstalt  ein.  Dt*nn  konfessionslos  sind  nun  einmal  unsre 
modernen  Universitäten  als  Ganzes,  mögen  sie  auch  stiftungs- 
gemäss  katholisch  sein.  Thatsächlich  sind  sie  konfessionslos, 
sowohl  was  die  Lehrkräfte,  als  was  die  Zuhörer  angeht.  Und 
zur  Förderung  des  katholischen  Geistes  dient  es  doch  auch 
nicht  gerade,  wenn  sich  die  katholisch-theologische  Fakultät 
neben  einer  evangelischen  Schwesterfakultät  erblickt.» 
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Das  sind  grosse  Gegensätze  nach  jeder  Richtung  hin. 
Die  Schule  ist  eben  der  am  meisten  sichtbare  Kampfplatz 
der  verschiedenen  Geister,  die  jetzt  neben  einander  das  Wort 
in  den  civilisirten  Staaten  führen,  und  der  Kampf  zwischen 
dem  völlig  atheistischen,  glaubenslosen,  nur  auf  ein  möglichst 
genussreiches  Leben  gerichteten  Geist,  den  man  «die  moderne 
Weltanschauung»  nennt,  und  einem  allerdings  viel  wahreren 
und  besseren  Chris tentb um,  als  es  jetzt  gewöhnlich  besteht, 
wird  gewiss  das  begonnene  Jahrhundert  mehr  erfüllen,  als 
es  sich  die  meisten  Jetztlebenden  träumen  lassen. 


IV.    Soziales. 

Ueber   die   allgemeine    «weltwirtschaftliche  Spannung» 

äussert  sich  Prof.  Schmoller  in  einer  « Jahrhundertbetrachtung» 

wie  folgt: 

Er  erinnert  daran,  dass  nach  der  Periode  glänzenden 
Aufschwungs,  die  mit  dem  Jahre  1872  endete,  fast  alle 
Länder  zum  Schutzzoll  übergingen,  weil  sie  erkannten,  dass 
der  Freihandel  bis  dahin  hauptsächlich  den  Engländern  zugute 
gekommen  war.  Dann  erzeugten  das  Wachsthum  der  Be- 
völkerung wie  die  technischen  und  Verkehrsfortschritte  immer 
stärkere  wirtschaftliche  Rivalitäten.  Für  die  Industrieländer 
wurde  es  immer  schwieriger,  ihre  Ausfuhr  auszudehnen,  aller- 
wärts  entstand  die  Neigung,  sich  wenigstens  den  inneren  Markt 
zu  sichern.  Die  grossen  Agrarstaaten  Russland  und  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  wollten  rasch  eine 
eigene  Grossindustrie  ins  Leben  rufen  und  schlössen  sich  fast 
hermetisch  ab.  Die  englischen  Kolonien  sogar  gingen  ins 
schutzzöllnerische  Lager  über,  Canada  1878—1887,  die  wich- 
tigeren australischen  Staaten  1878 — 1892;  auch  sie  wollten 
ihre  eigene  Industrie  haben.  In  Frankreich  rettete  bis  1881 
Minister  Tirard  noch  einen  Theil  der  napoleonischen  Tradi- 
tionen; 1892  siegte  ein  vollständiges  Sperrsystem.  Deutsch- 
land, Oesterreich  und  Italien  waren  1878 — 1887  auch  zu 
höheren  Einfuhrzöllen  zurückgekehrt;  das  neue  System  ihrer 
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Handelsverträge  von  1892 — 1893  milderte  einiges  von  den 
gegenseitigen  Schranken,  blieb  aber  im  Prinzip  doch  dem  neuen 
Doppelsystem  eines  zugleich  industriellen  und  argrarischen 
Schutzes  treu.  Nur  England  schien  an  seiner  liberalen  Handels- 
politik festzuhalten,  suchte  aber  umso  gründlicher  durch  die 
monopolistische  Umspannung  der  Welt  durch  Seekabel  und 
Kohlenstationen,  durch  eine  riesenhafte  Steigerung  der  Kriegs- 
marine die  politische  und  wirtschaftliche  Weltherrschaft  sich 
zu  sichern,  durch  neuen  grossen  Kolonialerwerb  dem  heimischen 
Handel  und  der  heimischen  Industrie  Luft  zu  schaffen.  Man 
verkündete  zwar  nach  wie  vor,  England  begehre  keine  neuen 
Länder  und  Provinzen ;  das  sagte  Disraeli  in  den  70er  Jahren, 
als  er  Cypern,  Aegypten,  ßirma,  Natal  einsteckte.  Das  sagte 
Rosebery  1896  und  sogar  Salisbury  hatte  1899  die  Stirne,  in 
seiner  Guildhall-Rede  zu  erklären:  «Wir  suchen  keine  Gold- 
felder, wir  suchen  keinen  Landbesitz.  Wir  wünschen  nichts 
weiter  als  gleiche  Rechte  für  alle  Männer  aller  Rassen. »  Und 
von  1866  bis  1899  hat  das  britische  Reich  sich  von  12,6  auf 
27,8  Millionen  Geviert-Kilometer,  also  um  15,2  Millionen,  etwa 
den  30fachen  Umfang  des  Deutschen  Reiches,  ausgedehnt;  es 
macht  Miene,  die  Gleichberechtigung  der  anderen  Nationen  in 
seinen  Kolonien  aufzuheben;  die  imperialistische  Politik,  die 
im  ganzen  Lande  steigenden  Beifall  findet,  geht  zuletzt  doch 
darauf  hinaus,  ein  in  sich  geschlossenes,  die  übrigen  Staaten 
ausschliessendes  oder  misshandelndes  Weltreich  zu  schaffen. 

Aehnliche  Tendenzen  zeigen  neuerdings  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  Russland  mit  ihren  weiten 
Ländergebieten,  sicher  und  unstörbar  in  ihrer  Abgeschlossen- 
heit, sich  selbst  genügend.  Dazu  macht  noch  Russland  Miene, 
sich  über  Mittel-  und  Ostasien  immer  weiter  auszudehnen, 
die  Vereinigten  Staaten  über  die  Antillen,  Central-  und  Süd- 
amerika und  die  Philippinen.  Central-  und  Südamerika  sollen 
zunächst  einer  wirtschaftlichen  Monroedoktrin  unterworfen, 
die  Europäer  aus  den  dortigen  Märkten  möglichst  entfernt 
werden. 

Mit  dieser  Theilung  der  Erde,  sagt  Schmoller,  entstand 
ein  ganz  neues  politisch-wirthschaftliches  Staatensystem :  drei 
riesenhafte  Eroberungsreiche,  die  mit  ihrer  Ländergier,  ihrer 
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See-  und  Landmacht,  ihrem  Handel,  ihrem  Export,  ihrer 
expansiven  Kraft  alle  anderen  kleineren  Staaten  herabdrücken, 
Ja  sie  zu  vernichten,  wirthschaftlich  einzuschnüren,  ihnen  das 
Xebcnslicht  auszublasen  drohen.  Hochmüthig  verkündete  ein 
leitender  englischer  Staatsmann  als  das  historische  Gesetz 
unsres  Zeitalters:  Die  grossen  Staaten  müssen  immer  grösser, 
die  kleinen  immer  kleiner  werden.  Nur  Frankreich  und 
Deutschland  gelang  es,  bei  der  neuen  Theilung  auch  einige 
kleinere  Stücke  der  Kolonialwelt  zu  erhalten  und  so  zwischen 
den  drei  Weltreichen  und  allen  übrigen  eine  Mittelstellung 
sich  zu  retten.  Der  gleiche  Versuch  Italiens  scheiterte. 
Belgien  hat  am  Congo-Staat  wenigstens  eine  Art  Kolonie  er- 
halten, die  es  aber  allen  Staaten  offen  halten  rauss.  Die 
anderen  Staaten,  auch  die  bisher  als  Grossmächte  bezeichneten, 
sind  leer  ausgegangen.  (Allg.  Zeitung.) 

Die  Konsequenzen,  welche  der  deutsche  Nationalökonom 
daran  knüpft,  die  bloss  darauf  hinauslaufen,  auch  in  Deutsch- 
land zum  Imperialismus  überzugehen,  theilen  wir  nicht; 
dass  aber  dieser  selbst  die  eigentliche  grosse  Weltgefahr  jetzt 
bildet,  welcher  die  kleinen  Staaten  unfehlbar  erliegen  müssten, 
wenn  es  nicht  eine  sittliche  Weltordnung  gäbe,  die  über  allen 
menschlichen  Mächten  und  Berechnungen  steht,  das  ist  gewiss 
genug  und  dieser  Kampf  gegen  den  Imperialismus  wird  bald 
denjenigen  gegen  den  Sozialismus,  der  übrigens,  sobald  er 
international  sich  gestalten  will,  auch  nichts  anderes  im  Grunde 
ist,  aus  dem  Vordergrund  des  Interesses  verdrängen.  Für 
uns  liegt  schon  in  den  stetsfort  steigenden  Kohlenpreisen 
eine  grosse  Gefahr  und  es  wäre  dringend  zu  wünschen,  dass 
eine  grossartige  Anhandnahme  und  Eegelung  aller  Wasser- 
kräfte in  der  Schweiz  und  ein  Verband  zwischen  allen  bereits 
bestehenden  und  noch  zu  gründenden  Elektrizitätswerken  ge- 
schaffen und  das  Verständniss  dafür  auch  dem  schweizerischen 
Publikum  mehr  geöffnet  würde.  Das  Letztere  wäre  Aufgabe 
vorzugsweise  des  schweizerischen  Polytechnikums,  das  solche 
Vorlesungen  einrichten  sollte. 
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Der  Kommentar  zum  Fabrikgesetz,  welchen  s.  Z. 
das  schweizerische  Industriedepartement  über  die  Praxis  der 
Jahre  1877 — 1887  veröffentlicht  hatte,  ist  durch  einen  neues 
bis  1899  reichenden  fortgesetzt  worden.  Die  Haftpflicht- 
gesetzgebung ist  in  demselben  weggelassen,  weil  sie,  auch 
abgesehen  von  der  s.  Z.  erhofften  Versicherungsgesetzgebungv 
die  an  ihre  Stelle  getreten  wäre,  eines  eigenen  Kommentars 
bedürfte,  um  recht  brauchbar  zu  sein. 

Im  Jahre  1899  wurden  dem  Fabrikgesetz  neu  unterstellt 
und  in  das  Verzeichniss  der  Fabriken  eingetragen:  im  ersten 
Kreis  145  Etablissemente  mit    1872    Arbeitern;    im    zweiten 
Kreis    185    Etablissemente    mit  2490   Arbeitern;    im  dritten 
Kreis    123    Etablissemente    mit   2062    Arbeitern ;    zusammen 
453    Etablissemente    mit    6424    Arbeitern.     Vom     genannten 
Verzeichniss  wurden  gestrichen  im  ersten  Kreis  103  Etablisse- 
mente mit  1839  Arbeitern,  im  zweiten  Kreise  62  Etablissemente 
mit  989  Arbeitern,  im  dritten  Kreise  97  Etablissemente  mit 
1343    Arbeitern;    zusammen    262    Etablissemente    mit    4171 
Arbeitern.  Die  Zunahme  beträgt  im  Ganzen  191  Etablissemente 
mit  2253  Arbeitern.  Der  Bestand  der  am  31.  Dezember  1899 
dem    Gesetze   unterstellten   Etablissemente    beläuft    sich   auf 
5917  mit  214,871  Arbeitern.    Die  Zahl  der  gegen  die  Unter- 
stellung unter  das  Gesetz   erhobenen  Rekurse   und    der   ein- 
gereichten Gesuche  um  Streichung  von  der  Fabrikliste  betrug 
13,  wovon  acht  gutgeheissen,  fünf  abgewiesen  wurden.    Die 
Unterstellungspraxis  weist  laut  dem  soeben  erschienenen  Ge- 
schäftsbericht  des  eidg.  Handels-,  Industrie-  und  Landwirth- 
schaftsdepartements   für    1899   keine    Fälle   von    besonderer, 
grundsätzlicher  Bedeutung  auf.  Ein  Elektrizitätswerk  bestritt 
die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes,  weil  von  den  vier  Arbeitern 
jeweilen  nur  zwei  gleichzeitig  beschäftigt  werden ;  das  Depar- 
tement machte  darauf   aufmerksam,    dass   gemäss   bisheriger 
Praxis  bei  der  Berechnung  der  Arbeiterzahl  sämmtliche  Per- 
sonen,  die   in  einem  Etablissemente   beschäftigt  werden ,  in 
Betracht  gezogen  werden,  und  dass  es  durchaus  gleichgültig 
sei,  ob   die  Arbeiter  gleichzeitig    zur   Verwendung  kommen 
oder  sich  gegenseitig  ablösen. 
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• 
Mit  Schreiben  vom  8.  Juni  ersuchte  der  bernische  Ar- 
beitersekretär, Dr.  N.  Wassilieff,  das  Departement,  es  möchte 
gegen  die  in  Mühlen  herrschende  Gewohnheit,  die  nämlichen 
Personen  jahrelang  als  Nachtschaffer  zu  verwenden  ein- 
schreiten. Das  Industriedepartement  antwortete  am  12.  Juni, 
dass  keine  gesetzliche  Vorschrift  bestehe,  welche  die  dauernde 
Verwendung  desselben  Arbeiters  zur  Nachtarbeit  verbiete, 
und  die  Bundesbehörde  sei  daher  kaum  in  der  Lage,  hier  z.  Z. 
Remedur  zu  schaffen ;  dagegen  werde  das  Departement  nicht 
unterlassen,  die  Frage  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unter- 
ziehen, und  es  habe  den  Fabrikinspektoren  in  diesem  Sinne 
die  nöthigen  Instruktionen  ertheilt.  Der  gemeinsame  Bericht 
der  Fabrikinspektoren,  vom  5.  Juli,  kam  zum  Schlüsse,  es  sei 
der  Beschwerde  des  bornischen  Arbeitersekretärs  z.  Z.  keine 
weitere  Folge  zu  geben,  und  das  Departement  theilte  dem 
letztern  am  14.  Juli  unter  Zustellung  des  Berichtes  mit, 
dass  es  dessen  Schlussfolgerung  gntgeheissen  habe.  Was- 
silieff ersuchte  sodann  mit  Schreiben  vom  25.  September 
unter  Einsendung  seiner  Broschüre  «  Nachtschaffer  in  den 
schweizerischen  Mühlen»  um  Wiedererwägung  der  Angelegen- 
heit. Ein  neuerdings  veranlasster  Kollektivbericht  der  Fabrik- 
inspektoren, vom  21.  November,  gelangte  unter  ausführlicher 
Begründung  zum  Antrag  auf  Ablehnung  auch  dieses  Gesuches, 
lind  das  Departement  eröffnete  am  30.  November  dem  Gesuch- 
steller unter  Hinweis  auf  diesen  Bericht,  dass  es  auf  seinem 
Standpunkt  ebenfalls  beharre,  sich  vorbehaltend,  bei  einer 
Revision  des  Fabrikgesetzes  auf  die  Angelegenheit  zurück- 
zukommen. 

Aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  geht  überein- 
stimmend hervor,  dass  im  Allgemeinen  die  Arbeitgeber  das 
wachsende  Bestreben  zeigen,  das  Arbeitsverhältniss  und  die 
Fabrikeinrichtungen  für  ihre  Arbeiter  zu  verbessern.  Was 
in  erster  Linie  die  Arbeitsräume  betrifft,  so  sagt  der  Inspektor 
des  ersten  Fabrikkreises,  Dr.  Schuler:  «Hand  in  Hand  mit 
der  grössern  Rücksicht  vieler  Baumeister  auf  Gesundheit  und 
Sicherheit  der  Arbeiter  geht  auch  die  Verwendung  besserer 
Materialien  zu  den  Bauten.  Granit  findet  immer  mehr  Eingang 
zu  den  Böden  in  Färbereien  und  Bleichereien,  weniger  zweck- 
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massig,  weil  in  der  Hitze  eines  Brandes  leicht  springend  und 
zerbröckelnd,  zu  den  Treppen.  Als  Boden material  kommt  das 
äusserst  solide  Pitchpineholz  in  Aufnahme,  ebenso  das  gegen 
Feuer  widerstandsfähige  und  wie  man  ihm  nachrühmt,  solide 
und  warme  Xylolith,  das  sich  auch  zur  Verschalung  hölzerner 
Treppen  in  feuergefährlichen  Gebäuden  eignet.  Hydranten 
finden  auch  in  kleineren  Betrieben  immer  allgemeinere  Ver- 
breitung, ebenso  Wasch-  und  Spüleinrichtungen.  .  .  .  Auch 
die  Abtritte  werden  immer  besser  konstruirt,  und  es  hat 
namentlich  infolge  der  besseren  Beleuchtung  ihre  Reinhaltung 
sehr  gewonnene 

In  einigen  Buchdruckereien  des  dritten  Inspektionskreises 
ist  versuchsweise  ein  neues  Fussbodenöl  in  Anwendung  ge- 
kommen, das  die  Eigenschaft  haben  Soll,  den  sich  auf  den 
Boden  setzenden  Staub  festzuhalten  und  so  die  Luft  möglichst 
staubfrei  zu  gestalten.  Dr.  Schüler  bemerkt  auch,  dass  sich 
die  Einsicht  Bahn  breche,  dass  selbst  in  einer  russigen 
Schlosser-  und  Giesserwerkstätte  die  Unkosten  für  Rein-  und 
Weisshalten  der  Wände  und  fleissiges  Waschen  der  Fenster 
sich  reichlich  bezahlt  machen.  Auch  die  Anwendung  ver- 
schiedener Verfahren  für  Ventilation  und  Staubbeseitigung 
wird  anerkennend  erwähnt. 

Ausser  den  Bestrebungen  für  die  zweckmässige  Ein- 
richtung der  Arbeitsräume  erwähnen  die  Berichte  die  Be- 
mühungen zur  Vermeidung  von  Unfällen.  Zwar  ist  in  einzelnen 
Betrieben  die  Zahl  der  Unfälle  gestiegen.  Jedoch  hat,  wie 
sich  der  Inspektionsbericht  des  zweiten  Kreises  ausdrückt, 
die  Zahl  der  Unfälle  und  ihre  Schwere  die  Tendenz  sich  zu 
vermindern.  Dieses  Resultat  sei  unbestrittenem  assen  einer 
besseren  Anwendung  der  Vorschriften  für  die  Unfallverhütung 
zu  verdanken  und  zum  grossen  Theile  auch  einer  sehr  genauen 
Prüfung  der  Pläne  für  neue  industrielle  Einrichtungen  oder 
Umbauten. 

Ueber  die  Wohlfahrtseinrichtungen  äussert  sich  der  In- 
spektor des  zweiten  Kreises  folgendermassen :  « Wir  kon- 
statiren  mit  Befriedigung,  dass  während  der  Berichtsperiode 
die  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  sich 
in    erfreulicher  Weise   entwickelt    haben.     Dieses   glückliche 
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Kesultat  ist  der  günstigen  Entwicklung  der  meisten  unserer 
Industrien  und  auch  der  Thatsache  zu  verdanken,  dass  beim 
Arbeitgeber  das  Gefühl  sich  Durchbruch  verschafft,  dass  sein 
Arbeiter  ein  kostbarer  und  nothwendiger  Mitarbeiter  sei,  und 
dass  er  ihn  deshalb  möglichst  lange  bei  sich  halten  müsse 
durch  gute  Behandlung  und  soweit  möglich,  durch  Ver- 
besserung seiner  materiellen  Lage.»  Der  Bericht  des  ersten 
Inspektionskreises  hebt  gleichfalls  hervor,  dass  trotz  Dif- 
ferenzen und  Reibereien  zwischen  Prinzipalen  und  Arbeitern 
der  Eifer  für  Wohlfahrtseinrichtungen  nicht  zu  erkalten 
scheine,  und  er  fährt  dann  fort:  «Eine  Menge  Arbeiter- 
wohnungen sind  von  den  verschiedenen  Firmen  neugebaut 
worden,  relativ  am  meisten  von  den  Baumwollspinnereien, 
denen  sehr  daran  liegen  muss,  ganze  Familien  durch  Aner- 
bietung guter  und  billiger  Wohnungen  herbeizuziehen.  So 
hat  eine  Spinnerei  in  Flums  28  Wohnungen,  je  zwei  in  einem 
Haus,  bestehend  aus  Stube,  drei  oder  vier  Schlafzimmern, 
Küche,  Keller  nebst  Garten  gebaut  und  vermiethet  sie  zu  16 
bis  18  Franken  per  Monat.  Ein  kleines  Geschäft  in  Zell 
l>aute  ein  Vierfamilienhaus,  dessen  einzelne  Wohnungen  Stube, 
Küche,  zwei  Schlafzimmer  und  eine  Dachkammer,  Keller  und 
Oärtchen  umfassen  und  zu  150  Fr.  per  Jahr  zu  haben  sind. 
Die  Eretellungskosten  betrugen  25,000  Fr.  Ein  gleiches  Haus 
baute  die  Firma  Rieter  in  Tablat.  Es  wären  noch  eine  Reihe 
derartiger  Bauten  für  Arbeiter  aus  andern  Industriezweigen 
beizufügen.  .Die  meisten  werfen  nur  2  Prozent  und  noch 
weniger  ab,  was  ihre  Erstellung  um  so  verdienstlicher  er- 
scheinen lässt.» 

Die  Firma  C.  F.  Bally  und  Söhne  in  Schönenwerd  hat 
«ine  Verordnung  erlassen,  nach  welcher  verheiratheten  Frauen, 
die  im  genannten  Geschäft  arbeiten,  empfohlen  und  auch 
möglich  gemacht  werden  soll,  den  Samstag  Nachmittag  der  Be- 
sorgung ihrer  Häuslichkeit  zu  widmen.  Ein  Vorgehen,  das 
Nachahmung  verdient. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  doch  etwas  mehr  von 
Seite  der  Arbeitgeber  geschieht,  als  die  in  der  Verelendungs- 
theorie befangenen,  oder  ganz  einfach  fremde  Doktrinen  nach- 
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sprechenden  Sozialistenblätter  es  darstellen.  Jedenfalls  haben 
diese  stilleren  Bemühungen  den  grösseren  Erfolg  für  sich. 
Es  ist  zum  Theil  ans  dem  jetzt  bereits  weitverbreiteten 
Widerwillen  gegen  die  beständige  Agitation  zu  erklären, 
wenn  selbst  in  ganz  industriellen  Kantonen,  wie  Baselstadt,  ein 
vom  Grossen  Bath  einstimmig  angenommenes  Gesetz  über  die 
Arbeitslosenversicherung  mit  5500  gegen  bloss  1150  Stimmen 
verworfen  worden  ist.  Die  Doppelinitiative  hat  diesen  Wi- 
derwillen noch  bedeutend  verschärft.  Um  so  mehr  müssen 
nun  die  bürgerlichen  Klassen  ihrerseits  thun,  so  viel  an  ihnen 
liegt,  um  den  Sozialismus  auf  seinem  eigenen  Gebiete  praktisch 
zu  bekämpfen. 

Die  Macht  des  Sozialismus  liegt  nicht  in  ihm  selbst, 
beziehungsweise  in   seinen  Theorien,  die  meistenteils  falsch 
sind,  wie  es  sich  immer   mehr  herausstellt,    sondern    in   der 
Kläglichkeit  seiner  Gegner,    die  ihm  bisher  nicht  gewachsen 
waren  und   deshalb    selbst  ihm  nach  und  nach  den  Platz  bei 
den  arbeitenden  Klassen  räumten.    Wäre  unsere  Bourgeoisie 
noch  weit  frischer  und  besser,  als  sie  es  bei  uns   zwar  noch 
immer,    gegenüber  Frankreich,    Belgien,  Holland    und    sogar 
Deutschland  ist,  so  wäre  der  Sozialismus  bei  uns  niemals  zu 
der  Bedeutung  gelangt,    die   er  hat.     Es   geht  Alles   in  der 
Welt  mit  ganz  natürlichen  Dingen   zu  und  der  Erfolg  einer 
Sache  ist  oft  allerdings  ihre    beste  Erklärung.     Es    könnte 
ganz  anders  noch  sein,  wenn  unsere  oberen  Klassen  aus  ihrem 
Geldwesen   sich   noch    mehr   aufraffen   wollten   und   könnten. 
Aber  nicht  mit  solchen  blossen  Formalitäten,    wie  Proportio- 
nalwahl und  Volkswahl  einer  Behörde,  die  nichts  kosten  und 
daher  auch  nichts  nützen. 

Sehr  charakteristisch  ist  die  Schwenkung,  welche  der 
schweizerische  Sozialismus,  wenigstens  nach  den  Ansichten 
einiger   Führer,    von    der    centralisirenden  Richtung,   die  er 
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bisher  hatte,  zu  dem  Föderalismus  vornimmt.  Es  ist 
dies,  rein  äusserlich  genommen,  die  Fortsetzung  der  Allianz 
mit  den  konservativen  Parteien  in  der  Doppelinitiativfrage, 
in  Wirklichkeit  aber  die  begründete  Vermuthung,  dass  die 
sozialistischen  Parteizwecke  auf  kantonalem  Boden  noch 
leichter  erreichbar  seien,  als  auf  eidgenössischem.  Das  ist 
gerade  das,  was  uns,  bei  aller  Anerkennung  einiger  seiner 
Postulate  und  seiner  Thätigkeit  für  das  materielle  Wohl  der 
unteren  Volksklassen,  stets  grundsätzlich  von  dem  Sozialismus 
in  jeder  seiner  Formen  trennt,  dass  ihm  immer  seine  Partei- 
zwecke in  erster  Linie  stehen  und  er  ihnen  alle  anderen 
Rücksichten  unterordnet,  auch  die  politischen  jeder  Art, 
während  bei  uns  das  schweizerische  Vaterland  und  sein  Ge- 
sammtinteresse  stets  die  erste  Stelle  behauptet.  Es  ist  die 
Aufgabe  des  Grütlivereins,  die  nationale  und  freisinnige 
Stimmung  in  der  sozialistischen  Partei,  gegenüber  der  inter- 
nationalen und  föderalistisch-  konservativen,  in  der  Ober- 
hand zu  erhalten,  wie  es  seinen  Traditionen  entspricht. 

Der  Centralvorstand  des  schweizerischen  gemein- 
nützigen Frauenvereins  wendet  sich  an  alle  Eltern, 
Vormünder  und  Waisenbehörden,  indem  er  sie  auffordert,  ihre 
aus  der  Schule  tretenden  Mädchen  lieber  in  eine  Haushaltungs- 
schule oder  einen  guten  Dienst,  als  in  die  Fabrik  zu  schicken. 
Dazu  macht  eine  verständige  Frau  aus  Fabrikkreisen  folgende 
Bemerkungen : 

«Wir  Frauen  und  Mütter  der  Fabrikarbeiter  und  Arbei- 
terinnen würden  unsere  Töchter  auch  gerne  zu  tüchtigen 
Hausfrauen  schicken,  aber  eben  zu  tüchtigen  Hausfrauen.  Die 
Dienstmagd  wird  aber  vielerorts  geringschätzig  behandelt, 
darum  ist  der  Beruf  der  Dienstmädchen  nicht  übersetzt,  und 
es  wird  von  der  Hälfte  der  Meistersfrauen  geklagt:  Wir  be- 
kommen die  Mägde  fast  nicht  mehr.  Wir  Frauen  und  Mütter 
sehen  aber  auch  ganz  gut  ein,    dass  man  die  Fabrikarbeiter 
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und  Arbeiterinnen  ebenso  nöthig  hat,  wie  die  Dienstboten, 
denn  wenn  alle  Töchter  die  Dienstbotenstellen  versehen  wür- 
den, so  gäbe  es  so  viel,  dass  die  Meistersfrauen  grosse  Ans* 
wähl  hatten  znm  auslesen.  Der  Fabrikant  braucht  auch 
Arbeiter  und  die  ganze  Welt  muss  froh  sein,  dass  die  Fabrik- 
arbeiter und  Arbeiterinnen  die  Stoffe  zu  allem  verarbeiten,, 
was  sie  tragen  und  in  die  Haushaltung  brauchen,  z.  B.  Lein- 
tücher, Hemden,  Nastücher  u.  dergl.  Wenn  die  Töchter, 
welche  Seide  winden,  und  der  Weber  und  die  Weberin,  welche 
Baumwolle,  Wolle  und  Seide  weben,  auch  noch  Dienstboten 
wären,  womit  würde  sich  die  ganze  Welt  kleiden  ?  Sparsame 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  können  sich  ebenso  viel  ersparen, 
wie  die  Dienstboten;  wir  wissen  in  unserer  Gegend  Arbei- 
terinnen, die  etliche  tausend  Franken  erspart  haben,  ebenso 
gut  wie  die  Dienstmägde,  und  treue  und  untreue  Personen 
giebt  es  bei  allen  Berufen.  Vielleicht  weiss  eine  Arbeiter- 
familie eher  zu  sparen,  weil  sie  alles  selbst  verdienen  muss, 
als  das  Dienstmädchen,  das  das  Alles  nicht  so  weiss,  weil 
die  Meistersfrau  alles  bezahlt.  Erst  wenn  das  Dienstmäd- 
chen heiratet,  sieht  es  ein,  dass  gespart  werden  muss,  vorher 
hat  es  keinen  Begriff  von  einer  alleinigen  Führung  des  Haus- 
halts. Wir  Mütter  führen  unsere  Töchter  nach  der  Fabrik 
auch  zum  Haushaltin  an,  denn  des  Abends  wäre  es  zu  früh, 
Feierabend  zu  machen.  Wir  haben  unsere  Töchter  auch  in 
die  Haushaltungsschule  geschickt,  und  da  müssen  sie  jeden 
Abend  nach  der  Fabrik  ihre  Kleider  selbst  in  Ordnung  hal- 
ten, und  die  Werktagskleider  selbst  machen,  als  da  sind 
Blousen,  Umläufe,  Schürzen  und  Hemden.  Und  an  einem 
Samstag,  da  es  um  6  Uhr  schon  Feierabend  ist,  müssen  un- 
sere Töchter  bei  allem  helfen,  was  die  Zurüstung  auf  den 
Sonntag  verlangt,  z.  B.  putzen,  Teppiche  reinigen,  Gemüse 
rüsten,  Bestecke  putzen,  glätten  und  manchmal  noch  Kom- 
missionen machen,  um  Einkäufe  für  den  Sonntag  zu  besorgen, 
damit  die  Verkäufer  so  gut  wie  wir  auch  Sonntag  halten 
können.  Jeden  Sonntag  gehen  die  Töchter  in  die  Kirche; 
wo  ist  das  Dienstmädchen,  das  alle  Sonntage  in  die  Kirche 
gehen  kann,  oder  nur  jeden  zweiten  Sonntag,  und  wo  ist 
das  Dienstmädchen,  dem  Zeit  gegeben  wird,  seine  Kleider 
in  Ordnung  zu  bringen   und  neue  anzufertigen?    Nach  dem 
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Gottesdienst  müssen  unsere  Töchter  helfen  das  Mittagessen 
zurüsten  und  dann  nach  dem  Essen  Geschirr  abwaschen;  wo 
ist  das  Dienstmädchen,  das  den  Sonntag  so  für  sich  hat  wie 
die  Fabrikarbeiterin?  Wenn  das  Dienstmädchen  die  ganze 
Woche  hindurch  den  Küchen-  und  Zimmerdienst  gemacht  hat, 
so  soll  es  vielerorts  am  Sonntag  noch  das  Eindermädchen 
machen.  Wenn  das  Dienstmädchen  vielleicht  im  Sinne  hat, 
zu  einer  Freundin  zu  gehen  oder  eine  kranke  Bekannte  zu 
besuchen  oder  auch  zu  Verwandten  zu  gehen,  muss  es  noch 
die  Kinder  der  Herrschaft  mitnehmen.  Ich  könnte  noch 
vieles  schreiben;  in  unserer  Familie  ist  ein  theures,  krankes 
Fainilienglied,  und  das  schon  etliche  Jahre,  es  fehlt  dieser 
Verdienst  ganz  und  vollständig,  und  es  muss  alle  Halbjahr  eine 
Doktorsnote  bezahlt  werden;  sie  wird  aber  auch  pünktlich 
bezahlt,  und  es  hat  von  Zeit  zu  Zeit  dennoch  jede  der  Töchter 
etwas  in  die  Kasse  zu  legen.  Solche  Töchter  wissen  gewiss 
eher,  woher  das  Brot  kommt,  als  Dienstmädchen,  welche  in 
Anstalten  erzogen  werden  oder  erzogen  worden  sind,  welche 
nicht  wissen,  was  das  Brot  kostet.  Ich  will  nun  schliessen 
und  hoffe,  dass  dieses  Schreiben  Aufnahme  findet,  aber  auch 
gelesen  wird.» 

In  Frankreich  versuchte   eine  Frau  in  ihrer  Weise    die 

kollektivistische  Theorie  durch  ein  praktisches  Beispiel 

zu  befördern.     Der  Bericht  darüber  sagt: 

C'est  le  cas  de  Mme  Leodile  Bera,  veuve  Champseix,  plus 
connue  dans  le  monde  des  lettres  sous  le  Pseudonyme  d' Andre" 
L6o,  qui  vient  de  mourir. 

Elle  laisse  un  testament  oü  eile  dispose  d'une  petite 
rente  en  faveur  «de  la  premtere  commune  de  France  qui 
voudra  essayer  le  Systeme  collectiviste  par  l'achat  d'un  ter- 
rain  communal,  travaille"  en  commun  avec  partage  des  fruits.» 

«Trop  restreint,  ajoute-t-elle,  pour  etre  confie*  ä  tous, 
ce  terrain  serait  confie  ä  un  groupe  des  plus  pauvres,  sous 
la  surveillance  de  la  municipalite,  qui  aurait  droit  d'enquete, 
et  au  besion  d'exclusion  temporaire  d'abord,  pnis  döcisive,  en 
cas  d'abus  persistant,  nuisant  ä  la  paix  et  au  bon  fonction- 
nement  de  l'association.  Chacun  des  associäs  aurait  voix 
d&iberative.» 
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«Eine  von  3773  Waadtländer  Frauen  unterzeichnete 
Petition  fordert  den  Grossen  Eath  auf,  zur  Verminderung 
der  Zahl  der  Wirtschaften  und  Cafes  aller  Art  Hand  zu 
bieten.  Die  Kommission,  der  dieses  Geschäft  zur  Vorberathung 
war  anvertraut  worden,  beantragte  Ueberweisung  an  die  Re- 
gierung. Ein  Rathsmitglied  verschärfte  den  Antrag  dadurch, 
dass  es  die  Eegierung  dringlich  einlud,  die  Sache  zu  studiren. 
Einstimmig  erhob  der  Rath  den  Antrag  in  dieser  Form  zum 
Beschluss.  So  wünschenswerth  es  wäre,  dass  der  Petition 
entsprochen  würde,  so  weiss  man  doch  nicht  recht,  ob  es  den 
Waadtländer  Behörden  damit  ernst  ist.  Wenigstens  hat  der 
Berichterstatter  der  Kommission  sein  Referat  mit  allerhand 
bissigen  Bemerkungen  gegen  die  Petentinnen  gepfeffert.  Er 
bestritt  auch,  dass  der  Alkoholismus  Besorgniss  erregende 
Fortschritte  mache,  und  lobte  den  Eifer  des  Staatsrathes  im 
Kampf  gegen  diesen  wie  alle  ähnliche  Schäden  des  Volkslebens. 
Den  Frauen  ertheilte  er  den  Rath,  sich  in  ihren  Ausgaben 
namentlich  für  Toiletten  einzuschränken.  Der  Kleiderluxus  sei 
so  schädlich  wie  der  Alkoholismus,  Wenn  Frauen  und  Mädchen 
von  den  thörichten  Pariser  Moden  sich  weg-  und  der  kleidsamen, 
einfachen,  nicht  beständigem  Wechsel  unterworfenen  Waadt- 
länder Tracht  zuwenden,  wenn  sie  gelegentlich  auch  von 
anderm  als  von  neuen  Kleiderschnitten  zu  Hause  reden  wollten, 
so  würden  Gatten,  Väter  und  Brüder  wohl  auch  nicht  bo  häufig 
Trost  und  Zerstreuung  in  der  Kneipe  suchen.  Wenn  wir 
wieder  praktische  Frauen  haben,  sagte  er,  so  haben  wir  auch 
unter  den  Männern  weniger  Wirthshausläufer.  Daran  ist  ja 
viel  Wahres ;  aber  es  entbindet  dies  den  Staat  nicht  der  Pflicht, 
seinerseits  das  Mögliche  zu  thun,  um  dem  Alkoholelend  zu 
steuern.»  (Appenzeller  -  Sonntagsblatt.) 

Dem  Grossen  Rath  von  Basel  liegen  Gesetzesentwürfe 
betreffend  Einbürgerungen  vor.  Die  freisinnige  Partei  ver- 
langt, dass  die  Zwangseinbürgerung  von  Ausländern  und  die 
Ausdehnung  des  Kreises  solcher  Personen,  denen  unter  be- 
stimmten Bedingungen  ein  Rechtsanspruch  auf  Ertheilung  des 
Bürgerrechts  zustehe,  geprüft  und  im  Bürgerrechtsgesetz  ge- 
regelt werden  sollen. 
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Die  Nidwaldner  Gülteninhaber  wurden  mit  ihrer  Klage 
gegen  die  Reduktion  dieser  Gülten,  in  Folge  der  Verfassungs- 
revision von  1895,  vom  Bundesgericht  abgewiesen. 

In  Belgien  hat  sich  ein  Comite*  gebildet,  um  an  den  Papst 
die  Bitte  zu  richten,  er  möge  sich  gegen  den  Antisemitismus 
aussprechen  und  insbesondere  gegen  die  Mythe  des  Ritual- 
mordes Stellung  nehmen,  die  auch  in  Deutschland  wieder  in 
einem  Falle  aufgetreten  ist. 

Ueber  einige  besonders  schädliche  Auswüchse  der  heu- 
tigen sozialen  Verhältnisse  ist  noch  Folgendes  zu  berichten. 
Zu  dem  Fall  eines  Breslauer  medizinischen  Professors,  der  die 
Spitalkranken  zu  Versuchen  gefährlicher  Art  miss- 
l>rauchte,  sagt  die  Berliner  klinische  Wochenschrift: 

«Wir  haben  bereits  bei  verschiedenen  Gelegenheiten 
unserer  Meinung  unzweideutigen  Ausdruck  gegeben,  dass 
keinem  Arzt  das  Recht  zusteht,  Versuche  irgendwelcher  Art 
zu  diagnostischen  oder  therapeutischen  Zwecken  an  gesunden 
Menschen  ohne  deren  Vorwissen  anzustellen.  Wir  sind  sogar 
geneigt,  in  der  Verurtheilung  dieser  Dinge  so  weit  zu  gehen, 
dass  wir  ein  vollkommenes,  auf  genauer  Kenntniss  aller  mög- 
lichen oder  auch  nur  denkbaren  Ereignisse  bei  solchen  Ver- 
suchen beruhendes  Einverständniss  verlangen,  wie  es  schliess- 
lich nur  Mediziner  selbst  besitzen:  Wenn  solche  glauben, 
durch  das  Experiment  am  eigenen  Leibe  die  Wissenschaft  zu 
fördern,  so  wird  man  ungünstige  Ausgänge  (wie  z.  B.  vor 
vielen  Jahren  im  Fall  des  unvergessenen  Obermayer)  zwar 
beklagen,  keineswegs  aber  verurtheilen.  Ganz  besonders  aber 
erblicken  wir  in  den  Versuchen  an  willenlosen  Objekten, 
Kindern  und  Geistesschwachen  einen  direkten  Missbrauch  der 
dem  Arzt  zustehenden  Gewalt,  der  nicht  scharf  genug  getadelt 
werden  kann.  In  diesen  Grundanschauungen  dürfte  unter  den 
deutschen  Aerzten  wohl  vollständige  Ueberein Stimmung  herr- 
schen. Haben  doch  auch  gerade  die  Mediziner  doppelten 
Grund,  Uebergriffe  in  der  genannten  Richtung  lebhaft  zu  be- 
klagen —  denn,  abgesehen  von  der  ethischen  Seite  der  Sache 
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sind  sie  auch  der  wissenschaftlichen  Medizin  als  solcher  höchst 
gefährlich,  da  sie  allen  Gegnern  freier  Forschung  eine  will- 
kommene  Angriffs  waffe   in    die   Hand    spielen.   —  — 

«Alle  diese  Erwägungen  können  und  sollen  nicht  vertuschen, 
dass  der  Leiter  der  Breslauer  dermatologischen  Klinik,  indem 
er  solche  Versuche  ohne  Vorwissen  der  Patienten  vornahm, 
sich  eines  bedauerlichen  Uebergriffes  schuldig  gemacht  hat. 
Wenn  bei  diesem  Anlass  das  Verantwortlichkeitsgefühl  der 
Aerzte  bei  Vornahmen  mit  ihren  Patienten  neu  erweckt  und 
geschärft  wird,  so  kann  hierin  nur  auf  Zustimmung  aller  be- 
theiligten Kreise  gerechnet  werden.» 

Es  wäre  an  der  Zeit,  dass  auch  die  arme,  stumme  T hier- 
weit nicht  mehr  so  stark  zu  Versuchen  unnöthiger  Art  miss- 
braucht würde,  denn  da   lernen   diese   Art  von   Gelehrten 
die  Grausamkeit  und  Gefühllosigkeit,  welche  sie  dann  auch  auf 
die  ihnen  preisgegebenen  Menschen  anwenden. 

Gegen  einen  andern  ungeheuren  sozialen  Uebelstand,  die 
gewerbsmässige  Unzucht,  die  bei  uns  bloss  in  Genf 
vom  Staate  anerkannt  und  reglementirt  ist,  ist  eine  neue,  sehr 
lehrreiche  Broschüre1)  erschienen,  welche  aber  seltsamer  Weise 
in  dortigen  Blättern  folgendermassen  empfohlen  wird: 

«Le  livre  que  nous  avons  devant  nous  renferme  d'abord 
un  chapitre  sur  Petat  de  la  question  avant  la  Eeforme  de 
1535.  Vient  ensuite  un  interessant  expose  de  la  lutte  en- 
gagee  par  le  Consistoire  contre  les  idees  par  trop  relächees, 
qui  avaient  pris  le  dessus  aprös  Panncxion  de  notre  petit 
pays  ä  la  France,  en  1798.  Le  reste  du  volume  est  con- 
sacre  aux  eVenemeuts  contemporains,  presents  encore  ä  toutes 
les  mämoires,  et  d'oü  se  degagera,  entre  autres  et  tres  nette- 
ment,  cette  impression  que  les  promoteurs  de  Pinitiative  po- 


*)  La  lutte  contre  Pexploitation  et  la  reglemenlation  du  vice  a 
Geneve,  jusqu'au  22  mars  1896.  Histoire  et  documents,  par  Alexandre 
Guillot,  pasteur,  membre  du  comitö  de  l'Association  aboütionuiste 
genevoise.  —  Geneve,  Ch.  Eggimann,  1898,  un  vol.  in-12. 
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pnlaire  n'auraient  jamais,  au  grand  jamais,  recouru  ä  ce 
moyen  s'ils  n'eussent  rencontre"  un  certain  mauvais  vouloir 
dans  la  grande  commission  chargäe  d'e*tudier  la  question  et 
qu'ils  n'ont  Svoque  la  question  devant  le  peuple  qu'Ä  leur 
corps  defendant.> 

Warum  diese  Entschuldigung  für  eine  sehr  gute  Sache? 
Wir  hoffen  in  der  ganzen  Schweiz,  das  werde  in  Genf  nicht 
so  bleiben,  sonst  bleibt  Genf  nicht,  was  es  ist. 

Ein  einst  berühmter  Erfinder  der  «Christianisirung 
des  Kapitals»,  Langrand-Dumonceau,  starb  in  diesem  Jahre, 
sehr  heruntergekommen.  Seine  lehrreiche  Lebensgeschichte 
war  die  folgende: 

«Langrand  war  am  5.  Dezember  1826  in  dem  Dorfe 
Vossem  (ßrabant)  geboren,  wurde  in  seiner  Jugend  zunächst 
Strassen  verkauf  er,  dann  Bäckergeselle  und  trat  im  Jahre 
1843  in  die  französische  Fremdenlegion.  Nach  kurzem  Auf- 
enthalte in  Algier  kam  er  nach  Brüssel,  wo  er  sich  in  der 
ersten  Zeit  mit  der  Einziehung  von  Geldern  für  eine  Ver- 
sicherungsgesellschaft beschäftigte  und  die  Tochter  des  Spe- 
zereihändlers  Dumonceau  heiratete,  deren  Namen  er  alsbald 
dem  seinen  anhängte.  Durch  seine  musikalischen  Kenntnisse 
zog  Langrand  die  Aufmerksamkeit  der  Gattin  des  Finanz- 
ministers Mercier  auf  sich,  in  welchem  er  einen  Beschützer 
fand.  Im  Jahre  1852  beginnt  Langrands  «Finanzleben». 
Sein  Plan,  das  Kapital  zu  verchristlichen,  fand  beim  belgi- 
schen Klerus  grossen  Anklang,  und  nach  und  nach  entstanden 
unter  seiner  Hand  eine  Menge  christlicher  Aktien-  und  Kom- 
manditgesellschaften, auf  deren  mehr  als  zwei  Milliarden 
Franken  betragendes  Gesammtkapital  von  den  Aktionären 
über  dreissig  Prozent  einbezahlt  wurden.  Diesen  Unter- 
nehmungen, in  deren  Aufsichts-  und  Verwaltungsräthen  fast 
sämmtliche  Häupter  der  belgischen  klerikalen  Partei  ver- 
treten waren,  flössen  von  den  Geistlichen,  namentlich  aber 
von  Bauern,  Wittwen  und  Waisen  fortwährend  neue  Summen 
zu,  die  anfänglich  die  Ausschüttung  fabelhafter  Dividenden 
ermöglichten.    Hierdurch    gewannen    die   Gesellschaften    ein 
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solches  Ansehen,  dass  sie  für  mehrere  Millionen  Pfandbriefe 
ausgeben  konnten,  welche  völlig  werthlos  geworden  sind. 
Den  Gipfel  seines  Ruhmes  als  «Stütze  der  guten  Sache»  er- 
stieg Langrand,  als  er  eine  päpstliche  Anleihe  von  dreissig 
Millionen  Franken  zum  vollen  Nennwerthe  in  einer  Zeit  aus- 
gab, als  die  früheren  römischen  Anleihen  dreissig  Prozent 
unter  diesem  Werthe  an  der  Börse  gehandelt  wurden.  Der 
Papst  ertheilte  den  Langrand'schen  Unternehmungen  seinen 
Segen  und  ernannte  ihren  Urheber  zum  Grafen.  Aber  im 
Jahre  1870  brach  dennoch  der  ganze  Kunstbau  des  christ- 
lichen Kapitals  zusammen.  Zur  Förderung  seiner  Geschäfte 
hatte  Langrand  eine  Menge  Landgeistlicher  gegen  zwei 
Prozent  Vergütung  als  Agenten  geworben,  und  so  wurden 
Tausende  von  Bauernfamilien  durch  den  Bankerott  des 
Schwindlers  ins  Elend  gestürzt.  Während  dieser  nach  Bra- 
silien entfloh,  erklärte  das  Brüsseler  Handelsgericht  nicht 
nur  ihn  allein,  sondern  auch  verschiedene  seiner  Verbündeten 
aus  den  Kreisen  der  klerikalen  Abgeordneten  und  Senatoren 
für  zahlungsunfähig;  dagegen  wurde  der  Prozess  gegen  den 
Flüchtling  wegen  schwindelhaften  Bankerotts  durch  den  Ein- 
fluss  hoher  Persönlichkeiten  Jahre  lang  verzögert,  bis  die 
«Cote  Libre»  die  Gerichte  öffentlich  beschuldigte,  eine  Ver- 
folgung aus  Angst  vor  dem  auf  sie  ausgeübten  Drucke  zu 
unterlassen.  Der  Verfasser  des  Artikels  wurde  wegen  Ver- 
leumdung belangt,  aber  freigesprochen,  und  der  Staatsanwalt- 
schaft blieb  nichts  Anderes  übrig,  als  eine  Untersuchung, 
welche  damit  endete,  dass  Langrand-D umonceau  im  Jahre 
1879  vom  Schwurgerichte  von  Brabant  wegen  Diebstahls, 
Unterschlagung,  betrügerischen  Bankerotts  u.  s.  w.  zu  fünf- 
zehn Jahren  Gefängniss  und  zu  lebenslänglichem  Verluste 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  verurtheilt  wurde.  Langrand 
ist  nicht  mehr  nach  Belgien  zurückgekehrt.  Seit  seiner 
Rückkehr  aus  Amerika  wohnte  er  bei  seinem  Sohne  in  Rom.» 

Das  Christenthum   sollte  man   mit  Geldgeschäften   nicht 

in  Beziehung  bringen,  das  misslingt  immer  und  darüber  äussert 

es  sich  ja  deutlich  genug  (Ev.  Matth.  VI,  24,  XIX,  24).   Aber 

es   giebt  dennoch  immer  reiche  Leute,  die   beides  vereinigen 

möchten,  den  schönen  Ruf  der  Frömmigkeit  und  den  Vollgenuss 
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des  Reichthums.  Und  wenn  es  ihnen  selbst  noch  halbwegs 
gelingt,  so  scheitern  ihre  Nachkommen  an  diesem  Widerspruch. 
Ueber  einen  interessanten  Konkurrenzkampf  zwischen 
einem  neuen  chemischen  Produkt  und  einem  alten  Natur- 
produkt, dem  Saccharin  und  dem  Zucker,  der  auch  eine 
der  Rechtsfragen  des  «sozialen»  Zukunftsrechts  bildet,  las 
man   aus    Deutschland  folgendes : 

«Saccharin  ist  ein  1879  von  Fahlberg  entdeckter  und 
seit  1886  fabrikmässig  von  der  Firma  Fahlberg,  List  &  Co. 
in  Salbke-Westerhüsen,  sowie  jetzt  noch  von  drei  anderen 
Fabriken  Deutschlands  hergestellter  Süssstoff,  ein  Produkt 
des  Steinkohlentheers.  Durch  die  demselben  innewohnende 
geradezu  ungehäuerliche  Süsskraft,  ohne  allerdings  nährkräftig 
zu  sein,  hat  er  sich  die  Gegnerschaft  der  Zuckerindustrie 
zugezogen,  welche  es  in  manchen  Staaten  bereits  durchgesetzt 
hat,  dass  der  Import  mit  einem  erheblichen  Zoll  im  Interesse 
der  Erhaltung  des  Zuckerverbrauchs  belegt  wurde. 

Die  Saccharingegner,  die  deutschen  Zuckerindustriellen, 
haben  sich  bereits  1898  eines  Erfolges  über  das  Konkurrenz- 
produkt zu  erfreuen  gehabt  und  bereiten  gegenwärtig  durch 
den  Antrag  auf  Stelluug  der  künstlichen  Süssstoffe  unter 
Apothekenzwang  einen  weiteren  Schlag   gegen   dasselbe   vor. 

1  Theil  gewöhnlichen  Saccharins  kommt  300  Theilen  des 
Rohrzuckers  gleich,  während  das  seit  dem  Jahre  1892  im 
Handel  befindliche  raffinirte  Produkt  die  ÖOOfache  Süssigkeit 
des  Zuckers  hat.  Dazu  kommen  weiter  noch  die  diff er enti eilen 
Preisverhältnisse.  1  Kilo  Saccharin  kostete  1895  im  Gross- 
handel 70 — 105  M.,  gegenwärtig  nur  ca.  20  M. ;  500  Kilo 
Zucker  (Rohzucker,  Magdeburg  I.  Produkt  Korn)  aber  kosteten 
1899  108.75  M.,  500  Kilo  Raffinade  243.80  M.  üebrigens 
hatte  sich  das  Saccharin  zwei  Gebrauchsarten  erobert.  Es 
fand  nämlich  als  Süss-  und  Konservirungsmittel  in  der  Brauerei, 
Liqueur-,  Limonaden-  und  Mineralwasserfabrikation  Ver- 
wendung und  wurde  dann  als  Geschmackskorrigens,  Ersatz 
des  Zuckers  für  Diabetiker,  Magenkranke,  Fettleibige,  Gicht- 
leidende  und  Fieberkranke  benutzt ,  wozu  es  sich  besonders 
eignete,    da   es   den   Organismus   unverändert   passirt.      Die 
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steigende  Konkurrenz  des  Saccharins  führte  zu  der  Petition 
des  Vereins  der  deutschen  Zuckerindustrie  vom  9.  Februar 
d.  Js.  an  den  Bundesrat!),  die  Süssstoffe  unter  Apothekenzwang 
zu  stellen. > 

Bereits  ist,  von  ähnlichen  sozialen  Gesichtspunkten  aus- 
gehend, in  Deutschland  (Regierungsbezirk  Kassel)  ein  Verbot 
gegen  Automaten  mit  folgender  Begründung  erlassen 
worden : 

«In  neuester  Zeit  hat  das  Automatenwesenauf  dem  Lande 
immer  weitere  Verbreitung  gefunden.  In  zahlreichen  Wirth- 
schaften  sind  derartige  Apparate  aufgestellt,  welche  dem 
Publikum,  insbesondere  der  Jugend  beständig  bequeme  Ge- 
legenheit bieten,  sich  mit  Näschereien  und  dergleichen  gering- 
werthigen  Gegenständen  zu  versorgen.  Eine  derartige,  fort- 
während bestehende  Verführung  zu  unkontrollirbaren  Ausgaben 
zu  Genasszwecken  wirkt  ausserordentlich  demoralisirend.  Die 
Begehrlichkeit  und  die  Naschhaftigkeit  wird  in  den  Kindern 
geweckt  und  dauernd  angeregt,  der  Sparsinn,  den  verständige 
Eltern  und  Erzieher  in  den  Kindern  mühsam  zu  wecken 
suchen,  wird  untergraben  und  vernichtet  und,  wie  zahlreiche, 
in  den  Automaten  gefundene  Blechstücke  beweisen,  es  werden 
die  Kinder  geradezu  zu  Betrugsversuchen  angereizt.  Es 
erscheint  demnach  geboten,  einem  derartigen  Unwesen  mit 
allen  gesetzlichen  Mitteln  entgegenzutreten.» 

Von  der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften  ist  eine  An- 
regung auf  Errichtung  eines  phonographischen  Archivs 
ausgegangen.  Dasselbe  soll  aus  drei  Abtheilungen  bestehen. 
Die  erste  Abtheilung  soll  die  europäischen  Sprachen  und 
Dialekte  fixiren  ;  später  sollen  auch  die  Sprachen  von  Völkern 
der  übrigen  Erdtheile  aufgenommen  werden.  Die  zweite  Ab- 
theilung soll  der  Musik  gewidmet  sein.  Die  dritte  soll  Reden 
und  Aussprüche  hervorragender  Persönlichkeiten  festhalten. 
Gott  wolle  uns  davor  gnädig  bewahren. 

In  dem  feudalen  Staate  Mecklemburg  gibt  es  noch 
heute  sogenannte  Rittergüter,   mit  deren  Besitz  der  Sitz  im 
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Landtage  verbunden  ist.  Eine  köstliche  Figur  eines  derartigen 
Abgeordneten  und  Gesetzgebers  zeichnet  bekanntlich  Reuter 
in  seinem  berühmten  Roman  «Ut  mine  Stromtid».  Ein  solcher 
scheint  jetzt  sein  landtagsberechtigtes  Gut  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  zum  Kauf  angeboten  zu  haben,  die  auf  diese 
Weise  einem  ihrer  Genossen  einen  Platz  unter  den  feudalsten 
Jankern  der  Jetztzeit  verschaffen  kann. 

Der  Bundesrath  hat  die  Ausweisung  des  sozialistischen 
Schriftstellers  Eduard  Bernstein  aus  der  Schweiz  aufge- 
hoben und  demselben  die  Niederlassung  in  Zürich  gestattet. 
Bernstein,  der  s.  Z.  einer  der  Redaktoren  des  jetzt  noch 
offiziell  geltenden  «Erfurter-Programms»  der  Sozialdemokratie 
(Jahrbuch  VI,  696)  und  des  «Sozialdemokrat»  in  Zürich  war, 
hat  sich  in  einem  neuen,  rasch  berühmt  gewordenen  Buch 
(Jahrbuch  XIII,  429,  586)  von  seinem  vormaligen  Genossen 
Carl  Marx,  den  er  einen  «Calvinisten  ohne  Gott»  nennt, 
getrennt  und  dessen  Werk  «das  Kapital»,  die  bisherige  «Bibel 
der  Sozialdemokratie»,  als  unhaltbar  erklärt.  Ebenso  verwirft 
«r  natürlich  das  «eherne  Lohngesetz»  Lassalle's,  das  s.  Z. 
sogar  bei  unseren  vorgeschrittenen  Radikalen  (z.  B.  Brunner) 
als  eine  Art  von  unumstösslichem  Naturgesetz  galt,  jetzt  aber 
von  der  ganzen  sozialistischen  Partei  aufgegeben  ist.  Auch 
das  «Recht  auf  Arbeit»,  das  uns  noch  vor  Kurzem  eine 
unserer  «Initiativen»  bringen  sollte,  gilt  Bernstein  als  eine 
Quelle  der  Willkür  und  des  unaufhörlichen  Streites. 

Die  Sozialisten  in  Deutschland  waren  natürlich  anfänglich 
über  diesen  «Abfall»  ihres  nunmehr  bekanntesten  theoretischen 
Schriftstellers  (sie  haben  daran  ohnehin  keinen  Ueberfluss) 
empört,  mussten  sich  aber  damit  schliesslich  doch  einiger- 
massen  zurechtfinden.  Es  ist  dies  eben  eine  ihrer  «Evolu- 
tionen», dass  sich  gescheidte  Leute  die  Hörner  ablaufen  und 
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die  Wahrheit  sich  durch  die  dicksten  Agitationsnebel  Bahn 
bricht.  Solche  blosse  Agitationsmittel,  wie  sie  übrigens  die 
Anfänge  jeder  neuen  Sekte  kennzeichnen,  sind  die  Theorien 
des  bisherigen  Sozialismus  gewesen ;  nach  und  nach  wird  von 
selbst  ein  anderer,  geraässigterer,  oder  «christlicherer»,  wenn 
man  es  so  nennen  will,  Raum  gewinnen. 

Einstweilen  hat  auch  Bebel,  der  jetzige  Führer  des 
deutschen  Sozialismus,  in  folgender  Weise  von  seinen  Zielen 
gesprochen,  von  der  man  unsererseits  nur  sagen  kann,  man  hört 
doch  wieder  eine  verständige  Sprache,1)  mit  der  man  reden  kann: 

«Die  Demokratisirung  von  Staat  und  Gesellschaft  ist 
unser  nächstes  Ziel.  Der  demokratische  Geist  schreitet,  trotz- 
dem ihn  die  herrschenden  Klassen  aufzuhalten  suchen,  beständig 
vorwärts,  und  er  wird  einmal  in  Fleisch  und  Blut  der  Ge- 
sellschaft übergehen.  Wir  sehen,  dass  sogar  die  Art,  wie 
die  Agitation  für  die  Flotte  betrieben  wird,  etwas  Demokra- 
tisches an  sich  hat.  Wo  ist  es  früher  dagewesen,  dass  ein 
König  Reden  gehalten  hat,  dass  sich  Generale  der  Agitation 
gewidmet  haben  ?  Heute  haben  wir  eben  das  allgemeine 
Stimmrecht,  und  damit  muss  man  rechnen.  Wenn  man  nun 
sieht,  was  wir  seit  einem  Menschenalter  an  Konzessiönchen 
erreicht  haben,  und  wie  jetzt  im  Reichstage  um  kleine  Re- 
form chen  gekämpft  wird,  so  ist  das  allerdings  wenig.  Aber 
man  kann  sagen,  jetzt  machen  wir  Schrittchen,  später  werden 
wir  Schritte  machen,  und  eines  Tages  werden  wir  mit  einem 
grossen  Satz  vorwärts  kommen.  Eine  neue  Gesellschaft  ist  nicht 
von  heute  auf  morgen  geschaffen.  Es  ist  etwas  Wahres  daran, 
wenn  man  sagt,  wir  wachsen  in  die  sozialistische  Gesellschaft 
hinein.  Wenn  die  Demokratisirung  so  weit  fortgeschritten  und 
das  Proletariat  zur  politischen  Macht  gelangt  ist,  dann  wird 
es  sich  zunächst  um  die  Verwirklichung  folgender 
Massnahmen   handeln:    Umwandlang    der  in  Privatbesitz 


')  Die  Sozialisten  sind  auch  die  einzigen  gewesen,  welche  in 
der  China-Debatte  des  deutschen  Reichstags  die  v  o  1 1  e  Wahrheit 
gesagt  haben.  Man  glaubt  ihnen  aber  nicht,  nach  der  Fabel  vom  Wolf 
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befindlichen  Wälder,  Gewässer,  Minen,  Graben  und  Verkehrs- 
mittel! soweit  sie  öffentlichen  Interessen  dienen,  in  kom- 
munistischen Besitz.  Umwandlang  der  im  Besitz  der  todten 
Hand  befindlichen  Güter  in  Staats-  oder  Gemeindebesitz. 
Vorkaufsrecht  beim  Verkauf  von  Grundbesitz  für  Staat,  be- 
ziehungsweise Gemeinde.  Umwandlung  der  industriellen  Gross- 
betriebe, soweit  sie  öffentlichen  Interessen  dienen,  insbesondere 
die  Herstellung  von  Waffen,  Munition,  militärischer  Ausrüst- 
ungsgegenstände, sowie  den  Schiffsbau,  in  staatliche  Betriebe, 
Bildung  von  grossindustriellen  Genossenschaften  durch  dazu 
geeignete,  handwerksmftssige  Berufe  mit  Unterstützung  des 
Staates.  Uebergabe  der  Domänen  an  Ackerbaugenossenschaften, 
Bildung  von  genossenschaftlichen  Grossbetrieben  durch  Acker- 
bauer mit  Unterstützung  des  Staates,  Centralisation  des  ge- 
sammten  Bank-  und  Kreditwesens  in  Händen  des  Staates, 
Verbot  der  Erbschaft  an  Descendenten  des  dritten  und  folgenden 
Grades,  Beschränkung  der  Testirfreiheit  an  Fremde,  be- 
ziehungsweise Heimfall  der  Erbschaft  an  den  Staat.  Aus- 
schliessliches Kecht  der  Erwerbung  von  Grundbesitz  behufs 
Errichtung  von  Wohngebäuden  durch  die  Gemeinden,  sowie 
ausschliessliches  Becht  derselben  Wohnungen  zu  errichten 
und  zu  vermiethen.  Uebergang  aller  Heil-  und  Pflegeanstalten 
an  Staat  oder  Gemeinde,  Anstellung  der  Aerzte  als  Beamte. 
Uebernahme  der  Centralheizungs-,  Licht-  und  Wasserver- 
sorgungs-,  sowie  Beinignngsanstalten  durch  die  Gemeinde. 
Es  mag  natürlich  dahingestellt  bleiben,  ob  diese  theoretische 
Aufstellung  genau  in  der  angegebenen  Weise  zur  Durchführung 
kommt.  Wann  wir  so  weit  sind,  dass  wir  mit  diesen  Mass- 
nahmen den  Anfang  der  sozialistischen  Gesellschaft  machen 
können,  das  lässt  sich  nicht  sagen.  Es  wird  um  so  eher  ge- 
schehen, je  mehr  die  Sozialdemokratie  sich  ausbreitet.  Unsere 
Aufgabe  ist,  zu  arbeiten,  bis  wir  unser  grosses  Ziel  erreicht 
haben.» 

Der  grössere  Theil  dieser  Forderungen  beruht  auf 
richtigen  Grundgedanken  und  kommt  auch  sicher  noch  zur  Ver- 
wirklichung ohne  dass  «das  Proletariat  zur  politischen  Macht 
gelangt»,  was  mutmasslich  niemals  der  Fall  sein  wird,   Da- 

30 
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gegen  wird  die  ganze  bürgerliche  Gesellschaft,  wenn  wir  nicht 
einer  Periode  des  Imperialismus  verfallen,  sich  schon  in  einem 
Menschenalter,  wenigstens  bei  uns,  und  vielleicht  auch  in 
Deutschland  und  England,  soweit  demokratisiren,  dass  vieles 
davon  ihr  als  durchaus  natürlich  und  angemessen  erscheint. 
Das  ist  der  mutmassliche  Gang  der  Geschichte,  nicht 
die  Verelendungstheorje,  oder  der  «grosse  Kladderadatsch», 
der  lange  vorausgesagt  wurde,  aber  nie  eintrat.  Die  ganze 
Sozialdemokratie  würde  erstens  gut  thun,  den  Spuren  Bern- 
stein's  zu  folgen  und  die  Lehren  des  «Kapital»,  oder  des 
«kommunistischen  Manifestes»  als  revisionsbedürftig  anzu- 
sehen, zweitens  aber  ein  Jugendwerk  Ibsen's  «der  Bund  der 
Jugend»  zu  lesen,  das  einen  vollkommen  wahren  Typus  der 
politischen  Streber  unserer  Zeit  aufstellt,  wie  sie  freilich  in 
allen  Parteien,  nicht  bloss  etwa  ausschliesslich  in  der  ihrigen, 
vorkommen. 

«Im  Eechtsanwalt  Stensgard  hat  Ibsen  einen  heraufkom- 
menden Typus  gewittert  und  vorweggenommen:  den  rück- 
sichtslosen und  skrupelfreien  Streber,  der  sich  mit  kräftigem 
Ellenbogen  hinaufarbeitet  zu  seinem  Ziele. 

«Was  verstehst  Du  unter  Ziel?» 

«Ein  Leben,  das  meinen  Fähigkeiten  entspricht  und  alle 
meine  Interessen  ausfüllt.» 

«Bitte,  keine  Phrasen!    Was  verstehst  Du  unter  Ziel?» 

«Na,  Dir  kann  ich  es  ja  wohl  sagen.  Unter  Ziel  ver- 
steh' ich,  mit  der  Zeit  einmal  Reichstagsabgeordneter  zu 
werden  und  in  eine  reiche  und  angesehene  Familie  glücklich 
hineinzuheirathen. » 

Warum  will  er  Abgeordneter  werden?  Weil  den  em- 
porkommenden Plebejer  nach  Macht  dürstet.  Wozu  die 
reiche  Heirath?  Der  Plebejer  will  behaglichen  Genuss  ohne 
Arbeit.  Macht  und  Geld  sind  seine  beiden  Ziele,  Macht  und 
Geld  erwirbt  ein  talentvoller  Mann  durch  dieselben  Mittel. 
Stensgard  ist  der  politische  Versammlungsredner.  Er  ver- 
steht nichts  von  Politik;    aber   das  ist  durchaus    unnöthig. 
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Er  hat  keinerlei  feste  Prinzipien;  aber  das  wäre  ja  bloss 
hinderlich.  Er  ist  eigentlich  ein  ordinärer  Geselle  und  ein  dummer 
Kerl;  er  drückt  das  natürlich  etwas  anders  aus:  «Der 
Mensch  ist  doch  keine  so  durchaus  einseitige  Maschine.  Ich 
bin's  jedenfalls  nicht.»  Und:  «Da  tret'  ich  unter  euch,  ein 
schlichter  Mann  aus  dem  Volke.»  Er  hat  das  unschätzbare 
Talent,  die  Menge  mit  sich  fortzureissen.  Ein  kräftiges 
Organ,  die  Fähigkeit,  über  alles  und  jedes  zu  reden,  ohno 
stecken  zu  bleiben,  dazu  viel  Begeisterung  für  gutklingende 
Abstrakta,  frische  Schlagfertigkeit,  eine  gehörige  Dosis  Grob- 
heit und  Unverschämtheit,  eine  gewisse  Elastizität,  die  ihn 
befähigt,  nach  jedem  Hinauswurf  bei  der  anderen  Thüre 
wieder  hereinzukommen  und  seine  Gesinnungstüchtigkeit  und 
Liebe  zum  Volke  zu  hausiren  —  und  der  grosse  Demagoge 
ist  fertig.  Stensgard  ist  ein  weder  örtlich  noch  zeitlich  be- 
schränkter Typus.  Er  lebt  und  wandelt  vor  unsern  Augen. 
Er  weiss,  sehr  im  Gegensatz  zum  Doktor  Stockmann,  dass 
der  stärkste  Mann  derjenige  ist,  der  eine  kompakte  Majorität 
hinter  sich  hat.  Wohlan  —  er  gründet  einen  Bund.  Er 
nennt  ihn  «Bund  der  Jugend».  Der  Name  thut  nichts  zur 
Sache.  Was  will  der  Bund  der  Jugend  eigentlich?  «Die 
Welt  regieren  —  hier  im  Land.»  Nichts  thut  den  Nullen 
wohler,  als  wenn  man  ihnen  irgend  welche  Bedeutung  und 
Macht  suggerirt.»  (Allg.  Zeitung.) 

Immerhin  ist  so  nur  das  Gros  der  kleineren  «Sozial- 
politiker» beschaffen,  die  dann  durch  irgend  eine  neue  Wahl- 
art, oder  überhaupt  irgend  eine  Veränderung  der  Verfassungen, 
im  Gefolge  und  als  Geleit  einiger  grösserer,  und  auch  klügerer 
Leute  an  das  Buder  zu  kommen  hoffen.  In  Amerika  freilich 
können  sie  es  sogar,  bei  der  dortigen  Art  der  Präsidentenwahl, 
schon  wagen,  um  die  höheren  Stellen  sich  selbst  zu  bewerben, 
und  das  war  auch  bei  uns  in  letzter  Linie  der  wirkliche  Kern 
der  soeben  glücklich  beseitigten  Landesgefahr. 

Landwirthschaft.    Die   landwirtschaftlichen  Aus- 
sichten waren   schon   im   Beginn   des   Jahres   ungewöhnlich 
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gut,  indem  ein  sehr  später  Frühling  allen  Gewächsen  ein 
durch  Frost  ungeschädigtes  Blühen  gestattete.  Eine  so  schöne 
Obstbaumblütbe,  wie  in  diesem  Jahre,  ist  selten  gesehen 
worden.  Dem  späten  Frühling  folgte  dann  ein  warmer,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  Juli  sogar  ungewöhnlich  heisser  SommerT 
ganz  entgegen  den  Prophezeiungen  des  berühmten  Wetter- 
propheten Falb,  der  ziemlich  regelmässig  das  Gegentheil  des 
Eintreffenden  behauptet,  wie  übrigens  alle  Wettermacher  und 
sonstigen  Wundermänner.  Das  Wetter  lässt  sich  nicht  anders, 
als  in  ziemlich  engen  lokalen  und  zeitlichen  Gränzen  vor- 
ausbestimmen, wofür  einige  alte  Bauernregeln  das  beste  Hilfs- 
mittel sind.  Die  beste  und  allgemein,  auch  in  weiteren  Kreisen 
gültige  ist  freilich  stets  die:  «Wenn  der  Hahn  kräht  auf  dem 
Mist,  ändert  sich  das  Wetter,  oder  bleibt  wie  es  ist.» 

Leider  zeigte  sich  dann  im  Herbst  erst,  dass  der  un- 
gewöhnlich früh  gereifte  Wein  nicht  den  erwarteten  Gehalt 
besass  und  das  massenhaft  gewachsene  Obst  keine  rechte 
Haltbarkeit  hat.  Es  scheint  also  auch  in  der  Natur  die 
Erfahrung  vieler  Menschenleben  sich  zu  bewähren,  dass  eine 
gar  zu  schöne,  völlig  ungetrübte  Jugendzeit  keine  rechte  Kraft 
und  Ausdauer  verleiht  und  dass  «Kampf  von  Anfang  ist  das 
Leben,  Jugend  ist  Berserkerwuth». 

Behufs  energischer  Förderung  der  Landwirtschaft  schlägt 
Professor  Anderegg  ein  «Kulturinspektorat»  vor,  worüber 
er  Folgendes  sagt : 

«Das  Kultur- Inspektorat,  dem  die  Aufgabe  zufällt, 
einen  gesunden  und  auf  der  Basis  der  Wissenschaft  gegründeten 
Fortschritt  in  der  landwirtschaftlichen  Praxis  anzubahnen 
und,  soweit  es  die  jeweiligen  Verhältnisse  erlauben,  nach 
einem  einheitlichen  System  durchzuführen,  ist  nahezu  in  den 
meisten  fortschrittlichen  Kulturstaaten  eingeführt  und  hat 
überall  die  schönsten  Erfolge  zu  verzeichnen.  Nach  dem  Um- 
fang, den  sie  einnehmen,  gliedern  sich  die  Kultur-Inspektorate 
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in  solche,  welche  das  gesammte  Förderungswesen  der  Land- 
wirthschaft  ins  Auge  fassen,  und  in  solche,  welche  nur  ein- 
zelne Zweige  derselben  in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  ziehen. 
Die  Kultur-Inspektoren  stehen  entweder  als  fixbesoldete  An- 
gestellte im  Dienste  des  Staates  oder  sind  Angestellte  von 
Vereinen  oder  Genossenschaften  und  deren  Verbänden,  bald 
mit  fixem  Gehalt,  bald  bloss  für  ihre  daherigen  Funktionen 
und  Reisespesen  bezahlt.  Das  Kultur-Inspektorat  sieht  gegen- 
über andern  staatlichen  oder  freiwilligen  Inspektoraten, 
welche  bloss  eine  Ueberwachung  der  ihnen  unterstellten 
Geschäftszweige  zu  erfüllen  haben,  einen  etwas  veränderten 
Charakter  und  einen  ausgedehntem  Thätigkeitskreis  vor, 
indem  dasselbe  neben  dem  Beaufsichtigungsdienst  auch  den 
Beratungsdienst  für  auszuführende  Unternehmungen  in  sich 
fasst.  Die  Kultur-Inspektionen  sind  je  nach  der  Natur  der 
Sache  entweder  bloss  periodische  oder  anhaltend  fortgesetzte. 
Erstere  treten  da  in  Aktion,  wo  es  sich  darum  handelt,  all- 
gemeine Förderungsbestrebungen  anzubahnen  oder  fehlerhafte 
Erscheinungen  zu  beobachten,  um  solche  später  zu  speziellen 
Förderungszweigen  zu  gestalten;  letztere  aber  da,  wo  man 
einen  bestimmten  Zweig  der  Land-  oder  Alpwirth Schaft  zur 
möglichst  höchsten  Blüthe  entfalten  möchte,  wozu  eine  fort- 
gesetzte Thätigkeit  Bedürfniss  ist.  Eine  indirekte  Aufgabe 
des  Kultur-Inspektors  besteht  aber  darin,  die  Errungen- 
schaften der  einschlägigen  wissenschaftlichen  Forschung  in 
die  Praxis  überzutragen  und  sie  daselbst  im  Interesse  der 
Landwirtschaft  bei  den  Förderungsbestrebungen  zu  ver- 
werthen. » 

Solche  Inspektoren  für  einzelne  Zweige  bestehen  bereits 
in  Ungarn,  Oesterreich,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Baden, 
Bayern,  Württemberg,  Preussen,  Hessen,  Schweden,  Däne- 
mark, Schleswig-Holstein,  Holland,  Russland,  England,  Nor- 
wegen, Frankreich,  Nord- Amerika,  Canada;  für  Molkerei 
auch  in  Bern,  Zürich,  Luzern,  St.  Gallen  und  Freiburg,  doch 
Bind  es  hier  nicht  feste,  besoldet«  Aemter.  Der  gleiche  Gelehrte 
sagt  in  seiner  «Geschichte  der  Milch wirthschaft» : 

«Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  macht  der 
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durchschnittliche  Jahresverbrauch  an  Käse  in  der  Schweiz 
11,6  Kilo  aus,  gegenüber  einem  jährlichen  durchschnittlichen 
Milchkonsum  von  116  Litern  (mit  der  Ziegenmilch  146  Liter), 
einem  Bierkonsum  von  durchschnittlich  60  Litern,  einem  Brod- 
konsum von  durchschnittlich  32,5  Kilo  und  einem  Tabakkonsum 
von  11,6  Kilo.  Wir  verbrauchen  somit  per  Kopf  der  Be- 
völkerung gerade  so  viel  Kilogramm  Tabak,  als  wir  durch- 
schnittlich Käse  essen. > 

Das  ist  ein  Stück  einer  Statistik,  wie  wir  sie  gebrauchen 
können. 

Die  Organisation  der  landwirthschaft liehen  Ver- 
suchsanstalten des  Bundes  vom  30.  Okt.  d.  J.  findet  sich 
in  der  E.  G.  S.  XVIII,  251.  Die  Eidgenössische  landwirt- 
schaftliche Anstalt  Liebefeld  bei  Bern  ist  weit  grossartiger 
geworden,  als  es  Anfangs  beabsichtigt  war ;  immerhin  gehört 
sie  zu  den  nützlichsten  Geldverwendungen  des  Bundes. 

Hagelversicherung.  Den  Kantonen,  die  für  1899  Aus- 
lagen zur  Förderung  der  Versicherung  gemacht  haben,  wurde 
vom  Bund  die  Hälfte  der  Beträge  vergütet,  die  von  ihnen 
für  Policekosten  und  für  Beiträge  an  die  Prämienzahlungen 
der  Versicherten  verausgabt  worden  sind.  Es  beziehen  dem- 
nach: Zürich  Fr.  28,433.40,  Bern  Fr.  21,745.32,  Luzern 
Fr.  6,528.  93,  Schwyz  Fr.  577.  20,  Obwalden  Fr.  644.  59,  Nid- 
walden  Fr.  614.  57,  Zug  Fr.  524.  37,  Freiburg  Fr.  4,232.  99, 
Solothurn  Fr.  5,357.53,  Baselstadt  Fr.  416.24,  Baselland 
Fr.  5,405.22,  Schaffhausen  Fr.  3,827.65,  Appenzell  A.-Eh. 
Fr.  393.  29,  St.  Gallen  Fr.  7,579.  60,  Aargau  Fr.  13,794.  45, 
Thurgau  Fr.  10,950.95,  Waadt  Fr.  5,621.36,  Neuenburg 
Fr.  8,188. 12  und  Genf  Fr.  7,584.  85.  Insgesammt  werden 
somit  vom  Bunde  Fr.  132,438.  63  Beiträge  geleistet. 

In  der  ordentlichen  Bundesversammlung  vom  Juni  d.  J. 
wurde  von  Nationalrath  Jenny  das  Postulat  gestellt: 

Der  Bundesrath  wird  ersucht  um  Bericht  und  Antrag, 
ob  es  sich  nicht  empfehlen  dürfte,  eine  Fachkommission 
niederzusetzen,   welche  die  einschlägigen  Fragen  der  schwei- 
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zerischen  Pferdezucht  zuhanden  der  zuständigen  Behörden 
zu  begutachten  hat  Der  Bundesrath  hat  das  Postulat  ange- 
nommen, vorläufig  zur  Untersuchung.  Eine  solche  Kommission 
bestand  übrigens  schon  einmal,  bis  1886. 

Eine  Anregung  wurde  ferner  gemacht,  die  Berga- 
maskerschafe,  welche  die  Träger  der  Maul-  und  Klauen- 
seuche sind,  dadurch  auszuschliessen,  dass  man  die  graubünd- 
nerischen  Alpenbesitzer  ge Wissermassen  auskaufe,  d.  h.  durch 
eine  Entschädigung  veranlasse,  ihre  Alpen  nicht  mehr  an  diese 
Bergama8ker  zu  verpachten.  Es  handelt  sich  dabei  um  eine 
Summe  von  20,000  Fr.  jährlich.  Der  Bundesrath  will  das 
ebenfalls  unterstützen  und  dazu  beitragen,  falls  der  Kanton 
Graubünden  sich  auch  gehörig  herbeilässt.  Der  Kanton  und  die 
betheiligten  Gemeinden  wollten  bisher  aber  nur  40  °/0  der  Kosten 
übernehmen.  Es  handelt  sich  dabei  übrigens  um  Wanderherden 
überhaupt,  nicht  bloss  Schafe,  sondern  ganz  besonders  auch 
Schweine.  Eine  einfache  Kündimg  des  bestehenden  Vertrages 
mit  Italien  geht  nicht  so  leicht  an,  weil  das  auch  einen  Aus- 
schluss des  schweizer.  Viehhandels  nach  Italien  zur  Folge 
haben  könnte. 

Genferkonvention  und  Thierschutz.  Am  letzten 
internationalen  Thierschutzkongresa  in  Paris  wurde  die  An- 
regung gemacht,  sich  beim  schweizerischen  Bundespräsidenten 
dafür  zu  verwenden,  dass  die  Schweiz  eine  neue  Revision  der 
Genferkonvention  anstrebe,  wonach  Leute,  bes.  Veterinär- 
personen, bevollmächtigt  werden  dürfen,  auf  dem  Schlachtfeld 
verwundet  herumliegende  Pferde  zu  tödten.  Es  fand  nun,  wie 
wir  dem  «Thierfreund»  entnehmen,  eine  Unterredung  zwischen 
dem  Delegirten  des  Pariser  Kongresses,  Herrn  Colam,  Präsi- 
dent des  grossen  englischen  Thierschutzvereins,  und  Herrn 
Bundespräsident  Hauser  statt.  Herr  Colam  setzte  die  Not- 
wendigkeit, dass  für  die  auf  den  Schlachtfeldern  einem  grau- 
samen Schicksale  überlassenen  verwundeten  Pferde  gesorgt 
werden  müsse,   einlässlich  auseinander  und  wies   namentlich 
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auf  die  grauenhaften  Szenen  der  Schlachtfelder  im  letzten 
Boerenkriege,  wo  Hunderte  von  verwundeten  Pferden  ihrer 
Qual  und  dem  langsamen  Hungertode  überlassen  blieben,  hin. 
Herr  Hauser  zeigte  sich  der  Anregung  sehr  sympathisch, 
doch  meinte  er,  könne  eine  Bevision  der  Genferkonvention 
nicht  einzig  der  Pferde  wegen  angeregt  werden,  auch  für  die 
Menschen  müsse  mehr  geschehen.  Es  sei  dies  auch  am  Haager 
Friedenskongress  ausgesprochen  worden  und  wenn  der  Bundes- 
rat!) bis  jetzt  noch  keine  Anregung  zur  Erweiterung  der 
Konvention  gemacht  habe,  so  sei  es-  einzig  deswegen  ge- 
schehen, weil  die  Aufmerksamkeit  der  Mächte  durch  die 
Kriegsereignisse  in  Afrika  und  China  auf  andere  Dinge  ge- 
lenkt worden  sei. 

Der  Bundespräsident  hätte  dem  Engländer  auch  noch  be- 
merken können,  England  solle  zuerst  die  Grausamkeit  in  seiner 
Kriegführung  gegen  die  Frauen  und  Kinder  der  Boeren,  das 
«pigsticking»  seiner  Lancers,  die  schlechte  Behandlung  der 
Kriegsgefangenen  abstellen,  und  so  weit  an  ihm  auch  dafür 
sorgen,  dass  in  China  nicht  unter  dem  Titel  der  Civilisirung 
des  Ostens  Gräuelthaten  von  den  alliirten  Truppen  begangen 
werden,  die  man  in  späteren  Jahrhunderten  dem  20ten  zur 
Schande  anrechnen  wird.  Die  Engländer  sind  ein  Volk,  das 
noch  ein  Gewissen  hat ;  da  hat  es  noch  einen  Zweck,  an  das- 
selbe bei  jeder  Gelegenheit  zu  appelliren. 

Forstwesen.  Hier  existirt  einstweilen  nur  ein  neuer 
Verfassnngsartikel,  aber  er  ist  nicht  gesetzgeberisch  voll- 
zogen durch  ein  Bundesgesetz,  und  auch  die  Kantone  haben 
keine  Vollziehungsverordnungen  dazu  erlassen.  Es  ist  daher 
eine  Art  von  Interregnum  vorhanden,  mit  einem  bloss  provi- 
sorischen Vollziehungsgesetz. 

Forstliche  Subventionen  erfolgten  1899  an  108  Projekte, 
woran  der  Bund  423,706  Fr.  beitrug.  In  den  öffentlichen 
Waldungen  der  Schweiz  wurden  im  Jahre  1899  zu  Aufforst- 
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ungen  18,988,383  Stück  Nadel-  und  4,681,274  Stück  Laub- 
hölzer, nebst  10,168  kg  Sämereien  verwendet.  An  die  Kosten 
dieser  Aufforstungen  und  der  damit  verbundenen  Verbaue  von 
Wildbächen,  Lawinen  etc.,  im  Betrage  von  641,964  Fr., 
leistete  der  Bund  335,305  Fr. 

Vogelschutz.  Fischerei.  Jagd.  Das  ist  im 
Ganzen  stets  ein  trauriges  Kapitel.  Die  Italiener  morden 
Alles  rücksichtslos,  was  essbar  ist,  selbst  in  unserem  eigenen 
Lande.  In  der  Fischerei  scheinen  auch  Verunreinigungen  der 
Gewässer  durch  Fabrikanlagen  noch  immer  vorzukommen.  Es 
hestehen  155  Brutanstalten  im  Land.  In  die  öffentlichen  Ge- 
wässer der  Schweiz  wurden  im  Betriebsjahr  1898/99  nicht 
weniger  als  32,905,200  Fischchen  (Lachse,  Forellen,  Eöteli, 
Aeschen,  Felchen  etc.)  ausgesetzt. 

Wo  diese  hinkommen,  ist  uns  jedoch  noch  niemals  klar 
geworden,  denn  von  einem  Fischreichthum  unserer  Gewässer 
wie  in  alter,  noch  in  unserer  Erinnerung  liegender  Zeit,  ohne 
jede  Schutzmassregel,  ist  bei  aller  Vorsorge  jetzt  nicht  mehr 
die  Rede. 

Die  Kosten  der  Wildhut  in  den  auf  16  Kantone  ver- 
teilten schweizerischen  Jagdbannbezirken  betrugen  im  Jahre 
1899  38,059  Fr.,  wovon  der  Bund  das  gesetzliche  Drittel 
übernommen  hat.  Die  Wildhüter  melden  ziemlich  allgemein 
eine  Mehrung  des  Wildes,  namentlich  der  Gemsen  und  Murmel- 
thiere  und  des  Auer-  und  Birkwildes,  klagen  aber  neuerdings 
vielfach  über  Jagdfrevel,  der  besonders  im  Bezirk  Schlossberg- 
Titiis   einen   gemeingefährlichen  Charakter  angenommen  hat. 

Der  ornithologische  Verein  der  Schweiz  postulirt,  wie 
wir  schon  berichtet  haben,  einen  «Eidgenössischen  Vogel- 
sekretär», eine  neue  (aber  liebenswürdige)  Ausbildung  dieses 
hybriden,  eigentlich  verfassungswidrigen,  Instituts  der  vom 
Bund  besoldeten  Partei-  oder  Klassensekretäre. 
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Aus  dem  Aargau  wurde  jüngst  berichtet,  dass  24  Nimrode 
mit  wahrscheinlich  ebenso  vielen  Hunden,  einem  einzigen  armen 
Häschen  nachjagten  und  es  schliesslich  wirklich  «zur  Strecke 
brachten»,  wie  der  Kunstausdruck  der  edlen  Jägergilde  für  das 
Tödten  lautet.  Gleichzeitig  las  man,  dass  in  einem  Bezirk 
des  englischen  Indiens  ein  einziger  Tiger  bereits  63  Menschen 
ungestraft  getödtet  habe.  Das  wäre  noch  ein  würdigeres 
Jagdobjekt,  während  die  Jagd  auf  wehrlose  Thiere  etwas 
Empörendes  hat  und  wenigstens  unserer  Jugend  streng  ver- 
boten sein  sollte,  wenn  sie  auch  in  monarchischen  Staaten 
als  eine  «Vorschule»  für  die  Kriegführung  in  der  Art  von 
Roberts  und  Kitchener  unentbehrlich  sein  mag. 

Sport    und    Spiel.     Gegen    die    Spielanstalten    der 

Schweiz,  welche,   im  Widerspruch  mit  dem  Artikel   35   der 

Bundesverfassung,  an  verschiedenen  Kurorten  das  sogenannte 

«Rösslispiel»  (petita  che vaux)  betreiben,  wurde  im  National- 

rath   von    Professor    Rössel    und    einigen    Mitunterzeichnern 

folgendes  Postulat    eingebracht,    welches  am   20.  März  d.  J. 

zur  Behandlung  gelangte. 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  notwendigen  Mass- 
nahmen zu  treffen,  um  die  strikte  Ausführung  des  Artikels  35 
der  Bundesverfassung  (Verbot   der  Spielbanken)   zu   sichern. 

Unterzeichner: 
Rössel,  Calame-Colin,  Hilty,  Iselin,  von  Planta.» 

Gegen  dasselbe  hatte  die  Kurhausgesellschaft  von  In terlaken 

eine  besondere,  beschönigende  Broschüre  ausgetheilt  und  alle 

Vertreter  von  Kurgesellschaften  und  sonstigen  Interessenten 

der  «Fremdenindustrie»  aufgeboten,  die  dann  auch  einstweilen 

mit  73    gegen    32  Stimmen    den  Sieg    über   die  «Vertuistes» 

davontrugen,   wonach  die   Sache  vorläufig  beim  Alten  bleibt. 

Ein  Bonmot  bildet  den  einzigen  Gewinn  dieser  Debatte,  welches 

ein  geistreicher  Vertreter  des  Kantons  Genf  zum  Besten  gab : 
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«II  y  a  des  limites  ä  la  vertu.»     Man  kann  ihm  zufolge  auch 

die    Tugend   übertreiben,   was   wir  unsererseits   zwar   nicht 

glauben,  auch  bei  uns  nicht  für  sehr  gefahrlich  halten.    Die 

gewöhnliche  landläufige  Meinung  drückte  ein  Artikel  des  «Bund» 

mit  folgenden  Worten  aus: 

«Das  Rösslispiel  hat  gewonnen,  mit  73  gegen  32  Stimmen 
lehnte  der  Nationalrath  das  Postulat  Rössel  und  Genossen 
ab,  das  den  Bundesrath  zu  Massnahmen  gegen  die  Spiel- 
banken veranlassen  wollte.  Gemeint  ist  damit  namentlich  das 
sog.  «Rösslispiel»,  für  das  sich  die  Kurgesellschäften  in  Genf, 
Montreux,  Interlaken,  Luzern,  Baden  tapfer  wehren.  In  ihren 
Zeichen  kämpfen  im  Nationalrath  die  Herren  Favon,  Ruchti 
und  Jäger.  Auf  beiden  Seiten  wurde  übertrieben  und  es  wird 
entschieden  besser  sein,  wenn  der  Bundesrath  noch  einmal  die 
Verhältnisse  gründlich  untersucht.  Für  gemeingefährlich 
halten  wir  das  Rösslispiel  nicht,  das  Börsenspiel  ist  viel 
gefährlicher  und  verhängniss voller.  Freilich  muss  es  auf  den 
Artikel  35  der  Bundesverfassung  untersucht  werden;  dass 
dieser  aber  auch  dem  Spiel  den  nothwendigen  Spielraum 
lassen  will,  ist  selbstverständlich.  Das  Postulat  hatte  zu  viel 
Centrumsgeruch,  der  zwar  gute  Biedermannsluft  bedeutet,  aber 
sehr  unangenehm  ist,  sobald  er  aufdringlich  wird.  Einige 
gute  Worte  sind  in  der  Diskussion  doch  gefallen,  so  der  Satz, 
dass  die  Kursäle  zu  blossen  Konzertsälen  herabsinken  würden, 
wenn  man  ihnen  die  Vergnügungsspiele  nähme.  Das  ist  vom 
Standpunkte  des  Hotelier  aus  sehr  richtig  gesprochen,  wenn 
man  sich  diesem  Herabsinken  gegenüber  natürlich  auch  noch 
einen  andern  Standpunkt  wahren  muss.  Thatsache  ist,  dass 
die  Vergnügungsspiele  nach  Art  des  Rösslispiels  wesentlich 
dazu  beitragen,  die  Kursäle  zu  erhalten.  Hätten  sie  die  klei- 
nen Reiter  nicht,  so  miisste  der  eine  oder  der  andere  dieser 
Säle  wahrscheinlich  seine  Pforten  schliessen.  Das  ist  der 
Grund,  warum  Wirth  und  Gast  am  Rösslispiel  hangen  und 
warum  man  ihnen  das  Vergnügen  wohl  gönnen  möchte.» 

«Ach,   dass  Ihr  kalt   oder  warm   wäret,   aber  Ihr  seid 

lau.»  l) 


*)  Das  sagen  wir,  nicht  der  «Bund». 
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Anderer  Ansicht  war  die    «Gemeinnützige    Gesellschaft» 

der  Schweiz,   deren  Centralkommission   folgende  Zuschrift  an 

die  Unterzeichner  der  Motion  erlassen  hatte: 

«An  die  Herren  Nationalräthe  Rössel  und  Genossen,  Unter- 
zeichner des  Postulates  betr.  Durchführung  des  Art.  35  der 
Bundesverfassung,  in  Bern. 

Hochgeehrte  Herren! 
Wenn  wir  uns  erlauben,  in  den  Tagen,  da  das  von  Ihnen 
aufgestellte  Postulat: 

«Der  h.  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  noth wendigen 
«Massnahmen  zu  treffen,  um  die  strikte  Ausführung  des 
«Art.  35  der  Bundesverfassung  zu  sichern,» 
der  Diskussion  durch  die  eidg.  Eäthe  entgegengeht,  an  Sie 
zu  gelangen,  um  Ihnen  in  unserer  Stellung  als  Vertreter  der 
Schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  unsere  volle  Zu- 
stimmung zu  dem  Gedanken  dieses  Postulates  auszudrücken, 
so  geschieht  es  nicht  bloss  deshalb,  weil  unsere  Kommission 
in  der  letzten  Jahresversammlung  der  Schweizerischen  gemein- 
nützigen Gesellschaft  am  20.  September  1899  in  Bern  aus 
dem  Schoosse  der  Versammlung  und  mit  Zustimmung  dersel- 
ben den  formellen  Auftrag  erhalten  hat,  über  die  Frage  der 
Spielbanken  auf  die  nächste  Jahresversammlung  —  Herbst 
1900  in  Zug  —  Bericht  zu  erstatten,  sondern  vor  Allem  auf 
die  Thatsache  gestützt,  dass  die  Schweizerische  gemeinnützige 
Gesellschaft  schon  lange  vor  Inkrafttreten  der  Bundesver- 
fassung  von  1874  den  Kampf  gegen  die  Hazardspiele  aufge- 
nommen und  damit  vielleicht  nicht  in  letzter  Linie  beigetragen 
hat,  dass  der  Art.  35  in  der  konstitutionellen  Urkunde  der 
Eidgenossenschaft  seine  Stelle  fand.  Die  Schweizerische 
gemeinnützige  Gesellschaft  fasste  nämlich  in  Samen  1862 
infolge  eines  nachträglich  auf  Wunsch  der  Versammlung  in 
weitesten  Kreisen  verbreiteten  Eeferates  des  Herrn  Land- 
ammann Dr.  S.  Etlin  «über  die  Glücks-  oder  Hazardspiele  in 
der  Schweiz»  nach  lebhaft  geführten  Verhandlungen  anf 
Antrag  des  Herrn  Bürgermeister  Zehnder  von  Zürich  ein- 
müthig  folgenden  Beschluss : 

«Die    Schweizerische    gemeinnützige    Gesellschaft    spricht 
«ihren  Dank  aus  für  die  vortreffliche  Behandlung  der  Frage 
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«durch  den  Referenten.    In  U  eberein  Stimmung  mit  demsel- 
ben   erblickt  sie  in  den  Hazardspielen    eine   verderbliche 
«Quelle  moralischer  und  ökonomischer  Uebel,  die  das  Volks- 
«wohl    gefährden,    und    sie    hegt    daher    den    dringenden 
«Wunsch,    dass    Regierungen    und    gemeinnützige    Gesell- 
« Schäften  im  Vaterlande  je  nach  ihrer  Stellung  auf  Besei- 
«tigung  dieses  verderblichen  Einflusses  hinwirken  werden.» 
(Schweiz.  Zeitschr.  f.  Gemeinn.  Jahrg.  1. 1863,  S.  28,  37,  279). 
Wir  können  es  daher  nur  mit  Freude  begrüssen,    wenn, 
veranlasst  durch  Ihr  Postulat,    die  Verhandlungen  der  Bun- 
desversammlung   endgültige   Klärung    schaffen    werden,    was 
gemäss  Art.  35  der  Bundesverfassung  als   gemeinschädliches 
und  was  als  erlaubtes  Spiel    in    den  Kursälen  etc.  zu  gelten 
habe,  und  wie  weit  jener  Artikel  35  auch  auf  dasjenige  Ha- 
zardspiel  Anwendung  finde,   das  ausserhalb    dieser  Etablisse- 
ments,   wie  wir  hören,  in  steigendem  Masse  betrieben*  wird. 

Wenn  auch  die  schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft 
selber  erst  im  Laufe  des  nächsten  Herbstes  in  den  Fall 
kommen  wird,  in  ihrer  Jahresversammlung  auf  unsern  Bericht 
hin  über  die  vorliegende  Angelegenheit  in  öffentliche  Diskus- 
sion zu  treten,  nimmt  doch  die  Centralkommission,  überzeugt, 
dass  ihr  Vorgehen  mit  dem  Sinne  der  Gesellschaft  vollstän- 
dig übereinstimmt,  keinen  Anstand, Ihnen,  hochgeachtete  Herren, 
vorstehende  Erklärung  zu  freier  Verfügung  zu  stellen.» 

Seit  diesem  glorreichen  «Sieg»  sollte  auch  im  Tessin  sofort 
das  Rösslispiel  eingeführt  werden,  wie  überall  als  Verbesserung 
sonst  schlecht  rentirender  Vergnügungsinstitute,  worüber  ein 
Bericht  das  Folgende  sagt: 

«Erfreulich  ist  ein  Entscheid  des  tessinischen  Staatsraths, 
der  ein  Begehren  für  Einsetzung  des  Rösslispiels  abgewiesen 
hat.  Es  scheint,  dass  das  Apollotheater  in  Lugano  schlechte 
Geschäfte  macht  und  seine  Finanzen  durch  Einführung  des 
Rösslispiels  verbessern  wollte.  Die  kantonalen  Gesetze  des 
Tessins  verbieten  alle  Hazardspiele.  Die  Rösslispieldebatte 
im  Nationalrath  hatte  aber  offenbar,  den  klaren  gesetzlichen 
Vorschriften  zum  Trotz,  die  tessinischen  Behörden  wankend 
gemacht.    Sie  traten  aber  auf  das  ihnen  von  der  Mehrheit 
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des  Nationalraths  gegebene  schlechte  Beispiel  nicht  ein,  sondern 
wiesen  die  Petition  ab.» 

Anderwärts  dagegen  wird  fortgespielt  und  die  Opfer  des 

Spiels  vermehren  sich  fortwährend.     Zwei  neuere,  durch  die 

Zeitungen  bekannt  gewordene  Fälle,  sind  die  folgenden: 

«Simon  P.,  courtier,  Italien,  est  un  personnage  qui  voya- 
geait  pour  le  compte  d'un  marchand  de  primeurs  de  notre 
ville.  Apres  avoir  encaisse  un  certain  nombre  de  factures 
au  nom  de  son  patron,  P.  se  rendit  au  Kursaal  de  Lucerne 
dans  Pespoir  de  faire  fortune.  II  joua  et  perdit  jusqu'ä  son 
dernier  sou.  Däsesperö,  il  ecrivit  alors  ä  son  patron  une 
lettre  lni  annoncant  qu'il  allait  se  suicider,  mais,  apres  re- 
flexion,  il  revint  ä  Geneve  oü  il  füt  arrete.» 

tOn  lit  dans  la  chronique  judiciaire  des  journaux  gene- 
vois :  Un  jeune  Francais,  le  nomme  Louis  C,  engag6  par  la 
Societö  anonyme  de  la  Correspondance  P.-L.-M.  (voitures 
Forestier),  avait  des  le  jour  de  son  entree,  puis6  dans  la 
caisse  qui  lui  6tait  confiee  et  a  ainsi  vole  en  trois  semaines 
une  somnie  de  1918  francs.  A  l'audience,  il  a  avouä  les  faits 
qui  lui  ötaient  reproches  et  dit  qu'il  avait  depense*  au  Kur- 
saal l'argent  vole\» 

Solche  Dinge  machen  aber  den  Spielpächtern  und  Kur- 
hausgesellschaften gar  keine  Sorgen,  darüber  täuschen  wir 
uns  nicht,  sondern  die  Besserung  wird  erst  kommen,  wenn 
aus  den  Kurorten  selber,  wo  gespielt  wird,  seitens  der  ge- 
sammten  Bevölkerung  eine  Eeaction  erfolgt,  oder  wenn  die 
anständigen  Fremden  solche  Kurorte,  oder  wenigstens  ihre 
«Kurhäuser»  nicht  mehr  besuchen.  Dann  wird  sich  plötzlich 
der  Wind  drehen  und  Viele,  die  jetzt  die  Sache  mit  gleich- 
gültigen Augen  ansehen,  werden  sie  unmoralisch  finden,  sobald 
sie  der  Fremdenindustrie  zu  schaden  beginnt.  Einen  solchen 
Anfang  fanden  wir  bereits  in  einem  französisch-schweizerischen 
Blatt  mit  folgenden  Worten : 

«On  allegue,  il  est  vrai,  la  näcessitä  d'attirer  les  ätrangers 
par  des  distractions    de    toute  sorte,    et    faire  profiter  ainsi 
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toute  Ja  population  de  ce  sarcroit  de  benäfice.  C'est  toutefois 
une  profonde  erreur  de  croire  que  les  petits  chevaux  apportent 
tin  surcroit  de  benäfice  ä  la  population  du  pays;  car  s'il  est 
vrai  qu'ils  attirent  une  certaine  clientöle  6trangöre,  la  moins 
recommandable,  par  contre,  ils  en  chassent  une  autre,  la 
clientele  tranquille,  honnete,  et  qui  voyait  en  Genöve  un 
refuge  tranquille,  ä  l'abri  des  tentations.» 

Inzwischen  sollen  sich  die  Motionssteiler  mit  den  folgenden 
Worten  Washington^  in  seiner  berühmten  Abschiedsadresse 
an  das  Volk  der  Vereinigten  Staaten  trösten,  bis  es  möglich  sein 
wird,  dem  Art.  35  der  Verfassung  entweder  eine  schärfere 
Interpretation  durch  den  Bundesrath,  oder  eine  bestimmtere 
Fassung  durch  das  Volk,  zu  verschaffen: 

«Religion  und  Moral  sind  die  unentbehrlichsten  Stützen, 
auf  denen  jede  sittliche  Entwicklung  und  geistige  Richtung 
beruht,  welche  die  politische  Wohlfahrt  eines  Landes  befördern. 
Wer  diese  mächtigen  Pfeiler  menschlicher  Glückseligkeit,  diese 
unerschütterlichen  Haltepunkte,  auf  denen  alle  Pflichten  der 
Menschen  und  des  Bürgers  beruhen,  erschüttert,  wird  den 
Tribut  der  Vaterlandsliebe  umsonst  einfordern. 
Nicht  nur  der  fromme  Gläubige,  sondern  auch  der  kluge 
Politiker  soll  diese  Führer  der  Menschheit  verehren  und 
hoch  halten.» 

Das  Ideal  eines  ganz  auf  die  «Fremdenindustrie»  ge- 
gründeten Staatswesens  bildet  das  Fürstenthum  Monaco,  dann 
aber  folgt  nun  wohl  doch  die  schweizerische  Eidgenossenschaft. 
Ueber  das  erstgenannte  Land  berichtet  ein  neuerer  Zeitungs- 
artikel: 

«Die  Einnahmen  der  Kasinogesellschaft  von  Monaco  und 
Monte  Carlo  betrugen  für  1898/99  im  Ganzen  Fr.  25,100,000 
(24 V«  Millionen  aus  dem  Spiel).  Der  Nominalwerth  der  Aktien 
beträgt  Fr.  500,  gegenwärtig  notirt  die  Aktie  Fr.  4275.  Der 
Ertrag  der  Aktie  war  1898  Fr.  275.  An  den  Generalver- 
sammlungen dürfen  nur  Personen  theilnehmen,  die  mehr  als 
200  Aktien  besitzen.    Hauptaktionär  ist  C.  Blanc,   der  Sohn 
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des  Begründers  der  Gesellschaft,  hierauf  kommt  als  zweiter 
der  Fürst  von  Monaco  mit  1600  Aktien.  Die  Konzession 
der  Gesellschaft  sollte  ursprünglich  1913  ablaufen,  wurde  aber 
dann  vor  zwei  Jahren  um  50  Jahre  verlängert.  Dem  Fürsten 
von  Monaco  musste  1898  eine  einmalige  Zahlung  von  10  Mil- 
lionen gemacht  werden,  künftig  sind  ihm  weitere  Millionen- 
beiträge gesichert.  Ausserdem  hat  die  Gesellschaft  die  Staats- 
ausgaben und  diejenigen  des  Hofes  zu  bestreiten.  Steuern 
werden  in  Monaco  keine  erhoben.  Es  wird  jetzt  behauptet, 
dass  die  Zahl  der  grossen  Spieler  zurückgegangen,  dagegen 
die  Zahl  der  Leute  gestiegen  sei,  die  im  Vergleich  zu  ihrem 
Vermögen  mit  massigen  Summen  ihr  Glück  versuchen.  Ea 
gebe  viele  Spieler,  namentlich  Engländer,  welche  die  Bank 
als  «regelmässige  Kunden»  besuchen.» 

Das  Spiel  fängt  also  an,  sich  in  die  «bürgerlichen»  Kreise 
zu  verbreiten  und  zu  den  nothwendigen  Lebensbedürfnissen 
derselben  zu  gehören.  Darauf  gestützt  schlägt  ein  moderner 
Schriftsteller  eine  staatliche  Organisation  desselben  vor,  worüber 
wir  in  der  Allg.  Zeitung  vom  November  d.  J.  Folgendes  lesen ; 

«Die  öffentlichen  Glücksspiele.  Von  Dr.  Rudolf  Sieg- 
hart. Wien  1899.  —  Den  Freunden  volks-  und  staatswirth- 
schaftlicher  Studien  sei  das  vortreffliche  Buch  auf  das  Wärmste 
empfohlen.  (!)  Nachdem  uns  in  der  Einleitung  in  knappen  Um- 
rissen ein  Bild  der  Entwicklung  der  öffentlichen  Glücksspiele 
in  den  wichtigsten  europäischen  Staaten  gegeben  wurde,  folgt 
auf  Grund  archivalischer,  zum  erstenmal  benutzter  Quellen 
eine  ebenso  gründliche  wie  anschauliche  Darstellung  der  Ge- 
schichte dieses  sonderbarsten  aller  staatlichen  Einkommens- 
zweige in  Oesterreich  von  der  ersten  Errichtung  von  Klassen- 
lotterien zu  Gunsten  der  Orientalischen  Kompagnie  unter 
Kaiser  Karl  VI.  im  Jahre  1721  bis  in  die  unmittelbare  Gegen- 
wart. Was  dieser  Darstellung  einen  besonderen  Werth  ver- 
leiht, ist  die  organische  Verbindung  der  speziellen  Erschein- 
ungen mit  dem  allgemeinen  wirthschaftlichen  Hintergrund,  aus 
dem  sie  hervortreten.  In  dieser  Beziehung  sind  insbesondere 
die  Ausführungen  über  das  Aufblühen  des  Merkantilismus  in 
Oesterreich,  das  Inslebentreten  der  Orientalischen  Kompagnie, 
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der  Staatsbankerott  von  1811  als  Vorgeschichte  der  Aus- 
spielungen von  Immobil] argütern  rühmend  hervorzuheben, 
welche  dem  Buche  eine  weit  über  den  Rahmen  des  eigent- 
lichen Themas  hinausreichende  Bedeutung  sichern. 

Die  Klassenlotterien  werden,  obgleich  Oesterreich  diese 
Form  der  Glücksspiele  gegenwärtig  nicht  kennt,  eingehend 
behandelt  und  das  Für  und  Wider  derselben  erörtert.  Der 
Verfasser  gelangt  hiebei  zu  dem  Schluss,  dass  zwischen  den 
gemeinschädlichen  Wirkungen  der  Klassenlotterien  und  denen 
des  Zahlenlottos  ein  Unterschied  der  Art  nicht  bestehe,  höch- 
stens des  Grades,  und  dass  die  vielfach  befürwortete  Er- 
setzung des  Zahlenlottos  durch  die  Klassenlotterie  sich  nicht 
empfehle.  Es  verdient  besonders  hervorgehoben  zu  werden, 
dass  die  Gewinnsthoffnung  bei  der  preussischen  Klassenlotterie, 
zumal  für  die  vor  der  vierten  Klasse  austretenden  Spieler 
weit  geringer  ist  als  beim  österreichischen  Zahlenlotto,  ja 
sogar  geringer,  als  bei  dem  von  allen  modernen  Glücksspielen 
die  schlechtesten  Chancen  bietenden  Promessenspiele.  Eine 
sorgfältige  statistische  Bearbeitung  des  österreichischen  Zahlen- 
lottos seit  1787  bis  zur  Gegenwart,  sowie  zahlreiche  sta- 
tistische Zusammenstellungen  in  den  anderen  Abschnitten,  die 
in  den  Beilagen  noch  eine  grosse  Bereicherung  erfahren, 
sichern  dem  Buche  auch  die  Vorzüge  dieser  wissenschaftlichen 
Methode.  Das  Schlusskapitel  widmet  der  Verfasser  der  Theorie 
der  Glücksspiele,  welche  in  dem  positiven  Vorschlag  gipfelt, 
durch  Schaffung  einer  Zinsenlotterie  an  Stelle  der  sonstigen 
verderblichen  Glücksspiele  dem  tief  in  der  menschlichen  Natur 
begründeten  Spieltriebe  Genüge  zu  thun.  Dieser  auch  schon 
von  anderer  Seite  wiederholt  gemachte  Vorschlag  ist  gewiss 
der  ernstesten  Erwägung  werth,  aber  es  erscheint  a  priori 
wohl  sehr  zweifelhaft,  ob  die  minimale  Gewinnsthoffnung,  wie 
sie  eine  Zinsenlotterie  bieten  könnte,  dem  Bedürfniss  der 
grossen  Massen  der  Spielenden  eine  hinreichende  Befriedigung 
zu  gewähren  im  Stande  wäre.» 

Der  Verfasser  spricht  nur  aus,  was  Viele  denken.  Weil 
etwas  in  der  menschlichen  —  richtiger  gesprochen  der 
thierischen  —  Natur  begründet  ist,  deshalb  soll  es  unbedingt 
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berechtigt  sein  und  der  Staat  ist  dazu  vorhanden,  um  es  zu 

organisiren.    Das  ist  die  Beseitigung  alles  dessen,  was  man 

Moral,  oder  Religion  nennt. 

Eine  Motion  (Muri),  welche  im  Nationalrath  auf  Erlass 

eines   Bundesgesetzes    gegen    den    dermaligen   Vertrieb    von 

Lotterie-  und  Prämienlosen  gestellt  wurde,  wird,  obwohl 

sie   am   25.  Juni    «erheblich»    erklärt  wurde,    dennoch  keine 

erhebliche  Folge   haben.     Neuere   Verfügungen    des 

Bundesraths  in  dieser  Frage  sind  folgende  vorhanden: 

«Nach  den  Bestimmungen  des  Art.  12  des  Postregal- 
gesetzes ist  die  Post  nicht  verpflichtet,  offene  Sendungen  von 
Lotterieanzeigen  aller  Art  zu  befördern,  sofern  letztere  nicht 
Verloosungen  betreffen,  welche  von  einer  kompetenten  schwei- 
zerischen Behörde  bewilligt  sind.  In  Vollziehung  dieser  Gre- 
setzesvorschrift  verlangt  die  Postverwaltung  von  den  Auf- 
gebern von  offenen  Sendungen  mit  Lotterieanzeigen  den  Nach- 
weis, dass  die  betreffenden  Verloosungen  bewilligt  seien,  und 
vertrat  bisher  den  Standpunkt,  dass  jede  Kantonsbehörde  nur 
für  ihr  eigenes  Kantonsgebiet  Bewilligungen  für  Verloosungen 
ertheilen  könne.  Diese  Auffassung  hat  im  letzten  Jahr  zu 
einem  Anstand  geführt,  welcher  der  Begutachtung  des  eidg. 
Justiz-  und  Polizeidepartements  unterbreitet  wurde.  Diese 
Behörde  kam  zu  dem  Schlüsse,  dass  es  für  die  ganze  Schweiz 
genüge,  wenn  die  Verloosung  durch  eine  zuständige,  schwei- 
zerische Behörde  bewilligt  sei.  Auf  dieses  Gutachten  hin  hat 
die  Postverwaltung   ihre  bisherige  Auffassung  preisgegeben.» 

Mit  Schreiben  vom  16.  Januar  1897  ersuchte  die  Ge- 
nossenschaft «Credit  ä  FEpargne»  in  Lyon  den  waadtländi sehen 
Staatsrath  um  die  Ermächtigung  zum  Gewerbebetriebe  im 
Kanton  Waadt.  Unterm  27.  Januar  brachte  der  Vorsteher 
des  kantonalen  Justizdepartements  der  Gesellschaft  zur 
Kenntniss,  dass  der  Staatsrath,  gestützt  auf  das  waadtländische 
Gesetz  betreffend  das  Verbot  der  Lotterien,  die  nachgesuchte 
Erlaubniss  verweigere.  Gegen  diesen  Entscheid  reichte  der 
«Credit  ä  l'Epargne»,  vertreten  durch  den  Advokaten  Boleslas 
in  Genf,  Rekurs  beim  Bundesrath    ein.     In    seiner  Vernehm- 
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lassung'  spricht  sich  der  Staatsrath  des  Kantons  Waadt  dahin 
aus,  nach  seiner  Ansicht  gehörten  die  von  der  Eekurrentin 
betriebenen  Geschäfte  zu  den  von  Art.  2  des  obcitirten  waadt- 
ländischen  Gesetzes  betroffenen.  Die  Prospekte  besagen  aller- 
dings, dass  der  Subskribent  in  jedem  Falle  sein  einbezahltes 
Geld  wieder  bekomme.  Thatsächlich  bestehe  für  ihn  auch  eine 
Chance,  nach  kurzer  Frist  eine  Summe  zurückzuerhalten,  welche 
den  einbezahlten  Betrag  bedeutend  übersteige  ;  die  Wahrschein- 
lichkeit sei  aber  viel  grösser,  dass  er  erst  nach  einer  sehr 
langen  Zeitspanne,  die  sogar  bis  zu  einem  vollen  Jahrhundert 
weniger  ein  Jahr  steigen  könne,  wieder  in  den  Besitz  des 
Geldes  gelange.  In  diesem  Falle  erhalten  aber  die  Zeichner 
nicht  ihr  Eingezahltes  sammt  Zins  und  Zinseszinsen  zurück. 
In  seinem  Rekursentscheide  stellt  nun  der  Bundesrath  folgendes 
fest:  «Solange  der  Bund  die  in  Art.  35  der  Bundesverfassung 
vorgesehenen  Massnahmen  betreffend  Lotterien  nicht  getroffen 
hat,  ist  es  Sache  der  Kantone,  für  ihr  Gebiet  alles,  was  auf 
die  Lotterien  Bezug  hat,  zu  ordnen;  es  liegt  in  ihrer  Befugniss, 
Lotterieunternehmen  zu  dulden  oder  aber  zu  verbieten.  Letztere 
stehen  demnach  nicht  im  Genüsse  der  verfassungsmässig  ge- 
währleisteten Handels-  und  Gewerbefreiheit.  Dagegen  steht 
es  dem  Bunde  zu,  zu  bestimmen,  welche  Unternehmungen  als 
Lotterien  betrachtet  werden  können.  Aus  der  angehobenen 
Untersuchung  geht  hervor,  dass  bei  den  Operationen  des 
«Credit  ä  l'Epargne»  das  vom  Zufall  abhängige  Element  keine 
grössere  Eolle  spielt,  als  bei  dem  Prämienlooshandel.  Der 
Staatsrath  von  Waadt  war  also  nicht  befugt,  der  Gesellschaft 
gegenüber  das  Lotterieverbot  zur  Anwendung  zu  bringen; 
wohl  aber  konnte  er,  gestützt  auf  Art.  31,  litt,  e,  der  Bundes- 
verfassung, der  Rekurrentin  die  Ermächtigung  zum  Gewerbe- 
betrieb verweigern,  wenn  er  Gründe  zu  der  Annahme  hatte, 
dass  die  Art  der  von  ihr  betriebenen  Geschäfte  für  das 
Publikum  eine  ernste  wirtschaftliche  Gefahr  bilde. 

Die  Durchsicht  der  von  der  Rekurrentin  vorgelegten 
Aktenstücke  muss  nun  aber  zum  Schlüsse  führen,  dass  letzteres 
thatsächlich  der  Fall  sei.  Es  erhellt  nämlich  daraus,  dass 
der  «Credit  ä  l'Epargne»  für  das  Publikum  eine  sehr  unvor- 
theilhafte  Kapitalanlage    bietet  und   dass   er  infolge  der  be- 
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sondern  Art  der  von  ihm  ausgegebenen  Titel,  sowie  nach  den 
Mitteln,  die  zur  Heranziehung  des  Publikums  angewendet 
werden,  vom  wirthschaftlichen  Standpunkt  aus  eine  eigentliche 
Gefahr  für  diejenigen  Bevölkerungsklassen  bildet,  welche  nicht 
in  der  Lage  Bind,  sich  von  dem  wirklichen  Werth  derartiger 
Wertpapiere  ein  richtiges  Bild  zu  machen.  Gestützt  hierauf 
hat  der  Bundesrath  beschlossen,  den  Eekurs  als  unbegründet 
abzuweisen.» 

Im  Uebrigen  soll  wieder  eine  Kirche,  nämlich  die  Lausanner- 
Kathedrale,  durch  eine  Lotterie,  oder  ein  ähnliches  Mittel  des 
Spiels  restaurirt  werden.  Auch  die  Freiburger-Universitäts- 
lotterie fährt  ruhig  mit  ihren  Prospekten  fort. 

Durch  alle  diese  Toleranz  sind  die  Lotterie -Agenten  so 
frech  geworden,  dass  sie  den  Adressaten  ihrer  Offerten,  die 
nicht  darauf  antworten,  Reklamationen  zusenden.  Eine  solche 
Korrespondenz  lautete,  wie  folgt: 

I.  «Ober  Monsieur, 

Par  l'amabilite  d'un  parent,  qui  est  en  meme  temps  nn 
de  vos  amis,  nous  avons  rec,u  votre  honoräe  adresse,  c'est 
pour  cela  que  nous  nous  permettons  d'attirer  votre  attention 
sur  la  Grande  Loterie  de  capitaux  du  Grand  Duche  de  Mecklen- 
burg. 

La  nouvelle  Loterie  est  garantie  par  l'Etat  et  rendue 
meilleure;  eile  contient  65,000  billets  et 

32,500  Lots 
c'est- ä-dire  un  billet  gagne  sur  deux! 

En  outre  de  ces  32,500  lots,  l'Etat  donne  aussi 
Une  prime  extraordinaire  de  300,000  Marcs 
ä  celui  qui  gagnera  le  dernier  lotl 

Le  prix  est  aussi  bon  marche  qu'avant,  il  est  ofnciellement 
fixe  ä  fr.  7.50  seulement  pour  le  billet  ci-inclus. 

La  fortune  et  le  hasard  jouent  un  grand  röle  dans  notre 
vie  humaine,  en  consequence  nous  esperons  que  vous  aussi 
vous  accepterez  notre  offre  avec  grand  plaisir, 

Particulierement,  veuillez  remarquer  qu'un  billet  sur  deux 
sort  gagnant:  de  lä,  un  risque  est  tout  ä  fait  exclu! 


Lotterien.  485 

Nous  esperons  que  nous  pourrons  voub  payer  sur  le 
numero  ci-inclus  le  plus  gros  lot  de 

500,000  Marcs  ou  ä  peu  pres  625,000  Francs 

(plus  d'un  demi-million) 

et  renons  vous  prier  de  vouloir  bien  nous  expedier  la  petite 

mise  de  fr.  7.50  le  plus  tot  possible,   ou   de  nous   retourner 

le  billet  par  retour  du  courrier. 

Nota.  —  V*  billet  original  fr.  7.  50  Centimes.» 

Memorandum. 
IL        «Monsieur! 

Nous  sommes  6tonnes  de  ne  pas  avoir  rec,u  de  reponse  ä 
l'offre  que  nous  vous  avons  faite  il  y  a  quelques  jours. 

Les  demandes  nous  etant  trös  nombreuses,  nous  venons 
vous  prier  de  bien  vouloir  nous  repondre  par  retour  du 
courrier,  ou  dans  l'autre  cas  de  nous  faisons  (sie)  parvenir 
notre  envoi  afin  que  nous  puissions  en  disposer  autrement. 
Par  les  totales  anieliorations  notre  offre  vous  avantage  beau- 
coup  et  c'est  pour  cela  que  nous  esperons  vous  faire  aeeepter 
notre  envoi  dont  vous  voudrez  bien  nous  expedier  bientöt  la 
contre-valeur.  Nous  vous  prions  donc  de  bien  vouloir  nous 
repondre  le  plus  tot  possible  et  profiter  de  cette  occasion  pour 
utiliser  l'enveloppe  affranchie  qui  etait  incluse  ä  notre  lettre. 

En  attendant  votre  reponse  au  plus  tot,  recevez,  Monsieur, 
nos  sinceres  salutations.» 

Begleitet  ist  der  zweite  Brief  von  einer  förmlichen  philo- 
sophischen Betrachtung  über  den  moralischen  Werth  der 
Lotterien,  der  wir  folgende  interessante  Stelle  entheben: 

«De  longues  annees  de  remarques  qui  nous  viennent  des 
plus  vieux  et  des  plus  eprouväs  collecteurs,  ne  confirment 
aueunement  la  supposition  que  la  partieipation  ä  la  loterie 
fasse  eprouver  un  dommage  au  sens  de  l'epargne  et  n'amoin- 
drisse  les  fonds  d'epargne.  L'argent  pour  la  loterie  est  apporte 
bien  plus  ä  cause  de  Fagr6able  esperance  qui  y  est  attach6e, 
que  comme  depense  occasionnee  par  un  plaisir.  Cette  depense, 
ainsi  que  souvent  il  a  ete  etabli  dans  les  discussions  et  dans 
un  grand  nombre  d'entretiens  avec  les  partieipants  aux  loteries 
peu  fortunäs,    endette,  ä  part  quelques  exceptions,  le  compte 
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des  frais  d'augmentation  des  jouissances  de  la  vie.  Si  l'ouvrier, 
comme  on  l'a  observe  Ie  plus  souvent,  a  renouvele'  son  billet 
le  samedi  qui  precede  le  tirage,  il  döpense  au  cabaret  ou  pour 
ses  plaisirs  d'autrefois  proportionnellement  peu  dans  cette 
soiree,  pour  lui  la  plus  agreable  de  la  semaine  ou  le  dimanche 
suivant.  Ce  ne  sont  pas  du  reste  les  6tourdis  qui  jouent  ä, 
la  loterie,  eux  qui  ne  pensent  pas  ä  l'avenir  et  vivent  au  jour 
le  jour,  recherchant  toujours  les  jouissances  possibles  et  pro- 
ches.  De  ineme  pour  ceux  ä  qui  il  a  6te*  accorde  quelque  peu 
de  fortune,  la  participation  ä  la  loterie  sc  presente  comme 
un  moyen  de  capitaliser,  auquel  on  ne  peut  arriver  que  par 
simplicite"  de  vie.  Les  exemples  de  participation  ä  une  Loterie- 
Serie  dans  une  mesure  trop  grande,  sont  par  bonheur  tres 
rares,  et  toujours  existe  cette  question:  la  passion  sans  la 
loterie  n'aurait-elle  pas  trouve  d'une  autre  fagon  de  plus 
coüteuses  satisfactions  de  jeu?  En  tous  cas  rien  n'indique, 
que,  pour  de  telles  exceptions,  il  faille  en  principe  defendre 
la  loterie;  au  contraire,  on  pourrait  regarder  comme  un  de- 
voir  de  l'Etat  de  mettre  sur  le  chemin  d'une  Organisation 
comme  Test  une  Loterie-Serie,  le  desir  croissant  dans  tonte 
nature  huraaine  de  tendre  la  main  au  bonheur.» 

Also  bei  dieser  «Umwerthung  aller  Werthe»,  ganz  im 
Nietzsche'schen  Sinne,  sind  wir  bereits  angelangt,  dass  es  eine 
Pflicht  des  Staates  sein  soll,  Lotterien  einzufuhren.  Auch  auf 
diesem  Wege  ist  es  eben  nur  «le  premier  pas,  qui  coüte». 
Sobald  man  ein  Laster  tolerirt,  kommt  man  bald  dazu,  es 
vor  sich  und  Andern  zu  rechtfertigen. 

Ein  anderer  Lotterie-Collekteur  aus  Deutschland,  der 
auch  bei  uns  sein  Unwesen  treibt,  schreibt  seinen  Adressaten, 
die  nicht  antworten,  folgenden  Brief: 

«Monsieur! 

Malgre  nos  differentes  lettres,  nous  n'avons  pas  recu 
jusqu'ici  votre  reponse. 

Pour  cela  nous  esperons  que  vous  avez  accepte  notre  offre 

et  venons  vous  prier  de   nous  faire  parvenir  le  monlant  de 

7  fr.  50 
par  retour  du  courrier!! 

Agreez,  Monsieur,  nos  sinceres  salutations.» 
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In  Bälde  werden  sie  nun  die  Adressaten,  die  nicht  ant- 
worten, betreiben. 

Das  Ideal  der  Spielländer  ist  China,  von  wo  wir  nun 
wohl  auch  das  noch  als  Rückfracht  für  die  Civilisation  heim- 
bringen, die  wir  mit  Kanonen  und  Bajonetten  dorthin  tragen. 
Ein  bezüglicher  Artikel  berichtet: 

«Die  Lust  am  Wetten  und  Spielen  sitzt  von  Jugend 
auf  in  jedem  Chinesen.  Schon  halbwüchsige  Burschen  spielen 
um  Geld,  sobald  sie  ein  paar  Kupferstücke  besitzen.  Die 
Spieler  haben  auch  ihre  eigene  Gottheit ,  nämlich  einen 
grimmig  aussehenden  Tiger,  der  ein  grosses  Kupferstück  in 
den  Tatzen  hält;  sie  nennen  ihn  «Seine  Excellenz  den  geld- 
greifenden Tiger».  Besonders  zu  Neujahr  wird  dieser  Gott- 
heit viel  Verehrung  erwiesen,  denn  an  diesem  Feste  kann 
sich  nicht  leicht  Jemand  der  Theilnahme  an  der  dann  all- 
gemein herrschenden  Spielleidenschaft  entziehen,  auch  nicht, 
wer  sich  sonst  davon  freizuhalten  weiss.»  Das  ist  auch  nicht 
auf  Einmal,  sondern  nur  durch  lange  Toleranz  so  geworden. 

Den  «Sport»  sollte  man  vielleicht  nach  Meinung  man- 
cher seiner  Verehrer  nicht  direkt  neben  das  Spiel  setzen, 
doch  ist  der  Gedankenhintergrund  der  gleiche,  es  wird  etwas 
zu  einem  Lebenszwecke  gemacht,  was  höchstens  ein  oft 
nicht  einmal  sehr  schönes,  oder  sehr  harmloses  und  für  Andere 
unschädliches  Vergnügen  ist.  Der  unangenehmste  Sport,  der 
auch  bei  uns  dringend  einer  Repression,  oder  wenigstens  Ein- 
schränkung bedürfte,  ist  das  A  u  t  o  m  o  b  i  1  fa  h  r  e  n  in  den  Städten, 
das  zu  einer  eigentlichen  Lebensgefahr  für  die  Fussgänger 
geworden  ist,  wie  es  übrigens  das  «Radien»  auch  ist.  Doch 
wird  sich,  wie  wir  glauben,  dieses  Letztere  durch  seine  unzwei- 
felhaft gesundheitsschädlichen  Folgen  in  Kürze  von  selbst  ver- 
bieten, oder  wenigstens  stark  beschränken,  während  der 
Automobilfahrerei  noch  eine  unbegränzte  Zukunft  bevorsteht. 
In  Genf  ist  in  Folge  fortwährender  Gefährdung  des  Publi- 


488  Jahresbericht  1900. 

kums  durch  diese  Sportleute  ein  Keglement  folgenden  Inhalts 

erlassen  worden,  das  überall  Nachahmung  verdiente: 

«Circulation  des  bicycles  et  tricycles  est  interdite  sur  les 
trottoirs  des  voies  publiques,  c'est-ä-dire  que  ces  vehicules 
sont  interdits  sur  les  trottoirs,  meme  conduits  ä  la  main* 

Sont  interdits  tout  exercice  de  force  ou  d'adresse  sur  la 
voie  publique  ainsi  que  toute  allure  trop  rapide,  sauf  les  cas 
prevus  ä  l'art.  74.  II  est  interdit  de  lächer  le  timon  et  les 
pädales  dans  les  rues  des  villes  et  villages. 

Toute  bicyclette  ou  tricyclette  doit  etre  munie  d'un 
Signal  d'appel  consistant  en  un  grelot.  Tous  les  velocipedes 
devront  etre  munis  d'une  plaque  portant  un  numero  d'ordre. 
Ces  plaques  seront  delivrees  par  le  departernent  de  justice  et 
police  contre  une  somme  de  deux  francs.  Ces  plaques  sont 
personnelles  et  non  transmissibles. 

Toute  personne  inontee  sur  un  bicycle  ou  tricycle  est 
tenue  d'etre  porteur  d'une  carte  de  legitimation  renfermant 
les  nom,  prenoms,  profession  et  domicile  du  porteur,  sa  Photo- 
graphie et  le  numero  de  sa  machine. 

Les  cartes  de  legitimation  delivrees  par  des  societes 
seront  reconnues  comme  valables  pour  autant  qu'elles  con- 
tiendront  les  enonciations  prevues  pour  la  carte  officielle. 

Tout  loueur  de  velocipedes  est  tenu  d'apposer  sur  le  tube 
de  direction  des  velocipedes  lou6s,  une  plaque  portant  son 
nom,  son  adresse  et  le  numero  de  contröle  delivre  par  le 
departernent  de  justice  et  police.  II  prendra  note  sur  un 
registre  du  nom  des  personnes  qui  les  louent,  avec  les  nume- 
ros  correspondants.  Ce  registre  devra  etre  constamment  tenu 
ä  jour  et  ä  la  disposition  des  agents  de  l'autorite.  Les 
personnes  montant  des  machines  appartenant  ä  un  loueur  sont 
exonerees  de  l'obligation  d'etre  porteur  de  la  carte  de  legi- 
timation prevue  ä  Farticle  precedent. 

Les  voitures  automobiles  et  tous  autres  vehicules  ä  mo- 
teur  mecanique  sont  soumis  aux  dispositions  g6nerales  sur  la 
circulation  des  voitures  pour  autant  qu'il  n'est  pas  deroge  ä 
ces  dispositions  par  les  articles  suivants. 

Nul  ne  pourra  conduire  Tun   des   vehicules  vises  par  le 
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present  reglement  sans  une  autorisation  du  departement  de 
justice  et  police. 

Cette  autorisation  ne  sera  accord6e  qu'apres  constatation 
faite  des  aptitudes  du  requ6rant  &  conduire  son  vähicule  sans 
■danger  pour  la  söcurite"  publique.  II  lui  sera  alors  dälivre 
un  livret  contenant:  a)  Son  nom,  son  adresse  et  son  etat 
civil,  b)  Sa  Photographie,  c)  La  description  du  v6hicule  et 
aon  num6ro.  Ce  livret  devra  £tre  präsente  ä  toute  räquisition 
des  agents  de  l'autoritä. 

Le  departement  de  justice  et  police  n'a  pris  encore  au- 
eune  decision  quaut  au  mode  de  l'examen  du  Chauffeur.  II 
est  probable  que  les  nßophytes  devront  evoluer  devant  des 
personnes  competentes,  sur  le  terrain  des  Casemates,  vrai- 
semblableraent. 

Le  condueteur  d'automobile  devra  rester  constarament 
maitre  de  sa  vitesse. 

Dans  la  traversäe  des  villes,  villages  ou  hameaux,  la 
vitesse  ne  pourra,  en  aueun  cas,  depasser  huit  kilometres  ä 
rheure,  soit  celle  d'un  cheval  au  trot. 

Les  condueteurs  devront  reduire  cette  vitesse  ä  celle 
d'un  homme  au  pas  sur  les  ponts  et  dans  les  passages,  rues 
ßtroites,  contours  et  partout  oü  l'autorite  de  police  aura  or- 
donne  cette  allure. 

En  aueun  cas  la  vitesse  n'excedera  celle  de  trente  kilo- 
metres ä  l'heure  en  rase  campagne. 

Tout  condueteur  d'automobile  doit  munir  sa  machine 
d'un  signal  d'appel  consistant  en  une  trompe  ä  l'exclusion 
de  tout  autre  signal. 

Toute  voiture  automobile  sera  munie,  de  nuit,  ä  Pavant, 
de  deux  lanternes,  l'une  verte,  l'autre  blanche,  la  premiöre  ä 
gauche,  la  seconde  ä  droite. 

La  laterne  verte  avec  bände  blanche  ou  centre  blanc 
sera  tole"ree. 

Les  courses  de  voitures  automobiles  ne  pourront  avoir 
lieu  sans  une  autorisation  du  departement  de  justice  et  police. 

II  est  interdit,  au  condueteur  d'automobile,  de  laisser  son 
moteur  en  marche,  lorsqu'il  quitte  sa  voiture. 

Toute   voiture  automobile,    ou  autre    vehicule  &  moteur 
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mecanique  devra  etre  muni  d'une  plaque  portant  un  nume*ro 
d'ordre  et  peinte  aux  couleurs  cantonales. 

Ces  piaques  seront  delivröes  par  le  de*parteinent  de  jus- 
tice et  police  moyennant  une  somme  de  cinq  francs. 

Elles  devront  §tre  fixees  ä  l'arrtere  de  la  machine,  de 
fagon  ä  6tre  constamment  visibles. 

Tout  loueur  de  voitures  automobiles  devra  prendre  note 
sur  un  regiBtre  des  noms  et  adresses  des  personnes  qui  les 
louent  avec  les  nume*ros  correspondants.  Ce  registre  devra 
etre  tenu  constamment  ä  jour  et  ä  la  disposition  des  agente 
de  l'autorite\> 

Der  Bergsport,  den  wir  für  den  besten  ansehen 
würden,  sofern  er  mit  einer  gehörigen  Bezahlung  und  nament- 
lich mit  einer  unbedingten  ökonomischen  Haftbarkeit  für  da» 
Leben  der  dabei  verwendeten  Führer  und  Träger  durch  die 
Sportleute  verbunden  wäre,  forderte  auch  in  diesem  Jahre 
wieder  zahlreiche  Opfer.  Wir  wissen  nicht,  ob  die  bestehen- 
den Unfallversicherungsgesellschaften  Bergführer  und  Träger, 
die  gefährliche  Bergsteigungen  mit  Fremden  unternehmen, 
gegen  eine  billige  Prämie  versichern.  Wenn  das  der  Fall 
ist,  so  sollte  jedem  Bergsteiger  die  gesetzliche  Verpflichtung 
auferlegt  sein,  seine  dafür  engagirten  Leute  für  eine  be- 
stimmte, ansehnlich  bemessene  Summe  zu  versichern,  wogegen 
er,  bei  Unterlassung  dieser  Vorsicht,  selbst  für  Unfälle  der- 
selben zu  haften  hätte.  Der  schweizerische  Alpenclub  sollte 
sich  dieser  Sache  annehmen,  denn  es  ist  sehr  bemühend  immer 
wieder  zu  hören,  dieser  oder  jener  abgestürzte,  oft  sogar 
durch  die  Ungeschicklichkeit,  oder  den  Leichtsinn  der  Berg- 
steiger verunglückte  Führer  hinterlasse  eine  Wittwe  und 
eine  Anzahl  Kinder  ohne  Mittel,  es  sei  eine  Geldsammlung 
unter  den  Fremden  des  Unglücksortes  für  ihn  unternommen 
worden,  um  der  grössten  Noth  abzuhelfen.  Da  wäre  denn 
doch  eine  Ausdehnung  der  bestehenden  Haftpflichtgesetzgebung 
auf  diesen  Sport  sehr  am  Platze. 
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Ein  neuer  Sport,  wenigstens  in  Europa,  den  uns  viel- 
leicht auch  noch  der  chinesische  Krieg  eintragen  wird,  scheint 
das  Opiumrauchen  zu  sein,  worüber  eine  Zeitung  aus  Paris, 
woher  ja  die  meisten  «Errungenschaften  der  modernen  Welt- 
anschauung» kommen,  Folgendes  berichtet: 

«Eine  Frau  Assini,  Französin  von  Geburt,  die  vor  zwölf 
Jahren  einen  Chinesen  heirathete,  errichtete  vor  einiger  Zeit 
eine  Anstalt  in  der  Gegend  des  Are  de  Triomphe,  wo  Opium 
geraucht  und  Laudanuin  in  Schnapsgläsern  getrunken  wurde. 
Die  Kundschaft  war  aus  Weltdamen  und  Halbweltlerinnen, 
vornehmen  Müssiggängern,  Neurasthenikern  und  ehemaligen 
Kolonialbeamten  gemischt.  Noch  andere  Dinge  über  den  Opi- 
umrauchersalon kamen  dem  Polizeipräfekten  zu  Ohren,  Dinge 
so  anstössiger  Art,  dass  der  Chef  der  Sicherheitspolizei, 
Cochefert,  mit  einem  Sekretär  und  zwei  Agenten  bei  Frau 
Assim  am  Samstag  Nachmittag  vorsprach.  In  dem  Saale  zu 
ebener  Erde,  wo  er  unvermuthet  eintrat,  herrschte  eine  Tem- 
paratur  von  30  Grad:  auf  Divanen  und  Rohrmatten  lagen 
acht  Personen,  Herren  und  Damen  der  «besten  Gesellschaft», 
herum  und  Hessen  träumerisch  den  Rauch,  den  sie  aus  langen 
Schilfrohren  zogen,  zur  Decke  emporkräuseln.  Er  weckte 
die  Raucher  aus  ihrem  Dusel  auf,  um  sie  ins  Verhör  zu 
nehmen,  belegte  eine  Menge  Dinge,  die  er  unter  der  Hand  fand, 
chinesische  Bilder  und  Masken,  Spirituslampen,  Schilfröhrchen, 
Pfeifen,  Opiumkuchen,  Laudanumfläschchen  u.  dgl.  m.  mit 
Beschlag,  und  Hess  überdies  den  Hausrath,  Divane,  Sophas, 
Rohrmatten,  Schemel,  Tische  u.  s.  w.  in  zwei  Möbelwagen 
packen  und  nach  dem  Justizpalaste  schaffen. » 

Warum    man    übrigens    einen    solchen  Salon   ausräumen 

darf,  eine  Spielhölle  aber  gewähren  lassen  muss,  das  ist  uns 

nicht  ganz  klar.     Da    sind   eben,    wie   es    scheint,   auch    die 

«limites  de  la  vertu»  etwas  unklar  geworden. 

Kunst.  Feste.  Ueber  die  Kunst  im  weitesten  Sinne 
besteht  dermalen  eine  so  grundsätzliche  Differenz  der  An- 
schauungen in  der  Welt,  wie  kaum  in  einem  andern  Gebiete 
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des  menschlichen  Denkens,  die  in  Deutschland  bei  der  Diskus- 
sion über  die  sogenannte  «lex  Heinze»  und  in  den  jeweiligen, 
etwas  überlebten  Proklamationen  der  Goethe-Gesellschaften 
an  die  gebildete  Menschheit  zu  Tage  tritt.  Hierüber  sagte 
ein  schweizerisches  Blatt,  dessen  Urtheile  wir  sonst  in  Kunst- 
angelegenheiten  sehr  respektiren: 

«So  lange  die  Welt  steht,  so  lange  wird,  wer  sich  zu 
realistischen  Stoffen  und  realistischer  Darstellungsweise  be- 
kennt, wer  den  Humor,  wer  die  Satire  pflegt,  den  Cynismus 
schwerlich  entbehren  können.  Der  Cynismus  kann  auf  diesem 
Gebiet  nur  mit  Schaden  an  Leib  und  Seele  vermieden  werden, 
wie  denn  ein  zimperlich  prüdes  Hosen-Zeitalter  das  Ge- 
deihen von  Meisterwerken  dieses  Stils  geradezu  vereitelt.  Be- 
kanntlich hat  der  moderne  Eealismus  die  Wahrheit  in 
mannigfacherem  Sinn  sich  zum  Gesetz  gemacht,  als  das  je- 
mals früher  der  Fall  war,  indem  er  die  Wahrheit  nicht  bloss 
als  Mittel,  sondern  als  oberstes  Ziel  hinstellt.  Ob  das  richtig 
oder  ob  es  falsch  sei,  kommt  hier  nicht  in  Betracht;  das  ist 
eine  rein  litterarische  Angelegenheit,  welche  mit  der  Moral 
nichts  zu  thun  hat.  Ist  aber  einmal  buchstäbliche  Wahrheit 
als  Kunstziel  angenommen,  dann  steht  es  dem  einzelnen  Ver- 
fasser, der  sich  zu  diesem  Glauben  bekennt,  nicht  frei,  wich- 
tige Hauptabschnitte  der  Wahrheit  um  äusserer  Rücksichten 
willen  zu  überspringen;  der  Kritik  wiederum  steht  es  nicht 
zu,  ihn  deswegen  zu  tadeln,  weil  er  thut,  was  ihn  seine  lit- 
terarische Ueberzeugung  thun  heisst.» 

Wir  sind  hierin  anderer  Meinung. 

Auch  die  Kunst  und  Wissenschaft  darf  sich  nicht  in 
einen  prinzipiellen  Gegensatz  zu  der  Sittlichkeit  stellen. 
Sonst  würde  sie  selbst  am  allerehesten  in  Bälde  degeneriren. 
Das  beweist  die  Geschichte,  selbst  die  der  grössten  Kunst- 
epochen, in  Griechenland  und  in  dem  Italien  der  Renaissance. 
Was  Hessen  diese  Perioden  für  einen  allgemeinen  Zustand 
des  Volkes  zurück?  Das  weiss  Jeder,  der  die  Geschichte 
kennt.    Das  ferner  lassen  wir  wenigstens  bei  uns  auch  nicht 


Kunst.  493 

gelten,  dass  die  Kunst  nur  für  eine  gewisse  oberste  Klasse 
vorhanden  sei  und  dass  das  Volk  dafür  gar  nicht  in  Betracht 
komme.  Diese  Art  von  Aristokratie  wollen  wir  auch  nicht 
mehr  aufkommen  lassen.  Auch  der  blosse  gedankenlose  Jubel 
über  die  Ablehnung  der  «lex  Heinze»  ist  nicht  begründet. 

In  diesem  deutschen  Gesetze  war  eigentlich  nur  die  Frage 
bestreitbar,  ob  es  den  Gedanken  richtig  fasse  und  ausdrücke. 
Dass  aber  die  Sittlichkeit  in  Deutschland  gegenüber  der 
jetzigen  Auffassung  der  Kunst  eines  grössern  Schutzes  bedarf, 
namentlich  soweit  es  die  drohende  Entsittlichung  der  Jugend 
betrifft,  das  bestätigen  Alle,  welche  namentlich  die  deutsche 
Reichshauptstadt  und  ihre  Zustände  in  den  letzten  Jahren 
selbst  gesehen  haben. 

Der  Kampf  zwischen  Unsittlichkeit  und  Sittlichkeit  wird 
sich  daher  noch  stark  accentuiren,  vielleicht  auch  bei  uns.  Sorge 
braucht  man  sich  im  Ganzen  und  Grossen  darüber  schon 
nicht  zu  machen,  denn  die  Welt  besteht  überhaupt  nur  durch 
Sittlichkeit.  Aber  ein  einzelnes  Volk  kann  durch  Un- 
sittlichkeit untergehen,  oder  zeitweise  wenigstens  schwer  er- 
schüttert werden,  und  bei  den  Deutschen  ist  das  noch  gefähr- 
licher als  bei  andern  Völkern,  da  sie  Alles  etwas  schwerfällig 
und  prinzipiell  nehmen  und  die  Neigung  haben,  aus  Allem 
sofort  eine  allgemeine  Theorie  zu  gestalten. 

Und  eine  Theorie  der  Unsittlichkeit  ist  etwas  noch  viel 
Schlechteres,  als  die  blosse  Praxis,  wie  sie  die  Eomanen  vor- 
zugsweise haben. 

Hierüber  sagte  ein  anderer  Zeitungsartikel  ganz  richtig: 

«Gewiss  kann  der  Staat  mit  Sittengesetzen  Sittlichkeit 
nicht  erzeugen,  wenn  sie  im  Volke  nicht  vorhanden  ist;  aber 
man  unterschätzt  doch  die  Wirkung  des  Geistes  der  Staats- 
gesetze auf  das  Volk,  wenn  man  bestreitet,  dass  scharfe  Be- 
stimmungen gegen  öffentliche  Unsittlichkeit  der  Volkssittlich- 
keit  förderlich   sein   müssen,    und  jedenfalls  geht  der  Staat 
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nicht  zu  weit,  wenn  er  wenigstens  den  öffentlichen  Anstand 
schützt.  Die  Proklamirung  des  Manchesterprinzipes  auf  diesem 
Gebiete,  nachdem  es  auf  allen  andern  Gebieten  überwunden 
worden,  ist  doch  wohl  nicht  konsequent;  laisser  faire  und 
laisser  aller  da,  wo  die  Gefahr  der  Ansteckung  so  besonders 
gross  ist  wie  im  sittlichen  Leben,  kann  das  Prinzip  des 
modernen  Staates  nicht  sein.» 

Die  Kunst  soll  den  Menschen  über  das  gewöhnliche,  realistisch 
Wahre,  hinausheben  in  eine  reine,  höhere  Sphäre  von  Gedanken 
und  Gefühlen.  Das  ist  ihr  Zweck.  Kann  sie  das  nicht,  so 
verfehlt  sie  ihren  Beruf  und  hat  keinen  Anspruch  auf  grössere 
Sympathie,  oder  grösseren  Schutz,  als  jede  andere  Realistik. 
Das  Charakteristische  der  modernen  Kunstrichtung  ist  aber 
eben  leider  gerade  das,  dass  ihr  das  Können  fehlt;  die  Un- 
fähigkeit auf  jedem  Gebiete,  wahre  Kunstwerke  zu  erstellen. 
Daher  muthet  sie  uns  zu,  rohe,  unausgeführte  Skizzen,  wie  die 
Hodler'schen  Fresken,  oder  einen  Theil  der  modernen  Portraits 
als  Gemälde,  dreiste  Aphorismen  in  der  Art  Nietzsche's  als 
Philosophie,  und  illustrirte  Compilationen  als  Geschichtswerke 
anzusehen. 

Wir  wollten  übrigens  grossen  Künstlern  gerne  noch  etwas 
verzeihen ;  dass  aber  kleine,  oder  gar  keine  Künstler  auf  die 
Privilegien  grosser  Anspruch  machen,  bloss  weil  sie  sich  für 
Künstler  halten,  oder  von  ihrer  eigenen  Clique  als  solche 
erklärt  werden,  und  dann  dem  Publikum  zumuthen,  ihre  oft 
fast  kindischen  Zeichnungen,  oder  hässlichen  Copien  des  ge- 
meinsten Lebens  grosser  Städte  als  Kunstwerke  zu  betrachten, 
das  ist  auf  die  Dauer  unerträglich,  wenn  auch  die  sogenannten 
Kunst-Jurys  zur  Zeit  noch  in  dieser  verkehrten  Stimmung  sich 
befinden.  Die  Pariser  Jury  hat  sich  in  derselben  befunden. 
Eine,  noch  eher  dahin  neigende,  Kritik  lautete  wie  folgt: 

«Die  Malerei  der  Schweiz  trägt  einen  ausserordentlich 
fortschrittlichen  Charakter.  Am  meisten  drängen  sich  Hodler, 
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Bieler  und  Louise  Breslau  vor.  Selbst  Burnand,  der  nur 
«in  Bild  ausstellt,  hat  Mühe,  gegen  die  Neuerer  aufzukom- 
men. Man  braucht  nicht  ein  ausgesprochen  konservativer 
Kritiker  zu  sein,  um  zu  finden,  dass  die  hier  waltende  Jury 
sich  etwas  einseitig  gezeigt  hat.  In  einer  so  beschränkten 
Ausstellung  hätte  man  nicht  so  viel  impressionistische  Land- 
schaften zweifelhafter  Genies  aufnehmen  sollen,  sondern  man 
hätte  anerkannten  Künstlern  Gelegenheit  geben  dürfen,  mehr 
als  bloss  ein  Bild  auszustellen.  Dass  ferner  Künstler  von 
der  Bedeutung  Bachmanns  und  Jules  Girardets  ganz  ausge- 
schlossen wurden,  ist  geradezu  empörend.» 

Hodler  namentlich  ist  bei  uns  in  der  darstellenden  Kunst 
geworden,  was  Nietzsche  in  der  Philosophie  ist,  nämlich 
der  Ausdruck  einer  perversen  Richtung.  Dass  die  Pariser 
Kunstjury  ihn  auch  mit  einer  goldenen  Medaille  bedacht  hat, 
kann  uns  nicht  irren ;  wir  wünschen  diesen  Kunstverständigen, 
dass  sie  von  ihm  gemalt  werden  und  in  dieser  Weise  auf  die 
Nachwelt  gelangen. 

Eine  verwandte  Leistung  war  die  Jubiläumspostmarke, 
die  Jedermann,  der  noch  ein  ästhetisches  Gefühl  hat,  gerne  mit 
Ablauf  des  Jahres  aus  dem  Verkehr  verschwinden  sehen  wird. 

Von  grösseren  Kunstwerken  ist  im  Laufe  des 
Jahres  das  Mosaikbild  von  Paul  Robert  an  der  Front  des 
historischen  Museums  in  Bern  vollendet  worden.  Nach 
unserem  Urtheil  ist  es  dort  nicht  ganz  gelungen,  hätte  sich 
dagegen  als  Freskobild  im  Innern  eines  Gebäudes  gut  aus- 
genommen. 

Zu  dem  Parlamentsbau,  der  nach  Aussen  nahezu 
fertig  ist,  ist  nach  unserer  Ansicht  folgendes  zu  bemerken: 
Die  Helvetia  mit  der  Fahne  auf  der  Stadtseite  ist  kaum 
eine  solide  Helvetia,  wie  wir  sie  uns  denken,  sondern 
eine  französisch  aufgefasste  Freiheitsgöttin,  und  eine  Fahne 
in  Stein  darzustellen  ist  überhaupt  ein  künstlerisch  unrichtiger 
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Gedanke.  Ebenso  sind  die  geflügelten  Greifen  nicht  recht 
verständlich  für  unser  Volk  und  unsere  Zeit.  Um  so  mehr 
aber  fallt  neben  diesem  stark  beladenen  Giebel  das  ganz  leere 
dreieckige  Giebelfeld  auf,  für  das  offenbar  ein  Freskobild  oder 
ein  farbiges  Mosaikbild  die  richtige  Ausfüllung  sein  würde  und 
wie  wir  vermuthen  auch  beabsichtigt  ist.  Oder  es  sollte  sonst 
unter  dem  Giebelfeld,  oberhalb  der  grossen  Fenster,  noch  ein 
Fries  zu  stehen  kommen.  Die  Säulen  der  Stadtseite  hätten, 
wenn  nicht  diese  jetzt  allzu  einförmig  graue  Seite  auf  solche 
Weise  belebt  wird,  von  weissem  Kalkstein  ausgeführt  werden 
müssen.  In  die  beiden  Nischen  gehören  natürlich  noch  hell- 
weisse  Figuren  —  und  zwar  historische,  nicht  mythologische 
oder  symbolische  —  leere  Nischen  machen  immer  den  Eindruck 
eines  finanziellen  Defizits.  Wir  sagen  das  Alles  nicht  etwa, 
um  den  Bau  zu  tadeln,  der  uns  nur  zuweilen  für  die  kleinen 
Verhältnisse  unserer  Republik  und  für  den  blossen  Zweck,  zwei 
Sitzungssääle  zu  beherbergen,  etwas  zu  üppig  vorkommt, 
sondern  um  noch  einige  Verbesserungen  anzuregen,  die  nach 
unserer  Meinung  die  Wirkung  des  Ganzen  heben  könnten. 

Auf  den  grossen,  jetzt  etwas  leer  aussehenden  Platz  vor 
dem  Parlamentsgebäude  gehört  nothwendig  noch  eine  Deco- 
ration, sei  es  durch  einen  monumentalen  Brunnen,  oder  eine 
sonstige  Gruppe.  Ein  einzelnes  Standbild  würde  zu  gering 
wirken,  höchstens  eine  kräftige  Reiterfigur,  wie  der  frühere 
(and  weit  bessere)  Lanz'sche  Entwurf  zu  einem  Bubenberg 
hätte  dahin  passen  können.  Es  fehlt  nun  aber  an  solchen 
Leuten  plastischer  Art,  ganz  besonders  in  Bern,  während 
man  in  Zürich,  neben  Zwingli,  doch  noch  Waldmann,  oder  den 
würdigen  Bürgermeister  Röust,  den  Anführer  der  Eidgenossen 
bei  Marigano,  hätte,  der  unseres  Wissens  noch  nirgends  sein 
Denkmal  hat,  das  er  als  Staatsmann,  wie  als  Krieger  verdient. 

Das  Beste  wäre  ein  Brunnen,  den  die  14  neuen  Kantone 
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den  acht  alten  Orten  stiften  sollten,  welche  die  Eidgenossen* 
schaft  gegründet  nnd  bis  zu  dem  Zeitpunkt  erhalten  haben, 
wo  ihre  Fortexistenz  als  selbständiges  Staatswesen  nicht 
mehr  ernstlich  gefährdet  war.  Oder  es  Hesse  sich  auch  eine 
Gruppe  der  XIII  Orte  denken,  denen  sich  alle  ihr  Zuge- 
wandten und  die  beiden  Schutzländer  Freigrafschaft  Burgund 
und  Herzogthum  Mailand  anschliessen,  so  ungefähr,  wie  die 
Eidgenossenschaft  im  Zeitpunkt  ihres  höchsten  Glanzes,  1512 
bis  1515,  aussah.  Oder  wollen  die  schweizerischen  Frauen 
die  Stauffacherin  vor  das  neue  Parlament  stellen,  als  Er- 
innerung an  die  Vergangenheit,  und  Andeutung  für  die  Zukunft  ? 
Die  drei  Eidgenossen  mit  drei  Brunnenröhren  wäre  das  Ge- 
gebenste, wenn  nicht  der  Gegenstand  etwas  trivial  durch  die 
allzu  häufige  Darstellung  geworden  wäre.  Jedenfalls  nur 
nichts  Symbolisches,  oder  Mythologisches,  keine  personifizirten 
Sprachen,  oder  Flüsse,  oder  gar  Helvetien,  oder  Bernen ;  das 
passt  nicht  für  unsere  historische  Eidgenossenschaft  und  ist 
ausserdem  auf  dem  Giebel  des  Parlamentsgebäudes  genugsam 
vertreten. 

Das  von  dem  Bundesrath  bereits  genehmigte  Projekt  des 
inneren  Ausbaues  der  Sitzungssaal  hat  unseren  Beifall, 
soweit  es  den  Nationalrathssaal  betrifft,  in  folgenden  Punkten 
nicht:  Die  Sitze  sollten  nur  je  zwei  und  zwei  zusammenhängen, 
so  dass  jedes  Mitglied  durch  einen  offenen  Gang  zu  seinem 
Platze  gelangen  kann.  Das  würde  auch  der  sehr  störenden  un- 
aufhörlichen Circulation  der  Saaldiener  hinter  dem  Rücken  der 
Mitglieder  ein  Ende  machen.  Das  Bild  an  der  Rückwand 
sollte  nicht  ein  landschaftliches  sein,  das  niemals  mit  der 
wirklichen  Landschaft  vor  den  Fenstern  wird  rivalisiren 
können,  sondern  ein  historisches,  wenn  man  nämlich  einen 
Maler  hiefür  finden  kann;  z.  B.  die  grosse  Tagsatzung  von 
1512,  bei  welcher  das  Protektorat  über  Mailand  übernommen 
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wurde,  oder  der  Empfang  des  Herzogs  Maximilian  Sforza 
an  der  Porta  Ticinese  in  Mailand  durch  den  Ammann 
Schwarzmurer  Ton  Zug ;  oder  die  Feldtagsatzung  von  Kappel 
1529,  in  dem  Moment,  wo  der  Glarner  Landammann  Hans 
Aebli,  angesichts  der  beiden  Heere,  das  die  Eidgenossen  ent- 
zweiende Ferdinandische  Bündniss  mit  dem  Dolch  zerschneidet. 

Die  Hauptsache  wird  übrigens  sein,  dass  der  Saal,  seinem 
nächsten  Zwecke  entsprechend,  akustischer  und  weniger  zugig 
wird,  als  der  jetzige. 

Der  schöne  Münsterbau  ist  nun  dem  Plane  gemäss 
vollendet.  Der  Münsterbauverein  sollte  sich  jedoch,  in  Ver- 
bindung mit  den  öffentlichen  Corporationen  der  Stadt,  sofort 
noch  entschliessen,  die  Ausgleichung  des  Ueberganges  vom 
"Viereck  in  das  Achteck  an  die  Hand  zu  nehmen,  welche  der 
Bau  entschieden  noch  bedarf,  um  namentlich  in  der  Entfernung 
(z.  B.  vom  Schänzli  her  gesehen)  künstlerisch  schön  zu 
wirken*  Dies  an  Stelle  blosser  Flickereien,  welche  der  letzte 
Munsterbaubericht  vorschlägt,  und  für  die  wir,  soweit  sie  nicht 
unbedingt  nöthig  sind,  weniger  Sympathie  besitzen.  Die  blosse 
Unterhaltung  des  Gebäudes  gehört  in  die  Zwecke  der  öffent- 
lichen Verwaltung,  nicht  in  die  des  speziellen  Münstervereins, 
den  wir  nicht  aufgelöst  zu  sehen  wünschten. 

Nachdem  der  Staatsrath  sich  einverstanden  erklärt  hatte, 
dass  die  Teilstatue  von  Osiris  Iffla  auf  der  Montbenon-Treppe 
in  Lausanne  aufgestellt  werde,  strich  auch  der  Lausanner 
Stadtrath  dieses  Geschäft  aus  seiner  Traktandenliste.  Diese 
Sache  kommt  also  endlich  zur  Ruhe.  Dagegen  ist  die  Er- 
richtung eines  Lifts  von  der  Palud  nach  der  Cit6  untersagt 
geblieben.  Es  waren  ein  vertikaler  Thurm  und  eine  Passerelle 
aus  eisernem  Fachwerk  geplant  gewesen;  aus  Rücksicht  auf 
das  Aussehen  der  Stadt  Lausanne  hatte  aber  die  Municipalität 
die  Konzession  verweigert,  was  die  bernische  auf  der  Platt- 
form auch  hätte  thun  sollen. 
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Eine  der  schlimmsten  modernen  Kunstzeitschriften, 
der  «Pan»,  ist  glücklicherweise  aus  Mangel  an  Abonnenten  ein- 
gegangen, immerhin  ein  gutes  Zeichen  für  den  Geschmack  des 
deutschen  Volkes,  das  sich  doch  nicht  von  diesen  Leuten  ganz 
terrorisiren  liess.  Das  letzte  Heft  brachte  charakteristisch  das 
Bild  des  kurze  Zeit  darauf  ebenfalls  verstorbenen  Nietzsche 
and  seiner  Familie.     Requiem  aeternam  dona  eis  Domine! 

Die  Pariser  Ausstellung,  die  am  12.  November  zu 
Ende  ging,  hat  in  Bezug  auf  Kunst  nach  dem  allgemeinen 
Urtheil  zu  wenig  geleistet.  Die  architektonischen  Formen 
aller  Gebäude  namentlich  waren,  soweit  sie  überhaupt  etwas 
Neues  zu  bringen  versuchten,  keineswegs  schön  zu  nennen. 
Einzig  das  negative  Resultat  scheint  sicher  zu  sein,  dass 
Paris  fortan  nicht  mehr  als  die  Metropole  des  herrschenden 
Kunstgeschmacks  gelten  kann.  Wer  aber  sonst?  Wir  sind 
in  der  Kunst  überhaupt  auf  dem  bedenklichen  Punkte  an- 
gelangt, wo  man  nicht  mehr  recht  sicher  weiss,  was  schön 
ist  und  sich  darüber  zuerst  von  Kunstgelehrten  Raths  er- 
holen muss,  statt  einer  unmittelbaren,  siegreichen  Empfindung 
folgen  zu  können.  Die  Decadence  ist  auf  allen  Gebieten  der 
Kunst  im  Fortschreiten  begriffen  und  jede  Ausstellung  ist 
nur  ein  Beweis  mehr  dafür. 

Ein  französischer  Interviewer  hat  die  Ansichten 
Tolstoi's  über  die  heutige  Kunst  in  folgender  Weise 
bekannt  gegeben: 

«Tolstoi  hat  lange  mit  mir  über  Kunst  gesprochen.  Seine 
leitende  Idee  ist:  Die  Kunst  ist  auf  Abwege  gerathen,  was 
jeden  Tag  mehr  hervortritt.  Die  Zahl  der  sogenannten 
Künstler  wächst  ins  Unendliche.  In  Frankreich  giebt  es 
25,000  Künstler  und  ebensoviele  in  anderen  Ländern.  Eine 
ungeheure  Schaar  von  Parasiten,  denn  sie  leben  auf  Kosten 
des  Volkes  und  nützen  ihm  nichts.  Wenn  sie  wenigstens 
ihre  Albernheiten  selbst  druckten,  so  wäre  das  nur  halb  so 
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schlimm.  Aber  welche  Menge  «weisser  Sklaven»,  die  sich 
ganz  dieser  Aufgabe  widmen  müssen  und  Augen  und  Lungen 
ruiniren!  Der  Bau  einer  ägyptischen  Pyramide  war  keine 
unnützere  und  beschwerlichere  Arbeit.  Was  geben  sie  dein 
Volk  zum  Lohn  für  seine  Mühe?  Nichts,  denn  ihre  raffinirte 
Kunst  ist  nur  für  einige  Eingeweihte  bestimmt.  Die  Kunst 
hat  kein  Recht,  zu  bestehen,  wenn  sie  nicht  volksthümlich 
ist.  Für  sie  darf  es  keine  privilegirten  Klassen  geben. 
Wenn  die  Kunst,  wie  es  den  Anschein  hat,  eine  dem  Menschen- 
leben nothwendige  Annehmlichkeit  ist,  so  darf  sie  nicht 
einigen  Glücklichen  vorbehalten  sein.  Anstatt  das  frivole 
Spiel  der  Blasirten  und  müden  Lebemänner  zu  sein,  soll  sie 
ein  allgemeineres  Interesse  erstreben,  und  im  Menschenleben, 
im  echten  menschlichen  Leben,  nicht  im  Erkünstelten,  tiefe 
Wurzeln  schlagen.  Das  soll  nicht  etwa  heissen,  man  müsse 
die  Kunst  erniedrigen,  um  sie  dem  Verständniss  des  Volkes 
nahe  zu  bringen.  Zarte  Geister  behaupten,  das  Volk  verstehe, 
nichts.  Es  versteht  die  Dekadenten  nicht,  und  darin  hat  es 
recht,  aber  jedesmal,  wenn  ich  meine  bäuerlichen  Freunde, 
Autodidakten,  die  ebensoviel  werth  sind,  wie  eure  Gelehrten, 
in  die  Bildergalerie  der  Gebrüder  Tretiakoff  führte,  sah  ich 
sie  lebhaft  ergriffen  von  den  schönen  Werken  des  Repine 
und  des  Gay.» 

Etwas  originell,  wie  alles  Tolstoi'sche,  aber  im  Ganzen 
richtig. 

Ueber  die  schweizerische  Musik  sagte  ein  Artikel 
der  «Zürcherpost» ,  dem  wir  gerne  das  Wort  und  die  Ver- 
antwortung in  diesem  besonders  empfindlichen  Gebiete  lassen, 
bei  Anlass  eines  Musikfestes  in  Zürich,  folgendes: 

«Die  Aufforderung  an  die  Musik,  in  Widmann-Munzingers 
festlich  einherrauschender  «Huldigung  dem  Genius  der  Töne», 
welche  das  erste  Chor-  und  Orchesterkonzert  einleitete:  «0, 
breite  deine  schwanenweissen  Schwingen,  Geist  der  Musik, 
gewaltig  aus»  eignet  sich  nicht  zum  Motto  für  ein  Musikfest 
moderner  Komponisten.  «Schwanenweiss»  sind  die  Schwingen 
der  modernen  Musik  nicht,  die  dem  Streben  nach  «Bedeutend- 
heit», nach  dem  um  jeden  Preis  interessant  sein  wollen  nicht 
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selten  den  letzten  Rest  von  Schönheit  opfert.  Da  es  an 
neuem,  dem  der  grossen  Tondichter  ebenbürtigem  Geiste  fehlt, 
wird  die  Form  zertrümmert,  in  der  jene  dem  Epigonenthume 
Unerreichbares  schufen.  Man  ist  es  müde,  im  Kampfe  mit 
den  Unsterblichen  immer  zu  unterliegen,  entthront  daher  das 
bisherige  Ideal  des  Schönen  und  setzt  keck  als  einzig  wahres, 
für  den  modernen  Komponisten  zu  erstrebendes  Ziel  das 
Hässliche  auf  den  Thron  und  nennt  es  «charakteristisch». 
Auch  eine  Karrikatur  kann  interessant  sein.  So  wenig  ihr 
aber  in  der  bildenden  Kunst  ein  erster  Platz  zukommt,  so 
wenig  darf  ihn  in  der  Musik  eine  musikalische  Karrikatur, 
sei  sie  noch  so  geistreich  gemacht,  beanspruchen  ;  noch  weniger 
kommt  es  ihr  zu,  sich  uns  als  «neues  Ideal»  aufzudrängen. 
Diese  Betrachtungen  drängen  sich  einem  überall  auf,  wo 
man  moderne  Kompositionen  in  grosser  Anzahl  zu  hören  be- 
kommt. Denn  eine  «schweizerische»  Tonkunst  besitzen  wir 
nicht,  bei  uns  machen  sich  dieselben  Einflüsse,  wie  in  den 
Nachbarländern,  geltend.  Schon  sind  es  nicht  mehr  Einzelne, 
die  auf  den  neuen  Pfaden  wandeln;  je  mehr  ihre  Zahl  zu- 
nimmt, desto  mehr  wird  der  Einzelne  an  seinem  Schein  von 
Originalität  einbüssen.» 

Von  Festen  in  der  Schweiz  zu  sprechen  ist  kaum  mehr 
der  Mühe  werth,  es  sind  ihrer  «Legion»,  eines  gleicht  dem 
andern;  Essen  und  Trinken  spielt  dabei  unzweifelhaft  die 
Hauptrolle  und  die  geistlichen  Zusammenkünfte  sind  nicht  viel 
besser  als  die  weltlichen.  Ebenso  droht  die  Theatersucht 
sich  unseres  Volkes  zu  bemächtigen,  vielleicht  auch  deshalb, 
weil  es  keine  Gelegenheit  mehr  hat  grosse  Thaten  selber 
auszuführen. 

Unter  den  vielen  Festspielen,  welche  jetzt  zu  jedem 
irgendwie  erheblichen  Anlasse  von  den  sehr  zahlreichen  Dichtern 
unseres  Landes  verfasst  werden,  scheint  uns  das  von  Prof. 
Vetter  für  die  noch  ausstehende  Berner  Münsterfeier  gedichtete 
das  beste  zu  sein.  Das  nächste  Jahr  wird  uns  nun  zunächst  die 
400  jährige  Jubelfeier  der  Vereinigung  der  beiden  Grenzstädte 
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Basel  und  Schaffhausen  mit  der  Schweiz  bringen,  die  zu  einer 
theatralischen  Verherrlichung  ungemein  viele  Anhaltspunkte 
bietet.  Einen  dramatischeren  Scenenwechsel  als  z.  B.  in  Schaff- 
hausen zwischen  Bitter  Bilgeri  von  Hewdorf  und  den  Eid- 
genossen giebt  die  wirkliche  Geschichte  selten  an  die  Hand, 
und  die  wirkungsvollen  Ausblicke  auf  die  Zukunft  zum  Schlüsse 
fehlen  leider  auch  nicht.  Es  giebt  auch  Annexionen  durch  In- 
teressen und  Einwanderung,  wie  sie  England  bei  Transvaal  ver- 
suchte, bevor  es  zur  gröberen  Annexionsart  schritt;  der 
ersteren  Form  sind  jetzt  auch  Basel  und  Schaffhausen  aus- 
gesetzt und  es  mag  dort  auch  Leute  geben,  wie  in  Johannes- 
burg, deren  Rückgrat  nicht  steif  genug  dagegen  ist.  Für 
diese  werden  diese  Feste  und  Festspiele  sehr  nützlich  sein. 

Eine  sehr  schöne  Ausgleichung  früherer  scharfer  Gegensätze 
brachte  das  ungewöhnlich  reiche  Obstjahr  zwischen  Basel- 
stadt  und  Baselland,  indem  45  Gemeinden  des  letzteren 
Halbkantons  eine  grosse  Menge  des  schönsten  Obstes  in  die 
Stadt  zur  Austheilung  an  die  10000  Schulkinder  sandten,  eine 
edle  Revanche  für  den  Zug  nach  Pratteln  von  1833  und  auch 
für  vieles  Gute,  namentlich  an  Schulunterricht,  was  die  Be- 
wohner der  Nachbargemeinden  von  Baselland  in  der  Stadt 
gemessen. 

Im  Gegensatz  zu  dem  sonstigen  Niedergang  des  kirch- 
lichen Sinnes  daselbst,  soll  das  altgenferische  Fest  der  Eska- 
lade  (12.  Dezember)  in  Zukunft  wieder  mit  einem  höhern 
Grad  kirchlicher  Weihe  umgeben  werden.  Es  soll  dies  seineu 
Anfang  nehmen  mit  dem  nächstens  (1902)  bevorstehenden 
300.  Jahrestag  des  grossen  Ereignisses. 

Das  ursprünglich  sehr  ernste,  kirchliche  Fest  war  in  der 
letzten  Zeit  bedeutend  ausgeartet  und  man  kann  eben  in  einer 
Republik,  ganz  besonders  in  einer  so  exponirten,  wie  es  Genf 
stets  gewesen  ist  und   noch  ist,    des   religiösen    Sinnes   doch 
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nicht  ganz  entbehren.  Dass  man  das  in  vielen  dortigen  Kreisen 
fühlt,  ergiebt  sich  auch  ans  dem  Gedanken,  das  Stimmrecht 
der  Frauen  in  kirchlichen  Angelegenheiten  als  Gegengewicht 
gegen  den  in  den  männlichen  Kreisen  vorherrschenden  Skeptizis- 
mus einzuführen. 

Bei  der  Versammlung  der  «Gemeinnützigen  Gesellschaft» 
wurde  beantragt,  es  sei  zu  untersuchen,  wie  der  vorhandenen 
Festsucht  in  der  Schweiz  Einhalt  gethan  werden  könne. 
Das  wird  schwer  sein,  nachdem  kein  Verein  mehr  ohne  ein 
oder  mehrere  Jahresfeste  bestehen  kann,  und  keinerlei  Ver- 
handlungen gepflogen  werden  können,  ohne  dass  sich  ein  Fest- 
essen mit  Toasten  auf  das  Vaterland  (dem  damit  zwar  wenig 
gedient  ist)  und  wo  möglich  noch  ein  «Ausflug»  daran  knüpft. 
Auch  die  Gemeinnützige  Gesellschaft  ist  darin  keineswegs 
sündenfrei,  sondern  «wir  sind  allzumal  Sünder  und  mangeln 
des  Kuhmes,  den  wir  haben  sollten».  Gebe  sie  also  lieber 
das  Beispiel  für  eine  andere  Art  von  Zusammenkünften, 
das  würde  jedenfalls  noch  am  ehesten  wirken. 

Von  der  Litteratur  besprechen  wir,  wie  immer,  nur 
das,  was  wir  selbst  kennen  und  empfehlen  wollen;  über  das 
Uebrige  ist  Schweigen  zweckmässiger.  Sie  ist,  im  Ganzen  ge- 
nommen, nahezu  ebenso  krank,  nur  auf  das  Sensationelle,  die 
Nerven  Aufregende,  oder  rein  Realistische  gerichtet,  wie  die 
Kunst. 

Den  ersten  Preis  in  der  schweizerischen  Litteratur  würde 
unseres  Erachtens  dieses  Jahr  der  St.  Gallische  Jesuit  Alex. 
Baumgartner  mit  der  Fortsetzung  seiner  « Weltliteratur » 
davontragen,  welche  in  dem  3.  Bande  die  «klassische»  Litteratur 
bespricht.  Etwas  Besseres,  in  kurzer  Zusammenfassung,  ist 
darüber  kaum  zu  linden.  Die  Rettung  Cicero's  gegen  das  Un- 
mass  Mommsen's,  das  sich  in  allen  seinen  Urtheilen  zeigt,  ist 
namentlich  mustergültig.     Dieser  3.  Band  reiht  sich  daher  den 
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früheren  Bänden  über  die  östlichen  Litteraturen  in  würdiger 
Art  an  und  enthält  auch  im  Ganzen  lauter  reifes,  namentlich 
auch  Ton  den  spezifischen  Anschauungen  des  Ordens  unbeengtes 
Urtheil.  Einzig  die  Stoiker  Marc  Aurel  und  Epiktet,  deren 
Schriften  doch  ohne  Zweifel  zu  den  interessantesten  Hinterlassen- 
schaften des  klassischenAlterthums  gehören,  werden  (pag.  554) 
mit  einer  so  merkwürdigen  Kürze  abgethan,  dass  man,  nur  nach 
dieser  halben  Seite  des  Buches,  schliessen  könnte,  es  beruhe 
doch  nicht  Alles  auf  eigener  Lektüre.  Der  IV.  Band  wird  die 
mittelalterliche  Litteratur  und  Weltanschauung  bringen  und 
damit  wahrscheinlich  den  interessantesten,  vielleicht  allerdings 
auch  den  bestrittensten  Theil  des  ganzen,  aussergewöhnlichen 
Werks. 

Ein  liebenswürdiges  Buch  sind  die  «Paroles  d'un  vivant» 
betitelten  Tagebuchnotizen  des  Genfers  Gabriel  de  Beaumont. 
fes  zeigt  eine  männliche,  sehr  natürliche  Natur  und  ist  ganz 
etwas  Anderes  als  die  weichlichen  Selbstbespiegelungen  des 
weit  bekannteren  Amiel,  die  uns  stets  nur  einen  widerlichen 
^Eindruck  hinterliessen.  Die  Vorrede  von  Naville  schadet  dem 
Buch,  durch  ein  nicht  völliges  Verständniss  dessen,  was  es  sein 
kann  und  will.  Der  Verfasser  der  Notizen  hätte  sie  selber 
schwerlich  herausgegeben;  man  k%nn  daher  nicht  diesen  Mass- 
stab daran  legen.  Auch  ist  Naville  eine  andere  Natur,  als  er, 
die  ihn  nicht  in  allen  Theilen  verstanden  hat. 

In  einem  wesentlich  politischen  Buche  «Georg  von 
Bunsen,  ein  Charakterbild  aus  dem  Lager  der  Besiegten» 
finden  wir  —  endlich  einmal  —  einen  Ausdruck  für  die  Ge- 
danken, welche  die  allerbesten  Freunde  Deutschlands,  die  nicht 
dessen  Angehörige  sind,  bei  den  «bewusst  unwahren >  Verherr- 
lichungen Bismarcks  bewegen.  «In  kommenden Geschichts werken 
—  sagt  die  Biographin  Bunsen's  —  wird  der  weittragende 
Umschwung  der  Gesinnungen  des  deutschen  Volks  einen  Ab- 
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schnitt  bilden.  Selten  haben  Männer,  hier,  oder  anderswo,  in 
dem  Masse  Schule  gemacht,  wie  Bismarck  und  Treitschke.  Natür- 
lich konnten  sie  es  nur,  weil  sie  vorhandene  Elemente  ver- 
körperten. Aber  sicherlich  waren  es  nicht  die  deutschesten, 
wenigstens  nicht  die  besten  deutschen  Elemente  und  auf  das 
Entschiedenste  erheben  wir  Alle,  die  so  denken,  Einspruch 
gegen  E.  Marks  Behauptung :  «Uns  bleibt  Bismarck  die  mensch- 
gewordene  Nation.»  Charakteristisch  ist,  dass  eine  Frau  den 
Muth  das  zu  sagen,  im  heutigen  Deutschland  haben  muss.  Die 
Frauen  sind  aber  überhaupt  heute  muthiger,  als  die  Männer. 

.  Bismarck' s  «Briefe  an  seine  Braut  und  Gattin»,  die  von 
seinem  Sohne  in  diesem  Jahre  herausgegeben  worden  sind, 
zeigen  den  Mann,  für  welchen  wir  Schweizer  im  Ganzen  ge- 
nommen, unmöglich  viel  Sympathie  empfinden  können,  von  seinen 
allerbesten  Seiten,  u.  a.  auch  von  derjenigen  eines  ganz  auf- 
richtigen Christenthums,  das  in  ihm  eine  wirklich  dauernde 
Wohnung  neben  einer  davon  sehr  verschiedenen  Geistesrichtung 
besass,  wie  es  übrigens  noch  öfter  vorkommt.  Auch  sogar 
eine  gewisse  Mässigung  tritt  nach  der  Schlacht  von  Königgrätz 
wohlthuend  gegenüber  dem  Charakter  König  Wilhelms  zu 
Tage,  welcher  zuerst  aus  Legitimitätsrücksichten  und  Respekt 
vor  Oesterreich  länge  nicht  zu  dem  für  Deutschland  so  not- 
wendigen Krieg  zu  bewegen  gewesen  war,  nach  dem  Siege 
aber  sich  übermässig  ausdehnen  wollte. 

Bemerkenswerth  sind  aus  dem  deutschen  Büchermarkt 
ferner  noch  besonders  16  von  dem  berühmten  Berliner-Theologen 
Prof.  Harnak  gehaltene  populäre  Vorlesungen,  welche  unter 
dem  Gesammt-Titel :  «Was  ist  Christenthum?»  im  Druck 
erschienen  sind.  Einestheils  deshalb,  weil  sie  ein  gewisses  Be- 
tiürfniss  der  gebildeten  Kreise  manifestiren,  sich  doch  mit  dieser 
Sache,  die  ihnen  eine  Zeitlang  «veraltet»  schien,  wieder  in  et- 
welche Beziehung  zu  setzen ;  andererseits  weil  das  das  Christen- 
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thum  doch  noch  nicht  ganz  ist.  Warum  nicht,  das  hat  schon 
Christas  selbst  dem  gelehrten  Nicodemus  im  Ev.  Joh.  Cap.  3  zu 
erklären  versucht.  Speziell  fehlt  uns,  um  wenigstens  das  zu  sagen, 
die  Anerkennung  des  vierten  Evangeliums,  als  gleichwerthiger 
Geschichtsquelle  mit  den  andern,  trotz  späterer  Abfassung,  und 
die  der  Auferstehung  als  einer  Thatsache.  Das  Christen- 
thum  basirt  rein  auf  Thatsachen,  nicht  auf  Lehren, 
oder  Begriffen,  deren  wir  seit  bald  2000  Jahren  nur  viel  zu 
viele  und  sich  oft  gründlich  widersprechende  gehabt  haben^ 
und  beruhigende,  herzerfreuende  Thatsachen  sind 
es  auch,  welche  die  aller  religiösen  Systeme  übersatte  Welt 
jetzt  wieder  verlangt,  um,  ganz  wie  damals,  vor  dem  Ver- 
sinken in  einen  trostlosen  Imperialismus  und  Skeptizismus  sich 
zu  retten,  dem  man  auf  dem  Wege  der  blossen  Belehrung 
nicht  beikommen  kann.  Er  muss  vielmehr  auf  die  harten 
Thatsachen  einer  der  seinigen  entgegenstehenden,  viel 
besseren  und  völlig  unüberwindlichen,  Realität  stossen  und 
derselben  noch  einmal  unterliegen,  wie  dies  schon  mehrmals 
geschehen  ist.     Ev.  Matth.  XXI,  44. 

In  seinen  «St.  Gallischen  Analekten»  veröffentlichte 
Prof.  D  i  e  r  a  u  e  r,  noch  zu  Ende  des  vorigen  Jahres,  das  Tage- 
buch eines  Bauersmanns,  Jos.  Bühler  von  Brunnadern,  aus  der 
Zeit  der  Helvetik,  speziell  aus  dem  Jahre  1799.  Es  erinnert 
einigermassen  an  die  bekannten  Aufzeichnungen  des  «armen 
Mannes  im  Toggenburg»  Ulrich  Bräker,  oder  an  die  leider 
verloren  gegangenen  des  «Bauers  von  Brächershäusern»  über 
den  Bauernkrieg. 

Von  historischen,  die  Schweizergeschichte  be- 
treffenden Werken  erschienen  ferner:  der  erste  Band  einer 
«Histoire  de  la  reprßsentation  diplomatique  de  la  France  au- 
pres  des  cantons  suisses,  de  leurs  allies  et  de  leurs  confederes» 
von  Dr.  ßott  in  Paris,  die  auf  eidgenössische  Kosten  heraus- 
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gegeben  wird.  Von  Nationalrath  Folietete  das  interessante 
«Journal  de  Dom  Moreau»,  eines  Geistlichen  inPruntrut  (Avril 
1792  —  Janvier  1793).  Ueber  die  nämliche  Geschichte  des 
ehemaligen  Bisthums  Basel  im  Revolutionszeitalter  eine  Disser- 
tation von  Dr.  Hans  Bus  er:  «Das  Bisthum  Basel  und  die 
französische  Revolution»  (1789—1793).  Ebenfalls  die  Revo- 
lutionszeit behandelt  ein  Aufsatz  von  Professor  Hü  ff  er  in 
Bonn  «La  campagne  de  1799,  l'armäe  Russe  en  Suisse»  in 
der  «Revue  historique»  Band  77.  Die  «strategische  Lage  der 
Schweiz»  beleuchtet  eine  Broschüre  von  Oberst  Weber, 
Stabschef  des  III.  Armeecorps.  In  letzter  Stunde  kommt  uns 
noch  in  einem  prachtvoll  ausgestatteten  Quartbande  die  Ge- 
schichte der  Genfer  Akademie  von  Professor  Borgeaud  zu, 
Das  schweizerische  Jahr-  und  Adressbuch  für  Finanz-. 
Bank-,  Transport-  und  Versicherungswesen  von  Geering, 
Steiger  u.  A.  hat  seinen  zweiten  Jahrgang  in  diesem  Jahre 
herausgegeben.  Von  Prof.  Reichesberg  erscheint  ein  «Hand- 
wörterbuch der  schweizerischen  Volkswirthschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung»,  von  Prof.  Schollenberger  eine  Zusammen- 
stellung des  «Staatsrechts  der  schweizerischen  Kantone.» 
Unter  dem  Titel  «Schweizerische  Rundschau»  hat  sich 
eine  katholische  Zeitschrift  mit  einem  ersten  Hefte  dem  Publi- 
kum vorgestellt. 

Von  fremden  Werken,  die  uns  näher  angehen,  erwähnen  wir : 
Dr.  Klein:  Die  Leistungen  der  Arbeiterversicherung 
des  deutschen  Reichs.  Offizielle  Darstellung  für  die  Pariser 
Weltausstellung.  Eine  sehr  gute,  kurze  Uebersicht  der 
Leistungen  dieser  Arbeiter-,  Alters-  und  Invalidenversiche- 
rungen des  Reiches,  die  uns  beschämen  können.  Solche  kleine 
Schriften  sollten  wir  mehr  haben,  während  unsere  Darstellungen 
bei  dem  Anlass  der  Versicherungsgesetze,  mit  Ausnahme  des 
Schriftchens  von  Bischof  Egger,  etwas  zu  wenig  Verständliches 
und  daher  Unpopuläres  hatten. 
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Ein  Componist  Puccini  will  Daudet's  «Tartarin  dans  les 
Alpes>,  die  köstlichste  und  dabei  doch  ganz  harmlose  Satyre 
auf  unsere  Fremdenindustrie,  zum  Gegenstand  einer  komischen 
Dper  machen.  Von  Professor  Vincent  an  der  amerikanischen 
«John  Hopkins  University»  ist  eine  gute,  kurze  Darstellung 
unseres  Staatswesens  unter  dem  Titel  «Government  in 
Switzerland»  in  New- York  erschienen.  Die  Agitationszeit  über 
die  Doppelinitiative  erzeugte  eine  Broschüre  von  Nationalrath 
Curti  «Die  schweizerischen  Volksrechte»  1848 — 1900,  eine 
Reproduktion  von  Artikeln  des  Stadtanzeigers  von  St.  Gallen, 
Und  zwei  Empfehlungen  der  Proportionalwahl,  von  Oberst 
D  u  m  u  r  und  Professor  N  a  v  i  1 1  e.  Manches  Gute,  auch  über 
unsere  Verhältnisse  enthalten  «Ludwig  Bamberger's 
Erinnerungen»,  herausgegeben  von  Nathan,  noch  im  vorigen 
Jahre. 

Von  französischen  Büchern  sind  eine  interessante  Lektüre : 

Bazalgette    «A  quoi  tient  Tinferioritö  frangaise»  1900,  eine 

ungewöhnliche    Selbsterkenntniss   verrathend.      Ein   Kritiker 

sagte  darüber: 

«L'auteur  pense  que  les  destinees  d'un  peuple  dependent 
en  premiere  ligne  du  fonds  de  vie  religieuse  qui  se  trouve  en 
lui.  Teile  religion,  teile  morale;  teile  morale,  teile  politique. 
Ces  lumineux  esprits  qui  s'appelaient  Michelet  et  Quinet  n'ont 
pas  vu  les  choses  autrement.  C'est  Quinet  qui  disait  que  la 
religion  «fait  la  substance  des  lois,  des  gouvernements  et  des 
moeurs».  A  ce  compte,  si  les  pays  anglo-saxons  et  les  pays 
de  race  latine  offrent  deux  types  de  civilisation  si  tranches, 
ce  ne  serait  que  la  consequence  du  fait  que  les  premiers  se 
sont  ranges  sous  l'influence  de  la  Reform e,  tandis  que  les 
seconds  sont  demeures  sous  la  discipline  de  Eome.  D'un  cöte 
l'esprit  moderne,  de  l'autre  le  moyen  äge.» 

Es  ist  ohne  Zweifel  etwas  Wahres  hieran,  mehr  aber 
noch  liegt  die  Inferiorität  in  dem  vergleichsweise  bisher  nie- 
drigeren Stande  der  französischen  Sittlichkeit.     Es  ist  jedoch 
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bezeichnend  und  zugleich  hoffnungsvoll,  dass  solche  Bücher  jetzt, 
statt  der  sonst  dort  üblichen  Selbstbeweihräucherung,  geschrieben 
werden.  Ein  anderes  französisches  Buch  de  Gaul  tier  «de 
Kant  ä  Nietzsche»  bespricht  die  letzte  und  wichtigste  Phase 
der  deutschen  Philosophie.  Auch  bei  uns  wurde  bisher  der 
am  25.  August  d.  J.  gestorbene,  seit  1889  unheilbar  irrsinnige 
Nietzsche  ziemlich  viel  citirt,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
so  viel  gelesen.  Wir  glauben  aber  nicht,  dass  seine  Schriften 
eine  weitere  grosse  Dauer  haben  werden.  Das  Bessere  davon 
ist  bloss  aphoristisch  ohne  ein  wirkliches  philosophisches  System, 
das  Beste  oft  sogar  nur  der  Titel.  Mit  «Also  sprach  Zara- 
thustra»  beginnt  der  Wahnsinn;  die  « Umwerthung  aller  Werthe», 
d.  h.  Verkehrung  aller  moralischen  Grundsätze  in  ihr  gerades 
Gegentheil,  die  diesem  sehr  dunkeln  Programme  noch  folgen 
sollte,  ist  nicht  mehr  geschrieben  worden.  Die  Periode,  in  welcher 
bo  etwas  durch  seine  Neuheit  und  Dreistigkeit  frappirte,  ist 
bereits  vorüber.  Wir  sehen  jetzt  auch  schon  zu  sehr 
die  «Uebermenschen»,  die  Alles  für  erlaubt  ansehen,  wenn  man 
die  Macht  dazu  besitzt,  in  Südafrika  am  WTerke,  und  für  Viele 
ist  diese  Praxis  weniger  annehmbar,  als  die  Theorie.  Nietzsche 
scheint  uns  wie  von  einem  Dämon  verfolgt  und  zuletzt  besessen 
gewesen  zu  sein,  der  ihm  die  Bedeutung  in  der  Welt  versprach, 
nach  welcher  er  lechzte,  wenn  er  ihm  behülflich  sein  wolle, 
alle  Moral  zu  verkehren.  Er  hat  Wort  gehalten,  aber  eben  so, 
wie  der  Teufel  Wort  hält,  und  ihm  die  Bedeutung  ohne  das  Be- 
wusstsein  davon  gegeben.  «Verflucht,  wer  mit  ihm  spielt.» 
Was  man  aus  Nietzsche  lernen  könnte,  ist  die  Suggestivkraft 
in  der  Diktion.  Hätte  er  dafür  den  richtigen  Inhalt  in  sich 
gefunden,  so  hätte  er  ein  bedeutender  Mann  wirklich  werden 
können.  So  aber  hat  er  bloss  einen  dämonischen,  verwirrenden 
Einfluss  auf  ein  kurzes  Zeitalter  gehabt,  der  Allen,  die  sich 
ihm  hingeben,  zum  offenbarsten  Unglück  wird. 
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Carl  Kachelhofe r,  jetziger  Bandesbeamter,   hat   ein 

sehr  nettes  -  Büchlein   «Erinnerungen   eines  Waisenhäuslers» 

herausgegeben,  bloss  eine  Jugendgeschichte,  ähnlich  wie  die 

berühmten  Erinnerungen  von  Hase.  Er  schliesst  die  Erzählung 

damit,  dass  er  in  der  nächstfolgenden  Lebenszeit  von   diesen 

Fährten  weit  ab,  aber  wieder  darauf  zurückgekommen  sei,  eine 

Lebenserfahrung,  die  in  unserer  Zeit  wohl  die  vieler  geistig 

lebendigen  Naturen  ist: 

«Nach  einer  solchen  Unterweisung  durften  wir  wohl- 
gerüstet  dem  wichtigen  Akte  der  Admission  entgegenblicken, 
der  zugleich  unser  Anstaltsleben  abschloss  und  uns,  die  bisher 
väterlich  Gehegten  und  Gepflegten,  in's  rauhe,  kalte,  kampf- 
durch toste  Leben  hinaus  entliess.  Wie  war  es  nur  möglich, 
schon  wenige  Jahre  darnach  den  Kompass  zu  verlieren  und 
als  20-jähriger  Jüngling  allem  Glauben  und  dem  alten  Grotte 
abzuschwören !  Ach !  das  Studium  der  Naturwissenschaften  mit 
der  Oberflächlichkeit  und  Aufgeblasenheit  des  Jünglingsalters, 
sozialistische,  religionsfeindliche  Lektüre,  das  allzuviele  Zu- 
sammentreffen mit  «frommen  Christen»,  die  Gott  nur  im  Munde 
hatten  und  ihre  Religion  zur  eckligen  Karrikatur  machten,  das 
Alles  half,  um  mir  gründlich  den  Rest  des  Glaubens  zu  rauben, 
freilich  erst  nach  langem  Kampfe  und  mit  zurückbleibendem 
tiefein  Weh  im  Herzen.  Und  er  hat  sich  finden  lassen  und 
unseligen  Jünglingsjahren  ist  ein  glückliches  Mannesalter 
gefolgt.» 

So  freilich  endet  dieser  Kampf  nicht  immer,  oder  wenig- 
stens meistens  erst  viel  später.  Doch  ist  das  nicht  die  Haupt- 
sache, sondern  dass  er  überhaupt  endet  und  dass  diejenigen, 
bei  denen  dies  der  Fall  war,  Andern  zum  ermuthigenden 
Beispiele  dienen  können. 

«Klagen  werden  Sphärenklang,  eh'  du  deinen  Lauf  geendet, 
Schön  war  Alles,  was  gelang,  gut  ist  Alles,  was  gut  endet.» 

Das  sollte  das  «Leitmotiv»,  um  musikalisch  sich  auszu- 
drücken, auch  für  alle  Nekrologe  sein.  Wie  viele  Lebens- 
läufe selbst  bedeutender  Menschen  enden  nicht  mit  einem  Ge- 
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lingen  und  wie  oft  müssen  ihre  Biographen  den  einigermassen 
bedenklichen  Grundsatz  «de  mortuis  nil  nisi  bene»  anwenden, 
um  »nur  einigermassen  erträglich  abzuschliessen !  In  diesem 
Falle  scheint  uns  Schweigen  das  Richtigere  zu  sein ;  «schweigend 
in  das  grosse  Schweigen  versunken»,  das  ist  auch  das  für 
<lie  menschliche  Gerechtigkeit  würdige  Urtheilen  über  die 
Todten. 

Den  namhaftesten  Verlust  erlitt,  unseres  Erachtens,  die 
Eidgenossenschaft  in  diesem  Jahre  durch  den  Hinschied  des 
Nation alraths  Cramer-Frey  von  Zürich,  ihres  ständigen 
Unterhändlers  bei  Handelsverträgen.  Eine  biographische  Skizze 
in  der  Presse  einer  Partei,  der  er  nicht  angehörte,  sagte 
über  ihn  folgendes: 

«Der  Verstorbene  vereinigte  die  besten  Eigenschaften 
-des  thatkräftigen,  industriellen  Volkes,  das  er  in  den  eidge- 
nössischen Eäthen  zu  vertreten  hatte.  Er  war  ein  typischer 
Vertreter  des  Kantons  Zürich.  Wie  die  Berner  im  Staats- 
gedanken, ragen  die  Zürcher  im  Handel  und  Geschäftssinn 
hervor.  Dafür  legte  schon  seine  Laufbahn  als  Privatmann 
Zeugniss  ab.  Im  Jahre  1862  zog  er  mit  der  ihm  zwei  Jahre 
vorher  angetrauten  Gattin  nach  Bahia  in  Brasilien.  Seinem 
Geschick  gelang  es  bald,  ein  dortiges,  zu  seiner  Aarauer  Firma 
in  gewissen  Beziehungen  stehendes  Haus  zur  Blüthe  zu 
bringen.  Der  Krieg  zwischen  Brasilien  und  Paraguay  brachte 
gute  Jahre  und  schon  1868  erfolgte  die  Gründung  eines  neuen 
Geschäftes  in  Pernambuco.  1870  kehrte  Cramer-Frey  als 
Chef  der  Firma  Cramer-Frey  &  Cie.  nach  der  Schweiz  zurück 
und  verlegte  1872  den  Sitz  der  Firma  nach  Zürich.  Erwähnt 
sei  in  diesem  kurzen  Zusammenhang,  dass  1878  eine  neue 
Filiale  in  Rio  de  Janeiro  errichtet,  dagegen  diejenige  in  Bahia 
mit  Rücksicht  auf  die  in  den  Umständen  eingetretenen  Wand- 
lungen Mitte  der  80er  Jahre  aufgehoben  wurde.  Bald 
nach  seiner  Rückkehr  in  die  Heimath  trat  Cramer  in  die 
Kaufmännische  Gesellschaft  Zürich  ein  und  wurde  in 
deren  Vorstand  gewählt.  Die  erste  öffentliche  Angelegenheit, 
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zu  der  er  das  Wort  ergriff,  war  die  Patent-  und  Muster« 
schutzfrage.  Seine  politische  Laufbahn  betrat  er  1881,  indem 
er  als  Abgeordneter  in  den  zürcherischen  Kantonsrath  ge- 
wählt wurde.  Zahlreich  und  berühmt  sind  seine  Schriften 
über  die  damals  schwebenden  volkswirtschaftlichen  Fragen. 
1880  schrieb  er  eine  Abhandlung  über  «Die  Eegulirung  des 
Banknoten wesens  in  der  Schweiz.»  1881  veröffentlichte  er 
weitere  finanzpolitische  Betrachtungen  über  «Die  Münzfrage», 
«Zum  Währungsstreit»,  «Diskontoerhöhungen»  etc.  Imfolgen- 
den Jahre  veröffentlichte  er  seine  Ideen  über  «den 'schwei- 
zerisch-französischen Handelsvertrag»;  «Annahme  oder  Ver- 
werfung». Oefters  wurde  er  auch  von  den  Regierungen  um 
sein  Gutachten  in  wichtigen  Angelegenheiten  angegangen,  so 
1882,  wo  er  sich  über  die  Motion  des  gegenwärtigen  Stände- 
rathes  Othmar  Blumer  betr.  den  Entwurf  eines  Gesetzes  betr. 
die  Sensale  auszusprechen  hatte.  Im  nämlichen  Jahre  ver- 
fasste  er  auch  das  Gutachten  der  vom  Begierungsrath  des 
Kantons  Zürich  bestellten  Expertenkommission  für  die  Revision 
des  Handelsvertrages  mit  Spanien.  Auf  Anfang  Januar  188$ 
wurde  durch  den  Tod  des  Herrn  Dr.  Alfred  Escher  ein  Sitz 
des  ersten  eidgenössischen  Wahlkreises  im  Nationalrath  frei 
und  Cramer-Frey  war  der  geeignetste  Mann,  in  den  volks- 
wirthschaftlichen  und  finanzpolitischen  Fragen,  die  die  Bundes- 
versammlung in  der  damaligen  Zeit  zu  erledigen  hatte,  ein 
Wort  mitzusprechen.  Er  wurde  von  der  liberalen  Partei  des 
ersten  Wahlkreises  portirt  und  am  21.  Januar  1883  mit  6998 
Stimmen  gegenüber  dem  demokratischen  Kandidaten  Direktor 
Frick  vom  Strickhof  auch  gewählt.  Cramer-Frey  war 
lange  Jahre  Präsident  des  Schweiz.  Handels-  und  Indu- 
strievereins und  führte  den  Vorsitz  der  Kaufmännischen 
Gesellschaft  Zürich.  Weitere  Schriften  seiner  Feder  sind: 
1885  «Zur  Reform  des  schweizerischen  Bankwesens»;  1889 
«Der  schweizerisch-italienische  Handelsvertrag»,  1894  «Der 
gegenwärtige  Stand  der  Münzfrage  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  schweizerischen  Verhältnisse».  In  Aller  Er- 
innerung sind  seine  Kundgebungen  gegen  die  schweizerische 
Staatsbank.  Er  war  ein  treuer  Mitarbeiter  der  «Neuen  Zürcher 
Zeitung»  und  hat  in  diesem  Blatte  in  jeder  wichtigen  wirth- 
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schaftlichen  Frage,  die  uns  bewegte,  seine  Artikel  veröffent- 
licht, die  allgemein  beachtet  und  viel  citirt  wurden.» 

Aus  der  waadtländischen  Deputation  in  der  Bundesver- 
sammlung starb  das  unzweifelhafte  geistige  Haupt  derselben 
seit  dem  Tode  Ruchonnets,  Nationalrath  Jordan-Martin. 
Ueber  seinen  Lebensgang  theilten  französisch-schweizerische 
Blätter  folgendes  mit:  ; 

«M.  Adolphe  Jordan,  ne"  ä  Granges  prös  Payerne,  oü  son 
pere  etait  geomötre,  fit,  au  sortir  du  collöge  de  Moudon,  ses 
etudes  de  forestier  ä  l'ecole  polytechnique  föderale,  puis  ä 
l'ecole  forestiöre  de  Nancy.  D'abord  forestier  d'arrondisse- 
ment  ä  Payerne  (1871),  il  fut  appele  en  1879  ä  la  direction 
generale  des  forets  du  canton,  oü  il  succeda  ä  M.  de  Saussure. 
En  1883,  le  defunt  a  represente  le  cercle  de  Moudon  au  Grand 
Conseil  dans  le  court  intervalle  qui  s'ecoule  entre  la  Consti- 
tution de  cette  assemblee  et  l'eiection  du  Conseil  d'Etat.  Entre" 
au  Conseil  d'Etat  le  13  novembre  1883,  il  y  a  dirige*  le  d6- 
partement  des  travaux  publics  et  a  revetu  ä  plusieurs  reprises 
la  charge  de  pr6sident  du  gouvernement.  M.  Jordan-Martin 
a  siege  au  Conseil  national  de  1881  k  1883  ;  il  le  quitta  apres 
l'adoption  du  dßcret  des  incomptabilitäs ,  fut  elu  plus  tard 
au  Conseil  des  Etats,  dont  il  fut  pr£sident  en  1895,  et  rentra 
en  1896  au  Conseil  national  aprös  la  retraite  de  M.  Viquerat« 
Le  defunt  etait  colonel  d'infanterie  depuis  1891,  ä  disposition, 
inembre  du  conseil  d'administration  du  Jura-Simplon  et  du 
comite  central  du  parti  radical  suisse.» 

Aus  unserem  eigenen  St.  Gallischen  Wahlkreis  starb  Na- 
tionalrath und  Oberst  Berlinger,  über  welchen  der  Nachruf 
eines  nicht  sanktgallischen  Blattes,  wie  folgt,  lautete: 

«Oberst  Berlinger  war  zweifellos  der  genialste  und  zugleich 
populärste  der  gegenwärtigen  schweizerischen  Truppenführer. 
Von  der  Pike  auf  dienend,  hatte  er  rasch  die  militärischen 
Chargen  durchlaufen,  und  je  höher  er  stieg,  desto  mehr  kamen 
seine  seltenen  Eigenschaften  zur  Geltung.  Eine  militärische 
Bravourleistung  war  insbesondere  sein  Kommando  im  Truppen- 
zusammenzug  zu  Anfang  September  1891.    Er  führte  damals 
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die  7.  Division  gegen  die  6.  in  der  Gegend  von  Wil-Frauen- 
feld  und  brachte,  dank  eines  mit  geradezu  genialem  strate- 
gischem Scharfblick  durchgeführten  Nachtmarsches,  seinem 
Gegner  eine  Niederlage  bei,  von  welcher  sich  derselbe  im 
Ernstfalle  kaum  wieder  erholt  hätte.  Als  Truppenführer 
wurde  Oberst  Berlinger  namentlich  seine  geradezu  erstaun- 
liche Terrainkenntniss  nachgerühmt,  die  ihren  Grund  wesentlich 
in  einem  ausserordentlich  scharfen  Gedächtniss  und  leichtem 
Auffassungsvermögen  hatte.  Er  brauchte  eine  Gegend  nicht 
zweimal  zu  rekognosciren,  um  sie  zu  kennen,  wie  seine  eigene 
Bocktasche.  Wohl  kaum  einen  zweiten  Offizier  gibt  es  im 
Schweizerland,  der  ihm  in  den  topographischen  Kenntnissen 
über  war.  Seine  Vorträge,  die  er  in  Offiziersgesellschaften 
hielt,  waren  Muster  von  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit.  Die 
Armee  muss  man  bedauern,  die  einen  solchen  Führer  verlor, 
der  nie  vergass,  dass  ihr  einziger  Zweck  die  Vertheidigung 
des  Vaterlandes  ist.  Um  Oberst  Berlinger  trauern  wir  aber 
auch,  weil  mit  ihm  ein  braver,  treuer  und  pflichtbewusster 
Bürger,  ein  aufrechter,  gerader  und  tapferer  Mann  dahin  ge- 
gangen. Er  besass  die  Tugenden,  welche  den  freiheitsstolzen 
Republikaner  zieren.» 

Berlinger  war  ein  sehr  tröstliches  Beispiel  dafür,  dass 
auch  in  heutiger  Zeit  wirkliches  Verdienst  auch  ohne  vielKe- 
klame  und  Streberei  doch  zur  Geltung  kommt,  und  dass  die  Macht 
der  Presse  lange  nicht  so  gross  ist,  als  sie  oft  von  ihren 
Vertretern  geschildert  wird.  Man  las  viel  weniger  von  ihm  in 
den  Zeitungen  als  von  sehr  vielen  Andern,  und  doch  wusste 
Jedermann  ganz  gut,  was  man  an  ihm  besass. 

Am  15.  Dezember  des  vergangenen  Jahres  noch  starb 
der  frühere  Bundesrath  Numa  D  r  o  z  von  Chaux-de-Fonds, 
bloss  55  Jahre  alt,  nachdem  er  schon  in  sehr  jungen  Jahren 
aus  einfachen  Arbeiterverhältnissen  zu  einer  glänzenden  poli- 
tischen Laufbahn  aufgestiegen  war.  Der  grösste  Moment  seines 
Lebens  war  der  Kampf  gegen  Bismarck  in  dem  Wohlgemuth- 
handel,  den  er  mit  allen  Ehren  und  mit  grosser  Geschicklichkeit 
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ausfocht.  Sein  Tod  erfolgte  durch  Ueberanstrengung  dos 
Gehirns,  was  in  solchen  erfolgreichen  Laufbahnen  von  «seif- 
made  men »  häufig  vorkommt ,  insofern  nicht  eine  sehr 
tiefgründige  philosophische,  oder  religiöse  Bildung  das 
Gegengewicht  gegen  ein  rastloses  Vorwärtsstreben  bildet.  Von 
seinen  schriftlichen  Arbeiten  werden  ihn  am  längsten  die 
Wohlgemuth-Depeschen  gegen  Bismarck  überleben,  die  noch 
nicht  publizirt  sind.  Das  Uebrige  sind  meistens  einzelne 
Aufsätze  über  Tagesfragen,  die  er  in  Zeitungen,  oder  in  der 
«Bibliothöque  universelle»  zu  veröffentlichen  pflegte.  Sie  sind 
noch  von  ihm  selbst  in  zwei  Bänden  unter  dem  Titel  «Etudes  et 
portraits  politiques  et  essais  economiques»  gesammelt  worden. 
Endlich  starb  noch  von  politischen  Persönlichkeiten  der 
Senior  des  Nationalrathes  und  der  gesammten  Bundesver- 
sammlung, Nationalrath  Wilhelm  Joos,  von  Schaffhausen. 

Dr.  Joos  war  1821  geboren  und  gehörte  seit  1863  un- 
unterbrochen dem  Nationalrathe  an.  Er  hatte  vorher  in 
Amerika  als  Arzt  praktizirt  und  dort  viele  seiner  modernen 
Ideen  geholt,  leider  aber  auch  ein  gewisses  amerikanisches 
Wesen,  das  für  unsere  Verhältnisse  nicht  immer  anwendbar  er- 
scheint. Er  war  beispielsweise  der  einzige  Repräsentant  des 
schweizerischen  Volkes,  der  sich  seinen  Wählern  selbst  empfahl. 
Wir  haben  das  nie  originell  finden  können,  weil  er  diese  Sitte 
von  Amerika  importirte,  wo  sie  ja  mit  der  grössten  Unver- 
frorenheit geübt  wird.  Diese  amerikanische  Seite  des  Wesens 
von  Joos,  die  Neigung  beständig  auf  irgend  eine  Art  von  sich 
reden  zu  machen,  mitunter  selbst  um  den  Preis  eines  gewissen 
Kopfschütteins,  war  uns  nicht  ganz  sympathisch  bei  demselben, 
während  sonst  in  ihm  ein  sehr  guter  patriotischer  Kern  und 
viel  wirkliche  Bildung  steckte,  Joos  war  bei  weitem  das 
älteste  Mitglied  der  beiden  Eäthe  gewesen;  seit  seinem  Tode 
befinden  sich  im  Nationalrath   nur   noch  drei  Mitglieder  von 
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Über  70  Jahren,  im  Ständerath  gar  keines;   ebensowenig  im 

'   4  I  .  •  "y         •  ■  *  •  I  1  •      I    •  I    '  ". 

Bundesrath. 

Am  5.  Dezember  vorigen  Jahres  noch  verstarb  in  Genf 
ein  eigentümlicher  Religionsphilosoph,  Cäsar  Mal  an.  Seine 
Auseinandersetzungen  haben  alle  etwas  in  der  Sprache  Schwer- 
fälliges und  im  Ganzen  genommen  wenig  Verständliches,  aber 
der  Geist,  der  darin  verborgen  liegt,  ist  der  richtige  und  zielt 
darauf,  aus  dem  Christenthum  wieder  eine  wirkliche,  lebens- 
volle individuelle  Ueberzeugung  zu  machen,  statt  einer  bloss 
dogmatischen  Theologie,  wie  es  gerade  in  Genf  allzu  lange 
und  mit  der  bekannten  Wirkung  auf  die  Grosszahl  der  dor- 
tigen Bevölkerung  der  Fall  gewesen  ist.  Schade,  dass  dieser 
Mann,  nach  kurzer  pastoraler  Thätigkeit  im  Ausland,  seit 
fast  einem  halben  Jahrhundert,  als  blosser  Privatmann  ohne 
irgend  eine  regelmässige  öffentliche  Thätigkeit  lebte;  die 
Notwendigkeit  sich  einem  grössern  Kreise  seiner  Mitbürger 
verständlich  zu  machen,  würde  ihn  zu  einem  ausserordent- 
lichen Werkzeug  im  Eeiche  Gottes  gemacht  haben,  während 
er  so  eine  blosse  Merkwürdigkeit  von  Genf  für  nicht  zahl- 
reiche Freunde  und  Liebhaber  solcher  persönlich  ausgezeich- 
neter Menschen  geblieben  ist. 

Ende  Oktober  d.  J.  starb  in  Neuchätel  Frede>ic  G  o  d  e  t, 
Professor  der  Theologie,  einer  der  «drei  Päpste  der  französi- 
schen protestantischen  Schweiz»,  wie  man  sie  öfter  genannt 
hat,  von  denen  nun  bloss  Einer  mehr  lebt. 

«N6  le  25  octobre  1812,  ä  Neuchätel,  M.  Godet  fit  ses 
6tudes  dans  sa  ville  natale,  ä  Berlin  et  ä  Bonn.  Consacre 
en  1836,  vicaire  du  pasteur  de  Valangin  en  1837,  le  defunt 
fut,  de  1838  ä  1844,  precepteur  du  prince  häritier  de  Prusse. 
En  1850,  M.  Fr6d6ric  Godet  fut  nomm6  professeur  d'exägese 
ä  la  Faculte*  de  thäologie  de  Neuchätel.  II  fut  pasteur  dans 
cette  ville  de  1851  ä  1866.  II  recut  le  diplöme  de  docteur 
en  th6ologie   de  l'Universite   de  Bäle   en  1868.     M.  Fröderic 
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Godet  a  publik  divers  ouvrages  qui  ont  port6  son  nom  bien 
au-delä  de  nos  frontieres:  «Histoire  de  la  Reformation  et  da 
Befuge  dans  le  pajs  de  Neuchätel»,  1859:  «Commentaire  sur 
l'Evangile  de  Jean»  (1863  ä  1865);  «Commentaire  sur  l'Evan- 
gile  de  Luc»,  1871 ;  «Examen  des  principales  questions  cri- 
tiques  soulevees  par  le  sujet  du  quatrieme  övangile»,  1865; 
«Conferences  apologötiques»,  1869.» 

Endlich  starb  am  11.  März  d.  J.  ziemlich  rasch  und  in 
noch  nicht  vorgerücktem  Alter  der  Professor  der  Theologie 
Emil  B 1  ö  s  c  h  in  Bern,  Sohn  des  bekannten  konservativen 
Staatsmannes.  Er  war  ein  sehr  gediegener  Geist,  der  von 
seinem  Vater  auch  grosses  politisches  Interesse  geerbt  hatte, 
und  einer  jener  Historiker,  die  nicht  bloss  sklavisch  an  der 
sogen.  Objektivität,  auf  Grund  von  vorhandenen  Aktenstücken, 
kleben,  sondern  auch  durch  allgemeine  Bildung  den  Geist 
der  Zeiten  verstehen,  und  zu  ergänzen  wissen,  was  die  An- 
beter des  Buchstabens  unberührt  lassen,  oder  oft  sogar  ab- 
sichtlich zu'  verschleiern  suchen.  Ein  wahrer  Historiker  kann 
•der  Intuition,  die  allerdings  durch  gründliche  Bildung  vor 
Abwegen  gesichert  sein  muss,  nicht  entbehren  und  die  jetzige 
«Objektivität»  ist  oft  für  das  Verständniss  früherer  Perioden 
"weniger  lehrreich,  als  die  stärkste  Subjektivität  in  der  Art 
von  Carlyle.  Ueber  seine  Lebensverhältnisse  sagte  ein  Nach- 
ruf folgendes :  «Emil  Blösch  war  der  dritte  Sohn  des  hervor- 
ragenden bernischen  Staatsmanns  der  40er  und  50er  Jahre, 
Eduard  Eugen  Blösch  von  Biel  und  der  Eosina  Elisabeth, 
Tochter  des  Stadtschreibers  J.  Ludwig  Schnell  von  Burg- 
,dorf,  und  wurde  am  11.  Januar  1838  an  letzterm  Orte 
geboren.  Burgdorf  ertheilte  der  Familie  im  November  1846 
das  Bürgerrecht  und  unser  nun  heimgegangene  Freund 
erhielt  dasselbe  vor  circa  10  Jahren  auch  von  der  Stadt  Bern 
geschenkt.  Emil  Blösch  studirto  Theologie  und  wirkte  Anfangs 
der  70er  Jahre  als  Pfarrer  in  Laupen.  Ueber  seine  theologische 
Stellung  gestatten  wir  uns  kein  Urtheil,  sondern  begnügen 
uns  damit,    dass  wir   ihn   als    einen    durchaus    selbständigen 
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Denker  und  einen  gedigenen  religiösen  Charakter  bezeichnen, 
dem  es  jederzeit  mehr  um  das  Werk  des  Guten,  als  um  das 
Gerede  darüber  zu  thun  war.  Seinem  besondern  Geschick 
und  seinen  Neigungen  entsprechend,  wandte  er  sich  schon  frühe 
der  vaterländischen  Geschichtforschung  und  Geschichtschreibung 
zu.  Als  er  noch  in  Laupen  war,  begann  er  mit  dem  Studium 
der  Geschichte  dieses  historisch  so  interessanten,  alten  Ortes 
und  dessen  Umgebung.  Einen  geachteten  Namen  machte  er 
sich  dann  durch  die  Bearbeitung  der  Biographie  seines  Va- 
ters, womit  er  in  geistreicher  Weise  die  Geschichte  Berns 
von  1830—1860  verknüpfte.  Die  grössern  Werke,  mit  denen 
sein  Name  verknüpft  bleiben  wird,  sind  ausser  den  «Fontes 
rerum  bernensium»,  die  vom  Staatsschreiber  von  Stürler  be- 
gonnen, Blösch  zum  Fortsetzer  hatten,  seine  Geschichte  der 
schweizerischen  reformierten  Kirchen  und  die  Publikation 
der  Chronik  des  Valerius  Anshelm,  ferner  «Die  geschichtliche 
Entwicklung  der  Stadt  Bern  zum  Staat»,  enthalten  in  der 
Festschrift  von  1891.  Nach  Einführung  des  neuen  bernischen 
Kirchengesetzes  von  1874  trat  Blösch  vom  Pfarramte  zurück. 
Er  wurde  Archivar  im  Staatsarchiv,  später  Oberbibliothekar 
der  so  reichhaltigen  Stadtbibliothek  und  Professor  für  schwei- 
zerische Kirchengeschichte  an  der  Universität.» 

Wir  glauben  unsererseits  nicht,  dass  er  als  Theologe  ein 
gerade  sehr  tiefgründiges,  oder  höchst  persönliches  Verhältniss 
zu  dem  wahren  Christenthum  besessen  hatte,  dagegen  war  er  als 
Historiker  ein  Mann  von  grosser  Klarheit  in  der  Auffassung  und 
Unparteilichkeit  in  der  Beurtheilung.  Seine  eigentliche  Be- 
gabung und  eigentliche  Neigung  wäre,  wie  wir  es  persönlich  oft 
zu  bemerken  Gelegenheit  hatten,  die  aktive  Politik  gewesen, 
von  welcher  er  durch  seine  äusseren  Lebensverhältnisse  leider 
ausgeschlossen  blieb.  Das  lebhafte,  tief  patriotische  Interesse 
dafür  blieb  ihm  aber  stets  in  Archiv  und  Bibliothek,  was 
nicht  bei  allen  Menschen  in  gleicher  Lage  der  Fall  ist.  Die 
Erklärung  dafür  liegt  vielleicht  in  dem  Worte  von  Bischof 
Westcott:  «The  Vision  of  the  ideal  guards  monotony  of  work 
from  becoming  monotony  of  life.» 
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Möchte  das  Anfangsjahr  des  20.  Jahrhunderts  eine  An- 
zahl von  Schweizerknaben  in  das  Leben  gerufen  haben,  welche 
diese  bedeutenden  Abgänge  einst  ersetzen.  Wir  werden  sie 
bis  dahin  dringend  nöthig  haben. 


Wir  schliessen  das  Jahrbuch  mit  den  Reden,  welche  bei 
dem  Empfang  des  Präsidenten  Krüger  am  22.  November  in 
Marseille  gehalten  wurden  und  vielleicht  ebenso  lange  in  der 
Erinnerung  der  Menschen  verbleiben  werden,  als  das  berühmte 
Freiheitslied,  welches,  obwohl  nicht  dort  entstanden,  doch  dort 
zuerst  gesungen  wurde  und  daher  mit  Recht  den  Namen  der 
uralten,  stets  die  Freiheit  liebenden  Phokäerkolonie  trägt. 
Für  uns  ist  es,  neben  dem  erhebenden  Gefühl,  dass  man  doch 
in  Frankreich  noch  die  Wahrheit  sagen  darf,  ein  bitterer 
Schmerz,  dass  diese  Reden  auf  immer  ein  schwarzes  Blatt  in 
der  Geschichte  eines  Staates  bilden  werden,  dem  bisher  unsere 
ganze  Sympathie  gehört  hatte.  Es  wird  das  Alles  auch  das 
Gefühl  des  grössten  und  besten  Theils  der  schweizerischen 
Bevölkerung  sein. 

Rede  des  Senators  Fauliat. 

«Je  pourrais  möme  dire  sans  crainte  d'etre  de*menti,  que 
je  puis  ägalement  vous  souhaiter  la  bienvenue  au  nom  de 
l'Angleterre  elle-möme,  attendu  que,  dans  ce  pays,  tout 
ce  qu'il  y  a  d'intelligence  et  de  savoir,  tout  ce  qui  me>ite  de 
compter  dans  une  soeiätä,  en  un  mot  tous  les  hommes  de 
conscience,  de  droiture  et  de  justice  se  desolent  et  se  deman- 
dent  avec  tristesse,  par  quell  es  abominables  et  dia- 
boliques  machinations  leur  patrie,  jusque-l& 
vön6r6e  comme  le  Champion  du  droit  et  del'6quite, 
a  bien  pu  §tre  entrainöe  ä  cette  guerre  sauvage  qui 
ensanglante  l'Afrique  du  Sud. 

Le  monde  entier,  monsieur  le  pr6sident,  assiste  avec 
Indignation  ä  tout  le  mal  qui  vous  est  fait  lä-bas  et  applau- 
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dit  .&  votre  h^roique  räsistance.  Mais  il  y  a  des  limites  que 
l'iniquitä,  quels  que  soient  les  forces  et  les  moyens  dont  eile 
dispose,  est  impuissante  ä  francliir. 

Aussi,  en  depit  de  toutes  les  apparences,  avons-nous  une 
foi  obstinäe  dans  le  triomphe  final  des  deux  Bepubliques. 
Alors  meme  que  les  gouvernements,  retenus  par  im  excös  de 
prndence  ou  par  des  preoccupations  egoi'stes,  continueraient  ä 
ne  rien  faire  en  vue  de  mettre  un  terme  ä  l'effusion  du  sang, 
notre  opinion  est  qu'il  n'y  aurait  pas  lieu  de  desesperer. 

La  force  des  choses  est  visiblement  avec  vous. 
La  colonie  du  Cap,  dont  le  Transval  et  l'Etat  d'Orange  sont 
les  deux  rameaux  les  plus  vivants  et  les  plus  vigoureux,  a 
6t6  formte  ä  son  origine  par  deux  pays:  la  Hollande,  dont 
la  fiere  devise  est:  «Je  maintiendrai»,  et  la  France  qui  a  celle 
de:  «Aide-toi,  le  ciel  t'aidera». 

L'inßpuisable  Energie  dont  le  peuple  boer  donne  l'exemple 
montre  ä  quel  point  Tarne  des  deux  races  l'anime. 

En  persevörant,  en  tenant  bon,  en  vous  inspirant  de  la 
grande  Eepublique  des  Etats- Unis,  qui,  eile  aussi,  au  siöcle 
dernier,  dut  lutter  longtemps  pour  conquerir  son  ind6pendance, 
vaus  fournissez  ä  la  justice  6ternelle  le  temps  d'in- 
tervenir.  Elle  ne  vous  fera  pas  defaut.» 

Bede  des  Präsidenten  Erüger. 

«Je  reinercie  le  president  du  comitö  de  Marseille  et  du 
comite*  de  Paris  pour  l'indöpendance  des  Boers,  de  leurs 
souliaits  de  bonheur  et  de  bienvenue. 

Je  remercie  aussi  la  foule  de  ses  acclamations  innombrables 
que  je  vais  retrouver,  m'a-t-on  dit,  dans  toute  cette  France 
que  je  vais  parcourir. 

Je  suis  heureux  de  mettre  le  pied  sur  une  terre  de 
libertö,  sur  un  sol  libre  oü,  je  le  sens  bien,  je  puis  parier 
comme  un  hoinme  libre. 

Je  remercie  aussi  le  gouvernement  des  preuves  de  Sym- 
pathie qu'il  me  donne  en  meine  temps  qu'ä  mon  peuple  en 
m'accueiliant  avec  la  cordialit6  qu'il  me  promet. 

Quoique  en  deuil,  j'accepte  volontiers  vos  acclamations 
populaires  comme  le  temoignage  des  sympathies  de  la  France. 
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C'est  une  guerre  terrible  qu'on  nous  livre,  et  depuis 
l'expedition  de  Jameson,  qui  avait  voulu  s'emparer  des  deux 
republiques  sans  tirer  un  coup  de  fusil,  je  n'ai  jamais  cessä 
de  räclamer  l'arbitrage  des  nations.  On  me  l'a  toujours  refus6. 
Et  cependant,  je  crois  que,  si  FAngleterre  avait  6t6  mieux 
inform6e,  eile  l'eftt  accept£. 

La  guerre  qn'on  nous  fait  est  une  guerre  de 
barbares.  J'ai  assistä  ä  des  guerres  de  barbares  et  je  n'ai 
jamais  vu  se  commettre  des  barbaries  aussi  epouvantables 
que  Celles  qui  se  commettent  chaque  jour  chez  nous. 

On  brüle  nos  fermes  qui  nous  avaient  donne  tant  de 
peine  a  construire;  on  chasse  les  femraes,  dont  les  maris  sont 
-a  la  guerre  et  on  les  separe  brutalement  de  leurs  enfants 
qu'on  prive  de  pain  et  du  necessaire. 

Mais,  quoiqu'on  fasse,  nous  ne  nous  rendrons  jamais.  Nous 
-combattrons  jusqu'au  bout.  La  justice  des  hommes  pourra 
peut-etre  nous  manquer,  mais  nous  comptons  sur  celle 
de  Dien. 

Si  le  Transval  et  l'Orange  devaient  perdre  leur  in- 
däpendance,  c'est  que  le  peuple  boer  serait  mort  tout  entier 
avec  les  femmes  et  les  enfants. 

Nous  ne  nous  rendrons  jamais!» 


Beilagen. 


Beilage  I. 

Rede  des  Herrn  Bundesrath  Zemp, 

Vorstehers  des  schweizerischen  Post-  und  Eisenbahndepartements, 
an  den  versammelten  Weltpostkongress 

(2.  Juli  1900.) 

«Hochverehrte  Herren!  Der  schweizerische  Bundesrath 
war  eingedenk  der  Thatsache,  dass  am  9.  Oktober  1899  das 
erste  Yierteljahrhundert  abgeflossen  ist,  seitdem  hier  in  Bern 
die  bevollmächtigten  Vertreter  von  22  Staatsregierungen  den 
internationalen  Vertrag  des  allgemeinen  Postvereins  unter- 
zeichnet haben.  Daher  und  weil  der  Kongress  von  1874  dem 
Schweizerischen  Bundesrathe  die  ehrenvolle  Aufgabe  anver- 
traut hat,  das  Internationale  Bureau,  das  dauernde  Organ 
des  Vereines  unter  seinen  Schutz  zu  nehmen,  glaubte  der 
Bundesrath,  den  ersten  Lebensabschnitt  nicht  zu  Ende  gehen 
lassen  zu  sollen,  ohne  die  Gründung  des  Weltpostvereins  in 
die  Erinnerung  zu  rufen  und  den  Tag  derselben  angemessen 
zu  feiern.  Eine  würdige  Jubiläumsfeier  aber  ohne  die  Zu- 
stimmung und  die  Mitwirkung  der  betheiligten  Regierungen 
schien  dem  Bundesrathe  nicht  thunlich  zu  sein.  Er  gestattete 
sich  daher  im  vorigen  Jahre,  durch  ein  Cirkularschreiben  an 
die  hohen  Regierungen  aller  Vereinsstaaten  diesen  von  seinem 
Vorhaben,  in  diesem  Jahre  das  fünfundzwanzigjährige  Jubiläum 
des  Weltpostvereins  feierlich  zu  begehen,  Kenntniss  zu  geben 
sie  um  ihre  Zustimmungen  zu  ersuchen  und  sie  gleichzeitig 
einzuladen,  in  geeigneter  Weise  sich  bei  der  Feier  vertreten 
zu  lassen.  Die  Ansprache  erfreute  sich  des  allerbesten  Er- 
folges. Sämmtliche  Regierungen  des  Weltpostgebietes  erklärten 
ihre  vorbehaltlose  Zustimmung  und  alle  bis  auf  einige  der 
entferntesten  Länder  haben  Delegationen  zur  heute  beginnenden 
Jubiläumsfeier  nach  Bern  gesendet.  Auch  die  bei  uns  akkre- 
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dirten  diplomatischen  Vertreter  erweisen  uns  die  hohe  Ehre, 
in  unserer  Mitte  zu  erscheinen.  Ebenso  sind  viele  andere 
hochgestellte  Männer,  an  welche  der  Bundesrath  die  Einladung 
ergehen  Hess,  herbeigeeilt,  um  an  diesem  Ehrentag  dem  Welt- 
postverein zu  huldigen. 

Im  Namen  des  schweizerischen  Bundesratlies  heisse  ich 
Sie  alle,  hochverehrte  Herren,  warm  willkommen  und  herzlich 
gegrüsst!  Ich  danke  Ihnen  im  Namen  des  Bundesrathes,  im 
Namen  unserer  Hauptstadt,  im  Namen  der  schweizerischen 
Nation  für  die  Ehre  Ihrer  hochschätzbaren  Theilnahme.  Unser 
Festprogramm  ist  einfach  gehalten. 

Unser  Wunsch  ist,  die  hohen  Gäste  mit  Land  und  Leuten 
unserer  kleinen  aber  eigenartigen  Heimath  näher  bekannt  zu 
machen.  Sie  werden  überdies  nicht  unterlassen,  einander 
näher  zu  treten,  den  hehren  Gedanken,  dass  der  Weltpost- 
verein das  grösste  Friedens  werk  darstellt,  welches  die  Geschichte 
geboten,  aufzufrischen  und  neue  EntSchliessungen  zum  Vor- 
theile  des  Vereines  zu  fassen.  Wenn  solcher  Erfolg  unsere 
Jubelfeier  krönt,  so  ist  die  vornehmste  unserer  Erwartungen 
erfüllt. 

Ich  erachte  den  Anlass  als  gegeben,  einen  raschen  Gang 
durch  die  Geschichte  des  Weltpostvereins  zu  machen.  Die 
Thatsachen,  welche  ich  anführen  werde,  sind  Ihnen,  hoch- 
verehrte Herren,  wohl  bekannt,  sie  sind  aber  so  werthvoll, 
dass  eine  summarische  Zusammenfassung  derselben  einigen 
Werth  haben  dürfte. 

Die  ersten  Versuche,  den  internationalen  Postverkehr 
auf  einheitlichen  Grundlagen  zu  organisiren,  sind  dem  Leiter 
der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
dem  Postmaster  general  Blair  zu  verdanken,  welcher  am 
4.  August  1862  in  einer  Note  die  Idee  entwickelte,  dass  es 
wünschbar  wäre,  in  einer  Konferenz  von  Delegirten  ver- 
schiedener Staaten  über  die  Vereinfachung  und  Verbesserung 
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des  internationalen  Postverkehrs  zu  berathen.  Der  Wurf 
gelang.  In  einer  Konferenz,  welche  am  11.  Mai  1863  in 
Paris  eröffnet  wurde  und  an  welcher  die  Delegirten  von  14 
Staaten  Antheil  nahmen,  einigte  man  sich  auf  einige  all- 
gemeine Grundsätze,  nach  welchen  internationale  Postverträge 
abgeschlossen  werden  könnten,  wobei  aber  verstanden  war, 
dass  kein  Staat  an  die  Befolgung  derselben  gebunden  sei. 
Hatte  die  Pariser  Konferenz  von  1863  vorzugsweise  das 
Verdienst,  zu  zeigen,  dass  eine  Einigung  mehrerer  Staaten 
über  Grundsätze  für  den  Postbetrieb  möglich  ist,  so  gebührt 
dem  Generalpostmeister  des  Norddeutschen  Bundes,  Herrn 
Stephan,  der  Ruhm,  die  Gründung  des  Weltpostvereins  und 
gleichzeitig  diejenigen  eingreifenden  Reformen  im  Postwesen 
in  Vorschlag  gebracht  zu  haben,  die  inzwischen  von  fast 
allen  civilisirten  Staaten  der  Erde  angenommen  worden  sind 
und  die  feste  Grundlage  bilden  für  die  künftige  Fortent- 
wicklung des  postalischen  Verkehrs  der  Nationen.  Herr 
Stephan  hat  im  Jahre  1868  seine  Ideen  in  einer  Denkschrift 
niedergelegt  und  die  Einberufung  eines  Postkongresses  an- 
geregt. Der  Schweizerische  Bundesrath,  dafür  ersucht,  erliess 
am  1.  September  1873  die  Einladung  an  die  Regierungen  der 
europäischen  Staaten  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zur  Beschickung  eines  Kongresses  in  Bern,  mit  der  gleich- 
zeitigen Kenntnissgabe  eines  Entwurfes  zu  einem  Postver- 
trage, dessen  Grundzüge  der  Denkschrift  des  Herrn  Stephan 
entnommen  waren. 

Der  Kongress  wurde  am  15.  September  1874  im  äussern 
Standesrathhaus  in  Bern  eröffnet.  22  Regierungen  Hessen 
sieb  durch  38  Bevollmächtigte  vertreten,  nämlich  die  Re- 
gierungen von:  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Aegypten, 
Frankreich,  Griechenland,  Grossbritannien,  Italien,  Luxem- 
burg, Niederlande,  Norwegen,  Oesterreich,  Portugal,  Rumänien, 
Russland,  Schweden,  Schweiz,  Serbien,  Spanien,  Türkei, 
Ungarn  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Schon 
am  9.  Oktober  1874   war   die  Einigung   auf  der  Basis  des 
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Vertragsentwurfes  erzielt.  Der  Austausch  der  Ratifikationen 
fand  am  5.  Mai  1875  in  Bern  statt.  Der  Vertrag  trat  am 
1.  Juli  1875,  gegenüber  Frankreich  am  1.  Januar  1876  in 
Kraft. 

Die  bedeutendsten  Bedingungen  des  Vertrages  sind  fol- 
gende: Alle  am  Vertrage  theilnehmenden  Länder  bilden  ein 
einziges  Postgebiet  mit  dem  Namen  Allgemeiner  Postverein. 
Der  Vertrag  betrifft  solche  Briefe,  Postkarten,  Bücher,  Zei- 
tungen und  andere  Drucksachen,  Waarenproben  und  Geschäfts- 
papiere, welche  aus  einem  der  Vereinsländer  herrühren  und 
nach  einem  andern  bestimmt  sind.  Für  die  Beförderung  der 
Gegenstände  gelten  Einheitstaxen.  Jede  Verwaltung  behält 
unverkürzt  die  von  ihr  erhobenen  Taxen,  es  wird  daher  über 
diese  eine  Abrechnung  nicht  stattfinden.  Im  gesammten  Post- 
gebiete ist  die  Transiteinheit  gewährleistet.  Das  Transitland 
bezieht  eine  Transitgebühr,  deren  zulässiger  Höchstbetrag 
im  Vertrag  fixirt  ist.  Die  Bestimmungen  des  Vertrages  be- 
rühren weder  die  innere  Postgesetzgebung  jeden  Gebietes, 
noch  beschränken  sie  die  Befugnisse  der  vertragschliessenden 
Theile,  Verträge  unter  sich  bestehen  zu  lassen  und  neue  zu 
schliessen.  Unter  dem  Namen  «Internationales  Bureau  des 
Allgemeinen  Postvereines»  wird  eine  Centralstelle  errichtet, 
welche  unter  der  obern  Leitung  einer  durch  den  Kongress 
zu  bestimmenden  Postverwaltung  steht.  Dieses  Bureau  erhält 
die  Aufgabe,  die  den  internationalen  Postverkehr  betreffenden 
dienstlichen  Mittheilungen  zusammenzustellen,  zu  veröffent- 
lichen und  zu  vertheilen,.  in  streitigen  Fragen  auf  Verlangen 
der  Betheiligten  sich  gutachtlich  zu  äussern,  Anträge  auf 
Abänderung  des  Reglements  einzubringen,  angenommene 
Aenderungen  bekannt  zu  geben,  die  internationale  Abrechnung 
zu  erleichtern  und  überhaupt  sich  mit  denjenigen  Gegen- 
ständen und  Aufgaben  zu  beschäftigen,  welche  ihm  im  Interesse 
des  Postvereins  übertragen  werden.  Meinungsverschieden- 
heiten zwischen  zwei  oder  mehreren  Mitgliedern  des  Vereins 
über  die  Auslegung  des  gegenwärtigen  Vertrages  sollen  durch 
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ein  Schiedsgericht  ausgetragen  werden,  zu  welchem  jede  der 
betheiligten  Verwaltungen  ein  anderes  bei  der  Angelegenheit 
nicht  beteiligtes  Vereinsmitglied  wählt.  Denjenigen  über- 
seeischen Ländern,  welche  dem  Verein  noch  nicht  angehören, 
ist  der  Eintritt  in  denselben  gestattet.  Zur  weitern  Aus- 
bildung des  Vereins,  zur  Einführung  noth wendig  befundener 
Verbesserungen  und  zur  Erörterung  gemeinsamer  Angelegen- 
heiten soll  mindestens  alle  drei  Jahre  ein  Kongress  von  Be- 
vollmächtigten der  im  Vertrage  betheiligten  Länder  zusammen- 
treten. 

*  * 

* 

Mit  der  Einrichtung  des  internationalen  Bureaus  hat  der 
Kongress  am  9.  Oktober  1874  die  oberste  schweizer.  Post- 
behörde, das  ist  den  Bundesrath,  beauftragt.  Die  definitive 
Einrichtung  des  Bureaus  fand  am  15.  September  1875  statt. 
Ueberdies  verfügte  der  Kongress  in  der  Ausführungsüber- 
einkunft, dass  das  internationale  Bureau  mit  Hülfe  des  zu 
seiner  Verfügung  gestellten  Materials  eine  besondere  Zeit- 
schrift in  deutscher,  englischer  und  französischer  Sprache^ 
herausgebe.  Die  erste  Nummer  dieser  Zeitschrift  «l'Union 
Postale»  erschien  am  1.  Oktober  1875. 

Am  2.  Mai  1878  wurde  in  Paris  der  zweite  Postkongress 
eröffnet  und  dauerte  bis  4.  Juni.  Es  waren  33  Staaten  aus 
vier  Welttheilen  durch  55  Bevollmächtigte  vertreten.  Der 
Kongress  revidirte  den  Postvereinsvertrag  vom  9.  Oktober 
1874,  indem  einige  noth  wendig  befundene  Aenderungen  an- 
gebracht und  Ergänzungen  beigefügt  wurden.  Der  Vertrag 
erhielt  den  Namen  Weltpostvertrag  und  der  Verein  den  Namen 
Weltpostverein.  Im  Uebrigen  ist  aus  dem  Vertrage  hier  her- 
vorzuheben: Die  verschiedenen  Verwaltungen  können  ausser 
über  solche  Fragen,  welche  nicht  den  Verein  in  seiner  Ge- 
sammtheit  berühren,  die  nöthigen  Uebereinkommen  unter  sich 
treffen,  vorausgesetzt  immerhin,  dass  die  betreffenden  Verein- 
barungen mit  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages 
nicht   im  Widerspruch   stehen.    Der  Beitritt  zum  Weltpost- 
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verein  solcher  Länder,  welche  ihm  noch  nicht  angehören, 
wird  erleichtert,  indem  die  diplomatisch  vermittelte  Beitritts- 
erklärung an  die  schweizerische  Regierung  und  die  Kenntniss- 
gabe  seitens  der  letztern  an  die  Vereinsstaaten  als  genügend 
angesehen  wird.  Der  Znsammentritt  des  Kongresses  findet 
alle  fünf  Jahre  statt.  Inzwischen  können  Administrativ- 
konferenzen angeordnet  werden.  Der  Weltpostvertrag  wurde 
in  Paris  am  1.  Juni  1878  unterzeichnet  und  auf  1.  April  1879, 
nach  inzwischen  erfolgten  Ratifikationen,  in  Kraft  erklärt. — 
Im  Anschluss  an  den  Weltpostvertrag  und  in  Anwendung 
der  durch  denselben  festgestellten  Befugniss  schlössen  die 
Bevollmächtigten  einiger  Vereinsländer  am  1.  und  4.  Juni  1878 
In  Paris  zwei  Uebereinkünfte  betreffend  den  Austausch  von 
Briefen  mit  deklarirtem  Werthe  und  den  Austausch  von 
Geldanweisungen.  Am  3.  November  1880  auf  einer  Post- 
konferenz in  Paris  folgte  der  Vertrag  der  europäischen 
Staaten  (Griechenland  ausgenommen)  und  Aegypten,  Britisch 
Indien  und  Kanada  betreffend  den  Austausch  von  Postpaketen 
ohne  Werthangabe  (Colis  postaux). 

Der  dritte  Weltpostkongress  fand  in  Lissabon  statt  und 
dauerte  vom  4. — 21.  März  1885.  An  demselben  nahmen  theil 
76  Bevollmächtigte  als  Vertreter  von  53  Staaten.  Der  Kon- 
gress  vereinbarte  einige  Zusatzartikel  zum  Weltpostvertrag. 
Die  Unterzeichnung  des  Protokolls  erfolgte  am  21.  März  1885. 
Vom  gleichen  Tage  datiren  zwei  Separatübereinkünfte  be- 
treffend die  Einführung  von  Identitätsbüchern  im  interna- 
tionalen Verkehr  und  betreffend  Einführung  des  Postauftrags- 
verfahrens. —  Auf  dem  vierten  Weltpostkongress,  welcher 
vom  20.  Mai  an  bis  4.  Juli  1891  in  Wien  tagte  und  an 
welchem  92  Bevollmächtigte  als  Vertreter  von  56  Staaten 
theilnahmen,  wurden  der  Weltpostvertrag  und  das  Ausführungs- 
reglement revidirt,  und  überdies  ein  besonderes  Ueberein- 
kommen  einiger  Staaten  getroffen  betreffend  die  postalische 
Besorgung  von  Abonnementen  auf  Zeitungen  und  andere  perio- 
dische Veröffentlichungen.  Das  Uebereinkommen  wurde  am 
4.  Juli  1891  unterzeichnet. 
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Zum  fünften  Weltpostkongress  hatte  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  eingeladen  und  es  fanden 
sich  am  5.  Mai  1897  99  Bevollmächtigte  als  Vertreter  von 
56  Staaten  in  Washington  ein.  Der  Kongress  dauerte  bis 
15.  Juni  1897.  Bemerkenswert^  ist  bei  dem  Kongress  von 
Washington  die  Beschickung  desselben  durch  Vertreter  des 
Kaiserreiches  China,  des  Königreiches  Korea  und  des  Oranje- 
freistaates.  Alle  drei  Staaten  meldeten  sich  für  den  Eintritt 
in  den  Weltpostverein  an.  Wenn  der  wirkliche  Eintritt  zur 
Stunde,  da  wir  hier  sind,  seitens  Chinas  noch  nicht  erfolgt 
ist,  so  werden,  das  hoffen  wir,  dort  nicht  nur  die  dermaligen 
herrschenden  politischen  und  kriegerischen  Wirren  eine  all- 
seitig befriedigende  Lösung  finden,  sondern  auch  alle  andern 
Hindernisse,  die  der  Einführung  des  Weltpostvereins  noch 
entgegenstehen,  successive  behoben  werden.  Der  Washingtoner 
Kongress  hat  wieder  eine  Reihe  von  Aenderungen  am  Welt- 
postvertrage  vorgenommen,  so  betreffend  die  Grundlagen  der 
Berechnung  der  Entschädigungen  für  den  Land-  und  See- 
transport, betreffend  die  Bedingungen  der  Beförderung  der 
verschiedenen  Kategorien  von  Gegenständen,  betreffend  das 
Verfahren  zur  Herbeiführung  von  Abänderungen  oder  Er- 
gänzungen des  Hauptvertrages  in  der  Zeit  zwischen  zwei 
Kongressen,  betreffend  das  Stimmrecht  der  verschiedenen 
Kolonien  in  Vereinsangelegenheiten. 

Der  nächste,  der  sechste  Weltpostkongress  wird  in  Aus- 
führung des  Beschlusses  von  Washington  in  Rom  zusammen- 
treten, in  der  ewigen  Stadt,"  welche  die  Geschichte  der  Welt 
Im  Laufe  von  mehr  als  zwei  und  einem  halben  Jahrtausend 
an  sich  vorüberziehen  sah  und  welche  auf  den  Gang  der 
Geschichte  wie  keine  andere  Stadt  der  Welt  unmittelbar 
und  erfolgreich  eingewirkt  hat.  Möge  der  an  der  Tiber  sich 
besammelnde  erste  Kongress  des  zwanzigsten  Jahrhunderts 
in  fortschrittlichem  und  versöhnlichem  Geiste  fortarbeiten  an 
der  Entwicklung  des  grossen  kulturellen  Werkes.  Dass  es 
geschehen  werde,  dafür  bürgen  unter  dem  Schutze  des  Königs 
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und  seiner  Regierung  die  ausgezeichneten  Mitglieder  der 
Delegation  aus  Italien,  welche  nicht  unterlassen  werden,  dem 
Eongress  in  der  ewigen  Roma  einen  glänzenden  Empfang  zu 
bereiten. 

Die  Ausdehnung  des  Weltpostvereins  wird  am  greif- 
barsten veranschaulicht  durch  folgende  Zusammenstellung: 
Der  Verein  umfasst  63  Staaten  aller  Welttheile,  d.  h.  alle 
Staaten  in  Europa  und  beinahe  alle  civilisirten  Länder  der 
übrigen  Welttheile.  Auf  seinem  Gebiete  gelten  allgemein  die 
Vorschriften  über  den  internationalen  Briefpostverkehr.  Ausser- 
dem bestehen  besondere  Verträge :  Von  42  Staaten  über  den 
Aastausch  der  Coüs  postaux,  von  31  Staaten  über  den  Aus- 
tausch von  Briefen  mit  Werthangabe,  von  35  Staaten  über 
Postanweisungen,  von  23  Staaten  über  Posteinzugsaufträge, 
von  20  Staaten  über  Identitätsbücher,  von  27  Staaten  über 
Vermittlung  von  Zeitungsabonnementen.  Die  Staaten,  welche 
diesen  Separatverträgen  noch  nicht  angehören,  treffen  Vor- 
bereitungen, um  dem  einen  und  andern  besondern  Vertrage 
sich  anzuschliessen. 

Im  internationalen  Verkehr  haben   sich  ferner  folgende 

Zahlen  ergeben: 

Im  Jahr  1875  Im  Jahr  1898 

Flächeninhalt   des   Post- 
gebietes, km2     .     .     .  33,347,906  101,231,558 

Anzahl  der  Einwohner    .        331,893,269  1,071,384,337 

Gesamintzahl   der    Post- 
stellen aller  Kategorien  85,443  245,155 

Gesammtzahl  der   beför- 
derten Briefe     .    .    .       1,282,029,883  11,272,340,657 

Gesammtzahl  d.  einfachen 
Postkarten     ....         231,476,691  2,807,467,953 

Gesammtzahl  der  Doppel- 
postkarten    ....  2,140,097  38,969,953 
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'  •""  Der  Sprechende  ist  Ihrer  Zustimmung  sicher,  wenn  er 
gegen  den  Schluss  des  kurzen  geschichtlichen  Abrisses  noch 
der  Namen  derjenigen  Männer  gedenkt,  die  an  der  Gründung 
und  Weiterfuhrung  des  Weltpostvereins  in  hervorragender 
Weise  sich  betheiligt  haben  und  inzwischen  aus  dem  Leben 
geschieden  sind.  Am  30.  September  1886  starb  Vinchent, 
der  General-Post-  und  Telegraphendirektor  von  Belgien,  er 
hat  an  den  Kongressen  von  Bern  und  Paris  theilgenommen, 
von  ihm  gieng  der  Vorschlag  zur  Errichtung  des  interna- 
tionalen Bureaus  aus.  —  Am  10.  Mai  1888  starb  Gife,  der 
Generaldirektor  der  belgischen  Posten  und  Telegraphen,  er 
nahm  theil  an  den  Kongressen  von  Paris  und  Lissabon.  Das 
internationale  Zeitungsabonnement  wurde  von  ihm  vorge- 
schlagen. Am  15.  März  1893  starb  Hofstede,  Generaldirektor 
der  niederländischen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen.  Er 
betheiligte  sich  bei  den  Kongressen  in  Bern,  Paris,  Lissabon 
und  Wien.  Am  2.  Oktober  1893  starb  Black wood,  Sekretär 
des  Generalvorstandes  in  London,  Theilnehmer  an  den  Kon- 
gressen von  Lissabon  und  Wien.  Am  14.  Januar  1894  starb 
"der  dänische  Generalpostdirektor  Hostrup-Lund  in  Kopenhagen, 
Kongressmitglied  in  Lissabon  und  Wien.  Ferner  sind  aus  dem 
Leben  geschieden  folgende:  Am  19.  Januar  1895  der  schwedische 
Generalpostdirektor  Wilhelm  Roos,  Delegirter  an  den  Kon- 
gressen von  Bern,  Paris  und  Lissabon.  Im  März  1895  Garant, 
Direktor  der  Centralpostver waltung  in  Belgien,  Delegirter  am 
Wiener  Kongress.  Im  Jahre  1897  Haiton  Pascha,  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  der  ägyptischen  Eisenbahn,  dann  General- 
direktor des  ägyptischen  Postwesens,  Vertreter  von  Aegypten 
am  Kongress  in  Lissabon.  Am  24.  August  1897  Becoing, 
Vorsteher  des  Bureaus  des  Seepostdienstes  in  Paris,  Theil- 
nehmer an  den  Kongressen  von  Wien  und  Washington.  Am 
12.  Mai  1898  Muzzi  Bey,  der  Generaldirektor  der  Posten  in 
Aegypten,  betheiligt  bei  der  Gründung  des  Postvereins  in 
Bern.  Den  schwersten  Verlust  hat  der  Weltpostverein  am 
8.  April  1897  erlitten,  durch  den  Tod  des  Staatssekretärs  des 
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deutschen  Reichspostamtes,  Dr.  Heinrich  von  Stephan,  von 
dem  die  Gründung  des  allgemeinen  Postvereins  in  Vorschlag 
gebracht  wurde,  der  von  Anfang  an  die  grossen  Ziele  dieser 
Beform  erfasst,  sie  überzeugend  dargestellt,  und  es,  Dank 
seiner  seltenen  Thatkraft  in  kürzester  Zeit  erreicht  hat,  dass 
sämmtliche  Delegirte  des  Berner  Kongresses  mit  Einmuth 
und  Begeisterung  ihre  Zustimmung  zum  Uebereinkommen 
Tom  9.  Oktober  1874  erklärten.  Auch  bei  den  folgenden 
Kongressen  von  Paris,  Lissabon,  Wien  hatte  er  in  allen 
grossen  Fragen  die  Führung.  Dr.  von  Stephan  gebührt  un- 
bestreitbar der  bleibende  Ruhm,  den  Weltpostverein  gegründet 
und  dadurch  sich  nicht  nur  um  sein  deutsches  Vaterland, 
sondern  um  das  wirtschaftliche  und  kulturelle  Wohl  der 
Menschheit  im  höchsten  Masse  verdient  gemacht  zu  haben. 

Der  Liste  verstorbener  hochverdienter  Mäuner  im  Dienste 
des  Weltpostvereins  reihen  sich  zwei  andere  an,  die  wir  be- 
nennen, indem  wir  uns  noch  gestatten,  die  Namen  der  bis- 
herigen Leiter  des  internationalen  Bureaus  des  Weltpostvereins 
in  Erinnerung  zu  rufen.  Der  erste  Direktor  des  internationalen 
Bureaus  war  Eugen  Borel  von  Neuenburg.  Er  war  bei  der 
Eröffnung  des  Kongresses  in  Bern  Mitglied  des  schweizerischen 
Bundesrathes  und  wurde  Vorsitzender  des  Kongresses.  Bei 
der  Bestellung  der  Aemter  für  das  internationale  Bureau 
galt  es,  nachdem  Borel  durch  seine  horvorstechende  Thätig- 
keit  bei  den  Kongressverhandlungen  allgemeine  Anerkennung 
gefunden,  als  gegeben,  dass  ihm  die  Leitung  des  Bureaus 
übertragen  werde.  In  dieser  Stellung  nahm  er  an  allen  fol- 
genden Kongressen  und  Konferenzen  thätjgen  AntheiL  Sein 
Tod  fällt  in  das  Jahr  1892.  Der  zweite  Direktor  des  inter- 
nationalen Bureaus  war  Edmund  Höhn  aus  Zürich,  zuvor 
schweizerischer  Oberpostdirektor,  Theilnehmer  an  allen  bis- 
herigen Kongressen  und  Konferenzen,  ein  vielverdienter  und 
dem  Postdienste  treu  ergebener  Beamter.  Die  Stelle  als 
Weltpostdirektor  hat  er  auf  Neujahr  1893  angetreten.  Der 
Hinschied,  welcher  am  30.  Januar  1899  erfolgte,  war  für  ihn 
die  Erlösung  von  schweren  Leiden. 
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Sein  Nachfolger  ist  Herr  Engen  Kuffy,  ans  der  Waadt, 
unser  mehrjähriger  und  hochgeschätzter  Kollega  im  schwei- 
zerischen Bundesrathe.  Möge  es  Ihnen,  Herr  Weltpostdirektor, 
vergönnt  sein,  lange  Jahre  Ihre  Intelligenz  nnd  Thatkraft 
im  Dienste  der  hohen  Stellung  nutzbar  zu  machen,  zur  Ehre 
unseres  Vaterlandes  und  zum  Segen  des  Weltpostvereins. 

Indem  ich  mit  diesen  Worten  den  kurzen  Bückblick  auf 
das  Werden  des  Vereins  abschliesse,  erkläre  ich  die  Sitzung 
für  eröffnet,  und  lade  ich  Sie  ein,  für  die  fernem  Verhand- 
lungen einen  Präsidenten  zu  bezeichnen. 


Beilage  IL 


Die  Doppel-Initiative. 

Referat  von 

Professor  Hilty,  Nationalrath 

an  der  Konferenz  der 

freisinnig-demokrat.  Bnndesyersammlnngs-Mitglieder 

in  Münchenbuchsee. 


Der  Versuch  einer  doppelten  Volksinitiative,  gerichtet 
auf  theilweise  Veränderung  der  schweizerischen  Bundesver- 
fassung, welcher  in  diesem  Erinnerungsjahr  an  die  unglück- 
lichste Periode  der  ganzen  Schweizergeschichte  von  der  ver- 
einigten konservativen  und  sozialistischen  Partei  unternommen 
wird,  ist  ohne  allen  Zweifel  die  gefährlichste  aller  bisherigen 
Initiativen.1)  Er  ist  überhaupt  die  entscheidendste  Anstrengung, 
welche  seit  1848  gemacht  worden  ist,  um  die  Grundlagen 
unseres  Staatswesens  zu  verändern  und  an  die  Stelle  der 
natürlichen,  seit  Anbeginn  unserer  Geschichte  bestehenden 
Mehrheitsregierung  fortan  eine  künstlich  kombinirte  Herr- 
schaft von  jeweilen  zu  einem  augenblicklichen  Zwecke  alliirten 
Minderheiten  zu  setzen.  Ein  Versuch,  der  ganz  geeignet  ist, 
wenn  er  gelingen  sollte,  das  Land  in  Jahre  lang  andauernde 
unfruchtbare  Verfassungskämpfe  zu  stürzen,  seine  ganze  Be- 
völkerung in  fortan  unversöhnbare  Parteien  zu  spalten,  das 
Ansehen  der  Eidgenossenschaft  nach  Aussen  zu  schwächen 
und  sie  im  Innern  für  alle  Bestrebungen,  welche  das  aufrich- 
tige Zusammenwirken  der  ganzen  Nation  erfordern,  lahm 
zu  legen. 

Es  wäre  nicht  noth wendig  gewesen,  diese  beiden  Angriffe 
auf  die  jetzige  Bundesverfassung  gleichzeitig  zu  machen,  und 
es  wird  der  Erfolg  zeigen,  ob  diese  Taktik  eine  richtige  ge- 
wesen ist.  Wir  können  dies  jedoch  ruhig  dem  gegnerischen 
Ermessen  überlassen.  Für  die  freisinnig-demokratische  Partei 
ist  es  günstig,  dass  sie  den  Kampf  in  einem  Feldzuge  aus- 
kämpfen kann,    und   auch   für  das  gesammte  Volk    wird    es 


')  Weder  der  antisemitische  Scbächtartikel,  noch  das  sozialis- 
tische «Recht  auf  Arbeit»,  noch  der  sogenannte  «Beutezug»,  eben- 
sowenig der  bloss  eingeleitete  Versuch  einer  Altersversicherung 
mittelst  Tabakmonopol  hätten  diese  grosse  Tragweite  gehabt.  Zu 
Stande  gekommen  ist  bekanntlich  nur  der  Schächtartikel  2b  bis  der 
Verfassung. 
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besser  sein,  die  ganze  Bedeutung  der  ihm  zugemutheten  Staats- 
umwälzung mit  einem  Blicke  übersehen  und  sich  die  Mass- 
regeln rechtzeitig  überlegen  zu  können,  die  es  dagegen  zu 
ergreifen  genöthigt  sein  kann,  um  dieselbe  auf  alle  Fälle  un- 
schädlich  zu  machen. 

Insoweit  sind  wir  also  mit  den  Initianten  formell  einver- 
standen und  trennen  in  der  folgenden  Besprechung  die  beiden 
Initiativen  nur  um  des  bessern  Verständnisses  willen. 

I. 

Was  zunächst  das  sogenannte  «proportionale  Wahlsystem» 
oder  den  «Proporz»  anbetrifft1),  so  ist  nur  das  letztere  Wort, 
nicht  die  Sache,  auf  unserem  Boden  gewachsen.  Wir  haben 
im  Gegen theil  den  schweizerischen  Staat  mehr  als  500  Jahre 
lang,  sowohl  im  Ganzen,  als  in  seinen  einzelnen  Bestandtheilen, 
durch  den  Willen  der  Mehrheit  regiert,  und  man  kann  wohl 
sagen,  derselbe  wäre  von  Anfang  an  schwerlich  zu  Stande 
gekommen  und  noch  weniger  in  seinen  grössten  Gefahren  er- 
halten worden,  wenn  er  das  Proportionalwahlsystem  besessen 
hätte2).     Wenn   es  daher  wahr  ist,    dass  Staaten  nur    durch 


*)  Der  Ausdruck  ist  neu,  auf  schweizerischem  Boden  durch  die 
Zeitungslitteratur  entstanden  und  von  zweifelhafter  Schönheit;  jeden- 
falls werden  wir  den  Vorschlag  unserer  Gegner,  uns  zum  «Majorz» 
zu  bekennen,  ablehnen  und  bei  der  bessern  Bezeichnung  «Majorität», 
oder  «Mehrheit»  für  unser  Wahlsystem  verbleiben.  Früher  wurde 
das  proportionale  Wahlsystem  überhaupt  viel  verständlicher  «Mino- 
ritätenvertretung» genannt.  Damit  allein  weiss  man  sofort,  was 
gemeint  ist. 

2)  In  deu  Urkantonen  sogar  waren  sicherlich  starke  öster- 
reichisch gesinnte  Minoritäten  vorhanden,  in  Luzern,  Zug,  Glarus 
noch  stärkere,  die  alle  nicht  zur  Geltung  kamen.  Mit  dem  Proporz 
wären  Basel  und  Seh  äff  hausen  heute  deutsch,  Genf  französisch  und 
Tessin  italienisch.  Ueberall  entschied  nur  eine  nicht  sehr  starke 
Majorität,  und  oft  nicht  ohne  Rigorosität  gegen  die  Andersdenken- 
den, für  die  Eidgenossenschaft,  während  Eonstanz  durch  einen  Man- 
gel an  solcher  Energie  zu  rechter  Zeit  verloren  gieng.  Bei  der 
Rekonstruktion  der  Eidgenossenschaft  im  Jahre  1815  wäre  man  mit 
dem  Proportionalsystem  vielleicht  gar  nie  zu    einem  Abschlüsse  ge- 
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die  gleiohen  Mittel  erhalten  werden,  durch  die  sie  gegründet 
worden  sind,  so  müsste  nns  schon  das  allein  bedenklich, 
machen,  mit  einer  so  langen  Vergangenheit  nun  plötzlich  und 
ohne  alle  Noth  zu  brechen,  um  ein  Wahlsystem  anzunehmen, 
das  überhaupt  noch  keine  lange  Erfahrungsperiode,  am  aller- 
wenigsten in  Republiken,  hinter  sich  hat. 

Diese  künstlich  ausgesonnene  Wahlart  wurde  von  einem 
Mathematiker,  dem  im  Jahre  1893  verstorbenen  ehemaligen 
Finanzminister  Carl  Andrae,  für  Dänemark  erdacht,  als  der 
letzte  absolut  regierende  König  dieses  Landes,  Friedrich  VII.r 
demselben  die  zweite  Verfassung  vom  2.  Oktober  1855  ver- 
lieh. In  der  ersten  vom  5.  Juni  bestand  sie  noch  nicht;  das 
jetzige  dänische  Wahlgesetz  (das  aber  hierin  nichts  Neues 
enthält)  wurde  noch  später,  unter  Christian  IX.  erlassen. 
Dieser  dänische  Proporz  bestand  jedoch,  und  besteht  seither 
noch  immer,  nur  für  die  Wahl  der  Wahlmänner,  durch  welche 
der  grösste  Theil  der  Mitglieder  der  ersten  Kammer  gewählt 
wird ;  dagegen  wird  die  dänische  zweite  Kammer,  die  eigent- 
liche Volksvertretung  (der  Nationalrath  in  unserem  schwei- 
zerischen Sinne),  nach  wie  vor  durch  direkte  Volkswahl  in 
lauter  Einer- Wahlkreisen  bestellt,  in  welchen  eine  Pro- 
portionalwahl unmöglich  ist.  Es  hat  auch  kein  anderer 
Staat  das  dänische  Wahlsystem  bisher  nachgeahmt,  unseres 
Wissens  auch  keine  Gemeinde  dieses  Landes  selber,  nicht 
einmal  die  Hauptstadt,  und  es  ist  anch  niemals  davon  die 
Bede  gewesen,  dasselbe  auf  die  dortigen  direkten  Volkswahlen 
zur  zweiten  Kammer  auszudehnen.  Es  mag  daher  zweifel- 
haft bleiben,  ob  dieser  einzige  Staat  in  der  Welt,  welcher 
diese  Wahlart  seit  mehr  als  einem  Menschenalter  besitzt, 
dieselbe  jemals  aus  eigenem  freiem  Willen  und  unter  gleichen 

langt,  und  auch  die  Aufhebung  des  Sonderbundes  wäre  schwerlich 
möglich  gewesen,  wenn  man  sich  die  Tagsatzung  von  1847  nach  Pro- 
portionalsystem gewählt  denkt.  In  grossen  Krisen  seines  politischen 
Daseins  wird  überhaupt  ein  Volk  sich  nie  etwas  anderem,  als  der 
offenbaren  Majorität  unterordnen  und  alle  künstlichen  Wahlsysteme 
rasch  beiseite  setzen. 
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Verhältnissen,  wie  sie  bei  uns  bestehen,  eingeführt  hätte; 
jedenfalls  besteht  sie  dort,  wie  gesagt,  noch  heute  nicht  für 
den  dortigen  Nationalrath. 

Im  Jahre  1867  wurde  die  Proportional  wähl  von  dem 
konservativen  englischen  Premierminister  Disraeli  in  die 
dortige  sogenannte  zweite  Reformbill  aufgenommen,  aber  nur 
für  12  städtische  Wahlkreise,  welche  zusammen  67  von  den 
damals  658  Mitgliedern  des  englischen  Unterhauses  zu  wählen 
hatten  und  bisher  stets  gewohnt  gewesen  waren,  liberale 
Mitglieder  dahin  zu  entsenden.  Hier  wurde  nun  die  Einrich- 
tung getroffen,  dass  man  in  diesen  mehrplätzigen  Wahl- 
kreisen bloss  für  einen  Theil  der  zu  Wählenden  stimmen 
durfte,  womit  der  Best  mit  Sicherheit  der  Minoritätspartei, 
damals  der  konservativen,  anheimfiel.  Die  Absicht,  die  mit 
dieser  Neuerung  verbunden  war,  war  zu  durchsichtig  und 
der  Charakter  des  Parteimanövers  trat  hier  zu  deutlich  her- 
vor, als  dass  sich  Jedermann  damit  hätte  befreunden  können; 
in  der  That  nahm  auch  die  liberale  Partei  Englands  sofort 
Stellung  dagegen  (namentlich  in  einer  grossen  Parteiver- 
sammlung zu  Leeds,  die  im  Jahre  1883  abgehalten  wurde), 
und  dem  jüngst  verstorbenen  Gladstone  wurde  es  leicht,  in 
seiner  (dritten)  Reformbill  vom  5.  Dezember  1884  diese  Er- 
findung seines  Vorgängers  wieder  zu  beseitigen.  Seither  hat 
Niemand  in  England  wieder  deu  Vorschlag  ihrer  Einführung 
für  die  Parlaments  wählen  gemacht,  obwohl  sie  dort,  schon 
seit  einer  Broschüre  eines  gewissen  Thomas  Hare  vom  Jahre 
1854,  und  sodann  namentlich  durch  den  Philosophen  John 
Stuart  Mill  mit  den  bekannten  Gründen  eifrig  befürwortet 
wurde.  *) 

*)  Einzelne  Schriftsteller  datiren  die  allerersten  litterarischen 
Anfange  des  Proporzsystems  in  England  schon  in  das  vorige  Jahr- 
hundert, nämlich  auf  das  Jahr  1780  zurück,  in  welchem  der  Herzog 
yon  Richmond  sich  mit  dem  allgemeinen  Gedanken  von  Wahlyer- 
besserungen  für  die  Unterhauswahlen  trug.  Jedenfalls  ist  das  Ge- 
sammtresultat  der  ganzen  Bewegung  in  England,  durch  welche  das 
System  erst  auf  dem  Kontinent  in  weiteren  Kreisen  bekannt  wurde, 
Ablehnung  und  Rückkehr  zu  der  Mehrheitswahl 
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Ein  ganz  ähnliches  Schicksal  hatte  die  Sache  in  Italien, 
wo  sie  auch  von  1882  bis  1892  für  eine  beschränkte  Anzahl 
yon  Wahlkreisen  (35)  mit  je  5  Deputirten  und  nach  der 
gleichen  ehemals  englischen  Wahlart  des  sogenannten  «limi- 
tirten  Votums»  bestand. 

Ebenso  wurde  in  Brasilien  das  limitirte  Votum  1875 
für  Gemeinde-,  Provinz-  und  Nationalwahlen  eingeführt,  aber 
schon  1881  für  die  Nationalwahlen  wieder  abgeschafft  und 
durch  Einer- Wahlkreise  ersetzt,  die  den  nämlichen  Zweck  in 
viol  einfacherer  Weise  erreichen ,  wovon  sich  auch  die 
schweizerischen  Initianten  mit  der  Zeit  noch  überzeugen 
werden. 

Ausserdem  wurde  die  Proportionalwahl  im  Jahre  1872 
in  dem  amerikanischen  Staate  Illinois,  aber  auch  nur  für 
Dreier-Wahlkreise  und  mit  einem  j  andern  Wahlsystem,  dem 
sogenannten  «kumulativen  Votum»  (mittelst  welchem  man, 
statt  für  mehrere  Kandidaten  zu  stimmen,  auch  nur  für 
einen  mehrere  Stimmen  abgeben  kann)  eingeführt,  ohne  dass 
jedoch  seither  ein  anderer  Staat  der  Union,  geschweige  diese 
selber  für  ihre  Bundeswahlen,  diesem  Beispiel  gefolgt  wäre. 

Ausserdem  besteht  das  Proportionalsystem  unseres  Wissens 
noch  in  der  Cap-Eolonie,  in  Malta,  theilweise  in  Spanien  und 
Portugal,  Argentinien,  aber  nicht  immer  für  alle  Wahlkreise 
und  meistens  nach  limitirtem,  oder  kumulativem  System;  und 
dann  noch  für  Munizipal-  oder  Richterwahlen,  oder  Schul- 
r&the  in  einzelnen  amerikanischen  Staaten,  oder  Gemeinden 
und  in  England. 

In  keinem  Staat  besteht  es  in  der  ganz  gleichen  Weise 
und  nach  gleichem  System,  wie  es  nach  dem  Initiativvorschlage 
nunmehr  in  der  Schweiz  eingeführt  werden  will,  und  wir 
hätten  daher  die  unbezweifelbare  Ehre,  es  zuerst  und  auf 
eigene  Gefahr  in  dieser  Weise  erproben  zu  müssen. 

In  mehreren  Staaten  ist  es  ferner,  nach  kurzer  Er- 
probung, wieder  beseitigt  worden,  und  was  Dänemark  anbe- 
trifft, wo  es  in  sehr  beschränkter  und  mit  unserer  Initiative 
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durchaus  nicht  gleichbedeutender  Weise  am  allerlangsten  be- 
steht, ist  es,  wenigstens  so  wie  es  besteht,  nach  der  Bericht- 
erstattung eines  der  eifrigsten  schweizerischen  Proporzfreunde 
«nichts  weniger  als  populär,  sondern  dem  dortigen  Volke 
schnuppe.»1) 

Von  einem  «ununterbrochenen,  Siegeslauf»  dieser  Ein- 
richtung, von  welchem  hie  und  da  schon  gesprochen  worden 
ist,  ist  also,  zum  Mindesten  gesagt,  bisher  kaum  etwas  zu  be- 
merken. 

In  der  Schweiz  wurde  sie  zuerst  bekannt  durch  eine 
Broschüre  des  französischen  Philosophen  Victor  Considerant, 
Schüler  des  Sozialisten  Fourier,  unter  dem  Titel:  «De  la 
sincgrite*  du  Gouvernement  repräsentativ»,  26.  Oktober  1846, 
welche  in  ihrem  avant-propos  und  Schluss  fblgendermassen 
lautet: 

«Les  circonstances.  dans  lesquelles  se  trouve  la  r£publique 
de  Geneve,  au  lendemain  d'une  revolution  et  ala  veille  d'une 
rövision  de  la  Constitution,  ont  mis  ä  Vordre  du  jour  plusieurs 
questions  politiques  capitales.  La  plus  importante,  a  mon  sens, 
est  celle  de  l'organisation  electorale.  Ayant  publie,  depuia 
plusieurs  annöes,  dans  la  Democratie  Pacifique  et  anterieure- 
ment  dans  la  Phalange,  une  critique  du  mode  eiectoral  en 
vigueur  dans  les  gouvernements  repräsentatifs,  6t  indique*  un 
mode  rationnel,  loyal  et  vrai,  qui  produirait  une  repr6sen- 
tation  math6matiquement  fidele  de  l'opinion  publique,  j'ai  6t6 
engagä,  ä  la  suite  de  quelques  conversations,  ä  räsumer  mes 
observations  et  ä  les  däfärer  au  jugement  des  citoyens.  Je 
cöde  ä  ce  vceu  en  6crivant  et  en  publiant  cette  lettre,  que 
j'adresse  aux  membres  de  FAssembl6e  Constituante  de  la  R6- 
publique.» 

«En  räsumö,  Messieurs,  l'electeur  n'est  encore  libre  au- 
jourd^hui  nulle  part;  partout  il  est  encore  attache*  ä  laglebe 


*)  Karl  Bürkli  in  der  Broschüre  «Meine  Proporz-Perle  vor  dem 
Zürcher  Kantonsrath  1891»,  pag.  27. 
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(Tun  College  territorial;  partout  les  elections  sont  descombats, 
des  oppressions,  des  batailles  immorales  et  des  th6ätres  de 
corruption  d'autant  plus  hideux,  que  la  circonscription  terri- 
toriale est  plus  etroite.  Affranchissez  l'electeur!  proclamez  la 
liberte*  electorale,  realisez  la  reprösentation  sincöre,  ve>idique, 
loyale  et  vraiment  nationale  I  Une  innovation  aussi  logique, 
aussi  facile  et  aussi  grande,  serait  une  rävolution  pacifique, 
qui  doit  tenter  des  libSraux,  des  hommes  qui  veulent  l'in- 
dßpendance  de  chacun,  la  libre  manifestation  de  la  pens6e 
publique  et  le  triomphe  de  la  volonte*  nationale.  Räpondez  ä 
V08  adversaires  par  cette  grande  preuve  de  sinc6rit6,  et  vous 
en  aurez  bientöt  conquis  et  concilie*  les  trois  quarts;  vous 
aurez  ferm6  la  bouche  ä  tous  vos  ennemis  passionnäs  et  pul- 
värise  les  calomnies. 

«Vous  aurez  fait  plus  encore:  vous  aurez  pris  l'initiative 
d'une  grande  innovation,  d'un  progrös  european,  universel; 
vous  aurez  donne  une  impulsion  qui,  par  la  puissance  irräsis- 
tible  de  la  VeritS,  de  la  Logique  et  de  l'Exeinple,  entrainera 
Pimitation  de  votre  loi  electorale  v6ridique  dans  les  Etats  r6- 
publicains  ou  constitutionnels,  et  qui  ne  servira  pas  peu  ä 
faire  arriver  au  systöme  representatif  les  peuples  encore 
courbös  sous  le  joug  de  l'absolutisme. 

«Eien  n'est  contagieux  com  nie  le  vrai,  Messieurs,  et  si 
les  trophees  des  petits  Etats  ne  peuvent  etre  des  trophäes  de 
conquetes  guerrieres,  ces  Ätats  peuvent  gagner  des  trophäes 
bien  plus  glorieux;  ils  peuvent  facilement,  en  effet,  et  teile 
est  leur  fonction  providentielle  dans  le  monde,  inoculer  le  pro- 
gr£s  dans  la  Constitution  de  la  grande  societe"  humaine.  Les 
petits  fitats  sont  comme  les  ateliers  d'experimentation  de  l'hu- 
manite,  ou  doivent  s'incarner  d'abord,  pour  se  repandre  de 
toutes  parts,  les  idäes  fecondes  amenöes  par  le  de>eloppement 
de  la  pensäe  de  l'komme,  calculees  par  sa  raison,  müries  et 
pesäes  par  sa  prudence  et  par  sa  sagesse. 

«Recevez,  Messieurs,  l'hommage  que  je  vous  fais  de  cette 
lettre,   quelque  imparfaite  qu'elle  soit,   comme  le  tämoignage 

35 
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de  ma  sympathique  participation  ä  cette  grande  et  sainte 
communion  qui  unit  dejä  les  hommes  de  bonne  volonte  de 
tous  les  pays,  dans  le  sentiment  collectif  d'un  meme  amour 
pour  Pordre,  la  verite,  la  justice  et  la  liberte,  et  pour  le 
bonheur  et  la  fraternite"  de  tous  les  peuples.» 

Quoique  cette  lettre  soit  adressee  späcialement  aux  de- 
put6s  de  l'ßtat  de  Geneve,  en  raison  des  evenements  qui 
viennent  de  s'accomplir  dans  cette  republique,  les  idees  qui  y 
sont  exposäes  nie  paraissent  de  nature  ä  etre  soumises  aux 
citoyens  des  autres  cantons  de  la  Suisse,  et  de  tous  les  Etats 
republicains  ou  constitutionnels. » 

Charakteristischer  noch,  als  diese  vorläufig  verfehlte 
Spekulation  auf  die  Neigung  kleiner  Staaten,  sich  durch 
politische  Experimente  bemerklich  zu  machen,  ist  das  Motto, 
welches  der  französische  Sozialist  an  die  Spitze  seiner  Mei- 
nungsäusserung stellt: 

«Le  premier,  qui  vit  un  chameau, 

S'enfuit  ä  cet  objet  nouveau; 

Le  second  approcha;  le  troisiöme  osa  faire 

Un  licou  pour  le  dromadaire.» 
Diese  geschmackvolle  Vergleichung  ist  also  nicht  etwa  die 
Erfindung  von  Gegnern  des  Proporzes,  sondern,  ähnlich 
wie  dies  beim  «Beutezug»  auch  der  Fall  war,  der  Taufname, 
welchen  der  erste  und  bisher  bedeutendste  philosophische  Ver- 
treter dieser  Idee  in  der  Schweiz  seinem  Kinde  in  das  Leben 
mitgab.1)  Seit  1846  nun  wandelt  diese  Kreatur,  mit  sehr 
verschiedenen  Führern  und  Treibern  durch  unsere  Gauen,  und 


*")  Auch  Bilrkli  publizirt  diese  Verse  in  der  oben  angeführten 
Broschüre,  pag.  62,  in  folgender  Uebersetzung,  neben  dem  fran- 
zösischen Text: 

«Der  Erst',  der  ein  Kameel  zu  seh'n  bekam, 
Vor  diesem  neuen  Anblick  Reissaus  nahm; 
Der  Zweite  trat  heran;  der  Dritte  machte  gar 
Eine  Halfter  für  das  Dromedar.» 
Es  ist  dies  also  ein  von  den  Befürwortern  des  Proporzes  mehr- 
fach gebrauchter  und  von  ihnen  zutreffend  befundener  Vergleich. 
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ob  sie  eine  schöne  oder  hässliche  Erscheinung  sei,  das  soll 
nun  muthinasslich  das  schweizerische  Volk  zu  entscheiden 
haben. 

Längere  Zeit  noch  nach  1846  bestand  darüber,  mit  Aus- 
nahme einzelner  Schriftsteller,  nur  eine  vorherrschende  Mei- 
nung. Im  Jahre  1883  Hess  sich  das  eidgen.  Departement  des 
Innern  zwei  Gutachten,  für  und  wider,  ausarbeiten,  wovon 
das  Letztere  gedruckt  worden  ist.1)  Der  Bundesrath,  wie 
die  grosse  Mehrheit  der  eidgen.  Räthe,  war  aber  schon  damals 
für  diese  Neuerung  nicht  zu  gewinnen.  Erst  vom  Jahre  1891 
ab  wurde  dieselbe  zuerst  in  den  Kantonen  Tessin  und  Neuen- 
burg, mehr  als  Konzession  an  eine  grosse  Minderheitspartei, 
als  aus  Ueberzeugung  von  ihrer  Vorzüglichkeit,  später  im 
gleichen  Sinne,  und  um  ein  sonst  gefährdetes  Steuergesetz 
unter  dieser  Aegide  durch  die  Wogen  der  Volksabstimmung 
zu  bringen,  in  Solothurn,  ausserdem  noch  in  Genf,  Zug  und 
jetzt  1897  in  Baselstadt  eingeführt.  In  andern  Kantonen, 
wie  namentlich  Zürich,  Bern2),  St.  Gallen,  und  neuestens  in 

*)  Es  war  von  dem  heutigen  Referenten,  der  zu  allen  Zeiten 
ein  entschiedener  Gegner  dieser  Wahlmethode  gewesen  ist,  wie 
übrigens  bei  weitem  die  meisten  seiner  juristischen  Kollegen  überall 
in  der  Welt.  Das  befürwortende  Gutachten  war  von  Dr.  Francois 
Wille  (einem  besondern  Verehrer  und  Uebersetzer  eines  Werkes  von 
John  Stuart  Mill),  damals  Präsident  eines  schweizerischen  Wahl- 
reformvereins. Ausserdem  hatte  namentlich  der  genferische  Philosoph 
Ernest  Naville  in  den  Siebziger- Jahren  mehrere  Broschüren  zu  Gunsten 
des  Proporzes  publizirt.  Das  Beste,  was  für  denselben  bei  uns  ge- 
schrieben worden  ist,  ist  die  Preisschrift  «Zur  Wahlreform»  von 
Fürsprech  Ramsperger,  1880. 

2)  In  Bern  besteht  das  System,  ursprünglich  in  der  Form  des 
limitirten  Votums,  jetzt  als  Quotientensystem,  einstweilen  nur  in  der 
Stadt  Bern.  Ueber  die  Gründe  der  Einführung  da  und  dort  und 
den  Erfolg  wollen  wir  die  Vertreter  der  betreffenden  Kantone 
sprechen  lassen,  um  so  mehr,  als  die  ersteren  für  die  eidgenössischen 
Verhältnisse  noch  keineswegs  unbedingt  massgebend  wären.  Der 
Disraeliscbe  Versuch,  den  Proporz  nur  in  einem  Theil  der  Wahlkreise 
einzuführen,  in  andern  nicht,  scheint  in  Schwyz  nachgeahmt  werden 
zu  wollen,  fakultativ  besteht  er  in  Freiburg.  Es  ist  dies  in  der 
That  seither  in  Schwyz  geschehen. 
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der  Stadt  Luzern,  scheiterten  derartige  Versuche.  Am  22.  April 
1898  stellten  zwei  Mitglieder  der  «sozialpolitischen  Gruppe» 
des  Nationalrathes  zwei  damals  noch  getrennte  Motionen,  be- 
treffend die  proportionale  Wahl  des  Nationalrathes  und  die 
Volkswahl  des  Bundesrathes,  von  denen  die  erstere  mit  grosser 
Mehrheit  verworfen,  die  zweite  zurückgezogen  wurde  in  der 
Meinung,  nun  beides  in  Form  einer  Initiative  vereint  vorzu- 
schlagen, was  denn  auch  am  24.  Juli  in  einer  Delegirten- 
Versammlung  der  sozialdemokratischen  Partei  förmlich  be- 
schlossen worden  ist. 

Der  letzte  Versuch  und  zugleich  der  erste  in  Deutschland 
fand  vor  Kurzem  in  Württemberg  statt. 

Daselbst  hatte  man  seltsamerweise  seitens  der  Regierung 
in  der  Proportional  wähl  ein  Auskunftsmittel  finden  wollen, 
um  die  sogenannten  «Privilegirten»  der  zweiten  Kammer, 
13  «Kitter»,  6  «Prälaten»  der  evangelischen,  3  Vertreter  der 
katholischen  Kirche  und  den  Kanzler  der  Landesuniversität* 
die  Kraft  ihrer  persönlichen  Stellung,  gewissermassen  als 
ständische  Vertretung  neben  70  vom  Volk  gewählten  Ab- 
geordneten sitzen,  zu  beseitigen,  ohne,  was  natürlicher  wäre, 
die  Volkswahl  aller  Deputirten  einzuführen;  für  die  eigent- 
lichen Deputirten  kam  der  Proporz  gar  nicht  in  Frage.  Auch 
diese  Kombination  scheiterte  aber  schliesslich  bei  der  Ab- 
stimmung. 

Bei  diesem  Anlass  las  man  in  deutschen  Blättern  fol- 
gende unbefangene  Würdigung  des  Proportionalsystems: 

«Ein  Grundfehler  des  Systems  besteht  zunächst  darin, 
dass  die  Proportionalwahl  die  aktive  und  passive  Wahlfrei- 
heit des  Volkes  beschränkt,  nämlich  nur  einen  Candidaten 
für  wählbar  erklärt,  der  von  einer  Partei,  oder  wenigstens 
von  einer  Personen  Vereinigung  von  mindestens  50  Personen 
in  einem  schriftlichen  Wahlvorschlag  präsentirt  wird.  Es 
wird  dadurch  dem  Parteiwesen,  welches  schon  jetzt  eine  zu 
grosse  Rolle  spielt,  sogar  durch  das  Gesetz  eine  gesteigerte, 
eine  staatsrechtliche  Bedeutung  beigelegt.    Die  Proportional- 
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wähl  ist  keine  eigentlich  direkte  Volkswahl.  Sie  nähert  sich 
der  indirekten  Wahl.  Zwischen  das  wählende  Volk  und  den 
zu  wählenden  Abgeordneten  schiebt  sich  die  Partei  ein.  Das 
Volk  ist  nicht  frei  in  der  Wahl,  sondern  an  die  Wahlvor- 
schläge der  Parteien  gebunden.  Viele  Tausende  von  Wählern 
gehören  keiner  Partei  an,  und  nur  einzelne  Parteien  wie 
die  Sozialdemokratie  und  das  Centrum,  umfassen  eine  sehr  aus- 
gebreitete, einer  einheitlichen  Leitung  folgende  Mitgliedschaft. 
Für  solche  Parteien  ist  das  Proportionalsystem  besonders 
Tortheilhaft.  Dass  die  Parteien  mit  straffer  einheitlicher  Lei- 
tung leicht  einen  Vorsprung  bekommen  könnten,  wenn  die 
gemässigtem  und  freier  organisirten  die  Dinge  gehen  Hessen, 
ist  unleugbar.  Dass  vom  Proporz  ein  für  allemal  das  poli- 
tische Heil  kommen  wird,  erwartet  Niemand;  aber  man 
wünscht,  dass  mit  ihm  ein  schätzbarer  und  ungefährlicher  Ver- 
such gemacht  wird.» 

Es  ist  dies  der  bisher   letzte   Fall1)    einer    versuchten 
Einführung  dieses  Systems,  und  er  zeigt  zunächst  sehr  deut- 
lich und  an  einem  praktischen  Beispiele,  dass  die  Propotional- 
~wahl    bloss    ein   Analogon    der    alten    ständischen     Vertre- 
tungen   ist.      Sie    setzt    nur    an    die    Stelle  von    erblichen 


')  Seitdem  dieses  Referat  niedergeschrieben  wurde,  ist  auch  in 
Belgien,  das  sich  seit  Jahren  mit  dieser  Frage  beschäftigte,  das 
proportionale  Wahlsystem  eingeführt  worden.  Ueber.  die  ersten  Wahlen, 
die  nach  demselben  erfolgten,  sagt  ein  Bericht  in  der  ganz  unpar- 
teiischen deutschen  »Allgemeine  Zeitung»  folgendes: 

«Wenn  die  Anhänger  des  Proportional  Wahlsystems,  welches  bei 
den  allgemeinen  belgischen  Parlamentswahlen  am  27.  Mai  zum  er- 
stenmal zur  praktischen  Anwendung  gelangte,  aufrichtig  sein  wollen, 
so  müssen  sie  zugestehen,  dass  dasselbe  die  darein  gesetzten  Er- 
wartungen im  Allgemeinen  nicht  erfüllt  hat,  denn  der  wirkliche  Aus- 
gang war  ganz  anders  als  man  gedacht  hatte.  Zunächst  ist  festzu- 
stellen, dass  ganz  ansehnliche  Minderheiten,  wie  z.  B.  die  Brüsseler 
Unabhängigen  (linker  Flügel  der  Klerikalen),  die  Lütticher  Pro- 
gressisten  (linker  Flügel  der  Liberalen),  die  katholischen  Demokraten 
trotz  der  Minderheitsvertretung  völlig  unvertreten  bleiben.  Dann  aber 
ist  die  Vertheilung  der  Mandate  keine  gerechte.    Das  Proportional- 
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Klassen  die  Berufsklassen  und  die  Parteienvertretung  und 
löst  das  gesammte  Volk  in  eine  Anzahl  von  Parteien  oder  Inte- 
ressengruppen auf,  welchen  fortan  jeder  Bürger  angehören 
muss,  wenn  er  überhaupt  an  dem  politischen  Leben  der  Nation 
theilnehmen  will. 

Der  Grundgedanke  der  modernen,  parlamentarischen 
Volksvertretung  ist  hingegen,  im  Gegensatz  zu  der  früheren 
ständischen  Vertretung  der,  dass  jedes  Mitglied  einer  solchen 
Versammlung  ein  Vertreter  des  ganzen  Volkes  und  seiner 
Interessen,  nicht  ein  solcher  einzelner  Klassen,  oder  Parteien 
sein  soll. 

Die  meisten  Anhänger  des  Proporzes  sind  es  sich  gar 
nicht  deutlich  bewusst,  dass  sie  mit  ihrem  «Fortschritt»  in  die 
Zeit  der  Stände  Versammlungen  des  späteren  Mittelalters  zu- 
rücksteuern und  genau  das  wieder  einführen  wollen,  dessen 
Beseitigung  vielleicht  die  grösste  That  der  französischen  Re- 
volution war,  indem  sie  aus  einem  blossen  Klassenstaat  eine 
einheitlich  organisirte  und  einheitlich  denkende  Nation  schuf. 

Dieser  Parteiorganisation  muss  dann  natürlich  auch  von 
jedem,  der  bei  ihr  einregistrirt  ist,  unbedingte  Folge  geleistet. 


Wahlsystem  theilt  also  mit  allen  bisherigen  Wahlsystemen  die  selt- 
same Eigenschaft,  dass  es  der  Minderheit  im  Lande  die  Mehrheit  in 
der  Kammer  verschafft.  Zudem  besitzt  das  Proportionalwahlsystein 
den  schweren  Nachtheil,  dass  es  eine  überaus  verwickelte  und 
schwerfällige  Maschine  darstellt,  was  schon  daraus  hervorgeht,  dass 
die  Regierung  fast  drei  Tage  gebraucht  hat,  bis  sie  das  endgültige 
Wahlergebniss  verkünden  konnte.» 

Das  Genfer  Journal  besprach  dieses  Hülfsmittel  für  0 ester- 
reich in  folgender  Weise,  die  auch  für  uns  zutrifft: 

«Introduire  la  repräsentation  proportionuelle?  Mais  ce  remede, 
efficace  dans  les  pays  oü  une  minorite'  sacrifiee  ne  reclame  que  son 
droit  ä  Texistence,  ne  servirait  ä  rien  ici  oü  il  ne  s'agit  pas  d'une 
action  de  justice  politique,  mais  d'une  guerre  de  preponderance. 
Chacun  des  partis  ne  se  contente  pas  d'obtenir  sa  part  de  repre- 
sentation,  il  veut  avant  tout  opprimer  l'autre  qui  est  pour  lui 
Fennemi.» 

Vgl.  hiezu  pag.  561,  Anmerkung  1. 
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und  es  darf  nur  nach  Kommando  des  Vorstandes,  beziehungs- 
weise nach  der  von  ihm  aufgestellten  Liste  gestimmt  werden. 
Sonst  hilft  die  ganze  Einrichtung  nichts,  sondern  führt  nur 
eine  allgemeine  Konfusion  und  ganz  unerwartete  und  unge- 
wollte Resultate  herbei.  Das  System  des  sogenannten  «Pa- 
nachirens»,  d.  h.  der  freien  Auswahl  aus  den  verschiedenen 
Parteilisten,  ist  ein  solches,  das  dem  Grundgedanken  der 
Proportionalwahl  widerspricht  und  ihre  Wirksamkeit  schwächt. 

Die  ausschliessliche  Rücksichtnahme  auf  Parteiinteressen 
und  Klassenvortheile,  statt  auf  das  Wohl  des  gesammten  Vol- 
kes, etwas,  was  man  den  alten  ständischen  Einrichtungen  so 
oft  vorgeworfen  hat  und  durch  die  französische  Revolution 
auf  immer  beseitigt  glaubte,  wird  daher  durch  dieses  Wahl- 
system zu  neuem  Leben  erweckt,  und  der  Parteigeist,  der 
doch  bisher  nur  theilweise,  unter  einer  Anzahl  von  Bürgern, 
ausserhalb  und  im  Gegensatz  zu  dem  Grundgedanken  der  Ver- 
fassung, bestand,  förmlich  legi timirt  und  zur  berechtigten 
Grundlage  des  gesammten  Staatslebens  erhoben. 
Die  Proportionalwahl  bringt,  wenn  sie  nicht  absolute  Gleich- 
gültigkeit erzeugt,  immer  gerade  das  Gegentheil  von  dem 
hervor,  was  sie  angeblich  bezweckt:  eine  Verschärfung  des 
gemeinschädlichen  Parteiwesens  und  Parteigeistes,  statt  eine 
Beseitigung  desselben. 

Dabei  ist  ferner  nicht  zu  übersehen,  dass  sich  die  Pro- 
portionalwahl beständig  in  einem  sonderbaren  Widerspruche 
mit  ihren  eigenen  Grundsätzen  befindet;  denn  im  Innern  der 
Partei  lässt  sie  keine  weitern  Gruppirungen  zu,  sondern  ent- 
scheidet über  die  gesammte  Parteiliste  mit  absoluter  Majorität. 
Es  müssen  also  in  einer  grossen  Partei  alle  noch  so  grossen 
Minoritäten  sich  unbedingt  der  Meinung  der  vielleicht  ganz 
kleinen  Mehrheit  unterordnen,  oder  austreten  und  so  viele 
eigene  Parteien  und  Parteilein  bilden,  bis  jeder  genau  seine 
Meinung  und  sein  Interesse  gefunden  zu  haben  glaubt,  soweit 
es  nämlich  das  Wahlgesetz  zulässt. 

Gewöhnlich    und    sogar   nothwendig    bestimmt    dasselbe 
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aber  ein  sogenanntes  «Quorum»,  d.  h.  es  müssen  sich  von 
vorneherein  eine  erhebliche  Anzahl  von  Bürgern  zu  einer 
Partei  organisiren.  Ist  dieses  Quorum  klein,  so  entstehen 
dadurch  unfehlbar  eine  Menge  kleinerer  Interessengruppen 
mit  kleinlichen,  nicht  bloss  «Kirchthurms-»,  sondern  noch  viel 
engherzigeren  Interessen  und  Ansichten. ')  Ist  es  dagegen 
gross,  z.  B.  mehrere  Hunderte  von  Personen  betragend,  so 
haben  nur  diese  das  Wahlrecht,  als  ihr  Vorrecht  im  Staat; 
die  geringeren  Gruppen  und  Einzelnen  sind  dagegen  von  jeder 
selbständigen  Betheiligung  am  politischen  Leben  ausgeschlossen 
und  formlich  ihres  Stimmrechtes  beraubt.  In  Wirklichkeit 
ist  eigentlich  jeder  Bürger,  der  einer  solchen  grössern  Gruppe 
nicht  angehören  will  oder  kann,  ein  vom  Stimmrecht  Ausge- 
schlossener, gerade  so  gut  wie  ein  Konkursit  oder  Verbrecher. 
Das  ist  die  «Gerechtigkeit»  des  Proporzes  als  System. 

Die  praktischen  Schwierigkeiten  des  Proportionalsystems 
bestehen  zunächst  in  seiner  relativen  Unverständlichkeit  für 
den  gemeinen  Mann,  insofern  man  nicht  die  einfacheren 
Formen  des  limitirten  oder  kumulativen  Votums  wählt,  was 
die  Initianten  nicht  wollen.2)  Es  ist  auch  für  ihn  schwer  be- 


1)  Es  brauchen  das  auch  gar  nicht  etwa  nur  politische  Gruppen 
zu  sein,  sondern  jede  Art  von  Interesse  kann  sich  zu  einem  solchen 
Wahlkollegium  zusammen thun.  Es  wurde  in  Münchenbuchsee  er- 
zählt, dass  in  Genf  die  Bordellhalter  und  Vermiether  von  Zimmern 
für  unsittliche  Zwecke  einmal  beabsichtigt  hätten,  eine  solche  be- 
sondere Liste  zu  verlangen,  um  auch  einen  Vertreter  ihrer  In- 
teressen in  die  Behörden  gelangen  zu  lassen.  Kein  Mensch  könnte 
sie  daran  hindern,  wenn  das  Proportionalsystem  besteht  und  sie 
die  hinreichende  Anzahl  von  Unterschriften  |Sti  «unfähiger  beibringen. 
Die  Proportionalwahl  verlangt  nicht  eine  politische  Gruppirung, 
oder  eine  sittliche,  und  es  wäre  lehrreich,  wenn  einmal  eine  der- 
artige Wahl  wirklich  geschähe,  um  die  Ungehörigkeit  dieses  Systems 
denen  vor  Augen  zu  führen,  die  noch  an  seine  Sittlichkeit  und  Ge- 
rechtigkeit glauben. 

2)  Diese  Unverständlichkeit  hat  sich  namentlich  in  Zug  in  der 
letzten  Zeit  gezeigt,  worüber  wir  den  dortigen  Vertretern  das  Wort 
lassen. 
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greiflich,  weshalb  nun  plötzlich  bei  Wahlen  die  Entscheidung 
der  Mehrheit  ungehörig  und  ungerecht  sein  soll,  während  sie 
doch  bei  der  Abstimmung  über  Verfassungen  und  Gesetze 
unbeanstandet  bestehen  bleibt.  Insofern  ist  das  Proporzsystem 
bei  uns  auch  verspätet.  Es  begreift  sich  noch  eher  in 
Staaten,  wo  die  Gesetzgebung  auch  in  der  Hand  der  reprä- 
sentativen Versammlungen  liegt,  aber  nicht  da,  wo  zuletzt 
doch  die  einfache  Mehrheit  entscheidet,  die  ja  auch  dieses 
Wahlsystem  selbst  jederzeit  wieder  abschaffen  kann,  —  etwas, 
was  wir  als  seine  beste  Eigenschaft  ansehen. 

Man  kann  also  bei  uns  nicht  sagen  und  sagt  es  auch 
nicht,  dass  der  Wille  der  Mehrheit  auch  in  der  Gesetzgebung 
nicht  entscheiden  soll  und  dass  das  eine  Ungerechtigkeit  sei. 
Weshalb  aber  ist  er  denn  ungerecht,  wenn  es  sich  um  etwas 
viel  weniger  Wichtiges ,  d.  h.  um  blosse  Personenfragen 
handelt  ? 

Es  ist  auch  nicht  möglich,  die  Proportionalität  in  andern 
als  Dreier- Wahlkreisen,  oder  noch  grössern  anzuwenden.  In 
Zweier-  oder  Einer- Wahlkreisen  schliesst  sie  sich  von  selbst 
aus.  Man  muss  also  das  ganze  Land  in  grössere  Wahlkreise 
eintheilen,  was  mitunter  für  die  Minoritäten  nachtheilig  sein 
kann ,  oder  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Landes 
widerspricht,  und  man  kann  durch  eine  blosse  Veränderung 
des  Wahlkreisgesetzes  jederzeit  die  ganze  Einrichtung  un- 
wirksam machen.  Das  Proportional  System  aber  nur  in  ein- 
zelnen Wahlkreisen  eines  Landes  anzuordnen,  in  andern  da- 
gegen nicht,  das  ist  eine  schreiende  Ungleichheit  in  der  Ge- 
setzgebung, welche  einem  Privilegium  einzelner  Landestheile 
gleichkommt. 

Ebenso  ist  es  unmöglich,  bei  einzelnen  Ersatzwahlen,  die 
im  Laufe  einer  Wahlperiode  eintreten,  nach  Proportional- 
system zu  verfahren ;  eine  durch  Tod,  Resignation,  oder  andere 
Gründe  frei  werdende  Stelle  wird  vielmehr  nothwendig  durch 
Majoritätswahl  besetzt  und  fällt  damit  vielleicht  einer  ganz 
ändern  Partei  zu. 
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Die  Proportionalwahl  führt  ferner  mit  Notwendigkeit 
nach  und  nach  zum  allgemeinen  «Mandat  imperatif»  und  da- 
mit zu  einem  völligen  Absterben  aller  wirklichen  parlamen- 
tarischen Verhandlungen,  so  dass  sie  zuletzt  eine  blosse,  un- 
nütze Formalität  werden.  Es  kann  Niemand,  der  nach  Pro- 
portionalsystem gewählt  ist,  das  thun,  was  er  dermalen  noch 
eidlich  versprechen  muss,  die  Einheit  der  schweizerischen 
Nation  wahren,  er  muss  vor  Allem  für  den  Bestand  seiner 
Partei  sorgen;  er  kann  auch  nicht  in  jeder  Frage  den  Ver- 
handlungen mit  Aufmerksamkeit  folgen  und  sich  von  den 
vorgebrachten  Gründen  belehren  lassen ;  er  hat  seine  Meinung 
schon  in  allen  wesentlichen  Fragen  fertig  von  Hause  mitge- 
bracht und  darf  dieselbe  nicht  ändern,  ohne  das  Vertrauen 
seiner  Wähler  getäuscht  zu  haben.  Er  könnte  ebenso  gut, 
als  tagelang  Diskussionen  anhören,  schon  am  ersten  Tage 
der  Sitzung  seine  Stimme  über  alles  Vorkommende  abgeben, 
oder  sie  gerade  von  Hause  hersenden.  Man  sage  nicht,  dass 
das  schon  jetzt  so  sein  könne;  wir  wissen  recht  wohl,  dass 
es  vorkommt,  aber  es  gehört  nicht  zum  jetzigen  Wahlsystem, 
das  vielmehr  jeden  Gewählten  als  den  Vertreter  des  ganzen 
Volkes  und  seiner  Interessen,  und  (soweit  berechtigt)  aller 
Einwohner  seines  Wahlkreises  ansieht,  während  er  nach  dem 
Proportionalsystem  auch  theoretisch  und  systematisch  nur 
der  Vertreter  einer  bestimmten  Parteigruppe  ist. 

Was  jetzt  ein  blosser  Missbrauch  ist,  wird  durch  das 
Proporzsystem  zu  einer  allgemein  geltenden  und  berechtigten 
Einrichtung. 

Die  Proportionalwahl  ertödtet  daher  nicht  allein  jedes 
wirkliche  Vertrauen  der  Staatsbürger  zu  einander,  die  sich 
nur  noch  als  feindliche,  zum  beständigen  Kampfe  organisirte 
Schaaren  kennen,  sondern  namentlich  auch  jede  Möglichkeit 
einer  billigen  gegenseitigen  Berücksichtigung.  Jetzt  kann 
doch  noch  die  Mehrheit,  wenn  sie  will,  Angehörige  der 
Minderheit  wählen  helfen,  und  sie  wird,  wenn  sie  es  thut, 
dann  die  Besten  und  Versöhnlichsten    aus   den   gegnerischen 
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Gruppen  nehmen.  Mit  dem  Proporz  muss  Jeder  auf  seine 
Selbsterhaltung  Bedacht  nehmen;  jedes  Transigiren  ist  ein 
Verrath  an  der  Partei,  der  nicht  erlaubt  werden  kann,  und 
jede  Partei  stellt  nicht  die  versöhnlichsten,  sondern  die 
schroffsten  und  entschiedensten  ihrer  Parteigenossen  auf  ihre 
Wahlliste  und  verhindert  dadurch  jedes  Entgegenkommen 
von  der  andern  Seite.  Es  ist  vielleicht  ein  Vorwurf,  den  sich 
die  Majoritätsparteien  zu  machen  haben,  dass  sie  öfter  ihre 
gesicherte  Stellung  mit  zu  wenig  Berücksichtigung  der 
Minderheiten  behauptet  haben,  und  sie  tragen  ihre  Strafe 
dafür  mit  Becht,  entweder  in  einer  Gleichgültigkeit  ganzer 
Volkstheile  gegen  alle  Politik,  oder  umgekehrt  in  diesen 
Versuchen,  ihnen  die  Herrschaft  auf  dem  Wege  künstlicher 
Wahleinrichtungen  streitig  zu  machen.  Besser  aber  wird  die 
Sache  durch  den  Proporz  nicht,  sondern  nur  schlechter.  Er 
gleicht  der  modernen  Einimpfung  von  Giftstoffen,  durch  die 
man  vielleicht  kranke  Körper  nothdürftig  restaurirt,  noch 
gesunde  aber  mit  Sicherheit  vergiftet. 

Ueberall,  wo  die  Proportionalwahl  vorkommt  und  vor- 
kommen kann,  ist  sie  daher  ein  Krankheitssymptom  und  keine 
Auszeichnung  für  den  betreffenden  Staat. 

Für  die  Verhältnisse  der  Eidgenossenschaft  im  Speziellen 
ist  zu  sagen,  dass  ihr  ganzes  jetziges  Bundesstaatssystem 
auf  dem  Majoritätsgrundsatz  beruht.  Man  müsste  konse- 
quenterweise auch  den  Bundesrath  und  nicht  weniger  das 
Bundesgericht1),  deren  Besetzung  wenigstens  ebenso  wichtig 
ist,  als  die  des  Parlamentes,  proportional  wählen  lassen. 
Sodann  müsste  die  bereits  bestehende  wirksame  Vertretung 
der  Minoritäten  durch  den  Ständerath  beseitigt  werden,  die 


M  Im  Bundesgericht  entscheidet  eine  Mehrheit  von  4  Personen, 
von  denen  die  Mehrzahl  der  gleichen  politischen  Anschauung  ange- 
hören, über  fast  alle  verfassungsmässigen  Rechte  des  einzelnen 
Bürgers  und  die  daherigen  Auslegungen  der  Bundes-  und  Kantons- 
verfassung. Wenn  die  Mehrheitsentscheide  gefährlich  sind,  so  wären 
sie  es  hier  noch  weit  mehr,  als  im  Parlamente. 
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fortan  keinen  Rechtsgrund  mehr  hätte.  Die  Herstellung  des 
Einkammersystems,  und  in  weiterer  Eonsequenz  davon  die 
Ersetzung  des  Bundesstaates  durch  den  Einheitsstaat,  wäre 
nur  die  logische  Folge  des  Gelingens  der  Doppelinitiative. 
Der  Bundesstaat  aber  kann  nicht  mehr  aufgegeben  werden 
ohne  die  schwerste  Erschütterung  unseres  Staatslebens. 

Wollte  man  aber  auch  diese  Eonsequenzen  nicht  sofort 
ziehen,  wie  man  es  ja  häufig  nicht  thut,  so  müsste  man  doch 
den  Ständerath  auch  nach  dem  gleichen  Wahlmodus  vom 
Volke  wählen  lassen,  wodurch  er  nicht  mehr  eine  Vertretung 
der  Kantone,  sondern  nur  eine  zweite,  ganz  überflüssige  Aus- 
gabe des  Nationalrathes  würde,  die  man  besser  durch  eine 
zweite  Lesung  der  Gesetze  ersetzen  könnte. 

Im  Weitern  könnte  man  doch  nicht  die  ganze  Schweiz 
in  einen  Nationalrathswahlkreis  organisiren  und  jedem  Bürger 
zumuthen,  mehr  als  150  Personen  aus  allen  Landestheilen 
mit  Selbstkenntniss  auszuwählen,  während  andererseits  eine 
Festsetzung  der  Eantone  als  Wahlkreise  eine  Ungerechtigkeit 
gegen  die  grössern  Eantone  enthalten  würde.  Diese  Eon- 
zession an  einen  Theil  der  Initianten  scheint  uns  überhaupt 
eine  sehr  unglückliche  zu  sein. 

Auch  wäre  es  endlich  kaum  möglich,  auch  in  allen  Kan- 
tonen das  Proporzsystem  einzuführen  —  wenigstens  in  den 
Landsgemeindekantonen  ist  das  nicht  leicht  denkbar  — ,  so 
dass  auf  jeden  Fall  ein  starker  Gegensatz  in  den  Wahl- 
systemen der  Eidgenossenschaft  und  der  Eantone  auf  alle 
Zeiten  hinaus  bestehen  bliebe. 

Wir  sind  unserseits  überzeugt,  dass  sich  Niemand  von 
den  Initianten  über  diese  Schwierigkeiten  der  Ausführung 
des  Proporzes  in  einem  historischen  Bundesstaat  vollkommene 
Rechenschaft  gegeben  hat.  Jedenfalls  aber  würde  sich  unseres 
Erachtens  die  konservative  Partei  dabei  stark  verrechnen. 

Endlich  ist  auch  die  gesammte  philosophisch-staatsrecht- 
liche Grundlage  des  Proportionalsystems  unrichtig.  Einmal 
darin,  wovon  wir  schon  gesprochen  haben,  dass  es  den  Staat 
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auf  Parteien,  Interessengruppen,  oder  Berufsklassen,  statt 
auf  die  Gesammtheit  aller  Bürger,  gründet  und  ihnen  •Klassen-' 
bewusstsein»  und  «Interessenpolitik»,  statt  der  vorwiegend 
patriotischen  und  gemeinnützigen  Gesinnung,  formlich  aner- 
zieht. Ein  schwererer  Fehler  einer  republikanischen  Erziehung 
ist  gar  nicht  denkbar,  als  dieser. 

Der  Grundgedanke  des  Proportionalsystems,  den  man 
überall,  wo  dasselbe  empfohlen  wird,  so  auch  u.  A.  bei  Con- 
siderant,  als  eine  ganz  unbestreitbare  Wahrheit  aufgestellt 
findet,  ist  ferner  der,  dass  Alles,  was  in  dem  konkreten  Staate 
lebt,  das  ganze  Volk,  mit  allen  seinen  Interessen,  Gedanken 
und  Gefühlen,  in  dem  Parlamente  seine  diesem  faktischen 
Bestände  verhältnissmässig  angepasste  Vertretung  finden 
müsse.  Davon  trägt  das  System  seinen  jetzt  gebrauchten 
Namen,  und  seine  Vertreter  pflegen  sich  mitunter  zur  Ver- 
deutlichung ihres  Fundamentalglaubenssatzes  so  auszudrücken, 
das  Parlament  müsse  «mit  dem  Storchenschnabel  zugeschnitten, 
oder  abgezirkelt  sein»,  so  dass  es  in  kleinerem  Massstabe  genau 
alles  das  enthalte  und  aufzeige,  was  im  Volke  selbst  vor- 
handen sei. 

Diese  ganze  Auffassung  des  Wesens  und  der  Aufgabe 
eines  modernen  Parlaments,  wie  es  seit  1789  in  civilisirten 
Staaten  besteht,  ist  eine  völlig  unrichtige.  Zunächst  schon 
deshalb  faktisch  unrichtig,  weil  sehr  grosse  Volkstheile  im 
Parlamente  gar  nicht  repräsentirt  sind,  weder  durch  ihre 
eigenen  Mitglieder,  noch  durch  Leute,  die  sie  selbst  gewählt 
und  gewollt  haben.  Es  sind  dies  (dermalen  wenigstens  noch) 
alle  Frauen,  alle  Minderjährigen  unter  einer  gewissen  Alters- 
stufe, alle  fremden  Einwohner  und  noch  eine  Menge  von 
andern  Staatsbürgern,  welche  in  Folge  besonderer  gesetz- 
licher Bestimmungen  nicht  stimmfähig  sind.  Sie  gehören  alle 
ohne  Zweifel  zum  Volk,  machen  dessen  Gesammtbild  in  natura 
mit  aus;  aber  in  dem  parlamentarischen  Abbild  des  Volkes 
sind  sie  keineswegs  enthalten  und  werden  es  nie  vollständig 
sein. 
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Es  wäre  aber  auch  gar  nicht  wünschenswert^  dass  alle 
Volkskreise  und  alle  Volksinteressen,  wie  sie  thatsächlich  be- 
stehen, ihre  Vertretung  in  den  Parlamenten  fänden.  Als  Bei- 
spiel wollen  wir  zunächst  auf  den  oben  erwähnten  Genfer 
Fall  verweisen.  Es  giebt  kein  Kriterium  für  eine  erlaubte 
oder  unerlaubte  Gruppirung  zu  einer  Parteiliste.  Die  schlech- 
testen, wie  die  besten  Bürger  können  eine  solche  aufstellen, 
wenn  sie  nur  die  dazu  nöthige  Anzahl  von  Stimmfähigen  auf- 
bringen. Bordellhalter,  Spielhöllenbesitzer  können  eine  Partei 
bilden,  um  einen  Vertreter  ihrer  Interessen  in  die  Behörden 
zu  bringen,  und  der  Proporzfreund  muss  ihnen  noch  Hecht 
geben ;  denn  sie  existiren  eben  im  Staat  und  sollen  daher  auch 
in  seinem  Miniaturporträt,  dem  Parlamente,  existiren, 

Gut  und  böse  ist  nach  der  proporzfreundlichen  An- 
schauung gar  kein  berechtigter  Begriff  mehr  im  Staat,  son- 
dern höchstens  noch  im  Privatleben;  es  ist  Alles  gleich- 
bedeutend, was  überhaupt  ist.  Das  ist  die  Moral  des 
Proporzes. *) 

Aber  auch  politisch  gefährlichen  Parteien  wird  mit  diesem 
Grundsatz  die  gleiche  Berechtigung,  wie  den  patriotisch  ge- 
sinnten, eingeräumt. 

Es  könnte  in  irgend  einem  Kanton  der  Eidgenossenschaft 
z.  B.  eine  Partei  sich  bilden,  welche  die  Annexion  an  ein 
anderes  Staatsgebiet  sich  zum  Ziele  setzte,  oder  es  könnten 
Leute  in  Neuenburg  die  Bückkehr  der  preussischen  Herrschaft 
wünschen;  man  müsste,  solange  sie  nicht  gerade  zu  Thaten 
des  Aufruhrs  übergehen,  ihnen  die  Vertretung  in  den  Bäthen 
der  Eidgenossenschaft  nicht  bloss  gönnen,  sondern  sie  sogar 
für  regelmässig  und  wünschenswerth  erachten,  bloss  deshalb, 


')  Es  handelt  sich  wohlverstanden  dabei  nicht  darum,  ob  etwas 
gut  oder  böse  im  einzelnen  Falle  sei,  sondern  um  den  Grundsatz, 
ob  beides  gleichbedeutend  im  Staate  sein  soll,  oder  ob  das  als  gut 
Erkannte  herrschen  soll  und  das  unzweifelhaft  Böse  nicht.  Das 
Letztere  ist  unsere  Meinung  und  wir  glauben  auch  die  der  Mehrheit 
des  Schweizervolks. 
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weil  es  solche  Phantasten  giebt.  In  gleicher  Weise  müssten 
die  offenkundigsten  Anarchisten,  gegen  die  man  internationale 
Verbindungen  abschliesst,  ja  sogar  die  Verbrecher  in  den  Ge- 
fängnissen ihre  Repräsentanz  bekommen,  eben  weil  sie  exi- 
stiren  und  auch  zum  Gesammtbild  des  Staates  gehören. 

Das  ist  eine  philosophische  Auffassung,  die  selbst  etwas 
Anarchistisches  enthält.  Offenbar  haben  die  modernen  Parla- 
mente die  Aufgabe,  nur  die  vollberechtigten  Interessen,  nach 
der  jeweilen  darüber  herrschenden  vernünftigen  Anschauung, 
zu  vertreten  und  überhaupt  eine  Versammlung  der  besten, 
einsichtigsten  und  für  das  Gemeinwohl  am  zweck  massigsten 
sorgenden  Bürger  zu  sein. 

Wenn  das  praktisch  nicht  immer  erreicht  wird,  so  liegt 
es  an  der  Mangelhaftigkeit  aller  menschlichen  Dinge  in  der 
Ausführung,  nicht  an  der  Unrichtigkeit  des  Grundsatzes,  und 
es  würde  um  die  Parlamente  und  ihren  allgemeinen  Kredit 
in  der  Welt  besser  stehen,  wenn  dieser  Grundsatz,  und  nicht 
irgend  ein  anderes  Parteidiktat,  bei  allen  Wahlen  die  erste 
Rolle  spielte. 

Dann  aber  würde  allerdings  —  insoweit  wollen  wir  den 
Proporzfreunden  zum  Schluss  auch  noch  eine  relative  Recht- 
fertigung gönnen  —  der  Gedanke  an  ein  proportionales  Wahl- 
system gar  nie  entstanden  sein. 

Er  wächst  ganz  und  gar  und  überall  aus  trüben  Er- 
fahrungen heraus,  oft  auf  der  Grundlage  einer  pessimistischen 
Weltanschauung  überhaupt,  die  er  auf  das  Staatsleben  über- 
trägt. Die  Parlamente  sind  nach  ihm  nicht  dazu  da,  um 
Gutes  zu  schaffen  und  zu  befördern  (dazu  braucht  man  mög- 
lichst einheitlich  gesinnte  Leute  allerbester  Qualität),  sondern 
um  wenigstens  durch  eine  Vertretung  und  eine  stete  Wachsam- 
keit «aller  Interessen»  die  Regierungen  zu  verhindern,  recht 
viel  Schlechtes  und  Verkehrtes  zu  thun,  was  sonst  wahrschein- 
lich geschehen  würde.  Das  ist  die  Politik  des  Proporzes.1) 
* 

*)  Es  wird  überhaupt  keinen  demokratisch  organisirten  Staat 

geben   und   hat   noch  niemals  in  der  Geschichte  einen  solchen  ge- 
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Es  bedeutet  eigentlich  einen  grossen  Verfall  des  öffent- 
lichen Geistes,  dass  man  so  etwas  heute  weitläufig  demon- 
striren  muss.  Vor  einem  halben  Jahrhundert  noch  hätte  man 
es  wahrscheinlich  als  selbstverständlich  angesehen  und  kein 
bedeutender  Staatsmann  der  Eidgenossenschaft  es  gewagt,, 
eine  so  materialistische  Theorie,  wie  die  oben  angeführte 
philosophische  Begründung  des  Proporzes,  als  sein  politisches 
Glaubensbekenntniss  bekannt  zu  geben. 

Das  blieb  damals  noch  gänzlich  Fremden  überlassen. 

Es  wird  auch  in  der  That  für  jeden  nicht  zum  Voraus 
für  die  Sache  blindlings  Eingenommeneu  schwer  glaubhaft 
sein,  dass  sämmtliche  civilisirten  Staaten  der  Welt,  unser 
eigenes  Vaterland  inbegriffen,  seit  den  Jahrhunderten,  in  denen 
sie  und  ihre  Wahlen  bestehen,  sich  in  einem  völligen  Irrthum 
über  die  wahren  Grundlagen  aller  menschlichen  Gerechtigkeit 
und  Sittlichkeit  befunden  hätten,  der  ihren  grössten  Staats- 
männern, Rechtsgelehrten,  Philosophen,  oder  Theologen  nie- 
mals zum  Bewusstsein  gekommen  sein  sollte,  bis  es  einem 
dänischen  Mathematiker,  oder  einem  französischen  Sozialisten 
gefiel,  die  Welt  über  eine  so  überaus  wichtige  Thatsache 
aufzuklären. 


geben,  in  welchem  etwas  anderes  erreichbar  war,  als  jeweilen  eine 
Mehrheit  von  tüchtigen  und  redlich  denkenden  aktiven  Volksgenossen» 
Darauf  kommt  bei  dieser  Staatsform  Alles  an,  und  das  allein  ist 
möglich;  das  Weitere  sind  Illusionen  auf  Erden.  Ebenso  sicher  aber 
ist  es  auch,  dass  jede  Minderheit  in  einem  solchen  Staat  zur  Mehr- 
heit werden  muss,  sobald  sie  die  tüchtigeren  Elemente,  den  Kern 
der  jeweiligen  Bevölkerung,  in  sich  vereinigt.  Dieses  letztere  ist 
eine  Ueberzeugung,  über  die  man  streiten  kann,  ohne  die  aber  die 
beste  Philosophie  und  selbst  das  Gbristenthum  wenig  praktischen 
Werth  hätte  und  die  demokratische  Staatsordnung  vollends  gar 
keinen. 

Auf  diesem  Wege  also  sollten  es  die  Minderheitsparteien  ver- 
suchen, zur  Macht  zu  gelangen,  und  sie  vernichten  selber  die  Trieb- 
kraft ihrer  Ideen  —  vorausgesetzt,  dass  es  richtige  sind  — ,  wenn 
sie  sich  denselben  auf  künstliche  Weise  zu  erleichtern  versuchen* 
Wir  würden  auch  in  ihrem  Lager  ebenso  entschieden,  als  jetzt,  gegen 
den  Proporz  sein. 


Die  Doppel-Initiative.  561 

Die  Wahrheit  wird  wohl  eher  darin  zu  suchen  sein,  dass 
das  proportionale  Wahlsystem  mit  der  absoluten  Wahrheit 
oder  Gerechtigkeit  in  gar  keinem  direkten  Zusammenhange 
steht,  sondern  überall  bloss  ein  Auskunftsmittel  der  Partei- 
politik ist,  um  da,  wo  man  auf  einfachem  Wege  die  Majorität 
nicht  erlangen  kann,  auf  künstliche  Weise  wenigstens  eine 
möglichst  grosse  Zahl  von  Parteimandaten  zu  erlangen  und 
sodann  durch  Allianzen  mit  andern  Minoritäten  die  herrschende 
Partei  zu  verdrängen. 

Es  würde  wohl  schwer  sein,  ein  Beispiel,  in  welchem 
das  nicht  zutrifft,  anzuführen.  Auch  bei  der  jetzigen  Doppel- 
initiative liegen  darüber  in  Zeitungsnachrichten  unumwundene 
Erklärungen  vor,  wonach  es  sich  eigentlich  darum  handelt, 
«die  Macht  der  radikal-demokratischen  Partei  in  der  Schweiz 
zu  brechen»  und  dem  Sozialismus  zu  einer  grössern  Ver- 
tretung zu  verhelfen,  als  er  sie  ohne  dieses  Mittel  so  bald 
erreichen  könnte. 

Ein  Vertreter  dieser  Gruppe  der  Initianten,  die  die 
führende  in  diesem  Koalitionskriege  ist,  fügte  bei,  die  radikal- 
demokratische Partei  «sei  auch  nicht  so  dumm,  dass  sie  das 
nicht  selbst  merke»1),  was  wir,  unter  Verdankung  des  uns 
geschenkten  Zutrauens,  nur  völlig  bestätigen  können. 

Nach  andern  Zeitungsberichten  freilich,  aus  völlig  proporz- 


*)  «N.  Z.  Ztg.»,  1.  November  1898.  Schweizerischer  sozial- 
demokratischer Parteitag  in  Basel: 

«Wullschleger  legt  nicht  nur  auf  die  Grundsätze,  von  deneu 
allein  man  nicht  gelebt  hat,  sondern  auch  auf  die  Umstände  Ge- 
wicht. Zur  politischen  Macht  kommen  wir  in  möglichst  rascher 
Zeit  erst,  wenn  wir  den  Proporz  haben,  für  den  die  Partei  schon 
lange  kämpft.  Die  Voten  von  Dr.  Brüstlein  und  Dr.  Benz  sind 
keineswegs  massgebend  und  stehen  ganz  vereinzelt  da.  Sie  waren 
recht  ungeschickt  und  geeignet,  uns  zu  schaden.  Alle  Genossen 
sollten  eben  immer  denken,  was  sie  reden!  Der  radikal-demokratischen 
Partei  brauchte  man  gar  nicht  extra  zu  sagen,  dass  es  darauf  ab- 
gesehen ist,  ihre  Herrschaft  zu  brechen;  sie  ist  nicht  so  dumm,  dass 
sie  das. nicht  merkt.» 

36 
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freundlichen  Quellen,  würden  selbst  in  den  Kreisen  der  Ini- 
tianten  keine  sehr  grossen  Hoffnungen  auf  Erfolg  an  die 
Doppelinitiative  geknüpft,  sondern  Gesichtspunkte  indirekt 
zu  fordern  gesucht,  die  noch  weniger  Anspruch  auf  die 
Billigung  des  gesammten  Schweizervolkes  hätten.1)  Ein  Ur- 
theil  über  die  eigenen  Alliirten,  das  uns  fast  etwas  zu  unmild 
vorkommt,  jedenfalls  aber  dieser  Allianz  gegen  alles,  was 
freisinnig  in  der  Eidgenossenschaft  ist,  keine  lange  Dauer 
verkündet. 

Immerhin  ist  auch  schon  der  blosse  Versuch  einer  solchen 
Umwälzung  ein  Unglück  für  die  Schweiz.  Wir  sollten  uns 
jetzt  in  diesen  gefährlichen  Zeiten,  in  welchen  sich  die  kleinen 
Staaten  nur  durch  eine  sehr  ruhige  Politik,  und  durch  ein 
energisches  Zusammenhalten  Aller  der  Vergewaltigung  in 
dieser  oder  jener  Form  erwehren  können,  von  bloss  formalen, 
lediglich  Zwietracht  ohne  Ende  und  Nutzen  herbeiführenden 
Fragen  möglichst  fernhalten.    Was  an  unserm  Wahlsystem 


*)  Die  «Gazette  de  Lausanne»  in  ihrem  Leitartikel  vom  3. 
Januar  1899  spricht  sich  wie  folgt  aus: 

«II  ne  faut  pas  compter  pour  le  jour  döcisif  sur  tous  les 
groupes  en  minorite;  ainsi  on  sait  dores  et  d£jä  que  les  radicaux  du 
Valais  et  de  Fribourg  qui  auraient  tout  ä  gagner  au  scrutin  propor- 
tionnel,  sacrifieront  leur  intäret  imm£diat  ä  ce  qu'ils  tiennent  pour 
l'intiret  superieur  du  parti  radical  suisse  dans  son  enseinble.  Nous 
n'osons  donc  pas  compter  sur  une  victoire,  pour  laquelle  il  faudrait 
un  effort  unanime  de  tous  les  electeurs  qui  ne  sont  pas  des  ra- 
dicaux. 

«Quant  ä  l'61ection  du  Gonseil  föderal  par  le  peuple,  nous  la 
combattrons  avec  non  moins  de  conviction.  Nous  tenons  le  pouvoir 
du  Gonseil  fedäral  pour  suffisamment  grand  pour  qu'il  n'y  ait  pas 
lieu  de  le  grandir  encore,  en  supprimant  le  contröle  des  Ghambres, 
la  seule  garantie  politique  que  nous  ayons  encore  contre  la  puts- 
sance  gouvernementale  et  l'arbitraire  administratif. 

«Le  parti  so  cialiste  et  le  groupe  que  dirige  M.  Gurti  ne  se  dis- 
simulent  pas,  au  reste,  les  difficultes  de  la  campagne  qu'ils  entre- 
prennent,  mais  ils  estiment  qu'il  est  dans  leur  iüteret  de  faire 
parier  d'eux  et  que,  meine  battus,  l'initiative  qu'ils  ont  prise  leur 
fera  gagner  du  terrain.    Ge  n'est  pas  absolument  certain  pourtant.» 
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fehlerhaft  ist  oder  wünschenswerth  bleibt,  das  könnte  sehr 
Tiel  leichter  durch  ein  verbessertes  Wahl-  und  ein  allgemeines 
Stimmrechtsgesetz  oder  eine  Vermehrung  der  Einer- Wahlkreise 
erreicht  werden,  als  durch  dieses  Proportionalsystem,  das  auch 
im  allerbesten  Falle  des  Haders  und  des  Unwillens  sehr  grosser 
Volkstheile,  um  welchen  es  erkauft  werden  müsste,  nicht 
werth  ist.  Vor  ungefähr  hundert  Jahren  schrieb  der  nach- 
malige helvetische  Minister  Rengger  in  einer  bekannten 
Schrift  «Ueber  die  politische  Verketzerungssucht»,  welche  er 
am  15.  Mai  1793  der  helvetischen  Gesellschaft  vortrug,  u.  A. 
die  Worte: 

eich  kenne  nur  eine  Partei,  um  die  es  uns  Noth  thut, 
die  der  redlichen  Bürger;  nur  eine  Losung,  das  Vaterland; 
nur  einen  Zweck,  das  gross tmögliche  Volksglück.  Sollten  wir 
auch  über  die  Mittel  zum  Zweck  nicht  einerlei  Sinnes  sein, 
so  wollen  wir  doch  um  der  Mittel  willen  nicht  den  Zweck 
dahingehen.» 

Damals  verhallten  diese  Worte  ohne  Frucht;  die  Ohren 
waren  dafür  noch  nicht  offen  und  die  «Interessen»  zu  ver- 
schieden in  der  alten  Eidgenossenschaft.  Was  die  Folge 
davon  war,  mit  welchen  Leiden  und  Gefahren  die  Schweiz 
die  Interessen-  und  Klassenpolitik  bezahlen  musste,  das  sollten 
wir  wissen,  wenn  anders  die  Geschichte  zu  etwas  gut  ist  und 
die  vielen  patriotischen  Feste  und  Reden  des  letzten  Jahres 
mehr  als  Feste  und  Reden  gewesen  sind.  Dass  aber  in  dem 
gleichen  Jahre  noch  und  ohne  alle  dringende  Veranlassung 
der  Same  einer  ungeheuren  Zwietracht  unter  die  Eidgenossen 
gesät  wird,  das  beweist,  dass  jede  Generation  wieder  ihre 
Erfahrungen  selber  machen  muss  und  auch  sicherlich  machen 
wird,  wenn  sie  die  alten  vergisst. 

IL 

Den  zweiten  Theil  des  Doppelinitiativ -Vorschlages,  die 
Wahl  des  Bundesrathes  durch  das  Volk  betreffend,  halten  wir, 
mit   Hinsicht  auf  den  muthmasslichen  Erfolg,   in   einer  Be- 
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Ziehung  für  gefährlicher  als  die  Proporzfrage.  Man  kann 
mit  Recht  sagen:  Siehe  da  eine  sehr  wirksame  Massregel. 
Denn  im  Grunde  liegt  doch  Alles,  oder  doch  das  Meiste  daran, 
wer  im  Staate  die  beständige  Regierung  in  Händen  hat,  und 
alle  wirklichen  Staatsumgestaltungen,  ob  zum  Guten  oder  zum 
Bösen,  müssen  auf  diesem  Wege  gesucht  werden.  Auch  hat 
die  Volkswahl  der  Regierung  etwas  natürlich  Populäres;  der 
Volkswille  kommt,  theoretisch  wenigstens,  dabei  besser  zur 
Geltung,  und  sie  besteht  auch  in  der  Mehrzahl  der  Kantone. 

Dem  Allem  gegenüber  wird  sich  aber  doch  die  grosse 
Mehrheit  des  Schweizervolkes  fragen:  «Auf  welche  Weise 
bekommen  wir  am  sichersten  eine  solide  Regierung?»  und 
seinen  Entscheid  von  der  Beantwortung  dieser  Frage  ab- 
hängen lassen. 

In  zweiter  Linie  wird  man  sich  dann  vielleicht  noch 
fragen:  «Haben  wir  Ursache,  mit  dem  Bundesrath,  wie  er  seit 
1848  bestanden  hat,  unzufrieden  zu  sein,  und  würde  aus  der 
Volkswahl  mit  Sicherheit  ein  weit  besserer  hervorgehen?» 

Diese  beiden  letzteren  Fragen  stellen  und  verneinen  wir 
unsererseits  einfach  und  mit  vollster  Zuversicht;  sie  lassen 
sich  im  Uebrigen  nicht  in  ihrem  Für  und  Wider  näher  aus- 
führen, ohne  persönlich  zu  werden,  was  wir  vermeiden  wollen. 

Allgemein  untersucht,  sprechen  gegen  die  Volkswahl  des 
Bundesrathes  und  ebenso  des  Bundesgerichtes,  die  dann  not- 
wendig auch  folgen  müsste,  folgende  Gründe: 

1.  Ein  unumgängliches  Erforderniss  einer  zuverlässigen 
direkten  Wahl  ist  es,  dass  der  Wähler  den  Kandidaten  kennt 
und  seine  Eigenschaften  und  Fähigkeiten  zu  beurtheilen  ver- 
mag. Wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  so  ist  die  Wahl  immer 
eine  indirekte;  nur  treten  dann  an  die  Stelle  der  gewählten 
Volksvertreter,  denen  das  ganze  Volk  diese  Aufgabe  bisher 
anvertraut  hat,  Parteicomit6s,  oder  Pressorganisationen,  die 
sich  selbst  zu  Vertrauensmännern  ernennen  und  dem  Volke 
die  Kandidaten  empfehlen,  die  es  blindlings  auf  ihr  Wort  hin 
anzunehmen  genöthigt  ist.     In  diesen  Fällen  entscheidet  dann 


\ 
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oft  ein  blosser  Name,  der  einigermassen  bekannt  ist,  wie  bei 
4en  mehrfachen  Wahlen  der  Familie  Bonaparte  in  Frankreich, 
oder  irgend  ein  täuschendes  Programm-Schlagwort,  wie  etwa: 
«Das  Kaiserreich  ist  der  Friede»,1)  und  daneben  hauptsächlich 
die  Parteiorganisation  und  Agitation,  die  geschickte  An- 
schwärzung  der  einen,  die  übermässige  Verherrlichung  der 
andern  Kandidaten,  in  letzter  Linie  häufig  sogar  —  da  solche 
Agitationsmittel  nicht  umsonst  zu  haben  sind  —  das  Geld. 

In  dieser  Hinsicht  sind  die  amerikanischen  Präsidenten- 
wahlen, die  jetzt  eine  Volkswahl  sind,')  ein  lehrreiches  Beispiel 
geworden.  Eine  solche  Wahl  kann  nicht  anders  als  durch 
eine  ungeheure,  mit  grossen  Kosten  verbundene  Agitation 
erzielt  werden,  wobei  dann  Jeder,  der  sich  für  den  siegreichen 
Kandidaten  persönlich,  oder  mit  Geldbeiträgen  gehörig  be- 
thätigt  hat,  seine  Belohnung  durch  eine  gute  Anstellung  bei 
der  Bundesregierung  erhält.  Es  ist  daher  völlig  gebräuchlich 
geworden,  dass  nach  jeder  neuen  Präsidentenwahl  alle  be- 
deutenden Stellen,  inklusive  sogar  der  Gesandtschaften,  ihre 
Inhaber  wechseln,  was  ein  amerikanisches  Parteisprich  wort  so 
ausdrückt:  «Dem  Sieger  gehört  die  Beute.» 

Ferner  wird  sehr  oft  nicht  ein  tüchtiger  und  energischer 
Mann,  oder  der  eigentliche  Chef  der  Partei  an  die  Spitze  des 


*)  Was  würde  jetzt  z.  B.  aus  Frankreich  werden,  wenn  es 
Volkswahl  der  Regierung  hätte  ?  Entweder  ein  Chaos,  oder  eine 
Monarchie. 

2)  Nach  der  Verfassung  sollten  sie  es  nicht  sein,  sondern  das 
Volk  der  Einzelstaaten  wählt  nur  Wahlmänner,  die  ihrerseits  dann 
den  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  ernennen.  Aber  man  wählt 
längst  diese  Wahlrnänner  auf  ein  sogenanntes  «ticket»  hin,  d.  h. 
auf  ihre  ausdrückliche  und  verbindliche  (auch  noch  nie  gebrochene) 
Zusage  hin,  dann  ihrerseits  den  oder  jenen  zum  Präsidenten  zu 
wählen,  so  dass  sich  die  ganze  Wahlagitation  auf  die  Wahl  dieser 
Wahlmänner  verlegt,  bei  welchem  Anlass  dann  auch  die  Präsident- 
schaftskandidaten ihre  Rundreisen  machen  und  ihre  unzähligen 
Wahlreden  halten.  Sobald  man  die  Wahlmänner  kennt,  ist  die 
Sache  entschieden;  die  eigentliche  Präsidentschaftswahl  gebt  dann 
ganz  still  und  unbemerkt,  wie  eine  blosse  Formalität  vorüber» 
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Staates  gestellt,  sondern  absichtlich  ein  mittelmässiger  und 
lenksamer,  der  dann  während  seiner  ganzen  Regierungszeit 
von  denjenigen  gänzlich  abhängig  ist,  welche  zu  seinen  Gunsten 
die  Wahlmaschinerie  dirigirt  haben. 

Ein  interessantes  Werk  eines  angesehenen  russischen 
Schriftstellers  «L'organisation  des  partis  politiques  aux  Etats- 
Unis»,  enthält  darüber  zahlreiche  Beispiele  aus  der  Praxis, 
von  denen  wir  hier  einige  wörtlich  abdrucken  wollen.  Die 
erste  vorwiegend  demokratische  Wahl,  Jacksons,  von  welcher 
gewöhnlich  eine  neue  Verfassungsperiode  der  Vereinigten 
Staaten  datirt  wird,1)  wird  folgendennassen  geschildert: 

«Cette  campagne  dans  laquelle  les  Conventions  faisaient, 
pour  ainsi  dire,  leurs  premieres  armes,  revela  sous  le  jour  le 
moins  attrayant  la  presence  dans  l'arene  politique  de  nouveaux 
elements  sociaux.  A  cot6  de  la  foi  democratique  sincere  se 
manifesta  Pesprit  de  d6magogie,  qui  cherche  ä  l'exploiter.  Les 
moeurs  electorales  subirent  un  profond  changement.» 

«Le  succes  de  Jackson  surpassa  toutes  les  esperances. 
L'enthousiasme  du  peuple  fut  grand:  la  democratie  n'etait- 
eile  pas  vengee  et  raffermie?  Mais  les  membres  des  comites 
electoraux  envisagerent  sous  un  autre  jour  la  portee  de  la 
victoire  remportee;  la  moralite  qu'ils  en  tirerent  fut  que  le 
succes  6tait  du  ä  leurs  efforts,  et  que,  comme  tout  travail 
merite  salaire,  ils  meritaient  une  recompense.  En  effet,  ils  se 
pr6senterent  en  masse  pour  demander,  ä  titre  de  remuneration 
de  leurs  Services,  des  places  dans  l'administration.  Jackson 
ne  tarda  pas  ä  reconnaitre  leur  bon  droit,  et  les  emplois 
publics,  comme  une  ville  prise  d'assaut,  furent  bientot  livr6s 
aux  vainqueurs,  c'est-ä-dire,  entre  autres  aux  meneurs  des 
Conventions  et  ä  leurs  agents.» 


*)  1829.  Jackson  war  der  7.  Präsident  der  Vereinigten  Staaten, 
der  die  rücksichtsloseste  Parteipolitik  und  die  Vertheilung  der  Aemter 
unter  die  Sieger  in  dieselbe  einführte. 
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Einer  der  bedeutendsten  Staatsmänner  der  altern  Periode, 
Calhoun,  sagte  bereits  darüber: 

«En  laissant  de  cot6  les  metaphores,  je  dirai  qu'il  est 
impossible  de  trouver  un  systöme  mieux  calcule'  pour  sup- 
primer  le  pouvoir  du  peuple  sur  Telection  pr&sidentielle  et  en 
investir  des  hommes,  qui  fönt  de  la  politique  un  commerce  et 
qui  vivent  ou  esperent  vivre  du  gouvernement.» 

Ueber  den  Einfluss  dieser  Wahlen  auf  die  Bundesbeamten 
wird  folgendes  gesagt,  das  bei  uns  vollständig  eintreten  würde : 

«Puis  le  caueus  (Wahlcomite)  demoerate  avait  le  concours 
de  toute  l'arinee  des  fonetionnaires.  Pour  seconder  l'action  du 
caueus,  l'administration,  qui  lui  devait  sa  vie,  mettait  son  per- 
sonnel  au  Service  des  Conventions.  Pendant  la  periode  electorale, 
les  seances  des  Conventions  et  les  tournees  de  Propaganda 
absorbaient  tellement  les  fonetionnaires,  qu'ils  abandonnaient, 
pendant  ce  temps,  leurs  oecupations  professionelles.  Ces  faits 
ne  manquerent  pas  de  soulever  de  bonne  heure  des  objeetions. 
Dej'ä,  en  1839,  une  proposition  avait  6te  präsentee  au  senat 
ä  l'effet  d'interdire  aux  fonetionnaires  de  prendre  part  aux  Con- 
ventions. Le  rapport  du  comite  chargä  de  l'examen  du  bill  (des 
Gesetzes)  declara  que  l'intervention  des  fonetionnaires  dans  les 
elections  etait  pour  eux  non  seulement  un  droit,  mais  un  devoir, 
que  c'etait  ä  eux,  comme  preposes  ä  la  chose  publique,  qu'il 
incombait  de  fac,onner  l'opinion,  d'influencer  et  de  diriger  le 
peuple  dans  le  choix  de  ses  representants. » 

Ueber  die  ganze  ständige  Wahlorganisation  und  ihre 
Folgen  wird  noch  folgendes  gesagt: 

«Les  meneurs  amencains  des  organisations  de  parti  se 
plient  ä  cette  loi;  ils  sont  toujours  aux  aguets  des  moindres 
mouvements  de  Topinion,  pour  surprendre  les  id6es  plus  ou 
moins  vagues,  qui  fermentent  dans  les  esprits  et  en  extraire 
un  party  cry,  un  cri  de  guerre  propre  ä  entrainer  les  masses ; 
ils  cherchent  la  corde  qui  pourra  vibrer  dans  Tarne  de  la 
nation,  mais  pour  en  jouer.» 
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«La  corruption  des  electeurs  6tant  un  des  moyens  d'action 
du  caucas  system,  les  organisations  de  parti  ont  evidemment 
besoin  de  grandes  ressources.  Afin  d'alimenter  la  caisse  noire, 
le  caucus  a  imagine  de  demander  aux  fonctionnaires  un  tant 
pour  cent  de  lears  appointements  pour  les  depenses  electora- 
les  du  parti.  Le  prötexte  est  la  necessite  qu'il  y  a  de  ne  pas 
laisser  parvenir  au  pouvoir  le  parti  opposä,  qui  les  destituerait 
et  donnerait  leurs  places  ä  ses  adhörents.  Les  employes  se 
sont  soumis  ä  ce  tribut,  surtout  par  crainte  d'6tre  revoques 
en  cas  de  refus,  car  l'organisation  tenant  dans  ses  inains  le 
choix  de  leurs  ckefs  est  aussi  maitresse  des  places,  dont  ces 
derniers  disposent.  Consid6rant  cette  Situation  de  fait  comme 
un  veritable  droit,  l'organisation  estime  que  les  personn  es  qui 
detiennent  de  par  eile  des  emplois  r6muner6s,  lui  doivent  les 
interets  du  capital  inis  ainsi  ä  leur  disposition.  Pratique  des 
avant  1860,  et  parti  culierement  par  le  Taramany-Hall  (eine 
Parteiorganisation  in  New- York),  ce  genre  d'impot  fut,  apres 
la  guerre,  nationalisö  et  mis  en  oeuvre  avec  la  regularite 
d'un  budget  d'Etat.» 

«Les  rings,  comme  on  avait  surnomrae  ces  cliques,  de- 
vinrent  la  plaie  de  la  vie  politique  et  6conomique  des  Etats- 
Unis.  Les  hauts  faits  du  ring  de  New- York  gouverne  par 
Tweed  sont  encore  dans  toutes  les  memoires.  Avec  l'appui  du 
caucus,  Tweed  et  ses  associes  ont  regne  plusieurs  annees  ä 
New- York,  dilapidant  les  fonds  publicus  sans  treve  ni  merci. 
Les  sommes  depensees  pour  des  travaux  publics,  notamment 
pour  Touverture  de  nouvelles  rues  et  avenues,  ont  atteint  des 
chiffres  fabuleux.  Dans  Fameublement  du  palais  de  justice 
chaque  chaise  est  revenue  ä  407  dollars,  soit  2035  francs.  II 
n'existait  et  il  ne  pouvait  y  avoir  aucun  contröle.» 

«Pour  la  plupart  des  representants,  c'est  leur  Situation 
dependante  des  organisations  de  parti  et  de  leurs  puissants 
commanditaires  qui  les  met  dans  Fobligation  morale  de  voter 
ce  qui  leur  repugne.  Da  reste,  pour  les  collectivitäs,  ou  les 
personnes  qui  cherchent  ä  exploiter   dans  leur   interet  prive 
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le  pouvoir  legislatif,  il  serait  assez  difficile  et  surtout  coüteux 
«d'acheter  tous  les  legislateurs  individuellem ent.  Les  uns  op- 
poseraient  aux  corrupteurs  la  fermetä  de  Fabricius;  les  autres 
mettraient  un  prix  trop  haut  ä  leur  complaisance.  Mais  en 
s'emparant  du  caucus  qui  fait  et  defait  les  legislateurs,  en 
lui  payant  la  campagne  electorale,  on  arrive  au  but  desire, 
saus  offusquer  les  vertus  farouches  et  moyennant  des  depenses 
inoins  grandes.  Le  celebre  millionaire  Jay  Gould,  cit6  comnie 
temoin  ä  la  commission  d'enqu&te  parlementaire,  a  expliqu6 
dans  sa  deposition  son  jeu  avec  une  parfaite  sinc6rit6:  «J'avais 
besoin  des  legislatures  de  quatre  Etats,  et  pour  m'en  rendre 
maitre  j'ai  fait  les  legislatures  de  mon  argent;  je  trouvais 
■que  c'elait  meilleur  marclie.» 

«Pour  les  compagnies  de  chemins  de  fer  il  n'y  avait  rien 
<Timpo8sible  dans  les  16gislatures  gouvernees  par  les  rings. 
On  les  autorisait  ä  consolider  les  lignes  paralleles,  qui  se 
faisaient  concurrence,  ä  y  r6unir  encore  d'autres  entreprises 
importantes  comnie  Celles  des  mines;  on  abandonnait  les 
tarifs  ä  leur  discretion,  et  les  compagnies  les  fixaient  avec 
un  arbitraire  sans  limites.  Elles  pouvaient  avec  plus  de  raison 
que  Louis  XIV  dire:  «TEtat,  c'est  nous»,  car  les  legislatures 
^taient  remplies  de  leurs  clients  et  de  leurs  bumbles  servi- 
teurs.  Dans  toutes  les  elections  prösidentielles,  qui  ont  eu  lieu 
depuis  vingt  ans,  les  «rois  des  chemins  de  fer»  ont  jou6  un  röle 
important,  de  meme  que,  dans  les  Etats,  ils  ont  eher  che  ä 
diriger  les  elections  des  gouverneurs,  des  prineipaux  fonc- 
tionnaires,  des  membres  des  legislatures  et  mime  ä  influencer 
la  composition  des  commissions  dans  les  assemblees. » *) 

Einiges  von  diesen  Nachtheilen  einer  jeden  Volkswahl  in 
grossen  Kreisen,  die  der  einzelne  Bürger  nicht  mehr  über- 
sehen  kann,    würde   sich    bei   den  Wahlen    der  Bundesräthe 


*)  Die  Dienstentlassung  des  unfähigen  Generals  Eagan,  Ober- 
kriegskommissär der  amerikanischen  Armee  (in  unserem  Sinne  ge- 
sprochen), wird  wohl  auch  eine  neue  Illustration  dieses  Wahlsystems 
gewesen  sein,  das  ihn  an  seinen  Platz  brachte. 
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durch  das  Volk  auch  bei  uns  mit  Notwendigkeit  geltend 
machen.  Die  Gewählten  wären  auch  hier  von  den  Wahlcomites» 
und  Parteimatadoren  abhängig,  die  sie  dem  Volk  in  der  Presse 
und  in  Volksversammlungen  empfehlen  müssten;  da  dasselbe» 
sie  nicht  hinreichend  selbst  kennen  und  richtig  beurtheilen 
kann,  mtissten  naturgemäss  diese  Helfer  und  ihre  Empfohlenen, 
bis  in  die  tiefsten  Regionen  hinab  dann  auch  wieder  bei  allen 
Anstellungen  oder  andern  Vortheilen,  die  sie  zu  vergeben, 
hätten,  berücksichtigen1),  und  hätten,  statt  die  Geschäfte  der 
Regierung  zu  besorgen,  während  der  ganzen  Dauer  ihrer 
Amtsperiode  nichts  Dringenderes  zu  thun  als  sich  auf  jede 
Weise  populär  zu  erhalten,  d.  h.  sich  einen  grossen  Anhang 
durch  alle  möglichen  Mittel  zu  verschaffen  und  alle  Gegner 
möglichst  zu  beseitigen,  oder  durch  Kompromisse  zu  beschwich- 
tigen. Die  Bundesbeamtenschaft  würde  ebenfalls  gänzlich  in 
die  Wahlagitation  hineingezogen,  da  sie  von  jeder  Wahl  für 
sich  zu  fürchten,  oder  zu  hoffen  hätte,  und  die  grossen  Ge- 
schäfte, denen  an  der  Gunst,  oder  Abneigung  der  Bundesre- 
gierung etwas  läge,  würden  es  auch  bei  uns  bald  lernen, 
für  ihnen  günstige  Wahlen  mit  allen  ihren  Mitteln  einzutreten. 

Eine  allmälig  zunehmende  Korruption  unserer  ganzen, 
bis  jetzt  so  sauberen  Bundesverwaltung  wäre  ganz  unaus- 
weichlich. 

Dass  dieselbe  in  den  Kantonen,  welche  die  Volkswahl 
der  Regierungen  haben,  noch  nicht  besteht,  hängt  damit  zu- 
sammen, dass  diese  kantonalen  Stellen  nicht  so  gesuchte  und 
auch  weniger  einflussreiche  sind;  übrigens  möchten  wir  dabei 
die  Frage  offen  lassen,  ob  die  vom  Volk  gewählten  Regierungs- 
räthe  im  Allgemeinen  auf  einem  weit  höheren  Niveau  stehen, 
als  die  früheren  von  den  Grossen  Räthen  ernannten,  ob  so- 
mit auch  diese  Neuerung  eine  absolut  noth wendige  gewesen  sei. 

2.  Eine  vom  Volk  und  vielleicht  gar  nach  Proportional- 
system  gewählte   Bundesregierung    wird   ferner,    namentlich 


*)  Es  wird  sich  das  vielleicht   schon  jetzt  bei   der  Diskussion 
über  diese  Initiative  zeigen,  welche  Erwartungen  daran  geknüpft  sind» 
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wenn  sie  noch  zahlreicher  werden  soll,  als  bisher,  statt  einer 
einheitlich  handelnden  Behörde  ein  kleines  Diskussionsparla- 
ment werden,  mit  sehr  verschiedenen  Ansichten  über  die  Po- 
litik nach  innen  und  aussen,  und  einem  beständigen  Streit 
darüber.  Jede  Partei  im  Bundesrath  würde  sich  dabei  auf 
ihre  Anhänger  im  Parlament,  oder  in  den  Parteiorganisationen 
und  nicht  am  wenigsten  auf  eine  von  ihr  beeinflnsste,  oder 
direkt  gehaltene  Presse  stützen,  und  jede  neue  Windrichtung 
in  der  Politik,  oder  jede  andere  Parlamentsmajorität  müsste 
ein  solches  Ministerium  ebenso  aktionsunfähig  machen,  wie 
wir  es  in  den  konstitutionell-monarchischen  Staaten  und  in 
Frankreich  zur  Genüge  gesehen  haben,  während  dies  bisher 
bei  uns  glücklicherweise  nicht  der  Fall  war. 

3.  Ein  vom  Volke  gewählter  Bundesrath,  dessen  spezielle 
Gesetzesarbeiten  ein  oder  zwei  Mal  durch  Referendum  ver- 
worfen würden,  hätte  nur  noch  die  Wahl,  auszutreten,  oder 
ein  sehr  kümmerliches  Dasein  zu  fristen,  um  bei  der  nächsten 
Gesammterneuerung  doch  muthmasslich  zu  unterliegen.  Oder 
er  müsste  seinen  Frieden  durch  allerlei  Konzessionen,  die 
gegen  seine  Ueberzeugung  gi engen,  erkaufen.  Dass  damit  der 
Aktionsfreiheit  und  jedem  grossen  Verbesserungsgedanken 
überhaupt  wirksame  Schranken  gesetzt  würden  und  das  Re- 
ferendum selbst  zu  einem  Mittel  herabsinken  würde,  miss- 
liebig  gewordene  Bundesräthe  zu  ersetzen,  oder  ungeduldige 
Streber  an  ihre  Posten  zu  befördern,  liegt  auf  der  Hand.  Es 
brauchte  jedenfalls  einen  geschickten  Schwimmer  mit  der 
Volksgunst  und  eine  nicht  übermässige  Selbstachtung,  um 
sich  an  einem  solchen  schwierigen  Posten  wohl  zu  befinden 
und  das  Kaliber  unserer  obersten  Beamten  dürfte  in  Bälde 
sehr  bedeutend  sinken. 

Wir  haben  übrigens  diese  unsichern   und  stets  innerlich 

»•«"«»spaltenen  Regierungen,  in  denen  bloss  einzelne  Personen  eigent- 

N  massgebend  waren,  auch  schon  selber  in  der  helvetischen 

^e  besessen,  wobei  es  sich  Ende  1800  und  zu  Anfang 
ngere  Zeit  hindurch  nur  noch  darum  handelte,  welche. 
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Partei  zuerst  durch  Staatsstreich  sich  der  andern  entledige 
und  wobei  schon  früher  der  Bürger  Ochs  von  dem  Bürger 
Laharpe  (trotz  ihrer  frühern  Freundschaft)  durch  die  Drohung 
einer  Kriminalklage  genöthigt  wurde,  seinen  sofortigen  Ab- 
schied «aus  Gesundheitsrücksichten»  zu  begehren.1) 

4.  Es  würde  endlich  auch  rein  unmöglich  sein,  eine  so 
billige  Vertheilung  der  Bundesrathssitze  auf  die  einzelnen 
Landesgegenden  festzuhalten,  wie  sie  sich  jetzt  doch  allmälig 
durch  parlamentarische  Praxis  gestaltet  hat;  jedenfalls  wäre 
irgend  eine  Garantie  dafür  nicht  mehr  vorbanden,  und  es 
könnten  in  leidenschaftlich  bewegten  Zeiten  ganz  unerwartete 
Ueberraschungen  für  Jedermann  auch  in  dieser  Richtung  ein- 
treten. 

Eine  solche  schwache,  von  jeder  Schwankung  der  je- 
weiligen Volksgunst  und  der  sie  beeinflussenden  Presse  ab- 
solut abhängige  und  stets  um  dieselbe  buhlende  Regierung 
könnte  keine  Kraft  und  kein  Ansehen  nach  Aussen  haben 
und  im  Innern  niemals  das  Vertrauen  des  gesammten  Volkes 
gemessen,  wie  dies  doch  beides  bei  dem  jetzigen  Wahlsystem 
unzweifelhaft  der  Fall  gewesen  ist;  die  Mit-  und  Nachwelt 
würde  daher  das  Urtbeil  über  uns  abgeben,  wir  hätten  unser 
früheres  Glück  nicht  verdient  und  unsern  seitherigen  Nieder- 
gang muthwillig  herbeigeführt. 

Was  die  Schweiz  in  allen  Schwierigkeiten  der  gegen- 
wärtigen Zeitlage  aufrecht  erhält,  ist  der  hohe  Grad  von 
gesundem  Menschenverstand  und  kräftigem  Patriotismus,  den 
sie  in  den  breiten  Schichten  ihrer  Bevölkerung  besitzt  und 
der  ihr  auch  im  Auslande  Achtung  verschafft.  Würde  aber 
künftig  ein  beständiger  Kampf  von  Klassen,  oder  Parteien 
um  die  Herrschaft  stattfinden,  oder  überhaupt  eine  unsichere, 
wenig  Vertrauen  einflössende  Regierung  und  eine  der  Partei- 
korruption zugängliche  Verwaltung  an  die  Stelle  der  jetzigen 


*)  Es  existirt  darüber,,  im  eidgen.  Archiv  ein  früher  versiegel- 
tes und  geheim  gehaltenes  Protokoll. 
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treten,  so  würden  wir  muthmasslich  in  kurzer  Zeit  wieder 
auf  diejenige  Stufe  heruntersinken,  auf  der  wir  uns  zu  An- 
fang und  bis  in  die  Mitte  des  Jahrhunderts  befanden,  und 
Gedanken  an  Beaufsichtigung  und  Einmischung  hervorrufen, 
welche  gegenüber  solchen  Staaten,  die  sich  nicht  vollkommen 
ruhig  und  solid  regieren  können,  gegenwärtig  wieder  sehr 
an  der  Tagesordnung  sind. 

m. 

Was  die  freisinnig-demokratische  Partei  in  dieser  Sache 
zu  thun  hat,  ist  mit  sehr  wenigen  Worten  zu  sagen: 

1.  Sie  soll  den  Kampf,  der  ihr  aufgedrungen  wird,  ruhig 
und  energisch  aufnehmen,  zufrieden  sogar,  dass  er  jetzt  schon 
und  gleich  für  beide  Fragen  auf  einmal  kommt.  Es  ist  eine 
gute  Sache,  das  Wahlsystem,  welches  die  Eidgenossenschaft 
geschaffen  und  so  lange  erhalten  hat,  gegen  eine  ausländische 
Erfindung  zu  vertheidigen,  die  überall  nur  zu  Partei-  und 
Klassenzwecken  gebraucht  wird,  und  ebenso  eine  Eegierung 
dankbar  zu  schützen,  unter  welcher  die  Eidgenossenschaft 
50  der  allerglücklichsten  Jahre  ihrer  ganzen  Geschichte  ver- 
lebt hat. 

2.  Wenn  es  aber  gegen  alles  Erwarten,  selbst  das  der 
vereinigten  Gegner ,  gelingen  sollte ,  die  Vorschläge  der 
Doppelinitiative  mit  einer  ohne  allen  Zweifel  geringen  Mehr- 
heit durchzusetzen,  so  müssen  wir  uns  meines  Erachtens  jetzt 
für  dann  fest  entschliessen,  dabei  nicht  stehen  zu  bleiben 
und  dem  Unglück  des  Landes  seinen  Lauf  zu  lassen,  sondern 
sofort  die  Totalrevision  der  Verfassung  von  1874  einleiten, 
was  in  unserer  Macht  liegt. 

3.  Zunächst  aber  muss  sich  die  Partei  in  ihrem  eigenen 
Schoosse  klar  sein,  dass  es  sich  in  einem  solchen  Kampfe 
darum  handelt,  etwaige  persönliche  Liebhabereien,  welche 
sich  für  den  einen,  oder  den  andern  Vorschlag  der  Doppel- 
initiative in  einzelnen  Theilen  unseres  Landes  noch  vorfinden 
möchten,    nach    besserer   Erwägung   der  Sache    aufzugeben, 
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sodass  die  Stellungnahme  der  Freisinnigen  der  Schweiz  in 
beiden  Punkten  eine  einheitliche  und  übereinstimmende  wird. 
Von  unserer  heutigen  ersten  Versammlung  hoffe  ich  zu- 
versichtlich, sie  werde  das  ironische  Wort  eines  Solothurners 
aus  dem  17.  Jahrhundert  auch  nicht  im  allergeringsten  Mass- 
stabe zur  Wahrheit  werden  lassen: 

«D'Eydgnossen  kommen  zu  Tagen  vil 
Am  Ende  thut  jeder  was  er  will.» 


Torlage  zur  Volksabstimmung  vom  4.  November  1900. 

Im  Laufe  des  Jahres  1899  ist  von  64,478  stimmbe- 
rechtigten Schweizerbürgern  folgendes  Initiativ  begehren 
gestellt  worden: 

Artikel  73  der  Bundesverfassung  ist  aufgehoben  und 
wird  durch  folgenden  Artikel  ersetzt  : 

Die  Wahlen  für  den  Nationalrath  sind  direkte.  Sie  finden 
nach  dem  Grundsatze  der  Proportionalität  statt,  wobei  jeder 
Kanton  und  jeder  Halbkanton  einen  Wahlkreis  bildet. 

Die  Bundesgesetzgebung  trifft  über  die  Ausführung  dieses 
Grundsatzes  die  nähern  Bestimmungen. 

Zu  gleicher  Zeit  haben  56,031  Stimmberechtigte  das 
nachfolgende  weitere  Initiativbegehren  eingereicht. 

Die  Artikel  95,  96,  100  und  103  der  Bundesverfassung 
sind  aufgehoben.     An  ihre   Stellen   treten  folgende  Artikel: 

Art.  95.  Die  oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde 
der  Eidgenossenschaft  ist  ein  Bundesrat^  welcher  aus  neun 
Mitgliedern  besteht. 

Art.  96.  Die  Mitglieder  des  Bundesratheß  werden  von 
den  stimmberechtigten  Schweizerbürgern  jeweüs  am  Tage  der 
Nationalrathswahlen  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  mit  Amts- 
antritt auf  den  folgenden  1.  Januar  gewählt. 

Die  Wahl  geschieht  in  einem  die  ganze  Schweiz  um- 
fassenden Wahlkreis.    Es  sollen  nur  zwei  Wahlgänge  statt- 
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finden,  von  welchen  auch  der  zweite  frei  ist.  Im  ersten 
Wahlgang  entscheidet  das  absolute,  im  zweiten  das  relative 
Mehr. 

Wahlfähig  ist  jeder  in  den  Nationalrath  wählbare 
Schweizerbürger.  Es  darf  jedoch  nicht  mehr  als  ein  Mitglied 
aus  dem  nämlichen  Kanton  gewählt  werden,  und  müssen 
wenigstens  zwei  Mitglieder  der  romanischen  Schweiz  ange- 
hören. 

Die  während  einer  Amtsdauer  ledig  gewordenen  Stellen 
sind,  wenn  nicht  die  Gesammterneuerung  innerhalb  sechs  Mo- 
naten bevorsteht,  für  den  Rest  der  Amtsdauer  sofort  wieder 
zu  besetzen. 

Art.  100.  Um  gültig  verhandeln  zu  können,  müssen 
mindestens  fünf  Mitglieder   des  Bundesrathes  anwesend   sein 

Art.  103.  Ueber  die  Organisation  der  Bundesverwaltung 
wird  die  Gesetzgebung  das  Nähere  bestimmen. 

Bis  zum  Erlass  eines  Gesetzes  werden  die  Geschäfte  des 
Bundesrathes  nach  Departementen  unter  die  einzelnen  Mit- 
glieder vertheilt,  und  geht  der  jeweilige  Entscheid  vom  Bun- 
desrath  als  Behörde  aus. 

In  Art.  85,  Ziff.  4,  der  Bundesverfassung  fällt  der  Passus 
«Wahl  des  Bundesrathes»  weg. 

Nach  Vorschrift  des  Bundesgesetzes  vom  27.  Januar  1892 
über  das  Verfahren  bei  Volksbegehren  und  Abstimmungen 
betreffend  Revision  der  Bundesverfassung  haben  die  eidge- 
nössischen gesetzgebenden  Räthe  über  diese  beiden  Begehren 
Berathung  gepflogen  und  unterm  7./8.  beziehungsweise  21.  Juni 
abhin  nachfolgenden  Beschluss  gefasst: 

Bundesbeschluss  betreffend  die  beiden  Volksbegehren 
für  die  Proportionalwahl  des  Nationalrathes  und  die  Wahl 
des  Bundesrathes  durch  das  Volk.     (Vom  21.  Juni  1900.) 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, nach  Einsicht  eines  Berichtes  des  Bundesrathes  vom 
22.  September  1899,  beschliesst: 


-g  Jahresbericht  1900.    Beilagen. 

Ad  I.    Proportionalwahl  des  Nationalrathes : 

Es  sei  dem   eingereichten  Entwürfe  nicht  zuzustimmen 

und  dem  Volke  dessen  Verwerfung  zu  empfehlen. 

Ad  II.     Wahl  des  Bundesrathes  durch  das  Volk: 

Es    sei  dem   eingereichten  Entwürfe  nicht  zuzustimmen 

und  dem  Volke  dessen  Verwerfung  zu  empfehlen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  7./8.  Juni  1900. 

Der  Präsident:  Bühlmann. 
Der  Protokollführer:  Ein  gier. 
Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  21.  Juni  1900, 

Der  Präsident:  Leu  mann. 

Der  Protokollführer:  Schatzmann. 

Die  eidgenössischen  Käthe  stellen  somit  den  Antrag,  es 
seien  beide  Initiativbegehren  zu  verwerfen. 

Demzufolge  hat,  wer  die  in  dem  einen  oder  andern  der- 
selben vorgeschlagenen,  die  jetzige  Bundesverfassung  ab- 
ändernden neuen  Verfassungsbestimmungen  annehmen  will,  mit 
«Ja»  zu  stimmen,  wer  sie  dagegen,  im  Sinne  des  Antrages 
der  Bundesversammlung,  verwerfen  will,  mit  «Nein». 

Die  in  Frage  kommenden  Artikel  der  jetzigen  Bundes- 
verfassung lauten  wie  folgt: 

I. 
Art.  73.  Die  Wahlen  für  den  Nationalrath  sind  direkte. 
Sie  finden  in  eidgenössischen  Wahlkreisen  statt,  welche  jedoch 
nicht    aus    Theilen    verschiedener   Kantone  gebildet  werden 
können. 

H, 
(Art.  85,  95,  96,  100  und  103.) 
Art.  85.  Die  Gegenstände ,  welche  in  den  Geschäftskreis 
beider  Eäthe  fallen,  sind  insbesondere  folgende: 
4.    Wahl  des  Bundesrathes  .  .  . 
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Art.  95.  Die  oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde 
der  Eidgenossenschaft  ist  ein  Bundesrath,  welcher  aus  sieben 
Mitgliedern  besteht. 

Art.  96.  Die  Mitglieder  des  Bundesrathes  werden  yon 
der  Bundesversammlung  aus  allen  Schweizerbürgern,  welche 
als  Mitglieder  des  Nationalrathes  wählbar  sind,  auf  die  Dauer 
von  3  Jahren  ernannt.  Es  darf  jedoch  nicht  mehr  als  ein 
Mitglied  aus  dem  nämlichen  Kanton  gewählt  werden. 

Nach  jeder  Gesammterneuerung  des  Nationalrathes  findet 
auch  eine  Gesammterneuerung  des  Bundesrathes  statt. 

Die  in  der  Zwischenzeit  ledig  gewordenen  Stellen  werden 
bei  der  nächstfolgenden  Sitzung  der  Bundesversammlung  für 
den  Rest  der  Amtsdauer  wieder  besetzt. 

Art.  100.  Um  gültig  verhandeln  zu  können,  müssen 
wenigstens  vier  Mitglieder   des  Bundesrathes  anwesend  sein. 

Art.  103.  Die  Geschäfte  des  Bundesrathes  werden  nach 
Departementen  unter  die  einzelnen  Mitglieder  vertheilt.  Diese 
Einth eilung  hat  aber  einzig  zum  Zweck,  die  Prüfung  und 
Besorgung  der  Geschäfte  zu  fördern;  der  jeweilige  Entscheid 
geht  von  dem  Bundesrathe  als  Behörde  aus. 

Bern,  den  7.  Juli  1900. 

Im  Auftrag  des  schweizerischen  Bundesrathes: 
Die  Bundeskanzlei. 


Resultat  der  Abstimmung  vom  4.  November  1900. 

Die  Proportionalwahl  des  Nationalraths  ist  mit  244,666 
gegen  169,008  Volksstimmen  und  HV2  gegen  10  V2  Standes- 
stimmen, 

die  Volkswahl  des  Bundesratiis  mit  270,522  Volks- 
stimmen und  14  gegen  8  Standesstimmen  verworfen  worden. 

Angenommen  haben  beide  Initiativen  die  Stände:  Uri, 
Schwyz,  Unterwaiden,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Tessin  und 
Wallis.  (B.-Blatt  1900,  No.  49.) 
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Schweizerisches  Bundesrecht 

Staatsrechtliche  und  verwaltungsrechtliche  Praxis 

des 
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